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Die Tagung der Ddeutſchen Landesgruppe der Internationalen Rriminaliſtiſchen 
vereinigung in Karlsruhe (II.. September 1027). 


Von Oberreichsanwalt a. D. Honorarprofeſſor Dr. Ebermayer, Leipzig. 


Die diesjährige Tagung der Deutſchen Landesgruppe der Internationalen Krimaliſtiſchen Vereinigung findet in der 
Zeit vom 11. bis 13. September in Karlsruhe ſtatt. 

Es mag Leute geben, die fragen: Iſt es wirklich nötig, daß die JKV. (um es kurz fo zu nennen) in dieſem Jahre 
ſchon wieder tagt? Sollte ſie ſich nicht, wie der Deutſche Juriſtentag, eine weiſe Beſchränkung auferlegen und ihre Leute 
nur in jedem zweiten Jahre zuſammenrufen? Solche Fragen haben ſicherlich ihre Berechtigung und werden vorausſichtlich 
bei der diesjährigen Tagung erneuter Prüfung unterſtellt werden. Aber außergewöhnliche Umſtände verlangen außergewöhnliche 
Maßnahmen. Wir ſtehen mitten in der Strafrechtsreform oder optimiſtiſch ausgedrückt hoffentlich in ihrem letzten Stadium. 
Der im Reichsrat feſtgeſtellte Entwurf liegt, nachdem die erſte Leſung im Reichstag bereits ſtattgefunden hat, zur Zeit dem 
zu ſeiner Beratung beſtimmten Aasſchuß des Reichstags vor, der am 21. September die Arbeit aufnehmen wird. Der Ent 
wurf — ich möchte ihn kurz den Entw. 1927 nennen — zeigt gegenüber dem Regierungsentwurf 1925 ſowohl im all- 
gemeinen als im beſonderen Teil ein Reihe teils recht erheblichen Anderungen, die von den einen als Verbeſſerungen, von 
den anderen als Verſchlechterungen angeſehen werden. Der Reichstagsausſchuß und letzten Endes der Reichstag haben zu ent⸗ 
ſcheiden, ob das eine oder das andere zutrifft und ob der jetzt vorliegende Entwurf eine geeignete Grundlage bildet, auf 

er ein neues Allgemeines Deutſches Strafgeſetzbuch aufgebaut werden kann. 


Die IJKV. — die es ſtets als ihre wichtigſte, ihr von ihren großen Gründern hinterlaſſene Aufgabe betrachtet hat, 
bei der Geſetzgebung auf ſtrafrechtlichem und ſtrafprozeßualem Gebiete den berufenen Organen beratend und fördernd zur 
Seite zu ſtehen — würde ihren Traditionen geradezu untreu werden, wollte ſie im jetzigen Augenblick, gewiſſermaßen in 


der letzten Stunde vor der Entſcheidung, fi) untätig verhalten und in Stlllſchweigen hüllen, jtatt auch ihrerſeits Stellung 
zu nehmen zu dem letzten Entwurf. Und ſo erſchien es als eine mehr oder weniger ſelbſtverſtändliche Notwendigkeit, gerade 
1 dieſem Jahre zu tagen, und die Verhandlungsgegenſtände ergaben ſich von ſelbſt: für den erſten Tag: „Beratung über 
Jortſchritte und Rückſchritte in den kriminalpolitiſchen Beſtimmungen des neueſten Strafgeſetzentwurfs“, 
ei zweiten Tag: „Beratung über die kriminalpolitiſchen Grundgedanken des Entwurfs eines deutſchen 
101 arollzugsgeſ etzes.“ Für beide Verhandlungsgegenſtände iſt es gelungen, Berichterſtatter zu gewinnen, die volle Ge⸗ 
Fragen )en für eine ebenſo gründliche und objektive, als auf wiſſenſchaftlicher Höhe ſtehende Behandlung der zu erörternden 
Gs iſt Wie ſchon bemerkt hat der Entw. 1927 gegenüber dem Entw. 1925 eine Reihe teils erheblicher Abänderungen erfahren. 
Grund 11 5 nicht der Platz, auf Einzelheiten einzugehen. Nur auf einige der weſentlichſten Anderungen ſei hingewieſen. Die 
gebbeben anken, auf denen der Entw. 1925 und die früheren Entwürfe aufgebaut ſind, ſind ſelbſtverſtändlich die gleichen 
welſe A Auch der Entw. 1927 geht davon aus, daß Weſen und Zweck der Strafe nicht ausſchließend oder doch vorzugs⸗ 
5 ! Ent der Vergeltung liegt, daß die Strafe vie mehr daneben beſſern, erziehen, verhüten, ſichern ſolle. Desgleichen Hält 
A 1927 an dem Grundgedanken der früheren Entwürfe feſt, daß bei der Bemeſſung von Art und Höhe der Strafe 
mehr als bisher neben der objektiven Schwere und den Folgen der Tat die Perſönlichkeit des Täters berückſichtigt werden 
müſſe, daß dem Richter in weiterem Umfang als bisher die Möglichkeit zu geben ſei, die Strafe der Eigenart des einzelnen 
Falles ſowohl nach der Tat als nach der Täterſeite anzupaſſen, mehr zu individualiſieren und daß dies nur durch eine Er⸗ 
weiterung des richterlichen Ermeſſens erreicht werden könne. — Die Frage der Erweiterung des freien richterlichen Er⸗ 
meſſens hat ſchon bei Veröffentlichung der früheren Entwürfe viel Staub aufgewirbelt. Theoretiſche und politiſche Bedenken 
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wurden dagegen erhoben. Die erfteren lagen in der Richtung, 
daß ein zu großes Maß freien richterlichen Ermeſſens zur 
Willkür führen müſſe. Dieſe Gefahr iſt an ſich nicht zu leug⸗ 
nen. Daher erſcheint, wenn man das richterliche Ermeſſen er⸗ 
weitern will, Vorſicht geboten. „Die Individualiſierung darf 
nicht ſubjektive Willkür werden“, wie Kohlrauſch in ſeiner 
vortrefflichen Rede bei der Reichsgründungsfeier am 18. Jan. 
1927 zutreffend hervorgehoben hat, „die Beſeitigung der 
Schablone darf nicht zur Relativiſierung des Rechtsgedankens 
führen“. — Die politiſchen (nicht kriminalpolitiſchen) Be⸗ 
denken liegen nicht ſowohl in der Sache ſelbſt, als in der Be⸗ 
urteilung der Perſönlichkeit und der Einſtellung der gegen⸗ 
wärtigen Richter. Man hat an ſich gar nichts gegen die Er⸗ 
weiterung des richterlichen Ermeſſens; aber den jetzigen Rich⸗ 
tern glaubt man ſie um keinen Preis zugeſtehen zu können. 
Bezeichnend iſt hier eine Außerung, die vor einiger Zeit ein 
hervorragendes Mitglied einer der Linksparteien mir gegen⸗ 
über tat: „Aber ich bitte Sie, den Richtern, wie wir ſie 
haben, kann man doch nicht ein erweitertes richterliches Er⸗ 
meſſen geben.“ Ich erwiderte ihm: „Dem läßt ſich leicht ab⸗ 
helfen. Heben Sie für ein Jahr die richterliche Unabhängig⸗ 
keit auf, was Sie ja ohnehin erſtreben, entfernen Sie dann 


dieſe ſämtlichen ſuſpekten Richter und beſetzen Sie die Stellen 


mit Ihren Leuten, und Sie werden nicht mehr das mindeſte 
Bedenken haben, dieſen neuen Richtern ein noch ſo weitgehen⸗ 
des Maß freien Ermeſſens einzuräumen.“ 

Den oben erwähnten ſachlichen Bedenken trägt der Ent⸗ 
wurf 1927 inſofern Rechnung, als er die Beſtimmung des 
Entw. 1925 (8 75 Abſ. 1 erſter Satz), wonach das Gericht, 
ſobald ein beſonders leichter Fall vorlag, die 
Strafe nach freiem Ermeſſen mildern konnte, 
geſtrichen hat. Damit iſt den Beſtimmungen über das freie 
richterliche Ermeſſen der eigentliche Giftzahn ausgezogen. Was 
noch übrigbleibt, dürfte kaum ernſten Bedenken unterliegen. 
Weitergeſpannte Strafrahmen, möglichſte Beſeitigung der den 
Richter ſo häufig zu ungerechten Urteilen zwingenden Mindeſt⸗ 
ftrafmaße, allgemeine Zulaſſung mildernde Umſtände, ver⸗ 
mehrte Anwendung der Geldſtrafe, Abſehen von Strafe in be⸗ 
ſonders leichten Fällen da, wo das Geſetz es ausdrücklich zu⸗ 
läßt — dies alles dürfte nicht die Gefahr begründen, daß das 
dem Richter eingeräumte freie Ermeſſen zur Willkür wird. 

In dieſem Zuſammenhang ſei gleich des Überzeu⸗ 
gungsverbrechers gedacht. Wer ſich auf Grund ſeiner 
ſittlichen, religiöſen oder politiſchen Überzeugung zu der Tat 
für verpflichtet hielt, ſollte, wenn dies der ausſchlagende Be⸗ 
weggrund war, ſtatt mit Zuchthaus oder Gefängnis mit Ein⸗ 
ſchließung von gleicher Dauer beſtraft werden. Mit Recht 
wurde darauf hingewieſen, daß hier das eigene Normbewußt⸗ 
ſein des Täters zum Inhalt des Geſetzes gemacht, daß die 
individuelle Pflichtnorm als gleichwertig mit der ſtaatlichen 
anerkannt werde (vgl. Kohlrauſch in der obenerwähnten 
Univerſitätsrede). Der Entw. 1927 hat den Begriff des Über⸗ 
zeugungsverbrechens fallen laſſen; er ſtellt für die Frage, ob 
Zuchthaus oder Gefängnis oder ſtatt dieſer Strafen die custo- 
dia honesta der Einſchließung nicht mehr ab auf das Norm⸗ 
bewußtſein des Täters, verlegt vielmehr das unterſcheidende 
Merkmal von dem ſubjektiven auf das mehr objektive Ge⸗ 
biet; entſcheiden ſoll, ob der Täter ausſchließlich aus 
achtenswerten Beweggründen gehandelt hat und 
ob die Tat nicht ſchon wegen der Art und Weiſe 
ihrer Ausführung oder wegen der vom Täter 
verſchuldeten Folgen verwerflich iſt. Eine Ver⸗ 
ſchlechterung gegenüber dem Entw. 1925 vermag ich darin 
nicht zu erkennen. Will man im neuen Strafgeſetzbuch eine 
eustodia honesta überhaupt beibehalten und nicht nur im 
Strafvollzug zwiſchen dem anſtändigen und dem unanſtän⸗ 
digen Verbrecher unterſcheiden — was ich ſehr bedauern 
würde —, fo erſcheint die im Entw. 1927 getroffene Ab⸗ 
grenzung, mindeſtens ſo lange als nicht eine beſſere gefunden 
wird, durchaus annehmbar. 

In der Regelung der Irrtumsfrage kehrt der Entw. 
1927 zum Entw. 1919 zurück. Nach Entw. 1925 ſollte jeder 
Irrtum, der den Täter das Unerlaubte ſeiner Tat nicht er⸗ 
kennen ließ, die Beſtrafung wegen vorſätzlicher Begehung aus⸗ 
ſchließen. Damit war mehr oder weniger das Bewußtſein der 
Rechtswidrigkeit zum Beſtandteil des Vorſatzes gemacht. Man 


Größere Aufſätze 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


fuͤrchtete bei ſolcher Regelung — kaum mit Unrecht — eine 
zu weitgehende Straffreiheit und unterſcheidet deshalb im 
Entw. 1927 wieder, wie es der Entw. 1919 getan hatte, zwi⸗ 
ſchen dem den Vorſatz ausſchließenden Irrtum, der ein tat⸗ 
ſächlicher oder rechtlicher fein kann, und dem Irrtum des vor⸗ 
ſätzlich Handelnden, der ihn das „Unrechtmäßige“ ſeiner Tat 
nicht erkennen läßt, wobei unter „unrechtmäßig“ nicht, wie 
im Entw. 1925 unter „unerlaubt“, auch das „ſittlich Un⸗ 
erlaubte“ zu verſtehen iſt, ſondern nur das gegen geſchriebenes 
oder ungeſchriebenes Recht verſtoßende. Solcher Irrtum ſchließt 
die Beſtrafung wegen vorſätzlichen Handelns aus, wenn er 
entſchuldbar iſt, andernfalls ſoll milder beſtraft werden. 
Dieſe Regelung iſt im Intereſſe der Rechtsſicherheit der im 
Entw. 1925 getroffenen vorzuziehen und das Aufgeben der 
Gleichſtellung vom „rechtlich“ und „fittlih” Unerlaubten zu 
begrüßen. 

Bei der „Notwehr“ wurde an Stelle der „angemeſ⸗ 
ſenen“ Verteidigung die „notwendige“ geſetzt, m. E. eine Ver⸗ 
beſſerung. Weſentlich umgeſtaltet wurde die Beſtimmung über 
Notſtand und Nothilfe. Nach dem Entw. 1925 ſollte es 
ſich hier — entgegen dem Entw. 1919 — überall nur um 
einen Entſchuldigungs⸗, nicht um einen Rechtfertigungsgrund 
handeln, und es ſollte bei der Nothilfe nur darauf ankommen, 
ob dem Nothelfer, nicht auch ob dem, dem geholfen werden 
ſollte, zuzumuten war, den drohenden Schaden zu dulden. 
Letzteren offenſichtlichen Mangel beſeitigt der Entw. 1927. 
Im übrigen unterſcheidet er in dem Beſtreben, den ſtrafrecht⸗ 
lichen Notſtand dem bürgerlich⸗ rechtlichen möglichſt gleich⸗ 
zuſtellen, zwiſchen Rechtfertigungs⸗ und Entſchuldigungsgrund: 
Nicht rechtswidrig handelt der Täter, wenn der drohende 
Schaden gegenüber dem aus der Einwirkung erwachſen⸗ 
den Schaden unverhältnismäßig groß iſt; andernfalls han⸗ 
delt er zwar rechtswidrig, bleibt aber ſtraffrei. Dabei wird 
ausdrücklich hervorgehoben, daß Einwirkungen auf Leib oder 
Leben nur zum Schutze von Leib oder Leben zuläſſig find. 
Die Regelung iſt etwas kompliziert, dürfte aber immerhin der 
im Entw. 1925 vorgeſehenen vorzuziehen ſein. 

Daß bei Verſuch und Beihilfe die Strafmilderung 
nicht mehr fakultativ, ſondern wie bisher obligatoriſch iſt, be⸗ 
deutet eine Verbeſſerung. 

Weſentlich verſchlechtert iſt der Entw. 1927, ſoweit es ſich 
um die Unterbringung freigeſprochener, gemein» 
gefährlicher Verbrecher in einer Heilanſtalt 
handelt. Nach Entw. 1925 ordnete in dieſem Fall das Ge⸗ 
richt, wenn es die öffentliche Sicherheit erforderte, die Unter⸗ 
bringung des Freigeſprochenen in einer Heil- oder Pflege⸗ 
anſtalt an. Nach dem Entw. 1927 kann das Gericht in dieſem 
Fall nur die Unterbringung „für zuläſſig“ erklären. Da⸗ 
mit iſt der ganzen Maßnahme das Rückgrat gebrochen. Zu⸗ 
läſſig iſt in der Regel die Unterbringung durch die Polizei⸗ 
behörde auch jetzt ſchon; dazu bedarf es keines richterlichen 
Ausſpruchs. Der Entw. 1925 wollte bei der hohen Gefähr⸗ 
lichkeit derartiger freigeſprochener Geiſteskranker gerade ver⸗ 
meiden, daß ihre Unterbringung in das Belieben der Polizei 
geſtellt werde. Finanzielle Erwägungen — die Furcht, die 
Provinzen einzelner Länder könnten zu ſtark belaſtet werden — 
ſcheinen der Grund der Anderung zu ſein. Man ſollte doch, 
abgeſehen von allen kriminalpolitiſchen und ſozialen Er⸗ 
wägungen, nicht überſehen, daß ein ſolcher freigeſprochener 
geiſteskranker Verbrecher außer ſeiner Gefährlichkeit für Men⸗ 
ſchenleben materielle Werte vernichten kann, zu denen die 
Koſten ſeiner Unterbringung in keinem Verhältnis ſtehen. 
Was hier von der Unterbringung Zurechnungsunfähiger oder 
vermindert Zurechnungsfähiger geſagt iſt, gilt in gleicher 
Weiſe für die Unterbringung in einer Trinkerheilanſtalt oder 
im Arbeitshaus. Es iſt zu hoffen und dringend zu wünſchen, 
daß der Reichstag hier zum Entw. 1925 zurückkehrt. Das 
Wirtshausverbot iſt gefallen; es wird ihm kaum jemand 
eine Träne nachweinen. Ein Geſetz verliert an Autorität, 
wenn es Beſtimmungen enthält, deren Übertretung in den 
ſeltenſten Fällen zu faſſen iſt. Bei der Unterſcheidung zwiſchen 
Mord und Totſchlag iſt man zum geltenden Recht zu⸗ 
rückgekehrt; ob zum Vorteil, mag dahingeſtellt bleiben. Den 
Beſtrebungen, die Abtreibung ſtraffrei zu laſſen, gibt auch 
der Entw. 1927 erfreulicherweiſe nicht nach. Eingriffe zu 
Heilzwecken, die nach den Regeln der ärztlichen Kunſt er⸗ 
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folgen, ſind, wie nach dem Entw. 1927, keine Körperverletzung; 
ihre notwendige Ergänzung findet dieſe Beſtimmung in der 
im Entw. 1925 fehlenden Vorſchrift, daß ſolche Eingriffe, wenn 
lle gegen den Willen des Kranken erfolgen, als eigen⸗ 
mächtige Heilbehandlung ſtrafbar find; Unter⸗ 
brechung der Schwangerſchaft durch den Arzt zur 
Rettung von Leib und Leben der Mutter iſt keine Abtreibung, 
was auch ſchon der Entw. 1925 gemeint, aber nicht aus⸗ 
geſprochen hatte. Beide Ergänzungen bedeuten einen Fort⸗ 
ſchritt. — Der Zweikampf wurde als Sonderdelikt bei⸗ 
behalten, der Tatbeſtand aber ſo geſtaltet, daß die gewöhn⸗ 
lichen ſtudentiſchen Beſtimmungs⸗Schlägermenſuren als blo⸗ 
der Sport ſtraflos bleiben, was im Zeitalter des Sports be⸗ 
greiflich und billig erſcheint. Diebſtahl und Unter⸗ 
ſchlagung bleiben Bereicherungsdelitte. Der Wegfall des 
Dritten Buches: „Gemeinſchädliches Verhalten“ und 
Herübernahme der dort aufgeführten Delikte: Bettel, Land⸗ 
ſtreicherei uſw. als Vergehen wird kaum von einer Seite be⸗ 
anſtandet werden. 
Die vorgeſchilderte, nur die weſentlichſten Anderungen 
berückſichtigende Überficht zeigt, daß es uns an Stoff für die 
Beratung und Diskuſſion am erſten Verhandlungstage nicht 
ſehlen wird. Möge der Entwurf eine eingehende, aber ob⸗ 
lektive Kritik erfahren, möge dabei jedoch nicht vergeſſen wer⸗ 
den, daß es unmöglich iſt, in einem neuen Strafgeſetzbuch 
allen privaten Meinungen und Wünſchen Rechnung zu tragen. 
eder von uns wird manches anders haben wollen und 
anderes für beſſer halten; jeder möge verſuchen, ſeiner Mei⸗ 
nung zum Siege zu verhelfen, dabei aber nicht vergeſſen, daß 
es verhängnisvoll wäre, durch eigenſinniges Feſthalten an der 
eigenen Meinung das ganze große Geſetzgebungswerk zu ge⸗ 
fährden. Geſetze von mehr oder weniger Bedeutung ſind heut⸗ 
Sue ohne gegenſeitiges Nachgeben nicht zuſtande zu bringen. 
cheitert der Entwurf, ſo erſcheint die Strafrechtsreform ad 
galendas graecas verſchoben. Wir müſſen uns weiter mit 
Novellenflickarbeit behelfen, die um ſo ſchlechter wird, je älter 
anſer geltendes Strafgeſetzbuch wird und je mehr Riſſe und 
zurher, die geflickt werden müſſen, es zeigt. Dies wäre in 
hohem Maße bedauerlich, und um ſo bedauerlicher, als damit 
auch das Zuſtandekommen eines Deutſchland und Oſterreich 
gemeinſamen Geſetzbuchs in unabſehbare Ferne gerückt wäre. 
Der zweite Verhandlungstag ſoll der Beratung des 
triminalpolitiſchen Grundgedankens des Ent⸗ 
wurfs eines Deutſchen Strafvollzugsgeſetzes 
dienen. Daß auch das beſte und modernſte Strafgeſetz ohne 
en entſprechenden Strafvollzug ein Meſſer ohne Heft und 
klinge iſt, bedarf keiner weiteren Ausführung. Mit Recht 
Fa daher das Streben der Reichsregierung von Anfang an 
arauf gerichtet, gleichzeitig mit dem Strafgeſetzbuch ein 
r das ganze Reich verbindliches Strafvollzugsgeſetz zu 


‚nöterungen hatten allerdings ſchon i. J. 1897 und wiederholt 
fü weit umfaſſenderer Weiſe i. J. 1923 gemeinſame Grund⸗ 
durch d den Vollzug von Freiheitsſtrafen aufgeſtellt und 
u a Gelddſtrafengeſetz und das Jugendgerichtsgeſetz wur⸗ 
. Teile des Strafvollzugs reichsgeſetzlich geregelt. 
Regel en geſamten Strafvollzug umfaſſende reichsgeſetzliche 
Strafvofl hat jedoch bisher gefehlt. Eine ſolche ſoll durch das 
ratunollzugsgeſetz, deſſen Entwurf dem Reichsrat zur Be⸗ 
it ö vorliegt, erfolgen. Das neue Strafvollzugsgeſetz foll 
am neuen Strafgeſetzbuch ins Leben kreten. * 

dieſem Stadium der geſetzgeberiſchen Arbeit ift es 
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wohl an der Zeit, daß auch die IKB. zu dem Entwurf Stel⸗ 
lung nimmt. 


Es kann noch weniger als beim Strafgeſetzentwurf Auf⸗ 
gabe dieſer Ausführungen ſein, auf Einzelheiten des Ent⸗ 
wurfs einzugehen; nur einiges wenige ſei dazu bemerkt. Der 
Entwurf eines Strafvollzugsgeſetzes ſchloß ſich eng an den 
Strafgeſetzentwurf von 1925 an. Da dieſer im Reichsrat viel⸗ 
fache Anderungen erfahren hatte, wurde auch eine teilweiſe 
Umarbeitung des Entwurfs nötig, und der Entwurf in dieſer 
eee Form iſt der weiteren Behandlung zugrunde 
zu legen. 


Der Entwurf enthält im Erſten Buche „Allgemeine Vor⸗ 
ſchriften“ die Vorſchriften über die Vollſtreckung, die jetzt 
im letzten Buche der StPO. enthalten find. Das Zweite Buch, 
das jetzt die Überſchrift „Strafen“, früher „Vollzug von 
Strafen“, trägt, regelt den Vollzug der Todesſtrafe, der 
Freiheitsſtrafen und der Geldſtrafen. Als Aufgabe des Voll⸗ 
zugs der Freiheitsſtrafen wird im § 57 bezeichnet: „Die Ge⸗ 
fangenen ſollen durch den Strafvollzug, ſoweit es erforderlich 
iſt, an Ordnung und Arbeit gewöhnt und ſittlich ſo gefeſtigt 
werden, daß ſie nicht rückfällig werden.“ „Sie ſollen (8 58) 
ernſt, gerecht und menſchlich behandelt, ihr Ehrgefühl ſoll ge⸗ 
ſchont und geſtärkt werden.“ Die in 8 57 bezeichneten Auf⸗ 
gaben ſind nur zu erfüllen durch eine weitgehende Trennung 
der einzelnen Arten von Gefangenen auch innerhalb der glei⸗ 
chen Strafart. Der Entwurf ſieht deshalb eigene Anſtalten 
und Abteilungen für Minderjährige und innerhalb dieſer für 
Jugendliche vor, ferner für noch nicht oder nicht erheblich Vor⸗ 
beſtrafte unter 25 Jahren; aber auch die Gefangenen über 
25 Jahre ſollen, ſoweit ſie noch nicht oder nicht erheblich oder 
ſeit längerer Zeit nicht beſtraft ſind, von den übrigen getrennt 
werden. Die Vorſchriften über die Behandlung der Ge⸗ 
fangenen ſchließen ſich im weſentlichen den „Grundſätzen“ an, 
ſind aber im einzelnen vielfach ausgebaut. Von beſonderer 
Wichtigkeit iſt der 9. Titel (88 155 ff.), der den Stufen⸗ 
ſtrafvollzug behandelt; mehr und mehr bekennt man ſich 
zum Progreſſivſyſtem. Die Vorſchriften des 17. Titels 
(88 232 ff.) ergeben, daß der Entwurf die hohe Bedeutung der 
Entlaſſenenfürſorge voll und ganz erkennt. Im Drit⸗ 
ten Buch wird der „Vollzug von Maßregeln der 
Beſſerung und Sicherung“ geregelt. Der Entw. ent⸗ 
hält hier nur den allgemeinen Rahmen, das Nähere den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen überlaſſend. 


Betrachtet man den Entwurf als Ganzes, ſo wird man 
dem Urteil Freudenthals (DIE. 1927, 697 ff.) beiſtimmen 
können, daß er frei von aller Verweichlichung, aber getragen 
iſt vom Geiſt der Menſchenliebe und in dem Verbrecher nicht 
den 15 Sünder ſieht, dem Böſes mit Böſem vergolten wer⸗ 

en ſoll. 


Die vorſtehenden Ausführungen ergeben, daß uns für 
die beiden Verhandlungstage eine Fülle ernſter und hoffent⸗ 
lich erſprießlicher Arbeit bevorſteht. Und das iſt gut ſo. Denn 
wir kommen zuſammen um zu arbeiten, und nicht, wie manche 
meinen, um uns zu „amüſieren“. 

Das ſchließt natürlich nicht aus, daß wir nach des Tages 
Laſt und Mühen uns heiterer Geſelligkeit im Kreiſe von 
Freunden und Bekannten erfreuen, und das liebenswürdige, 
gaſtfreundliche Entgegenkommen, das uns ſeitens aller be⸗ 
teiligten Kreiſe in Karlsruhe geſichert iſt, gibt uns die Ge⸗ 
währ, daß alle Teilnehmer der Tagung auch nach dieſer Rich⸗ 
tung volle Befriedigung ſinden werden. 


Die deutſche Strafrechtsreform. 


Von Juſtizrat Dr. Carl Siehr, Königsberg i. Pr. 


Problen, unn bes um das nach Kant größte und ſchwerſte 
Grenzen der Kr. „genaue Beſtimmung und Sicherung der 
Ba 95 iche (Kant, Ideen, Sätze 5 und 6). 
von dieſe 15 el Volk Hat Juſtizreformen bisher niemals 
gemäß 4 da en Geſichtspunkte aus ihrer wahren Bedeutung 
. gend gewürdigt, ihnen niemals ausreichen⸗ 

> Intereſſe entgegengebracht und — viele haben ſich nach 


Inkrafttreten der Geſ. oft bitter beklagt. Sich beklagt, weil die 
Geſ. hinter dem Kulturzuſtande nicht ſelten weit zurückblieben, 
zu ſpät kamen, nicht fortſchrittlich genug, vielfach rückſchritt⸗ 
lich waren. Sich beklagt über die Leiſtungen der Fachleute, der 
Juriſten. Über ihre legislatoriſchen Leiſtungen und dann 
über ihre Urteile, die ſich an die einmal erlaſſenen Geſetze 
halten mußten und hielten. Offenkundig werdende Mängel der 
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Geſetze rügte dann die öffentliche Meinung mit Recht — ge⸗ 
ſetzmäßige richtige Urteile mit Unrecht —, von den in aller 
Welt unterlaufenden und auch bei der Maſſenarbeit des treff⸗ 
lichen deutſchen Richterſtandes, wie er ſelbſt weiß, nicht aus⸗ 
bleibenden Fehlurteilen ſpreche ich heute nicht. 

Aber auch der berechtigte Tadel rückſtändiger Normen 
wendet ſich an die falſche Adreſſe, wenn er — den Juriſten 
entgegengeſchleudert wird: Denn zwar hatte der Juriſt ſtarken 
Einfluß auf die Geſtaltung von Juſtizgeſetzen und hat er ihn 
auch heute nicht verloren. Aber die zum erſten Male zur ganz 
freien eigenen Entſcheidung über das Strafrecht als Ganzes 
berufene Bevölkerung übt den ihrigen auch heute ſelbſt noch 
nicht genug aus. Schuld daran trägt auch nicht das Volk, 
ſondern die geſchichtliche Entwickelung; Machtmißbrauch, der 
in früheren Jahrhunderten das Strafrecht zu einem durch 
Ideen der Menſchlichkeit und wahren Gerechtigkeit nicht ſehr 
ſtark beeinflußten, ganz rohen Machtinſtrumente, die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft zur Geheimwiſſenſchaft machen wollte und machte, 
wirkt noch nach. 

Dieſe Zeiten ſind aber vorbei. Nun alſo, deutſches 
Volk, ſchaffe mit am werdenden neuen Rechte! 
„Habe Mut, dich deines eigenen Verſtandes zu bedienen!“ 
(Kant). Niemals war das wichtiger, als heute; das neue Recht 
darf die Erfahrungen der Vergangenheit nicht mißachten. 
Aber es muß Volksgeiſt, neuzeitlichen Geiſt atmen. Du 
biſt berufen, dem Entwurfe ſeinen lebendigen Odem einzu⸗ 
blaſen. Jetzt kannſt du es, jetzt mußt du es. Um dein 
Recht geht es, um deine Freiheit, und du trägſt nun die 
Verantwortung. Frei, der unbedingten Forderung, recht 
zu tun, zu entſprechen. Ernſten, erfolgſicheren Kampf gegen 
das Verbrechen will das deutſche Volk; aber es iſt ein Volk 
von höchſter Kultur; als ſolches will es handeln; ethiſch rein; 
menſchlich. Das Geſetz wird dieſem Volkswillen entſprechen, 
wenn dieſer nicht verſäumt, ſich genug durchzuſetzen. Der 
Nachprüfung bedürfen durchaus nicht nur die politiſchen 
Normen, an die der Parlamentarier und die Preſſe zuerſt 
denkt. Auch der Laie muß nun tiefer ſchürfen. 


Dringend verbeſſerungsbedürftig waren im Entwurfe von 5 


1925, aber in der Reichstagsvorlage verbeſſert ſind die Vor⸗ 
ſchläge über Mord und über mildernde Umſtände. Ver⸗ 
beſſerungsfähig jedoch blieben zahlreiche Einzelheiten, groß 
manche Zweifel, ſpeziell der, inwieweit eine Rechtsangleichung 
bezüglich der in der Anlage! der Reichstagsvorlage erörterten 
überaus wichtigen Stoffe ſich empfiehlt und welche rechts⸗ 
angleichenden Anderungen der Vorlage. 

Eine geſunde Reformgrundlage aber iſt der 
Entwurf, ein großer, für den Kampf gegen das Verbrechen 
bedeutſamer Fortſchritt; genügend iſt ſein Inhalt noch 
nicht. 

Der amtliche Entwurf von 1925 und die Reichstags⸗ 
vorlage hat bedeutſame Vorzüge vor dem geltenden 
Rechte, in Sprache, Gliederung und Inhalt. Sie 
übertreffen die Entwürfe von 1909, 1913, 1919. Hätten wir 
um die Jahrhundertwende ſolch ein neues Geſetz erhalten, ſo 
wäre es radikal erſchienen, in der Zeit kurz vor dem Kriege 
hätte man es als bedeutſamen Fortſchritt bezeichnen können. 
Und auch heute muß man ihm — vom Standpunkte der Praxis 
aus — als einer auf v. Liſztſchen Lehren bauenden Ver⸗ 
beſſerung des geltenden Rechts zuſtimmen. Aber mit der in⸗ 
zwiſchen fortgeſchrittenen Entwickelung Deutſchlands und der 
Wiſſenſchaft und Rechtspflege hat die Legislative nicht Schritt 
gehalten; würde in dieſem Jahre der Entwurf ohne Ande⸗ 
rungen Geſetz, ſo erſchiene ein ſolches bereits als überaus 
rückſtändig, mindeſtens als völlig unzureichender Fortſchritt, 
als Stufe einer Treppe, über die hinaus weiter zur nächſten 
Stufe zu ſchreiten dringendes Gebot wäre. 

Es wird daher anzuſtreben ſein, ohne das Geſetzgebungs⸗ 
werk aufzuhalten und ſein Syſtem zu zerreißen, ihm wenigſtens 
noch einige Verbeſſerungen einzuverleiben, damit für einige 
Zeit eine gewiſſe Stabiliſierung der Strafgeſetz⸗ 
gebung eintritt und nicht ſofort wieder eine Novellengeſetz⸗ 
gebung der Verabſchiedung des Reformwerks ſich anſchließen 
müßte. Heute gehe ich auf keine Einzelheit ein, nur auf 
einige große Geſichtspunkte will ich heute hinweiſen, von denen 
ich den italieniſchen Verſuch, das Fundament „Schuld und 
Zurechnung“ ganz zu verlaſſen, als undeutſch und im jetzigen 
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Stadium der Beratungen nicht diskutabel, auch nicht aus⸗ 
führlich berühre. Verwaltungszwang aus Staatsräſon, Schwin⸗ 
gen des Racheſchwerts gegen Unſchuldige iſt nicht Recht, ſon⸗ 
dern Anknüpfen an das altrömiſche ius vitae et necis, 
roher Gewaltgeiſt. Der Täter iſt Menſch, der Unſchuldige un⸗ 
antaſtbar nach deutſcher Auffaſſung. Aber auf folgendes muß 
hingewieſen werden: . 

Die deutſche Strafrechtsreform geht ihrer Vollendung ent⸗ 
gegen. Mit ihr der erſte große Akt der deutſch⸗öſterreichiſchen 
Rechtsangleichung. Der erſte Sieg des großdeut- 
ſchen Gedankens kann jetzt errungen werden. Er 
muß erſtritten werden. Das iſt Grund genug, pofitiven 
Ausgang der bevorſtehenden Geſetzgebung zu wünſchen. Denn 
dieſe vaterländiſche Aufgabe einigender Har- 
monie iſt bedeutſamer, als alle von den Theoretikern aus⸗ 
führlich, von uns Praktikern kurz, aber auf Grund von 
lebendiger Erfahrung erörterten Einzeilheiten. 

Bedeutſamer auch, als der Streit um die Todesſtrafe? 
Schon ſtockt die Feder. Es geht um Tod und Leben. Um 
mehr noch! Um den Ruf Deutſchlands als Kulturvolk. 
Wie auf den Juriſtentagen in Danzig und Wien bekenne 
ich mich als grundſätzlicher Gegner dieſer — unſeres Volkes 
nicht würdigen — nach allen beachtlichen Strafrechtstheorien 
ſchlechten und nach der Statiſtik praktiſch entbehrlichen und 
ſogar vielleicht verbrechenmehrenden, jedenfalls die Kri⸗ 
minalität nicht mindernden (bisweilen übrigens nicht zu harten, 
ſondern zu milden) Strafart. Ich meine, obgleich das viele 
nicht glauben, daß ſie ſogar auch für Unruhezeiten und Kriegs⸗ 
zeiten nicht zu rechtfertigen und zu entbehren iſt. Ich bin 
auch Gegner von Kompromiſſen, wie ſie auf dem Wiener 
Juriſtentag leider der ehrwürdige Kahl — mit knapper 
Mehrheit — durchgedrückt hat und wie ſie nun der Entwurf 
bringt und der Vorſchlag, wenigſtens gegen Minderjährige die 
Todesſtrafe nicht zuzulaſſen. 

Der Entwurf iſt ſelbſt ſchon das Ergebnis von Kom⸗ 
promiſſen, die nicht mehr zeitgemäß ſind. Die Zeit zur 
Abſchaffung der Todesſtrafe hat in Deutſchland 
geſchlagen. Selbſt Anhänger der Todesſtrafe müſſen 
für ihre Abſchaffung ſtimmen, um das juſtizpolitiſch endlich 
notwendige Reſormwerk und deutſch⸗öſterreichiſche Rechtsgleich⸗ 
heit nicht zu gefährden. Die Todesſtrafe muß fallen. 
Es iſt keineswegs Tatſache, daß die Volksmehrheit für ihre 
Beibehaltung ſei. Die Reichstagsvorlage bringt in ihrer kurzen 
Aufzählung der Gründe der Todesſtrafenanhänger nichts 
Weſentliches. Eigentlich wieder nur die längſt widerlegte Be⸗ 
hauptung der Abſchreckungswirkung. Sie konzediert, wie Kahl 
es in Wien tat, die Bedeutung der Gründe der Gegner und 
ſucht, wie er es in Wien tat, dieſe ſchlechteſte aller Straftaten 
proviſoriſch wenigſtens zu retten. Kahls und ihre Gründe 
laufen darauf hinaus, daß das Volk zur Befreiung von dieſer 
Strafart noch nicht reif ſei; wie die Unruhezeit nach dem 
Kriege bewieſen habe, fügt die Begründung dem Sinne nach hin⸗ 
zu: Gerade dieſe Deduktion aber muß das deutſche 
Volk mit aller Schärfe zurückweiſen; im Einklange 
mit Kants Ausführungen über Reifen von Völkern zum 
rechten Freiheitsgebrauche durch Befreiung; und im Be⸗ 
wußtſein, daß das deutſche Volk ſich in ſchlimmeren Zeiten, als 
ſie je ein anderes erlebt hat, reifer und beſonnener gezeigt hat, 
als je ein anderes. Beſtialiſch⸗gemeines Handeln einzelner, 
die eben durch Einſperren unſchädlich gemacht werden mußten, 
wie Beſtien eingeſperrt auch unſchäd lich find, rechtfertigt 
es nicht, daß dem deutſchen Volke noch länger die Beſeitigung 
der barbariſchen Strafart verſagt wird. Zumal jetzt nach 
Überwindung der Unruhezeiten. 

Den Juriſten frage ich: Hat die Todesſtrafe auch nur 
eine einzige der von der Wiſſenſchaft aufgeſtellten Eigen⸗ 
ſchaften eines guten Strafmittels? Die Erforderniſſe der Ge⸗ 
rechtigkeit und der Zweckmäßigkeit an Strafmittel ſind ſchon 
von Berner in $ 93 zuſammengeſtellt. Vergeblich iſt jeder 
Verſuch, darzutun, daß die Todesſtrafe auch nur einem von 
ihnen genüge, abgeſehen davon, daß ſie ſtreng, ein empfind⸗ 
liches Übel iſt (wie geſagt manchmal nicht empfindlich genug, 
ſehr oft zu hart). Sie wirkt nicht gleichmäßig, iſt nicht ab⸗ 
ſtufbar, nicht teilbar, nicht nur gegen den Schuldigen wirk⸗ 
ſam, niemals wieder gutzumachen, nicht geeignet, abzu⸗ 
ſchrecken und anſtändigen Menſchen Genugtuung zu gewähren, 
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vollends unvereinbar mit dem Zwecke der Beſſerung! Alle 
Fortschritte auf dieſem Gebiete ſeit' dem entſetzlichen Zuſtande 
des hochnotpeinlichen Halsgerichts des Mittelalters haben uns 
noch nicht davor bewahrt, daß auch das heutige Strafrecht ein 
ae mittelalterlichem, unſerer Kultur nicht entſprechendem 
Geiſte beherrſchtes furchtbar rückſtändiges ift, die Todesſtrafe 
und das Entſetzlichſte nicht beſeitigt, den Juſtizirrtum 
in Todesurteilen. 

„Juſtizrat Sello ift unwiderlegbar: irren war, iſt und 
bleibt menſchlich. 

Genug heute von der Todesſtrafe, gegen die Vieles 
und gegen die Vortreffliches geſagt worden iſt und die kein 
Staat braucht. 

Ich kann es mir vorſtellen, daß die von der Wiſſenſchaft, 
den juriſtiſchen Praktikern und der Reichsjuſtizverwaltung nach 
beiten Kräften vorbereitete Strafrechtsreform ſcheitert, wenn 
die Todesſtrafe nicht verſchwindet — und das wäre jammervoll 
angeſichts der ganz gewaltigen Rückſtändigkeit der geltenden 
Strafrechts⸗ und der nationalen Rechtsangleichungsaufgabe. 
Der Geiſt der Gerechtigkeit und der Menſchlich⸗ 
keit ſiege nun endlich über den Geiſt der Furcht! 
a Der Prüfung bedarf es ferner, inwieweit die überaus 

ringlichen und gewichtigen Forderungen der Wiſſenſchaft und 
der Praxis auf den Gebieten des Prozeſſes und des Straf⸗ 
vollzuges Vorausſetzungen der Annahme des Ent⸗ 
wurfs ſind, dieſes Entwurfs, der in an ſich berechtigtem ge⸗ 
waltigem Vertrauen in den deutſchen Richterſtand die Richter⸗ 
macht überaus groß werden laſſen will. Ich habe dagegen 
kein Bedenken, wenn die längſt geforderten notwendigen 
Garantien des Verfahrensrechts und des Vollzugsrechts ge⸗ 
geben werden. 
Grundſätzlich hat der Vorſitzende des Rechtsausſchuſſes 
in ſeinem Aufſatze „Die deutſche Strafrechtsreform, Hoffnungen 
und Zweifel“ recht, wenn er den Wunſch hegt, daß der Aus⸗ 
fuß und die Volksvertretung meiſterhafte Beſchrän⸗ 
zung üben mögen. Dr. Kahl iſt der Mann dazu, das 
Meiſterwerk ſeines reichen Lebens durch Retten dieſes für Ein⸗ 
A und Recht des Vaterlandes fo wichtigen Geſetzeswerkes 
1 Beſchränkung der Parlamentarier auf das Weſent⸗ 
iche zu vollbringen. 

Manches von dem, was die Forſcher und wir Praktiker 
ee verlangt haben, iſt weſentlich; ſehr viel mehr, 
87 das vorſtehend Genannte, das ich als das Wichtigſte 
zezeichnen würde, wenn nicht ein Punkt, auf den auf meine 

nregung von der Rechtsanwaltſchaft hingewieſen worden iſt, 
meiner Auffaſſung nach noch wichtiger wäre. 
i Ein einziger grundſätzlicher großzügiger 
ingriff in den Gedanken aufbau des Entwurfs 
erſcheint notwendig: 
m Trotz aller ſonſtigen Selbſtbeſchränkung führt die Prü⸗ 
eh 0% ob mehr oder weniger ſtrafbare Tatbeſtände in das Ge⸗ 
mattigeingehören, zur Erörterung einer ſehr gewichtigen ſyſte⸗ 
S Al gen Frage, die ſich löſen läßt ohne Umwerfen des 
a ems, evolutionär, durch Steigerung eines im Ent- 
rfe ſchon begonnenen Fortſchritts: 
Gr . und Körper, Vermögen, Freiheit und Ehre ſchützt 
255 ef, wie auch ſchon das geltende Recht. Beide aber 
ſehr ELBE: inſofern, als ſie den Schutz des Vermögens 
Denia, den des Menſchen und vor allem den der 
Mr. Wenwürde zu wenig betonen. Noch ſteht nicht 
Rechts Au im Mittelpunkte des vorgeſchlagenen 
lens erfo „ und Kraft des ſtrafgeſetzgeberiſchen Wil⸗ 
alles U ern ſelbſtverſtändlich kräftigen Schutz gegen 
Sichern njaubere und Unehrliche, ganz beſonders 
meingefährn Geſellſchaft und des Eigentums gegen ge- 
Schutz pen ge und Gewohnheitsverbrecher. Der geſetzliche 
rech kr bene auf dem Gebiete des Vermögens⸗ 
1 A vollkommener ſein, er darf keine weiten Maſchen 
techniſch üpfen laſſen, muß dem klügſten Gauner 
ih ſereachſen ſein. Aber: Kantiſch, nicht dra⸗ 
Strafrecht feig⸗ aber nicht blutig, muß das 
1 icht a Er Menſchlich; bei aller ernſten Strenge 
nichts Unmö 15 hart. Auch Güte im Strafrecht iſt 
mögliches. Kant lehrt, wie zwei einander dem Schein 
tze nebeneinander beſtehen können. 


nach widerſtreitende Sz 
Humanes (durchaus nicht ſchwächliches, ſondern furchtloſes) 
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Empfinden führt zur gleichen Löſung, wie die Antinomie⸗ 
behandlung durch die Vernunft. Das Geſetz führe zu 
Reinheit und Kraft! 

Aber: Manche Härte auf dem Gebiete des Eigen⸗ 
tumsſchutzes bedarf des Ausgleichs, beſonders ſolange nicht 
Verbeſſerung des Gerichtsverfaſſungs⸗, Prozeß⸗ und Straf⸗ 
vollzugsrechts den Wirkungen der an ſich begrüßenswerten 
bedeutenden Erweiterung des freien richterlichen Ermeſſens die 
gebotenen Grenzen gezogen haben, dürfen vom Geſetzgeber die 
Strafmaße nicht übermäßig oder gar maßlos hoch geſteckt 
werden. 

Andererſeits iſt geſteigerter Schutz des Men⸗ 
ſchen ſelbſt unbedingt erforderlich. Nur beiſpielsweiſe er⸗ 
wähnt ſeien hier die wichtigen Wünſche nach geſteigertem 
Schutze der Ehre und nach geſteigertem Schutze der 
Kinder und Hilfloſen gegen Rohheit, überhaupt nach 
Steigerung der Ahndung von Roheit im Ver⸗ 
hältniſſe zur Ahndung vermögensrechtlicher 
Delikte. 

Aber all das trifft noch nicht einen grundſätzlichen Kern⸗ 
punkt, der bedacht werden muß: 

Die Menſchenwürde, das höchſte und für den Staat 
wertvollſte Gut, die Perſönlichkeit, der Menſch in ſeiner 
nicht rein körperlichen, nicht rein äußerlichen Exiſtenz bedarf 
des geſteigerten Schutzes gegen ſittenwidrige Beeinträchtigung. 

Man könnte daran denken, in dieſem Punkte, in dieſem 
einzigen, eine ſyſtematiſche Neuordnung eintreten zu laſſen, 
dieſem Stoffe einen beſonderen Abſchnitt zu widmen. Jedoch 
iſt das nicht gerade nötig, weil das Notwendigſte auch dann 
Geſetz werden kann, wenn man nur die 88 279, 280 der 
Reichstagsvorlage, Entw. von 1925 88 253, 254 ausgeſtaltet: 

Als einziger Leitſatz, den ſchon die Einleitung zu den 
beſonderen Abänderungsvorſchlägen des Königs⸗ 
berger Kammervorſtandes anregt, wird folgende For⸗ 
mulierung gewünſcht: 


88 253, 254 des Entwurfs werden ſo gefaßt: 


8 258. 

Wer mit Gewalt oder durch Drohung mit einem Ver⸗ 
brechen oder Vergehen oder durch Mißbrauch der durch 
ein Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis begründeten 
Abhängigkeit einen anderen zu einer Handlung, Duldung 
oder Unterlaſſung nötigt, wird mit Gefängnis beſtraft. 


8 254. 


Wer einen anderen uſw. wie Entwurf, aber wieder unter 
Zwiſchenſchiebung der vorſtehend unterſtrichenen Worte. 

Während das Strafrecht mit gutem Grunde in Arbeits⸗ 
ſtreitigkeiten, auch in die Kämpfe der Ausſperrungen und 
Streiks, ohne Not nicht eingreift, muß es gegen Sklaverei 
ſchützen, auch wo der Machtmißbrauch nicht gerade zu ge⸗ 
ſchlechtlichen Ausſchreitungen führt, wie in den Fällen der 
88 289, 293 oder ſonſt den Körper betrifft, wie in 8 265 
der Reichstagsvorlage. 

Der Menſch iſt nicht nur, iſt nicht einmal vorwiegend 
ein tieriſches, körperliches Weſen, der rein äußerliche Schutz 
des Körpers und der Geſchlechtsehre kann nicht ge⸗ 
nügen. Die Freiheit (nicht nur die phyſiſche) und die 
Menſchenwür de bedürfen eines Schutzes, der wichtiger iſt, 
als jener äußere Schutz und viel wichtiger, als jeder Ver⸗ 
mögensſchutz. 

Lohnſklaverei, Mißbrauch der Macht durch eklen Druck 
auf deutſche Brüder iſt unſer unwürdig. Ganz auszurotten 
iſt all das durch Strafnormen nicht. Aber wie auf allen 
ſeinen Gebieten, ſo muß vor allem auch in dieſem 
Punkte das Strafrecht ſeine Pflicht im Rahmen des Mög⸗ 
lichen tun. Auch erzieheriſch, ſoweit das Volksbewußtſein 
das Unrecht von Gemeinheiten etwa l noch nicht überall emp⸗ 
findet. Die Fälle des Machtmißbrauchs, die eine Gemein⸗ 
heit darſtellen, muüſſen kriminell getroffen werden können, 
die anderen mögen Rechtsnormen des Gewerberechts behan⸗ 
deln. Freiheit und Würde auch der Abhängigen dürfen nicht 
vogelfrei ſein, der Angeſtellte und der Arbeiter müſſen des 
Segens ſtaatlichen Schutzes vollauf teilhaftig werden, ſie ſollen 
nicht unter Druck, nicht in gedrückter Seelenſtim⸗ 
mung ſchaffen! 
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Man könnte weiter gehen, es für gleichgültig erklären, 
ob der nötigende Druck gerade in Gewalt, Drohung mit Ver⸗ 
gehen und Abhängigkeitsmißbrauch beſteht, das Nötigen ohne 
Rückſicht auf die Natur des Mittels treffen wollen, mir 
ſcheint es praktiſch falſch ſo weit zu gehen, jedenfalls aber 
iſt das Vorgeſchlagene anzuſtreben. 

Ein neues Strafrecht kann dem deutſchen Volke dann 
nur als Fortſchritt erſcheinen, wenn es die in ihrem freien 
Bereiche Mächtigen dazu zwingen hilft, wenigſtens nirgends 
mehr den Menſchen nur „als Mittel“ anzuſehen. Wie⸗ 
der mahnt hier Kant. 

Das neue Strafrecht muß zu Deutſchlands Ehren und 
zum Vorteile des ſozialen Friedens als erſtes ſich vor der 
großen Kantiſchen Wahrheit beugen: 

„Der Menſch hat Würde.“ 

Ernſt zeige jedes Urteil die Heiligkeit und die Kraft des 
Rechtsſtaates; aber dieſes Strafgeſetzbuch ſchaffe nicht mehr 
Haß gegen das Vaterland, ſondern achtungsvolle Erkenntnis 
wahrer Gerechtigkeit, bei allen! Selbſt beim Ge⸗ 
ſtrauchelten, den die Strenge des Geſetzes trifft. 

Man wird unter denen, welche für Humanität kein Ver⸗ 
ſtändnis haben, von Humanitätsduſelei ſprechen; ſo gern 
man ſich auf Kant beruft, ſobald man ihn in einer Frage 
auf ſeiner Seite zu haben glaubt; das ſind diejenigen, die 
von Kants Geiſt keinen Hauch verſpürten, denen der ganze 
Kant ein verſchloſſenes Buch iſt. Kant iſt ſehr mannhaft. 
Feſtigkeit im Kampfe gegen „das böſe Prinzip“ im Menſchen 
iſt nötig, verächtlich iſt das Gemeine, aber alle harte ethiſche 
Wertung ſchlimmer Taten und der Verächtlichen unter den 
Tätern entbindet nicht von den Aufgaben der heilenden Er⸗ 
ziehung und warm⸗menſchlicher Milde. 

Beweiſt nur ein Leben lang — und bei dieſem Werke — 
die innere Kraft, eiſern zuzufaſſen, wo es nötig iſt, jedoch 
ebenſo menſchlich, wie eifern! Dann könnt Ihr Kant⸗ 
jünger ſein. Das Recht der Menſchen zu achten, iſt kate⸗ 
goriſches Gebot. Aber Hartherzigkeit iſt nicht Recht. Blind⸗ 
willkürliches Schalten der ſogenannten Staatsräſon auch nicht. 

Beile, Faſzes, gönnen wir fürchtenden Diktatoren; ſolche 
Angſtſtrenge braucht das mutige deutſche Volk nicht, ſondern 
von der ewigen Liebe und vom Geiſte von Königsberg und 
Weimar geweihte natürliche heilſame Erziehungsmittel des 
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1. Materielles Strafrecht. 
a) Kommentare. 


J. von Olshauſens Kommentar zum Strafgeſetzbuch. 
11. Aufl. neubearbeitet von Reichsgerichtsrat Lorenz, 
Reichsanwalt Freiesleben, Reichsanwalt Niethammer, 
Oberſtaatsanwalt bei der Reichsanwaltſchaft Kirchner, 
Oberlandesgerichtsrat bei der Reichsanwaltſchaft Gutjahr. 
1. Band. Berlin 1927. Verlag Franz Vahlen. 945 S. 
Preis geh. 43 , geb. (Halbfranz) 48,50 . 

Als der ausgedörrte Boden der Strafrechtswiſſenſchaft durch das 
SGB. von 1870 neu befruchtet war, ſchoß die Kommentarliteratur 
üppig auf. Vieles freilich, um bald wieder abzuſterben: Kirchmann 
(1870), F. Meyer (1871), Puchelt (1871), Rubo (18701879), 
Lorenz (1873), Hahn (1877) — den Heutigen werden kaum die 
Namen bekannt ſein. Eine etwas längere Lebensdauer war dem guten 
Buch von Rüdorff (1871) beſchieden; aber mit der dritten, von 
Stenglein bearbeiteten Aufl. kam es auf die Bahn der Prä⸗ 
judizirnſammlungen, um dann gleichfalls zu verſchwinden. Denn auf 
dieſer Bahn ward jede Konkurrenz geſchlagen von Oppenhoff, 
der ſeinen an der Judikatur des Obertribunals geſchickt orientierten 
Komm. zum PrStcHB. (1. Aufl. 1856, 6. Aufl. 1869) nur wenig hatte 
umzuſtellen brauchen, um (1. Aufl. 1871) auch für die praktiſche Hand⸗ 
habung des RStch B. ein zunächſt unentbehrlicher Berater zu werden; 
ſpäter von Del ius bearbeitet, brachte er es bis 1901 auf weitere 
14 Auflagen. War es hier die Überſchätzung der Routine, die das Buch 
ſchließlich in der verdienten Verſenkung verſchwinden ließ, ſo wurde 
der treffliche Kommentar des Sächſ. Generalſtaatsanwalts Schwarze 
(1. Aufl. 1871) nicht nur ein Opfer dieſer geiſtig wohlfeileren Kon⸗ 
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im Kerne feſten, innerlich ſtarken deutſchen Volksſtaats für 
diejenigen ſeiner Glieder, die krank und ſchwach wurden und in 
Verſuchung unterlagen. 

Wir, die wir ein Leben lang das geltende Recht an⸗ 
wandten, ſterben bald; einem neuen Geſchlechte hinterlaſſen 
wir das neue. Möge es ein köſtliches Vermächtnis ſein: „Wer 
mir in meinen letzten Augenblicken noch eine gute 
Handlung vorzuſchlagen hat, dem will ich danken“, ſagte 
der Weiſe von Königsberg. Alte Generation Deutſchlands, 
du darfſt vor deinem Ableben noch eine ſehr gute Handlung 
vollbringen helfen, gemeinſam mit der Jugend, für ſie: eine 
des deutſchen Volkes würdige Geſetzreform, ein 
ſchönes, großes Werk der Gerechtigkeit. 

Noch eine Frage: Kann die Volksvertretung durch Ande⸗ 
rungen an anderen Stellen auch noch beweiſen, daß, wie ein 
ſtrafender Vater, auch eine ſtrafende Geſamtperſönlichkeit, ein 
Volksſtaat, bei aller nötiger Strenge gütig ſein kann? 

Wie man ja auch nach und nach einen bei aller Strenge 
gütig ins rechte Leben zurückführenden Strafvollzug an⸗ 
ſtrebt. Nach einer von gleichem Geiſte zu „beſeelen⸗ 
den“ Rechtſprechung. Warum nicht gleiche menſchliche 
Abſicht im materiell⸗ rechtlichen Geſetzbuche auch 
durch die Tat beweiſen? Man wird vielleicht antworten, dieſen 
Beweis erbringe der Entwurf ſchon; Sie ſehen aber, meine 
Herren Geſetzgeber, daß meine Seele ihn im Entwurf noch 
faſt völlig vermißt; es wird viele ſtarke und gütige deutſche 
Seelen, in allen Parteilagern, geben, die ebenſo empfinden. — 
Solch ein Beweis, dieſe eine grundſätzliche Reform 
des Strafrechtsgeiſtes, wäre würdig der vor dem 
Göttlichen im Menſchen Kant⸗goethiſch ehrfürchtigen Ver⸗ 
faſſung von Weimar; würdig der Beſten unter unſeren 
Richtern, welche trotz gebotener Strenge human. Gerechtig⸗ 
keit üben, iſt nicht drakoniſche Blutgeſetzgebung. Väterliche 
Strenge paart ſich mit Güte. Strafen heißt nicht „Rache 
nehmen“. 

Die deutſche Seele betet zum Gott der Liebe, nicht zum 
Gott der Rache. 

Von Gott dem Gerechten ſingt der deutſche Dichter: 

Droben überm Sternenzelt 
Muß ein guter Vater wohnen. 


kurrenz, ſondern auch des ehrlichen, vielleicht nicht immer glücklichen 
Strebens, Wiſſenſchaft mit Praxis zu verbinden. In der Vorrede zu 
feiner letzten, der 5. Aufl. (1885) ſpricht der als Praktiker, Geſetz⸗ 
geber und Schriftſteller verdiente Mann der Strafrechtswiſſenſchaft 
ſeinen Dank aus, aber auch ſeine Beſorgnis für die weitere Entwick⸗ 
lung des Verhältniſſes zwiſchen Praxis und Wiſſenſchaft: „Die Wiſſen⸗ 
ſchaft muß bemüht fein, die Herrſchaft ſich zu bewahren. Aber ſie ift 
in Gefahr, durch den Widerwillen der Praktiker gegen zu weit aus⸗ 
geſponnene und in das kleinſte Detail ſich vertiefende wiſſenſchaftliche 
Erörterungen in ihrer Einwirkung auf die Praxis gehindert und be⸗ 
ſchränkt zu werden, da er unbeſiegbar iſt, auch durch die Trägheit 
und Bequemlichkeit vieler Praktiker befördert wird.“ 

In dieſem Kommentardickicht wuchs ſeit 1880 ein Stamm heran, 
der an Lebenskraft alle übertreffen ſollte und in deſſen immer mäch⸗ 
tiger werdendem Schatten die anderen mehr oder weniger ſchnell ver⸗ 
kümmerten: der Kommentar von Olshauſen. Liſzt begrüßte ihn 
1882 mit den Worten: „Schon jetzt unterliegt es keinem Zweifel — 
und es kann in dieſer Beziehung von einer communis Opinio ge⸗ 
ſprochen werden —, daß Olshauſens Kommentar alle anderen 
gleichartigen Arbeiten weit hinter ſich zurückläßt.“ Binding in 
ſeinem Handbuch (1885) ſchrieb ähnlich und empfahl noch 1907 
(Grundriß I, 57) Olshauſen als „den wiſſenſchaftlichſten der Kom⸗ 
mentare“. 1916 erſchien die 10. Aufl., 1924 ſtarb der Verf. Er 
hinterließ ein ſchon leicht angealtertes Werk, deſſen Verbreitungs⸗ 
gebiet bereits damals der mit ſo feiner praktiſcher Intuttion ge⸗ 
ſchriebene „Leipziger Kommentar“ auf weiteſte Strecken in Beſitz ge⸗ 
nommen hatte, von dem in ſeiner Art unſchlagbaren Frank ſchen 
Komm. ganz zu ſchweigen. Es gehörte Mut dazu, den alten Ols⸗ 
hauſen in dieſem Augenblick verjüngen zu wollen. 

Die Herausgeber und der Verlag haben ſolchen Mut beſeſſen. 
Das Ergebnis liegt in dem erſten Band vor. Er reicht bis 8 210 a. 
Der Allgemeine Teil ift bearbeitet von Niethammer, die 88 80 


56. Jahrg. 1927 Heft 36] 


bis 152 und 166184 b haben Lorenz, die übrigen Paragraphen 
Freiesleben zum Kommentator. Wieweit es dem Werk gelingen 
wird die alten Freunde zurückzuerobern und neue zu gewinnen, muß 
15 Erfahrung zeigen. Auch dem Rezenſenten muß es ſich erft im täg⸗ 
ichen Gebrauch erproben. Vorläufig kann er nicht mehr tun, als auf 
einige Einzelheiten aufmerkſam machen, wobei Bedenken offen aus⸗ 
zuſprechen im Intereſſe des Werkes liegen dürfte. 


e Die vornehme äußere Geſtalt ift unverändert die alte. Auch 
in der Numerierung der Anmerkungen ſcheint wenig geändert zu ſein, 
was der Benutzung auf Grund älterer Zitate zugute kommt, aber auch 
ſchon das erſte Bedenken auslöſt: Eine derartige Kommentiermethode 
mit unzähligen fortlaufenden Anmerkungen iſt überholt. 859 z. B. 
umfaßt 34, 873 deren 40 uſw., ohne weitere ſyſtematiſche Gliederung 
oder Zuſammenfaſſung, bei erheblicher Erweiterung des Stoffes und 
des Geſamtumfanges. Eine derartige Methode iſt nur dann allenfalls 
erträglich, wenn die Erläuterungen einen innerlich, logiſch begründeten 
Aufbau erkennen laſſen und dieſer jeweils zu Beginn in einem ſyſte⸗ 
matiſchen (nicht bloß alphabetiſchen]) Inhaltsverzeichnis dargeſtellt 
wird. Anderenfalls hat man nicht einmal „die Teile in der Hand“, 
denn man findet nichts. Staub, Stein, Frank u. a. ſind in 
vieſer Hinſicht Muſter moderner Kommentare. Und auch innerhalb der 
Anmerkungen iſt das Einſtreuen maſſenhafter Zitate zwiſchen, ja ſogar 
in die Sätze ein ſchweres Hindernis für die Lesbarkeit und Überſicht. 
Ich habe mir bereits vor 25 Jahren (Ztſchr. 23, 141) gegenüber der 
6. Aufl. den Vorſchlag geſtattet, die Zitate in beſondere Fußnoten zu 
berweifen, um den Gedankengang deutlicher erkennbar zu machen, 
leider vergeblich. Kein Benutzer wird den ungeheuren Vorteil leugnen, 
den z. B. die ZPO. Steins in dieſer Hinſicht bietet. 


Leider darf aber nicht verſchwiegen werden, daß dieſes Haften 
an der äußeren Geſtalt auch einer inhaltlichen Moderniſſerung 
im Wege geſtanden hat. Der Mangel an äußerer Gliederung iſt nicht 
nur ein Schönheitsfehler, er iſt immer mehr zu einem Hindernis für 
bie grundſätzliche Fundamentierung und innere Zuſammenkittung der 
Gedanken geworden. Es gibt nun einmal im Strafrecht gewiſſe 
Grundfragen, deren Wichtigkeit auch praktiſch nicht mehr geleugnet 
werden kann oder — werden ſollte, die in den letzten Jahrzehnten 
ummer problematiſcher wurden und deren Löſungen ſich ganz weſentlich 
geiwanbelt haben. Mit bloßer Hineinſchiebung von Buchtiteln und 
Entſch, darf es ein derartig monumentales Werk nicht bewenden laſſen. 
Es hat die Aufgabe, die minutiöſe, gewiß vielfach in die Breite, oft aber 
boch auch in erhebliche Tiefen gehende Arbeit der Wiſſenſchaft, mag fie 
don Praktikern oder von Theoretikern geleiſtet ſein, dem Praktiker 
(der Monographien und Zeitſchriften zu leſen weder Zeit noch Gelegen⸗ 
heit zu haben pflegt) nußbar zu machen. Natürlich konnte dieſe Auf⸗ 
gabe, auch bei Arbeitsteilung, nur in mehreren Jahren be⸗ 
waltigt werden. Ob ſie zur Verfügung ſtanden, weiß ich nicht. Im 
ganzen glaube ich, daß die zivilrechtliche Kommentarliteratur die ver⸗ 
antwortungsvolle Mittleraufgabe zwiſchen Wiſſenſchaft 
und Prapis weſentlich erfolgreicher löſt, als, von Frank ab⸗ 
— — die ſtraf⸗ und ſtrafprozeßrechtliche. Auch der neue Ols⸗ 

auſen iſt nicht danach angetan, dieſen Eindruck zu ändern, wenn 
auch das Vorwort von der Benutzung von Lehrbüchern und Kommen⸗ 
garen (Monographien 7, wiſſenſchaftliche Zeitſchriften ?) ſpricht. 


längſt 


Wee dasehgebung, Schon dieſe drei Gründe durften in einem ſolchen 


ihrer . 
Straſe fehr 


0 

2. a andere genannt werden konnten; aber kein eigenes Wort; 

Tat Anm. 4 Abſ. 4 vor 8 13 beſteht der Strafzweck darin, den 
ter eine 
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weiteren Sunn Dritter und der Abhaltung des Beſtraften von 

ſchieden in 


erträglich, wenn der Richter aus feinem Pflichtbewußtſein das Gebot 
Geſetz nicht mehr zu finden iſt“! Soll das etwa 
er hat contra legem zu ſtrafen, um die Schlapp⸗ 
85 e 2 ferner 501 die 
„Strafe“ von den im StGB. geregelten Polizei⸗ 
eber 8 findet man wortlos Polizeiaufficht, überweiſung an 

. polizeibehörde, Eidesunfähigkeitserklärung als Polizei⸗ 
1 aufgeführt. Das mag richtig fen, aber das RG. iſt 
anderer Meinung, ohne daß der Komm. es erwähnt; und wieſo 
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die neue Abgrenzung dem oben, freilich in nicht übereinſtimmenden 
Faſſungen gegebenen Strafbegriff entſprechen ſoll, fragt man ſich 
vergebens. Daß endlich der Strafrichter für ſein allerwichtigſtes Amt: 
die Strafbemeſſung, keinerlei Anhalt bekommt, iſt danach nicht ver⸗ 
wunderlich. Für einen modernen Komm. aber iſt eine ſolche Abſtinenz 
ſchlechthin unmöglich! — 

Nicht viel befriedigender iſt die Fundamentierung der all⸗ 
gemeinen Verbrechens merkmale. Sie gehört, wie im Lpz⸗ 
Komm. und bei Frank, an den Beginn des Werkes. 

Mit erfreulicher (von den Entw. 25 und 27 angenehm abſtechen⸗ 
der) Schärfe werden allerdings (vor § 51) objektive Rechtswidrigkeit 
und ſubjektives Verſchulden auseinandergehalten, die logiſche Priori⸗ 
tät der erſteren betont (vgl. auch die Anm. zu 88 52—54) und die 
Dreiteilung der Rechtswidrigkeits⸗, der Schuld⸗ und der bloßen Straf⸗ 
ausſchließungsgründe herausgeſtellt (Anm. 8). Sucht man nun aber, 
was Rechtswidrigkeit oder gar was Schuld iſt, wie ſich die Tat⸗ 
beſtandsmäßigkeit zur Rechtswidrigkeit verhält, oder welche Rolle der 
Kauſalzuſammenhang ſpielt, ſo ſind die Antworten, wenn überhaupt, 
nur mühſam zu finden, nicht befriedigend und von dem heutigen 
Stand der Wiſſenſchaft wenig berührt. 

Über Rechtswidrigkeit bringt Anm. 1 vor 8 51 einige 
Sätze und Zitate: die Binding ſche Lehre, daß die Norm begrifflich 
dem Strafgeſetz vorausgehe und daß ſie eine Regel mit Ausnahmen 
ſei (damit iſt doch nur der Anfang der Schwierigkeiten bezeichnet! ). 
Das Problem der „materiellen“ Rechtswidrigkeit wird durch Nicht⸗ 
erwähnung erledigt. Es iſt aber keine profeſſorale Spielerei: die neue 
RchEntſch. z. B. über das ärztliche Recht zur Unterbrechung der 
Schwangerſchaft greift auf dasſelbe zurück (von älteren Entſch. etwa 
über 8300 ganz abgeſehen); auch in dem viel erörterten Ebert⸗ 
Fal! ſpielte es die beherrſchende Rolle (Anm. 2 zu 889 entſcheidet 
dieſen Fall, was Beachtung verdient, dahin, daß nur der Vorſatz 
des Landesverrats fehlte, eine tatbeſtandmäßige rechtswidrige Hand⸗ 
lung aber vorlag; von den hier angeführten Gewährsmännern aber 
ſtellen Frank und Graf Dohna die Tatbeſtandmäßigkeit bzw. 
Rechtswidrigkeit in Abrede — ein Unterſchied, der für die Entſch. 
des Ebert⸗Falles unmittelbar belanglos war, grundſätzlich aber 
doch von größter Bedeutung iſt). Auch die Anm. 3 zu 854 iſt nur 
haltbar, wenn irgendein materieller Rechtswidrigkeitsbegriff zu⸗ 
grunde gelegt wird. Anderenfalls iſt die dortige Zweiteilung Willkür. — 

Die gewiß oft überſchätzte, aber keineswegs gleichgültige Kau⸗ 
ſalitätsfrage wird an einigen Stellen angeſchnitten, aber nirgends 
grundſätzlich geſtellt oder beantwortet. Anm. 12 zu 9 43 ſcheidet Vor⸗ 
bereitungs⸗ und Ausführungshandlungen, Anm. 2 vor 8 47 Beihilfe 
und Mittäterſchaft nach „Bedingung“ und „Urſache“ (die Gewährs⸗ 
männer find merkwürdig ausgeſucht: der eigentliche Urheber, Bir k⸗ 
meyer, fehlt; während ich ſelber meine Hergehörigkeit ebenſo ab⸗ 
lehnen muß, wie es wohl Graf Dohna tun würde). Aber was iſt 
nun „Urſache“, was „Bedingung“? Eine Antwort finde ich nur in 
den auf die „Teilnahme“ zugeſchnittenen Vorbemerkungen vor 8 47. 
Danach wird die Aquivalenzlehre des RG. abgelehnt und derjenigen 
Lehre der Vorzug gegeben, „die der Betätigung menſchlichen Willens 
die Anerkennung als Urſache nur zuteil werden läßt, wenn die Be⸗ 
tätigung ſchon in der unabgeſchloſſenen Entwicklung die Richtung auf 
den Erfolg aufweiſt, wenn ſie nach menſchlicher Erfahrung allgemein 
geeignet iſt uſw.“. Das waren ſo etwa die Anfangsgedanken der 
Theorien von der adäquaten Verurſachung, und es hätten vor allen 
Kries, Rümelin u. a. angeführt werden müſſen, während Koh⸗ 
ler und Wegner überhaupt nicht, Binding und Frank nur 
ſehr von Ferne hierher gehören. Eine Begründung gibt Verf. nur 
durch Entſch. einiger Beiſpiele nach „gemeiner Auffaſſung“ (wozu 
dann überhaupt auf „Theorien“ eingehen 7), Entſcheidungen, über die 
man noch dazu ſtreiten kann. 

Völlig läßt denn auch ſolche nichtsſagende Formel ber den Er⸗ 
folgsqualifizierungen im Stich: Einen Zuſammenhang zwiſchen ihr 
und den zu 8178 gegebenen Entſcheidungen z. B. vermag ich nicht 
zu erkennen. — 


Noch weniger klar wird die Stellung des Verf. zu dem 
Schuldproblem. Nach Vorbem. 2 vor 8 51 iſt „der Täter ſchuldig, 
weil er ſich entſchließt, zu handeln, obwohl er weiß oder hätte wiſſen 
ſollen, was geſchieht und was daraus folgt“. Alle Unterſuchungen von 
Frank, Goldſchmidt, Freudenthal uſw. ſind an berlet 
Vorgeſtrigkeiten ſpurlos vorübergegangen. Aber auch Entſch. wie die 
zum Überdruß erörterten in RGSt. 30, 25; 36, 78; 36, 334; 57, 172; 
58, 27, die uns doch ein gutes Stück vorwärts gebracht haben, werden 
damit einfach ignoriert. Gerade umgekehrt lieſt man denn auch in 
Anm. 30 zu 8 59: „Für ſchuldig iſt der Täter zu erachten, wenn ſeine 
Handlung eine Mißachtung der Gebote oder Verbote offenbart, die das 
Recht aufſtellt“; und in Anm. 17: „Beim Vorſatz beſteht die Schuld 
in der gewollten, bei der Fahrläſſigkeit in der ungewollten, aber durch 
pflichtwidrige Unaufmerkſamkeit herbeigeführten Verletzung der Rechts⸗ 
ordnung.“ Die erſte Definition iſt geradezu der polare Gegenſatz zu 
den anderen beiden. Welche ſoll nun gelten? Und wie verträgt ſich 
mit der erſten, aber auch mit der zweiten oder dritten Definition, daß 
der Verf. (an ſich zutreffend) in den 88 52 und 54 Gründe ſieht, die 
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die „Schuld“ ausſchließen? Daß der Täter hier „weiß, was geſchieht 
und was daraus folgt“, iſt doch unleugbar. Daß die neuere Lehre die 
„Schuld“ vielfach auf die Idee der „Zumutbarkeit“ aufbaut, durfte 
m. E. um ſo weniger unerwähnt bleiben, als gerade auch die neueſten 
Entwürfe ſie akzeptiert haben, und die Einreihung der SS 52, 54 in 
Schulderwägungen nur von hier aus zu verſtehen und zu rechtfertigen ift. 

Eine eigenartige Stellung hatte der Olshauſenſche Komm. 
von jeher zu der Frage des Rechtsirrtums eingenommen. Auch 
hier iſt nicht zu erkennen, daß Jahrzehnte ſeit Olshauſens erſter 
Faſſung verſtrichen find. Nach wie vor wird von 8 59 gelehrt, er 
„wolle“ nur den Tat-, nicht auch den Rechtsirrtum behandeln; aber 
ein „ſeit langem hergebrachter Sprachgebrauch“ (7) rechne auch den 
gußerſtrafrechtlichen Rechtsirrtum zum Tatirrtum, und „ſo rechtfertigt 
ſich die Annahme der GM., es ſei 8 59 von dieſer Art des Irr⸗ 
tums gleichfalls zu verſtehen“. So war bereits früher zu leſen; und 
es folgt dann der (erweiterte) Katalog von Entſch., in denen das RG. 
ſich bemüht, die Unterſcheidung durchzuführen (Anm. 1 u. 2). Eine 
Stellungnahme zu dieſer Lehre fehlte im alten Olshaufen; der 
jetzige Herausgeber verſucht, ſie zu verteidigen: es komme darauf an, 
„ob die Begriffe anderen Rechtsgebieten unverändert entnommen ſind, 
oder ob das Strafgeſetz die Begriffe ſeiner eigenen Regelung unter⸗ 
wirft“. Daß damit das Problem aber nur geſtellt, nicht gelöſt iſt, 
dürfte oft genug dargelegt fein. Gewiß iſt der Begriff „fremd“ in 
8 242 dem BürgR. entnommen, während die Begriffe „Pflegeeltern“, 
„Vermögen“ uſw. ſelbſtändig gewählt ſind. Wieſo aber die Begriffe 
„Beamter“, „Soldat“ und die unzähligen anderen, bei denen ein Irr⸗ 
tum nach dem RG. irrelevant fein ſoll, vom StGB. „ſelbſtändig feſt⸗ 
gelegt“ ſein ſollen, wieſo ein Irrtum über den Umfang von Er⸗ 
ziehungs⸗ oder Züchtigungsrechten (ROSE. 43, 277), über die Verbind⸗ 
lichkeit eines Befehls (NGSt. 54, 161), über das Streikrecht von Be⸗ 
amten (RGSSt. 56, 412), über den Umfang des Rechts freier Mei⸗ 
nungsäußerung (RGSt. 56, 380) oder ein Irrtum über die Voraus⸗ 
fegungen eines formgerechten Teſtaments (RS. 57, 235) — um 
nur neueſte Entſch. zu nennen, zu denen das unverſtändliche Urt. betr. 
Blutſchande in JW. 1927, 1209 noch hinzugefügt ſei —, wieſo ſolche 
Irrtümer ſtrafrechtliche und ſomit irrelevant ſeien, bleibt ſo rätſelhaft, 
wie es war. Freilich fährt der Herausgeber fort: „Die Rechtslehre 
wendet ſich nahezu einmütig gegen die Rſpr. des RG. Sie bezeichnet 
dieſe als willkürlich, widerſpruchsvoll und unſicher uſw.“ Von einem 
führenden Komm. muß man aber erwarten, daß er ſich nicht mit 
der Registrierung einer nahezu einmütigen Gegenmeinung begnügt, 
ſondern ſie zu widerlegen ſucht. Das größte Rätſel gibt dann aber 
die Anm. 30 auf: Nachdem die Judikatur des RG. nicht nur dar⸗ 
gelegt, ſondern gebilligt iſt, fährt Anm. 30 in dem alten Ols⸗ 
hauſenſchen Text fort: Die Unterſcheidung innerhalb des Rechts⸗ 
irrtums ſei willkürlich; es ſei vielmehr für jede vorſätzliche Handlung 
das Bewußtſein der Widerrechtlichkeit zu fordern. Kann man an⸗ 
geſichts fo kataſtrophaler Widerſprüche in einer zentralen Frage noch 
leugnen, daß es unumgänglich iſt, zu den Grundfragen des 
Strafrechts (hier dem Begriff der Schuld) von vornherein feſte 
Stellung zu nehmen? 


In einer anderen wichtigen Schuldfrage ſteht es nicht beſſer: 
beim dolus eventualis. Anm. 6 zu 859 glaubt, zwiſchen der 
ſog. Frank ſchen Formel und dem RG. einen Widerſpruch feſtſtellen 
zu können, der m. E. gar nicht beſteht, läßt die tiefgehenden Be⸗ 
ratungen des DIT. ganz unbeachtet und kommt ſchließlich zu einer 
Überſpannung des dolus eventualis, der an deſſen ſchlimmſte Zeiten 
und an die allgemein zugegebene Entgleiſung des VEntw. 1909 er⸗ 
innert: Nach langen, lehrbuchartigen, aber nur die pfychologiſche 
Glaubwürdigkeit gewiſſer Ausreden betreffenden Erörterungen eines 
unterſtellten Falles wird eine Verurteilung aus 9 176, 3 gerechtfertigt, 
falls das Kind tatſächlich noch, nicht 14 Jahre alt war, der Täter 
aber „entweder das Alter oder (1) den unreifen Zuſtand, wie ein 
ſolcher regelmäßig vor Vollendung jenes Lebensjahres nicht über⸗ 
wunden wird (7), gekannt hat“. Mir ſcheint, daß dem eine eklatante 
Verwechslung zugrunde liegt zwiſchen dem, was tatſächlich feſtgeſtellt 
werden muß (nämlich der Vorſtellung des Täters, das Kind könne 
vielleicht unter 14 Jahren alt ſein, und dem bewußten Inkaufnehmen 
folder Eventualität, vgl. z. B. RGSSt. 59, 2), und der Frage, 
wann der Richter eine ſolche Feſtſtellung treffen kann; eine Ver⸗ 
mengung alſo der ſtrafrechtlichen Frage nach dem Inhalt eines dolus 
eventualis mit der ſtrafprozeſſualen Frage der freien Beweiswürdi⸗ 
gung. Derartige Entſch. ſind es, die den in der Tat wohl ſchwer ent⸗ 
behrlichen Begriff des Eventualvorſatzes und damit unſere ſtrafrichter⸗ 
liche Praxis diskreditieren. Ein unerfreuliches Echo konnte man in 
den Verhandlungen der Schweizer Expertenkommiſſion hören. Das 
RS. iſt hier ſchon lange auf dem rechten Wege. Möge es nicht wieder 
von ihm abgedrängt werden! 


Aus der Notſtands materie ſei hervorgehoben, daß der 
Herausgeber noch beſtimmter, als in früheren Auflagen, hervorhebt, 
daß 8 54 kein „Recht“ gewährt, nur die Schuld ausſchließt. Das ift 
erfreulich. Nicht aber kann dem beigetreten werden, daß ein „Recht“ 
dann gegeben ſei, wenn der Täter ein höherwertiges Gut retten wolle. 
Dies iſt natürlich richtig, falls alle Vorausſetzungen der 88 228, 901 
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BGB. vorliegen. Darüber hinaus aber (z. B. wenn der Täter zur 
Vermeidung einer ſchweren eine leichte Körperverletzung zufügt) be⸗ 
ſteht nur der „Schuld“⸗Ausſchließungsgrund des 8 54 und ſomit auch 
ein Recht zur Gegennotwehr. Es ſei denn, daß man den Gedanken 
der „materiellen Rechtswidrigkeit“ grundſätzlich anerkennt — wovon 
aber in dem Komm., wie oben geſagt, nichts zu leſen iſt. Ein großer 
Teil der von dem Herausgeber angeführten Gewährsmänner (z. B. 
ich ſelber) hat jene Zweiteilung zwar de lege ferenda empfohlen, 
nicht aber de lege lata vertreten. — 

Es fehlt der Raum, auf anderes gleich ausführlich einzugehen. 
Gegen die Behandlung der Teilnahme ließ ſich z. B. mancherlei 
ſagen. Es mag ferner erwähnt werden, daß der Komm. erfreulicher⸗ 
weile (gegen das NG.) einen objektiven Verſuchsſtandpunkt 
einnimmt (freilich wieder weniger grundſätzlich, als in Beiſpielen), 
wobei er der Theorie vom „Mangel im Tatbeſtand“, wenn er auch 
den Ausdruck „unbefriedigend“ nennt, ſachlich auf halbem Wege ent⸗ 
gegenkommt. Aus dem „Beſonderen Teil“ ſei darauf hin⸗ 
gewieſen, daß zum Vorſatz aus 8 113 das Bewußtſein des Täters 
von der Rechtmäßigkeit der Amtshandlung gefordert wird, und daß 
ſtudentiſche Schläger unter Anwendung der üblichen Schutzmaßregeln 
nicht als tödliche Waffen angeſehen werden (beides m. E. mit Recht 
gegen das RG.). Die 88 128, 129 werden für vereinbar mit der 
NVerf, gehalten, was ich für § 128 ganz, für 8 129 je nach dem von 
dem Verein verfolgten Zweck auf das beſtimmteſte beſtreite. 


Alles in allem iſt es ſelbſtverſtändlich, daß wir als Ergebnis 
mühevollſter Arbeit ein Werk vor uns haben, das auch neben 
den vorzüglichen beiden Komm., die die letzten Jahre beherrſcht haben, 
die Orientierung über die Rſpr. und, zum Teil wenigſtens, über das 
Schrifttum erleichtern und dem Strafrechtler unentbehrlich ſein wird. Der 
alte, vielen von uns noch vertraute Olshauſen iſt uns wieder ge⸗ 
ſchenkt! Dafür gebührt den Herausgebern der Dank der Benutzer auf alle 
Fälle. Daß es im weſentlichen der alte Olshauſen iſt, bleibt ſchade. 


Prof. Dr. Kohlrauſch, Berlin. 


2. Band. 1378 S. Preis geh. 62 , geb. (Halbfranz) 


68 h. 
Eine ausführliche Beſprechung dieſes Bandes erſcheint in Kürze. 


Dr. Reinhard Frank, Profeſſor der Rechte in München: Das 
Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich. 17. neubear⸗ 
beitete Auflage. Tübingen 1926. Verlag von J. C. B. Mohr 
(Paul Siebeck). Preis 21 , Ganzleinen 24 . 


Zehn Jahre hindurch war die Aufeinanderfolge der Neuauflagen 
dieſes allen Juriſten, namentlich aber den akademiſchen Lehrern und 
Schülern längſt unentbehrlich gewordenen Kommentars durch die 
Hemmniſſe der Kriegs⸗ und Nachkriegszeit unterbrochen worden. 
Endlich konnte i. J. 1924, mit Überwindung außerordentlicher ſach⸗ 
licher und techniſcher Schwierigkeften, die 15. Aufl. herausgebracht 
werden. Schon wenige Monate ſpäter war dieſe, und im Herbſt 1926 
die folgende Auflage, jede in Höhe von 4000 Stück, ausverkauft. 
Jetzt liegt, in 6000 Exemplaren, die 17. Aufl. vor. Dieſe Ziffern 
beweiſen, welche Verbreitung das Buch geſunden und welcher Be⸗ 
liebtheit es ſich erfreut. Es gehört zu den wenigen rechtswiſſenſchaft⸗ 
lichen Werken, die auch von den Studierenden nicht nur benutzt, ſon⸗ 
dern ſtudiert und ſogar gekauft werden. Der ſtarke Abſaß und die 
Unermüdlichkeit des Verf. bei der Verwertung und Verarbeitung aller 
Fortſchritte der Erkenntnis in Literatur und Judikatur wirken zu⸗ 
ſammen, das Buch dauernd „up to date“ zu halten. So kann es 
nicht die Aufgabe dieſer Anzeige fein, feine Vorzüge anzupreiſen. Noch 
weniger dürfte es am Platze ſein, in eine Kontroverſe über die vom 
Verf. vorgetragenen Anſichten einzutreten, wofür der Rahmen einer 
bloßen Beſprechung den nötigen Raum nicht bieten kann. Statt deſſen 
ſei es mir geftattet, nachzuprüfen, ob nicht die techniſche Methode der 
Stoffbehandlung doch noch gewiſſe Verbeſſerungen vertragen möchte. 
Nicht Nörgelſucht iſt es, die mich zu dieſer Unterſuchung drängt, ſon⸗ 
dern der Wunſch, einer Sache zu dienen, welche jeder Rechtslehrer 
auch als ſeine Sache aufzufaſſen ſich legitimiert fühlt. 

Ein Mangel freilich iſt reſtlos nicht behebbar, weil er mit der 
Bindung an den Geſetzestext und deſſen troſtloſe Syſtematik un⸗ 
löslich verflochten iſt. Das iſt die Obdachlosigkeit aller Erörterungen 
über die eigentlichen Kernfragen der Verbrechenslehre. Nur aus 
größter Verlegenheit kann der Gedanke entſprungen ſein, die Kauſal⸗ 
lehre in die Ausführungen zu 8 1 zu verweiſen, der uns jene ganz 
äußerliche und ſchematiſche Einteilung der ſtrafbaren Handlungen in 
Verbrechen, Vergehen und Übertretungen darbietet. Die Lehre von 
der Rechtswidrigkeit findet im Eingang zu den einleitenden Be⸗ 
ſtimmungen ihren Anſatz und im Eingang zum vierten Abſchnitt 
ihre weitere Ausführung. Die prinzipielle Auseinanderſetzung über 
den Schuldbegriff iſt von der Behandlung der Schuldformen los⸗ 
geriſſen, jene in den Eingang zum vierten Abſchnitt, dieſe in die 
Noten zu 8 59 verwieſen. Der Begriff des Tatbeſtandes wird gleich 
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de Anfang, der Begriff der Tatumſtände erſt im Zuſammenhang mit 
Aare Vorſatzlehre abgehandelt. Die heilloſe Anordnung der Geſetzes⸗ 
nenen über den Nötigungsſtand, die Notwehr und den Notſtand wirkt 
ne aus, daß man die Exegeſe der wichtigſten Merkmale des 
ea "mental bedeutſamen 854 in den Noten zu dem praktiſch völlig 
6 nglofen 8 52 aufſuchen muß. Die Klarſtellung des grundlegenden 
tichenſatzes von Einheit und Mehrheit der Handlung wird beeinträch⸗ 
igt durch die Verteilung der bezüglichen Ausführungen unter die 
oten zu den 88 73 und 74, welche jenen Gegenſatz nicht etwa 
ſchaffen, ſondern vorausſetzen. 
* Lobe hat ſich im Leipz. Komm. dem Zwange der Legalordnung 
Pr urch entzogen, daß er alle dieſe prinzipiellen Ausführungen in 
Prei „Einleitung“ verwieſen hat. Das bedeutet nun freilich eine 
e der Kommentarform. Vielleicht aber ließe ſich auch in 
. 3 radikaler Weiſe dem von Frank ſchon immer ſorgſam ge⸗ 
as Bedürfnis nach ſyſtematiſcher Zuſammenfaſſung Rechnung 
au Die zweite Beobachtung geht dahin, daß die von Frank mit 
r Gewiſſenhaftigkeit betriebene Regiſtrierung der in der Lite⸗ 
5 vertretenen Lehrmeinungen ſich des öfteren ſtärker hervordrängt, 
8 der Darlegung der eigenen Auffaſſung dienlich iſt. Immer wieder 
wird der Ablauf der Gedankenkette durch literariſche Verweiſe und 
ueinanderſetzungen unterbrochen. Gelegentlich rücken fie gar an die 
. der Erörterungen. So in der Lehre von der Schuld: „über 
3 Begriff herrſcht Streit. Binding verſteht unter Schuld. 
erſt ifät beſtimmt die Schuld ... Ebenfo... Dagegen...“ Dann 
Ark folgt die eigene Konſtruktion. So auch bei Behandlung der 
Irgundenfälſchung: „Der Begriff der Urkunde iſt ſehr beſtritten.“ 
ie vortreffliche Herausarbeitung ihrer Weſensmerkmale iſt dann das 
gn ſ Yo mühſamſter Auseinanderſetzungen mit richtigen und falſchen 
= lungen anderer Autoren. Dieſe Methode hat unzweifelhaft ihre 
* zunge. Man verfolgt gewiſſermaßen die Spuren, auf denen ſich 
ſeathene Anficht durch ein Geſtrüpp von verwandten oder entgegen⸗ 
a Auffaſſungen hindurchringt. Indeſſen wird dadurch die Auf⸗ 
d me des Gebotenen erſchwert, und es leidet vor allem die Aſthetik 
er Darſtellung. 
keit a Eindruck wird verſtärkt durch eine techniſche Außerlich⸗ 
Deutli je Verweiſe heben ſich von dem Texte nicht mit genügender 
R eit ab, um es dem Leſer zu ermöglichen, raſch über ſie 
Vernegzugleiten. Hier könnte mit fettgedruckten Klammern oder durch 
dung der Kurſivſchrift leicht nachgeholfen werden. Wertvoll 
ir namentlich eine augenfällige Kenntlichmachung der fo häufig 
a olten Formel „A. A.“, welche doch die Scheidung in zwei 
ni ei vorzunehmen berufen iſt. Endlich wäre zu erwägen, ob es ſich 
gent empfehlen würde, Schriften, auf die im folgenden mehrfach Bezug 
Erster wird, am Kopf der Noten nach ihrem vollen Titel zu 
— en und im Text darauf zu verweiſen, anſtatt daß jetzt entweder 
Rn Titel wiederholt oder der Leſer durch ein „a. a. O.“ ge⸗ 
Ri wird, dieſen unter Umſtänden recht verborgenen Ort auf 
nicht * — Es vergeht wohl kaum ein Tag, an dem unſereiner 
Din * „Frau“ zur Hand nimmt. Da durfte auch einmal von 
Sein . die Rede fein, welche die Handhabung des Buches erleichtern. 
innerer Wert iſt gerichtskundig. 


Prof. Dr. Graf zu Dohna, Bonn. 


erengteins Kommentar zu den ſirafrechtlichen Neben: 
a etzen des Deutſchen Reiches. Berlin, Liebmann, 
liefen 1911 bis 1913 erſchienen, wird nunmehr in fünfter Auflage 
rungsweiſe herausgebracht. 
era Ebermayer, ben einzigen Überlebenden von den Be⸗ 
diesmal Cor 4. Aufl. (abgeſehen von dem Ergänzungsband), find 
onrad, Feiſenberger und Schneidewin getreten, 
komm manmeßr auch dieſes Werk einen Reichsgerichts. 
Ausſcheidung r darſtellt. Der Stoff iſt zeitgemäß verändert durch 
g, aufgehobener und Aufnahme neuerer Geſetze und Ver⸗ 
Das Fehlen dat dem Wegfall der ABO. wird man ſich abfinden. 
begreiflich. Dig Zoll- und Steuergeſetzgebung iſt bedauerlich, aber 
Tat eine felge weite und noch recht wüſte Gebiet erfordert in der 
abgefchloffenen zudige Bearbeitung, die in einem beſonderen, in ſich 
in Ausſicht sten; erkte entitehen zu laſſen der Verlag erfreulicherweiſe 
zu nennen wäre „Neben⸗Stenglein“, wie das Buch wohl 
ordnungen, das enthält in der neuen Auflage 133 Geſetze und Ver⸗ 
ſelbſt die 4. Aufl it trotz der Weglaſſung eine größere Anzahl als 
meinplatz wenn Gerade wegen dieſes Stoffreichtums iſt es ein Ge⸗ 
Die * 80 das Werk als unentbehrlich bezeichnet. 
mögen in erläuterte beiſpielsweiſe Gew ö., KO., auch das Preßch., 
Anwaltsbibliothek vorllusgaben in jeber leidlich guten Serichts- oder 
und ſelten ae ſein. Die erdrückende Menge kleinerer 
im HER. das ihm Geſetze ſucht „im Bedarfsfalle“ der Praktiker 
Wortlaut bietet. D nur den bisweilen unerwünſcht rätſelhaften 
jemala bi Ant 1 „Neben⸗Stenglein“ wird dem Frager kaum 
e Antwort ſchuldig bleiben. Und wie trefflich ſie formuliert 
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iſt, lehrt jeder Blick in die bisher erſchienenen vier Lieferungen. 
Abgeſchloſſen iſt die wiederum von Ebermayer geſchriebene erſte 
Abteilung, die Geſetze zum Schutz des geiſtigen und gewerblichen Eigen⸗ 
tums enthaltend. Die Vorzüge dieſer knapp gefaßten Kommentare 
und ihr ſtarker Einfluß auf die Strafpraxis ſind bekannt. Die Un⸗ 
genauigkeit und Beſcheidenheit des Geſamttitels macht ſich ſchon beim 
PatG. bemerkbar. Es iſt nicht aufgefaßt als ein ſtrafrechtliches Neben⸗ 
geſetz, wie es etwa die Preis TrVoO. unrühmlichen Andenkens war, 
ſondern als die Kodifikation des Erfinderrechts, die zwar auch ſtraf⸗ 
rechtliche Beſtimmungen enthält, aber doch unabhängig von ihnen zu⸗ 
nächſt hinſichtlich der ihr innewohnenden Grundbegriffe unterſucht und 
erläutert werden muß. In der gleichen Weiſe haben die anderen Verf. 
gearbeitet. Unter die von Schneidewin erläuterten Geſetze, betr. 
die Verkehrsanſtalten, iſt die FunkVerkVO. aufgenommen, deren Be⸗ 
deutung für die Strafpraxis ſtetig wächſt. Noch mehr wichtigſtes Neu⸗ 
zeitrecht wird unter den von Conrad bearbeiteten „Polizeigeſetzen“ 
zu finden ſein, z. B. das (zum Teil ſchon erſchienene) Lichtſpielgeſetz, 
das Kraftfahrzeug⸗ und das Luftverkehrsgeſetz. Die von Feiſen⸗ 
berger behandelte Geſetzgebung über das Geld⸗ und Kreditweſen 
zeigt den beträchtlichen Materialzuwachs, den auch dieſe Abteilung ſeit 
der Lindenbergſchen Bearbeitung erlangt hat. Zweifel müßten 
entſtehen, ob und wie der für das Geſamtwerk angekündigte Stoff 
in nur zwei Bände zuſammengedrängt werden ſoll, wenn nicht die 
bisher von allen vier Verf. abgelegten Proben in erſtaunlichem Maße 
die Kunſt erkennen ließen, in wenig Worten viel und Ausgezeich⸗ 
netes zu ſagen. So wird die Juriſtenwelt, keineswegs nur die Krimi⸗ 
naliſtenzunft, mit aufrichtiger Freude den neuerſtandenen „Neben⸗ 
Stenglein“ willkommen heißen und den hervorragenden Praktikern 
aufrichtig danken, die ihn mit dem Gehalt der neuen Zeit, ihrer 
Geſetzgebung, Wiſſenſchaft und Praxis erfüllt haben. 
JR. Dr. M. Drucker, Leipzig. 


b) Abhandlungen. 


Dr. Hans Tarnowski, Rechtsanwalt am Kammergericht: Die 
ſyſtematiſche Bedeutung der adäquaten Kauſalitäts⸗ 
theorie für den Aufbau des Verbrechensbegriffes. 
Berlin und Leipzig 1927. Walter de Gruyter & Co. (Ab⸗ 
handlungen des kriminaliſtiſchen Inſtituts an der Univer⸗ 
ſität Berlin). Preis 18 .#. 


Daß ein Berliner Anwalt Zeit und Kraft findet, ſo wiſſen⸗ 
ſchaftlich genau auf die theoretiſchen Grundlagen des Strafrechts 
einzugehen, mag als ein ſehr erfreuliches Zeichen dafür genommen 
werden, daß die vornehme Menſchenart des gelehrten Praktikers 
noch lebt. Vielleicht durfte ſich auch nur ein Praktiker daran wagen, 
noch einmal (nach ſo vielen Attacken) eine Arbeitsformel anzu⸗ 
greifen, die ſeit Jahrzehnten die Praxis beherrſcht, ohne daß die 
Praxis ihrer überdrüſſig geworden ift: die vom NG. in ſtändiger 
Rſpr. vertretene Bedingungstheorie. Es iſt auch ſonſt gut, daß kein 
Profeſſor dieſes Buch geſchrieben hat: denn er bekäme ſicher zu 
hören, daß man in einer praktiſchen Wiſſenſchaft nicht zu ſehr 
Logiziſt und beileibe kein Scholaſtiker ſein dürfe. 

Hat die Praxis vielleicht an der ſo heftig angefochtenen Be⸗ 
dingungstheorie feſtgehalten, weil der Streit in der Wiſſenſchaft 
mehr um theoretiſche Sauberkeit als um praktiſch Bedeutſames 
geht? Ich glaube dieſe Frage bejahen zu ſollen. Denn wir ſind alle 
der Meinung, daß das Verhalten des Täters dem Erfolge ſeiner 
Tat irgendwie adäquat fein muſſe. Es gibt in dieſem Sinne keine 
Strafrechtslehre ohne den Begriff der Adäquanz. Nur iſt eben 
dieſer Begriff verſchieden einſyſtematiſiert. Bei von Liſzt, Be⸗ 
ling, M. E. Mayer, Radbruch findet er ſich in der Lehre 
von der Rechtswidrigkeit, Schuld oder Tatbeſtandsmäßigkeit. Dem⸗ 
gegenüber behauptet Tarnowski, daß die Adaquanz nicht ein 
Beſtandteil dieſer Gebiete normativer Verbrechensbetrachtung ſein 
könne, ſondern vielmehr als Porausſetzung jeder normativen Be⸗ 
trachtung erkannt werden müſſe und deshalb unmittelbar an den 
Anfang des ſtrafrechtlichen Syſtems gehöre (S. 339 Theſe 5). Das 
iſt eine neue, dankenswert ſcharfe Formulierung für den alten 
Streitſtand. Und für den Andersdenkenden ein guter Anknüpfungs⸗ 
punkt zur Kritik an der Lehre von der adäquaten Verurſachung. 

Wird nicht (ſo muß der Gegner dieſer Theorie fragen) der 
Kreis für die als Täter in Betracht kommenden Perſonen zu eng 
gezogen, wenn wir die Adäquanz gleich an den Anfang unſerer 
Prüfung ſtellen, ob ein Delikt vorliegt? Iſt es demgegenüber nicht 
eine praktiſche techniſche Methode, wenn zunächſt der weit⸗ 
gezogene Kreis all derer ins Auge gefaßt wird, die eine conditio 
sine qua non geſetzt haben? Durch drei Korrektive wird dieſer 
natürlich viel zu weit gezogene Kreis wieder verengt, wird aus der 
großen Zahl der möglichen Täter der wirkliche Täter ausgeſchieden: 
Rechtswidrigkeit, Schuld und Tatbeſtandsmäßigkeit ſind dieſe Kor⸗ 
rektive. Indem die Lehre von der Tatbeſtandsmäßigkeit den Be⸗ 
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griff der „Ausführungshandlung“ aufſtellt, wirft ſie, beſonders bei 
der Schuldabſtufung zwiſchen mehreren Teilnehmern, die Frage nach 
der adäquaten Verbindung von Handlung und Erfolg auf. Aber 
eben als Schuldfrage. (In einer m. E. ſchiefen Polemik wirft 
Tarnowski (S. 74) Beling vor, daß er mit dieſer Tatbeſtands⸗ 
theorie eine neue Verurſachungslehre geſchaffen habe, ohne es zu⸗ 
zugeben oder ſelbſt auch nur zu merken. Es ſoll aber weder mit 
der Bedingungstheorie noch mit dem Begriff der Ausführungs⸗ 
handlung eine Verurſachungs⸗ oder Schuldlehre geſchaffen werden, 
ſondern lediglich eine techniſche Methode zur Löſung von Straf⸗ 
rechtsfällen; es find ſtrafrechtliche Arbeitshypotheſen, Indizien 
für die rechtswidrig ſchuldhafte Täterſchaft. Die nähere Ausführung 
dieſes Gedankens findet ſich in meinen Arbeiten: „Kriminelles Un⸗ 
recht, Staatsunrecht und Völkerrecht“ 1925, beſonders S. 58f. 
ne in Aſchrott⸗Kohlrauſch, Reform 1926 


Tarnowsbis Arbeit will das Hauptargument gegen die 
adäquate Theorie widerlegen: den Vorwurf, daß dieſe Verur⸗ 
ſachungslehre Kauſalitätsfragen mit Schuldfragen vermenge; daß 
ſie „einen Poſten doppelt buche“ (Radbruch), indem ſie bei der 
Verurſachung bereits die Adäquanz berückſichtigt, die bei der Schuld⸗ 
feſtſtellung mit Notwendigkeit wiederkehrt. Tarnowski glaubt 
nachweiſen zu können, daß auch die Theorie vom adäquaten Kau⸗ 
ſalzuſammenhang Verurſachungsfrage und Schuldfrage reinlich 
ſcheide: Bei der Verurſachungsfrage trete die Adäquanz als ein lo⸗ 
giſches Urteil über die Verknüpfung von Handlung und Er⸗ 
folg auf. Bei der Schuldfrage dagegen handelt es ſich um „die 
entweder tatſächlich erfolgte (Vorſatz und bewußte Fahrläſſigkeit) 
oder doch nach der individuellen Veranlagung des Täters mögliche 
(unbewußte Fahrläſſigkeit) pfychologiſche Realiſierung 
eines logiſchen Adäquanzurteils über das Verhältnis von Handlung 
und Erfolg“ (S. 331). 

Ob ſich das logiſche Urt. von der pfychologiſchen Realiſierung 
bei der unbewußten Fahrläſſigkeit deutlich ſcheiden läßt, 
bleibt mir auch nach Tarnowskis Ausführungen noch ſehr zwei⸗ 
felhaft. Was ich (in dem Lotterbette der Bedingungstheorie — wie 
es ein geiſtreicher Kriminaliſt einmal nannte — fündhaft verhar⸗ 
rend) dem Angriff des Verfaſſers auf die herrſchende Meinung ent⸗ 
gegenſetzen möchte, iſt, in Kürze, dieſes: Es iſt ein Irrtum anzu⸗ 
nehmen, daß der Vorſatz genau die Widerſpiegelung des objektiv 
feſtgeſtellten Kauſalzuſammenhanges fein müſſe. Es iſt kein Wider⸗ 
ſpruch, wenn ſich die Bedingungstheoretiker mit der Feſtſtellung 
einer conditio sine qua non in objektiver Hinſicht begnügen, zum 
ſubjektiven Tatbeſtande, zum Vorſatz aber eine Vorſtellung von 
Kauſalverlauf verlangen, die über das Bewußtſein, eine notwen⸗ 
dige Bedingung geſetzt zu haben, hinausgeht. Wohl iſt gewöhnlich 
(nicht immer, z. B. nicht bei den Abſichtsdelikten) der ſubjektive 
Tatbeſtand die ſeeliſche Projektion des objektiven. Aber die Feſt⸗ 
ſtellung, daß eine nicht wegzudenkende Bedingung vorliegt, iſt ja 
gar nicht der ganze objektive Tatbeſtand, ſondern nur ein Element 
desſelben. Der objektive Tatbeſtand iſt ein typiſches Geſchehen, das 
in jedem Paragraphen des beſonderen Teils ein anderes iſt. Der 
juriſtiſche Kauſalitätsbegriff dagegen iſt ein Element des allgemei⸗ 
nen Deliktsbegriffs. Aber nicht auf dieſen hat ſich der fubjektive 
Tatbeſtand zu beziehen, ſondern auf die Ausführung eines beſtimm⸗ 
ten, vom Geſetz näher umſchriebenen typiſchen Tat. Fragt man 
nach der ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit, ſo hat man bekanntlich 
niemals von den vier Allgemeinbegriffen: Kauſalität, Rechtswidrig⸗ 
keit, Schuld, Strafdrohung auszugehen, ſondern die Tatbeſtands⸗ 
technik anzuwenden, die das Geſetz vorſchreibt. Es wäre Tar⸗ 
nowski (S. 74) zuzugeben, daß dieſe Tatbeſtandstechnik prak⸗ 
tiſch doch zur Theorie der adäquaten Verurſachung führt, wenn ſie 
ſtets die Frage nach der Ausführungshandlung, d. h. der typiſchen 
Tat, aufwürfe. Das tut ſie aber nicht. Im Normalfall der Allein⸗ 
täterſchaft ſpielt der Begriff der Ausführungshandlung im objek⸗ 
tiven Tatbeſtand keine Rolle, ſondern es genügt die Feſtſtellung, 
daß eine conditio sine qua non geſetzt worden iſt. Nur bei den 
Strafausdehnungsgründen Verſuch und Teilnahme wird die Frage 
nach der Ausführungshandlung praktiſch, als Indiz für die beſon⸗ 
dere Gefährlichkeit des Willens. 

Tarnowszkis Buch iſt von dem Beſtreben beherrſcht, Schuld⸗ 
und Unrechtslehre von der Adäquanz zu reinigen, weil dieſe nicht 
Beſtandteil, ſondern Vorausſetzung jeder normativen Betrachtung 
ſei und ſomit logiſch an den Anfang, alſo vor Rechtswidrigkeit 
und Schuld gehöre. Mich hat ſeine Argumentation nicht überzeugt. 
Wohl aber wird das Werk bei jedem Leſer den Eindruck hervor⸗ 
rufen, daß hier die höchſt energiſche und konſequente Durchfüh⸗ 
rung einer Theorie vorliegt. Der Verfaſſer beweiſt bei dieſer Ge⸗ 
legenheit ſeine umfaſſende ſtrafrechtsdogmatiſche Bildung und Be⸗ 
leſenheit. Er hat nicht nur eine Monographie über den Begriff der 
adäquaten Kauſalität, ſondern ſehr eingehende, wertvolle Ausfüh⸗ 
rungen über Rechtswidrigkeit, Schuld, Vorſatz und Fahrläſſigkeit 
geliefert. Trotz der für mein Gefühl nicht gerade plaſtiſchen Dar⸗ 
ſtellungsweiſe iſt die Arbeit eine dogmatiſche Leiſtung von hohem 
Rang. Ob gerade unſere Zeit, die, auf einem Gipfelpunkte der 
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Scholaſtik angelangt, nach blutvollerer Geſtaltung ruft, ſolchen 
Dogmatismus und ſo rein von dem Streben nach ſyſtematiſcher 
Säuberung erfülle, umfangreiche Unterſuchungen gebrauchen kann, 
iſt eine andere Frage. 


Prof. Dr. Arthur Wegner, Breslau. 


Dr. 9. 9. Thode: Die ſogenannte unterſchlagung vertret⸗ 
barer Sachen. Breslau 1926. Schletterſche Buchhand⸗ 
lung. 80 S. Preis 2,40 #. 


Der bevorſtehende Erlaß eines neuen Strafgeſetzbuchs, ge⸗ 
meinſam für das Deutſche Reich und Öfterreich, hat einer großen 
Anzahl jüngerer Juriſten willkommene Veranlaſſung gegeben, die 
einzelnen ſtrafrechtlichen Lehren, Begriffe und Delikte an der Hand 
der Ergebniſſe der neueren Theorien einer eingehenden Prüfung 
und Unterſuchung zu unterziehen und dadurch zugleich zu einer 
Kritik des neueſten Entwurfs eines deutſchen Strafgeſetzbuchs von 
1925 zu gelangen. uber 200 derartige ſtraf rechtliche Ab⸗ 
handlungen ſind in dem obigen Verlag durch den Altmeiſter 
der Strafrechtswiſſenſchaft, v. Lilienthal, Heidelberg, geſammelt 
und ſo einer größeren Offentlichkeit unterbreitet worden. Als 210, 
Heft der Sammlung erſchien dieſe Abhandlung von Thode, die 
ſich mit dem wichtigen Tatbeſtand der Unterſchlagung be⸗ 
faßt und daraus den Sondertatbeſtand der Unterſchlagung vertret- 
barer Sachen und ſeine Behandlung in den verſchiedenen deutſchen, 
öſterreichiſchen und ſchweizeriſchen Geſetzen und Geſetzentwürfen 
kritiſch beleuchtet. Die Arbeit kann als eine außerordentlich gründ⸗ 
liche und verdienſtvolle bezeichnet werden. Selbſt wenn man der 
Kritik des Verfaſſers und ſeinen Vorſchlägen zur Verbeſſerung 
des deutſchen Geſeentwurfs nicht völlig zuſtimmt, muß man doch 
zugeben, daß die Abhandlung höchſt wertvolles und wiſſenſchaft⸗ 
lich gut durchgearbeitetes Material enthalt und deshalb auch für 
den Geſetzgeber ſehr beachtlich iſt. Die vorhandene Literatur zum 
geltenden Recht und zu den Verſuchen zu deſſen Reform iſt wohl 
lückenlos und mit vollem Verſtändnis derarbeitet. Verfaſſer geht 
aus vom Begriff der vertretbaren Sache im BGB. und ſpeziell 
im Sachenrecht des BGB. und ſucht an der Hand der Tatſache, 
daß die Unterſchlagung im 8 246 StGB. als reines Eigentums⸗ 
belikt ausgebildet iſt, alſo nur an fremden Sachen möglich iſt, 
und dem Umſtand, daß veruntreute vertretbare Sachen häufig keine 
fremden Sachen find, weil fie nach dem BOB. Eigentum des Ver- 
untreuenden gewordene find, die Lücken aufzuweiſen, welche das 
geltende Recht hat, indem es einmal Tatbeſtände nicht erfaßt, die 
wirtſchaftlich doch als ſtrafbare Unterſchlagungen ſich dar⸗ 
ſtellen, andererſeits auch Fälle ſtraft, die es an ſich nicht verdie⸗ 
nen. Dann geht er dazu über, zu fragen, ob etwa die Vorſchriften 
des StGB. über Untreue dieſe Lücken zu beſeitigen vermögen, 
oder ob ſie etwa in den neueren Entwürfen eines StGB. oder dem 
neuen ſchweizeriſchen Strafgeſetzbuch wenigſtens in einer allſeits 
befriedigenden Weiſe beſeitigt ſind. Indem er beides verneint, 
macht Verfaſſer einen neuen eigenen Vorſchlag, der aber m. E. 
auch wieder anfechtbar iſt. Auf die Einzelheiten der kritiſchen 
Unterſuchung von Thode kann hier nicht eingegangen werden. 
Dem Ergebniſſe feiner Kritik ſoll hier nur ganz allgemein ent- 
gegengehalten werden, daß viele bürgerlich⸗rechtlichen Be⸗ 
griffe, z. B. der Sache, der vertretbaren und verbrauchteren Sachen, 
der Wirkung der Vermiſchung auf den Übergang des Eigentums, 
des Geldes, des Eigentums und Beſitzes uſtw., nicht ſtets une 
bedingt auch auf den Wortlaut ſtrafgeſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen übertragen werden müſſen. Das hätte ſonſt die 
unerwünſchte und nicht anzuerkennende Folge, daß eine Anderung 
dieſer Begriffe und ihrer Rechtsfolgen im bürgerlichen Recht 
ſtets auch ohne weiteres eine entſprechende Anderung der ſie 
verwendenden Strafgeſetzgebung zur Folge hätte. Zuzugeben iſt, 
daß die deutſche Wiſſenſchaft und Rechtſprechung des Strafrechts 
ſich nicht ſtets ihrer Selbſtändigkeit in dieſer Beziehung voll be⸗ 
wußt iſt. Welches Aufſehen erregte es ſeinerzeit, als das Reichs⸗ 
gericht die Entwendung elektriſchen Stromes nicht als Diebſtahl 
oder Unterſchlagung beſtrafte, weil der elektriſche Strom keine 
fremde „Sache“ i. S. des BGB. ſei, ſo daß ein Sondergeſetz er⸗ 
forderlich wurde, um auch dieſen neuen ſtrafrechtlichen Tatbeſtand 
5 erfaſſen, während die ausländiſche Rechtſprechung, z. B. des 
ranzöſiſchen Kaſſationshofes, ſich ohne jedes Bedenken über dieſe 
Unterſcheidung hinwegſetzte und auch Elektrizität als „Sache i. S. 
des Strafrechts“ erklärte! So wird man es auch mit dem Begriff 
der „fremden“ Sache bei der Unterſchlagung von vertretbaren 
Sachen halten dürfen, ſo mit dem Begriff des „Bevollmächtigten“ 
im § 266 &tGB., der, wie auch das RG. anerkennt (Entſch. 15, 42) 
nicht notwendig auf durch Rechtsgeſchäft Vertretungs⸗ 
berechtigte begrenzt werden muß, ſo mit dem Begriff „Verfügen“ 
ebendaſelbſt uſw. Bei, vernünftiger, freier Auslegung des Wort⸗ 
lautes des neuen und des geltenden Strafgeſetzbuchs nach dem 
Zweck, den der Geſetzgeber bei ihrem Erlaß im Auge hatte, 
werden ſich dann vielleicht manche Lücken und falſche Ausdrucks⸗ 
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weiſen entweder gar nicht zeigen oder geſchloſſen werden, welche 
ae jetzt dem geltenden Rechte und den verſchiedenen Ent⸗ 
. zu ſeiner Reformierung vorhält. Allein dieſe Bemerkung 
e den Wert der Abhandlung nicht, der hauptſächlich in 
Ver wiſſenſchaftlichen Gründlichkeit gefunden wird, mit welcher der 
erfaſſer zu Werke geht. 
Geh. IR. Diefenbach, Heidelberg. 


Hermann Weck: Brandſtiftung und Verſicherungsbetrug. 
Ein Beitrag zur Strafrechtsreform. Beiheft der „Verſiche⸗ 
rung und Geldwirtſchaft“, Zeitſchrift f. d. geſamte Ver⸗ 
ſicherungs⸗ und Geldweſen. Berlin 1926. 142 S. 

Die Abhandlung iſt durch ein Preisausſchreiben der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Landesbrandkaſſe beeinflußt, welche eine „rechts⸗ 
geschichtliche und rechtsvergleichende Darſtellung“ der Beſtrafung 
blick Brandſtiftung und Brandverſicherungsbetrug ſowie einen Aus⸗ 
glick auf die Berückſichtigung dieſer Straftaten bei der kommenden 
Sirafrechtsreform wünſchte. Verlangt war eine „wiſſenſchaftliche und 
gemeinverſtändliche“ Ausarbeitung, welche die „jeweils geltenden 
betrgenden für die Beſtrafung des Brandſtifters und Verſicherungs⸗ 
ee aufweiſt ſowie auf die Arbeitsweiſe des Brand» 
2 und feines Verfolgers eingeht“. Ausführlich wird zu 
ker fertigen geſucht, daß die Anmerkungen in den Text mit Klam⸗ 
Peg in den Text eingefügt werden, nicht als Fußnoten uſw. ges 
ir men. (©. 2). Es folgen Einteilungen über die Brandurſachen 
wird ber die Kampfmittel gegen Brandſchäden. Ohne Überleitung 
* nach den Einteilungen „der Brandſtifter“ behandelt. Der Verf. 
net 6 Gruppen von Brandſtiftern: „Kinder“, „Geiſtes⸗ 
dungs „Haß und Rache“ (1), „Mordbrenner“, „Brandverſiche⸗ 
aufLobetrüger“, „andere Brandftifter” (). Die geſtellte Aufgabe, 

T Die Arbeitsweiſe des Brandſtifters und feines Verfolgers ein⸗ 
angeben, wird in dieſem Abſchnitt recht eigenartig gelöſt. Dem Auf⸗ 

7 er wird nämlich die Belehrung erteilt, es ſei aus beſtimm⸗ 

a den gut, nicht darauf einzugehen (S. 17). Die z. T. auch 

Tech iſch bemerkenswerten Ausführungen lauten: „Wir ſehen die 

Di nit und ihre Erfindungen immer nur von ihrer Lichtſeite (7 Ref.) 

900 1 wie wir den Mond immer nur von einer Seite ſehen. Ihre 

achtielte, ihre unterirdiſche Wiſſenſchaft, den dauernden Kampf 

Bern der Technik der Wirtſchaft und der des Verbrechens — 

I $ dringt wenig in die Offentlichkeit. Und das iſt auch gut ſo! 

A deshalb auch davon ab, die (technische) Arbeitsweise des 

it K tifters und ſeines Verfolgers hier näher e ‚Das 

ich rſtaunlich. In Weingarts Kriminaltaktik 248 f. findet 
wen recht gute Darſtellung darüber. Ob der Verf. fie wohl 
eine G r meint, für den Laien könnte ſchon ein kurzer Überblick 
wünsch elle des Grauens fein, für den Übelwollenden vielleicht er⸗ 
gegen ae ebrung. Sieht man davon ab, daß der gleiche Grund 
nalen dl techniſchen Beſchreibungen in Schriften über Krimi⸗ 
tolle beſtünde, die ohne Schaden für die Laienwelt geſchrieben 
5 u, jo kann man doch eine Preisaufgabe nicht durch Nicht- 
Naehen auf die geftellte Aufgabe löſen. 

geschieht. Uberleitung von den Brandſtiftergruppen zum Folgenden 

wicklung an den geiſtvollen Worten: „Leben iſt Bewegung, Ent» 

müſſen doit tiger als das, was iſt, iſt das, was wird. Darum 

10 Ente; nicht nur den gegenwärtigen Zuſtand, ſondern vor allem 

Seelen cklungsrichtungen zu erkennen verſuchen“ (15). Für das 
je Neben der Menſchen zeige der vorausgeſchickte Überblick über 

einer Beroleitergruppen drei Entwicklungsrichtungen, die offenbar 

geiſtiger Seu von Brandſtiftungen günſtig ſeien: die Zunahme 
die en krankungen, die Verwilderung der politiſchen Sitten und 
die —. des Gefühls für Recht und Volksgemeinſchaft. Für 
nichts wee geiſtiger Erkrankungen hatte der Verf. im Bisherigen 
hältniſſe, Ger vorgebracht als den Satz: „Die heutigen Lebensver⸗ 

Krieges ha duders die der Großſtadt, ſowie die Nachwirkungen des 

zur Folge“ en offenbar eine Zunahme der kranken Verbrecher 


wirtſchafgh einwandfreier Syſtematik folgt ein Kapitel über die 
konnte fie pen De Bedeutung der Brandstiftung. In der Einleitung 
und dem 8 werden. Hier zwiſchen den Brandſtiftergruppen 
18 Seiten (16 g en „Brandſtrafrecht“ wirkt die Erörterung, die 
dogmatiſchen Tel füllt, als eine Abſchweifung vom Thema. — Im 
Aufzählung kaum „dem Branbitzafrecht”, gehört die recht wertloſe 
ſammlungen, 11 n Thema, daß wir im Strafrecht 7 Entſcheidungs⸗ 
Lehrbücher des Steitſchriften ſtrafrechtlichen Inhalts, 36 Hand und 
hauſen in ſeinenafrechts, 8 große Kommentare haben, daß Ols⸗ 
graphien aufführt. domm. mehrere Hundert ſtrafrechtliche Mono⸗ 
Strafrecht hier 5 Was ſollen dieſe Zahlen über das allgemeine 
ftehen? Um a fie je nach der Zählung nicht einmal feſt⸗ 
e „anteilen, daß der Verf. in der Regel nur den 
fie auch nicht noten . und Olshaufen zitieren will, find 
Verfaſſer den 5 endig. — Hinter die dogmatiſche Erörterung ſtellt 
ſich eine Bel geſchichtlichen Teil der Aufgabe. Hieran ſchließt 

eine Betrachtung über ausländiſches Brandſtrafrecht, wobei 
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12 Seiten dem Strafrecht der Sowjetunion gewidmet ſind, nur 
5 Seiten der geſamten übrigen Strafrechtsvergleichung! Zwei Drittel 
der Erörterungen über Sowjetſtrafrecht befaſſen ſich allerdings nicht 
mit dem Thema Brandſtrafrecht, ſondern mit der Größe des ruſſiſchen 
Staates, der richterlichen Abhängigkeit, dem Strafenſyſtem, der Welt⸗ 
anſchauung des Bolſchewismus und anderen Dingen. 

Daß der geſchichtliche Abſchnitt nicht viel Neues bringt, iſt an 
ſich dem Verf. nicht zu verübeln. Denn die Schriften von Wächter 
und Oſenbrüggen haben ſchon viel vorgearbeitet. Dagegen 
würde man im geſchichtlichen Teil Wendungen nach Art der folgen⸗ 
den gerne vermiſſen: „Zwiſchen ALR. und dem Geſetzbuch von 1851 
liegen: Entwicklung des Naturrechts, Verkündigung der Menſchen⸗ 
rechte, Übergang Preußens von der abſoluten zur konſtitutionellen 
Monarchie. All das findet ſeinen Ausdruck in dem 1851 verkünde⸗ 
ten StGB.“ (S. 71). — Im dogmatiſchen Teil unterſcheidet der 
Verf. 4 Gründe der Nichtvollendung einer Brandſtiftung: „relativ 
und abſolut untaugliches Mittel, untauglicher Gegenſtand (hier ohne 
Unterſcheidung zwiſchen relativer und abſoluter Untauglichkeit, 
ie Unterbrechung des Kauſalzuſammenhangs“. Hierzu wird vom 
Verf. (S. 41) bemerkt: „Wir ſtehen hier zwiſchen zwei Endpunkten 
(Extremen). Sollen wir nach dem Erfolg beſtrafen oder nach dem 
Willen? Die beſte Antwort iſt wohl die: Grundlage der Beſtrafung 
ſei der verbrecheriſche Entſchluß — die Höhe der Strafe aber hänge 
ab von der geſamten Tatbeſtandslage des Einzelfalles (17).“ 

Von ben Reformvorſchlägen der Arbeit ſei hervorgehoben der 
Wunſch (S. 120), daß der Brandverſicherungsbetrug allgemein und 
ohne Ausnahme als Brandſtiftung behandelt werde. Die Objekte des 
Verſicherungsbetrugs greifen indeſſen über die der Brandſtiftung 
hinaus, auch wenn die letzteren nur mehr mit Wendungen wie 
„Feuersbrunſt verurſachen“ angedeutet werden. — Für Brandſtiftung 
und Brandverſicherungsbetrug ſoll nach dem Verf. das Strafgeſetz 
lauten: „Der Brandſtifter wird mit Zuchthaus beſtraft. Hat er einen 
Vermögensvorteil erſtrebt, ſo kann außerdem auf Geldſtrafe bis zu 
100 000 RM oder (2), falls der erſtrebte oder erreichte Vorteil höher 
zu bewerten iſt, bis zu deſſen Höhe erkannt werden.“ Im Folgen⸗ 
den wird ausgeführt (S. 121): „Gerade bei Straftaten zu wirt⸗ 
ſchaftlichem Zweck pflegt ſich der Verbrecher durch die Androhung 
von Freiheitsſtrafe nicht abſchrecken zu laſſen (2 Ref.). Zumal er 
doch immer damit rechnet, daß es ihm mit der Hilfe eines geſchick⸗ 
ten Verteidigers gelingen wird, das Strafmaß herabzudrücken. 
Gegenüber verbrecheriſchem Sinn, der nur nach Geld giert, gibt es 
nur zwei wirkſame Strafdrohungen: Tod oder Geld, und zwar viel 
Geld. Todesſtrafe kommt hier nicht in Frage, aber Geldſtrafe, emp⸗ 
findliche Geldſtrafe erſcheint mir unerläßlich.“ Der Verf. glaubt 
offenbar, die Geſchicklichkeit eines Verteidigers könne ſich nur im 
Herabdrücken von Freiheitsſtrafen, nicht von Geldftrafen betätigen. — 

Die Arbeit des Verf. hat den erſten Preis erhalten. 


Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 


Dr. Max Alsberg. Rechtsanwalt in Berlin: Der Prozeß 
des Sokrates im Lichte moderner Jurisprudenz und 
Pſychologie. (Erſtes Heft der Schriften zur Pfychologie 
der Strafrechtspflege, herausgegeben vom Verfaſſer.) 1926. 


Die ebenſo knappe wie gehaltvolle Studie des in der deutſchen 
Anwaltſchaft führenden juriſtiſchen Praktikers, der ſich durch die 
Reihe ſeiner früheren Schriften längſt als eine zugleich theoretiſch 
durchgebildete Gelehrtenperſönlichkeit ausgewieſen hat, fügt ſich als 
eine ausgezeichnete Ergänzung in einen wichtigen Zweig unſerer 
neueſten Literatur ein, in eine Gruppe von Forſchungen, die es 
mit ſpezifiſcher Beziehung auf die modernen Lebensprobleme 
Deutſchlands unternommen haben, den Lehrgehalt der ſokratiſchen 
Philoſophie in den Trägern aller ihrer drei großen Generationen 
neu zu überprüfen. Wir werden dabei zunächſt an die zuſammen⸗ 
faſſenden Meiſterarbeiten denken, an Wilhelm Windel⸗ 
bands und Heinrich Maiers Sonkratesſchriften, an Na⸗ 
torps und Salins fo anregend verſchiedenartige Analyſen Pla⸗ 
tons, an die profunden Bücher Ulrichs v. Wilamowitz und 
Werner Jägers zur Ariſtoteles⸗Literatur. Aber auch zahl⸗ 
reiche Spezialarbeiten haben unſere Aufmerkſamkeit wieder ver⸗ 
ſtärkt auf den engen inneren Kontakt gelenkt, der zwiſchen un⸗ 
ſerer Zeit und den drei attiſchen Klaſſikern beſteht. Ihnen reiht 
ſich auch die vorliegende Schrift an. 

Eine der Abhandlungen dieſes Kreiſes, die treffliche rechts⸗ 
philoſophiſche Unterſuchung Anderhubs zu Platons „Poli⸗ 
teia” in Stammler und Holldacks „Zeitſchrift für Rechts⸗ 
philoſophie“ (Bd. 2, 1917) ſchließt mit den Worten: „Ich ſtehe 


nicht an, zu behaupten, daß die kritiſche Rechtsphiloſophie in ihren 


geſicherten Ergebniſſen zur Stunde genau da wieder ſteht, wo 
Platon fie vor zwet Jahrtauſenden verlaſſen hat“, und etwas Ahn⸗ 
liches könnte nunmehr auch Alsberg als Motto über ſein So⸗ 
krates⸗Schriftchen ſetzen, für das er natürlich die wichtigſte Quel⸗ 
lenunterlage ebenfalls von Platon entnommen hat, in dieſem Fall 
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aus der „Apologie“, der ibealifierten, aber im Kern zweifellos 
naturtreuen Verteidigungsrede, wie fie der Schüler im Geiſte des 
Meiſters nach deſſen Verurteilung und Märtyrertod niedergeſchrie⸗ 
ben hat. Auch die weſentlichſten Lebensbedingungen einer geſunden 
Strafrechtspflege heutiger Zeit — die „ewigen Fragen 
und Nöte des Strafprozeſſes“ — ſo demonſtriert uns Alsberg 
— können nicht eindringlicher gekennzeichnet werden, als dies durch 
den i. J. 399 gegen Sokrates durchgeführten Senſationsprozeß 
und durch die Auseinanderſetzung des Angeklagten mit ſeinen An⸗ 
Rlägern in der Gerichtsverhandlung geſchieht, — nur freilich mit 
der Beſonderheit, daß die Lehre, die der Juſtizmord an Sokrates 
predigt, eine negative iſt. Es ſind die Schattenſeiten der atti⸗ 
ſchen Juſtiz, die Mißſtände der materiellen Strafgeſetz⸗ 
gebung wie der Strafgerichtsverfaſſung und des 
Strafverfahrens, die uns in ihrer ungeſunden Geſtalt 
deutlich machen, wo auch für das heutige Recht ſchwere, 
gerade im jetzigen Augenblick beſonders kritiſche 
Gefahren begründet ſind. Allerdings ſchlägt Als bergs 
Schrift auch noch ſehr andere Noten an. Aber wer ſie in einer der 
praktiſchen Jurisprudenz gewidmeten geitſchrift anzeigt, wird auf 
die genannten Gedanken den Nachdruck zu legen haben. 

Zunächſt betrachtet Alsberg den Prozeß des Sokrates 
nach ſeiner ſtrafrechtlichen Bedeutung, um die letztere an 
der Verſchwommenheit und Dehnbarkeit des de⸗ 
liktiſchen Geſichtspunkts, unter dem die Anklage und 
Aburteilung durchgeführt wird, darzulegen. 

Die gerichtliche Verfolgung des Philoſophen wird auf „Aſe⸗ 
bia“ geſtellt. Die naive Rechtsanſchauung der ſoloniſchen Zeit hatte, 
wie die ältere atheniſche Rechtsgeſchichte erkennen läßt, unter dieſem 
Begriff, dem atheniſchen Religionsdelikt, nur oder in 
erſter Linie die Zerſtörung oder Beſchimpfung der ſinnlich faß⸗ 
baren Gegenſtände der Gottesverehrung, Tempel, Götter⸗ 
bilder, geweihter Gerätſchaften verſtanden. Aber für die perikle- 
iſche Zeit und in der Folge hatte ſich dieſe konkrete Form ganz 
verflüchtigt; und die Anklage, deren Faſſung uns erhalten iſt, iſt 
imſtande, das „rechtswidrige Verhalten“ des Sokrates dahin zu 
wenden, daß er „an die Götter des Staats nicht glaubt, Neues 
Dämoniſches einführt und die Jugend verführt“, alſo dem Geſetzes⸗ 
paragraphen, wenn man von einem ſolchen reden will, die Wen⸗ 
dung nach einer rein ſeeliſchen, geiſtigen Seite zu geben. Sokra⸗ 
tes Rechtsfall macht damit in draſtiſcher Weiſe deutlich, daß das ent⸗ 
wickelte Griechentum das mit dem ſpäteren römiſchen Strafrecht 
einſetzende Grundprinzip alles geſchriebenen Strafrechts nicht zu 
erfaſſen fähig geweſen iſt. Es fehlt an einer Analogie des Rechts⸗ 
gedankens, der in Anlehnung an den 8 2 St&B. vom Art. 116 
RVerf. ausgedrückt wird: „Eine Handlung kann nur dann mit 
einer Strafe belegt werden, wenn die Strafbarkeit geſetzlich be⸗ 
ſtimmt war, bevor die Handlung begangen wurde“, und es fehlt 
damit das Bedürfnis, das Strafgericht, indem es die Strafwürdig⸗ 
keit einer Handlung prüft und evtl. ausſpricht, in die bindenden 
Grenzen einzuſchließen, die nur durch die Prüfung der „Tat⸗ 
beſtandsmäßigkeit“ der Handlung gewonnen werden kön- 
nen. Denn dieſem oberſten Erfordernis der Sicherheit der 
Strafrechtspflege iſt eben nicht ſchon genügt, wenn der mit 
Strafe bedrohte Tatbeſtand mit einem vag-allgemeinen Gattungs⸗ 
begriff bezeichnet wird, ſondern erſt dann, wenn die Merkmale; 
der Deliktsart in ihre einzelnen Elemente aufge⸗ 
Lö ft kenntlich gemacht find. Fehlt dies, fo erwächſt dem Ankläger 
die Möglichkeit, dem Gericht mit Hilfe der Benutzung einer gegen 
den Angeklagten beſtehenden antipathiſchen Stimmung Handlungen 
als rechtswidrige e die in Wahrheit nur in mißliebiger 
Sinnes⸗, Denke, Redeweiſe beſtehen, m. a. W. beliebige Delikte ad 
hominem zu fingieren. 

Die durch die Unreife der Strafgeſetzgebung verſchuldete Di⸗ 
rektionsloſigkeit der attiſchen Juſtiz entfaltet aber — ſo führt 
Alsberg wetter aus — ihre unheilvolle Wirkung bei der Ab⸗ 
urteilung des Sokrates erſt dadurch ganz, daß ihr kein ernſthaft 
in Betracht kommendes Gegengewicht in den ſtrafprozeſſua⸗ 
len Inſtitutionen gegenüberſteht. 

An und für ſich wäre auch bei einem tech unentwickelten 
Strafgeſez Sokrates oder ein Angeklagter überhaupt nicht ohne 
Schutz geweſen, wenn die Anwendung des ungeſchriebenen Straf⸗ 
rechts in der Hand fachlich durchgebildeter, in ſtetiger Tradition der 
Praxis aufgewachſener und erprobter Männer gelegen hätte. — 
doppelt geſichert, wenn, wie es heute unter dem Einfluß einer 
Staatsanwaltſchaft der Fall iſt, nicht nur die Urteilsfällung, ſon⸗ 
dern bereits die Anklage als Ergebnis einer tatſächlichen und recht⸗ 
lichen Beurteilung, als amtliche Entſcheidung in Wirk⸗ 
ſamkeit getreten wäre. Aber davon ift im atheniſchen Prozeß nichts 
vorhanden. Kein zur objektiv verantwortlichen Prüfung fähiger 
öffentlicher Ankläger, ſondern drei Privatperſonen be⸗ 
treiben die Eröffnung des Verfahrens, und kein berufsbeamteles 
Gerichtskollegium, ſondern ein Volksgericht von 501 aus den 
mannigfaltigſten Ständen und Berufen entnommenen Bürgern 
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ſpricht das Urteil. So kommt weder bei der Stellung des Straf⸗ 
antrags noch bei der tatſächlichen Prüfung der Beweiſe noch bei 
der rechtlichen Würdigung des Beweisergebniſſes eine Stimme zu 
Gehör, die nach dem ſachlichen Maßſtabe der Rechts⸗ 
widrigkeit fragt. Im Gegenteil find es die politiſchen 
Intereſſen, die auf das Vor⸗ wie auf das Schlußſtadium des 
Strafverfahrens den maßgebenden Einfluß üben. Ein Literat, ein 
Berufspolitiker und ein Gewerbtreibender geben durch die Anklage 
ihrem eiferſüchtigen Haß auf das autoritäre Organ der öffent⸗ 
lichen Meinung, das Sokrates im Laufe der Jahrzehnte geworden 
war, Ausdruck, — Leute, durch das Los aus allerlei verſchiedenſten 
Stände und Berufe entnommen, kühlen in der Verurteilung ihren 
Arger über die angebliche Überheblichkeit des Ratgebers der ge⸗ 
bildeten Bürgerkreiſe und beſonders der vornehmen Jugend. Und 
ſie benutzen dazu ihre politiſche Macht. Denn das Heliaſtengericht 
Athens iſt ja im Grunde nichts anderes als einer der für die 
mannigfaltigſten Verwaltungs⸗ oder Juſtizgeſchäfte gebildeten Aus⸗ 
ſchüſſe der Volksverſammlung. Vor kurzem erſt nach 
einer Zeit oligarchiſcher Reaktion, der Folge der Niederlage im 
großen Bürgerkriege, wieder zum demokratiſchen Übergewicht gelangt, 
läßt ſie den Sokrates, der von ihrer Demagogie in unklarer Über⸗ 
tragung zum Typus des Lobredners der konſervativen Einrich⸗ 
tungen der Väterzeit geſtempelt wird, ihre Macht fühlen 
und verwendet als Handhabe dazu — hier zeigt ſich die Begriffs⸗ 
verworrenheit und zugleich die Immoralität des geſetzlichen und 
gerichtlichen Syſtems in voller Kraßheit — den Vorwurf der 
Verachtung der altehrwürdigen Gottheiten. 


Man darf nun freilich nicht glauben, daß unſere Anzeige, 
wenn fie die für den Juriſten bedeutſamſte Nutzanwendung det 
Prozeßgeſchichte aus Alsbergs Schrift in trockener Betonung her⸗ 
aushebt, dem Gehalt des kleinen Werks nach allen Seiten gerecht 
wird. Was erſt eigentlich den wiſſenſchaftlichen und literariſch⸗äſthe⸗ 
en Reiz der Studie ausmacht, iſt vielmehr die Art, wie der 
Verf. ſeine fachwiſſenſchaftliche Analyſe in eine Neudarſtellung des 
ganzen Vorgangs verwebt, die mit allen Mitteln philologiſcher 
Gelehrſamkeit aufgebaut iſt und jedem Vertreter der antiken Gei⸗ 
ſtesgeſchichte Ehre machen würde. Seine Skizze entwickelt ſich 
damit zugleich zu einer Nachprüfung des menſchlichen und philoſo⸗ 
phiegeſchichtlichen Problems, das mit Sokrates’ Namen verknüpft 
iſt, und bietet auch nach dieſer Richtung Wertvolles. 

„Vor allem ſichert A., indem er die Quellen, insbeſ. die pla⸗ 
toniſchen Dialoge revidiert, Sokrates gegen den Vorwurf, als 
wenn er durch ſein Auftreten als Lehrer und öffentlicher Kri⸗ 
tiker das gegen ihn gefällte Urteil des Gottesleugners gewiſſer⸗ 
maßen ſachlich verdient hätte. Er ſtreift damit die Anſchauung 
Wilhelm Windelbands, der den Kern der Einwirkung 
des Sokrates auf ſeine Mitbürger in einer Verherrlichung des 
Kultus der menſchlichen Vernunft, alſo wirklich in einer Herab⸗ 
ſetzung der alten Götter ſehen möchte und deshalb das Urt. gegen 
ihn zwar als Ausgeburt gehäſſiger perſönlicher Motive feiner Ans 
Rläger und Richter, aber vom Standpunkt der atheniſchen Staats⸗ 
religion und Staatsautorität nicht eigentlich als etwas formell Un⸗ 
gerechtes gelten läßt. Gewiß mit Recht tritt Alsberg dieſer 
Meinung entgegen. Die Wirkfamkeit, die Sokrates mit ſeiner iro⸗ 
nifierenden Dialektik im atheniſchen Volksleben entfaltete, er⸗ 
ſtrebte die Erweckung oder die Belebung des ſittlichen, insbeſ. des 
ſtaatsbürgerlichen Pflichtgefühls feiner Volksgenoffen; fie 
bekämpfte die nüchterne Niüblichkeitsethik der Sophiſten und damit 
die von ihr genährte öffentliche Korruption der Demokratie, 
Sie diente ferner dem ſpezifiſch verfaſſungsrechtlichen Leitgedanken, 
daß nur der ein politiſcher Führer ſein kann, der etwas von den 
„ſtaatlichen Dingen“ verſteht, m. a. W. nur der, der ein 
gründliches Fachwiſſen beſitzt, und trat inſoweit den viel⸗ 
geſchäftigen Dilettanten entgegen, die nach der Unter⸗ 
weiſung des Sophiſten mit ein bißchen Lebenskunſt die öffent⸗ 
lichen Funktionen bewältigen zu können glaubten. Und um ſeinen 
beiden praktiſchen Forderungen eine feſte Grundlage zu geben, 
wendete ſich die Sokratik in ihrer urſprünglichen Form unter dem 
Geſichtspunkt der theoretiſchen Philoſophie gegen die oberfläch⸗ 
liche Begriffsbildung der Sophiſtik; fie ließ den Wert 
„ philoſophiſcher“, d. h. wiſſenſchaftlicher Ausbildung an⸗ 
klingen, den in der nächſten Generation Platon gegen Iſokrates 
zum Grundton ſeiner Weltanſchauung gemacht hat. Aber bei alle⸗ 
dem trat Sokrates mit ſeiner Polemik in das Gebiet der atheni⸗ 
ſchen Glaubensüberzeugungen, gar der Staatsreligion, überhaupt 
nicht ein. Folgeweiſe konnte er ſich auch mit deren Sätzen gar nicht 
in Widerſpruch ſtellen. 


Aber noch aus einem anderen Geſichtspunkt wird die erneute 
Prüfung von Sokrates“ wiſſenſchaftlichem und menſchlichem Stand⸗ 
punkt von Bedeutung, wenn man dem Verlauf ſeines Prozeſſes 
gerecht werden will, und Alsberg weiſt von Anfang an darauf 
hin, indem er den Prozeß des Sokrates außer in juriſtiſcher auch 
„in pfychologiſcher Beleuchtung“ als fein Thema be⸗ 
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zeichnet. Was damit gemeint iſt, ſtellt ſich heraus, wenn man auch 
das Verhalten des Sokrates während des Pro⸗ 
zeſſes, jein Auftreten gegen ſeine Ankläger und Richter beachtet. 


5 Auch in dieſer Richtung ſind abfällige Urt. der Nachwelt gegen 
den Philoſophen laut geworden. Es ift Cicero, der im ſelbſtgenüg⸗ 
lamen Bewußtſein ſeiner eigenen rhetoriſchen Überlegenheit ge⸗ 
meint hat, Sokrates ſei nur deshalb unterlegen, weil er ein ſchlech⸗ 
n geweſen ſei, d. h. ſich ungeſchickt verteidigt habe. 
an berg führt nun ſehr lichtvoll aus, daß gerade im Gegenteil 
es Selbſtrechtfertigung ſehr ftark die Gabe dokumentiere, 
die den großen Redner ausmacht, den maſſenpſychologiſchen Takt, 
55 Ceingefühl dafür, wodurch die Gegner auf die Maſſe wirken, 
wodurch andererſeits er als Angeklagter dieſer Wirkung begegnen 
denn Während jene mit der Senſationsſucht, den Neidgefühlen 
> Maſſe gegenüber der hervorragenden Perſönlichkeit rechnen, 
derſucht er ſie durch anſpruchsloſe Würde zu entwaffnen, nämlich 
3 einfachen wahrheitsgemäßen Hinweis auf die ihm durch gött⸗ 
an Ugung anvertraute Miſſion, feine Mitbürger durch unabläſſi⸗ 
ig arnen und Tadeln in Bewegung zu halten. „Richtet ihr 
zu Mann wie mich hin, jo ſchadet ihr euch ſelbſt viel mehr als 
mir” (S. 20). Eines freilich verſäumt Sokrates, wenn er feine Ver⸗ 
ketoigungspoſition in ſolcher Weiſe wählt: die im atheniſchen Ge⸗ 
iche Cuengericht übliche Lobhudelei der Richter und die gefliſſent⸗ 
bel Erregung ihres Mitleids und ihres Wichtigkeitsgefühls. Er 
sent ſich nicht zu reumütiger Geſinnung; er ruft nicht ihre 
gnabendolfe Hilfe an. Als das Schuldurteil mit der knappen Mehr⸗ 
1 von 281 unter 501 Stimmen ſchon geſprochen iſt und es ſich 
er ac um Geldſtrafe, Achtung oder Hinrichtung handelt, bietet 
di das geringſte Maß der Geldſtrafe an und verſtärkt den Eindruck 
> Selbſtbewußtſeins noch durch die Bemerkung: in Wahrheit 
sem er überhaupt nicht Strafe, ſondern öffentliche Belohnung ver⸗ 
Mehel ſo daß nunmehr erſt die Todesſtrafe mit der bedeutenden 
ER ka von 360 Stimmen ausgeſprochen wird. Hierauf bezieht 
— a zuvorgenannter Vorwurf, und in der Tat: in dieſem 
ee 10 43 handelt Sokrates der maſſenpſychologiſchen Erfahrung 
Is 5 er. Aber der Kritiker muß auch hierin der Darſtellung 
rheto zergs recht geben, daß an dieſer ſchickſalsſchweren Stelle ein 
Schon he Rechnen mit der Volksſtimmung an ſeiner Grenze ſtand. 
a au Fuber iſt — wie ich glauben möchte, am eindrucksvollſten 
dane ois Riehl (Philoſophie der Gegenwart 1903 S. 188) — 
Leben gehoben, daß in der Erſcheinung des Sokrates Lehre und 
nme anderttennlich verbunden find. Nicht dadurch, daß er von 
8 eitbürgern die Hingabe an den Staat fordert, ſondern 
ihneneredieſe Forderung ſelbſt in Tat umſeßzt, ihre Erfüllung 
15855 "orlebt, erhält feine Geſtalt ihre epochemachende Bebeur 
ig. Ohnebies wären 


deren . die Hauptſätze ſeiner Ethik, zumal bei 
oh ER iatellektualiſtiſcher Begründung aus dem 
verstandenen Eigenwohl eine einigermaßen dürre Weisheit 


bielte N. Erſt durch ihre volunariſtiſche Bewährung er⸗ 

vert fie ihre volle Geltung, und der entſcheidende Willensakt 

wählt e ſich eben in der Art der Verteidigung, die er tatſächlich 
Ate, indem er dies un deſſen Stimmung ihm genau 

ſich De zum Erlaß des Todesurteils geradezu provozierte und 

ſtaatsbil it in der kritiſchen Stunde zu der Rolle des Erziehers in 
bürgerlicher Geſinnung noch einmal bekannte. 


1 Sal das beſonders ſchöne und wohltuende der Alsbergi⸗ 
der Sokrate daß ſie in ihrem engen Rahmen auch dieſen Kern 
rechtahiſtoe esgeſtalt wieder aufdeckt und in ſolcher Weiſe die 
von ihm * und die menſchheitsgeſchichtliche Bedeutung des 
gleicht. Nu echandelten Vorgangs miteinander verknüpft und aus⸗ 
der Kenner für den Juriſten wird jedenfalls die erſte Seite 
klar Mach ung im Vordergrund ſtehen, mindeſtens wenn er ſich 
tende Gebe wie faſt unheimlich zeitgemäß der in ihr zutage tre⸗ 
den heutiantenkomplex des Strafrechts und Strafprozeßrechts in 
und Straf Tagen wirkt. Bei der Reform des Strafrechts 
um nichts ozeſſes, in der wir ſoeben ſtehen, handelt es ſich ja 
Rechtszuſtangeringeres als um die Gefahr der Wiederkehr von 
emokraf , de fie typiſch in der Juſtiz der attiſchen 
gehalt nekenme verkörpert find. Der vorhin in feinem Wert⸗ 
gemeinſamen zeichnete Typus eines Straf ge Ih, das die 
in einer für d beſonderen Merkmale des Verbrechens katbeſtands 
zeichnet, fieht ficht leitenden und bindenden Formalnorm vor⸗ 
Strafgeſetzgebun eute von dem Verdrängtwerden zugunſten einer 
Schlagwort bedroht, die den Gerichten bloße Stich- oder 
durch ein Aire und die Ausfüllung dieſer Blankettbegriffe 
findet ſich das geſetz eabchterliches Ermeſſen“ erwartet. Und ebenſo 
Berufsrichtertum nekumbige und in der Rechtsanwendung geſchulte 
Agitation, es fei 1 und mehr durch die ſyſtematiſch geſchürte 
trieben, und ſtatt fehl mehr vertrauenswürdig, in die Enge ge- 
billigdenkenden, leben verherrlicht man eine Rechtspflege mit 
rung ift beſtrebt erfahrenen Volksrichtern. Die Reichsregie⸗ 
llufionen einen Dare ü vom Reichsrat, dieſen demagogiſchen 
timme des Reichstags entgegenzuſetzen. Aber bie maßgebende 
ichstags hat noch nicht geſprochen. Man möchte 


möglichſt vielen ſeiner Abgeordneten für die bevorſtehenden Bera⸗ 
tungen die Lektüre von Alsbergs Schrift recht nachdrücklich 
empfehlen. 

Geh. Hofrat Prof. Dr. Richard Schmidt, Leipzig. 


2. Strafprozeß. 


Strafprozeßorduung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz mit 
Nebengeſetzen. Textausgabe mit Einleitung, Anmerkungen 
und Sachregiſter. Bearbeitet von Dr. Eduard Kohlrauſch, 
Prof. des Strafrechts in Berlin. 21. Aufl. Taſchenformat. 
XI, 526 Seiten. Berlin und Leipzig 1927. Verlag 
Walter de Gruyter & Co. Preis 7,50 #. 


Nach kurzer Zeit iſt der 20. Aufl. des rühmlichſt bekannten 
Werkes die 21. gefolgt. Für ſie gilt in gleichem Maße, wie für ihre 
Vorgängerin, die hohe Anerkennung, der Oberreichsanwalt Dr. Eber⸗ 
mayer JW. 1925, 1464 Ausdruck verliehen hat. In der 21. Aufl. 
find die Entſch. des RG. bis zum 60. Bande der amtlichen Samm⸗ 
lung, Geſetze und Verordnungen bis zum März 1927 berückſichtigt. 
Neu aufgenommen iſt u. a. das Reichs⸗Kriminal⸗Polizeigeſetz und der 
einſchlägige Abſchnitt der RAbgd. 

Das Buch, das nunmehr die beachtenswerte Geſamtauflagenhöhe 
von 100 000 Exemplaren erreicht hat, wird dem Praktiker und den 
Studierenden weiterhin von größtem Wert ſein. D. S. 


Gerland, Profeſſor Dr. Heinrich: Der deutſche Strafprozeß. 
Mannheim 1927. Bensheimer. XVI u. 526 S. 


Das Buch iſt nach dem Vorwort „für den ernſthaft Studieren⸗ 
den und für den Praktiker geſchrieben“. Dieſe Zweckbeſtimmung hat 
zunächſt eine negative Bedeutung: es ſoll kein Handbuch des Straf⸗ 
prozeſſes ſein. Deshalb durften die Literaturnachweiſe auf ein geringes 
Maß beſchränkt werden; monographiſche Darſtellungen und Aufſätze 
werden nur ausnahmsweiſe zitiert, dafür wird bisweilen auf die 
Literaturzufammenftellungen bei Löwe-Roſenberg und anderen 
verwieſen. Das poſitive Programm des Vorworts ſetzt zwei aus⸗ 
einanderliegende Ziele, die ſich nicht leicht auf demſelben Wege er⸗ 
reichen laſſen. Der Praktiker dringt in ſchwierige Fragen, die der 
wiſſenſchaftliche Komm. nicht abſchließend beantwortet, mit Handbuch 
und Spezialliteratur ein, nicht aber mit Hilfe eines Lehrbuches, und 
ſei es auch für den ganz beſonders ernſthaft Studierenden geſchrieben. 
Nicht dem Bedürfniſſe der Praxis entſpricht, ſondern aus dem Unter 
richtszweck ergibt ſich, daß die Judikatur nur an RGeEntſch. (die un⸗ 
gewöhnlicherweiſe mit ER zitiert werden), und zwar auch nur den 
in der ſog. offiziellen Sammlung und in der „Rechtſprechung“ ver⸗ 
öffentlichten dargeſtellt wird. Nicht nur das Werk von Löwe⸗ 
Roſenberg, ſondern auch knapper gefaßte Kommentare, wie der 
von Feiſenberger, liefern den Beweis, daß der Stand der Rſpr. 
aus der offiziellen RGSamml. nicht hinreichend erkennbar iſt und 
daß daher die wiſſenſchaftlich arbeitende Praxis ohne das Material 
der privaten Sammlungen und der Zeitſchriften (die Gerland S. 38 
zum Teil nennt) nicht auskommen kann. Seit der Emminger O. 
iſt auch bei den OLG. eine bedeutſame ſtrafprozeſſuale Rſpr., nicht 
ſelten im Gegenſatz zu der des RG., erwachſen, mit der der Prak⸗ 
tiker zu rechnen hat (vgl. das Werk von Alsberg⸗ Friedrich). 
Dieſe Bemerkungen ſind aber weder beſtimmt noch geeignet, das 
Gerlandſche Werk als wiſſenſchaftliche Leiſtung und als Lehr⸗ 
buch zu beanſtanden. Die ſyſtematiſche Anordnung iſt vorzüglich und 
führt den umfänglichen Stoff vollſtändig und ohne Wiederholungen, 
die bei Innehaltung der Legalfolge unvermeidlich ſein würden, vor. 
Auch bei den ſchwierigſten Materien bleibt die Darſtellungsweiſe 
plaſtiſch und leicht verſtändlich. Der didaktiſche Charakter wird ſehr 
geſchickt dadurch gewahrt, daß Belegſtellen aus Judikatur und Lite⸗ 
ratur, erläuternde Beiſpiele und Hinweiſe auf Kontroverſen in der 
Regel nicht den Text belaſten, ſondern in die überaus zahlreichen, 
oft ſehr gehaltvollen und zu tieferem Nachdenken anregenden, An⸗ 
merkungen verwieſen find. Im akademiſchen Unterricht und nament⸗ 
lich beim Selbſtſtudium wird das gründliche und tüchtige Werk mit 
ſicherem Nutzen verwendet werden. 

IR. Dr. Drucker, Leipzig. 


Reform des Strafvollzuges. Kritiſche Beiträge zu dem 
amtlichen Entwurf eines Strafvollzugsgeſetzes unter Mit⸗ 
wirkung von Privatdozent Dr. phil. Bondy, Profeſſor 
Dr. jur. Exner, Juſtizrat Dr. jur. Gentz, Regierungsrat 
Krebs, Profeſſor Dr. jur. et phil. Liepmann, Miniſterial⸗ 
rat Dr. jur. Starke, Oberarzt Dr. med. Villinger. 
Herausgegeben von Dr. jur. Lothar Frede, Oberregierungs⸗ 


1982 


rat, Vortragendem Rat im Thüringiſchen Juſtizminiſterium 
in Weimar, und Dr. jur. Max Grünhut, o. 5. Profeſſor 
der Rechte an der Univerſität Jena. Berlin und Leipzig 
1927. Verlag Walter de Gruyter & Co. Preis 10 .#. 
In dieſer Schrift ſind eine Anzahl wertvoller Aufſätze vereinigt, 
alle zuſammengefaßt durch den Geſichtspunkt der wiſſenſchaftlichen 
Grundlegung der Strafprozeßprobleme, und zwar auf der Grundlage 
der Vertiefung des Erziehungsgedankens in der Strafe. Nicht be⸗ 
handelt ſind lediglich die Todesſtrafe und die Geldſtrafe, für die jedoch 
im Vorwort der Herausgeber ſelbſt wertvolle Hinweiſe gegeben find: 
Insbeſ. wird bez. der Geldſtrafe befürwortet, daß an Stelle der krimi⸗ 
nalpolitiſch zweckwidrigen kurzen Freiheitsſtrafe das Abarbeiten durch 
freie Arbeit, für deſſen Anwendung die Möglichkeiten jetzt noch nicht 
erſchöpft ſind, weiterhin reichsgeſetzlich zugelaſſen werde. Leider ver⸗ 
bietet die Knappheit des zur Verfügung ſtehenden Raumes ein wei⸗ 
teres Eingehen auf dieſe wertvolle Sammlung. S. 


Die ſtrafprozeſſnalen Entſcheidungen der Oberlandesgerichte. 
Unter Mitwirkung von Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. Gero Fried⸗ 
rich, herausgegeben von Dr. jur. Max Alsberg, Rechts⸗ 
anwalt in Berlin. Mannheim 1927. J. Bensheimer. 
Preis broſch. 14 , Halbleder 16 &. 


Die Emminger ſche Reform hat den Amts⸗ und Schöffen⸗ 
gerichten faſt die ganze Fülle der erſtinſtanzlichen Entſchließungen zu⸗ 
gewieſen. Die Strafkammern ſind in der Hauptſache Berufungs⸗ und 
Beſchwerdeinſtanz. Die Strafſenate der OLG. haben als BeſchwGker. 
viel von ihrer früheren Bedeutung eingebüßt. Sie haben aber als 
Reviſions⸗ und Veſchwcher. wertvolle Arbeit geleiſtet. Ein großes 
Verdienſt Alsbergs iſt es, alles, was an wichtigeren Entſch. der 
OLG. zur Auslegung des GVG. und der StPO. ſeit dem 1. Okt. 
1879 erwachſen iſt, in dem vorl. Werke in drei handlichen Bänden 
von je etwa 450 Seiten geſammelt zu haben. In muſtergültiger 
Weiſe hat der erfahrene Praktiker die Fülle des Stoffes gemeiſtert. 
Er folgt, der Anordnung des Geſetzes, gliedert den Stoff über⸗ 
ſichtlich in Abteilungen und gibt die Entſch. nicht auszugsweiſe, 
ſondern im vollen Wortlaut wieder. Darin erbliche ich einen Haupt⸗ 
vorzug des Werkes. Gerade dadurch, daß Tatbeſtand und Gründe un⸗ 
verkürzt vorliegen, wird die kritiſche Nachprüfung jeder einzelnen 
Entf. auf ihren wiſſenſchaftlichen Wert ermöglicht. Und zugleich 
wird dadurch die Sammlung zu einer willkommenen Ergänzung der 
Kommentare, die ſich naturgemäß auf kurze Andeutungen über den 
Inhalt der von ihnen angeführten Entſch. beſchränken müſſen. Die 
urſprünglichen Überſchriften der Entſch. find nicht überall beibehalten. 
Auch das gereicht dem Werke zum Vorteil, denn ſie ſind kürzer, 
ſchlagender gefaßt, und im allgemeinen iſt die wenig empfehlenswerte 
Frageform dabei vermieden. 

Mit peinlicher Sorgfalt iſt die Verweiſung auf die Werke er⸗ 
folgt, denen die Entſch. entnommen find. Bei der Benutzung des 
Werkes und zahlreichen Stichproben bin ich auf eine einzige Un⸗ 
genauigkeit geſtoßen, die ſich überdies als entſchuldbarer Druckfehler 
darſtellt. Die Bd. 2 S. 362 unter Nr. 276 wiedergegebene Entſch. 
des OLG. Dresden v. 12. Okt. 1883 befindet ſich nicht Sächſ. Ann. 
Bd. 3, ſondern Bd. 5 S. 490. 

Nicht berückſichtigt iſt unter den Quellenwerken, ſoweit ich fehen 
kann, das jetzt im 4. Jahrgang erſcheinende Archiv für Rechtspflege 
in Sachſen, Thüringen und Anhalt, das auch Entſch. ſtrafprozeſſualen 
Inhalts wiedergibt. 

Dem verdienſtlichen Sammelwerk iſt weiteſte Verbreitung zu 
wünſchen. Für den Praktiker iſt es wegen ſeiner Zuverläſſighkeit, 
Reichhaltigkeit und Überſichtlichkeit unentbehrlich. Der Theoretiker des 
Strafprozeſſes wird reichen Nutzen daraus ziehen. Und bei Aus⸗ 
arbeitung einer neuen StpO., die ja doch im Gefolge des neuen 
StGB. kommen muß, wird es eine wichtige Grundlage bilden. 

Generalſtaatsanwalt Schlegel, Dresden. 


3. Jugend und Strafrecht. 


Többen: Die Jugend verwahrloſung und ihre Bekämpfung. 
2. Aufl. Münſter 1927. Preis 36 , geb. 39 . 

Das zuerſt i. J. 1922 erſchienene Werk von Többen liegt 
jetzt in einer völlig neubearbeiteten und erweiterten zweiten Aufl. 
vor. Das Buch behandelt im Anſchluß an eine kurze Geſchichte der 
Verwahrloſung die verſchiedenen Inwelt⸗ und Umweltſchäden, die 
zur Verwahrloſung führen können, zeigt die mannigfaltigen Mit⸗ 
tel ihrer Bekämpfung und bringt ſchließlich einen Bericht über die 
Jugendverwahrloſung und ihre Bekämpfung im Ausland. Neu ein⸗ 
gefügt ſind in dieſer Aufl. Abhandlungen über die Verkrüppelung, 
die Sinnesfehler, den Morphinismus, den Kokainismus, die Kin⸗ 
desausſetzung, über die Pſychologie des einzigen Kindes, die Abtrei⸗ 
alla. und über die induſtriellen und ländlichen Umweltsver⸗ 
hältniſſe. 


Schrifttum 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Zum erſten Male iſt hier eine zuſammenfaſſende Darſtellung 
aller Probleme gegeben, die mit der Jugendverwahrloſung und 
ihrer Bekämpfung zuſammenhängen. Eine erſtaunliche Menge von 
Material iſt zuſammengetragen, deſſen überſicht durch ein aus⸗ 
führliches Inhaltsverzeichnis, Sach⸗ und Namenregiſter außer⸗ 
ordentlich erleichtert wird. Wahrſcheinlich wird das Buch feine 
Hauptbedeutung dadurch erhalten, daß es als Nachſchlagewerk 
dient, wobei die zahlreichen Literaturhinweiſe treffliche Dienſte tun 
werden. Die weſentlichſte Literatur, beſonders auch die Zeitſchrif⸗ 
tenliteratur bis zur Jetztzeit, iſt verwertet und angeführt. Die 
geſamte Geſetzgebung und die Entwürfe, die mit den behandelten 
Fragen in Verbindung ſtehen, ſind verarbeitet worden. 

Es iſt unmöglich, bei einer kurzen Beſprechung dieſes Werkes 
auf Einzelheiten einzugehen, und es iſt ſelbſtverſtändlich, daß man 
bei der Fülle der Probleme und den verſchiedenen Blickrichtungen 
nicht in allen Punkten mit der Stellungnahme des Verfaſſers 
Übereinſtimmt, der, wenn ich richtig ſehe, vom Standpunkt der 
katholiſchen Weltanſchauung an die Probleme herantritt. 

Den beſonderen Vorzügen dieſes Buches — die Verwertung un⸗ 
geheurer Mengen von Material und fehr viele Literaturnachweiſe — 
ſteht der Nachteil gegenüber, daß das Buch nunmehr 988 Seiten um⸗ 
faßt und durch ſeinen dadurch hohen Preis vielen nicht zugänglich 
ſein wird. Durch knappere Darſtellung und Weglaſſung von ver⸗ 
ſchiedenen weniger wichtigen Tatſachen wäre vielleicht eine erhebliche 
Einſchränkung des Buchumfanges ohne Verringerung ſeines inneren 
Wertes möglich geweſen. Dem aufmerkſamen Leſer werden einige 
Ungenauigkeiten auffallen, die Bedenken erwecken, ob alles bei⸗ 
gebrachte Material ohne Nachprüfung zu verwenden iſt. So wird 
5. B. ohne weitere Bemerkungen ein Bericht des Hannoverſchen 
Kurier wiedergegeben, demzufolge man im hamburgiſchen Jugend⸗ 
gefängnis Hahnöferſand auf 70— 750% zu rettender Exiſtenzen 
rechnet, eine Behauptung, die ſicherlich weit übertrieben iſt. Im 
gleichen Art. lieſt man, daß der Direktion der hamburgiſchen Ge⸗ 
fangenenanſtalten auch Fürſorgezöglinge unterſtehen, was auch nicht 
den Tatſachen entſpricht. . 

Im ganzen wird man aber das Buch jedem, der ſich mit den 
Fragen der Jugendverwahrloſung und ihrer Bekämpfung beſchäf⸗ 
tigt, durchaus empfehlen können. 

Priv Doz. Dr. Curt Bondy, Hamburg. 


Die Revolution der modernen Jugend. Von Ben B. Lindſey, 
Richter des Jugend⸗ und Familiengerichts in Denver, 
Colorado, USA. und Wainwright Evans. Deutſche Über- 
ſetzung und Bearbeitung von Toni Harten⸗Hoencke und 
Dr. Friedrich Schönemann. Berlin und Leipzig 1927. 
Deutſche Verlagsanſtalt Stuttgart. Preis 7,50 4. 

Der Verf. dieſes Buches iſt weit über die Grenzen feiner Heimat 

hinaus als Pionier des Jugendgerichtsweſens, als der Schöpfer des 

amerikaniſchen Jugendgerichtsverfahrens anzuſehen, wie als Verf. 
grundlegender Werke über die pfychologiſchen und juriſtiſchen Pro⸗ 
bleme der Jugend bekanntgeworoen. 

Die oft mißbrauchte Wendung, daß dies „Buch, insbeſondere 
das Kapitel „Antiſoziale Kriminaljuſttz', jeder leſen ſollte, der 
in Praxis oder Wiſſenſchaft ſich mit dieſen Fragen, mit den 
Problemen der Jugendrechtspflege und des Jugendſtrafverfahrens be⸗ 
faßt“, wird an ihm zur Wahrheit. Das Buch, welches Amerika (das 
ſchon ſeit 1900 Jugendgericht kennt) ſtark bewegt hat, bietet auch 
den deutſchen Juriſten und Soziologen reichſte Anregung. Leider ver⸗ 
bietet es der für dieſe Beſprechung zur Verfügung ſtehende Raum, 
den Leſern einen Begriff von der Fülle des in dem Buch Enthaltenen 
zu geben. (M.) 


4. Gerichtliche Medizin. 


9. Hildebrand: Gerichtliche Medizin. Ein Leitfaden für 
Studierende und praktiſche Arzte. Berlin 1927. Richard 
Schoetz. 158 S. Preis 6,50 .#. 


Der Vertreter der gerichtl. Medizin an der Univerfität Mars 
burg wünſcht in ſeinem Buche, wie er im Vorwort ausführt, einen 
Überblick über das große Gebiet der gerichtl. Medizin zu geben, der 
für den Arzt, der nicht als Gerichtsarzt tätig iſt, ausreichen ſoll. 
Man kann wohl ſagen, daß ſein Buch im großen und ganzen dieſem 
Zweck genügt. Durch die flüſſige Darſtellung, die mit anregenden 
geſchichtlichen Notizen und lehrreichen eigenen Erfahrungen gewürzt 
und durch Literaturnachweiſe nicht beſchwert iſt, lieſt ſich des Hilde⸗ 
brand ſche Buch ſehr angenehm und wird ſicherlich bei Studenten 
und Arzten einen freundlichen Empfang finden. Es muß aber doch 
darauf hingewieſen werden, daß es, was Gründlichkeit und Zu⸗ 
verläſſigkeit anlangt, nicht unerhebliche Mängel aufwetſt. Der Verf. 
hat es offenbar im weſentlichen auf Grund der ihm gegenwärtigen 
Kenntniſſe und Erinnerungen niedergeſchrieben, ohne nochmals die 
Quellen dafür zu Rate zu ziehen. Charakteriſtiſch iſt in dieſer Be⸗ 
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ſic och daß er den vielbeſprochenen Fall der Grete Beier, der 
ſich bekanntlich in Sachſen ereignet hat, als „irgendwo in Süd⸗ 
, einmal vorgekommen, anführt. Dieſer lokale Irrtum 
be brelfeicht kein großes Unglück, aber wohl kann es als ſolches 
gezeichnet werden, wenn der Verf., noch dazu an zwei Stellen, die 
üb ung aufſtellt, daß ein Mann, deſſen Blutgruppe von der des 
schen verſchieden iſt, nicht deſſen Vater ſein kann. In einem 1927 
tenenen Lehrbuch müßte doch auch unbedingt die Tatſache ver⸗ 
wertet werden, daß das ſtrafmündige Alter jetzt nicht mehr mit 12, 
londern mit 14 Jahren beginnt und daß die Beſtimmungen des Straf⸗ 
1 von 1925 über Abtreibung bereits geltendes Recht ge⸗ 
ra find, Der Leſer des Hildebrand ſchen Buches müßte in 
90 un Punkten das Gegenteil annehmen. Verichterſtatter findet 
ch die Ausführungen über die Frage der Erwerbsfähigkeit in zivil⸗ 
Beziehung nicht ausreichend, Haftpflichtgeſetz und Anſprüche 
fie ſchuldhaftem Verhalten werden nicht deutlich geſchieden. Es ent- 
185 der unrichtige Eindruck, als wenn auf Grund des Haftpflicht⸗ 
5 etzes Schmerzensgeld gefordert werden könnte. Auch für die Aus⸗ 
449 50 des 8 224 StGB. müßte dem Arzt mehr geboten werden, 
ee gebracht worden iſt, und es kann wohl auch als Mangel be⸗ 
zeichnet werden, daß der Tod durch Elektrizität überhaupt nicht be⸗ 
ſprochen wird. 
Es dürfte Keine Schwierigkeit ſein, in der bald zu erwartenden 
et Auflage dieſe Mängel zu befeitigen, fo daß das Buch Hilde⸗ 
* 0 85 dann ohne Einſchrankung empfohlen werden kann. Für 
+ Jall ſei der Verf. auch darauf aufmerkſam gemacht, daß der 
fat gänger des Berichterſtatters Caſper und nicht Caſpar 
80 und daß die Theorie der Blauſäurevergiftung als Erſtickung 
vorhandenem Sauerſtoffüberſchuß von Geppert und nicht von 
ratter ſtammt. 
Geh. Medizinalrat Prof. Dr. F. Straßmann, Berlin. 


Dr. Adolf Lenz: Grundriß der Kriminalbiologie. Werden 
und Weſen der Perſönlichkeit des Täters nach Unter⸗ 
ſuchungen an Sträflingen. Wien 1927. Verlag Julius 
Springer. 252 S. Preis broſch. 15 , geb. 16,80 . 

Perf 7 der vorl. Arbeit wird der Verſuch gemacht, eine allgemeine 

jurihif ichkeitslehre auf Grund philoſophiſcher, mediziniſcher und 

ing Begriffe zu entwerfen und auf den Verbrecher anzuwen⸗ 
die 75 Grundlage ſeiner Betrachtungen dienen dem Verf. Studien, 

Wes Verbrechern der Strafanſtalt Karlau bei Graz und in ben 

üblich Sgefängniffen von Wien und Graz gemacht hat. Der bisher 

deen verallgemeinernden Betrachtung, die das Leben 

Berbre em Geſichtspunkt von Urſache und Wirkung beurteilt und den 

durchſ en als einen Menſchen von durchſchnittlicher Intelligenz und 

ee eee Moral anſieht, ſtellt Verf. die unterſcheidende Be⸗ 
einzelnen der Individualität gegenüber, die das Leben in ſeinen 
erfaßt = Trägern, im Einzelleben und in deſſen Einzeläußerungen 

t, und benutzt fie, um ein Bild der Perſönlichkeit des Ver⸗ 
pſycholo zu gewinnen. Er ſieht den Unterſchied zwiſchen der Kriminal⸗ 
ar — und der Kriminalanthrapologie einerſeits und der Kriminal⸗ 

Sr anderſeits darin, daß die Kriminalbiologie nicht die ſeeliſche 

chen in Eigenart des Verbrechers voneinander getrennt zu erfor» 

Be „ſondern dem ſeeliſchen und dem körperl. Leben die gleiche 

8 ug beilegt. Er hebt hervor, daß der Körper ebenſo wichtig für 
A e der Perſönlichkeit iſt wie die Seele und folgt den 

der 
DB 
mer aufgeſtellt hat. In jedem Verbrechen ſteckt die Aktuali⸗ 
eines . mes potentiellen Syſtems, die ganze Perſönlichkeitsgeſchichte 
80 zen, und wenn man weiter zurückgeht, die Familien⸗, 
er E und Menſchheitsgeſchichte. In feiner Erſchei⸗ 
ener ſeeli ann ſich das Verbrechen als Auswirkung verſchie⸗ 

Verbrechen iſcher Verfaſſungen darſtellen; man kann das primitive 

brechen als ei Auswirkung des unkultivierten, das infantile Ver⸗ 

Ausbwirku Pöimichung des kindlichen, das Pubertätsverbrechen als 

des ſich rückbil 

minalbiologie 


ihnen. Die nturen) des Täters, ſowie der Ableitung der Tat aus 
durch die Grin kwidualität des Täters wird in ihrem Werdegang 
durch die Erf zung des Erdbildes (Genotyps) und in ihrem Weſen 
ſtellt. Das Matern des Erſcheinungsbildes (Phänotyps) darge⸗ 
Lebenslaufes und — liefert die Schilderung der Abſtammung, des 
beſonderen Abſchnitt perſönlichkeitsgeſtaltenden Erlebniſſe. In einem 
erogene Verbrechen, & wird die kriminelle Tat, das endogene und 
5 ee Umweltlage zur Zeit der Tat und ſchließlich 
ſchreibung einer 765 erung beſprochen. Zum Schluß wird die Be⸗ 
Anwendung der m eren Reihe von Typen gegeben, an denen bie 
ang Heike von Bilden nalbiologiſchen Methoden gezeigt und durch 
ine Reihe pa veranſchaulcht wird. Auch ſonſt ſind in den 
genommen. n inſtruktiven und guten Abbildungen auf 


Das Buch weiſt neue We 
e 0 ge zur Erforſchung der Verbrecher⸗ 
perſönlichkeit. Hat man ſich erſt in die Gedankengänge des Verf. 
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hineingeleſen, ſo wirkt es reizvoll und feſſelnd. Indem das Ver⸗ 
brechen kriminalbiologiſch als eine individuelle Lebensäußerung des 
Täters angeſehen und ſo die Perſönlichkeit des Täters in den Vorder⸗ 
grund des ſtrafrechtlichen Intereſſes gerückt wird, gewinnt dieſe 
Art der Unterſuchung eine erhöhte Bedeutung für die moderne Straf⸗ 
rechtspflege und beanſprucht nicht nur das Intereſſe der praktiſchen 
Juriſten, ſondern auch aller Perſonen, Juriſten, Arzte und Gefäng⸗ 
nisbeamten, die mit dem Strafvollzug, der Fürſorge und Verwah⸗ 
rung der Rechtsbrecher in Berührung kommen. Die Anwendung 
der kriminalbiologiſchen Unterſuchungsmethoden wird ihnen die 
Aufgabe erleichtern, die Perſönlichkeit des Täters nach wiſſenſchaft⸗ 
lichen Geſichtspunkten zu erforſchen und ihnen manche wertvolle An⸗ 


regung geben. 8 
Prof. Dr. Ziemke, Breslau. 


Paul Rehfeldt: Gerichtsärztliche Tatbeſtandsfeſtſtellungen. 
Berlin 1927. Verlag Walter de Gruyter. 131 Seiten. 
Preis 3,50 . 


Es wird niemand erwarten können, daß auf 131 Seiten eine 
gründliche Zuſammenſtellung gerichtsärztlicher Tatbeſtandsfeſtſtellun⸗ 
gen gegeben werden kann. Und doch ſcheint hier das für den Kri⸗ 
minaliſten Wichtigſte in klarer Form wiedergegeben zu ſein. Re⸗ 
ferent berührt es wohltuend, daß auf die Notwendigkeit der Ob⸗ 
duktion in allen Fällen hingewieſen worden iſt, in denen die 
äußere Beſichtigung nicht zur Ermittlung der Todesurſache führt. 
Daß die Ausnahmen nur wenig behandelt wurden, liegt in der 
Natur eines ſolchen Büchleins. Bei der Blauſäurevergiftung hätte 
auf die viel häufigere Zyankaliumvergiftung hingewieſen werden 
ſollen. Dem zuerſt an den Tatort gerufenen Polizeibeamten wird 
das Buch bei ſeiner klaren Faſſung wertvolle Anhaltspunkte 
geben können und es wird daher den vom Verf. beabſichtigten 
Zweck durchaus erfüllen. 

Medizinalrat Priv Doz. Dr. G. Straßmann, Breslau. 


Edgar M. Foltin: Die chroniſch erhöht Gefährlichen. Krimi⸗ 
nologiſche Abhandlung. Wien 1927. Julius Springer. 
Heft 3. 137 Seiten. Preis 9,60 . 


Die Abhandlung des Innsbrucker Strafrechtsdozenten erhält 
ihren beſonderen Wert dadurch, daß der Verf. die engliſchen Ein⸗ 
richtungen betr. Sicherungshaft an Ort und Stelle ſtudiert hat, und 
über fie und die ihnen zugrunde liegenden Gef. und VO. eingehend 
berichtet. Im übrigen gewinnt man den Eindruck, daß ſeine Dar⸗ 
legungen weniger auf eigenen kriminaliſtiſchen Erfahrungen als 
auf theoretiſchen, ſicherlich recht n Spekulationen be⸗ 
ruhen. Sie gehen hauptſächlich dahin, die Strafe, die er rein als 
Vergeltungsſtrafe auffaſſen will, von den Beſſerungs⸗ und Siche⸗ 
rungsmaßnahmen ſcharf zu trennen. Es ergibt ſich daraus eine Ge⸗ 
ſtaltung dieſer letztgenannten, die, abgeſehen von der Freiheitsent⸗ 
ziehung, von aller ſonſtigen Übelzufügung abſieht. Es ergibt ſich 
weiter, daß Beſſerungs⸗ oder, wenn dieſe als zwecklos gelten 
müſſen, Verwahrungs⸗ bzw. Sicherungsmaßregeln eigentlich auch 
ſbattzufinden haben bei erhöhter Gefährlichkeit, ohne daß es wirk⸗ 
lich bereits zu einer Straftat gekommen iſt. Verf. geht allerdings 
nicht ſoweit in der Konſequenz, daß er auch ohne Straftat Unter⸗ 
bringung in Beſſerungs⸗ oder Verwahrungsanſtalt für zuläſſig hält, 
widerſpricht aber ganz beſonders der Abhängigkeit einer nen 
Unterbringung von den Vorausſetzungen des Rückfalls, wie fie in 
unſerem Strafgeſetzentwurf niedergelegt ſind. Dieſe ſchon ander⸗ 
weitig gegebene Anregung erſcheint auch dem Berichterſtatter be⸗ 
achtenswert, zweifellos kann eine Fülle von Straftaten, wenn ſie 
auf einmal entdeckt wird, ebenſogut die erhöhte Gefährlichkeit dar⸗ 
tun, wie wenn ſie nacheinander erkannt werden und bereits zu 
mehrfachen Verurteilungen geführt haben. 

Wegen der einzelnen Vorſchläge des Verf. betr. Entlaſſung, 
de uſw. muß auf das leſenswerte Werk ſelbſt verwieſen 
werden. 

Geh. Medizinalrat Prof. Dr. F. Straßmann, Berlin. 


5. Militärſtrafrecht. 


Martin Rittau: Militürſtrafgeſetzbuch. Berlin 1926. 
Kameradſchaft. Preis 6 . 


Eine für die Zwecke des Gerichts wie der Truppe gleich brauch⸗ 
bare Erläuterung des MStchB. in knapper Form. Durch die Bek. 
v. 16. Juni 1926 hat das Geſetz einſchneidende Anderungen erlitten, 
welche durch die neue Wehrverfaſſung, den Wegfall des gemeinſamen 
Gebietes der gerichtlichen und der Diſziplinarſtrafe und durch neue 
Anſchauungen bedingt wurden. Gerade den neuen Faſſungen dient 
die Erläuterung in glücklicher Weiſe. Sehr überſichtlich iſt der ſchwie⸗ 
rige Abſchnitt der Ehrenſtrafen behandelt. Die neuen, den Zwer⸗ 
Kampf betreffenden Strafdrohungen find eingehend beſprochen. Für 
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die nächſte Auflage wird empfohlen, eine Bearbeitung der recht ſchwie⸗ 
rigen Beſtimmungen der Standortsvorſchrift über die Strafperfol⸗ 
gungs⸗ und Ordnungsbefugniſſe der Wachen einzugliedern. 
Auf den 1926 in zweiter Auflage erſchienenen Komm. des Verf. 
zum Wehrgeſetz ſei gleichzeitig hingewieſen. 
LER. Dr. Riſſom, Flensburg. 


6. Strafrechtsreform. 


Dr. Leopold Schaefer: Deutſche Strafgeſetzentwürfe von 
1909 —1927. Mannheim 1927. It Bensheimer. 


Die Strafrechtsreform iſt, nachdem der Entw. dem Strafrechts⸗ 
ausſchuß des Reichstags vorliegt, in ein entſcheidendes, man darf 
hoffen, in das Endſtadium getreten. Zwiſchen dem Vorentwurf von 
1909 und dem jetzigen Entw. liegt eine geraume Reihe von Jahren 
voll redlicher und mühevoller Arbeit, und dem jetzigen Entw. ſind 
mehrfache andere vorausgegangen, ſo außer dem Vorentw. der Gegen⸗ 
entw., der Kommiſſionsentw. v. 1913, die Entw. v. 1919 und 1925. 
Schwer iſt es für jeden, der ſich eingehender mit dam Entw. be⸗ 
ſchäftigt, herauszufinden, wie ſich die grundlegenden Gedanken und 
die einzelnen Beſtimmungen in den verſchiedenen Entw. entwickelt 
und zu der Faſſung herauskriſtalliſiert haben, die fie im jetzigen 
Entw. haben. Es iſt daher mit Freude und Dank zu begrüßen, 
daß Miniſterialrat Dr. Schaefer, einer der langjährigen und be⸗ 
währteſten Mitarbeiter an der Strafrechtsreform, ſich der Mühe unter⸗ 
zogen hat, eine ſynoptiſche Zuſammenſtellung des Textes der einzelnen 
Paragraphen des geltenden Rechtes, der Reichsrats⸗ und der Reichs⸗ 
tagsvorlage herzuſtellen und in einer vierten Spalte gleichzeitig 
anzugeben, wo die betr. Stelle im VE., im GE., im Komm., im 
E. 19 und in der Öfterr. Regierungsvorlage und dem Oſterr. GE. 
zu finden iſt. Der Anhang enthält noch eine Gegenüberſtellung der 
Paragraphen des StGB. mit denen der deutſchen Entw. und eine 
Zuſammenſtellung der Vorſchriften der deutſchen und öſterreichiſchen 
Entw., die in die Reichstagsvorlage nicht übernommen ſind. Eine 
mühevolle, mit größter Gewiſſenhaftigkeit und Zuverläſſigkeit aus⸗ 
geführte Arbeit. Das Schaeferſche Buch, über 300 Seiten ſtark, 
iſt für jeden, der ſich mit der Reichstagsvorlage beſchäftigt, ein 
unentbehrliches und höchſt wertvolles Hilfsmittel. 

Oberreichsanwalt a. D. Prof. Dr. Eber mayer, Leipzig. 


Dr. jur. Alfred Käferlein: Der Inzeſt, Geltendes Recht 
und Strafrechtsreform. Illertiſſen 1926. Martinus⸗ 
buchhandlung S. Sonntag. 102 S. Preis 1,80. 


Die Arbeit iſt eine recht brauchbare Erlanger Diſſertation über 
ein Thema, das in der letzten Zeit anfängt, Juriſten und Raſſe⸗ 
theoretiker wieder mehr zu beſchäftigen. In der Auslegung der Be⸗ 
ſtimmungen des 8173 StGB. folgt der Verf. bewährten Vorbildern; 
viel Neues iſt da nicht zu jagen; klare Darſtellung des ſchon mehr- 
ach Geſagten genügt. Nicht ganz klar iſt die Darlegung der 
Schwägerſchaftsverhältniſſe; hier kann ich dem Verf. nicht folgen. — 
Ganz gut ift auch die Kritik an dem Entwurf 1925 88 268, 264; 
allerdings kann mich der Vorſchlag der Anderung dieſer Para⸗ 
graphen nicht recht befriedigen, wenn auch zuzugeben iſt, daß die 
Faſſung des Entwurfs keineswegs gut iſt. — Intereſſieren mag, daß 
der neue tſchecho⸗flowakiſche Entwurf 1926 im 8 259 die Verſchwä⸗ 
gerten wegläßt, und die Unzucht mit Stiefkindern und Adoptiv⸗ 
kindern nur in 8 260 als Unzucht mit einer anvertrauten Perſon 
behandelt. Die Begründung erwähnt die warnende Stimme der 
Natur, die alte ethiſche Anſchauung, die Reinheit des Familienlebens 
und die raſſehygieniſchen Gründe, deutet aber auch die Zweifel an der 
Beſtimmung an. — In den däniſchen Entwürfen ſtehen die Beſtim⸗ 
mungen bei den Delikten im Familienverband; 1917 hatte Tor p 
die Verſchwägerten weggelaſſen, § 194, da ihre Hereinziehung veraltet 
ſei; für die Verwandten ließ er nur die Sittenreinheit in der Familie 
als Grund gelten. Seit 1923, 88 190—192, find die Verſchwägerten 
wieder aufgenommen, ſoweit zwiſchen ihnen die Ehe nach dem Ge⸗ 
ſetz vom 30. Juni 1922 abſolut verboten iſt. Neben dem Beiſchlaf iſt 
auch anderer Geſchlechtsverkehr beſtraft. — 

Die Hauptfrage iſt hier die, ob Inzeſt überhaupt oder wie weit 
er ſtrafbar ſein ſoll. Der Verf. führt die verſchiedenen Auffaſſungen 
darüber an; dazu iſt aus 1926 noch der Aufſatz von E. Roſen⸗ 
feld in der Aſchaffenburgfeſtſchrift S. 45 zu nennen. Der Verf. 
ſelbſt tritt für Strafbarkeit auch der uneigentlichen Blutſchande zwi⸗ 
ſchen Verſchwägerten ein, S. 78 f. Leider iſt er der geſchichtlichen 
Entwicklung nicht weit genug nachgegangen. Es ließe ſich aus ihr 
wohl am eheſten ableiten, daß die Inzeſtſcheu keineswegs etwas Natür⸗ 
liches, ſonders etwas allmählich Gewordenes, Anerzogenes iſt, und 
daß kirchliche Anſchauungen die Welt beherrſcht haben. Noch fehlt 
die genaue Unterſuchung der Inzeſtſcheu und ebenſo die der ſozialen 
Verhältniſſe in den Ländern, die keine Strafbeſtimmung gegen den 
Inzeſt haben. Leider fehlt in der Arbeit auch eine Benützung der 
Kriminalſtatiſtik, die dartut, welche Art Menſchen für Blutſchande 


beſtraft werden. Volle Klarheit können nur ſorgfältige Einzelunter⸗ 
ſuchungen bringen, wie die von Viernſtein und v. Hentig 1925, 
denen Nachfolge zu wünſchen wäre. Auch die gewöhnlichen Beob⸗ 
achtungen der Verwandtenehen leiden noch an großer Oberflächlich⸗ 
keit. Wenn tatſächlich Verwandtenehen ſchlechte Fortpflanzung er⸗ 
geben haben, ſo muß jedesmal genaueſtens unterſucht werden, woran 
das gelegen hat oder liegen konnte. Allgemeine Redensarten und ge⸗ 
fühlsmäßige Beurteilung helfen hier gar nichts. 

Wenn man wirklich vom eugeniſchen Standpunkt aus den In⸗ 
zeſt verbieten und eindämmen will, dann darf mit Roſenfeld 
wohl geſagt werden, daß die Durchführung dieſes Gedankens bisher 
eine höchſt wenig folgerichtige iſt. Auch muß dem Geſetzgeber dann 
der Vorwurf gemacht werden, daß er ſofort ſtraft, wo er erſt zehn⸗ 
mal vorbeugend wirken müßte. Solange er aber Wohnungsverhält⸗ 
niſſe, wie ſie heute vielfach herrſchen, duldet, iſt ſeine Strafe für 
Blutſchande meiſtens ſchweres Unrecht. — Der Gedanke des Jugend⸗ 
ſchutzes, der von wohlmeinenden Befürwortern der Strafbarkeit 
immer vorgebracht wird, hat mit der Inzeſtfrage gar nichts zu tun. 

Alle Überlegungen können nur dazu führen, daß allein der 
Gedanke der Sittenreinheit in der Familie die Inzeſtſtrafen tragen 
kann, wie das Torp a. a. O. gut darlegt. Daß aber hier die 
Strafe, die heute tatſächlich faſt ausſchließlich ſchon an ſich ver⸗ 
rohte und abnorme Menſchen trifft, ein geeignetes Mittel iſt, be⸗ 
zweifle ich ſehr. Auch dieſer Gedanke iſt vom Geſetzgeber noch nicht 
klar durchdacht. 

Wenn ich mich im „Sexus“, Bd. 4, 1926 S. 10 nicht energiſch 
gegen die Beſtrafung des Inzeſts ausſprach, ſo tat ich das nur, weil 
ich einen heute zweckloſen Kampf bei jenem Vortrag nicht aufnehmen 
wollte, und weil ich vor einer vorhandenen Strafdrohung ſtehe, deren 
einfache Beſeitigung allerdings genau überlegt werden muß. 

Geh. IR. Prof. Dr. W. Mittermaier, Gießen. 


7. Ausländiſches Strafrecht. 


Sammlung außzerdeutſcher Strafgeſetzbſicher. Heraus⸗ 
gegeben von den Schriſtleitungen der Zeitſchrift für die 
geſamte Strafrechtswiſſenſchaft und der Mitteilungen der 
Internationalen Kriminaliſtiſchen Vereinigung. Berlin 
und Leipzig 1927. Verlag Walter de Gruyter & Co. 


Bd. XLIV. Japaniſche Strafgeſetze. I. Schwur⸗ 
gerichtsordnung vom 18. April 1923 und ſtrafrechtliche 
Nebengeſetze. Überſetzt von Hyoichiro Kuſano, Reichs- 
gerichtsrat in Tokio; Tadao Sugiura, Oberlandesgerichts⸗ 
rat in Sapporo; Dr. jur. Fritz Bartelt in Berlin, 
II. Strafvollzugsgeſetz vom 28. März 1908 nebſt Aus⸗ 
führungsverordnung vom 16. Juni 1908. Überſetzt von 
Dr. jur. Toſhita Tokiwa, Gerichtsaſſeſſor in Tokio; 
Dr. jur. Werner Gentz, Juſtizrat beim Strafvollzugsamt 
in Kiel. Mit 6 Abbildungen. Preis 3 A. 

Bd. XLVI. Das türkiſche Strafgeſetzbuch vom 1. März 
1926. Geſetz Nr. 765. (Türkiſches Geſetzblatt Nr. 320 
vom 13. März 1926.) Das Ausführungsgefe zum tür⸗ 
kiſchen Strafgeſetzbuch vom 26. April 1926. Deutſche 
Überſetzung von Dr. jur. Kurt Ziemke. 

Dem Zuge der Internationalität, der durch die deutſche Rechts⸗ 
wiſſenſchaft geht, trägt auch dieſe wertvolle Sammlung Rechnung. 
Ihre Durchſicht iſt juriſtiſch, hiſtoriſch wie kulturwiſſenſchaftlich 
gleich intereſſant. Leider verbietet der zur Verfügung ſtehende Raum, 
des näheren auf den Inhalt einzugehen. Vor dem Kriege waren 
43 Bände erſchienen, dann eine lange Pauſe. Es iſt charakteriſtiſch 
und erfreulich, daß jetzt die deutſche Rechtswiſſenſchaft ſich auch auf 
dieſem Gebiete dem Studium des ausländiſchen Rechtes zuwendet. 

(M.) 


9. Lammaſch: Grundriß des öſterreichiſchen Strafrechts. 
5. Auflage. Neu bearbeitet von Dr. Theodor Rittler, 
Prof. der Rechte in Innsbruck. Wien 1926. Oſterr. 
Staatsdruckerei. XII und 448 S. Preis broſch. 16,40 , 
geb. 18,45 . 

Die letzte noch von Lammaſch ſelbſt beſorgte Auflage feines 
bekannten und vorzüglichen Grundriſſes des öſterreichiſchen Straf⸗ 
rechts iſt 1911 erſchienen. Noch bei ſeinen Lebzeiten übertrug 
Lammaſch, der ſich immer mehr dem Völkerrecht zuwandte, 
Rittler die Aufgabe, die folgenden Auflagen zu bearbeiten; 
wohl immer eine ſchwierige und undankbare Aufgabe. Und nun 
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gar bei einem Werk, das fo durchaus originell, keiner Schablone 
folgend, manches Mal fait eigenwillig ſeinen Weg geht, wie Lam⸗ 
maſchs Grundriß. Es ſcheint mir fraglich, ob es überhaupt mehr 
als zwei fruchtbare Methoden der Bearbeitung eines fremden 
Werkes gibt, die bis zur Grenze des Möglichen erhaltende und 
ihr Gegenteil, wobei aber dann vom urſprünglichen Werk kaum 
mehr als der Name des erſten Urhebers übrig bleibt. Rittler 
hat ſehr recht daran getan, die erſtere zu wählen. Denn mag auch, 
was wir bezweifeln, im allgemeinen eine mittlere Methode gute 
wiggbniſſe zeitigen, bei Lammaſch hätte ſchon fie zerſtörend ge⸗ 


Jahre zu verarbeiten, eines Zeitraumes, der ſeit 1918 gerade 

an ergänzenden 
su 7 5 So ſind der bedingte Strafnachlaß und die e 
urleilung eingehender, die bedingte Entlaſſung kurz behandelt. 
Mit Necht Bat N. 


Stand 
jetzt auch das Weſen der Sicherungsmittel und ihr Verhältnis zu 


begreife iſt der erheblich erweiterte „Aufbau des Verbrechens⸗ 


die Schuld iſt gleichfalls bedeutend erweitert, was an ſich ſehr zu 


Genüge widerlegte Lehre vom ſtrafrechtlichen und außerſtrafrecht⸗ 
9 — Rechtsirrtum a und 1555 bis weſentlichſten ea 
wedenken gleich zu erledigen, halte ich es nicht für zutreffend, 
aun R., ſozuſagen päpstlicher als der Papſt, die Übernahme der 
Lehre vom Mangel am Tatbeſtand durch Lammaſch wieder ber 


nicht vereinbar halt. Die Rechtſprechung des Oberſten Gerichts⸗ 
bofes iſt mit großer Sorgfalt berfickfichtigt, die Neuerung gegen⸗ 


hoer den früheren Aufla if i 
gen, das Schrifttum nicht bloß nach dem 
Namen des Verfaſſers anzuführen, dankenswert. 


Geſchich 
dem Ziel 
alten zu 


heutigen Stand entf f 5 2 
3 N prechenden wiſſenſchaftlichen Darſtellung des 
öſterreichiſchen Strafrechts abzuhelfen. 


Kommentar zum österreichischen Strafrecht. Herausgegeben 
don Dr. L. Altmann und Dr. S. Jacob, unter Mit⸗ 
wirkung von Dr. E. Höpler, Dr. E. Lohſing und 
144 cg Mager. Wien 1927. Verlag Manz. 1.— 3. Lief. 
44 S. Preis 1. Lief. 8 2.40, 2. u. 3. Lief. S 4.80. 


hier 7 neues Leben blüht aus den Ruinen Jüngſt erſt hatte ich 
beſprech mmaſch⸗Rittlers Grundriß des öſterr. Strafrechts zu 
die Er man hört von anderen Neubearbeitungen, und nun liegen 
agnig „ieelerungen eines großen Kommentars vor, der das doppelte 
geſet im zicht scheut, unſer ganz veraltetes ſtrafrechtliches Haupt⸗ 
zu erläut uſammenhang mit über hundert Novellen und Nebengeſetzen 
gebung BEE zu einer Zeit, da die Erneuerung unſerer Strafgeſetz⸗ 
nen, es Ränder Türe zu ſtehen ſcheint. Die Herausgeber freilich mei⸗ 
ausſage 9 — auch dem neueſten StöCntwurf keine günſtige Vor⸗ 
Deutſche Reicht werden. Ich teile dieſen Peſſimismus weder flir das 
der neu Fk noch für uns, aber das kann mich nicht hindern, mich 
fehlte es an achten Arbeitsluſt zu freuen. Seit Jahrzehnten ſchon 
ſonders von den in brauchbaren Komm., eine Lücke, die ganz be⸗ 
Die v Praktikern ſchmerzlichſt empfunden wurde. 

geschichtlichen m zerungen bringen einen knappen Überblick über den 
Quellen und Sch egang der öſterr. Strafgeſetzgebung, dann über 
Kundmachungsp ne (8 S.), erläutern die neun Artikel des 
bis 41 des Stigtes und behandeln ſodann ausführlich die 88 1 
größeren Teil der mr nach der Anlage unſeres Geſetzes alſo den 
verſtändlich be wichtigſten allg. Vorſchriften. Trotzdem ift ſelbſt⸗ 
ein abf be 1 — nicht ein Zehntel des Werkes erſchienen iſt, 
ande 9 teil nicht möglich, zumal es ſich erſt zeigen muß, 
des Werkes der großen Zahl der Mitarbeiter die Einheitlichkeit 
erltes gewahrt fein wird und bisher nur einer der Verfaſſer 


(Altmann) zum Wort gekommen iſt. Was der Komm. will, iſt 
aber bereits klar erſichtlich: den Bedürfniſſen der in der Rechts⸗ 
anwendung Tätigen dienen, ſo wie ſie von ihnen in der Regel emp⸗ 
funden werden; und das zu bieten, iſt den vorl. Lieferungen voll⸗ 
kommen gelungen. Kurze Darlegung der allg. Probleme, knappſte 
Literaturnachweiſe, leider auch dort auf das öſterr. Schrifttum be⸗ 
ſchränkt, wo das deutſche nicht entbehrt werden kann, ausführliche 
Wiedergabe der Rechtſprechung des Oberſten Gerichtshofes, die zwar 
nicht immer gebilligt wird, der aber mehr kritiſche Schärfe ſehr zu⸗ 
ſtatten käme, ſehr viele gut gewählte Beiſpiele, die in der Dar⸗ 
ſtellung ſtark hervortreten, da und dort die abſtrakte Behandlung ge⸗ 
radezu verdrängend, ſorgfältige Verfolgung von Einzelheiten, die 
praktiſch bedeutſam find (z. B. Ehrenfolgen, 110 ff.), keine ſtrenge 
Ausſcheidung des Prozeßrechtes, ſondern vielmehr zahlreiche Hin⸗ 
weiſe auf die prozeßrechtl. Bedeutung und Behandlung ſtrafrechtl. 
Fragen bieten die Gewähr dafür, daß ſich kaum ein „Fall“ ergeben 
wird, in dem der Rechtsanwender den Komm. vergeblich zu Rate 
ziehen würde. In den vorl. Lieferungen findet er nicht nur ſtets die 
herrſch. Lehre, ſondern auch ſelbſtändige Anſichten des Verf. (3. B. 
über den dolus indirectus S. 30 ff.), die aber, wohl dem Programm 
des Komm. entſprechend, ſozuſagen nicht mit werbender Kraft vor⸗ 
gebracht werden. 

Die Form des „Syſtems“ drängt zu wiſſenſchaftlicher Höhe, die 
des Komm. läßt fie leicht zu kurz kommen. Daß dem letzteren nicht 
jo ſein müſſe, hat am gläuzendſten Frank bewieſen, ohne daß es 
der Verbreitung ſeines Werkes geſchadet hätte. Das Ideal des 
Komm., gerade auch für die Rechtsanwendung, läßt es an Entgegen⸗ 
kommen gegenüber den begreiflichen, aber objektiv nicht durchaus 
nützlichen Wünſchen der Rechtsanwender bei ſeiner Form in der 
Hauptſache bewenden, und führt feine Leſer durch feinen Inhalt zu 
wiſſenſchaftlicher Höhe. Von dieſem Standpunkt aus find mir z. B. 
die Erläuterungen zum Begriff des Vorſatzes und der Fahrläſſig⸗ 
keit zu knapp und unſcharf geraten, bedeutet das Fehlen einer Er⸗ 
örterung des Schuldbegriffes eine Lücke, ſpielen die Beiſpiele und 
argumenta ad hominem bei ber Entſch. von Streitfragen eine zu 
große Rolle, kann ich es nicht gerechtfertigt finden, wenn ein dogma⸗ 
tiſch fo wichtiger Begriff, wie der des Tatbeſtandes, um deſſen Klä⸗ 
rung ſich gerade das jüngſte Schrifttum nicht ohne Erfolg bemüht, 
mit einer Zeile erledigt wird. Freilich wird man eines nicht vergeſſen 
dürfen: unſere Rechtsanwender mußten, aus verſchiedenen Gründen, 
durch mehr als ein Jahrzehnt friſcher literariſcher Nahrung fait ganz 
entraten. Und da mag es richtig ſein, mit leichterer Koſt zu beginnen. 
Jedenfalls begrüßen wir das neue Werk und behalten uns eine aus⸗ 
führlichere Beſprechung für den Zeitpunkt vor, in dem es vollſtändig 


erſchienen ſein wird. 
Prof. Dr. Gleispach, Wien. 


Grundriß des Militärſtrafrechts. Von Dr. Georg Lelewer, 
Profeſſor der Rechte uſw. in Wien. Zweite völlig um⸗ 
gearbeitete Auflage. Wien 1927. Verlag der öſterreichiſchen 
Staatsdruckerei. 

Das öſterr. Militärſtrafrecht hat im letzten Jahrzehnt faſt die 
gleichen Schickſale erlebt, wie unſer deutſches. Die Abſchaffung der 
allgemeinen Wehrpflicht und die Aufſtellung eines, zahlenmäßig kleinen, 
Berufsheeres berührten das materielle Strafrecht unmittelbar. Be⸗ 
einflußt iſt es, wie bei uns, weiter durch die Abſchaffung der Militär⸗ 
ſtrafgerichtsbarkeit im Frieden, die wieder nunmehr faſt jeden Straf⸗ 
richter, Staatsanwalt und Verteidiger in die Lage bringen kann, es 
praktiſch anzuwenden. Unter dieſen nimmt die Zahl derer, die keinen 
Truppendienſt mehr geleiſtet haben und daher mit den militäriſchen 
Verhältniſſen und Dienſtvorſchriften nicht näher vertraut ſind, natur⸗ 
gemäß ſtändig zu. Dem hierdurch entſtandenen Bedürfniſſe nach einer, 
auch die Erfahrungen des Weltkrieges berückſichtigenden Darſtellung 
des geltenden Militärſtrafrechts, die auch dem Laien in militäriſchen 
Dingen die erforderliche Grundlage für das Verſtändnis dieſes Sonder⸗ 
gebiets bietet, dient das Buch von Lelewer, das eine gründliche, 
den veränderten Verhältniſſen angepaßte Neubearbeitung der i. N 
1909 erſchienenen 1. Aufl. darſtellt. Beſtimmt iſt es in erſter Linie 
für Oſterreich, gut verwendbar aber auch in der Tſchechoſlawakei ſowie 
in Ungarn, in denen das alte öſterr.-ungar. MilSt®. im weſentlichen 
noch in Geltung iſt; deſſen Abänderungen in der Tſchechoſlowakei 
ſind beſonders aufgeführt. Daneben geben die allgemeinen Erörte⸗ 
rungen wertvolle Anhaltspunkte auch für die wiſſenſchaftliche Be⸗ 
arbeitung unſeres deutſchen Militärſtrafrechts. Ebenſo wird der deutſche 
Praktiker bei der vielfachen Gleichheit der Tatbeſtände (ſo insbeſ. 
Fahnenflucht, Ungehorſam uſw.) und der häufigen Heranziehung der 
deutſchen Rſpr. und unſeres Schrifttums im einzelnen Falle mannig⸗ 
fache Belehrung in ihm finden. 

Reichsgerichtsrat Lorenz, Leipzig. 


Amerikaniſche Gefängniſſe und Erziehungsanſtalten. Ein 
Reiſebericht von Dr. M. Liepmann, Profeſſor an der 
Univerſität Hamburg. Heft 11 der vom Verf. heraus⸗ 
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gegebenen Hamburger Schriften zur geſamten Strafrechts⸗ 
wiſſenſchaft. Mannheim 1927. Verlag J. Bensheimer. 
Eine Schilderung aus der Feder des hervorragenden Kenners 

des Strafvollzugsrechts, die wegen der Objektivität der Darſtellung 
größte Beachtung verdient, vollends heute, da das Augenmerk der 
Welt mehr als je auf die amerikaniſche Strafrechtspflege gerichtet iſt. 


8. Preßrecht. 


Dr. jur. Häutzſchel, Miniſterialrat im Reichsminiſterium des 
Innern. Reichspreßgeſetz und die übrigen preßrecht⸗ 
lichen Vorſchriften des Reichs und der Länder. 
Berlin 1927. Carl Heymanns Verlag. 313 S. Preis 
Lw. geb. 14 ch. 


Dieſer Kommentar zum RPreßGG. des durch zahlreiche wert⸗ 
volle preßrechtliche Einzelveröffentlichungen wohlbekannten Verfaſ⸗ 
ſers, der als Referent für Preſſerecht im Reichsinnenminiſterium 
mit Recht eine ganz beſondere Autorität genießt, iſt nicht nur eine 
außerordentlich bedeutſame Bereicherung des preßrechtlichen Schrift⸗ 
tums, ſondern des juriſtiſchen Schrifttums überhaupt. 

Man muß dem Verf. für dieſe Arbeit Dank wiſſen. Sie füllt 
eine Lücke aus, die ſich für jeden, der ſich mit preßrechtlichen 
Fragen zu beſchäftigen hat, in letzter Zeit ſtark fühlbar machte. 
Dieſe Feſtſtellung ſoll keineswegs eine Schmälerung der Verdienſte 
bedeuten, welche ſich Kitzinger mit ſeinem i. J. 1920 erſchie⸗ 
nenen, wiſſenſchaftlich grundlegenden Kommentar (vgl. v. Lilten⸗ 
thal: JW. 1920, 950) erworben hat, ſondern es ſoll hiermit nur 
geſagt ſein, daß dem Werk von Häntzſchel eine Bedeutung für 
die Praxis zukommt, die ſchlechterdings nicht zu überbieten iſt. Dabei 
ſteht das Werk auch wiſſenſchaftlich auf höchſter Stufe. Keine der 
zahlreichen Streitfragen bleibt unerörtert; überall eine faſt lückenloſe 
Zitierung und Würdigung der umfangreichen Rechtſprechung und des 
Schrifttums. 

Selbſtverſtändlich iſt es, daß der Verf. alle diejenigen Beſtim⸗ 
mungen beſonders eingehend beſprochen hat, deren Anwendung 
in der Praxis am häufigſten iſt; z. B. 9 1 (Preſſefreiheit), 8 7 
(verantwortlicher Redakteur), § 11 (Berichtigungszwang), 8 17 (Ver⸗ 
öffentlichungen aus Strafprozeßakten), § 20 ff. (GWerankwortlichkeit 
für die durch die Preſſe begangenen ſtrafbaren Handlungen). 

Der Verf. ſchließt ſich bei der Beſprechung des Verhältniſſes 
des Preß®. zu anderen Geſetzen mit Recht der herrſchenden, nur 
ganz ausnahmsweiſe von den Gerichten nicht angenommenen Meinung 
(ogl. z. B. aus neuerer geit das leider rechtskräftig gewordene Urt. 
einer K. f. H. beim LG. Mainz v. 2. Dez. 1926) an, daß 8 1 
PreßG. nicht der Anwendung der zivilprozeſſualen Vorſchriften über 
den Erlaß einſtweiliger Verfügungen entgegenſteht, z. B. im Falle 
einer Beleidigung. Die „Freiheit der Preſſe“, die in §1 des Ge⸗ 
ſetzes verkündet wird, beſteht ausſchließlich auf dem der Preſſe. 
ureigenſten Gebiete der Erörterung und Kritik öffentlicher An⸗ 
gelegenheiten. Soweit die Tendenz oder der Geiſt eines 
Preſſeerzeugniſſes in Frage kommt, ſoll es keine anderen Be⸗ 


Internationale Kriminaliſtiſche Vereinigung 
(Deutſche Landesgruppe). 
Mitgliederverſammlung, Karlsruhe v. 11. bis 14. September 1927. 


Tagesordnung: 


Sonntag, 11. September: 
5 Uhr: Vorſtandsſitzung im Gebäude des Landtags. 


8 Uhr: Begrüßung durch den Herrn Oberbürgermeiſter der Stadt 
Karlsruhe in der Glashalle der Stadtgartenwirtſchaft. 


Montag, 12. September: 

9 Uhr vormittags: Beratung über „Fortſchritte und Rückſchritte 
in den kriminalpolitiſchen Beſtimmungen des neueſten 
Strafgeſetzentwurfs“. 

Referenten: Prof. Dr. Kohlrauſch (Berlin), Senats⸗ 
präſident am Reichsgericht Reichert (Leipzig) und 
Prof. Dr. med Aſchaffenburg (Köln). 


Vereinigungen 


vereinigungen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


= 

ſchränkungen geben als diejenigen, die durch § 1 des Gef. vor⸗ 
geſchrieben oder zugelaſſen find (vgl. hierzu Schwarze ⸗Appe⸗ 
lius, Komm. z. PreßG. Anm. 1 zu 81). Wenn ſich aber die 
Preſſe außerhalb ihres Gebietes der Erörterung und der Kritik 
öffentlicher Angelegenheiten in den Dienſt der Beziehungen zwi⸗ 
ſchen Individuum und Individuum ſtellt oder ſelbſt ihren Konflikt 
mit einem einzelnen in ihren Spalten beſpricht, gilt ihr, d. h. dem 
Verleger gegenüber, nichts anderes als gegenüber jedem anderen 
Rechtsſubjekt. 

Bei der Erörterung des Begriffs des verantwortlichen Re⸗ 
dakteurs (S. 54 ff.) bekennt ſich Häntzſchel zu einer zwiſchen 
der Stellungs⸗ und Tätigkeitstheorie vermittelnden Meinung. Der 
von ihm geprägten Definition des Begriffs des verantwortlichen 
Redakteurs iſt in allen Punkten als zutreffend und erſchöpfend 
zuzuſtimmen. 

Mit Recht leugnet der Verf. die noch von mancher Seite, ſo 
auch von Kitzinger, angenommene privatrechtliche Natur des 
Berichtigungsanſpruchs und lehnt hiermit auch die Mög⸗ 
lichkeit der privatrechtlichen Erfüllungsklage ab. Für die Begrün⸗ 
dung des öffentlich⸗rechtlichen Charakters des Berichtigungsan⸗ 
ſpruchs weiſt der Verf. mit vollem Recht auf die noch nicht über⸗ 
all ‚erkannte Analogie in dem ſtaatlichen Strafanſpruch in allen 
denjenigen zahlreichen Fällen hin, in denen kraft Geſetzes die 
Durchführung vom Antrag des Verletzten abhängig gemacht iſt. 
Auch die Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift wird m. E. mit Recht 
für ihren öffentlich⸗rechtlichen Charakter herangezogen. 

Außerordentlich eingehend ſind die Beſtimmungen über die 
Preßvergehen (§ 20 ff.) erläutert. Allein die 88 20—22 werden, 
einſchließlich einer ungewöhnlich wertvollen Vorbemerkung, auf nicht 
weniger als 70 Seiten erörtert. Welche Fülle von Arbeit gerade 
in dieſen Erläuterungen enthalten iſt, vermag nur derjenige zu er⸗ 
meſſen, der ſich ſelbſt mit den hier beſprochenen Materien zu be» 
ſchäftigen gezwungen iſt; geradezu ſtaunenswert iſt, mit welcher 
Gründlichkeit und Vollſtändigtzeit alle hier in Betracht kommenden, 
an die Grundprobleme des Strafrechts rührenden Fragen kritiſch 
behandell werden. Es würde über den Rahmen dieſer Beſprechung 
zuweit hinausgehen und der Bedeutung der Leiſtung des Verf. nur 
ſehr wenig gerecht werden, würde man auf Einzelheiten eingehen. 
Deshalb möchte ich mich darauf beſchränken, allen, die ſich von Be⸗ 
rufs oder Amts wegen mit dem Preſſeſtrafrecht zu befaſſen haben, 
das Studium dieſes Abſchnitts beſonders zu empfehlen; leider nur 
zu oft muß man die Wahrnehmung in den Gerichtsſalen machen, 
daß das PreßG. den Amtsperſonen ein Buch mit ſieben Siegeln iſt. 

Sehr verdienſtvoll und auch hierbei die meiſterliche Beherr⸗ 
ſchung und Durchdringung der komplizierten Materie beweiſend, 
iſt die Auswahl der dem Kommentar b n übrigen preß⸗ 
rechtlichen Vorſchriften des Reichs und der Länder, wozu der Ver⸗ 
faſſer auch die Beſtimmung des § 193 StGB. rechnet. 

Alles in allem ein ungewöhnlich wertvolles Buch, das über 
die Geltungsdauer des jetzigen Preßch. hinaus dauernde Bedeu⸗ 
tung haben wird und nur den einen Wunſch aufkommen läßt, 
daß der Verfaſſer berufen ſein möge, an maßgebender Stelle bei 
der Geſtaltung des neuen PreG. mitzuwirken. 

RA. Dr. Franz Fabian, Berlin. 


Am Abend: Empfang durch den Herrn Staatspräſidenten und 
das Staatsminiſterium. 


Dienstag, 18. September: 


* 

9 Uhr vormittags: Beratung über „Die kriminalpolitiſchen Grund⸗ 
gedanken des Entwurfs eines Deutſchen Strafvollzugs⸗ 
geſetzes“. 

Referenten: Prof. Dr. Liepmann (Hamburg) und 
Juſtizrat Dr. Gentz (Kiel). 


Am Nachmittag: Konzert im Stadtgarten. 


Am Abend: Gemeinſchaftliches Eſſen 
(Trockenes Gedeck 5 4). 


im Hotel Germania. 


Mittwoch, 14. September: 


Ausflug mit Poſtkraftwagen über Herrenalb, Schwarzenbach⸗ 
Talſperre, Hundseck nach Baden-Baden. (Koſten ber 
Fahrt etwa 10 ). 
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8 Die Verhandlungen finden in den Räumen des Badiſchen 
Landtags ſtatt. Vom Montag, dem 12. September, 8 Uhr vor⸗ 
mittags ab befindet ſich dort eine Auskunftſtelle. 


Beſondere Veranſtaltungen für die Damen der Teilichiner 
werben am Begrüßungsabend bekanntgegeben. 


4% Anmeldungen zur Tagung werden erbeten an Herrn Dr. 
Elſter, Berlin W 10, Genthiner Straße 28. Die Teilnehmergebühr 
beträgt für Mitglieder der IK V. 3 , für Nichtmitglieder 10 , 
zahlbar jetzt oder in Karlsruhe. 


Anmeldungen als Mitglied der JK. nimmt gleichfalls 
Herr Pr. Elſter entgegen. Der Jahresbeitrag beträgt 12 / (für 
Reſerendare 3 ). Rückſtändige Mitgliederbeiträge bitte mit einzu⸗ 
ſenden. Der Bericht über die Bonner Tagung iſt inzwiſchen ver⸗ 
ſchict worben und geht den noch nachträglich den Beitrag einſen⸗ 
denden Mitgliedern nach Eingang des Betrages zu. 


Wohnungen vermittelt das Verkehrsamt der Stadt Karlsruhe. 


Die Vereinigung für une und Jugendgerichts⸗ 
en 


veranſtaltet vom 8. bis 10. September d. J. den 
7. Deutſchen Jugendgerichtstag 
in Stuttgart (Württemberg). 
Das in der Tagung bearbeitende Thema lautet: 


»Die Durchführung des Jugendgerichtsgeſetzes als Per- 
ſonenfrage“ 


Nach einem einleitenden Vortrag von 
Prof Dr. Alois Fiſcher, München: „Der Wert der Perſönlichkeit 
in der Jugendſtrafrechtspflege“ 
folgen Referate von 


Amtsgerichtsrat Cloſtermann, Vonn: „Der Jugendrichter“, 
Prof. Dr. Müller- Heß, Bonn: „Der Jugendgerichtsarzt“, 
Staatsanwalt Dr. May, Darmſtadt: „Der Jugendſtaatsanwalt“, 
N Friedländer, Berlin: „Der Leiter der Jugendgerichts⸗ 
W 


Mraulein Zillken, Dortmund: „Der Jugendgerichtshelfer“, 
iniſterialrat Dr. Starke, Dresden: „Der Strafvollzugsbeamte“. 
Teilnehmergebühr 4K. 


Anmeldungen erbeten an Fräulein Elſa v. Lis t, Charlotten⸗ 
burg, Hardenbergſtr. 19. 5 a 


Öyaiene-Akademie Dresden. 


Dortbitbungstepzgang für Richter, Staatsanwälte, obere Berwaltungs- 
und Rechtsanwälte über „Ausgewählte Kapitel der ſo⸗ 


zialen Hygiene“ vom 24.—29. Oktober 1927. 
1. Tag: a) Einleitender Vortrag. 


b) Das Geſetz zur Bekämpfung von Geſchlechtskrankheiten 
vom ärztlichen, juriftifchen, verwaltungstechniſchen und 
wohlfahrtspflegeriſchen Standpunkt aus. 
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2. u. 3. Tag: Pſychopathie, Pfychoſen, Schwachſinn und organiſche 
Defektzuſtände in der Rechtspflege. 

4. Tag: Gewerbekrankheiten und Unfallgeſetzgebung. 

5. Tag: Das neue Nahrungsmittelgeſetz. 

6. Tag: Möglichkeiten und Grenzen bakteriologiſcher und ſerolo⸗ 
giſcher Begutachtung mit beſonderer Berückſichtigung der 
Blutgruppenforſchung. 

Ihre Mitwirkung an dem Lehrgang haben bisher zugeſagt die 
Herren Prof. Dr. Beythien, Prof. Dr. Galewsky, Gerichtsmed.⸗ 


Rat Dr. Oppe, Prof. Dr. Reiß, Priv Doz. Dr. Saupe, Prof. 
Dr. Thiele, Dr. Schiff, Priv Doz. Dr. Schob, Prof. Dr. 
Weisbach. 


Mit dem Lehrgang ſind entſprechende Beſichtigungen und Ge⸗ 
legenheit zu ſportlichen Übungen verbunden. 
Die Teilnehmergebühr beträgt 30 &. 


Anmeldungen werden baldigſt an das Sekretariat der Hygiene⸗ 
Akademie, Dresden⸗A. 1, Zirkusſtr. 388, erbeten. 


Zwölfter Deutſcher Notartag. 
(11., 12. und 18. September 1927 in Köln.) 


Sonntag, den 11. September: 
17 Uhr: Begrüßung im Zivilkaſino, Auguſtinerplatz 7. 
5 20 Uhr: Gemeinſchaftliches Feſteſſen mit Damen im Gürzenich 
(Nartinſtr. 29— 33). (Geſellſchaftsanzug erbeten). 
Montag, den 12. September: 


9 Uhr: Eröffnung des Zwölften Deutſchen Notartages in der 
Aula der Univerſität, Claudiusſtraße 1. 


Tagesordnung: 

1. Bericht über die bisherige Entwickelung des Deutſchen 
Notarvereins ſeit dem letzten Notartag in Heidelberg. 

2. Rechnungslegung und Entlaſtung. 

(Zu 1 und 2 Berichterftatter: Geheimer Juſtizrat 
Dr. Oberned. 

3. Vortrag des Juſtizrat Dr. Bing (Mainz): Einführung 
von Notariatskammern in denjenigen Landern Deutſch⸗ 
lands, in denen dieſe Einrichtung noch nicht beſteht. 

Für die Damen: 

10 Uhr und 16 Uhr: Beſichtigung der Sehenswürdigkeiten von 
Köln (in Gruppen von etwa 20 Perſonen). 

19 Uhr: Feſtvorſtellung im Opernhaus. 

Dienstag, den 13. September: 

9 Uhr: Abfahrt im Sonderzug bis Vonn. 

10 Uhr: Abfahrt im Sonderdampfer bis in die Höhe von Linz⸗ 
Remagen. Anlegen in Königswinter etwa ½ 14 Uhr. Von 
dort Fahrt zum Petersberg. ¼ 15 Uhr gemeinſchaftliches 
Mittageſſen auf dem Petersberg. 18 Uhr Abfahrt von 
Königswinter mit Schiff bis Köln. Dort Schlußtrunk in 
der „Ewigen Lampe“. 

Zur Dampferfahrt ladet der Rheiniſche Notarverein 
ein. 


t; e. 


2 tenetang des Verteidigers in Haftſachen. 

in Untertug 18 Abänderung der StPO. v. 27. Dez. 1926 hat dem 
zu verlangen, Oeft genommenen Angeſchuldigten das Recht gegeben, 
Gericht nach ap, Mer Fortdauer der Unterſuchungshaft durch das 
reiche Beſtimmun wi Verhandlung entſchieden werde. Dieſe ſegens⸗ 
Vorſchriften der Las Novelle wird aber durch die nicht abgeänderten 
die dieſe Vorſchrifter d in 8 147, oder mindeſtens die Auslegung, 
des Angeſchuldi 1 bei Gericht und der StA. finden, zuungunſten 
8147 Sind ’ 1 a Wirkung in hohem Grade abgeſchwächt. 
Einſicht in di regelt bie Vorausſetzungen, unter denen dem Verteidiger 

in die Gerichtsakten zu gewähren iſt, und beſtimmt in ſeinem 


Abſ. I, daß die unbedingt freie Akteneinſicht dem Verteidiger erſt nach 
Schluß der Vorunterſuchung oder, falls eine ſolche nicht ſtattgefunden 
hat, erſt nach Einreichung der Anklageſchrift zu gewähren iſt. 

Dieſe Vorausſetzungen liegen hei Stellung des Antrages auf 
Verhandlung über Fortdauer der Unterſuchungshaft in der Regel nicht 
vor. Der Verteidiger hat alſo keinen Anſpruch darauf, vor dieſem 
wichtigen Termin die Akten einzuſehen und durch dieſe Einſicht die 
Belaſtungsmomente, die er zu bekämpfen hat, kennenzulernen. 

Erträglich mag dies noch dann ſein, wenn eine Vorunterſuchung 
ſtattfindet und der Antrag während der Vorunterſuchung geſtellt wird; 
denn dann findet die Beſtimmung des 8 147 Abſ. II Stpo. An⸗ 
wendung, wonach ihm wenigſtens die Akteneinſicht zu gewähren iſt, 
wenn der Unterſuchungszweck nicht gefährdet iſt. 
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Viel ſchlimmer iſt dies aber in den Sachen, wo eine Vorunter⸗ 
ſuchung nicht ſtattfindet, wenn alſo die Verhandlung während des 
Ermittlungsverfahrens notwendig wird. Hier ſtellt ſich nämlich Ge⸗ 
richt und StA. vielfach auf den Standpunkt, daß Gerichtsakten über⸗ 
haupt noch nicht vorliegen, ſondern lediglich ſtaatsanwaltſchaftliche 
Ermittlungsakten, und fie berufen ſich dafür auf Löwe-Roſen⸗ 
berg, 5 147, 5a. 

Dies hat zur Folge, daß die Akteneinſicht von dem Gericht 
überhaupt zu verweigern iſt, und die Entſch., ob ſie zu gewähren iſt, 
der StA. obliegt. 

Hier iſt die allgemeine, an die StA. gerichtete, miniſterielle Verf. 
v. 30. Dez 1918 (JM Bl. 1919, 4), die wenigſtens für Preußen der 
StA. die Auflage macht, unter den ähnlichen Vorausſetzungen wie 
8147 Abſ. II StPO. dem Verteidiger die Akteneinſicht zu gewähren, 
nicht ausreichend, um dieſes Recht des Verteidigers zu gewährleiſten. 

Wenn alſo der oben wiedergegebene Standpunkt richtig iſt, wird 
häufig gerade in den Fällen, wo der Angeſchuldigte, weil er krank 
iſt oder ſich in einem vom Verhandlungsort weit entfernten Unter⸗ 
ſuchungsgefängnis befindet, einen Verteidiger haben muß, dieſer von 
Angeſchuldigten unzureichend informiert zu einer Verhandlung zu⸗ 
gezogen, in der er überhaupt nicht in der Lage iſt, die Intereſſen 
des Angeſchuldigten wirkſam zu vertreten. 

Der Standpunkt iſt aber nicht richtig. 

Das Gericht und nicht die StA. iſt zur Entſch. über Gewährung 
der Akteneinſicht an den Verteidiger im Rahmen des 8 147 Abf. II 
SPD. berufen. 

Dies iſt auch das einzig Praktiſche. Auf einen auf Akteneinficht 
gerichteten Antrag wird die StA. mangels Vorliegen der bei Gericht 
befindlichen Akten und dem damit verbundenen Fehlen der Prüfungs⸗ 
möglichkeit, ob etwa die Einſicht den Unterſuchungszweck gefährden 
könne, zunächſt vor Rückerlangung der Akten überhaupt nicht ent⸗ 
ſcheiden können. 

Alle dieſe Erwägungen ergeben: 
koch De lege ferenda iſt Abänderung des 8 147 SPD. dahin zu 
ordern: 

„Der Verteidiger iſt in jeder Lage des Verfahrens zur Akten⸗ 
einſicht befugt.“ 

Bis eine ſolche Geſetzesänderung aber erreicht iſt, wird eine 
allgemeine Anweiſung der Juſt Min. der einzelnen Länder 
dahin zu fordern ſein, daß in Haftſachen dem Verteidiger immer Ein⸗ 
ſicht in die Ermittlungsakten zu gewähren ſei. Nur ſo wird man 
dem Geiſt der Novelle der SPD. gerecht werden. 


RA. Dr. Walter Eylenburg I, Breslau. 


Kann der Strafantrag auf einen Teil der in einem 
Schriftſtück oder Preßerzeugnis enthaltenen Beleidigung 
beschränkt werden? 


Man ſollte meinen, dieſe Frage ſtellen, hieße ſie verneinen. 
In der Praxis begegnet man aber nicht ſelten der gegenteiligen An⸗ 
ſicht, daß die obige Frage zu bejahen ſei. Ihre Vertreter können ſich 
für ihre Rechtsauffaſſung ſogar auf eine Entf. des RG. (RG. 8, 
377) berufen. Eine Erörterung obiger Frage erſcheint deshalb nicht 
ſo überflüſſig, als es zunächſt den Anſchein hat. 

Zur Klarſtellung ſei vorausgeſchickt, daß die geſtellte Frage ſich 
nicht auf diejenigen Fälle bezieht, in denen ein Schriftſtück oder 
Preßerzeugnis mehrere ſelbſtändige Beleidigungen enthält. 
Das ergibt ſich ſchon aus der in der Überſchrift enthaltenen Singu⸗ 
larform „Beleidigung“. Daß bei einer Mehrheit von Beleidi⸗ 
gungen der Verletzte den Strafantrag nur wegen der einen oder 
anderen Beleidigung ſtellen kann, iſt ſelbſtverſtändlich und bedarf 
deshalb keiner Erörterung. In Fällen ſolcher Art kommt eine Be⸗ 
ſchränkung des Strafantrags nur hinſichtlich der Beleidigungs⸗ 
fälle, nicht dagegen in bezug auf die beleidigende Handlung des 
einzelnen Falles in Betracht. 

Auszuſcheiden für die vorl. Erörterung haben ferner diejenigen 
Fälle, in denen der Antragſteller klar zu erkennen gegeben hat, daß 
er, falls der von ihm gewollten Einſchränkung nicht entſprochen werde, 
eine Strafverfolgung überhaupt nicht wolle. Ein derartig beſchränkter 
Strafantrag würde der Rechtswirkſamkeit überhaupt ermangeln. 

Die oben geſtellte Frage iſt hiernach dahin zu verſtehen, ob ein 
rechtswirkſam geſtellter Strafantrag auf einen Teil der beleidigenden 
Handlung beſchränkt werden kann. 

Zur Erläuterung diene folgender Fall: 

A. hat den B. dadurch beleidigt, daß er in Beziehung auf ihn 
in einem an C. gerichteten und an dieſen abgeſandten Brief fünf 
verſchiedene nicht erweislich wahre Tatſachen behauptet hat, die dieſen 
in der öffentl. Meinung herabzuwürdigen geeignet ſind. B. ſtellt gegen 
A. wegen vier dieſer Behauptungen unter Erhebung von Privatklage 
Strafantrag. In der Hauptverhandlung überreicht der als Zeuge 
vernommene C. dem Gericht den in Frage kommenden Brtef, der 
verleſen wird. Hierdurch erhält der erk. Richter Kenntnis von der 
in der fünften Behauptung enthaltenen, im Strafantrag nicht er⸗ 
wähnten beleidigenden Außerung. 
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Nimmt man mit der im Schrifttum herrſchenden (ogl. LpzKomm. 
3. Aufl. Einleitung XVI N. 46 Abſ. 2; Olshauſen, StG. 
10. Aufl. § 73, 19 %; Frank, StGB. 15. Aufl. 8 73 III 3 b), 
m. E. zutreffenden Meinung an, daß alle in dem Briefe enthaltenen 
beleidigenden Außerungen eine Tat darſtellen, weil ſie zum min⸗ 
deſten durch die einen Teil der beleidigenden Handlung bildenden Ab⸗ 
ſendung des Briefes zu einer Handlung zuſammenfließen, ſo fragt 
es ſich, ob die im Strafantrag nicht mit erwähnte fünfte beleidigende 
Behauptung mit zum Gegenſtande der Urteilsfindung zu machen iſt. 

Hiervon hängt insbeſondere auch die Beantwortung folgender 
Fragen ab: 

1. Kann B., wenn A. bez. der fünften Behauptung Wahrheits⸗ 
beweis antritt, der Erhebung dieſes Beweiſes widerſprechen, weil dieſe 
Beleidigung gar nicht Gegenſtand des Strafantrags ſei? 

2. Kann der Richter, wenn er dem A. bez. der im Strafantrag 
erwähnten beleidigenden Außerungen den Schutz des 8 193 StGB. 
zubilligt, ihn trozdem wegen der fünften Außerung verurteilen, weil 
bez. dieſer die Vorausſetzungen des 8 193 StGB. nicht vorliegen? 

Die Entſch. aller dieſer Fragen hängt im gedachten Falle davon 
ab, welche Beantwortung die in der Überfchrift geſtellte Frage zu 
finden hat. 

Sie iſt m. E. zu verneinen. 

Das ergibt ſich nicht nur aus dem in 8 63 Satz 1 StGB. auf- 
geſtellten Grundſatz der Unteilbarkeit des Strafantrags, ſondern 
auch daraus, daß der Strafantrag nach 8 61 StGB. die Verfolgung 
einer beſtimmten Handlung zum Gegenſtande hat. Unter dieſer iſt 
ebenſo wie unter dem Begriffe „Tat“ in 8 264 StPO. der ge⸗ 
ſchichtliche Vorgang zu verſtehen, der der Beſchuldigung zu⸗ 
grunde liegt. Ihn hat der erk. Richter nach 8 264 SPD. ſo, wie 
er ſich nach dem Ergebnis der Hauptverhandlung dar⸗ 
ſtellt, zum Gegenſtand der Aburteilung zu machen. 

Mit dieſem Fundamentalgrundſatz der StPD. wäre das Recht, 
den Strafantrag auf einen Teil einer Beleidigung zu beſchränken, 
völlig unvereinbar. | 

Den Vertretern der gegenteiligen Anſicht ift zuzugeben, daß die 
hier vertretene Auffaſſung in der Praxis unter Umſtänden zu be⸗ 
dauerlichen Härten führen kann. 

Man denke z. B. daran, daß im obigen Beiſpiel B. die fünfte 
beleidigende Behauptung im Strafantrag abſichtlich nicht mit er⸗ 
wähnt hat, weil er deren gerichtliche Erörterung aus irgendeinem 
triftigen Grunde, vielleicht aus Rückſicht auf den Geſundheitszuſtand 
ſeiner Frau, unbedingt vermeiden möchte. Daß B. in dieſem Falle bei 
dem hier vertretenen Standpunkt vor die Wahl geſtellt iſt, ent⸗ 
weder von Stellung eines Strafantrags abzuſehen und fo auf eine 
Beſtrafung des A. überhaupt zu verzichten oder die Erörterung des 
der fünften Behauptung zugrunde liegenden Vorgangs mit in den 
Kauf zu nehmen, iſt für B. namentlich dann bedauerlich, wenn 
die im Strafantrag erwähnten beleidigenden Behauptungen der Art 
ſind, daß B. ſie nicht auf ſich ſitzen laſſen kann, ohne ſchweren mora⸗ 
liſchen oder wirtſchaftlichen Schaden zu erleiden. 

Offenbar iſt das Beſtreben, Härten ſolcher Art zu vermeiden, 
der Grund, aus dem die Meinung verfochten wird, daß nur die im 
Strafantrag erwähnten Außerungen Gegenſtand des Straſantrags 
ſeien, daß alſo auch deſſen Beſchränkung auf einen Teil einer Be⸗ 
leibigung zuläſſig ſei. 

Die Vertreter dieſer Anſicht machen hierzu insbeſ. geltend, daß 
der in 8 63 StcHB. ausgeſprochene Grundſatz der Unteilbarkeit des 
Strafantrags ſich nur auf die Mehrheit von Beteiligten beziehe. 

Dem iſt aber nicht beizutreten. 

Der in Satz 1 des 8 63 StGB. aufgeſtellte Grundſatz der 
Unteilbarkeit des Strafantrags findet ſeine Erklärung darin, daß die 
in Frage kommende ſtrafbare Handlung Gegenſtand des Straf⸗ 
antrags iſt (8 61 StGB.). Hieraus ergibt ſich naturgemäß, daß die 
Unteilbarkeit ſowohl ſachlich wie perſönlich zu verſtehen 
iſt. Da letzteres vielleicht Zweifeln begegnen könnte, hat der Geſetz⸗ 
geber, offenbar zur Vermeidung von ſolchen, die Folge des im erſten 
Satze ausgeſprochenen Grundſatzes der Unteilbarkeit für den Fall 
der Mehrheit von Beteiligten in einem zweiten Satze noch ausdrück⸗ 
lich hervorgehoben. Dagegen muß es als geradezu ausgeſchloſſen an⸗ 
geſehen werden, daß der Geſetzgeber, wenn er die Unteilbarkeit des 
Strafantrags nur hinſichtlich einer Mehrheit von Beteiligten, nicht 
aber ſachlich gewollt hätte, dies nicht in einem Satze klar zum 
Ausdruck gebracht hätte. Die Annahme, der Geſetzgeber habe mit 
dem zweiten Satze zum Ausdruck bringen wollen, daß die im erſten 
Satze lapidar ausgeſprochene Unteilbarkeit ſich nur auf den 
0 der Mehrheit Beteiligter beziehe, ſchlägt jeder Geſetzestechnik ins 
Geſicht. 

Es iſt auch gar kein innerer Grund abzuſehen, weshalb der Ge⸗ 
ſetzgeber eine Beſchränkung des Strafantrags nach der ſachlichen Seite 
hätte zulaſſen, bez. der Mehrheit von Beteiligten aber hätte aus⸗ 
ſchließen wollen. Die Unteilbarkeit des Strafantrags im letzteren 
Sinne kann praktiſch zu gleichen Härten führen wie die im ſach⸗ 
lichen Sinne. 
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Unlösbar erſcheint mir auch die Frage, wie die Zuläſſigkeit der 
geſchränkung des Strafantrags auf einen Teil der ihm zugrunde 
liegenden Handlung mit der Beſtimmung des 8264 Sto. in Ein⸗ 
.. gebracht werden ſoll. Nach dieſer muß der erk. Richter die in 
er Kuklage bezeichnete Tat, wie fie ſich nach dem Ergeb- 
une der Hauptverhandlung darſtellt, zum Gegenſtaude 
er Aburteilung machen. Für dieſe Verpflichtung des Richters iſt es — 
was die obenerwähnte Entſch. des RG. (Rö. 8, 377) m. E. ver⸗ 
kennt — ohne Belang, ob der Eröffnungsbeſchl. das Schriftſtück in 
ſeiner Geſanuheit oder nur bez. eines Teiles als beleidigend an⸗ 
geſehen hat. 

„Wurde mon dem Antragsteller das Recht einräumen, den Richter 
mi einen Teil der Tat bei der Urteilsfindung zu beſchränken, jo 
würde dies eine nach $264SBD. unzuläſſige Beſchränkung 
des richterlichen Kognitionsrechtes darſtellen. Durch dieſe 
Beſtimmung hat der Geſetzgeber die Möglichkeit, den erk. Richter 
1 der Prüfung eines Teiles der ſeiner Urteilsfindung zugrunde 
ſegenden Tat auszuſchließen, mit gutem Grunde im Intereſſe einer 
. und billigen Rechtſprechung ausgeſchaltet. Denn gerade 
8 Teil der Handlung, der durch die Beſchränkung des Straf⸗ 
antrags von der Urteilsfindung ausgeſchloſſen werden ſoll, kann 
don Heöhter Bedeutung dafür fein, daß die im Strafantrage erwähn⸗ 
en Teile der Tat eine gerechte Beurteilung finden. 

Bei allen Antragsdelikten hat der zur Stellung des Straf⸗ 
bras Berechtigte zwar die Befugnis, die Verfolgung der ſtraf⸗ 
aren Handlung dadurch zu verhindern, daß er den zur Strafverfol⸗ 
bat dd erforberfichen Strafantrag nicht ſtellt. Stellt er ihn aber, fo 
gat die Strafverfolgung im geſetzlichen Rahmen zu erfolgen. 
be Führt dies zu Härten der obengedachten Art, ſo iſt dies zwar 
duc nd Das perſönliche Intereſſe des Antragſtellers, ſolche 
N „Beſchrankung des Strafantrags auf einen Teil der zu ver⸗ 
4 Handlung zu vermeiden, muß aber gegenüber dem hö he⸗ 
10 Intereſſe, das die Allgemeinheit an der durch die Be⸗ 
rechten des 8264 SPD. getroffenen Gewährleiſtung einer ge⸗ 

hen Rechtſprechung hat, zurücktreten. 


OLGR. Dr. Mogk, Dresden. 


Wahrung der Jadungsfriſl bei vertagter Haupt- 
verhandlung. 


Eine der wichtigſten Rechts ie i 
-hisgarantien, die das Strafverfahren 
De 5 gewährt, It die Vorſchrift des 8 217 StPO. Danach 
5 Ae chen der Zuftellung der Ladung und dem Tage der Haupt⸗ 
Novell ung eine Friſt von mindeſtens einer Woche liegen. Die 
die l v. 27 Dez. 1926 hat durch Einfügung des § 218 Abf. 2 
gabrung der gleichen Ladungsfriſt auch dem Verteidiger 
and angeordnet. Der Sinn dieſer Vorſchrift liegt auf der 
1 Angehl. und fein Verteidiger ſollen ausreichend Zeit 
907 6 m. „Verteidigung ordnungsmäßig vorzubereiten. Die Praxis 
gebene Schr, legt freilich dieſe klare, zugunſten des Angekl. ge⸗ 
die Int hutvorſchrift in einer ihrem Zweck zuwiderlaufenden und 
r des Angekl. gefährdenden Weiſe aus. 
N fe Beftimmung des § 217 hat ſchon durch die Rſpr. des 
fahren ung erhebliche Einſchrankung quungunften des Angel. er⸗ 
9, 177 Wg Nc, (gl. Ns Rſpr. 3, 113; KSt. 15,113; NER pr. 
daß zu 9088. 19, 441) hal nämlich den Grundſatz ausgeſprochen, 
handl er gemäß 8 229 SPD. erneuerten Hauptver⸗ 
tend die Ladungsfriſt nicht nochmals inne⸗ 
zn werden braucht (ſo auch Roſenberg bei 
des NG, man 3 zu $ 217). Es genügt vielmehr nach der Anſicht 
den war. Diet zu der erſten Hauptverhandlung rechtzeitig gela⸗ 
nicht verei ma Auffaffung läßt ſich mit dem Zweck des Gef. 
10 de eren und findet auch in feinem Wortlaut keine Stütze. 
Hauptverha er Angekl. Gelegenheit gehabt hat, ſich zur erſten 
neuerte & a lung genügend vorzubereiten, ſo kann gerade die er⸗ 
teidigung erzeverhandlung wieder beſondere Maßnahmen zur Ver⸗ 
daß die erſte dern. Man denke nur an den nicht ſeltenen Fall, 
Staotsauptberhaudlung gerade darum unterbrochen wurde, 
gegen zwvaltſchaft Gelegenheit zu geben, neues Beweis⸗ 
nach der Anſicht den Angekl. zu ermitteln. In dieſem Falle hat 
i i 11 5 des NG, der Angekl. keinen Auſpruch darauf, daß 
ſchaft neu ermilt ai welcher ihm ja erſt die von der Staatsanwalt⸗ 
haltung der Frist dn Zeugen bekanntgegeben werden, unter Inne⸗ 
ſehen, inwiefern des F217 SO. zugeht. Es ift nicht zu er⸗ 
Hauptverhandlung fü. Wahrung der Ladungsfriſt zur erneuerten 
notwendig ſein soll algen. Angenl. ‚und feinen Verteidiger weniger 
verhandlung. als die rechtzeitige Ladung zur erſten Haupt⸗ 


Noch bedenklicher; 
richte, die noch über A ae 
Während das RG. die W 
den Fall der Erneuern 
erklärt hat, gehen manche 


ſſen iſt die Praxis der unteren Ge⸗ 
m Rah. geſteckte Ziel weit hinausſchießt. 
ahrung der Ladungsfriſt bisher nur für 
n ber Hauptverhandlung für überflüſſig 
Gerichte noch weiter. Immer wieder er⸗ 
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lebt man in der Praxis folgenden Fall: Der Angekl. wird unter 
reichlicher Innehaltung der Ladungsfriſt zur Hauptverhandlung ge⸗ 
laden. Mehrere Tage vor der Hauptverhandlung wird der Termin 
zur Hauptverhandlung aufgehoben und der Angekl. abbeſtellt. 
Einige Zeit ſpäter wird abermals ein Hauptverhandlungstermin 
angeſetzt, zu dem der Angehl. nunmehr ohne Einhaltung der Friſt 
von einer Woche, oft ein bis zwei Tage vorher, geladen wird. 
Dieſes Verfahren muß in jedem Falle als unzuläffig bezeich⸗ 
net werden, ſelbſt wenn man der Auffaſſung des RG. folgt. Ge⸗ 
wiß hatte der Angekl. Zeit, ſich auf die zuerſt angeſetzte Haupt⸗ 
verhandlung vorzubereiten. Er war aber keineswegs verpflichtet, 
ſofort nach Erhalt der Ladung mit der Vorbereitung zu beginnen. 
Er konnte vielmehr gerade mit Rückſicht auf die ihm geſetzte län⸗ 
gere Friſt mit der Vorbereitung ſeiner Verteidigung 
gezögert haben und, nachdem der Termin abbeſtellt wurde, die 
Vorbereitungen als zunächſt nicht erforderlich unterlaſſen haben. 
Wird nun der Angekl. oder ein Verteidiger zur nächſten Hauptver⸗ 
hanbiung ohne Innehaltung der Ladungsfriſt geladen, fo bleibt ihm 
nicht die Zeit zur Vorbereitung, auf die er nach dem Geſetz An⸗ 
ſpruch hat. Ein derartiges Verfahren verträgt ſich nicht mit der 
Vorſchrift des § 217 SPD. Für den Fall der Vorverlegung des 
Termins auf einen früheren Tag hat das RG. ja auch die Nokwen⸗ 
digkeit der Wahrung der Ladungsfriſt zur neuen Hauptverhand⸗ 
lung mit der gleichen Begründung bejaht (vgl. RGSt. 25, 74). 
Die Vorſchrift des § 217 kann, ſoll fie ihren Sinn erfüllen, 
nur ſo ausgelegt werden, wie auch ihr Wortlaut dies verlangt: 
Die Ladungsfriſt muß für jede Hauptverhand⸗ 
lung beſonders innegehalten werden. Es genügt alſo 
nicht, daß, wie ohne jeden geſetzlichen Anhaltspunkt häufig ver⸗ 
fahren wird, zwiſchen der Hauptverhandlung und der Ladung zu 
einer Hauptverhandlung die Friſt von einer Woche liegt. Viel⸗ 
mehr iſt zu fordern, daß dieſe Friſt zwiſchen der Hauptverhand⸗ 
lung und der Zuſtellung der ſich gerade auf dieſe Hauptverhand⸗ 
lung beziehenden Ladung innegehalten wird. Die Bedenken gegen 


die hier bekämpfte Anſchauung können auch nicht durch den Hin⸗ 


weis darauf beſeitigt werden, daß das Gericht ja jederzeit nach 
freiem Ermeſſen auf Antrag des Angekl. die Hauptverhandlung 
zwecks beſſerer Vorbereitung ausſetzen kann. Das Geſetz hat ja 
eben durch die Vorſchrift des 8 217 SPD. zum Ausdruck gebracht, 
daß die Wahrung der Vorbereitungszeit nicht von dem Ermeſſen 
des Gerichts abhängig ſein ſoll. Es gibt vielmehr dem Angekl. ein 
Recht hierauf, deſſen Verletzung die Nichtigkeit des Urt. nach ſich 
zieht. Ru. Dr. Arthur Brandt, Berlin, 


Strofproseffuale Streitfragen. 
Berufung bei Einſpruchsverwerfung. 

In JW. 1927, 889 f. habe ich näher ausgeführt, daß die 
Einſtellung des Verfahrens der „Freiſprechung“ in $ 313 StPO. 
gleichſteht, daß alſo der Begriff „Frelſprechung“ (— Nichtverurteilung) 
hier eine umfaſſendere Bedeutung hat als z. B. in 8 260 J StPO. 
Entſprechendes gilt für den ebenfalls in § 313 verwendeten Ausdruck 
„ausschließlich zu Geldſtrafe verurteilt“: Eine ſolche „Verurteilung“ 
i. S. 8 313 iſt auch dann gegeben, wenn der Einſpruch gegen einen 
nur auf Geldstrafe (ſowie auf Erſatzfreiheitsſtrafe und Koſten) lauten⸗ 
den Strafbefehl nach 8 412 SPD. koſtenfällig verworfen wird. 
Das iſt auch der Standpunkt des KG. in JW. 1925, 1093 und 
Goltd Arch. 69, 394. In letzter Zeit mehren ſich aber die Entſch., 
die gegen die Verwerfung des Einſpruchs immer Berufung zu⸗ 
laſſen wollen (jo OLG. Roſtock und Hamm in ZW. 47 Höchſta. 
1926, 31 f., 305). 

Wenn das OLG. Roſtock zur Begründung ſeiner Anſicht 
darauf verweiſt, daß 8 313 eine fachliche Prüfung der Beſchuldigung 
in einer Hauptverhandlung vorausſetze, ſo wäre das erſt zu beweiſen; 
die Faſſung des Gef. ſpricht nicht für eine ſolche Vorausſetzung. Auch 
bei Einſtellung des Verfahrens würde es an dieſer Vorausſetzung 
fehlen. Einen inneren Grund für das Erfordernis einer ſachlichen 
Prüfung glaubt das OLG. darin zu finden, daß eine Anwendung 
des § 313 auf die Verwerfung des Einſpruchs dem Angekt, nach der 
früheren Faſſung des 8 340 StPO. jedes Rechtsmittel nehmen würde, 
„obwohl ihm noch gar nicht die Möglichkeit geboten war, ſich in 
einer Hauptverhandlung zu der Beſchuldigung zu erklären“. Letzteres 
it nicht richtig; denn der Angekl. hatte ja die Möglichkeit, ſich in. 
der erſtinſtanzlichen Hauptverhandlung zu verteidigen, die er zu dieſem 
Zwecke nur nicht verſäumen durfte. Außerdem kann der Angekl. 
gegen das Verſäumnisurteil unter den geſetzlichen Vorausſetzungen 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand beanſpruchen (5 412 II). Es 
iſt alſo nicht an dem, daß der Angekl. etwa rechtlos wäre, zumal 
jetzt 8 340 durch die Nov. v. 27. Dez. 1926 geändert iſt. 

Das OLG. Hamm begründet ſeinen Standpunkt nicht weiter; 
es verweiſt lediglich auf den Wortlaut des 8 313 ſowie auf Löwe⸗ 
Roſenberg, 16. Aufl., 8412 Anm. 3. Daß aber der Wortlaut 
des 8 313 keine ſichere Entſch. bietet, haben wir oben geſehen, und 
Löwe⸗Roſenberg erwähnt den gegenwärtigen Fall nicht aus⸗ 
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99 8 5 (auch nicht in der 17. Aufl. 1927 oder in den Anm. zu 
8 313). 


Danach iſt die Behauptung, daß trotz § 313 das den Einſpruch 
verwerfende Urt. unter allen Umſtänden mit Berufung anfechtbar ſei, 
in Übereinſtimmung mit dem KG. a. a. O. als unzutreffend zu be⸗ 
zeichnen. Andernfalls müßte man Berufung auch dann zulaſſen, wenn 
der Amtsrichter nach ſachlicher Durchführung der Hauptverhandlung 
es bei der Geldſtrafe des Strafbefehls beläßt, in der Urteilsformel 
aber unrichtigerweiſe, ſtatt die Verurteilung zu dieſer Geldſtrafe aus⸗ 
zuſprechen, den Einſpruch „als unbegründet“ verwirft. 

OLGR. Prof. Dr. Doerr, München. 


Die zivilrechtlichen Wirkungen der innerhalb eines 
Hydraſyſtems abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte. 


Ein Hydraſyſtem iſt ein Vertriebsſyſtem, bei dem Waren 
in der Weiſe angeboten werden, daß den Abnehmern Vermögens⸗ 
vorteile verſprochen werden für die Beibringung weiterer Abneh⸗ 
mer, die auch wieder ermächtigt werden, unter denſelben Bedin⸗ 
gungen Abnehmer zu werben. Das RG. hat in feſtſtehender Rſpr. 
erklärt, daß ein ſolches Vertriebsſyſtem eine Ausſpielung i. S. 
des § 286 StGB. und einen Verſtoß gegen die guten 
Sitten i. ©. des 81 Un l WG. darſtellt (vgl. RGSt. 60, 252; 
JW. 1927, 777). Zivilrechtlich fragt ſich, ob die ein⸗ 
zelnen abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte zwiſchen 
dem Veranſtalter und Käufer wirkſam ſind, insbeſ. ob 
der Beſteller an ſeine Beſtellung gebunden iſt, alſo auf Abnahme 
und Zahlung verklagt werden kann, oder ob er ſeine Anzahlung 
zurückfordern darf. 

1. Nichtigkeit wegen Verſtoßes gegen ein ge⸗ 
ſetzliches Verbot: Die Veranſtaltung einer öffentlichen 
Ausſpielung ohne Genehmigung iſt verboten. Die Ausſpielung i. S. 
des $ 286 StGB. iſt zwar ſchon mit der Bekanntgabe des Spiel⸗ 
plans und der Schaffung der Möglichkeit jeden Spielens vollendet; 
der Veranſtalter verſtößt aber mit jedem einzelnen Ausſpielvertrag, 
den er abſchließt, erneut gegen 8 286 StGB. Damit, daß der Ver⸗ 
anſtalter der Ausſpielung gegen ein geſetzliches Verbot verſtößt, iſt 
jedoch noch nicht geſagt, daß auch das Spielen in einer nicht 
genehmigten öffentlichen Lotterie verboten iſt. Das Spielen iſt 
— von den landesgeſetzlichen Verboten gegen landesrechtlich nicht 
zugelaſſene Ausſpielungen abgeſehen — nicht mit Strafe be⸗ 
droht. Es bleibt alſo fraglich, ob auch das Mitſpielen in einer ge⸗ 
nehmigungsbedürftigen nicht genehmigten Lotterie verboten iſt. 
Die herrſchende Meinung bejaht das und erklärt demzufolge ſolche 
Spielverträge für nichtig, fo u. a. v. Gierke, R. d. Schuldverh. III 
S. 824; Oertmann 2 zu 9 763 und — ohne Begründung — 
RGRKomm. (3) 6 zu § 762; ferner das KG.: KGBl. 1926 Nr. 8/9; 

MI: JW. 1927, 777. (Das letzgenannte Urt. enthält folgende ge⸗ 
legentliche Bem.: „Eine gegen die guten Sitten !) verſtoßende Hand⸗ 
lung des Bekl. wäre darin allein noch nicht zu finden, daß das 
Spielen eine nicht genehmigte Ausſpielung darſtellte und 
daher die abgeſchloſſenen Geſchäfte nach 8134 BGB. 
nichtig wären.“ Eine Begründung iſt auch hier nicht gegeben.) 

Aus § 763 S. 2 BGB., wonach auf ſtaatlich nicht genehmigte 
Lotterien die Vorſchriften über Spiel Anwendung finden, folg nichts 
gegen die Anwendbarkeit des § 134 StGB., da dieſer Satz ſich 
möglicherweiſe nur auf die nicht genehmigungsbedürfti⸗ 
gen (privaten) Lotterien bezieht. — Dagegen ſcheint folgender 
Geſichtspunkt gegen die Anwendung des § 134 BGB. zu fprechen. 
§ 134 BGB. ſetzt voraus, daß „das Rechtsgeſchäßt⸗ — alſo 
bei einem Hydravertrag, der aus Kauf, Mäklervertrag und Aus⸗ 
ſpielung . Einzelvertrag — gegen ein geſetzliches Verbot 
verftößt. Es genügt in der Regel nicht, wenn nur eine 
der bei dem Rechtsgeſchäft beteiligten Perſonen, alſo hier 
der Veranſtalter, ſubjektiv verbotswidrig und ſtrafbar han⸗ 
delt (h. M.). Eine Ausnahme von dieſer Regel läßt ſich viel⸗ 
leicht aus dem Zweck des Verbotsgeſetzes ableiten. $ 286 StGB. 
verfolgt neben fiskaliſchen Zwecken auch den Zweck, der Ausbeu⸗ 
tung des Publikums durch betrügeriſche Privatlotterien vorzubeu⸗ 
gen. Das Verbot des § 286 StGB. will alſo auch die Brivatiphäre 
des einzelnen ſichern (vgl. auch RG: JW. 1926, 52). Das ergibt 
ſich aus ſeiner Stellung im Strafgeſetzbuch: § 286 ſteht bei den 
Delikten gegen das Vermögen in dem Abſchnitt „Strafbarer Eigen⸗ 
nutz“, in dem auch der Wucher geregelt iſt. Dieſen Schutz des ein⸗ 
zelnen kann aber das Lotterieverbot nur dann erreichen, wenn 
auch die einzelnen Spielverträge als nichtig angeſehen werden. — 


1) J. S. des $1 UnlWG. 
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Immerhin bleibt die Nichtigkeit nach $ 134 BGB. zweifelhaft. Die 
Frage kann aber im vorliegenden Falle offen bleiben, weil die 
innerhalb eines Hydraſyſtems abgeſchloſſenen Einzelverträge jeden⸗ 
falls unter dem Geſichtspunkt des Verſtoßes gegen die 
guten Sitten nichtig find, wie ſofort (2) zu zeigen ſein wird. 

2. Für die Frage nach der Sittenwidrigkeit der ein⸗ 
zelnen Verträge iſt zunächſt folgendes zu betonen. Aus dem Um⸗ 
ſtande, daß die Veranſtaltung eines Hydraſyſtems ſich als 
Verſtoß gegen 81 UnlWG. darſtellt und zur Unterlaſſung und 
zum Schadenserſatz an den Mitbewerber verpflichtet, folgt 
noch nicht, daß auch die zwiſchen Veranſtalter und Kunden ge⸗ 
ſchloſſenen Einzelverträge gegen die guten Sitten verſtoßen. Viel⸗ 
mehr bedarf dieſe Frage beſonderer Prüfung. 


Im Schrifttum iſt die Frage faſt nirgends erörtert. Nur 
Warneyer bemerkt VII zu § 138 BGB., daß Hydraverträge 
gegen die guten Sitten verſtoßen. In RG. 60, 379 iſt die Frage offen⸗ 
gelaſſen. Für die älteren reinen Hydraſyſteme (vgl. RGSt. 
34, 390 und 403) iſt die Sittenwidrigkeit nicht nur des ganzen Ver⸗ 
triebsſyſtems, ſondern auch der mit den einzelnen Teilnehmern 
geſchloſſenen Verträge ohne weiteres anzunehmen, weil hier ganz 
offenkundig ein Gewinn immer nur auf Koſten anderer erzielt wer⸗ 
den konnte. Dagegen ſcheinen auf den erſten Blick die Dinge bei 
den modernen Formen der Hydraſyſteme anders zu 
liegen, weil hier in erſter Linie von einem reinen Kaufvertrag und 
erſt in zweiter Linie von der Verbilligungsmöglichkeit durch Wer⸗ 
ben weiterer Kunden die Rede iſt, weil alſo hier der Hydracharak⸗ 
ter des Syſtems viel weniger deutlich in Erſcheinung kritt, ſo daß 
viele Kunden das Syſtem gar nicht durchſchauen, alſo ihrerſeits 
ſubjektiv nicht ſittenwidrig handeln. In dieſer Richtung iſt aber 
einmal zu betonen, daß die Tendenz der Verträge, ſich ins Un⸗ 
endliche zu vermehren, immer noch gegeben iſt, und außerdem, 
daß es auf die Auffaſſung des Handelnden über die Sittenwidrig⸗ 
keit des Vertrages überhaupt nicht entſcheidend ankommt. Es iſt 
alſo zur Bejahung der | des $ 138 BGB. überhaupt 
nicht nötig, daß eine oder gar beide Vertragsparteien ſich des Ver⸗ 
ſtoßes gegen die guten Sitten bewußt ſind, wofern ſich nur das 
Rechtsgeſchäft nach ſemen — aus Zuſammenfaſſung von Inhalt, 
Beweggrund und Zweck 1 — Geſamtcharakter als 
ſittenwidrig darſtellt. Das iſt aber hier aus folgenden Gründen der 
Fall: Einmal iſt jeder einzelne Vertrag ein weſentlicher Teil eines 
Vertriebsſyſtems, das ſich ſeiner Idee nach ins Unbegrenzte aus⸗ 
dehnen ſoll und das ſich als Ganzes als unſittlich darſtellt (vgl. 
Rh.: JW. 1927, 778). Außerdem wird der Kunde in völliger Un⸗ 
kenntnis über die Zahl der laufenden Serien und der bereits be⸗ 
teiligten Perſonen gelaſſen und kann daher auch ſeinerſeits den 
von ihm zu werbenden Kunden keinerlei zuverläſſige Angaben über 
ihre Gewinnausſichten machen. Endlich aber hat der Vertrags⸗ 
ſchluß die Schädigung oder Täuschung dritter Perſonen zur mög⸗ 
lichen, ja wahrſcheinlichen Folge. Der Käufer wird einen Gewinn, 
ſoweit er einen ſolchen überhaupt erzielt, in der Regel nur aus 
den Taſchen anderer Perſonen erlangen können, nämlich ſolcher, 
die den gleichen Vertrag wie er ſelber auf Grund der trügeriſchen 
Hoffnung eingegangen Naben, ſich die Ware ebenfalls durch Wer⸗ 
bung weiterer Kunden verbilligen zu können. Iſt ſich der Kunde 
über dieſen Umſtand klar, was allerdings ſelten der Fall ſein 
wird, und geht er gleichwohl den Vertrag ein, ſo handeln beide 
Teile unſittlich und der Verſtoß des Geſchäfts gegen die Hr 
Sitten tritt beſonders deutlich in die Erſcheinung. Andernfal 
wenn alſo nur einer der Beteiligten, der Veranſtalter, dieſe Kon⸗ 
ſequenz des Syſtems überſieht — haben wir es mit einem der 
verhältnismäßig ſeltenen Fälle zu tun, in denen bei einem nach 
§ 138 BGB. unſittlichen Rechtsgeſchäft der Vorwurf der Unſittlich⸗ 
keit nur eine der beiden Parteien trifft. — Es iſt ſonach feſt⸗ 
zuſtellen, daß die Hydraverträge auch in ihren modernen Formen 
nach $ 138 BGB. nichtig find. 


Zu 1 und 2: Die Nichtigkeit des einzelnen Vertrages, mag 
ſie nun auf § 134 oder 138 oder auf beiden Beſtimmungen zu⸗ 
gleich beruhen, hat zur Folge, daß keine Vertragspartei von der 
anderen die Erfüllung verlangen kann. Vielmehr können die Ab⸗ 
nehmer ihre Leiſtungen (Anzahlungen und Teilzahlungen) nach 
$ 812 oder § 817 BOB. zurtickberlangen, ebenſo der Veranſtalter 
die von ihm gelieferte Ware, ſoweit nicht ihm gegenüber der Ein⸗ 
wand durchgreift, daß er durch die Leiſtung gegen die guten Sitten 
verſtoßen habe. Hat der Veranſtalter des Hydraſyſtems Waren unter 
Eigentumsvorbehalt geliefert, ſo kann er die Eigentumsklage er⸗ 
heben, die als ſelbſtändige dingliche Klage dem Einwand aus $ 817 
S. 2 nicht unterliegt (ebenſo RGR Komm. 3 d zu 817). 

Prof. Dr. Eduard Kern, Freiburg i. Br. 
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Rechtſprechung 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der 


A. Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Bivilfachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


L Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — Anmerkung.] 


. 1. 8 138 BGB. Unzuläſſige Ausnutzung 
einer Monopolſtellung. Auch die nur teilweiſe 

reizeichnung von der Schadenserſatzpflicht 
kann nichtig ſein, wenn der Unternehmer dabei 
zwar für kleinere Schäden ausreichenden Erſatz 
zu leiſten verſpricht, bei größeren Schäden aber 
leine Haftpflicht auf einen un verhältnismäßig 
geringen Bruchteil befhränft.]f) 

(U. v. 19. März 1927; 367/26 I. — Hamburg.) [Ka.] 


__Wgebrudt JW. 1927, 1588. 


ſich Zu 1. A. In dem zur Entſch, ſtehenden Rechtsſtreit handelt es 
bis um einen Möbeltransport nach den U. S. A., nicht wie bei den 
isherigen Monopolurteilen um einen gewöhnlichen Speditionsvertrag. 
Im Möbeltransportgeſchäft aber liegen beſtimmt ganz andere Verhält⸗ 
bd vor, als im Speditionsgeſchäft. Das Verhältnis der in Ver⸗ 
„unben mit feſten Übernahmebedingungen und Haftungsbeſchränkung 
zuſammengeſchloſſenen Möbeltransporteure zu der Zahl der nicht orga⸗ 
Nijterten Unternehmer ift geringer als das gleiche bei den Spediteuren. 
* gibt überall eine große Zahl ſog. ringfreier Übernehmer. Dies 
dürfte aber auch allgemein bekannt fein, denn zum Abſchluß von 
jed kransportverträgen bietet ſich wohl jedem im Leben, insbeſ. 
nem Beamten, Gelegenheit. Daß hier von einem Monopol keine 
fer ſein kann und daß es auch nicht als eine Zumutung eines 
10 ößeren Mifikos anzuſehen iſt, einen ringfreien Möbelſpediteur zu 
Damen, geht doch wohl ziemlich einwandfrei daraus hervor, daß bei⸗ 
ment weise die preuß. Regierung bei Umzügen ihrer Beamten Vorlage 
f „rerer Koſtenanſchläge und ausdrücklich darunter ſolcher von ring⸗ 
reien Unternehmern verlangt. 
was Sodann krifſt aber auf vorl. Fall in erhöhtem Maße das zu, 
noy ar Schmidt⸗Ernſthauſen in feiner Anm. zu dem Mo⸗ 
for m urt. JW. 1926,570 ausgeſprochen hat, es ſei bedenllich, eine 
Föll Kluuſel in beſchränktem Umfang für nichtig zu erklären; die 
11 * denen ein Monopolmißbrauch zur Nichtigkeit führe, müßten 
Da ertragsklauſeln beſchränkt bleiben, die nicht erſt durch ihre An⸗ 
A5 Nac im Einzelfall, ſondern durch die ihnen innewohnende Norm 
Hanses sordnung widerſtritten. Im jetzigen Urt. weiſt das RG. das 
run Aa an, zu prüfen, ob die in einem Prozentſatz der Beförde⸗ 
de en ausgedrückte teilweiſe Freizeichnung nicht im Verhält⸗ 
8 dem verurſachten Schaden eine unbillige Ausnützung einer 
urteil roifteltung im Einzelfalle bedeute. Macht man aber das Wert⸗ 
einem 20. der Höhe des Schadens abhängig, ſo hängt es doch von 
anzun fal ab, ob die Freizeichnung noch einen fittlichen Vertrag 
Schaden an zuläßt oder ob ſie ihn zu einem unſittlichen macht. Ein 
portes a angenommen 1000 RA anläßlich eines Überſeetrans⸗ 
zum PR dem fernen Oſten wird nach den Bedingungen ganz oder 
nutzung zen Teil erſetzt werden, ſo daß von einer unbilligen Aus⸗ 
er Monopolſtellung nicht die Rede ſein könnte; will es 
B ein gleich hoher Schaden bei einem kleinen inner⸗ 
(das Vorlie belverſand entſteht, jo wird die gleiche Übernahmeklaujel 
gegen die guten Sit Monopolſtellung unterſtellt) zu einem Verſtoß 
itten. 

daß es hir l zeigt m. E. noch klarer als der aus dem Jahre 1926, 
eder gens Standpunkt gibt, ſolche Geſchäftsbedingungen ent⸗ 
Nicht aber Ka zu verwerfen oder aber ſie allgemein anzuerkennen. 
er Kan die Entſch, der Frage, ob ſie gegen 8 138 BGB. 
win f Ergebnis des eee d 0 0 zu⸗ 
en, wie oben dargelegt, in dieſer Weiſe, wie es 

das 16. getan ai, abhängig gemacht werden. 
er Gelegenheit ſei darauf hingewieſen, daß der Verein 
Deutſcher Spediteure zuſammen mit dem Deutſchen Induſtrie⸗ und 
Zentralverband des deutſchen Großhandels, der 
des beutfchen Einzelhandels, dem Reichsverband der 


Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


2. 8227 BGB.; 858 1, 20 Preß G.; 810 II 17 
ALR. Schadenserſatz wegen polizeilicher Still- 
legung einer Zeitungsdruckerei. Die Befugnis 
dazu läßt ſich aus 8 10 JI 17 AL R. nicht herleiten; 
das Preß G. regelt die Beſchränkungen der Preſſe⸗ 
freiheit erſchöpfend; wenn aber eine den Be⸗ 
ſtand des Staates gefährdende Preſſetätigkeit 
den Tatbeſtand der Notwehr erfüllt, iſt Still⸗ 
legung nicht rechtswidrig.) 

Die auf Anweiſung des OberPräſ. vom Polizeipräſ. an⸗ 
geordnete, durch ſtaatl. Polizeibeamte ausgeführte Unbrauch⸗ 
barmachung der Druckerei⸗ und Setzmaſchinen der Kl. be⸗ 
zweckte, das weitere Erſcheinen der Arbeiter⸗Zeitung, die bei 
der Kl. verlegt und gedruckt wurde, zu verhindern. Mit Recht 


deutſchen Juduſtrie uſw. die allgemeinen Spediteurbedingungen neu 
aufgeſtellt und ſie den Wünſchen der Wirtſchaft angepaßt hat. Grund⸗ 
ſätzlich bleibt die Haftung auf 40 RM für 100 kg beſchränkt. Sofern 
der Verſender jedoch nicht ausdrücklich das Gegenteil vorſchreibt, ver⸗ 
ſichert der Spediteur ſein Haftpflichtriſiko ganz allgemein und ohne 
Auftrag in jedem Falle zu einem ſehr niedrigen Sa von 10 Pf. für 
10000 AM Wert. Bei dieſer Deckung handelt es ſich aber ausſchließ⸗ 
lich um eine beſondere Art Haftpflichtdeckung gegen die Fehler des 
Spediteurs und der Leute, für die er aufzukommen hat. Ungedeckt 
und unter die Haftpflichtbeſchränkung fallend bleiben reine Transporte 
und Lagerſchäden. Wird alſo ein Gut vom Lager, das vorſchrifts⸗ 
mäßig und ortsüblich bewacht und geſichert ift, durch Einbruch ge⸗ 
ſtohlen oder fällt eine Kiſte beim Verladen hin, ſo daß der Inhalt 
beſchädigt wird, ſo bleibt es, ſofern im einzelnen Falle eine Haftung 
des Lagerhalters bzw. Spediteurs oder Rollfuhrunternehmers über⸗ 
haupt gegeben iſt, bei der beſchränkten Haftung. Um ſich alſo für 
alle Fälle vor Verluſten zu bewahren, muß der Verſender eine ent⸗ 
ſprechende Transport⸗ bzw. Lagerverſicherung nehmen, wie es ja im 
Uberſeeverkehr ſchon feit jeher allgemein üblich iſt. 
AR. Dr. Reuver, Köln. 


B. Die Entſch. enthält gegenüber der bisherigen Nipr. des RG. 
gegen die unbillige Ausnutzung einer Monopolſtellung (hier zum Zweck 
der Freizeichnung von der Haftung) kaum Neues (vgl. RG. 20, 117; 
48, 127; 62, 266; 79, 229; 81, 320; 82, 266; 99, 107 = JW. 
1920, 773; 102, 396 = 3%. 1922, 32; 103, 82 JW. 1922, 
575; 106, 386; JW. 1927, 655; JW. 1927, 788). 

Es wird nicht nur die einem völligen Haftungsausſchluß gleich⸗ 
kommende Haftungsbeſchränkung, ſondern auch eine zu geringe 
Höchſthaftung beanſtandet, wenn ſie im Verhältnis zu dem ver⸗ 
urſachten Schaden eine unbillige, durch zwingende Nückfichten nicht 
begründete und unter Ausnutzung einer wirtſchaftlichen Monopol⸗ 
ſtellung vorgenommene einſeitige Verfolgung eigennütziger Intereſſen 
enthält, ſoweit die Haftungsbeſchränkung auch bei eigenem Verſchulden 
der Firmeninhaber oder ſolchem ihrer leitenden Angeſtellten Platz 
greifen ſoll. Es ſoll auf eine Abwägung der beiderſeitigen berechtigten 
Intereſſen ankommen. Daß das Problem der Haftungsbeſchränkung 
monopoliſtiſcher Unternehmer durch dieſe und die früheren Entſch. 
des NO. beſonders klargeworden iſt, kann man wirklich nicht be⸗ 
haupten. Das RG. geht zu zaghaft vor. Die Abſtellung der Entſch. 
über die Sittenwidrigkeit auf eine nachträgliche Prognoſe 
(Verhältnis der Haftungsbeſchränkung zu dem tatſächlich ver⸗ 
urſachten Schaden) iſt ſehr bedenklich und beruht m. E. auf einer 
irrigen Anwendung des 8138 BGB. 

Unterdeſſen ſind am 10. Aug. 1927 die neuen Allgemeinen Deut⸗ 
ſchen Spediteurbedingungen (ADSp.) in Kraft getreten, die den Haf⸗ 
tungsmaßſtab etwas erhöhen und für indirekte (mittelbare) Schäden 
den Speditionsverſicherungsſchein einführen. 1 

Das RG. wird ja vorausſichtlich bald einmal Gelegenheit haben, 
dieſe neuen Bedingungen auf ihre rechtliche Yuläffigkeit zu prüfen. 
Möge es ſich dann möglichſt grundſätzlich ausſprechen, damit der Ver⸗ 


kehr weiß, woran er iſt. 
Prof. Dr. Nipperdey, Köln. 


Zu 2. Die Entſch. iſt infoweit bedenkenfrei, als fie die durchaus 
zutreffenden Ausführungen der Vorinſtanz wiedergibt und würdigt. 
Anders ſteht es mit den in der Enlſch. entwickelten, völlig neuartigen 
Gedankengängen über das Notwehrrecht des Staates gegenüber der 
Preſſe. Wenn das Rc. aus 8 20 Abſ. 1 Preßc. abzuleiten ſucht, 
daß die Preſſe grundſätzlich den allgemeinen Geſetzen unterliegt, fo 
it das ſchon ein bedenklicher Schluß. Die genannte Vorſchrift ſteht 
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hat das BG. angenommen, daß dieſe Maßnahme durch die 
die allg. Aufgaben der Polizei beſt. Vorſchrift des § 10 II 17 
ALR. nicht gedeckt wurde. Denn nach SI Preßb. unterliegt 
die Freiheit der Preſſe nur den durch es ſelbſt vorgeſchriebenen 
oder zugelaſſenen Beſchränkungen. Ein vorbeugendes polizeil. 
Einſchreiten gegen Inhalt und Verbreitung von Druckſchriften 


ſieht es nicht vor. Ebenſowenig wie die Herſtellung und 


Herausgabe einer Druckſchrift im voraus verboten werden 
kann, darf die Polizei ſie unter Berufung auf den angeführten 
§ 10 durch Anwendung unmittelbaren Zwanges verhindern. 
Das Vorgehen der beteiligten ſtaatl. Behörden gegen die Kl. 
wird ebenſowenig durch die VO. des RPräſ. v. 10. Aug. 1923 
gerechtfertigt. Das dort durch § 1 zugelaſſene Verbot perio⸗ 
diſcher Druckſchriften erfolgte nach 8 3 Satz 1 daf. durch den 
RInn M. Für die ihm gleichfalls übertragene Anordnung der 
Beſchlagnahme war nach Satz 2 daſ. bei Gefahr im Verzuge 
auch die Polizeibehörde zuſtändig. Daraus ergab ſich, daß ſie 
zum Verbot periodiſcher Druckſchriften auf Grund der ge⸗ 
nannten VO. nicht befugt war. Deshalb durfte fie auch nicht, 
ehe ein ſolches Verbot durch den RInn M. vorlag, das Er⸗ 
ſcheinen einer Zeitung durch Anwendung unmittelbaren 
Zwanges unmöglich machen. Fehl geht auch die Berufung des 
Bekl. auf ein ſtaatl. Notrecht, das, wenn überhaupt von einem 
ſolchen geſprochen werden darf, jedenfalls nicht in dem vom 
Bekl. beanſpruchten Umfange beſteht. Es iſt nicht richtig, daß 
bei Gefahr im Verzuge die oberſte Staatsbehörde und ihre 
Stellvertreter berechtigt ſeien, nach Maßgabe der herrſchenden 
Verhältniſſe alle im Intereſſe der Sicherheit und Ordnung er⸗ 
forderl. Maßnahmen zu treffen. Vielmehr dürfen ſie auch in 
außerordentl. Zeiten, insbeſ. zur Verhütung und Bekämpfung 
von Unruhen, nursdie Mittel anwenden, die die Gef. ihnen ge⸗ 
ſtatten. Nach den allg. Gef. nicht zuläſſige Eingriffe in die 
durch Art. 118 RVerf. gewährleiſtete Freiheit der Meinungs⸗ 
äußerung durch die Preſſe ſetzen voraus, daß dieſe Ver⸗ 
faſſungsbeſtimmung zuvor außer Kraft geſetzt wird. Dazu iſt 
nach Art. 48 RVerf. nur der RPräſ. und bei Gefahr im 
Verzuge die Landesregierung befugt. Dieſe wird in Preußen 
durch das Staats Min. gebildet (Art. 7 Pr. Verf.; vgl. auch 
Art. 55 das.). Den OberPräſ. ſtehen, wenngleich fie beſtändige 
Kommiſſarien des Miniſteriums (§ 4 der VO. wegen ver⸗ 
beſſerter Einrichtung der Provinzialbehörden v. 30. April 
1815), Stellvertreter der oberſten Staatsbehörden in be⸗ 
ſonderem Auftrage und bei außerordentlicher Veranlaſſung 
($ 1 III der Inſtruktion für die Ober Präſ. v. 31. Dez. 1825) 
ſind, die in Art. 48 RVerf. vorgeſehenen Befugniſſe nicht zu. 
Die den Oberpräſ. in $ 11 Nr. 2 der genannten Inſtruktion 
übertragene Ermächtigung und Verpflichtung, bei außerordentl. 
Ereigniſſen und Gefahr im Verzuge die augenblicklich erforder⸗ 


unter der Überſchrift „Verantwortlichkeit für die durch die Preſſe 
begangenen ſtrafbaren Handlungen“ und kann unmöglich bei einem 
Fall zur Anwendung gebracht werden, wo es ſich nicht um die Ver⸗ 
antwortlichkeit für ſtrafbare Handlungen, ſondern lediglich darum 
handelt, die Hoheitsrechte des Staates und ſeiner Verwaltung gegen⸗ 
über der Preſſe abzugrenzen. Für das Verhältnis von Hoheitsverwal⸗ 
tung und Preſſe ſtellt 8 1 PreßG. gerade umgekehrt und ausdrücklich 
den Grundſatz auf, daß die Preſſe nicht den allgemeinen Geſetzen, 
insbeſ. alſo auch nicht den allgemeinen Polizeigeſetzen, unterliegt, ſon⸗ 
dern daß die Verwaltung die Preßfreiheit nur ſolchen Beſchränkungen 
unterwerfen darf, die „durch das gegenwärtige Geſetz vorgeſchrieben 
oder zugelaſſen find“. Nur ſtrafrechtlich unterliegt alſo die Preſſe 
grundſätzlich den allgemeinen Geſetzen; verwaltungsrechtlich — d. h. 
für das hoheitsrechtliche Verhältnis zwiſchen Staat und Preſſe — 
gilt kraft 8 1 genau der gegenteilige Grundſatz. 

Wie die Entſch. ſelbſt zutreffend ausführt, hat der Staat durch 
die Sondervorſchriften des PreßG. ſich ſelbſt und feinen Organen 
rechtliche Schranken gezogen, deren Überſchreitung rechtswidrig iſt. 
Unhaltbar aber iſt es, wenn das RG. verſucht, dieſe durch die 
öffentlich⸗rechtlichen. Vorſchriften des Preß GG. begründete Rechtswidrig⸗ 
keit dadurch zu beſeitigen, daß es ihr zivilrechtliche Rechtsnormen enk⸗ 
gegenſtellt. Nach der Entſch. ſoll die Handlungsweiſe des Oberpräfi- 
denten zwar rechtswidrig vom preßrechtlichen, d. h. vom öffentlich⸗ 
rechtlichen, aber rechtmäßig vom zivilrechtlichen Standpunkt aus ſein. 
Hier entſteht die Frage: Können bürgerlich⸗rechtliche Rechtsnormen 
die Rechtswidrigkeit eines nach öffentlichem Recht — nämlich nach 
91 PreßGG. — ausdrücklich verbotenen Staatshoheitsaktes überhaupt 
beſeitigen? Würde es ſich nicht um einen Staatshoheitsakt, ſondern 
darum handeln, daß der Staat als Fiskus, d. h. als Gleicher unter 
Gleichen, ſein Eigentum oder ſein Vermögen vor einem gegenwärtigen 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


lichen Anordnungen zu treffen, berechtigt ſie nur zu Maß⸗ 
nahmen, die ſich im Rahmen der geltenden Gef. halten, nicht 
aber dazu, dieſe einſtweilen außer Kraft zu ſetzen oder ſie un⸗ 
beachtet zu laſſen. Iſt dem BU. inſoweit beizupflichten, fo ent⸗ 
halten ſeine Ausführungen doch eine Lücke, die zu ſeiner Auf⸗ 
hebung zwingt. Mit Recht macht die Rev. geltend, daß der 
Sachverhalt auch vom Geſichtspunkt der Notwehr aus hatte 
geprüft werden müfſen. Nach den Behauptungen des Bekl. iſt 
die Möglichkeit nicht auszuſchließen, daß die Stillegung des 
Druckereibetriebes der Kl. eine Verteidigungsmaßnahme dar⸗ 
ſtellte, die erforderlich war, um einen gegen den Beſtand des 
Staates gerichteten, gegenwärtigen und rechtswidrigen An⸗ 
griff abzuwenden. Allerdings handelt der Staat, der ſich ſeiner 
inneren Angreifer erwehrt, der ihnen gegenüber ſich ſelbſt 
durchſetzen, den Fortbeſtand der gegebenen Staatsform ſichern 
will, an ſich nicht in Notwehr, ſondern macht lediglich Ge⸗ 
brauch von der ihm zuſtehenden oberſten Gewalt. Die Polizei, 
die zur Erhaltung der öffentl. Ruhe, Sicherheit und Ordnung 
tätig wird, handelt auch dann, wenn die öffentl. Ruhe, 
Sicherheit und Ordnung durch Angriffe gegen den Staat als 
ſolchen gefährdet wird, nicht kraft Notwehr, ſondern in Er⸗ 
füllung ihrer geſetzl. Aufgabe. Grundſätzlich iſt ſie bei der 
Wahl ihrer Mittel unbeſchränkt. Sie darf das tun, was nötig 
iſt, um die öffentl. Ordnung aufrecht zu erhalten. Durch 
Sondervorſchriften, fo durch die des PreßG., ift aber für die 
Polizei die Möglichkeit ihrer Tätigkeit in verſchiedenſter Rich⸗ 
tung begrenzt worden. Damit hat der Staat ſich ſelbſt und 
ſeinen Organen rechtl. Schranken gezogen, deren Überſchreitung 
rechtswidrig iſt, es ſei denn, daß ſolche Rechtswidrigkeit durch 
andere Rechtsnormen ausgeſchloſſen wird. Einen ſolchen die 
Rechtswidrigkeit des ſtaatl. Handelns in den gedachten Fällen 
ausſchließenden Rechtsgrund bildet die Notwehr. Iſt der Fall 
der Notwehr gegeben, ſo entfällt die Annahme der Amts⸗ 
pflichtverletzung der beteiligten Beamten gegenüber der Kl. 
Die Vorausſetzungen der Notwehr beurteilen ſich aber hier, da 
über die zivilrechtl. Folgen einer amtl., in Ausübung der 
öffentl. Gewalt getroffenen Maßnahme zu entſcheiden iſt, nach 
dem BGB. (§ 227). Unter den Vorausſetzungen der Notwehr 
waren im vorliegenden Fall die in Frage kommenden ſtaatl. 
Organe nicht mehr an die beſonderen Vorſchriften des PreßG. 
gebunden. Denn die Preſſe muß ſich, ſofern ſie als Werk⸗ 
zeug für einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff dient, 
die zu deſſen Abwehr erforderliche Verteidigung gefallen 
laſſen. Iſt Notwehr, wie nicht zu bezweifeln, gegenüber An⸗ 
griffen auf Rechtsgüter des Staates überhaupt zuläſſig, ſo 
fehlt es an einem Grunde, den Staat gegenüber Be An⸗ 
griffen, falls ſie durch die Preſſe verübt werden, auf die Maß⸗ 
nahmen zu beſchränken, die das PreßG. vorſieht. Es muß 


rechtswidrigen Angriff zu ſchützen ſucht, ſo wäre die Frage unbedenk⸗ 
lich zu hejahen; denn — wie auch die Entſch. zutreffend bemerkt — 
ſteht das zivilrechtliche Notwehrrecht grundſätzlich auch dem Staate 
zu. Im vorl. Falle handelt es ſich jedoch nicht um den Staat als 
Fiskus, ſondern als Träger von Hoheitsrechten. Was er als ſolcher 
darf und nicht darf, beſtimmt in erſter Linie das öffentliche Recht, 
und wenn dieſes durch ausdrückliche Vorſchrift des 8 1 PreßG. ein 
ſtaatliches Eingreifen verbietet, ſo kann keine Vorſchrift des bürger⸗ 
lichen Rechtes einen Verſtoß dagegen rechtfertigen. Der Satz, daß 
das öffentliche Recht dem Privatrecht vorgeht, gilt 
nicht nur im römiſchen Recht, ſondern gehört auch 
heute noch zum eiſernen Beſtand unſerer Rechts- 
ordnung. Gegen dieſen Grundſatz aber verſtößt die Entſch., wenn 
fie verſucht, eine durch öffentlich⸗rechtliche Vorſchrift ausdrücklich ver⸗ 
botene Handlung dadurch der Rechtswidrigkeit zu entkleiden, daß ſie 
auf ein öffenklich⸗rechtliches Rechtsverhältnis zivilrechtliche Vorſchrif⸗ 
ten zur Anwendung bringt. Wenn auch eine Folge der hoheits⸗ 
rechtlichen Amtshandlung, nämlich die Frage der Schadenserſatz⸗ 
pflicht nach Zivilrecht zu beurteilen iſt, ſo darf dies doch nicht darüber 
hinwegtäuſchen, daß die Frage, ob die Handlung ſelbſt als öffentlich⸗ 
rechtlicher Hoheitsakt rechtmäßig oder rechtswidrig war, nur nach 
öffentlichem Recht entſchieden werden kann. Das „Notwehrrecht“, das 
der Staat als Hoheitsträger gegenüber der Preſſe hat, iſt in der 
öffentlich⸗rechtlichen Vorſchrift des Art. 48 Verf. geſetzlich und ſogar 
verfaſſungsgeſetzlich geregelt. Wenn die Vorausſetzungen des Art. 48 
RVerf. — wie die Entſch. zutreffend feſtſtellt — nicht gegeben waren, 
ſo war die Amtshandlung kraft ausdrücklicher Vorſchrift des 81 
PreßG. rechtswidrig, und keine Vorſchrift des BGB. kann dieſe 
Rechtswidrigkeit beſeitigen. 
Miniſterialrat Dr. Häntzſchel, Berlin. 
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kann vielmehr wieder der. Grundſatz des PreßG. zur Geltung 
mmen, daß die Preſſe den allg. Geſetzen unterliegt (vgl. 
9 20 Abſ 1 Preßch.). 
(u. v. 24. Mai 1927; 355/26 III. — Celle) Sch.] 
h 3. 88 278, 537, 581 BG B. Culpa in contra- 
endo. Fahrläfjig unrichtige Zuſicherung des 
19 1 Abſchluß ermächtigten Maklers über die Er⸗ 
rags fähigkeit eines Gafthofes.] 
Die neuere Rſpr. des RG. nimmt eine vertragliche Haf⸗ 
bend für Verſchulden beim Vertragsſchluß (Culpa in contra- 
rag dann an, wenn ein Vertrag gültig geſchloſſen wurde, 
fe eine Partei Umſtände, von denen fie wußte, daß 
5 für den Willensentſchluß des Vertragsgegners von 
eſentlicher Bedeutung ſeien, fahrläſſigerweiſe ver⸗ 
viegen oder darüber unrichtige Angaben gemacht hat 
4912, 7435; RG. 95, 58; 97, 325 und 336; 103, 
737); 107, 362; 108, 410; RG. III 
5. Nov. 19262); vgl. JW. 1915, 2405 und 
Verſch Der Annahme der Haftung einer Vertragspartei für 
auchſchulden beim Vertragsſchluß ſteht nach der Nipr. des RE. 
15 er Umſtand nicht entgegen, daß ſie die Vertragsverhand⸗ 
In on „richt perſönlich geführt hat, ſondern fich hierbei durch 
1 752 Bevollmächtigten hat vertreten laſſen (RG. 103, 50; 
und 487 RG. III 275/26.) Ob der Makler Bevollmächtigter 
bis % füllungsgehilfe des Kl. gemäß § 278 BGB. war, iſt 
PR „seht, nicht feſtgeſtellt. War er aber zum Abſchluß des 
0 er ſanittelnden Geſchäfts von dem Verpächter bevollmächtigt, 
591 „egen etwa die Vorausſetzungen des § 123 Abſ. 2 BGB. 
5 ia iſt es rechtsirrig, für die ohne Auftrag des Kl. ge⸗ 
ſchäſtahe unrichtigen Angaben des Maklers koͤnne der Ge⸗ 
Reue Ver nicht verantwortlich gemacht werden. Bei der er⸗ 
bar Verhandlung iſt auch eine wiederholte Prüfung des BG. 
gegenſte geboten, ob nicht beſtimmte Angaben über den Pacht⸗ 
gegan and in der dem Vertragsſchluß unmittelbar voraus⸗ 
Jan denen Zeit eine Zuſicherung des Verpächters i. S. des 
nicht pe Verb. m. § 581 Abſ. 2 BGB. enthalten, und ob fie 
verſtehen Pächter nach Treu und Glauben in dieſem Sinne 
7 104. muß (RG. 52, 2; 93, 74; 95, 1762); Gruch Beitr. 
277 4. „„ Bolze 19 Nr. 467; 20 Nr. 433; vgl. RG. 87, 
05 88, 976); 91, 3100; RG. in JW. 1913, 596 10). 
(A. v. 24. Juni 1927; 419/26 III. — Hamburg.) [Sch.] 


(3 


1 8 3779 BGB. Die Anfechtung eines Ver- 
ae: wegen Irrtums über einen ſtreitigen 
rain use wiſſen Punkt iſt unzuläſſig, wegen 

“ Figer Täuſchung zuläſſig.] 
Parteien 
l 


ri köluffen dann den notariellen Auseinanderſetzungs⸗ 
b. 28. April 1924, bend der Bekl. das Geſchäft mit 
n n aber und Paſſiven, ſowie mit der Firma über⸗ 
argen ſich verpflichtete, dem Kl. das auf 20000 GM. 
auszug Auseinanderſetzungsguthaben bis zum 30. Dez. 1925 
zahlen. Durch ſchriftlichen Vertrag v. 30. Juli 1924 

das 1 Auseinanderſetzungsguthaben auf 
ab ing, ermäßigt und Verzinſung mit 30% vom 1. Aug. 
er 1 Der Kl. verlangt mit der Klage auf Grund 
Der Vell ha Abmachungen einen Teil ſeines Guthabens. 
einanderjeg * Widerklage erhoben mit dem Antrage, den Aus⸗ 
erklären. ſeangsvertrag v. 28. April 1924 für unwirkſam zu 
Grund deren macht geltend: Die Bilanz v. 1. Jan. 1924, auf 
aufgeſtellt en die Verträge geſchloſſen ſeien, wäre unrichtig 
träge keine Soden. Davon habe er bei Abſchluß der Ver⸗ 
wirkſamkeit der unte gehabt. Daraus leitet der Bekl. die Un⸗ 
ter dieſe Verte Verträge nach 8 779 BOB. her und hat wei⸗ 
angefochten. ae wegen Irrtums und argliſtiger Täufchung 
ſtellung der Bila behauptet, daß der l. die falſche Auf 
Kapitalkonto b anz veranlaßt und Abhebungen von feinem 
f al der Buchung abſichtlich verſchleiert habe. Der 

1 I Inſtanzen obgeſiegt. Der Bekl. hat die Ver⸗ 
— j SP und 30. Juli 1924 als unwirkſam be⸗ 


JW. 1924, 165, 


N. 3 
) JW. 1916, 120 ) SW. 1919, 446. 


e) JW. 1918, 169. 


2) IWW. 1927, 977. 
5) JW. 1916, 581. 
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zeichnet, ſowohl unter dem Geſichtspunkte des 8 779 BGB. 
wie auf Grund der im Laufe des Rechtsſtreits ausgeſprochenen 
Anfechtung wegen Irrtums und wegen argliſtiger Täuſchung. 
Eine Unwirkſamkkit nach $ 779 BOB. kann auch für den Ab⸗ 
änderungsvertrag v. 30. Juli 1924, der nach der bedenken⸗ 
freien Annahme der Vorinſtanz als Vergleich anzuſehen iſt, 
nicht in Frage kommen. Sie würde vorausſetzen, daß beide 
Teile über einen nicht dem Gebiete der durch den Vergleich 
zu ſchließenden Streitigkeit oder Ungewißheit angehörenden, 
ſondern nach dem Inhalt des Vertrages beiderſeitig als feſt⸗ 
ſtehend zugrunde gelegten Sachverhalt ſich im Irrtum be⸗ 
funden haben (RG.: IW. 1910, 16). Daran fehlt es hier. 
Es handelt ſich nach den für die Reviſionsinſtanz zu unter⸗ 
ſtellenden Behauptungen des Bekl. nur um einen einſeitigen 
Irrtum des Bekl. über jene Punkte. Der Kl. war über den 
wahren Sachverhalt im klaren und ſoll je nach der Behaup⸗ 
tung des Bekl., deſſen Irrtum argliftig hervorgerufen haben. 
Bei einem Vergleiche aber iſt eine Anfechtung wegen Irrtums 
nach 8 119 BGB. dann ausgeſchloſſen, wenn der Irrtum 
ſich auf einen ftreitigen oder ungewiſſen Punkt bezieht, deſſen 
Klarſtellung für die zukünftigen Beziehungen der Parteien der 
Vergleich gerade bezweckt. Es iſt gerade der Zweck des Ver⸗ 
gleichs, einen beſtehenden Streit oder eine herrſchende Un⸗ 
gewißheit über ſtreitige Punkte zu beſeitigen und an Stelle 
des ungewiſſen Zuſtandes eine für beide Teile verbindliche 
beſtimmte Regelung zu ſetzen. Dieſem Zwecke würde es wider⸗ 
ſprechen, wenn eine Anfechtung wegen Irrtums über einen 
früheren Streitpunkt zugelaſſen würde (RG. 61, 318 und 
RG.: ZW. 1915, 190; Warn. 1918 Nr. 140). Dieſe rechtliche 
Auffaſſung liegt auch dem angefochtenen Urteile zugrunde, 
wenn es ablehnt, der Unkenntnis des Bekl. von den ſpäteren 
Abhebungen auf das klägeriſche Kapitalkonto und von der 
Ausbuchung des Kontos S. rechtliche Bedeutung für eine Un⸗ 
wirkſamkeit des Vergleichs beizumeſſen. Das BG. geht davon 
aus, daß der Ergänzungsvertrag v. 30. Juli 1924 dazu die⸗ 
nen ſollte, die Zweifel zu beheben, welche zwiſchen den Par⸗ 
teien hinſichtlich der Höhe der im Auseinanderſetzungsvertrage 
v. 28. April 1924 feſtgeſetzten Abfindung entſtanden waren, 
weil angeblich die dem Auseinanderſetzungsvertrage zugrunde 
gelegte Goldmarkbilanz unrichtig war. Es hält die Behaup⸗ 
tung des Bekl., daß die Beanſtandung der Höhe des Aus⸗ 
einanderſetzungsguthabens in dem urſprünglichen Vertrage 
lediglich deshalb erfolgt ſei, weil in der Bilanz das Inventar 
zu hoch bewertet geweſen ſei, für widerlegt und iſt demgemäß 
auf den über dieſe Behauptung zugeſchobenen Eid nicht ein⸗ 
gegangen; nach der Annahme des Vorderrichters ſind die 
Grundlagen für die Höhe des Auseinanderſetzungsverfahrens, 
wie ſie in der Bilanz für den 1. Jan. 1924 enthalten waren, 
zur Zeit des Vergleichsabſchluſſes im allgemeinen ungewiß 
geweſen. So gelangt das BG. zu der Auslegung, daß durch 
den Vergleich jeder Zweifel über die Grundlagen der Aus⸗ 
einanderſetzung beſeitigt und die Abfindung des Kl. endgültig 
feſtgeſetzt worden ſollte. Dieſe Auslegung läßt keinen Rechts⸗ 
irrtum erkennen. Von dem tatſächlichen Standpunkt des BG. 
aus war die Eideszuſchiebung darüber, daß die Herabſetzung 
des klägeriſchen Auseinanderſetzungsguthabens nur mit Rück⸗ 
ſicht auf die Minderbewertungen des Inventars erfolgt ſei, 
nach § 446 3PO. unzuläſſig. Die Auslegung, daß die Par⸗ 
teien durch den Vergleich nicht nur dieſen Punkt, ſondern all⸗ 
gemein ohne Rückſicht auf die Angaben der Goldmarkbilanz 
die Höhe des Auseinanderſetzungsguthabens regeln wollten, 
entſpricht dem Zwecke eines derartigen Vergleichs, der eine 
endgültige Feſtſetzung des Auseinanderſetzungsguthabens her⸗ 
beiführen und ein Zurückweiſen auf Bemängelungen des In⸗ 
halts einer in ihrem Ergebniſſe nicht mehr für maßgebend er⸗ 
achteten Bilanz ausſchließen will. Die Annahme des BG., 
daß der Vergleich auch die jetzt vom Bekl. im Rechtsſtreit be⸗ 
mängeltan Punkte mitumfaßt habe und deshalb wegen Irr⸗ 
tums über dieſen Punkt nicht mehr angefochten werden könne, 
iſt daher rechtlich nicht zu beanſtanden. Eine Anfechtung des 
Vergleichs v. 30. Juli 1924 wegen argliſtiger Täuſchung hält 
das BG. zutreffend auch dann für zuläſſig, wenn die Täu⸗ 
ſchung einen Punkt betrifft, der gerade Gegenſtand der ver⸗ 
gleichsweiſen Regelung war, ſieht aber den Beweis, daß der 
Kl. den Bekl. bei Abſchluß des urſprünglichen Vertrages und 
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der ſpäteren Abänderung argliſtig getäuſcht habe, nicht für 
geführt an. 
(U. v. 6. Mai 1927; 155/26 VI. — Breslau.) [Ku.] 


5. 8823 Abſ. 1 BG B. Ein Gaſtwirt, der 
anderen ſeinen Betrieb zu einer Veranſtaltung 
überläßt (Vogelſchießen), haftet nicht für alle 
dabei erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen.] 

Der Bekl. zu 1 hat die zu ſeiner Schankwirtſchaft ge⸗ 
hörige Wieſe dem Bekl. zu 10 und deſſen Gäſten zum Vogel⸗ 
ſchießen zur Verfügung geſtellt. Er hat alſo ſeinerſeits kein 
Vogelſchießen veranſtaltet, auch den Kl. und den anderen Kna⸗ 
ben zum Aufleſen der Bolzen nicht gedungen. Hiernach kam 
eine Haftung des Bekl. zu 1 aus § 618 BGB. nicht in Be⸗ 
tracht, und es konnte ſich nur fragen, ob der Bekl. unter dem 
Geſichtspunkt der unerlaubten Handlung für die körperliche 
Verletzung des Kl. haftbar zu machen iſt. Das BG. meint, 
der Bekl. zu 1 könne ſich nicht darauf berufen, daß R. als 
Veranſtalter des Schießens oder überhaupt die beteiligten 
Schützen die nötigen Maßregeln zum Schutz der Bolzenauf⸗ 
leſer gegen herabfallende Bolzen zu treffen hatten; denn er 
habe ſeinerſeits die ihm als Gaſtwirt obliegende Verkehrs⸗ 
pflicht verletzt, indem er es unterlaſſen habe, die Knaben mit 
den für Vogelſchießen bereitgehaltenen Schutzkappen zu ver⸗ 
ſehen, obwohl er wahrgenommen habe, daß ſie ohne dieſen 
üblichen Kopfſchutz waren. Selbſt wenn unterſtellt wird, daß 
die dem Bekl. zu 1 gehörigen Schutzkappen geeignet geweſen 
wären, Verletzungen der hier in Frage ſtehenden Art zu 
verhindern, liegt in dieſer Beurteilung des BG. eine Über⸗ 
ſpannung der einem Gaſtwirt anzuſinnenden Sorgfaltspflicht. 
Was unbedenklich zutreffen würde, wenn der Bekl. zu 1 
ſelbſt das Vogelſchießen veranſtaltet und nicht nur Stange 
und Adler, ſondern auch Armbrüſte und Bolzen ſowie die 
Knaben zum Aufleſen der Bolzen ſeinen Gäſten zur Ver⸗ 
fügung geſtellt hätte, kann nicht ohne weiteres gelten in dem 
hier vorliegenden Fall, daß ein Gaſt Veranſtalter iſt, der ſeine 
Freunde zum Wettſchießen eingeladen und alle Vorberei⸗ 
tungen dazu getroffen, insbeſ. die Bolzenaufleſer herangeholt 
hat. In einem ſolchen Falle iſt die Verpflichtung des Ver⸗ 
anſtalters und der Teilnehmer am Schießen, für die perſön⸗ 
liche Sicherheit der mit dem Bolzenaufleſen beauftragten 
Knaben zu ſorgen, in den Vordergrund zu ſtellen. Zuzugeben 
iſt, daß der Bekl. zu 1 durch Überlaſſung der Wieſe und der 
dazugehörigen Räumlichkeiten an R. und deſſen Freunde 
ſeiner Verkehrspflichten gegenüber ſeinen Gäſten und dem 
Publikum im allgemeinen nicht enthoben war. Daraus folgt 
indeſſen noch nicht, daß er bei der fraglichen, nicht von ihm 
ausgehenden Veranſtaltung alle Maßnahmen der Veranſtalter 
im einzelnen daraufhin nachzuprüfen hatte, ob auch nie⸗ 
mandem der Beteiligten oder ſonſtigen Anweſenden ein Scha⸗ 
den entſtehen könne. Vielmehr durfte er Maßnahmen von 
beſchränkter Bedeutung wie die Vorkehrungen, die zum Schutze 
der Bolzenaufleſer allein, nicht auch der Gäſte und des ſon⸗ 
ſtigen Publikums erforderlich waren, den Veranſtaltern über⸗ 
laſſen, ſofern dieſe über die nötige Sachkunde verfügten. Da⸗ 
für, daß dem Bekl. R. und ſeinen Freunden dieſe Sachkunde 
gemangelt hätte, iſt nichts vorgebracht. Der Bekl. zu 1 konnte 
ſich darauf, daß dieſe ihrer Verpflichtung zur Sicherung der 
Bolzenaufleſer ausreichend nachkommen würden, um ſo mehr 
verlaſſen, als die Anſichten der Fachleute über den Wert der 
Schutzkappen gewöhnlicher Art auseinandergingen. 

(U. v. 14. März 1927; 666/26 IV. — Berlin.) [Ka.] 
Verletzung 


6. § 823 BG B.; Art. 131 R Verf. 
von Studenten bei dem mißglückten Experiment 
eines Profeſſors.] 

In feiner an der Univerſität X. gehaltenen Vorleſung 
über Experimentalchemie beſprach der Profeſſor N. Ver⸗ 
brennungserſcheinungen und zeigte hierbei die Verbrennung 
durch Tetranitmethan. Hierbei barſt der Brenner und ſeine 
zahlreichen Splitter wurden in den dicht beſetzten Hörſaal ge⸗ 
ſchleudert; hierdurch wurden Hörer getötet und verwundet. 
Zu letzteren gehört der Kl., der die Vorleſung belegt hatte und 
beſuchte. Ihm wurde ein Bein zerſplittert, ſo daß es bis zum 
halben Oberſchenkel abgenommen werden mußte. Aus dieſem 
Anlaß hat er Schadenserſatzanſprüche gegen den preuß. Staat 
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erhoben. Der Bekl. hat nicht beſtritten, daß er, falls den 
Profeſſor N. der Vorwurf einer Fahrläſſigkeit trifft, zum 
Schadenserſatz verpflichtet iſt. Dem entſpricht auch die Rechts⸗ 
lage, denn dann iſt nachgewieſen, daß der genannte Beamte 
in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt die 
ihm ſeinen Hörern gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt 
hat; die Verantwortlichkeit hierfür trifft alsdann nach Art. 
131 RVerf. den Bekl. Ausübung öffentl. Gewalt iſt nämlich 
nicht nur in der Betätigung ſtaatl. Zwangsgewalt, ſondern 
auch in Ausübung ſtaatl. Fürſorge zu erblicken (RG. 114, 
201 )). Letztere waltet bei allen eine ſolche notwendig in 
ſich ſchließenden Betätigungen ob, deren der Staat ſich obrig⸗ 
keitl. unterzieht. Deshalb kann es hier nichts verſchlagen, 
daß die einfache Unterrichtserteilung mit den Herrſchafts⸗ 
rechten des Staates an ſich nichts zu tun hat (RG. 84, 30) 2). 
(U. v. 24. Mai 1927; 370/26 III. — Hamm.) (Sch. 


7. 88 823, 824, 83 BG B.; 88 186, 193 StGB. 
Wegen der ſchweren Folgen für den Betroffenen 
müſſen Mitteilungen über Kredit⸗ und Ver⸗ 
mögensverhältniſſe mit beſonderer Gewiſſen⸗ 
haftigkeit gemacht werden.] 

Die Bekl. gibt ſatzungsgemäß für ihre Mitglieder von 
Zeit zu Zeit „vertrauliche Mitteilungen“ heraus, in denen 
unter anderem Perſonen verzeichnet werden, die innerhalb 
eines gewiſſen Zeitraums den Offenbarungseid geleiſtet haben 
oder gegen die zur Erzwingung der Eidesleiſtung die Haft 
angeordnet worden iſt. Die erſteren werden zur Unterſchei⸗ 
dung von den letzteren durch fette Schrift gekennzeichnet. In 
der Nummer vom April 1925 iſt der Name des Kl. und das 
Datum der Eidesleiſtung (8. Okt. 1924) in Fettdruck ent⸗ 
halten. Die Angabe beruhte auf einem Verſehen. Tatſächlich 
war an dem genannten Tage im Offenbarungseidverfahren 
gegen den zur Eidesleiſtung nicht erſchienenen Kl. Haftbefehl 
ergangen. Dieſer wurde durch Beſchluß v. 19. Mai 1925 
aufgehoben, weil der Schuldner den Gläubiger befriedigt hatte, 
und der Name des Kl. darauf im Schuldverzeichniſſe des AG. 
gelöſcht. Mit der Klage verlangte der Kl. auf Grund der 
88 823, 824 BGB. und § 186 StGB. die Überflebung der 
ihn betreffenden Mitteilung und die Feſtſtellung, daß die Be⸗ 
klagte zum Erſatze des dem Kl. durch die unrichtige Mit⸗ 
teilung entſtandenen und noch entſtehenden Schadens ver⸗ 
pflichtet ſei. Das LG. erkannte nach dem Feſtſtellungsantrage 
und wies die Klage im übrigen ab. Auf die Berufung der 
Bekl. wies das OLG. die Klage in vollem Umfange ab. Die 
Rev. hatte Erfolg. Das BG. hat die Abweiſung des er⸗ 
hobenen Schadensanſpruchs, wie folgt, begründet. Es fehle 
an einem ſowohl nach § 824 wie nach $ 823 Abſ. 2 i. Verb. 
mit $ 186 StGB. erforderlichen Verſchulden der geſetzlichen 
Vertreter der Bekl. Dieſe hätten ſich auf die Richtigkeit des 
von der (auch vom Kl. als verhältnismäßig zuverläſſig be⸗ 
zeichneten) Auskunftei B. bezogenen Schuldnerverzeichniſſes 
verlaſſen dürfen; eine Nachprüfung an Hand der bei den ver⸗ 
ſchiedenen AG. ihres Bezirks gemäß § 915 Abſ. 2 ZPO. ge 
führten Verzeichniſſe, zu der die Bekl. den ganzen Bezirk 
hätte bereiſen laſſen müſſen, ſei ihr nicht zuzumuten, zumal 
es ſich um eine ganz einfache, lediglich Sorgfalt erfordernde 
Sache handle. Auch bei den Kontrolleinrichtungen für den 
Abdruck des Verzeichniſſes in den vertraulichen Mitteilungen 
ſei nichts verfehlt worden; es habe eine dreimalige Verglei⸗ 
chung ſtattgefunden. Wo der Fehler ſich eingeſchlichen habe, 
ſei nicht feſtzuſtellen. Eine Korrektur habe der Zeuge U. ge⸗ 
leſen. Ob er Vertreter der Bekl. ſei, könne dahingeſtellt blei⸗ 
ben, da der Beweis fehle, daß ihm das Verſehen unterlaufen 
ſei. Die übrigen mit der Herſtellung des Verzeichniſſes und 
des Druckes befaßten Perſonen ſeien als Angeſtellte fremder 
ſelbſtändiger Unternehmer (der Auskunftei und der Druckerei) 
tätig geworden; $ 831 BGB. komme daher nicht zur An⸗ 
wendung. Auf den dem 8 824 Abſ. 2 BGB. entnommenen 
Einwand der Bekl. brauche hiernach nicht eingegangen zu 
werden. Was zunächſt den Klagegrund des § 823 Abſ. 2 
BGB. anlangt, ſo ſetzte dieſer allerdings den ſchuldhaften 
Verſtoß gegen ein Schutzgeſetz, hier den 8 186 StGB. voraus. 
Dazu war aber in ſubjektiver Hinſicht, abgeſehen von dem nicht 


1) JW. 1926, 2294, 2) JW. 1914, 423. 
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ſtreitigen Willen, die Behauptung zu verbreiten, nur noch das 
Bewußtſein von dem ehrenkränkenden Charakter des Behaup⸗ 
teten erforderlich, nicht auch das Bewußtſein von der Un⸗ 
richtigkeit oder der Unerweislichkeit der verbreiteten Tatſache 
oder eine Fahrlaſſigkeit hinſichtlich der Unkenntnis ihrer Un⸗ 
tichtigkeit (Roß St. 40, 101). Die Ausführungen des BG. 
lind daher nicht geeignet, den aus 8 823 Abſ. 2 BGB. in 
. mit 5186 StGB. hergeleiteten Klagegrund auszu⸗ 
Zange Es hätte der Prüfung bedurft, ob die behauptete, 
als unwahr feſtgeſtellte Tatſache geeignet war, den Kl. ver⸗ 
tlich zu machen oder in der öffentlichen Meinung herab⸗ 
zuwürdigen (vgl. RGSSt. 2, 309; 35, 126) und ob die Or⸗ 
1 05 der Be ſich deſſen bewußt waren, weiter bejahenden⸗ 
N ob die Vorausſetzungen des 8193 StGB. gegeben 
en (MO. 51, 369/376 ff). Erſt in zweiter Linie (RO. 115, 
4479 1)) wären die Vorausſetzungen des 8 824 BOB. zu 
peälfen geweſen. Die in dieſer Richtung im Urteil nieder⸗ 
Ben 4 des BG. geben zu rechtlichen Bedenken 
ach insofern Anlaß, als die Sorgfaltspflicht bei Beſchaffung 
ef erforderlichen Angaben ſchon dadurch als gewahrt an⸗ 
Austen worden iſt, daß die Bekl. die Verzeichniſſe von einer 
verlcirntei bezog, „die auch der Kl. als verhältnismäßig zu⸗ 
= aſſig bezeichnet“. Es iſt zu beachten, daß die Bell. die 
nie nicht nur benutzt, um im Einzelfalle vertrauliche 
5 unft zu geben, ſondern ſie ihren zahlreichen Mitgliedern 
En ihrer eigenen Behauptung waren es Ende 1925: 1233), 
1 nur zum vertraulichen Gebrauch im Abdruck über⸗ 
75 Angeſichts der für die Schuldner eintretenden Folgen 
un nit der Auffaſſung des Verkehrs eine beſonders ſorg⸗ 
5 Anfertigung der Verzeichniſſe verlangt werden müſſen. 
le 8 te Bekl. dieſe Sorgfalt angewendet hätte, wird durch 
155 eſtſtellungen des BGG. nicht dargetan. Weder kann es 
50g gen, daß die Auskunftei, von der fie die Verzeichniſſe be⸗ 
ein? „werhältnismäßig zuverläſſig“ war, noch daß es ſich „um 
orden einfache Sache“ handelte, die „lediglich Sorgfalt er⸗ 
nee Wenn die Bekl. die Verzeichniſſe unter eigener 
ele alwortung herausgab, ſo hätte ihr die Prüfung ob⸗ 
Sorgiait m. die Auskunftei die Liſten mit der erforderlichen 
11 70 ex herſtellen ließ. Es fällt in der Beziehung auf, daß 
zeichniſſe Ausſage des Zeugen W. die amtsgerichtlichen Ver⸗ 
trolle ſe teilweiſe von einem Lehrling ohne weitere Kon⸗ 
lieg endab geschrieben worden ſind, daß ferner der im vor⸗ 
W Falle feſtgeſtellte Irrtum nicht der einzige war. 
3 1 Art und Umfang der Nachprüfungspflicht im 
ſtellender en Fragen tatſächlicher, auf den Einzelfall abzu⸗ 
werden jr Art find, fo kann es doch rechtlich nicht gebilligt 
pe aß eine ſolche Pflicht überhaupt verneint worden iſt. 
Bezirks io mehr, als es ſich nur um die bei den AG. des 
Kl. das geführten Verzeichniſſe handelte und hinſichtlich des 
Sitz hatte € in Plauen in Betracht kam, wo die Bekl. ihren 
daß bag es kommt die bisher nicht ftreitige Tatfache Hinzu, 
leiter de Vorſtandsmitglied der Bekl. U. gleichzeitig Filial⸗ 
für ein a Auskunftei B. war. Was die Haftung der Bekl. 
verſchulden ihrer Organe anlangt, fo kommt es nicht 


ar * 
waren pa ob fie zur rechtsgeſchäftlichen Vertretung befugt 
Ausfft ondern ob ſie als Mitglieder des Vorſtandes in 


haben (muß einer ihnen zuſtehenden Verrichtung gehandelt 
ſchuldens ni, SW. 1917, 593 1). Das Vorliegen eines Ver⸗ 
ne Organen der Bell. hatte nach § 824 A bſ. 1 
gewieſener iel. nachzuweiſen. Das Geſetz hat, auch bei nach⸗ 
mutung für nrichtigkeit der behaupteten Tatſache, eine Ver⸗ 
geſtellt. Ka as Vorliegen eines Verſchuldens nicht auf 
Beſchaffung d. wie das BO, annimmt, ein Verſchulden bei 
nicht zu Beanfte, Lifte überhaupt nicht in Betracht, ſo iſt es 
den iſt, daß 1100 en, daß dem Kl. der Beweis auferlegt wor⸗ 
geſtellte Liſte er Bekl. von der Auskunftei die richtig auf⸗ 
Rev. herange duchegangen ſei. Die Grundſätze des von der 
die Beantwosgenen jog. Anſcheinsbeweiſes konnten erſt für 
Richtigkeit der A der Frage von Bedeutung fein, ob bei 
ſchulden der Bel der Fehler im Abdruck auf das Ver⸗ 
Bekl aus 8 824 Ap rück uführen ſei Ob eine Haftung der 
ſchloſſen würde lbſ. 1 BGB. durch Abſ. 2 daſelbſt ausge⸗ 
011855 20. Wü BG. ausdrücklich unerörtert gelaſſen. 
a RR 7; 851/26 IV. — Dresden.) [Ra] 


) JW. 1927, 770. 


8. 8826 BGB. In der Form der Erteilung 
einer geſchäftlichen Auskunft kann eine Sitten⸗ 
widrigkeit liegen.) 1 

(U. v. 13. Jan. 1927; 489/26 IV. — Berlin.) 

Abgedr. JW. 1927, 1365. 


[Ka.] 


Zu 8. A. In obigem Urt. (RG. 115, 416) billigt der 4. 38. den 
Standpunkt des KG.: Die bekl. Auskunftei darf fortan nicht mehr er⸗ 
wähnen, daß der Kl. vor 20 Jahren eine Zuchthausſtrafe von 3½ Jahren 
verbüßt hat, ſondern darf nur mitteilen, daß er „ſich in jungen Jahren 
in Geſchäfte habe verwickeln laſſen, die ihn mit dem Strafgeſetz in 
Konflikt gebracht haben“. Das RG. legt dar, die „den Gegenſtand 
des Rechtsſtreits bildende vorbeugende Unterlaſſungsklage“ ſetze vor⸗ 
aus, „daß gegenſtändlich ein widerrechtlicher Eingriff in ein geſchütztes 
Rechtsgut vorliegt, und daß die — hier einwandfrei feſtgeſtellte — 
Gefahr der Wiederholung begründet iſt“. Es heißt dann weiter: „Als 
Rechtsgut kommt das Vermögen des Kl. in Frage, ſoweit es durch 
8826 BGB. geſchützt iſt. Ob in ſolchem Falle der gegenſtändliche 
Tatbeſtand von dem perſönlichen zu löſen iſt, bedarf nicht der Er⸗ 
örterung, da das BG. auch den perſönlichen Tatbeſtand für nach⸗ 
gewieſen erachtet hat. Es fragt ſich nur, ob die Bekl. ‚gegen die 
guten Sitten“ verſtoßen hat, indem ſie ſich bei Mitteilung der vom 
Kl. erlittenen Strafe nicht einer milderen Form bediente.“ 

Das Ergebnis, zu dem das obige Urt. gelangt, iſt m. E. 
billigenswert. Die Rechtswidrigkeit der fragl. Auskunft liegt darin, 
daß eine Verfehlung, die der Kl. als junger Menſch begangen 
und längſt wieder gutgemacht hat, zu ſeinen Laſten ſo verwertet 
wird, als ob ſie noch von gegenwärtig beachtlicher Tragweite wäre. 
Es handelt ſich alſo um einen zum mindeſten objektiv rechts⸗ 
widrigen Eingriff in das Perſönlichkeitsrecht des Kl. RG. 60, 6 er⸗ 
klärt: „Dem durch einen widerrechtlichen Eingriff in ein durch das 
Geſetz geſchütztes Rechtsgut Betroffenen ſteht eine actio quasi nega- 
toria zu, wenn weitere Beeinträchtigungen zu beſorgen ſind. Der 
Anſpruch auf Unterlaſſung der Vornahme von Handlungen beſchränkt 
ſich nicht auf das Gebiet der unerlaubten Handlungen. Jeder auch 
nur objektiv widerrechtliche Eingriff in ein vom Geſetz geſchütztes 
Recht berechtigt zu einer Klage auf Unterlaſſung, wenn weitere Ein⸗ 
griffe zu beſorgen ſind; das Schuldmoment kommt bei einer ſolchen 
Klage nicht in Betracht, ebenſowenig die Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen.“ RG. 116, 151 = JW. 1927, 1471 (2. 38.) nimmt in 
umfaſſender Darlegung auf RG. 60, 6 Bezug und betont, daß dieſes 
Urt. „in Anerkennung eines Verkehrsbedürfuiſſes den Schutz aus⸗ 
gedehnt hat auf ſonſtige Rechtsgüter, alſo über den Kreis der abſo⸗ 
luten Rechte hinaus“: „Die Gerechtigkeit verlangt, daß 
der Angegriffene ohne Rückſicht auf ein Verſchulden 
des Verletzers gegen Fortſetzung der widerrechtlichen 
Eingriffe geſchützt wird.“ (Ebenſo Mansfeld: RGRKomm. 
81004 zu 7: „Es iſt ein Gebot der Gerechtigkeit, daß die fort⸗ 
dauernde widerrechtliche Beeinträchtigung ohne Nückficht auf die 
Schuldfrage beſeitigt werden muß.“) 

Das Urt. RG. 60, 6 war eine Tat, die in der deut» 
ſchen Rechtsgeſchichte nicht vergeſſen werden darf. Der 
vom RG. Rundgegebene Rechtsgedanke iſt von zwingender Kraft. 
Gleichwohl hat er in der neueren Jurisprudenz wenig Anklang ge⸗ 
funden, vielleicht, weil unſere Richter die Löſung für zu kühn halten. 
Wir ſind durch die veräſtelte Kaſuiſtik unſeres Rechts, durch die breite 
Geſchwätzigkeit der deutſchen Geſetzgeber ſo anlehnungsbedürftig ge⸗ 
worden, daß ein Leitſatz, wie RG. 60, 6 ihn aufſtellt, Mißbehagen 
hervorruft. So dürfte es zu erklären ſein, daß unſere Spruchübung 
faſt durchweg vorübergeht an den unabſehbaren Möglichkeiten der 
quaſi⸗negatoriſchen Rechtsbehelfe. Dieſe beſchränken ſich, wie RG. 
60, 6 mit ſcharfer Betonung erklärt, „nicht auf das Gebiet 
der unerlaubten Handlungen“. Gleichwohl halten ſich unſere 
Richter, wenn fie zur Unterlaſſung verurteilen, faſt ſtets au die ein⸗ 
zelnen Delikts paragraphen. Sie ſtützen ſich alfo nicht auf den 
quaſi⸗negatoriſchen, ſondern auf den deliktiſchen Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch, d. h. auf die begangene unerlaubte Handlung. Daß dies 
eine Vergröberung unſeres Rechtsbetriebes bedeutet, liegt auf der Hand. 

Das obige Urt. des 4. 3. des RG. zeigt, daß unſere Juris⸗ 
prudenz im Begriff iſt, die zukunftsfrohe, durch RG. 60, 6 geleiſtete 
Errungenſchaft preiszugeben. Der theoretiſche Gehalt letzteren 
Richterſpruches, der nach ſinngemäßer Vertiefung drängt, iſt im 
Schrifttum, namentlich durch die (ein umfaſſendes Mißverſtehen offen⸗ 
barenden) Abhandlungen Neukamps, ſo gründlich verwirrt worden, 
daß man ſich bis heute noch nicht zu den ſchlichten Ausgangspunkten 
zurückgefunden hat. In meinem Komm. z. WettbG. (6. Aufl. S. 14 
bis 20) iſt der quaſi⸗negatoriſche (vorbeugende) Unterlaſſungsanſpruch 
vom deliktiſchen Unterlaſſungsanſpruch abgegrenzt. Die in anderen 
Kommentaren, insbeſ. im RGRKomm. (Vorbem. zu 8 823 BGB.), 
gegebenen Erläuterungen find m. E. theoretiſch verfehlt und praktifch 
unbrauchbar. Während RG. 116, 151 die von mir betonte Ideu⸗ 
tität der vorbeugenden und quaſi⸗negatoriſchen Unterlaſſungsklage 
billigt, herrſcht in obigem Urt. Unklarheit über die Terminologie: 
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Zuerſt wird von der „ben Gegenſtand des Rechtsſtreits bildenden 
vorbeugenden Unterlaſſungsklage“ geſprochen, dann aber wird 
auf Grund einer Verletzung des 8826 BGB. dem Unter⸗ 
laſſungsbegehren ſtattgegeben! Hier handelt es ſich alſo gerade 
nicht um die „vorbeugende“ (quaſi⸗negatoriſche) Unterlaſſungsklage, 
vielmehr um die deliktiſche, die vorausſetzt, daß der Tatbeſtand 
einer unerlaubten Handlung ſowohl objektiv als auch ſubjektiv er⸗ 
füllt iſt (RG. 48, 120). Dieſe deliktiſche Unterlaſſungsklage hat nichts 
zu ſchaffen mit der in RG. 60, 6 behandelten quaſi⸗negatoriſchen (vor⸗ 
beugenden) Unterlaſſungsklage, bedeutet vielmehr nur ein Minus 
gegenüber der Schadenserſatzklage aus unerlaubter Handlung. Wenn 
der 4. ZS. des RG. die Entſch. auf eine Verletzung des 8826 BGB. 
ſtützen wollte, dann brauchte er im Eingang ſeines Urt. nicht von der 
„vorbeugenden Unterlaſſungsklage“, alſo von dem auf Grund der 
objektiven Rechtswidrigkeit zu gewährenden Schutz zu ſprechen. 

Iſt der Kl. in ſeiner bürgerlichen Exiſtenz davon abhängig, daß 
die bekl. Auskunftei ihm gegenüber geradezu ſittenwidr ig 
handelt? In JW. 192/656 habe ich dargelegt: „Es iſt eine 
falſche Taktik, den Bedrückten mit dem Wunſche zu 
erfüllen, der Bedrücker möge es möglichſt ſchlim m 
treiben, damit die Organe des Rechtsſtaates helfend 
eingreifen. Wer ſich einen Überblick über die Judi⸗ 
katur unſerer Gerichte verſchafft, wird dabei auf ſo 
viele, eine moraliſche Verfehlung des Behl. feſt⸗ 
ſtellende Urteile ſtoßen, daß er ſich ſchließlich fragen 
muß, ob nicht der Begriff ‚gegen die guten Sitten 
einer zu ſtarken Abnutzung unterworfen wird.“ Dieſem 
Gedanken habe ich kürzlich in einem Plädoyer dahin Ausdruck ge⸗ 
geben: „Es iſt wünſchenswert, daß möglichſt viele deutſche Mit⸗ 
bürger frei einhergehen, die noch niemals in ihrem Leben wegen 
Verübung einer ſittenwidrigen Handlung zur Unterlaſſung oder zum 
Schadenserſatz verurteilt worden ſind.“ 

Solange die Jurisprudenz mit der objektiven 
Rechtswidrigkeit auskommt, ſollte fie das „An⸗ 
ſtands gefühl aller billig und gerecht Den kenden“ aus 
dem Spiele laſſen. Nichts war im Wege, in obigem Falle einen 
objektiv rechtswidrigen „Eingriff in ein durch das Geſetz geſchütztes 
Rechtsgut“ (RG. 60,6) anzunehmen. Damit entfiel die ganze — 
höchſt fragwürdige — Unterſuchung über das moraliſche Verhalten 
der bekl. Auskunftei, alſo über das, was der 4. ZS. des RG. in 
obigem Urt. den „perſönlichen Tatbeſtand“ nennt: Wenn der Eingriff 
in das Individualrecht des Kl. ſo ſchwer war, daß die Beeinträchti⸗ 
gung nach der Meinung des RG. zu einer Verurteilung auf Grund 
des 8826 BGB. führen mußte, dann — ſollte man annehmen — 
konnte unbedenklich die mildere Form der Verurteilung (gemäß 
RG. 60, 6) eintreten. Damit erreicht der Kl. alles, was er verlangt, 
nämlich die Sicherheit vor weiteren Beeinträchtigungen, und anderer⸗ 
ſeits wird der Bekl. davor bewahrt, Schadenserſatz leiſten und ſich 
als Verüber einer ſittenwidrigen Handlung brandmarken laſſen zu 
müſſen. 

Die Feſtſtellung, daß jemand „Has Anſtandsgefühl aller billig 
und gerecht Denkenden“ verletzt habe, darf nur getroffen werden, wenn 
die Grenze des zuläſſigen Tuns offenkundig überſchritten iſt. Bei der 
im vorl. Falle gegebenen Sachlage hätten gewiß zahlreiche gütige und 
einſichtige Menſchen ebenſo gehandelt, wie die bekl. Auskunftei, oder 
wären zum mindeſten im unklaren geweſen über den Verlauf der 
Grenze, die einen Trennungsſtrich zieht zwiſchen den Belangen des 
Auftraggebers und deſſen, auf den ſich die Auskunft bezieht. Die 
Idee, das Vorbeſtraftſein zwar anzudeuten, aber nicht genau zu be⸗ 
zeichnen, lag für die Auskunftei durchaus nicht fo nahe, wie das RO. 
annimmt. Außerſtenfalls ließe ſich ein moraliſcher Vorwurf gegen die 
Auskunftei daraus herleiten, daß ſie ſich geweigert hat, in Zu⸗ 
kunft ihren Berichten die vom Kl. gewünſchte Faſſung zu geben. 
Aber auch auf eine ſolche Weigerung, aus Rückſicht für den Kl. die 
Wahrheit zu unterdrücken, läßt ſich die Feſtſtellung einer Sitten⸗ 
widrigkeit nach meinem Rechtsgefühl kaum gründen. Nicht jede Ver⸗ 
letzung einer Rechtspflicht iſt ohne weiteres ein Verſtoß gegen die 
guten Sitten. In mehreren Urt. des RG. wird betont, daß ſogar 
ein vorſätzlicher Verſtoß gegen ein Strafgeſetz nicht zugleich ſitten⸗ 
widrig zu fein braucht (jo noch RG.: JW. 1927, 777). Wenn ſich 
aber wirklich im vorl. Falle zur Not eine Verletzung des 8 826 BOB. 
feſtſtellen ließe, jo bliebe erſt recht in demjenigen Beurteiler, der ſeinen 
Blick auf die typiſchen Dinge richtet, ein Gefühl der Beklemmung 
zurück: Für den Rechtsfrieden der Allgemeinheit iſt 
es weder erwünſcht noch ausreichend, wenn die Er⸗ 
füllung einer Rechtspflicht der hier vorliegenden 
Art nur ſo erzwungen werden kann, daß die Ge⸗ 
richte jedesmal die Moralität des Bekl. überprüfen: 
Der Schwerpunkt dieſer Prüfung muß liegen in 
dem, was der Kl. vom Bekl. fordern darf, keines⸗ 
wegs aber in dem, was der Bekl. zur Rechtfertigung 
ſeines Verhaltens anführt. Der prinzipale Rechtsbehelf 
iſt der auf Grund der objektiven Rechtswidrigkeit gegebene vor⸗ 
beugende Unterlaſſungsanſpruch, während die Frage des Schadens⸗ 
erſazes meiſtens nur ſekundäre Bedeutung hat, wie faſt jeder 
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Prozeß auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes zeigt. Für 
den Kl., der den Eingriff in ſein Perſönlichkeitsrecht negatoriſch ab⸗ 
wehrt, iſt belanglos, ob ihm der Störer A. oder B. oder X. als 
Bekl. gegenüberſteht. Wenn er nur Unterlaſſung fordert, nicht aber 
Schadenserſatz, jo intereſſiert ihn gar nicht, ob der Bekl. ſchuldhaft 
gehandelt hat, wie er überhaupt mit dem perſönlichen Weh und Ach 
des Bekl. nichts zu ſchaffen haben will. So erklärt der 2. ZS. des 
RG. in RG. 109, 276, der Unterlaſſungsanſpruch ſei nicht einmal 
abhängig davon, ob der Bekl. „zu dem angegebenen Zeitpunkt ſchon 
geifteskrank war“. Was not tut, iſt die Erarbeitung um⸗ 
faſſender Rechtsgrundſätze, die heraus führen aus 
den Zufälligkeiten des konkreten Falls. Man ſieht: 
Es iſt kein Anlaß gegeben, in gefühlsbetonten Ur⸗ 
teilen Motive eines Handelns zu unterſuchen, das — 
unabhängig vom Motiv — auf Grund der objektiven 
Rechtswidrigkeit verboten werden kann. 

Unſere Jurisprudenz ſollte davon ausgehen, daß es eine ge⸗ 
wiſſermaßen neutrale Zone gibt, die den Kreis der moraliſch 
einwandfreien Handlungen umſchließt und abgrenzt von dem um⸗ 
liegenden Gebiete der fraglos ſittenwidrigen Handlungen. Nach der 
gegenwärtig noch herrſchenden Auffaſſung des NG. müßte manches 
objektiv rechtswidrige Tun, das ſich in der neutralen Zone bewegt, 
ſeitens der durch dieſes Tun beeinträchtigten Perſonen hingenommen 
werden, da der Störenfried nicht ausreichend unanſtändig handelt. 
Dagegen kann nach dem oben von mir befürworteten Standpunkt der 
Rechtsfriede vollauf gewahrt werden, indem der objektiv 
rechtswidrige Eingriff in geſetzlich geſchützte per⸗ 
ſönliche Rechtsgüter und Intereſſen die Grundlage 
des (quaſi⸗negatoriſchen) Schutzes bilden ſoll. 
RG. 61, 366 erklärt zutreffend: „Das, was bei einer Verurteilung 
des Bekl. zur Unterlaſſung auferlegt wird, kann dem Übel und 
dem Nachteile, die ihn bei ſeiner Verurteilung zum Schadenserſatz 
treffen, keineswegs gleichgeſtellt werden.“ RG. 61, 366 wiederholt und 
vertieft den in RG. 60,6 ausgeſprochenen Rechtsgrundſatz. Die Fällung 
dieſer beiden Entſch. liegt mehr als zwei Jahrzehnte zurück. Seit⸗ 
dem (hat ſich für jeden, der ſehen will, klar gezeigt, 
daß dem Perſönlichkeitsrecht die Zukunft gehört. 
In einer höchſt dankenswerten Abhandlung erklärt Wieruszowski 
(„Der heutige Stand der Lehre vom Perſönlichkeitsrecht“: DRZ. 
1927, 225/32): „Die Perſönlichkeitsmacht zur Rechts⸗ 
macht erhoben zu haben, halte ich für einen der be⸗ 
deutſamſten Fortſchritte der Rechtsentwicklung. Noch 
iſt hier alles im Fluß! Aber die Bewegung um das Perſönlichkeits⸗ 
recht hat uns doch ſchon um eine Reihe wertvollſter Rechtsgüter be 
reichert. Zu neuen Ufern lockt ein neuer Tag.“ Kohler und 
Lobe teilen ſich in das Verdienſt, das Perſönlichkeitsrecht in die 
deutſche Jurisprudenz eingeführt zu haben. Unſeren Richtern aber iſt 
damit die Aufgabe erwachſen, das ihnen dargebotene Fundament all⸗ 
mählich Stein um Stein zu bebauen. 

RA. Dr. Alfred Roſenthal, Berlin. 


B. Die Auskunftei gibt ihre Berichte an jeden Abonnenten. 
Sie iſt weder verpflichtet noch auch berechtigt, nachzuforſchen, 5 
welchem Zweck die Auskunft erbeten wird. Nun ſetze man den Fall, 
daß eine Wade und Schließgeſellſchaft ſich bei der Auskunftei er⸗ 
kundigt, ehe ſie mit langjährigem Vertrag einen Leiter anſtellt. Hier 
wird ſich weder die Wach- und Schließgeſellſchaft noch die aufſichts⸗ 
führende Polizeibehörde mit der Nachricht begnügen, der Angefragte 
ſei in jungen Jahren mit dem Strafgeſetz in Konflikt geraten. Iſt 
doch zu prüfen, ob man dem früheren Sträfling Eigentum und Leben 
der zu Bewachenden anvertrauen darf. Hätte die Auskunftei, bevor 
ſie den Bericht abgab, ihren Rechtsberater gefragt, dann würde dieſer 
vermutlich, um ſeine Mandantin vor einer Regreßklage zu bewahren, 
davor gewarnt haben, die Auskunft durch Unterdrückung wahrer Tat⸗ 


ſachen zu beſchönigen. 
IR. Ludwig Cahen, Köln. 


C. Den Bedenken, die Roſenthal gegen die Begründung des 
vorl. Urt. erhebt, kann ich mich nur anſchließen. In meinem Auf⸗ 
ſatze über das Perſönlichkeitsrecht (DRZ. 1927, 225 ff.) habe ich dar⸗ 
zulegen verſucht, daß die Bedeutung der Bewegung um das Perſön⸗ 
lichkeitsrecht in ſeiner Erhebung zum Range einer abſolut wirkenden 
Ausſchließungsbefugnis mit dem negatoriſchen Unterlaſſungszwange 
gegen jede und alſo auch gegen unverſchuldete Antaſtung ſeines Herr⸗ 
ſchaftsbereiches beruhe, eine ſolche Rechtsmacht aber im poſitiven Rechte 
verankert ſein müſſe. Ich bin dann weiter auch grundſätzlich für den 
vom RG. vertretenen Standpunkt eingetreten, daß das deutſche Recht 
ein allgemeines Perſönlichkeitsrecht i. S. des § 28 Schweiz. 36 B. 
(vgl. JW. 1927, 1612 mit Anm. Matthieſſen) nicht anerkenne, 
und daß es auch nicht etwa auf dem Umwege zu gewinnen ſei, jede 
relative Schutznorm des Straf⸗ oder Zivilrechts zur abſoluten Schutz⸗ 
norm für das ſo geſchützte Perſönlichkeitsgut umzubilden. Aber ich 
habe auch darauf hingewieſen, daß der Gedanke des Perſönlichkeits⸗ 
rechts in Rechtslehre und Rſpr. Wurzel gefaßt habe, und daß alle 
Vorſicht, es nur auf dem Boden des gegebenen Rechts zu pflegen, es 
nicht habe hindern können, ſeine Triebe auch abſeits dieſes Bodens 
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laſſig wenn b, weg la on ſind ich dann zu⸗ 
wenn der Bekl. ſich durch die ädigende 
Handlung ſtrafbar 1 i a 3 


2. Das Verbot der Verkäufe an Nicht⸗ 


— 
wic agen. Und gerade hier habe ich hervorheben zu dürfen geglaubt, 
des g 824 dees gelungen ſei, dem Perſönlichkeitsgute der Ehre i. ©. 
1 BGB. den rein negatoriſchen Abwehrſchutz — im Gegen⸗ 
Ro 7 beliktij en Unterlaſſungsklage — zu gewähren. Mit 
u. 61 age! ſehe ich daher in den Enkſch. des 6. Sen. (RG. 60, 6 
Perſönlic 6) höchſt bedeutſame Fortſchritte der Bewegung um das 
24 10 ileitsrecht; Fortſchritte, die auch auf den Tatbeſtand des 
i nicht beſchränkt bleiben konnen, ſondern auf das geſamte Ge⸗ 
rein ne hrenſchutzes übergreifen muſſen. Denn weshalb ſollte die 
ſonſtige 1277 sh Unterlaſſungsklage ausgeſchloſſen ſein, wenn eine 
BGB iel eldigung vorlag, die nur deshalb nicht unter § 823 II 
rechtlich zel, weil fie durch die Wahrung berechtigter Intereſſen ſtraf⸗ 
gedeckt war? Oder follte es dem Beleidiger wirklich ge⸗ 


ſtat a 5 
tet ſein, unter dem Deckmantel der Wahrung berechtigter Inter⸗ 


eſſen objebt; 5 ; 55 
Dane in e unwahre Tatſachen über einen anderen in alle Zukunft 


verbreiten? — Und wenn ich dann endlich in meinem Auf⸗ 
a 38 0 
fegen 85 3826 BGB, als den Wegweiſer für die Befriedigung 
fo Pole Vedürfniſſe des Perſönlichkeitsſchutzes hingedeutet habe, 
dehnung Als damit eben nur die letzten Möglichkeiten einer Aus⸗ 
tatlächfn, ieſes Schutzes betonen, ohne zu verkennen, daß es ſich dabei 
rden MAT um einen Notbehelf handle, vielleicht auch um einen 
bunkt, durch den man nach und nach zur Anerkennung 
ſoluten Rechtsſchutze auszuſtattender Perſönlichkeits⸗ 
er Geheimſphäre) gelangen könne. In dieſer Auffaſſung 
Gedanken Notbehelf oder Durchgangspunkt glaube ich mit den 
hat m 3 Roſenthals zuſammenzutreffen. Roſenthal 
Prubenz pr rchaus recht, wenn er ausſpricht, ſolange die Juris⸗ 
1 0 der objektiven Rechtswidrigkeit auskommen könne, ſolle 
aus dem eltanbagefitgt aller billig und gerecht denkenden Menſchen 
Punkt der ele laſſen. Ebenſo aber auch wenn er betont, der Schwere 
nicht aber; rüfung müſſe in dem liegen, was der Kl. fordern dürfe, 
anzuführen . dem, was der Bell. zur Rechtfertigung ſeines Verhaltens 
erprüifun babe. Gerade der vorl. Fall zeigt die Gefahr moraliſcher 
uch a des von der Bekl. beobachteten Verfahrens. Das RG. 
eine Auskunftei müſſe ſich ihrer „allgemeinen Menſchen⸗ 
und mit C eniber denen, über die ſie Auskunft gebe, bewußt bleiben 
f ee prüfen, „ob es der einer Wiedergewinnung des An⸗ 
langen der A Mitteilung der Vorſtrafe bedürſe, um den Be⸗ 
ab e nden gerecht zu werden“. Das mag richtig ſein. Wie 
und dabei d ſich die Auskunftei dieſer Prüfung wirklich unterzogen 
erforder Rn zeugung gewonnen hätte, die „Belange des Kunden“ 
ſogar rl die Mitteilung der Vorbeſtrafung? Und wenn fie 
ünftig AR dem Ergebniſſe gelangt wäre, fie müſſe auch zu⸗ 
dieſer Pace er ihrer Überzeugung folgen? Und wie, wenn ſie bei 
Mögli chkeit id als entſcheidend für ihre Überzeugung die naheliegende 
& 1 IE Wagſchale geworfen Hätte, fie könne ſich durch die 
erſatzpfli 0 der ihr bekannten Vorſtrafe dem Kunden gegenüber 
Sie wiirde bang machen oder mindeſtens ſein Vertrauen verlieren? 
nicht aber f Fe doch höchſtens den Vorwurf fahrläſſigen Verhaltens, 
verſtoßes me die ſchwere und ſie herabſetzende Rüge eines Sitten⸗ 
gefühl m, Oder hat ſich wirklich das „Anſtands⸗ 
lu häufig billig und gerecht Den kenden“ durch 
geſtumpft igen Gebrauch in ſeiner Wirkung ſo ab» 
ſtoßes, fes daß man den Vorwurf des Sittenver⸗ 
Mar fochen ſt wenn er vom höchſten Gerichtshofe aus- 
ſchäbeſalte doch 


des 8826 af 


te Gerichte zmmer vermeiden. Sie müſſen überall ergehen, wo 
anrufen, um lenes Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden 
iſt eine der Eittenung eines Sittenverſtoßes zu gelangen. Das 
keit! Ihre daeikelſten Aufgaben richterlicher Tätig⸗ 


ehe erfordert taktvolle Einfühlung in ein wirklich 
ee Volkzempfinden und läuft immer Gefahr, das 
empfindens zu 1 Billigkeitsgefühls zur Richtſchnur des Volks⸗ 
Gefühlswallung une Sollte nicht auch hier das NG. einer ſolchen 
helfen. Aber wesh at fein? Mit Recht wollte das RG. dem Kl. 
Umweg über 8828 b mußte es dann den gefährlichen 
die vorliegende 5 B. einſchlagen? Weshalb hat es 
tete Klage nicht o ebiglich auf Unterlaſſung gerich- 
handelt? Als ich dien Sornherein als „negatoria“ be- 
Satze, als Rechtsgut kom ezründung las, ftockte ich ſchon bei dem 
oweit es durch 8 826 gane das „Vermögen“ des Kl. in Frage, 
Nicht auch das in 9 824 Pacht ſei. Wirklich nur das Vermögen? 
ehre ꝰ Muß es nicht au BGB. geſchützte Rechtsgut der Geſchäfts⸗ 
Hallen, daß dieſe Vorſchrift, fo nahe hier auch 


1997 


mitglieder von Konſumvereinen trifft auch ſog. 
Werbeverkäufe, wenn ſie von den Käufern nicht 
ausdrücklich als ſolche beim Kauf bezeichnet ſind. 
Begriff des Schutzgeſetzes. ]) 
(U. v. 15. Febr. 1927; 317/26 II. — Breslau.) [Ku.] 
Abgedr. IW. 1927, 1471. 


ihre Anwendung lag, in den Gründen gänzlich übergangen wird? 
Oder ſollte ſich der 4. Sen. wirklich entſchloſſen haben, die Auf⸗ 
faſſung des 6. Sen., die die Geſchäftsehre i. S. des 8 824 zum abſolut 
geſchützten Perſönlichkeitsgute erhoben hatte, preiszugeben? Dann 
würde ja die Ausſchaltung des § 824 verſtändlich fein. Aber dann 
hätte es doch wohl bei der ungemeinen Bedeutung der Frage näherer 
Begründung dieſes Auffaſſungswechſels bedurft. So aber kann ich 
nicht umhin, in der vorl. Entſch. mit Roſenthal einen bedauer⸗ 
lichen Rückſchritt zu erblicken. 
SenPräſ. i. R. Prof. Dr. Wieruszowski, Köln. 


Zu 9. A. Die Entſch. iſt von weittragen dſter Be- 
deutung. Ein langer und erbitterter Streit hat geendet. Das 
RG. hat ſich endlich klar und deutlich abgewandt von 
der Rſpr. des früheren 6.36, wonach die Unter- 
laſſungsklage ausgeſchloſſen ſein ſollte, wenn die 
zu verbietende Handlung gegen ein Strafgeſetz ver⸗ 
ſtieß. Seit der unſeligen Entſch. RG. 77, 217 — ZW. 1911, 981 
hat dieſer Grundſatz die höchſtrichterliche Rſpr. beherrſcht. Zwar wurde 
in der Rechtslehre auf das ſchärfſte Widerſpruch erhoben. In erſter 
Linie war es Roſenthal, der zuerſt in LZ. 1912, 607 und dann 
in zahlreichen weiteren Veröffentlichungen gegen dieſe Entſch. mit 
Leidenſchaft Sturm lief. Er hatte auch Mitkämpfer von Anſehen 
und Gewicht, es ſeien hier nur Lobe, Finger, Ernſt Fuchs 
und Giercke genannt. Giercke (Deutſches Privatrecht, III, 974 
Anm. 92) hat damals ſchon prophezeit, dieſe „ungerechtfertigte Ver⸗ 
kümmerung des zivilen Rechtsſchutzes“ werde „ſchwerlich durch⸗ 
dringen“. Die Inſtanzgerichte haben ſich dem RG. nicht ohne 
weiteres gefügt. Von den OLG. haben ſich Hamm (Mu. XV, 
391) und Kiel (23. 1916, 347) wohl als erſte widerſetzt, andere 
OG., namentlich Dresden, haben ſich dann angeſchloſſen (vgl. die 
Nachweiſe bei Roſenthal, WettbewG. 56), aber es ging doch, wie 
es immer geht: Die Autorität des RG. war fo groß, daß als das 
RG. dauernd an feiner Auffaſſung feſthielt, ſich die Praxis doch 
allmählich in weitem Umfange fügte, und ein früheres Mitglied 
des derzeitigen 6. Sen. des RG., Meyer, glaubte in Recht 1924, 
433 ſchon mit Befriedigung feſtſtellen zu können, es fei „im Blätter⸗ 
wald des juriſtiſchen Schrifttums“ ſtill geworden von dem Kampf, 
der noch vor einigen Jahren gegen den 6. Sen. geführt ſei. Aber 
alsbald traten wieder Ernſt Fuchs (JW. 1925, 30) und Roſen⸗ 
thal (JW. 1925, 575) auf den Plan, und ein Hoffnungszeichen 
war es, daß Mansfeld, KENRKomm., 4. Aufl. Anm. 7 zu 8 1004 
BGB., wenn auch nur leiſe, Stellung gegen den 6. Sen. genommen 
hatte, während allerdings an anderer Stelle desſelben Komm. Vor⸗ 
bemerkung 6 vor 8 823 BGB. (bearb.: Schaffel d) die Lehre dieſes 
Sen. noch als maßgeblich und zutreffend vorgetragen wurde. 

Jetzt hat der 2.3©. des RG. fo gründlich und entſchieden mit 
der Anſicht des früheren 6. ZS. aufgeräumt, daß die letztere nunmehr 
wohl für die Praxis als endgültig tot gelten kann. Die Gründe der 
reichsgerichtl. Entſch, faſſen im weſentlichen das zuſammen, was die 
Gegner des 6. Sen., insbeſ. Roſenthal, immer wieder betont 
hatten. Das Entſcheidende bleibt, daß die Strafklage, die öffentl. 
Intereſſen dient und eine begangene Tat fühnen will, auf ganz 
anderem Gebiete liegt und ganz anderen Zwecken dient als die 
vorbeugende Unterlaſſungsklage, die im Intereſſe des Verletzten eine 
drohende Wiederholung verhindern ſoll. Anſtatt, daß man von dem 
Geſetzgeber, der in den gewerblichen Schutzgeſetzen Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch und Strafe wohlweislich nebeneinanderſtellte, lernte und 
dieſen allein zutreffenden Grundſatz auch auf das BGB. anwandte, 
ſah ſich der 6. Sen. genötigt, die Regelung in dieſen Gef. als Aus⸗ 
nahme zu behandeln. So hatte denn der Kreditſchädiger gegen den 
Unterlaſſungsanſpruch den wundervollen, jedem Rechtsgefühl ins 
Richt ſchlagenden Einwand: „Was willſt du denn? Ich habe 
dich doch ſogar beleidigt“. Dann mußte die Klage ſchleunigſt 
abgewieſen werden. Zu recht abſonderlichen Ergebniſſen führte die 
Anwendung des 8 193 Stch B. Verlangte doch der 6. Sen. in Verfolg 
ſeiner verfehlten Grundauffaſſung allen Ernſtes, daß der Kl., um 
mit ſeiner Unterlaſſungsklage durchzudringen, darlegen müſſe, daß 
dem lieben Bekl. der Schutz 9 193 StB. zur Seite ſtehe, 
er alſo ſtraffrei ſei (vgl. RG. 88, 131). Die ſchlimmſte Frucht 
der Rechtſprechung des 6. Sen. aber war, daß gerade da, wo die 
Hilfe des Gerichts am nötigſten war, ſie ſchmählich verſagte. Dies 
war auf dem Gebiet der einſtweiligen Verfügung. Gegenüber dem 
Pamphletſchreiber, der ſeine Erzeugniſſe in weiteſte Kreiſe verſandte, 
half, um dem Treiben Einhalt zu tun, am durchgreifendſten die 
ſofortige mit Zwangsvollſtreckungsmaßnahmen durchzuführende einſt⸗ 
weilige Verfügung. War aber ein Unterlaſſungsanſpruch bei ſtraf⸗ 
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baren Beleidigungen nicht gegeben, fo war es nur folgerichtig, auch 
den Schutz der einſtweiligen Verfügung zu verſagen, wie es z. B. 
OLG. Hamburg: LZ. 1920, 534 getan hat. Die ſtrafrechtliche 
Verurteilung kann bei Beleidigungen durchweg nicht entfernt ſo 
ſchnell erfolgen, daß ſie als Abhilfsmittel gegen drohende weitere 
Ehrverletzungen überhaupt noch in Betracht käme, und ſo konnte 
Roſenthal (JW. 1920, 245) wohl mit Recht klagen, daß in 
keiner Kulturnation der gute Ruf der Volksgenoſſen ſo kümmerlich 
geſchützt ſei, wie in Deutſchland. 

Sieht man die Entſch. im Zuſammenhang durch, in denen der 
6. Sen. ſeine Auffaſſung zur Geltung gebracht hat, ſo überzeugt man 
ſich, daß es durchweg Fälle waren, in denen der in ſeinen Rechten 
ſchwer Verletzte dringend des richterlichen Schutzes bedurft hätte. Und 
warum wurde er ihm verſagt? Meyer hat uns in Recht 1924, 433 
darüber aufgeklärt, daß es nicht ſo ſehr theoretiſche Bedenken waren 
als vielmehr die Beſorgnis vor einer „Flut von Unterlaſſungs⸗ 
klagen“, die über die Gerichte hereinbrechen könnte. 

Aber dieſe Furcht, die ja als ernſter Grund überhaupt nicht in 
Frage kommt, dürfte tatſächlich ſchon damals unbegründet geweſen 
ſein. Heute bei den hohen Koſten und Vorſchüſſen wird die Neigung 
zu frivolen Prozeſſen noch mehr herabgedrückt. Die Hauptſache aber 
bleibt, daß es im Ergebnis einfach Rechtsverweigerung iſt, 
wenn der Zivilrichter die ihm gebotene Möglichkeit, dem Kredit⸗ 
ſchädiger wirkſam den Mund zu ſtopfen, durch den Hinweis auf 
den Strafrichter von ſich weiſt. Die Inſtanzgerichte werden die jetzt 
ergangene Entſch. begrüßen als eine Befreiung von einem Hemmnis, 
das aus unrichtigen Erwägungen heraus auf den Weg des zivilen 
Ehrenſchutzes gelegt war. Vizepräſident Dr. Matthieſſen, Kiel. 


B. Es handelt ſich um eines jener bedeutungsvollen Urt., in 
denen das RG. von der bisherigen Rſpr. abrückt und mit wohl⸗ 
erwogenen Gründen den zivilrechtlichen Rechtsſchutz ſo weit ausdehnt, 
wie es zur Sicherung des redlichen Verkehres erforderlich ſcheint. 
Es iſt der Vorzug der bürgerlichen Rechtsordnung, daß ſie der fort⸗ 
ſchreitenden Entwicklung freie Bahn läßt durch die Aufſtellung 
allgemeingültiger Rechtsgrundſätze, die ihren Inhalt wie ihr Geltungs⸗ 
gebiet erſt durch die Rechtslehre und die Rſpr. empfangen. Das gilt 
vor allem für das Verbot des Handelns gegen die guten Sitten und 
gegen den redlichen Wettbewerb im Geſchaftsbetriebe. Dem damit 
dem rechtfindenden Richter zugeſprochenen Vertrauen muß ſein Ver⸗ 
antwortlichkeitsbewußtſein entſprechen. Es iſt begreiflich, daß er 
ſorgſam und peinlich abwägt, wieweit er vorgehen ſoll und daß 
erſt allmählich das Einſchießen auf das Ziel gelingt und Grundſätze 
errungen werden, die die Geltung von ſtabilen Normen beanſpruchen 
dürfen. Zu einem ſolchen Ergebnis führt das vorliegende Urt. hin. 
Es ſcheint wichtig, dies etwas nachdrücklicher zu unterſtreichen. 

Zunächſt wird feſtgeſtellt, daß der beklagte Konſumverein im 
regelmäßigen Geſchäftsbetriebe Waren an Nichtmitglieder verkauft und 
damit gegen das Verbot des Gen. v. 20. Mai 1898 8 8 Abf. 4 
verſtoßen hat. Die Übertretung dieſes Verbotes wird nach § 152 
Abf. 1 mit einer Geldſtrafe bis zu 150 % beſtraft. Das RG. legt 
eingehend dar, daß es darauf ankommt, ob der Verkauf ſeitens des 
beklagten Konſumvereines objektiv im regelmäßigen Geſchäftsverkehre 
an Nichtmitglieder ſtattgefunden habe. Es bejaht dies auch für die 
ſog. Probe⸗ oder Werbeverkäufe an Nichtmitglieder, ſofern nicht 
von den Käufern ausdrücklich die Abſicht erklärt worden iſt, ſie 
wollten die Ware prüfen und ſie ſtellten in Ausſicht Mitglieder zu 
werden, wenn Ware und Preis ſie zufriedenſtellten. Dieſe aus⸗ 
dehnende Auslegung iſt durchaus berechtigt, weil ſonſt jeder Verkauf 
an die Außenſtehenden als ein Werbeverkauf hingeſtellt werden könnte 
und das Verbot damit jede Bedeutung und Anwendung verlieren 
müßte. Das Verbot hat den Zweck, die wirtſchaftliche Exiſtenz der 
kaufmännifchen Einzelbetriebe vor dem bedrüchenden Wettbewerb und 
der wirtſchaftlichen Übermacht der Konſumvereine zu ſchützen. Es iſt 
mithin ein Schutzgeſetz i. S. des 8 823 II BGB. und iſt als ſolches 
beſtimmt, mit der Geſamtheit des Einzelhandels auch den durch 
ſeine Verletzung betroffenen einzelnen Kaufmann zu ſchützen. 

Die entſcheidende Frage geht nun dahin, wie dieſer Rechtsſchutz 
ſich auswirkt und von dem Verletzten verwirklicht werden kann. 
Da 8152 Gen. eine öffentl. Strafe androht, iſt zunächſt an bie 
Verfolgung des rechtsverletzenden Vereins im öffentl. Strafverfahren 
zu denken. Daneben kommen in Betracht als privatrechtliche Rechts⸗ 
behelfe der Schadenerſatzanſpruch aus 8 826 BGB. und die Unter⸗ 
laſſungsklage nach 8 823 und 8 1 UnlWG. Von dem Schadenerſaß⸗ 
anſpruche kann hier abgeſehen werden. Wir begrenzen die Unter⸗ 
ſuchung auf die Frage: iſt die vorbeugende Unterlaſſungs⸗ 
klage auch dann gegeben, wenn die zu unterſagende 
Handlung unter öffentl. Strafe geſtellt iſt? So die 
Überſchrift zu RG. 116, 151 = JW. 1937, 1471. Hiermit erhebt 
ſich die getroffene Entſch. über den Einzelfall hinaus zu großer 
allgemeiner Bedeutung. Die bisherige Meinungsverſchiedenheit ſoll 
eine abſchließende Löſung finden. Der 6. Sen. des RG. hatte zäh 
trotz allen Widerſpruchs (vgl. beſonders Roſenthal: IW. 1914, 
1063; 1925, 576 und Wektbewerbsgeſetz, 6. Aufl., S. 54 mit ein⸗ 
gehenden weiteren Nachweiſen) daran feſtgehalten, daß die zivilrecht⸗ 
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liche Klage hier ausgeſchloſſen ſei. Der 2. ZS. aber läßt jetzt beide 
Rechtsſchutzmittel nebeneinander zu. 

Eine begründete Stellungnahme iſt nur möglich, wenn wir er⸗ 
kennen, daß es ſich letzthin um das Problem der Geſetzes⸗ 
konkurrenz handelt. Nicht um eine „Anſpruchs konkurrenz“. 
Denn bei dieſer ſtehen an ſich verſchiedene Mittel zu Gebote, um 
denſelben Zweck oder die gleiche Befriedigung eines Rechtsanſpruches 
zu erreichen; der Verleiher kann die verliehene Sache mit dem 
Eigentumanſpruche oder mit der Vertragklage zurückverlangen. Der 
Berechtigte kann jedes der zivilrechtlichen, mithin auf dem gleichen 
Rechtsgebiete ſtehenden Mittel nach freier Wahl benutzen und mit 
ihnen wechſeln, bis der volle Erfolg erreicht iſt (elektive Klagen⸗ 
Konkurrenz). Der vorliegende Fall dagegen verweiſt auf Rechts⸗ 
behelfe, die ganz verſchieden gearteten Rechtsgebieten angehören und 
deren jeder den gerade ihm und nur ihm gemäßen, eigenartigen 
Rechtsſchutz gewähren ſoll. Er gebietet die Prüfung, wie ſich die 
öffentlich⸗rechtlichen Strafandrohungen zu den zivilrechtlichen Schutz⸗ 
anſprüchen verhalten. Schließen ſie ſich gegenſeitig aus oder ſollen 
fie einander ergänzen? (Im Juriſtenjargon: ſtehen fie in erklufiver 
oder in kumulativer Konkurrenz zueinander?) Daß die lex specialis 
die Anwendung der zugehörigen lex generalis ausſchließt, gilt uns 
als anerkannte Rechtsregel; man kann aber ſchwerlich jagen, daß 
Strafrecht und Zivilrecht in einem derartigen Verhältniſſe zueinander 
ſtänden. Eine einheitliche allgemein gültige Antwort läßt ſich nicht 
geben; es fehlt auch anſcheinend jede eindringliche Unterſuchung über 
dieſe Richtung der Geſetzes konkurrenz. Inſofern ſteht der vom 
6. ZS. (RG. 77, 222 - JW. 1911, 981) aufgeſtellte Lehrſatz: 
wo die Wiederholung einer Handlung als geſetzlich verboten bereits 
mit öffentl. Strafe bedroht iſt, iſt für eine weitere zivilrechtliche 
Strafandrohung kein Bedürfnis und kein Raum, in der Luft; auch 
Lau (Gruch. 47, 503), von dem dieſer Satz wörtlich übernommen 
iſt, gibt keine Begründung dafür. 

Wir begrenzen die Überlegung auf das Verhältnis zwiſchen der 
öffentl. Strafverfolgung und der zivilrechtlichen 
Unterlaſſungsklage. Daß beide keineswegs unvereinbare 
Gegenſätze bilden, ſondern ſich ergänzend nebeneinander beſtehen 
können, wird in dem UnlWG. ausdrücklich vorgeſehen. Umgekehrt 
iſt klar, daß jemand, der in feiner Fabrik öfter beſtohlen wird, 
gegen den Übeltäter nicht eine Unterlaſſungsklage erheben kann mit 
dem Antrage, dem Bell. ſoll das Begehen weiterer Diebſtähle unter⸗ 
ſagt und für jeden Fall des Zuwiderhandelns eine beſondere Geld⸗ 
ſtrafe angedroht werden. Weshalb das nicht? Offenbar deshalb, weil 
der Diebſtahl nach dem geltenden Rechte nicht als eine den Privaten 
verletzende widerrechtliche Handlung, ſondern als eine gegen die 
allgemeine Ordnung und Wohlfahrt verſtoßende Untat behandelt und 
ſeine Verfolgung daher ausſchließlich der öffentl. Strafpflege vor⸗ 
behalten werden ſoll. Es handelt ſich zunächſt um das innere 
Rangverhältnis der Rechtsgebiete; wobei die vielgehörte Behauptung, 
daß das öffentl. Recht ſtets und unbeſehen dem privaten vorzuziehen 
ſei, mit gebührender Vorſicht aufzunehmen iſt. Sodann aber vor 
allem darum, ob aus dem Sinn und Zweck eines Geſetzes zu 
entnehmen iſt, daß es ſich die ausſchließliche Geltung 
für ein beſtimmtes Gebiet beilegen will. Die Löſung 
dieſer Frage bereitet beſondere Schwierigkeit, wenn beide der kon⸗ 
kurrierenden Geſetze auf eine Strafandrohung hinauslaufen. Hier 
ſetzte denn auch der 6. ZS. ein: die Unterlaſſungsklage führt nach 
8 890 3PO. zu einer nach ſtrafrechtlichen Grundſätzen zu voll⸗ 
ſtrechenden Strafe; ihr Ergebnis deckt ſich mit dem der öffentl. 
Strafe; neben ihr kann nicht noch eine private Strafandrohung er⸗ 
gehen, dieſe muß der öffentl. des Strafgeſetzes weichen. Damit wird 
mit gewiſſem Eindrucke an den unſeren Rechtsaufbau beherrſchenden 
Grundſatz von der Ökonomie der Rechtsbehelfe angeknüpft. Er gilt 
vor allem hier, wo zur Ergänzung der geſetzlichen Vorſchriften 
durch Rechtsübung eine Unterlaſſungsklage geſchaffen werden ſoll: 
wo das Gebiet durch eine öffentl. Strafandrohung bereits beſetzt iſt, 
braucht ſie nicht mehr nachhelfend einzutreten. Aber genauerer Über⸗ 
legung halten dieſe Gedanken nicht ſtand. Daß mehrere Rechts⸗ 
normen ſich erganzen und nebeneinander Anwendung finden, iſt nur 
dann ausgeſchloſſen, wenn bei gleichem Zwecke auch die Mittel 
des Rechtsſchutzes von gleicher Eigenart ſind. Und das iſt hier 
gerade nicht der Fall. Man darf nicht bloß auf den letzten Erfolg 
hinſchauen und die Gleichheit der Rechtsſchutzmittel bereits deshalb 
als erwieſen anfehen, weil es nach dem GenG. wie nach 8 890 ZPO. 
zu einer Geld⸗ oder Haftſtrafe kommen kann. Dieſe Strafen haben 
ganz verſchiedenen Charakter. Die eine wird auf Grund der bereits 
feſtſtehenden ſtaatlichen, im öffentl. Intereſſe erlaſſenen und gegen 
die Allgemeinheit gerichteten Strafnorm verhängt; bei der anderen 
wird auf eine Zivilklage hin zum Schutze des einzelnen Kl. eine 
Strafandrohung neu geſchaffen, die deſſen perſönliche Intereſſen 
berückſichtigt und ſich von vornherein nur gegen den beſtimmten 
Behl. richtet. Es bedeutet für den Betroffenen einen großen Unter⸗ 
ſchied, ob er nach dem öffentl. Geſetze vor dem Strafgerichte „be⸗ 
ſtraft“ worden iſt oder ob er vom Zivilrichter einer „Beugungs⸗ 
ſtrafe“, die der Buße naheſteht, unterworfen wird. 

Eine befriedigende Antwort kann nicht gefunden werden, wenn 
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) ließ fie herſtellen. Kl. beanſprucht für ihr Bild (B)! 
Nac und bezeichnet die der 2. Bekl. (A und C) 1 
7 7 zungen des ihrigen. Der Antrag der vorliegenden 
bild (a ſungsklage bezieht ſich aber nur auf das Preisliſten⸗ 
(B) fei ). Das LG. hat abgewieſen, weil das Bild der Kl. 
N Kunſtwerk ſei. Das BG. hat abgeändert und der 
eingeholten gegeben; übereinſtimmend mit einem vom LG. 
fene Gutachten der Preuß. Künſtleriſchen Sachver⸗ 
für 4 d antmer bejaht es für B die Kunſtwerkeigenſchaft, 
1915 9 — Nachbildung. Die Rev. war ohne Erfolg. 1. Schon 
bertriezener e, die 1. Bekl. zum Aufkleben auf die von ihr 
on; a Gefäße mit Fruchtmus u. dgl. bebilderte Schild- 
Ausſtattn, A 2. Bekl. 0 hatte. . rl und 
eſer ierſchilde e ini 
— Papierſchilder war, abgeſehen von einigen 
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fee 77 ſtrafrechtlichen Verbote ausgegangen wird. Zuerſt muß 
echt daß ein vom Geſetze anerkanntes, ſubjektives 
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in reicht. werde 
ni i 

ech oft als wenig zuverläſſig erweiſen, iſt die neuere 
ſonteſchritten Dieſe 
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folge dung auf den hier entſchiedenen Fall führt zu 
gendem Ergebnis, Das an die Konfumvereine gerichtete Verbot, 
ichtmitglieder zu verkaufen, bedeutet ein Schußgeſetz 
erlangt 1 Ein elkaufleute. Sie haben damit ein ſubjektives Recht 
5 wehr des geſetzlich als unlauter gekennzeichneten Wett⸗ 
eutiger Rechts echt zur Abwehr erzeugt aus ſich heraus nach 
laſſung wein Zanſchauung den ziwvürechtlichen Anſpruch auf Unter⸗ 
nur den 15 Rechtsverletzungen. Es iſt nicht nötig und ſtört 
Strafgeſege eren Aufbau, wenn hierfür noch Deliklhaftung und 
uch die herangeholt ‚werben: wird der dem einzelnen 
Rechtsſchu il echtliche Unterlaſſungsklage gewährte 
Lerletzen ds deshalb aufgehoben, weil dieſelbe rechts⸗ 
Interefſe“ Handlung außerdem noch im öffentlichen 
Das iſt Ran eine Strafandrohung geſtellt iſt? 
i mz ee zu verneinen. Die Unterlaſſungsklage bleibt der 
muß die 5 “en den einzelnen würdigere Rechtsſchutzbehelf. Ihr 
chutzrechte klaennung als des Fundamentes für alle gewerblichen 
neben en. Sie tritt nicht (wie der 2. 3 S. noch angibt) 
u die geſetzliche Regelung der Schadenerſatzpflicht aus 
2 umgekehrt mögen die Delikthaftung und die Strafe 

17 5 Bd die Unterlaſſungsklage nicht ausreicht. 
2 Genc I au entſcheiden, wenn die Strafandrohung des 
botenen Verkon as an ſich möglich wäre) den Tatbeſtand des ver⸗ 
griffen hätte, nes zan Nichtmitglieder als ihr allein zugehörig er⸗ 
nach der Art = eine bewußt exkluſive Ordnung geben wollte, die 
Sanktionen nebe ner lex specialis keine anderen Rechtsfolgen oder 
Ötung die 5185 ſich duldet. Etwa wie die Strafandrohung wegen 
Geſetzeskonkurren ; wegen Körperverletzung verſchlingt (F. Lent, 
Eine 1 bürgerl. Recht und Zivilprozeß Bd. 1 S. 9f., 
n Weber je ausſchließliche Geltung kommt aber dieſer 
as dort nach öffentl. ihrem Zwecke noch nach ihrem Inhalte zu. 
was hier durch bi 5 , geiverbepofizeilichen Grundſätzen beſtraft und 
ſind in ihrer 9 19 nterlaſſungsklage verfolgt und vollſtreckt wird, 
Geſetz ſie zu zechtsnatur fo völlig verſchiedene Tatbeſtände, daß das 
einer Einheit nicht verſchmelzen kann. Das wird zu⸗ 
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hier unweſentlichen Einzelheiten, durchweg ſo, daß ein liegen⸗ 
des rot umrandetes Eirund auf hellem Grunde oben den 
Namen O., unten die Bezeichnung des Gefäßinhalts (Kirſch⸗ 
marmelade uſw.) trug. Inmitten des nicht immer gleichgroß 
gehaltenen eirunden Feldes — die Breite der dem Gericht 
vorgelegten Stücke wechſelt von 9—15, die Höhe von 61% bis 
11½ em — ſaß innerhalb eines gelben Kreiſes von 4 em 
Durchmeſſer ein Dompfaff (Körperlänge etwa 31% em), dem 
Beſchauer die rechte Seite zuwendend, auf einem Zweige mit 
Früchten; Vogel, Früchte, Blätter, Himmelshintergrund mit 
offenſichtlicher Annäherung an die Naturfarben ausgeführt. 
Auf manchen Schildern hing an den Zweigen oder Stauden 
nur einerlei Frucht, entſprechend der Aufſchrift, welche den 
Inhalt des Gefäßes angab; andere wieder wieſen ſtraußartig 
gemiſchten Fruchtanhang auf (Pflaumen, Apfel, Kirſchen, Erd⸗ 
beeren uſw.). Nach einem ſolchen Schilde — in welcher näheren 
Ausführung es gehalten war, iſt nicht feſtgeſtellt — fertigte 
die Kl. für die 1. Bekl. auf deren Beſtellung den bebilderten 
Preisliſtenumſchlag B von etwa 14 cm Breite und etwa 
19 em Höhe an. Seine Vorderſeite zeigt auf grauem Hin⸗ 
tergrund unten einen ſchwarzen würfelähnlichen Block oder 
Sockel mit der grünen Inſchrift „O. Marmeladen“, oben 
auf dem Blocke gehäuft verſchiedene Früchte. Über dem Block, 


nächſt beſtätigt durch den Unterſchied der Tatbeſtandsvorausſetzungen: 
die Beſtrafung nach § 152 iſt abhängig von dem ſubjektiven Ver⸗ 
ſchulden des Täters, während die Unterlaſſungsklage bereits durch 
den objektiven Tatbeſtand des Zuwiderhandelns gegen das Verbot 
und die Wiederholungsgefahr gerechtfertigt wird und ſogar gegen 
einen geiſteskranken Täter durchdringt (RG. 109, 276). Hierzu tritt 
der bedeutsame Unterſchied bei der Erwirkung des Rechtsſchutzes: bei 
der öffentl. Strafverfolgung iſt der Geſchädigte abhängig von der 
Bereitwilligkeit und der Rechtsüberzeugung des zuſtändigen Beamten, 
während er die Unterlaſſungsklage vor dem Zivilgericht aus eigener 
Macht und Verantwortlichkeit betreiben kann. Das erſcheint nicht 
bloß würdiger, ſondern auch erfolgreicher. Vor allem iſt der Erfolg 
einer Unterlaſſungsklage weitaus ſtärker. Die öffentl. Strafandrohung 
iſt in ihrem Eindruck geſchwächt, weil ſie ſich an alle insgeſamt 
richtet und der einzelne gerne damit rechnet, daß er ihr unbemerkt 
entſchlüpfen könne. Wenn dagegen im Urt. des Zivilgerichtes der 
beſtimmte Täter feſtgelegt und ihm perſönlich das Verbot unter 
Androhung gewiſſer Strafen ausgeſprochen worden iſt, ſo wird damit 
regelmäßig jede weitere Rechtsverlezung verhütet werden. Hier haben 
wir es mit einem wirklich erfolgreichen Schutzbehelfe zu tun: es 
ſpräche gegen jede vernünftige Organifation der Rechtsordnung, wenn 
wir den unzweifelhaft wirkungsvollen Rechtsſchutz verſagen wollten, 
weil daneben ein minderwertiges Strafverbot beſtehe. 

Was dem vorliegenden Urt. hohe Bedeutung verleiht, iſt ſeine 
Tendenz, den zivilrechtlichen Schutzbehelfen freie Bahn zu laſſen, 
ſoweit ſie zur vollen Verwirklichung des anerkannten ſubjektiven 
Rechtes notwendig ſind. Hiernach mag es der Führer ſein für die 
Weiterentwickelung der Unterlaſſungsklage insbeſ. auf dem Gebiete 
der gewerblichen Schutzrechte. Das RG. ſagt nicht, daß neben jedem 
Strafverbote auch noch eine Unterlaſſungsklage zuläſſig ſei; ein ſolcher 
Satz läßt fi nicht durchführen. Wohl aber befreit uns der 2. 38. 
bon dem Bannworte, daß eine Unterlaſſungsklage neben dem Straf⸗ 
verbote überhaupt nicht beſtehen könne. Die weitere Ausbildung 
muß von der Natur und Selbſtändigkeit der Unterlaſſungsklage 
ausgehen und dabei ihr Anwendungsgebiet genau umſchreiben. (Iſt 
ein allgemeines Perſönlichkeitsrecht anzuerkennen? was RG. 113, 
414 noch in Abrede ſtellt.) Nicht beantwortet iſt die Frage: kann 
die öffentl. Strafe noch ausgeſprochen und vollſtreckt werden, nachdem 
der Täter wegen derſelben Rechtsverletzung auf die Unterlaſſungsklage 
hin nach 8 890 ZPO. beſtraft worden iſt? Für den umgekehrten 
Fall ſcheint mir ſicher zu fein: die Beſtrafung nach 8 152 Genc. 
wegen der begangenen Verbotübertretung hindert nicht, daß der 
Zivilrichter, wie es dem Weſen der Unterlaſſungsklage entſpricht, für 
die künftigen Fälle des Zuwiderhandelns erneute Strafen ausſpricht. 


Geh. Rat Prof. Dr. F. Endemann, Heidelberg. 


Zu 10. Die Erwägungen des RevG. find völlig zutreffend. Es 
genügt für den Begriff des Werkes der bildenden Künſte, wenn auch 
nur einer der Zwecke des Werkes der iſt, auf das Schönheitsgefühl 
des Beſchauers befriedigend oder doch anregend zu wirken. Daneben 
kann das Werk, wie dies bei kunſtgewerblichen Erzeugniſſen (hier 
Preisliſten⸗Titelbildern) der Fall iſt, praktiſche Zwecke verfolgen. Die 
Wirkung auf das Gefühl muß erreicht ſein durch eine individuelle, 
ſchöpferiſche, formgebende Tätigkeit. Dieſe liegt nicht nur dann vor, 
wenn in jeder Beziehung Neues, Originelles geſchaffen wird, ſondern 
auch dann, wenn einzelne Züge oder Elemente aus bereits vor⸗ 
handenen Werken entnommen, aber in ſo eigentümlicher Weiſe unter 
ſich und mit anderen verbunden werden, daß dadurch ein neues, ſelb⸗ 
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etwas rechts von der Mittellinie des Bildes, ſitzt auf niederem 
ſchwarzen Geländer ein dem Beſchauer die linke Seite zu⸗ 
kehrender Dompfaff. Er hebt ſich von einem ſtehenden grünen 
Eirund ab, deſſen ſchwarzen Rahmen er mit dem Schwanz 
überſchneidet. Das Eirund mißt (einſchl. Rahmen) in der 
Höhe etwa 9, in der Breite etwa 7% em; die Länge des 
Vogelkörpers beträgt etwa 8½ cm. Vogel und Früchte find 
auch hier mit erſichtlicher Annäherung an die Naturfarben 
dargeſtellt. Wären die von der 2. Bekl. gefertigten kreis⸗ 
runden Bilder auf den Klebſchildchen keine Werke der bilden⸗ 
den Kunſt, ſo hätke auch die Kl., die ſie für ihr Bild (B) als 
Vorlage benutzte, damit kein Werk jener Kunſt nachgebildet. 
Es kann aber dahingeſtellt bleiben, ob den Klebzettelbildern 
Kunſtwerkeigenſchaft zukomme. Denn wenn dies der Fall 
wäre, ſo läge keine Nachbildung, keine unfreie Benutzung vor; 
das Bild B der Kl. iſt nach der von Rechtsirrtum freien Feſt⸗ 
ſtellung des BG. ein ſelbſtändiges Werk der bildenden Kunſt. Ver⸗ 
wendung des Leitgedankens, auf dem Bild einen Dompfaffen 
darzuſtellen, der, umrahmt, über oder inmitten von Früchten 
ſitzt, war der Kl. von der 1. Bekl. eigens aufgetragen worden; 
in dieſem Sinn und zu dieſem Zwecke hatte ſie von ihr ein 
Schildchen der beſchriebenen Art vorgelegt erhalten. Gemein⸗ 
ſchaft des Gegenſtandes oder des Grundgedankens oder beider 
braucht das ſpätere Bild, deſſen Schöpfer das frühere kannte 
und benutzte, zu dieſem früheren nicht in einen Zuſammen⸗ 
hang zu bringen, der ſich als unfreie Benutzung ($ 16 Kunſt⸗ 
Sch.) oder gar als Nachbildung (8 15 Abf. 1 Satz 2, Abſ. 2) 
kennzeichnet. Auch ſonſtige Entnahme aus dem älteren Werke 
kann ſich hinzugeſellen, ohne daß das Ergebnis unfreie Be⸗ 
nutzung ſein muß. Entlehnte Züge und übernommene Einzel⸗ 
heiten können durch eigenartige Zuſammenfügung und be⸗ 
ſondere Geſtaltung des ganzen in eine Verbindung gebracht 
werden, welche die Merkmale freier Benutzung aufweiſt und 
das neu Geſchaffene vermöge der von ihm ausgehenden Wir⸗ 
kung auf das Schönheitsgefühl zu einem ſelbſtändigen Werke 
der bildenden Kunſt erhebt. Ohne Verſtoß gegen Rechts⸗ 
vorſchriften und Auslegungsgrundſätze nimmt das BG. an, 
daß die Kl. in ihrem Preisliſtentitelbilde B — trotz Be⸗ 
nutzung eines älteren von der 2. Bekl. entworfenen Schil⸗ 
des — mit den der Malerei geläufigen Mitteln etwas im 
Vergleich zur Vorlage Neues und Eigenartiges, alſo ein 
Werkeder bildenden Kunſt (§ 1 KunftSch®.), und zwar 
des Kunſtgewerbes (8 2), geſchaffen hat. Dabei folgt es 
in Hauptgedanken und Ergebnis dem von ihm auf Stich⸗ 
haltigkeit geprüften Gutachten der Preuß. Künſtleriſchen Sach⸗ 
verſtändigenkammer. Wenig Gewicht legt es auf Unterſchiede 
von der Vorlage, die man in gewiſſen, vom Gutachten mit⸗ 
erwähnten Einzelheiten des Bildes (8) finden kann. Mit Recht 
erklärt es für weſentlich: das zum Auge ſprechende Gefüge 
des Aufbaus, den das Bild zeigt; die Art, wie es das ein⸗ 
zelne zum eindrucksvollen Ganzen verbindet; alſo die auf den 
Schönheitsſinn berechnete und ihn befriedigende oder zum win⸗ 
deſten anregende Leiſtung, welche das Gutachten Kompoſitions⸗ 
ſchema nennt. Bezeichnend, neu und eigenartig anſprechend 


findet das BG. den im Gutachten überzeugend nachgewieſenen 


dreiteiligen Aufbau des Bildes: 1. Sockel mit der als Schrift⸗ 
tafel benutzten Schauſeite; 2. dreieckig angeordnete Häufung 
der Früchte oben auf dem Sockel; 3. Dompfaff mit ab⸗ 
ſchließend eingerahmtem Hintergrunde. Dieſe Anordnung weicht 
von jener der Vorlage völlig ab. Neu und wirkſam ſind ferner 
Wahl und Anordnung der Farben: ſchwarzer Grund der 
Schrifttafel mit grünen Lettern unten, grüner ſchwarzge⸗ 
rahmter Hintergrund des Dompfaffen oben; in der Mitte das 
wechſelnde Bunt gemiſchter Früchte, gegen welches der Vogel 
ſich durch den leuchtenden Purpur im Farbenkleide ſeine Gel⸗ 
tung ſichert. Darin liegt ebenfalls eine neue und eigentüm⸗ 
liche Wirkung im Vergleich zu dem farbigen Schilde der 
2. Bekl. Es mag wie eine gewiſſe Unebenheit im Gutachten 


ftändiges Geſamtbild entſteht, das auf das Schönheitsgefühl des Be⸗ 
ſchauers eine Wirkung ausübt, die ſich von der anderer Werke weſent⸗ 
lich unterſcheidet. Auf Grund der tatſächlichen Feſtſtellung, daß dieſe 
Vorausſetzungen vorliegen, konnte und mußte das RG. zu dem Er⸗ 
gebnis gelangen, daß ſich das Titelbild der Kl. als Werk der bilden⸗ 
den Künſte darſtellt. Da ferner feſtgeſtellt iſt, daß das Bild der 
zweiten Bekl. im weſentlichen mit dem der Kl. übereinſtimmt und nur 
in unweſentlichen Einzelheiten davon abweicht, wurde auch mit Recht 
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der Sachverſtändigenkammer erſcheinen, daß als weitere Un⸗ 
terſchiede noch einige belangloſe Einzelheiten erwähnt werden, 
die man der Vollſtändigkeit halber mitnennen mag: Eirund 
ſtatt eines Kreiſes, Geländer ſtatt eines Zweiges; Unter⸗ 
ſchiede, die hinwiederum bei der Nachbildungsfrage für die 
dort erforderliche Abwägung (unten Nr. 2) nichts Entſcheiden⸗ 
des bedeuten. Von einem eigentlichen Widerſpruch im Gut⸗ 
achten, der die Schlüſſigkeit aufhebe, kann jedoch nicht die 
Rede ſein. Der Meinung der Kl., daß die vom BG. ge⸗ 
troffenen Feſtſtellungen vom Rev. nicht nachzuprüfen ſeien, 
iſt ſo allgemein, wie ſie aufgeſtellt wird, nicht beizuſtimmen. 
Zwar liegt, was über Aufbau, Zuſammenfügung, Farbenwahl 
wie über den Eindruck der Bilder auf Schönheits⸗ und Kunſt⸗ 
ſinn im BU. gejagt iſt, auf dem Felde der erfahrungsmäßigen 
Beobachtung des Lebens und ſomit der Tatſachenwürdigung 
(8 286 3 O.). Die Schlußfolgerung aber, daß mit den 
Mitteln bildender Kunſt eine eigenartige Schöpfung, ein 
Kunſtwerk, hervorgebracht ſei, betritt das Gebiet der Geſetzes⸗ 
anwendung (8 1 KunſtSchG.). Die Erwägungen, aus denen 
das BG. der Kl. für ihr Preisliſtentitelbild B eine eigen» 
artige ſchöpferiſche Leiſtung, dem Bilde die Eigenſchaft 
eines kunſtgewerblichen Erzeugniſſes und ſomit Kunſtwerk⸗ 
ſchutz zuerkennt, ſtehen durchaus mit der herrſchenden Ge⸗ 
ſetzesauslegung im Einklang (RGSt. 6, 343 [344]; 23, 124 
134]; RG. 71, 355-858 [356 1)]; 72, 162—165 [164 2)]; 
Kohler, KunſtwerkR. [1908], 27ff.; derſ., Das literar. und 
artiſt. Kunſtwerk [1892], 37ff.; Oſterrieth, KunſtwerkG. 
[1907], 16—26; Allfeld, KunſtSchch. [1908], 28 ff. Bem. 
15, 16, 19, 22 zu § 1; Riezler, Urh.⸗ und Erfinder R. I 
1909], 407 ff.; Dernburg, Bürgi. VI [1907/10], 156 ff.; 
Crome, BürgR. IV [1908], 70 ff.). Die Rev. meint: Das 
Bild B ſchließe ſich dem Papierſchildchen in allen weſent⸗ 
lichen Merkmalen ſo getreu an, daß beide Bilder durchaus 
den gleichen Eindruck hinterlaſſen. Wie dargelegt, hat das 
BG. in rechtlich fehlerfreier Würdigung für Merkmale und 
Geſamteindruck das Gegenteil feſtgeſtellt; ſeine Geſetzesanwen⸗ 
dung iſt alſo nicht zu beanſtanden. 2. Von dem Titelbilde B, 
die hiernach mit Recht Kunſtwerkſchutz beanſprucht, iſt das 
Bild A nach den rechtlich bedenkenfreien Feſtſtellungen des 
BG. eine in unfreier Benutzung gefertigte Nachbildung 
(88 16, 15 Abſ. 1 Satz 2 KunſtSchcG.). Das BG. führt, an⸗ 
knüpfend an die von dem Maler F. bezeugte Entſtehung des 
Bildes A dazu aus: Daß es ſich um eine Nachbildung und 
nicht etwa um eine unter freier Benutzung hervorgebrachte 
eigentümliche Schöpfung handelt, kann keinem Zweifel unter⸗ 
liegen. Beide Bilder ſind auf den erſten Anblick zum Ver⸗ 
wechſeln ähnlich. Zwar ſind einige kleine Abweichungen vor⸗ 
handen: der Vogel ſitzt in einem Kreiſe, ſtatt in einem Eirund, 
auf einem Zweige, ſtatt auf einem Geländer; das Früchte⸗ 
ſtilleben iſt umgruppiert; die Schrifttafel ſchließt unten mit 
einer geraden, ſtatt wie bei B mit einer geſchweiften Linie 
ab. In allen weſentlichen Stücken aber hat ſich der Maler der 
2. Bekl. an ſein Vorbild gehalten. Der ganze Aufbau und die 
Farbenzuſammenſtellung ſind getreulich aus dem Bild A über⸗ 
nommen. Die Nachbildung geht in ihrer Abhängigkeit ſo weit, 
daß ſogar Einzelheiten wie der den Rand der Umrahmung 
überſchneidende Vogelſchwanz und die bis in das 0 der Auf⸗ 
ſchrift überhängenden Kirſchen aus dem Bilde B in A wieder⸗ 
kehren. — Begründeterweiſe folgt deshalb das BG. auch 
hierin dem Gutachten der Sachverſtändigenkammer, verneint, 
daß das Bild A eine eigentümliche Schöpfung der bildenden 
Kunſt ſei, und erklärt es für eine Nachbildung des Umſchlag⸗ 
bildes B. 3. Ebenſowenig wie 88 1, 2, 15, 16 KunſtSchch. 
ſind die 88 17, 37, 42 verletzt. Da die Kl. an ihrem 
Bilde B künſtleriſches Urheberrecht hat, gebührt ihr allein das 
Recht der Herſtellung und Verbreitung (88 15, 17). Sie iſt 
zur Unterlaſſungsklage befugt, da, wie mit Grund angenommen 
wird, die Gefahr weiterer Verletzung ihres Rechtes beſteht 


eine Nachbildung angenommen; denn es ſteht außer Zweifel, daß Ab⸗ 
weichungen, die das Weſen eines Kunſtwerkes nicht berühren und die 
ſich ja bei einer Nachahmung, um dieſe für den oberflächlichen Be⸗ 
trachter zu verdecken, faſt ſtets finden, den Tatbeſtand der Nachbildung 
nicht ausſchließen. 

Geh. Rat Prof. Dr. Allfeld, Erlangen. 


2) JW. 1926, 506. ) JW. 1910, 39. 


56. Jahrg. 1927 Heft 36] 
. 


(8 1004 BGB, g 890 3.0.) Vernichtung der im Bel 
Pr 9. Beſitze 
der Bekl. 8 _IPD.). Vernichtung der im e 
beremtige (8; 7, 2. in verlangen, ft fie gleigfels 
a [Ka.] 


U. v. 13. Juni 1927; 30/27 I. — Kiel.) 
fah 11. 88 4,5 Pat G. Das gegenüber einem Ver⸗ 
1 een beſtehende Vorbenutzungsrecht er- 
8 t ſich auf alle Benutzungsarten, auch auf 
a Inverkehrbringen des Verfahrens.] 7) 
Be Die Kl. iſt Inhaberin des Patents Nr. 216802, deſſen 
um „Schuhkappen mit Verſtärkungseinlage“ und 
Berta luſpruch folgendermaßen lautet: „Schuhkappen mit 
Steifl Tungseinlage, dadurch gekennzeichnet, daß letztere aus 
ſeeht einen mit ein⸗ und aufgepreßten Zelluloidſchichten be⸗ 
Gagen Die Kl. ſtellt Schuhkappen nicht ſelbſt her, ſondern 
Schul die Verſtärkungseinlage in ausgeſtanzter Form an 

Wer Die Bekl. ſtellt einen Stoff her, den fie 
„ Lermatoid“ 


liefert, 195 nennt, und den ſie ebenfalls an Schuhfabriken 


ich ohne ihn vorher auszuſtanzen; der Stoff ſoll 
D für Uniformkragen und Mützenründer geeignet ſein. 
a le iſt der Meinung, daß die Bekl. ihr Patent verletze, 
Verſtä ain. mit dem Antrage, der Bekl. zu verbieten, daß ſie 
8 — äͤrkungseinlagen für Schuhkappen aus einem Gewebe mit 
bri und aufgepreßten Zelluloidſchichten herſtelle, in Verkehr 
88 8 oder feilhalte. Ferner verlangt ſie Rechnungslegung 
1 Ohadenserſaß. Dle Bekl. gibt zu, daß ſie zeitweilig 
greife toff hergeſtellt habe, der in das Patent der Kl. ein⸗ 
mit d. und deſſen Herſtellung fie infolge eines Schriftwechſels 
bestrettg Kl. ſeit dem Jahre 1913 aufgegeben haben. Dagegen 
verla et ſie, daß der Stoff, den ſie jetzt herſtelle, das Patent 
ana Sie beruft fich in erſter Linie auf ein Vorbenutzungs⸗ 
en fie den zuletzt genannten Stoff ſchon vor der An⸗ 
11 Gel des Klagepatents vertrieben und ſich ſchon damals 
255 at dh muten habe ſchützen laſſen. Die Kl. hat hierauf 

12 ert, daß das Patent ein Verwendungspatent und eine 
S ge eung nur inſoweit möglich ſei, als die Bekl. den 
Anh 95 ihrem eigenen Betriebe für Schuhkappen verwandt 
worde as ſei aber nicht geſchehen. Die Klage iſt abgewieſen 
8 Recht hat das BG. angenommen, daß das 
geſtellte ie Verwendung des nach bekanntem Verfahren her⸗ 
alſo Ges Verſteifungsmaterials für Schuhkappen ſchützt, daß 
nicht a des Patents ein Verfahren ift, und zwar 
ur Sa erfahren der Herſtellung des Verſteifungsmaterials 
n Verfahren wird als bekannt vorausgeſetzt —, 


Zu 11. Die vorlie ine, übri 

8 gende Entſch. bedeutet eine, übrigens durch 

Do 8 Entſch. vorbereitete Abkehr von der früheren Rſpr. 
R erwend ie betrifft einen der intereſſanten Fälle, in denen ein 
nutzung di fangs verfahren geſchützt iſt. Iſt es nun eine Ve⸗ 
äußert im Verfahrens, wenn jemand gewerblich Erzeugniſſe ver⸗ 
verletzend E che von dem Abnehmer in einer jenes Verfahren objektiv 
wiklich en Weiſe gebraucht werden können und vorausſichtlich auch 
ſolcher 1 benutzt werden. Wird die Frage bejaht, ſo liegt in 
n 85 5 von Erzeugniſſen eine Verletzung des Patentes. 
folgt war ieſe Verbreitung ſchon vor Anmeldung des Patentes er⸗ 
einer früh ſo kann fie ein Vorbenutzungs recht begründen. In 
lich in —ꝗ— Aſpr. hatte das RG. dieſe Frage verneint, fo nament⸗ 
von Hol > erühmten Urt. v. 26. Jan. 1907, betr. die Verwendung 
130). Spare. zu Streuzwecken in Bäckereibetrieben (PMZW. 13, 
gegenwärtz ter ſind dem RG. Bedenken gekommen, und auch die 
nunmehr dle Entſch vertritt, unter bewußter Abkehr von jenem Urt., 
zeugniſſen e Auffaſſung, daß durch die frühere Veräußerung von Er⸗ 
ſchützten Ver che eine Anwendung des durch das ſpätere Patent ge⸗ 
recht erw fahrens durch die Abnehmer ermöglicht, ein Vorbenutzungs⸗ 

. 1 l könne. 

erweckt gebnis iſt zweifellos zu billigen, aber die Begründung 
einen Fal de en. Das RO, erblickt in dem geſchilderten Wölbung 
Allein dieſe Inverkehrbringens des Anwendungsverfahrens. 
Inverkehrbrinannze, Vorstellung ift reichlich unnatürlich. Von einem 
wenn einem Dein des Verfahrens könnte man allenfalls dann reden, 
des Rezentes) 4 die Kenntnis desſelben (etwa durch Mitteilung 
gebene fatti er auch eine für den Erwerber ſonſt nicht ge⸗ 
braucht e Moglichkeit der Anwendung verſchafft wird. Es 
lagert zu fein. Bier Fall in tatſächlicher Hinſicht keineswegs ſo ge⸗ 
äußerer des zu aber liegt daher die Anſchauung, daß der Ver⸗ 
das Verfahren ** Awren anwendung geeigneten Stoffes ſeinerſeits 
ſondern iter nwendung ſbringt, allerdings nicht direkt, 


Anwendung gewährt. A er anderen die Möglichkeit zu ſolcher 


enützung aufſtellen (ogt. kann dafur den Begriff der mittelbaren 


Iſay, Komm. $4 Anm. 35; Kiſch, 
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ſondern das Verfahren der Verwendung dieſes Materials für 
Schuhkappen. Iſt hiernach das Patent ein Verfahrenspatent, 
ſo iſt dem BG. im Ergebnis auch darin beizutreten, daß die 
Bekl. einen Tatbeſtand nachgewieſen hat, der ihr ein Vor⸗ 
benutzungsrecht i. S. des 85 PatG. gibt. Dieſe Vorſchrift 
will den zur Zeit der Patentanmeldung beſtehenden Beſitz⸗ 
ſtand aufrechterhalten: wer den Gegenſtand der Erfindung 
bisher benutzt hat, ſoll ihn auch weiter benutzen dürfen, ſo⸗ 
fern die Benutzung ſich auf die Bedürfniſſe des eigenen Be⸗ 
triebes beſchränkt. Unter dieſer Vorausſetzung kann die Be⸗ 
nutzung nicht zu einer Patentverletzung werden. Dabei iſt 
auch eine Erweiterung des Betriebes nicht ausgeſchloſſen (RG. 
110, 2241)). Die Benutzung i. S. des $ 5 begreift in ſich alle 
in § 4 genannten Benutzungsarten, ſoweit ſie an dem Gegen⸗ 
ſtande der Erfindung überhaupt denkbar ſind, bei einem Ver⸗ 
fahrenspatente alſo insbeſondere auch das Inverkehrbringen 
des Verfahrens. Wie nun ein Verfahren durch Veräußerung 
des Rezeptes in Verkehr gebracht wird (RG. 46, 14), ſo iſt 
das hier in Rede ſtehende Verfahren von der Bekl. dadurch 
in Verkehr gebracht worden, daß ſie ihr Verſteifungsmaterial 
zum Zwecke der Herſtellung von Schuhkappen veräußerte 
(vgl. RGSt. 37, 111). Das hat ſie nach der Feſtſtellung des 
BG. ſchon vor der Patentanmeldung getan, oder ſie hat doch 
mindeſtens die dazu erforderlichen Veranſtaltungen ſchon vor 
dieſem Zeitpunkte getroffen. Mit Recht iſt auf die Gebrauchs- 
muſteranmeldung v. 11. Mai 1908 verwieſen, während die 
Patentanmeldung erſt am 1. Juli 1908 erfolgt iſt. Letztere 
fand alſo ſchon einen Beſitzſtand der Bekl. vor, und dieſer 
Beſitzſtand muß ihr gewahrt bleiben. Soweit in der Entſch. 
v. 26. Jan. 1907 (Blatt für Patent⸗, Muſter⸗ und Zeichen⸗ 
weſen 13, 130 f.) eine hiervon abweichende Auffaſſung zum 
Ausdrucke kommt, hält der Sen. an ihr nicht feſt. 


(U. v. 25. Mai 1927; 366/26 I. — Frankfurt.) [Ka.] 

12. S1 UnlWG. Bei zwei gleichlautenden 
Titeln zweier Zeitungen kann derjenige, der 
die Bezeichnung früher angenommen hat, dem 
Späteren die Führung der Bezeichnung nicht 
verbieten, wenn dieſe Bezeichnung der anderen 
Zeitung im Verkehr ſchon vorher beigelegt 
worden war.] f) 


(u. v. 23. Nov. 1926; 61/26 II. — Berlin.) 
Abgedr. JW. 1927, 1098. 


Handbuch S. 174, namentlich Anm. 49). Dieſe Konſtruktion hat den 
Vorteil, daß ſie eine angemeſſene praktiſche Löſung auch für ſolche 
Fälle ermöglicht, in denen das Verfahren dem Abnehmer des Stoffes 
bereits bekannt iſt, namentlich aber für die Fälle, in denen dieſer 
das Verfahren nicht zu gewerblichen, ſondern zu häuslichen Zwecken 
anwendet. Auch hat dieſe Auffaſſung den Vorzug, daß die fubjektiven 
Erforderniſſe ſchuldhafter Patentverletzung in der Perſon des Ab⸗ 
nehmers nicht vorzuliegen brauchen und daß die Haftung des Ver⸗ 
äußerers nicht erſt auf dem Umwege über die Teilnahme an einer 
patentverletzenden Tat des Abnehmers, oder auf dem Umweg über eine 
mittelbare Täterſchaft ermöglicht zu werden braucht, wofür vielfach 
die tatſächlichen Vorausſetzungen fehlen würden. 

Nimmt man aber an, daß nach Patenterteilung das geſchilderte 
Verhalten des Veräußerers eine Verletzung des Verfahrens (durch 
mittelbare Anwendung desſelben) darſtellt, ſo muß folgerichtig auch 
angenommen werden, daß ein ſolches Verfahren, wenn es vor An⸗ 
meldung jenes Patentes betätigt wurde, zur Begründung eines Vor⸗ 
benutzungsrechtes führt, wie dies denn auch im Ergebnis von der 
vorliegenden Entſch. angenommen wird. 

Daß auch die hier vertretene Behandlung des Falles gewiſſen 
theoretiſchen Bedenken unterliegt, ſoll freilich nicht geleugnet werden. 
Und es beſteht Anlaß, bei der in Ausſicht genommenen Neugeſtaltung 
des PatG. dieſen praktiſch häufigen und wichtigen Fall einer aus⸗ 
drücklichen unzweideutigen Regelung zuzuführen. 

Geh. JR. Prof. Dr. Kiſch, München. 


[Ku.] 


) JW. 1925, 1397. 


Zu 12. A. Anm. von RA. Hoffmann, Leipzig; abgedr. 
JW. 1927, 1098. rg 

B. 1. Der Kritik Hoffmanns iſt im Ergebnis zuzuſtimmen. 
Aber der verhängnisvolle Widerſpruch, in den ſich das RG. ver⸗ 
wickelt hat, tritt erſt hervor, wenn man die beiden Entſch. neben⸗ 
einander betrachtet, die der gleiche Tatbeſtand hervorgerufen hat. 
In JW. 1927, 1098 iſt nur der Fall erwähnt, daß die Köbener 
Firma ihren ſeit 1922 benutzten Zeitungstitel „Oderzeitung“ gegen 
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13. 88 1, 3 UnIWG. Die Unterlagen füt den 
Unterlaſſungsanſpruch muß der Kläger be⸗ 
weiſen. Die perſönliche Reklame unter Ver⸗ 
gleichung mit den Leiſtungen eines beſtimmten 
Konkurrenten iſt bei Gefahr des Mißverſtänd⸗ 
niſſes im Publikum in der Regel jittenmwidrig.]f) 


(U. v. 11. März 1927; 321/26 II. — Darmſtadt.) [Ku.] 
Abgedr. JW. 1927, 1574. 


die i. J. 1924 auftretende „Oderzeitung“ aus Frankfurt a. d. O. 
verteidigt. In der Entſcheidung vom gleichen Tage 60/26 II 
(Mu W. XXVI, 186) wurde über die Klage entſchieden, mit der bie 
Frankfurter „Oderzeitung“ bzw. die „Frankfurter Oderzeitung“ 
der Köbener „Oderzeitung“ und der „Köbener Oderzeitung“ beide 
Titel auf Grund des § 16 UnlWG. verbietet. Dies iſt alſo die 
Klage, die Hoffmann im letzten Satz ſeiner Ausführungen mit 
Recht vermißt. 

2. In beiden Prozeſſen will das RG. bei der Köbener Firma 
einen Verſtoß gegen § 1 UnlWG. annehmen, wenn die „Frank⸗ 
furter Oderzeitung“ auch in der Gegend von Köben unter dem 
Schlagwort „Oderzeitung“ bekannt war und die Köbener Firma 
dies wußte. „Denn dann war es offenkundig, daß ſie durch An⸗ 
nahme des Namens „Oderzeitung“ aus der auf der Hand liegenden 
Möglichkeit der Verwechflung mit der gleichfalls „Oderzeitung“ ge⸗ 
nannten „Frankfurter Oderzeitung“ für ſich Nutzen ziehen wollte.“ 
Ein unanfechtbarer Satz, deſſen Gedanke aber auch zur Begrün⸗ 
dung der Verwechſlungsgefahr Hätte verwendet werden miſſen. 
Statt deſſen wird die im Falle der Entwicklung des Namens „Oder⸗ 
zeitung“ zum Schlagwort „auf der Hand liegende“ Verwechflungs⸗ 
möglichkeit verneint a) bei „Oderzeitung“ einerſeits „Köbener 
Oderzeitung“ andererſeits, b) bei „Frankfurter Oderzeitung“ einer⸗ 
ſeits, „Köbener⸗ oder Schleſiſche Oderzeitung“ andererſeits, c) bei 
Frankfurter Oderzeitung“ einerſeits, „Oderzeitung“ andererſeits. 
Obwohl nun die Frankfurter Firma von Anfang an in beiden Pro⸗ 
zeſſen behauptet hat, ihre „Frankfurter Oderzeitung“, die i. J. 
1880 gegründet worden war, ſei ſeit vielen Jahren ſchlagwortartig 
als „Oderzeitung“ bekannt, wird die Verwe ſlungsgefahr mit der 
philologiſch vielleicht richtigen, zeichen⸗ und firmenrechtlich falſchen 
Begründung verneint, die Ortsbezeichnungen „Köbener“ und 
„Frankfurter“ ſeien beſtimmt und geeignet, den weiteren Begriff 
„Oderzeitung“ zu begrenzen, und ſeien nicht weniger unterſchei⸗ 
dungskräftig als dieſer, infolgedeſſen auch ausreichend, um die Ver⸗ 
wechſlungsmöglichtzeit auszuſchließen. So ergibt ſich folgender Wi⸗ 
derſpruch: Die Sache wird an das Berufungsgericht zurückver⸗ 
wieſen, um aufzuklären, ob das Wort „Oderzeitung“ Schlagwort 
fee een ſei und die Köbener Firma dies gewußt habe, denn dann 
iege ein Verſtoß gegen 81 UnlWGl. vor; fie wird aber nicht zu⸗ 
rückverwieſen, damit auf Grund dieſer tatſächlichen Feſtſtellung die 
Frage der Verwechſlungsgefahr nochmals geprüft wird. Dieſe ver⸗ 
neint das RG. unter allen Umſtänden! 

Hiermit ſetzt ſich das RG. in Widerſpruch zu ſeiner bisherigen 
Rſpr. in der Frage der Verwechſlungsgefahr. (Man vgl. die Entſch. 
des 2. 38S. in Mu W. XIII, 86, wo die „Vereinigten Berliner 
Kohlenhändler“ gegen die „Vereinigten Charlottenburger Kohlen⸗ 
händler“ mit der Begründung die Löſchungsklage erhoben, die Kl. 
ſei allgemein unter der ſchlagwortartigen Abkürzung „Vereinigte“ 
bekannt). Mit Recht hat das RG. erklärt, daß trotz unterſchei⸗ 
dungskräftiger Zuſätze wie „Berliner“ und „Charlottenburger“ ge⸗ 
wiſſe Teile der Firmenbezeichnung zu Schlagworten werden kön⸗ 
nen, die ſich dann beim Publikum einbürgern und dadurch eine 
Verwechſlungsmöglichkeit herbeiführen. 

Gewerbliche Bezeichnungen können ſich zu Schlagworten ent⸗ 
wickeln durch die darauf gerichtete Propagandatätigkeit des Berech⸗ 
tigten wie bei den Zeichen „Acc.“, „HA PAC“, „Uralt“; ſie 
können aber Schlagworte auch dadurch werden, daß ſie im Laufe 
des Gebrauchs lediglich durch das Verhalten des Publikums eine 
ſtärkere Unterſcheidungskraft und ſchließlich den Schlagwortcharak⸗ 
ter gewinnen, wie „Mittelland“, „Vereinigte“. In beiden Fällen 
ſind ſie ſchutzfähig; mit größerer innerer Berechtigung im zweiten 
Falle. Wie der Firmenbeſtandteil „Vereinigte“, ſo iſt auch der Ti⸗ 
telbeſtandteil „Oderzeitung“ ohne Mitwirken des Firmeninhabers 
lediglich durch den Sprachgebrauch Schlagwort geworden. Sprach⸗ 
gebrauch iſt aber hier nichts anderes als mundgerecht gewordene 
Verkehrsgeltung. Nach den vielen guten Urt. des RG. über den 
Schutz des tatſächlichen Verkehrszuſtandes, „der infolge einer recht⸗ 
lich nicht zu beanſtandenden gewerblichen Tätigkeit eingetreten iſt“, 
bedarf die Bedeutung des Begriffs der Verkehrsgeltung keiner Her⸗ 
vorhebung mehr (f. Urt. betr. Goldina JW. 1925, 2454; Laven⸗ 
del⸗Orangen JW. 1926, 566; Vor JW. 1927, 108; Batſchari⸗ 
Krone JW. 1927, 774; „Mein Maco⸗Stolz“ GewgrSch. 1927, 
191). Der von Edwin Katz (JW. 1926, 566) begrüßte Fort⸗ 
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Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


I. Materielles Recht. 
1. Strafgeſetzbuch. 


14. [852 StG B. verlangt eine Einwirkung 
auf den Täter, durch die er ſich einem die Be⸗ 
gehung der Tat von ihm fordenden fremden Wil- 
len beugt.]f) 

Die Ausführungen des Schwurgerichts zu 852 StB, 
gehen von dem auch ſonſt mitunter zutage getretenen Rechts⸗ 
trrtum aus, als ob eine Nötigung i. S. des 852 StGB. auch 
dann vorliegen könne, wenn — ähnlich wie im Falle des 
Milderungsgrundes des § 213 SGB. — der Täter durch 
Drohungen des Verletzten gegen dieſen gereizt und hier⸗ 
durch zu der Begehung der Tat gegen ihn hingeriſſen wird. 
Hierbei wird überſehen, daß in 8 52 eine Einwirkung auf den 
Täter vorausgeſetzt wird, die ihn „zu der Tat“ nötigen 


ſchritt der Rſpr., der das Verſtändnis des Verkehrs zur maßgeben⸗ 
den Grundlage für den Erwerb des Rechtsſchutzes werden läßt, 
hatte verhindern müſſen, daß das NG. die vom BG. aufgeſtellte 
Bemerkung billigt, der Sprachgebrauch könne die dem Berechtigten 
aus dem befugt angenommenen Namen zuſtehenden Rechte nicht 
erweitern. Verkehrsgeltung iſt vielfach etwas dem Verkehr Unbe⸗ 
wußtes. Der Umfang des Rechtsſchußes wird erweitert durch die 
großere Kraft der Verkehrsgeltung. Es kann aber keine ſtärkere 
Serkehrägeltung geben, als die durch den Sprachgebrauch nach⸗ 
weislich zum Ausdruck gelangte Verkehrsbemühung, die ſich zur 
eigenen Bequemlichkeit ein Schlagwort eee hat (ſ. auch Call» 
mann: GewgSchuUrhg. 1927, 446). 
RA. Dr. Rudolf Callmann, Köln. 


u 13. Eine bemerkenswerte Entſch., nicht weil fie betont, daß 

die Unterlagen für den Unterlaſſungsanſpruch vom Kl. zu beweiſen 
ſind, auch nicht weil fie ausſpricht, daß es zur Annahme einer un⸗ 
lauteren Wettbewerbshandlung i. S. des § 1 UnlWG. nicht des Nach⸗ 
weiſes der Täuſchungsabſicht bedarf — bemerkenswert vielmehr, weil 
ſie in klarer und überzeugender Weiſe gegen den vielgeübten Miß⸗ 
brauch der anpreiſenden Vergleichung der eigenen Ware mit den 
Leiſtungen der Konkurrenz Stellung nimmt. 

Schon Kohler hat ih in MuW. 16, 128 gegen derartige per⸗ 
ſönliche Vergleichungen und die Anmaßung eines Richteramtes in 
eigener Sache ausgeſprochen, und Roſenthal, Komm., 6. Aufl. 
N. 39 zu 81, lehrt, daß eine leichtfertige Anpreiſung der eigenen 
ober Herabſetzung der fremden Ware zu Zwecken des Wettbewerbs 
den 51 verletzen könne, wobei es nicht entſcheidend darauf ankomme, 
ob die Richtigkeit der Angaben objektiv feſtſtellbar ſei. 

Der Wert der obigen Entſch. beſteht darin, daß fie die Voraus- 
ſetzungen näher feſtzulegen verſucht, unter denen die Sittenwidrigkeit 
eines ſolchen Vorgehens grundsätzlich anzunehmen ift, nämlich wenn 
der Anpreiſende die eigene Leiſtung mit derjenigen beſtimmter 
Konkurrenten vergleicht, ohne daß eine genügende Grundlage 
für die unparteiiſche Vergleichung namentlich hinſichtlich der 
Preiſe geſchaffen wird. Dabei wird vom RG. zutreffend betont, daß 
bei derartigen Vergleichen ganz allgemein die Gefahr beſteht, daß 
die Mitteilungen im Kreiſe des nur oberflächlich urteilenden Publi⸗ 
kums mißverſtanden werden; das führt mit Recht dazu, die An⸗ 
forderungen an die Schaffung einer ſolchen hinreichenden objektiven 
Vergleichsgrundlage beſonders ſcharf zu ſtellen. 

Eben deshalb kann man dem NG. nur zuſtimmen, wenn es 
das Vorhandenſein einer ſolchen Grundlage ablehnt, falls der An⸗ 
preiſende ſich gewiſſe Warenproben aus dem Geſchaft des Kon⸗ 
kurrenten heimlich beſorgt hat, und es ſich um Waren handelt, die, 
wie Lebensmittel, von verſchiedener Beſchaffenheit find und großen 
Preisſchwankungen unterliegen. 

Die Entſch. wird einen wohltätigen Einfluß auf die Reinigung 
des Wettbewerbs von derartigem ordnungswidrigen Vorgehen ausüben. 

OLGR. a. D. Prof. Dr. Heinrich Lehmann, Köln. 


Zu 14. Die Entſch. ſcheint mir in jeder Beziehung durchaus ge⸗ 
rechtfertigt. Eine Verurteilung aus § 226 StGB. dürfte durchaus 
notwendig fein. Die Entſch. ſelbſt erwähnt fie zwar nicht, wohl des⸗ 
halb, weil die Reviſionsſchrift nicht davon ſpricht, ſondern nur ver⸗ 
ſchiedene Entſchuldigungsgründe anführt. Darunter auch § 52 StGB. 
Daß die Töchter ihren Vater gemeinſchaftlich gemißhandelt haben, 
hat das Untergericht feſtgeſtellt. Daß hier nicht von 852 StGB. 
geredet werden darf, iſt ebenſo ſicher und die Ausführungen des 
Urt. darüber vollſtändig überzeugend. 

Geh. Hofrat Prof. Dr. v. Lilienthal, Heidelberg. 
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ſollte. Der Drohende muß — einerlei, was er innerlich 
98 und bezweckt — den Willen äußern und dem andern 
red Anſinnen ſtellen, bei Vermeidung des angekündigten 
bels die ihm angeſonnene ſtrafbare Handlung zu be⸗ 
er Selbſt wenn der Drohende die Tat innerlich gewollt 
eh: ne durch ſeine aufreizenden Außerungen bezweckt hat, 
Nm er fie nicht durch das zur Nötigung unerläßliche Mittel 
5 r Furchterregung, ſondern durch Reizung und Zorn⸗ 
sung erreichen, wenn er lediglich gegen ſich in dem 
Bst einen gereizten Zuſtand hervorruft und hier⸗ 
inne ohne ihn durch Furchterregung einem geäußerten An⸗ 
eh gegenüber willig gemacht zu haben, den anderen zu 
75 “ at „reizt“ 8 52 StGB. betrifft vielmehr eine Nötigung 
= Drohungen, infolge deren der Täter ſich dem Druck eines 
u Begehung der Tat von ihm fordernden fremden Willens 
b gt und in Übereinſtimmung mit dieſem Anſinnen ſich da⸗ 
Ur balſchließt, das zu wollen und das zu tun, was der 
dr hende ihm abverlangt und als ſeinen Willen ihm auf⸗ 
haben — Davon kann hier keine Rede fein; die Angell. 
N bei der Mißhandlung ihres Vaters nicht nach, ſon⸗ 
cha dat gegen ſeinem in die Erſcheinung getretenen Willen 
Er elt. Das allein ſchon ſchloß die Anwendung des 8 52 


aus. 
(2. Sen. v. 30. Mai 1927; 2 D 409/27.) A.] 
15. [88 41, 85, 86 StG B. Vorbereitung des 


Kochverraks durch Verbreitung von Schriften. 
N Verbreitung an ſich nicht hoch- 
faſſer kchiſcher Schriften, mit denen der Ver⸗ 
er lediglich künſtleriſche oder wiſſenſchaft⸗ 
85 Zwecke verfolgt, iſt Vorbereitung des Hoch- 
3w 8 möglich, wenn ſie für hochverräteriſche 
15 ace objektiv geeignet find und der Verbreiter 
Buer gen dieſer Eignung zur Erreichung dieſes 
e mißbräuchlich verbreitet. Auf Unbraud- 
or Hung von Schriften ſtrafbaren Inhalts 
ane ihrer Platten und Formen iſt nach zwin⸗ 
erk er Vorſchrift des 8 41 StGB. auch dann zu 
faffer a wenn nicht erwieſen iſt, daß die Ver⸗ 
85 er ſelbſt mit ihren Werken hochverräteriſche 
Ar ecke verfolgt haben. Die Verjährung des 8 22 
N beginnt bei fortgeſetzter Handlung erft 
he etzten Verbreitungsakt ab zu laufen. Einem 
nich ändler iſt unter gewöhnlichen Umſtänden 
den Vüdumnten, die ihm zum Verkauf zugehen⸗ 
* ücher daraufhin zu prüfen, ob fie im gan- 

1 8 an einzelnen Stellen gegen geſetzliche 
14 Immungen verftoßen; anders liegt es jedoch 
Fand wenn es ſich nicht um ſelbſtändige buch⸗ 
kiſch eriihe Erwerbsgeſchäfte, ſondern um poli- 
delt „Zwecken dienende Unternehmungen han⸗ 
um dan begründet und fortbetrieben werden, 
We Verbreitung von Schriften der Vor- 

tung des Hochverrats zu dienen.] 7) 


1 In den von den beiden Angekl. geleiteten Geſchäften wurde 
Schriften dibexeitung des Hochverrats durch Verbreitung von 
und St 1 die teils im ganzen, teils in einzelnen Abbildungen 
näher x 5 hierzu geeignet befunden wurden, betrieben. (Wird 
Anger  sefühzt.) .. Die Bücher wurden in den von den 
eignet W Sen Buchhandlungen verbreitet, weil ſie als ge⸗ 
tung 988 geichen wurden und auch geeignet find, der Vorberei⸗ 

: Hochverrats durch gewaltſame Anderung der beſtehen⸗ 


Sl . Die in der ffentlichkeit viel beſprochenen Urt. 
ſätzlich nic e davon aus, daß man einem Buchhändler grund⸗ 
auf ihre St „zumuten könne, alle von ihm vertriebenen Bücher 
einwandfreier Fardeit hin zu prüfen. Sie unterſcheiden in durchaus 
a . Weiſe zwiſchen einem ſelbſtändigen Buchhänd⸗ 
von einer e en Leiter einer in Abhängigkeit 
gründeten und Partei für beſtimmte hochverräteriſche Zwecke be⸗ 


8 fortgeführt > i 
Sarteifunktionie a 7 Vertriebsunternehmung. Von einem ſolchen 


aß er, wenn auch nich 
r. 0 t d 
Vertrieb der Bücher besfofgte 


Lage der Umſtände angenommen werden, 
1 5 re fo doch den mit dem 
gebilli et sgten hochverräteriſchen Zweck gekannt und 
ei. Dies lend de mindeſtens bedingter Tätervorſatz anzunehmen 
die zahlreichen und durchaus zutreffende Unterſcheidung beweiſt, daß 
wenn ſie 5 an dieſen Urt. geübten Preſſekritiken Unrecht hatten, 

chäupteten, daß das RG. nunmehr jeden Buchhändler 


den Reichsverfaſſung ... zu dienen. ... Die Angekl. behaupten, 
den Inhalt der beanſtandeten Bücher, die von ihnen ver⸗ 
trieben ſind, nicht gekannt zu haben. Es iſt einleuchtend ..., 
daß man einem Buchhändler unter gewöhnlichen Umſtänden 
nicht die Pflicht auferlegen kann, die ihm zum Verkauf zu⸗ 
gehenden Bücher, von denen er nicht weiß, daß ſie beſchlag⸗ 
nahmt ſind, vor dem Weiterverkauf einer Prüfung daraufhin 
zu unterziehen, ob ſie etwa im ganzen oder an einzelnen Stel⸗ 
len gegen geſetzliche Beſtimmungen verſtoßen. Eine ſolche 
Pflicht wäre für einen auch nur einigermaßen beſchäftigten 
Buchhändler völlig unerfüllbar, und, was von dem Buch⸗ 
händler gilt, gilt noch mehr von den Angeſtellten in der 
Buchhandlung, die die Verantwortung dafür, daß die Bücher 
keinen ſtrafbaren Inhalt haben, in aller Regel dem Inhaber 
überlaſſen dürfen. Bei den von den Angekl. geleiteten Ver⸗ 
lagsgeſchäften und Buchhandlungen handelt es ſich aber nicht 
um bloße buchhändleriſche Erwerbsgeſchäfte, ſondern um poli⸗ 
tiſchen Zwecken dienende Unternehmungen, die in Abhängig⸗ 
keit von der KPD. gegründet find und fortbetrieben werden, 
um durch Verbreitung von Schriften der Vorbereitung des 
Hochverrats zu dienen. Der handelsgerichtlich als Inhaber 

eingetragene U. in Moskau, .. war lediglich ein Stroh⸗ 
mann. Die wirkliche Leitung lag bei der „Jugend⸗Exekutive“ 
in Moskau und der Zentrale der kommuniſtiſchen Jugend in 
Berlin. Dieſe beſtimmten, welche Bücher gedruckt und ver⸗ 
breitet werden ſollten. . . . Es ſpricht alles dafür, daß die 
beiden Angekl. ſchon bei der Übernahme ihrer leitenden Stel⸗ 
lungen in der „Jungen Garde“ und im Buchladen der „Viva“ 
den Zweck und die Aufgabe ihrer Unternehmung kannten 
Daß im übrigen die beiden Angekl. die beanſtandeten Bücher 
durchgeleſen und ihren Inhalt im einzelnen gekannt haben, 
kann nicht feſtgeſtellt werden, wohl aber waren ſie, wie ſie 
ſelber zugaben, über die Tendenz der Bücher und den Inhalt 
im allgemeinen, ſei es durch Beſprechungen der Bücher in 
anderen Zeitſchriften oder im Börſenblatt für den Deutſchen 
Buchhandel, ſei es durch das Inhaltsverzeichnis, unterrichtet... . 
Haben hiernach die von den Angekl. verbreiteten Bücher ent⸗ 
weder unmittelbar hochverräteriſchen Inhalt, oder ſind ſie 
wenigſtens geeignet, der Vorbereitung des Hochverrats zu 
dienen, und haben ferner die Angekl. ſie mindeſtens mit dem 
bedingten Vorſatz, durch die Verbreitung der Bücher den Hoch⸗ 
verrat vorzubereiten, und zwar wegen ihrer leitenden Stellung 
mit dem Täter⸗, nicht bloß dem Gehilfenwillen verbreitet, fo 
haben fie ſich eines Verbrechens zwar nicht gegen 8 85, wohl 
aber gegen $ 86 StGB. ſchuldig gemacht, ſofern es ſich bei 
dem hochverräteriſchen Unternehmen um ein beſtimmtes 
Unternehmen handelt. ... (Daß dies der Fall, wird näher 
ausgeführt.) Seitens der Verteidigung iſt geltend gemacht 
worden, daß eine Vorbereitung des Hochverrats i. S. des 
§ 86 StGB. durch Verbreitung von Schriften nicht ſtraf⸗ 
bar ſei. Die geiſtige Einwirkung auf andere könne nicht als 
Vorbereitung eines hochverräteriſchen Unternehmens angeſehen 
werden. Auch ſei der Vertrieb von Schriften nur in den im 
StG B. beſonders bezeichneten Fällen (88 85, 110, 126, 130, 
131 StGB., 87 Ziff. 3 NepSch®., § 10 Abſ. 2 Sprengftoff®.) 
ſtrafbar. Dieſe Anſicht iſt irrig. Wenn in den erwähnten Ge⸗ 
ſetzesſtellen die Verbreitung durch Schriften beſonders erwähnt 
oder durch das Tatbeſtandsmerkmal der „Öffentlichkeit auf 
ſie hingewieſen iſt, ſo ſchließt das keineswegs aus, daß durch 
die Verbreitung von Schriften auch der Tatbeſtand anderer 
ſtrafbarer Handlungen ſich erfüllen kann. Dies geht insbeſ. 
aus dem Verhältnis des $ 85 StGB. zum $ 86 StGB. her⸗ 


für den geſamten Inhalt ſeiner Schriften verantwortlich machen wolle. 
Auch die Ausführungen der Urt. darüber, daß Vorbereitung eines 
Hochverrats auch durch Verbreitung von Druckſchriften begangen 
werden konne und daß es ſich im vorl. Falle um Vorbereitung eines 
beſtimmten, nicht etwa nur in nebelhafter Ferne liegenden hoch⸗ 
verräteriſchen Unternehmens handle, erſcheinen rechtlich bedenkenfrei. 
Anders ſteht es mit dem Teil der Entſch., der die Unbrauchbar⸗ 
machung aller Exemplare ſämtlicher Druckſchriften anordnet. Das 
RG. unterſtellt als wahr, daß ein Teil der zur geiſtigen Vorbereitung 
des hochverräteriſchen Unternehmens verbreiteten Schriften an ſich nicht 
zu hochverräteriſchen, ſondern lediglich zu wiſſenſchaftlichen, künſt⸗ 
leriſchen oder ähnlichen nicht ſtrafbaren Zwecken geſchrieben worden 
iſt, ſo daß ihre Verbreitung unter normalen Umſtänden keine ſtraf⸗ 
bare Handlung darſtellen würde. Trotzdem beſchränkt es ſich auch bei 
dieſen Schriften nicht auf die Einziehung der den Tätern oder Teil⸗ 
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vor. Der $ 85 StGB. ſtellt die Aufforderung zur Ausführung 
des Hochverrats durch Verbreitung von Schriften unter Strafe, 
wenn ſich die Aufforderung auf die unmittelbare Ausführung 
der Tat richtet. Der 8 86 ſtellt dann aber „jede andere, ein 
hochverräteriſches Unternehmen vorbereitende Handlung“ unter 
Strafe. Es iſt ſchlechterdings nicht einzuſehen, weshalb, wenn 
viede andere ein hochverräteriſches Unternehmen vorbereitende 
Handlung“ unter Strafe geſtellt iſt, die Handlung nicht auch 
durch eine geiſtige Einwirkung auf andere und insbeſ. durch 
Vertreibung von Schriften begangen werden könnte, durch 
die zwar nicht, wie im Falle des 8 85 StGB. der Anlaß zur 
unmittelbaren Ausführung des Hochverrats gegeben werden 
ſoll, wohl aber der Menſchenkreis, an den die Schrift ſich 
wendet, innerlich für die Vornahme ſolcher Handlungen vor⸗ 
bereitet, zu ihr geneigt gemacht, das natürliche Widerſtreben 
der einzelnen gegen Gewalttätigkeiten, Bürgerkrieg u. dgl. 
überwunden werden ſoll. Es iſt ferner von der Verteidigung 
auf die 88 118 und 142 RVerf. verwieſen und ausgeführt 
worden, daß durch die Reichsverfaſſung die freie Meinungs⸗ 
äußerung durch Wort, Schrift, Druck und Bild geſchützt und 
die Freiheit der Kunſt gewährleiſtet ſei. Die Freiheit der 
Meinungsäußerung findet jedoch, wie im Art. 118 RVerf. 
ausdrücklich hervorgehoben iſt, ihre Schranken in den all- 
gemeinen Geſetzen und, wenn dies auch im Art. 147 Verf. 
nicht ausdrücklich geſagt iſt, ſo beſteht doch in der Literatur 
(ſ. die Komm. von Anſchütz, Gieſe) Einverſtändnis dar⸗ 
über, daß dies auch für die Kunſt gilt.... Die geſamte Tätigkeit 
der Angekl., durch die ſie ſich ... vergangen haben, beruhte 
auf einem einheitlichen. ununterbrochenen beſtehenden 
und betätigten Vorſatz und richtet ſich gegen dieſelbe Ver⸗ 
faſſung. ... Es handelt ſich alſo um eine fortgeſetzte Hand⸗ 
lung i. S. des 8 73 StGB. ... Dieſe Feſtſtellung iſt von 
beſonderer Bedeutung für die Frage, ob etwa bei einzelnen 
Verbreitungsakten Verjährung nach § 22 PreßGG. v. 7. Mai 
1874 eingetreten iſt. ... Bezüglich der etwaigen Verjährung 
iſt zunächſt zu bemerken, daß die Verjährung nicht etwa ſchon 
mit der früheren Verbreitung durch andere Perſonen beginnt, 
ſondern für jeden Täter erſt mit dem Tage der eigenen Ver⸗ 
breitung. Bei einem fortgeſetzten Delikt, bei dem ſich die Ver⸗ 
breitung ... Haus mehreren Einzelakten zuſammengeſetzt, be⸗ 
ginnt die Verjährung ferner erſt mit dem Tage des letzten 
Verbreitungsaktes (RGSt. 32, 70)... . Die Schriften, Abbil⸗ 
dungen und Darſtellungen, durch deren Verbreitung ſich die 
Angekl. der Vorbereitung des Hochverrats ſchuldig gemacht 
haben, ebenſo die zu ihrer Herſtellung beſtimmten Platten 
und Formen ſind nach der zwingenden Vorſchrift des 8 41 
StGB. unbrauchbar zu machen. Wenn im § 41 StGB. vor⸗ 
ausgeſetzt wird, daß „der Inhalt der Schrift ſtrafbar“ 
ſei, ſo iſt dieſem Erforderniſſe genügt, wenn der Inhalt der 
Schrift ſo geartet iſt, daß eine Handlung, welche jemand mit 
ihr vornimmt, gerade wegen jenes Inhalts eine ſtrafbare 
Handlung darſtellt. Daß dieſe angeordnete Unbrauchbar⸗ 
machung auch unbeteiligte Perſonen trifft, iſt nach der Beftim- 
mung des Geſetzes nicht zu vermeiden. Es handelt ſich um 
eine polizeiliche Sicherungsmaßregel. Von dieſer Unbrauchbar⸗ 
machung können auch diejenigen Schriften nicht ausgenommen 
werden, bei denen nicht erwieſen iſt, daß die Verfaſſer ſelbſt 
mit ihren Werken hochverräteriſche Zwecke verfolgt haben, und 
bei denen das Gericht als wahr unterſtellt hat, daß ſie künſt⸗ 
leriſchen Wert beſitzen. 
(4. Sen. v. 5. Febr. 1927; 14 a J 99/25.) 


16. [8 7 Nr. 4 Rep Sch G. Vorbereitung eines 
hochverräteriſchen Unternehmens durch Ver⸗ 
breitung von Schriften. Setzer und Drucker wird 
man regelmäßig nicht für den Inhalt ihrer Ar- 
beit verantwortlich machen können, falls ſie 


nehmern gehörigen Exemplare gem. § 40 StGB., ſondern erkennt 
gem. 8 41 StGB. auf Unbrauchbarmachung der geſamten Auflage 
und der zu ihrer Herſtellung benutzten Platten und Formen, indem 
es dieſe Schriften als ſolche „ſtrafbaren Inhalts“ anſieht. Ich 
habe ſchon an anderer Stelle (Komm. z. RPreßch. S. 126 ff.) ein⸗ 
gehend ausgeführt, daß es ſprach⸗ und ſinnwidrig iſt, jede Druckſchrift 
mit objektiv harmloſem Inhalt ſchon aus dem Grunde als ſolche 
„ſtrafbaren Inhalts“ anzuſehen, weil die Kundgebung oder Verbrei⸗ 
tung ihres Gedankeninhalts beim Vorliegen beſonderer, aus 
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nicht durch beſondere Umſtände auf den Inhalt 
der Arbeit hingewieſen werden oder aus wei- 
teren Anhaltspunkten ſich ihre Kenntnis von 
dem Inhalt ergibt. Der Funktionärkörper der 
K P D. iſt, ſoweit er bei der Verwirklichung des ge⸗ 
waltſamen Umſturzes und ſeiner Vorbereitung 
mitwirkt, eine geheime und ſtaatsfeindliche Ver— 
bindung zum Zweck der Untergrabung der Ver⸗ 
faſſung des Reiches und der Länder.] f) 

Die Kommuniſtiſche Partei Deutſchlands (KPD.) erſtrebt 
den Umſturz der beſtehenden Staatsform durch gewaltſame 
Anderung der Reichsverfaſſung mit dem Ziele, eine Räte⸗ 
republik nach ruſſiſchem Muſter zu errichten. Sie 
hält es für ihre Aufgabe, die zweite Revolution in Deutſch⸗ 
land vorzubereiten, um dann im gegebenen Augenblick die 
Verfaſſung zu ſtürzen und die Diktatur des Proletariats zu 
errichten. Dabei ſieht fie jenen Zeitpunkt ... nicht als in 
nebelhafter Ferne liegend an, ſo daß ſie ſich nur theoretiſch 
mit ihr beſchäftigt. Vielmehr rechnet fie... damit, daß inner- 
politiſche Schwierigkeiten oder die wachſende außenpolitiſche 
Unſicherheit eine ſchnelle Erſchütterung Deutſchlands und eine 
aktiv⸗revolutionäre Situation ſchaffen können. ... Die KPD. 
bereitet ſich deshalb darauf vor, für den Augenblick der Revo⸗ 
lution auf dem Poſten zu ſein und „ſozuſagen von heute auf 
morgen, vom Kampfe um einige Pfennige Lohnerhöhung zum 
Kampfe um die volle Staatsmacht überzugehen“. Für dieſen 
Kampf hat ſie den bewaffneten Aufſtand feſt ins Auge ge⸗ 
faßt. .. Zur Erreichung ihrer Zwecke hat die KPD. 
eine militäriſche Organiſation und einen umfaſſenden Zer⸗ 
ſetzungs⸗ und Nachrichtendienſt... Zu dem Zwecke, ihre 
Funktionäre für den beabſichtigten Aufſtand auch theoretiſch zu 
ſchulen, läßt die KPD. beſondere militäriſche Druckſchriften 
erſcheinen.. .. Vom September 1923 an bis zum Oktober 
1925 hat die ARD. die Schriftenfolge „Vom Bürgerkrieg“ 
in monatlichen Abſtänden erſcheinen und durch ihre militäri⸗ 
ſchen Funktionäre verbreiten laſſen. ... (Es folgen nähere 
Ausführungen über den hochverräteriſchen Zweck dieſer Ver⸗ 
breitung und die Kenntnis der Angekl. vom Inhalt der 
Schriften.) Endlich waren die Angekl. auch bei der Herſtellung 
der Bürgerkriegshefte in ihrem Betriebe tätig geweſen und 
auch hierdurch mit ihrem Inhalte bekannt geworden. Freilich 
werden Setzer und Drucker wegen der in ihrem Berufe ge⸗ 
botenen Eile und des regelmäßig mangelnden Intereſſes an 
dem Inhalt des Manuſkriptes ihre Arbeit meiſtens nur mecha⸗ 
niſch verrichten, ohne ſich um den Inhalt des Manuſkriptes 
bzw. Satzes zu kümmern. Regelmäßig wird man daher Setzer 
und Drucker nicht für den Inhalt ihrer Arbeit verantwortlich 
machen können. Anders liegt aber die Sache, falls ſie aus⸗ 
nahmsweiſe an der Arbeit ein beſonderes Intereſſe nehmen, 
falls ſie durch beſondere Umſtände auf den Inhalt der Arbeit 
hingewieſen werden oder aus weiteren Anhaltspunkten ſich 
ihre Kenntnis von dem Inhalt ergibt. Sämtliche dieſer Vor⸗ 
ausſetzungen liegen aber hier vor.... Dieſes erdrückende Be⸗ 
laſtungsmaterial ergibt die volle Gewißheit, daß ſämtliche 
ſieben Angekl. den Juhalt der Hefte gekannt haben. Dieſer 
Inhalt dient aber der Vorbereitung des Bürgerkrieges, um in 
abſehbarer Zeit die Verfaſſung des Deutſchen Reiches zu 
ſtürzen und mit Gewalt die Diktatur des Proletariats ein⸗ 
zuführen... . Es wird auch der erſtrebte Umſturz nicht als 
eine in nebelhafter Ferne liegende theoretiſche Möglichkeit er⸗ 
Örtert, ſondern als ein nach Ziel und Angriffsplan aus⸗ 
reichend beſtimmtes Unternehmen, deſſen baldige Verwirk⸗ 
lichung möglich fei. Daher bezwecken die Bürgerkriegsheſte die 
Vorbereitung zum Hochverrat. Sämtliche Angekl. haben nun 
weiter gewußt, daß die Bürgerkriegshefte verboten waren. 
Dies ergibt ſich klar aus den oben geſchilderten geheimnis⸗ 
vollen Umſtänden, unter denen der Auftrag entgegengenommen, 


ihrem Inhalt nicht erſichtlicher Begleitumſtände zur ſtrafbaren Hand⸗ 
lung werden kann. Bei ſolcher von der objektiven Beſchaffenheit des 
Inhalts völlig losgelöſter Auslegung kann ſchließlich jede Druckſchrift 
einen ſtrafbaren Inhalt haben bzw. durch die Art ihrer Verbreitung 
bekommen. Der hier vom RG. beſchrittene Weg führt notwendiger⸗ 
weiſe dahin, daß jeder Verleger eines ernſten wiſſenſchaftlichen oder 
künſtleriſchen Werkes mit der Möglichkeit der Unbrauchbarmachung 
der ganzen Auflage rechnen muß, nur weil irgendein Verbreiter einige, 
ja vielleicht nur ein einziges Exemplar unter Umſtänden verbreitet 
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die Ausführung des Druckes beſorgt und die Weiterſchaffung 
1 die Adreſſaten ausgeführt iſt. Wei dieſer Sachlage iſt es 
weiterhin nicht zweifelhaft, daß die Angekl. auch die hoch⸗ 
Zerräteriſchen Zwecke der Bürgerkriegshefte klar erkannt haben. 
men die Angekl. find ſelbſt Kommuniſten. Daß fie als ſolche 
Air den Zielen der KPD. vertraut find, liegt an ſich nahe. 
as Gericht iſt aber weiterhin zu der vollen Überzeugung ge⸗ 
belt, daß fie von der KPD. als beſondere Funktionäre dazu 
beſtimmt worden ſind, für die Herſtellung und Verbreitung 
8 hochberräteriſchen Bürgerkriegshefte tätig zu ſein. Dieſe 
1 get, haben alſo gemeinſam an der Vorbereitung des Hoch⸗ 
derrates mitgewirkt, indem fie als überzeugte Kommuniſten 
m Tat als eigene wollten (88 47, 86 StS B.). Sie haben 
at auch zugleich (8 73 StGB.) an einer geheimen und 
den geindlichen Verbindung zum Zwecke der Untergrabung 
fi erfaſſung des Reiches und der Länder teilgenommen und 
ie durch Rat und Tat unterſtützt (8 7 Nr. 4 RepSchh.). Denn 
er Funktionärkörper der KPD. iſt, jedenfalls ſoweit er bei 
> Verwirklichung ihres gewaltſamen Umſturzes und ſeiner 
in oereitung mitwirkt, eine ſolche Verbindung, wie das RG. 
ba zahlreichen Entſch. ausgeführt hat.... Auf die Unbrauch⸗ 
5 2 Hung war nach § 41 StGB. in den Schranken feines 
150 2 zu erkennen, und zwar hinſichtlich aller Hefte mit 
9 geſamten Inhalt, da alle Teile aller Hefte auf den hoch⸗ 
der Aeriſchen Zweck hinzielen. Dagegen konnte dem Antrage 
1 Reichsanwaltſchaft, die Setz⸗ und Druckmaſchinen ein⸗ 
er en, nicht ftattgegeben werden. Vorausſetzung hierfür 
wäre, daß die Maſchinen den Tätern oder einem in dieſem 
höruberfahren beteiligten (RGSSt. 57, 335) Teilnehmer ge⸗ 
2 N, und zwar zür Zeit des Urteils (RGSSt. 16, 117). An 
ſen Vorausſetzungen fehlt es. 


(4. StSen. v. 18. Febr. 1927; 144 J 103/26.) 


8 [Vorbereitung eines hochverräterkſchen 
R ernehmens durch Verbreitung von Schriften. 
einebverjährung. Auf Unbrauchbarmachung 
far Schrift ſtrafbaren Inhalts muß auch dann 
8 annt werden, wenn ſie in einem anderen Ver⸗ 
1 L bereits angeordnet worden iſt. Der 
Wee ne bis in idem“ findet hier keine An⸗ 
endung f) 
auch a Verbrechen der Vorbereitung des Hochverrats kann 
Ts „sangen werden durch den Verlag und die Verbreitung 
leriſ Druckſchriften, deren Verfaſſer wiſſenſchaftliche oder künſt⸗ 
1 Zwecke ausſchließlich oder vorwiegend verfolgten, ſelbſt 
1 5 1 das Werk wiſſenſchaftlichen oder literariſchen Wert 
ſchrift orausſetzung dafür iſt nur, daß der Inhalt der Druck⸗ 
1 » möchte fie nun einen literarifchen, wiſſenſchaftlichen 
8 Hiſtoriſchen Wert haben oder nicht, geeignet war, der 
a ag der gewaltſamen Anderung der Verfaſſung zu 
1 15 2 und daß ſie von dem Täter zu dieſem Zwecke verlegt 
Straf erbreitet worden ift.... Von einer Verjährung der 
15 kwerfolgung kann auch dann keine Rede ſein, wenn hier 
Plag ee eriährung des § 22 PreßG. von ſechs Monaten 
unten fen ſollte, weil ſie durch richterliche Handlungen 
1 worden ift.... Kurze Verjährung greift aber 
Straft ent nicht Platz, weil die in Betracht kommende 
Verbreit der Vorbereitung des Hochverrates ſchon vor der 
Verla kung der Druckſchriften durch deren übernahme in 
war: ni und die Annahme zur Verbreitung vollendet 
überdies handelt es ſich um eine fortgeſetzte Hand⸗ 
ö Auf die Unbrauchbarmachung ... war nach 
B. ... zu erkennen... Das gewonnene Er⸗ 


5 Verbreitung zur ſtrafb 

ir ing zur fbaren Handlung machen. Wenn 
Star elPorteur ein ernſtes medizinisches Werk mit anatomiſchen 
ſtänden Se einer Schaubude oder in einem Tingeltangel unter Um⸗ 
h fi die den Tatbeſtand der Verbreitung unzüchtiger 

ſo müßte das RG. folgerichtig auf Unbrauchbar⸗ 
während es Pr Exemplare dieſes Werkes gem. 8 41 StGB. erkennen, 
Beſtände tens Verleger unbenommen bleibt, nach Hergabe ſeiner 
Unhaltbarbeit 5 5 a Neudruck desſelben Werkes vorzunehmen. Die 
ie Zutun unge Musfegung iſt augenfällig. Um fig wenigſtens für 
des Entm glich zu machen, ſoll in der entſpr. Vorſchrift des 
zwiſchen abſoln p neuen StGB. einer Anregung des Verf. folgend 
zolut und relativ ſtrafbaren Druckſchriften unterſchieden werden. 

Miniſterialrat Dr. Häntzſchel, Berlin. 
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gebnis iſt nicht aus dem Grunde als unannehmbar zu 
bezeichnen, weil der Inhalt der Erzählungen künſtleriſch 
wertvoll und der Verfaſſer ſtrafbare Zwecke damit 
nicht verfolgt habe. ... Das Intereſſe der Allgemeinheit an 
dem Unterbleiben von Straftaten überwiegt gegenüber dem 
Intereſſe des einzelnen Künſtlers. Die Unbrauchbarmachung 
der Druckſchriften iſt in gleichem Umfange bereits in der Sache 
gegen R. angeordnet. Der Oberreichsanwalt ſteht deshalb 
unter dem Widerſpruche des Verteidigers auf dem Stand⸗ 
punkte, daß eine weitere Unbrauchbarmachung, insbeſ. wegen 
des Grundſatzes „ne bis in idem“ und der Möglichkeit, daß 
die Ausführung der wiederholt angeordneten Unbrauchbar⸗ 
machung Schwierigkeiten machen könnte, nicht erfolgen dürfe 
und das Verfahren inſoweit einzuſtellen ſei. Dem iſt der Sen. 
nicht beigetreten. Der Wortlaut des Geſetzes im § 41 Abſ. 1 
StG B. .. verlangt, daß die Unbrauchbarmachung in jedem 
dieſer Urteile auszuſprechen iſt ... „ne bis in idem“ kommt 
nicht zur Anwendung, weil es ſich um verſchiedene Täter han⸗ 
delt, und die Unbrauchbarmachung nach richtiger Anſicht keine 
Strafe, ſondern ein Sicherungsmittel iſt. Schwierigkeiten bei 
der Ausführung der Unbrauchbarmachung entſtehen nicht, da 
die Exemplare, die auf Grund des einen Urteils unbrauchbar 
gemacht ſind, von dem anderen nicht mehr betroffen werden. 
Die Beſtimmung des $ 41 StGB. würde ſchließlich aber völlig 
verſagen, wenn die Unbrauchbarmachung beim Erlaß mehrerer 
Urteile nur in dem erſten angeordnet und dieſes aus irgend⸗ 
einem Grunde in Wegfall gekommen iſt. — 
(4. StSen. v. 28. Febr. 1927; 14a J 50/26.) 


*** 18. [8 61 StG B. Wirkſamkeit eines in Ver⸗ 
tretung des Verletzten ohne Nachweis der Ver⸗ 
tretungsmacht geftellten Strafantrags.] 7) 


Für die Bevollmächtigung zur Antragſtellung beſtehen 
keine Formvorſchriften, der Auftrag kann mündlich und ſtill⸗ 
ſchweigend erteilt werden; es genügt, daß er zur Zeit der An⸗ 
tragſtellung vorlag. Es beſteht aber für den, der für den Ver⸗ 
letzten Strafantrag ſtellt, keine Verpflichtung, von ſich aus 
Beweismittel dafür beizufügen, daß er zur Antragſtellung er⸗ 
mächtigt iſt, wie auch eine ſolche Beweispflicht nicht beſteht 
für den geſetzlichen Vertreter einer verletzten natürlichen oder 
juriſtiſchen Perſon hinſichtlich ſeiner Vertretereigenſchaft oder 
für den Verletzten ſelbſt, dafür, daß er der Verletzte iſt, daß 
die Unterſchrift unter dem Strafantrag echt iſt, daß für ihn die 
Antragsfriſt noch nicht abgelaufen iſt uſw. Vielmehr haben die 
Strafverfolgungsbehörden in jeder Lage des Verfahrens von 
Amts wegen zu prüfen, ob der Strafantrag form- und friſt⸗ 
gerecht von einem Berechtigten geſtellt iſt. Wie fie ſich darüber 
Gewißheit verſchaffen, daß dieſe Prozeß⸗ und Urteilsvoraus⸗ 
ſetzung gegeben iſt, ſteht in ihrem Ermeſſen. Sie können von 
einer Beweiserhebung darüber abſehen, wenn ſie ohnehin ſchon 
von der Ordnungsmäßigkeit des Strafantrags überzeugt ſind 
und keine Einwendungen gegen ſie erhoben werden. Wenn das 
KG., das im Gegenſatz zu der ſtändigen Rſpr. des RG. (RGSt. 
60, 2811)), die gleiche Auffaſſung wie der Beſchwerdeführer 
vertritt, in feinem Urt. 2 8 266/26 v. 22. Dez. 1926 aus» 
führt, der in Vertretung des Verletzten geſtellte Antrag ſei 
ohne Nachweis der Vertretungsmacht in ſich unvollſtändig, in 
dieſem Zuſtande ungenügend und unwirkſam, ſo kann dem 
nicht beigepflichtet werden. Die Behauptung des Vertreters, er 
ſei vom Verletzten zur Stellung des Antrags ermächtigt, macht 
ſeine Erklärungen zu einer in ſich geſchloſſenen Willenskund⸗ 
gebung des Verletzten; ſie kann unter Umſtänden beweis⸗ 
bedürftig ſein wie ſeine ſonſtigen mit dem Strafantrage auf⸗ 


Zu 18. Die Frage, ob bei der Antragsſtellung eine Vertretung 
im Willen oder, wie ich annehme (Strafrecht S. 172), nur in der Er⸗ 
klärung zuläſſig iſt, wird von der vorſtehenden Entſch. nicht berührt; 
dieſe behält mithin ihre Bedeutung und, wie ſofort geſagt werden 
mag, ihre Richtigkeit, mag man ſich zu der erſt erwähnten Frage 
ſtellen, wie man will. Denn es iſt durchaus zutreffend, daß man, 
wie das NG. vorausſetzt, ſcharf ſcheiden muß zwiſchen der Antrags⸗ 
ſtellung als ſolcher, der Bevollmächtigung zur Antragsſtellung und 


1) Vgl. neben den dort zit. Entſch. auch: RG. III 371/08 v. 
21. Sept. 1908, IV 458/16 v. 26. Sept. 1916; LZ. 8, 869 v. 17. Febr. 
1914; Unl W. 11, 434 v. 1. Dez. 1912, Bayg. 4, 45 v. 24. Sept. 1907; 
RGSt. 44, 348. 5 
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geſtellten Behauptungen; eine ausdrückliche Beſtätigung des 
Verletzten iſt aber nicht erforderlich, wo die Ermächtigung des 
Vertreters bekannt oder nicht zu bezweifeln iſt. Da die Er⸗ 
mächtigung irgendwelchen Formvorſchriften nicht unterworfen 
iſt, iſt der auf ihr beruhende Antrag des Vertreters von vorn⸗ 
herein wirkſam; er bleibt es, auch wenn die Ermächtigung im 
einzelnen Falle als beweisbedürftig angeſehen und erſt nach 
Ablauf der Antragsfriſt erwieſen wird. Die Frage, ob der An⸗ 
trag dem Willen des Verletzten entſprochen hat und ob und 
welche Beweiſe darüber zu erheben ſind, können die mit der 
Sache befaßten Behörden verſchieden beantworten, und es kann 
keine Rede davon ſein, daß der Strafantrag deshalb als ver⸗ 
ſpätet angeſehen werden dürfte, weil vielleicht erſt in letzter 
Inſtanz nach Ablauf der Antragsfriſt die bis dahin beſtrittene 
Berechtigung des Vertreters anerkannt oder aber für die bisher 
nicht bezweifelte Ermächtigung nunmehr Beweis als erforder⸗ 
lich angeſehen wird. Das KG. führt zur Begründung ſeiner 
Anſicht, daß die Berechtigung innerhalb der Antragsfriſt nach⸗ 
gewieſen ſein müſſe, noch an, daß über dem Täter „nicht un⸗ 
begrenzte Zeit (mindeſtens die Verjährungsfriſt) die Ungewiß⸗ 
heit der Verfolgung wegen einer Tat ſchweben ſolle“. Dieſer 
Grund ſchlägt ſchon deshalb nicht durch, weil eine ſolche Un⸗ 
gewißheit für den Täter auch ſonſt in allen den Fällen beſteht, 
in benen der Verletzte von der Straftat erſt nach ihrer Be⸗ 
gehung zu einem dem Täter unbekannten und von ihm nicht 
zu beſtimmenden Zeitpunkte Kenntnis erlangt. 

(2. Sen. v. 4. Juli 1927; 2 D 402/1927.) [D.] 


19. 18153 StG B. Ein Offenbarungseid, bei 
dem ein Grundſtück nicht aufgeführt iſt, iſt falſch 
geſchworen, wenn der Schwörende vermögens⸗ 
werte Rechte an oder auf das Grundſtück hatte, 
einerlei, ob das Grundſtück im Grundbuch auf 
einen anderen Namen eingetragen ift.]}) 


Der Angekl. hat zur notariellen Verhandlung v. 23. Nov. 
1921 von dem Kaufmann L. deſſen Grundſtück B. Band 35 
Blatt Nr. 672 gekauft und aufgelaſſen erhalten. In dieſer 


endlich dem Nachweis eben der Bevollmächtigung. Gewahrt wird die 
Friſt, wie unbeſtritten iſt, dadurch, daß der Antragsberechtigte vor 
Ablauf der Friſt einen formgerechten Strafantrag geſtellt hat. Wird 
nun ſeitens eines Bevollmächtigten ein Strafantrag geſtellt, ſo betrifft 
der Nachweis der Bevollmächtigung lediglich die Frage, ob der Berech⸗ 
tigte Antrag geſtellt hat oder nicht. Es iſt mithin der Nachweis, daß die 
Friſt gewahrk iſt, begrifflich denkbar überhaupt nur nach wirklicher 
oder doch wenigſtens behaupteter Friſtwahrung, niemals aber kann der 
Nachweis ſelbſt Tatbeſtand der Friſtwahrung ſein. Sehr mit Recht weiſt 
das RG. darauf hin, daß der Nachweis der Antragsſtellung durch den 
Berechtigten auch bei unmittelbarer Antragsſtellung ſehr wohl denkbar 
iſt. Wie ſo mithin das Beibringen der Vollmacht innerhalb der An⸗ 
tragsfriſt zur Wahrung der Antragsfriſt notwendig fein ſoll, wie das 
KG. vermeint, iſt ſchlechterdings nicht einzuſehen. Und wenn das KG. 
zur Begründung ſeiner Anſicht ausführt, daß über dem Täter nicht 
unbegrenzte Zeit hindurch, mindeſtens aber während der Verjährungs⸗ 
friſt die Ungewißheit der Verfolgung wegen einer Tat ſchweben 
ſolle, ſo entbehrt dieſer Hinweis in der Tat jeglicher Beweiskraft. Die 
Sachlage iſt doch die: der A. ſtellt als Bevollmächtigter Strafantrag. 
Entweder erachtet die Strafverfolgungsbehörde die Bevollmächtigung 
als gegeben, dann kommt es zum Strafverfahren, in dem der Be⸗ 
ſchuldigte wie in jedem anderen Strafverfahren den Mangel des Straf⸗ 
antrages rügen kann. Oder aber die Strafverfolgungsbehörde verlangt 
den Nachweis der Bevollmächtigung. Wird er erbracht, iſt alles in 
Ordnung. Wird er nicht erbracht, ſo muß das Verfahren eingeſtellt 
werben; die Tatſache, daß nun der Berechtigte evtl. noch Strafantrag 
ſtellen kann, iſt ohne jede Bedeutung für die Frage, ob die Tatſache, 
daß der Nachweis der Vollmacht ohne Einfluß auf die Friſtwahrung 
iſt, unerquickliche Schwebezuſtände ſchafft. Denn der hier in Betracht 
kommende Schwebezuſtand ſteht ja gar nicht in Beziehung zu dem 
Nachweis der Bevollmächtigung, ſondern zu dem urſprünglichen Recht 
des Antragsberechtigten. Da es aber des weiteren Pflicht der Straf⸗ 
verfolgungsbehörden iſt, einem bei ihr eingeleiteten Verfahren un⸗ 
geſäumten Fortgang zu geben, ſo kann gar keine Rede davon ſein, 
daß ein Schwebezuſtand von unbegrenzter Zeit entſtehen kann. Man 
beachte doch auch, einmal, daß der Antrag des nicht bevollmächtigten 
Dritten die Antragsfriſt nicht wahrt, ferner, daß der Beſchuldigte 
jederzeit die Möglichkeit hat, den Mangel des Antrags zu rügen. 
Endlich aber wird ein Verfahren, durch welches die Vorausſetzungen 
der Bevollmächtigung feſtgeſtellt werden, auch faſt regelmäßig dazu 
führen, die Vorausſetzungen des 861 Satz 2 StGB. zu verwirklichen, 
da der Berechtigte über die Frage der Voll machtserteilung in erſter 
Linie zu hören ſein wird. Auch das beweiſt, daß Schwebezuſtände von 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Verhandlung hat er, um den Zugriff ſeiner Gläubiger auf 
das Grundſtück zu verhindern, ſich den Vornamen ſeines 
Sohnes „Hans“ beigelegt. Infolgedeſſen iſt er auf Grund der 
Auflaſſungserklärung unter dem Namen Hans St. als Eigen⸗ 
tümer in das Grundbuch eingetragen worden. Am 12. Jan. 
1923 leiſtete er vor dem AG. in B. auf Antrag der dortigen 
Gerichtskaſſe den Offenbarungseid. In dem beſchworenen Ver⸗ 
ntögensverzeichnis iſt das Grundſtück weder als Eigentum an⸗ 
gegeben noch ſonſt erwähnt. Das Schwurgericht ſtellt feſt, daß 
der Angekl. wiſſentlich etwas objektiv Unwahres beſchworen 
habe. Es führt aus: Der Angekl. ſei ſich nicht im Unklaren 
darüber geweſen, was zu ſeinem Vermögen gehört habe. Er 
habe das Grundſtück ſeinen Gläubigern entziehen wollen und 
die Vermögenswerte aus dem Kaufvertrage bewußt und ab- 
ſichtlich verſchwiegen. Es könne dahingeſtellt bleiben, ob er 
formell Eigentümer des Grundſtücks geworden ſei, er habe 
aber jedenfalls einen Anſpruch auf Berichtigung des Grund⸗ 
buchs gemäß 8 894 BGB. gehabt. Die Rev. ſucht darzutun, 
daß der Angekl. wegen unrichtiger Angabe des Vornamens 
bei der Eintragung im Grundbuch nicht Eigentümer des 
Grundſtücks geworden, ſein Eid daher nur inſofern objektiv 
unrichtig geweſen ſei, als er den ihm zuſtehenden Anſpruch auf 
Berichtigung des Grundbuchs verſchwiegen habe, daß aber 
dem Angekl. das Beſtehen eines ſolchen Berichtigungsanſpruchs 
nicht bewußt geweſen ſei. Der Ausgangspunkt der Rev. iſt 
inſofern rechtsirrig, als das Beſtehen eines Berichtigungs⸗ 
anſpruchs gemäß § 894 BGB. vorausſetzte, daß der Angekl. 
durch die Auflaſſung und Eintragung trotz unrichtiger An⸗ 
gabe ſeines Vornamens materieller Eigentümer des Grund⸗ 
ſtücks geworden war. Denn nur dem materiell Berechtigten, 
deſſen Recht nicht oder nicht richtig eingetragen iſt, ſteht ein 
Berichtigungsanſpruch auf Grund des 8 894 BGB. gegenüber 
demjenigen zu, für den ein der wirklichen Rechtslage nicht 
entſprechendes Recht im Grundbuch eingetragen iſt. Ein Bes 
richtigungsanſpruch des Angekl. aus § 894 BGB. hätte hier⸗ 
nach nur gegenüber dem Sohne des Angekl., der den Namen 
Hans St. führt, und nur unter der Vorausſetzung in Frage 


unbegrenzter Dauer hier gar nicht möglich ſind. Unter welchen Um⸗ 
ſtänden aber das erkennende Gericht den Nachweis der Bevollmäch⸗ 
tigung für notwendig erachtet, iſt eine Frage für ſich. Sehr richtig 
bemerkt in dieſer Beziehung das RG., daß für den Antragsſteller 
keinerlei Verpflichtung befteht, von ſich aus Beweismittel dafür zu 
erbringen, daß er zur Antragsſtellung berechtigt ſei. Wäre dem ſo, 
fo hätte dies § 158 Abſ. 2 StßßO. ausdrücklich ausſprechen müſſen, 
da er die Formalien der Antragsſtellung regelt (vgl. etwa 8 26 
St PD.). So entſcheidet über die Beweisnotwendigkeit das pflicht⸗ 
gemäße richterliche Ermeſſen. Daß aber erſtere gegeben iſt, wenn 
det Beſchuldigte den Mangel der Vollmacht rügt, Kann nicht zweifel⸗ 
haft ſein. Daß aber die Vollmacht ſelbſt an keinerlei Form gebunden 
iſt, hat das RG. ebenfalls zutreffend hervorgehoben (vgl. etwa noch 
Löwe⸗Roſenberg, 9158 Anm. 11). Der Entſch. des RG. kann 
daher nur zugeftimmt, der wiederholte Verſuch des KG. (vgl. ER. 60, 
282), die jahrelange, durchaus begründete Praxis des RG. abzuändern, 
nicht gebilligt werden. Prof. Dr. Gerlaud, Jena. 


Zu 19. 1. Bei früherer Gelegenheit (JW. 1927, 1176--1177) 
haben wir ſchon einer „Objektiviſierung“ der ſtrafrecht⸗ 
lichen Eideslehre in dem Sinne das Wort geredet, daß über 
die Richtigkeit des Eides ausſchließlich der objektive Sinn der 
Eidesnorm und der Eidesausſage entſcheiden ſoll (in andere Rich⸗ 
tung geht . B. Mannheim: JW. 1927, 11781179). Nach 
§ 807 ZPO. muß der Schuldner „fein Vermögen“ ſo vollſtändig an⸗ 
geben, als er dazu imſtande iſt. Das hat er (das Zutreffen der 
Schlußklauſel vorausgeſetzt) nicht getan, gleichgültig ob ihm das 
Grundſtück zu Eigentum gehörte oder ob ihm nur ein ſchuldrecht⸗ 
licher Anſpruch gegen den Verkäufer zuſtand. In beiden Fällen war 
der Eid — objektiv — „falſch“, der Tatbeſtand des § 153 StGB. 


alſo erfüllt. Das hebt das RG. zutreffend hervor. 


2. Beſonders intereſſante Fragen berührt das Urt. aber dort, 
wo es auf die Vorſatzfrage, d. h. auf die Frage eingeht, ob der 
Angekl. bewußt etwas objektiv Unrichtiges beſchworen hat. Es 
bejaht, wie wir glauben mit Recht, im Ergebnis dieſe Frage. 

Dieſe Bejahung könnte deshalb tiefergreifenden Bedenken be⸗ 
gegnen, weil das RG., wenn wir genauer Zuſehen, ein Bewußt⸗ 
fein der Angekl. von der richtigen Vermögenslage 
und dementſprechend ein Bewußtſein von der Abweichung ſeiner 
Eidesausſage von dieſer in genau konkretiſierten Form in Wahr⸗ 
heit nicht feſtſtellt. Das Urt. nimmt zwar auf die „rechtlich ein⸗ 
wandfreie“ Feſtſtellung des Tatrichters (Schwurgerichts) Bezug, 
„daß der Angekl. ſich der Unvollſtändigkeit des Vermögensver⸗ 
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kommen können, daß der Angekl. durch die Eintragung mate⸗ 
—9 Eigentümer des Grundstücks geworden war. Der Eid 
7758 alſo auch in dieſem Falle objektiv inſofern unrichtig ge⸗ 
Bay als das Grundſtück zum Vermögen des Angel. ge 
—5 und deshalb im Vermögensverzeichnis hätte angegeben 
5 müſſen. Daß das Shw®. von einer unrichtigen Auf⸗ 
ans der Vorſchrift des 8 894 BGB. ausgegangen wäre, 
erhellt nicht. Es läßt nur dahingeſtellt, ob der Angekl. for- 
8 Eigentümer des Grundſtücks geworden ſei, da ihm 
ebenfalls ein Berichtigungsanſpruch zugeſtanden habe. Dieſe 
Uberagung ſpricht dafür, daß das Schw G. den Eigentums⸗ 
. ergang auf den Angekl. materiell als wirkſam vollzogen 
örteeſeben hat. Ob dem beizutreten wäre, bedarf keiner Er⸗ 
S Denn wenn die Angabe des unrichtigen Vornamens 
ort ttagungspermert den Eigentumsübergang auf den An⸗ 
K agten gehindert haben ſollte, ſo würde der Verkäufer L. 
dabentümer des Grundſtücks geblieben ſein, der Angekl. aber 
n ſchuldrechtlichen Anſpruch gegen L. auf Verſchaffung des 
r (8 433 BGB.) behalten haben. Die Wirkſamkeit 
eis „Kaufvertrags wurde dadurch, daß ſich der Angekl. dabei 
nen unrichtigen Vornamen beigelegt hatte, nicht berührt. 
weſentlich war, daß beide Vertragſchließenden darüber einig 
* daß das Grundſtück an den Angekl. verkauft ſein 
— 1 Ein Eigentumsübergang am Grundſtück auf den Sohn 
none gell. konnte durch die Eintragung des Hans St. als 
euen Eigentümers nicht herbeigeführt werden, weil die Auf⸗ 


aber es bei der Leiſtung des Eides bewußt geweſen iſt“. Es geht 
Gen aus, daß das Schwurgericht den Angekl. materiell als 
mindeſtandseigentumer angeſehen hatte, während es ſelbſt zum 
auf Gun offenläßt, daß er nur einen ſchuldrechtlichen Anſpruch 
dem entumsübertragung beſaß. Das RG. begnügt ſich alſo mit 
etwas ban „unbeſtimmten“ Vorſatz des Angekl., er habe irgend 
lich vermögensrechtlicher Art verſchwiegen. Ja, es ſagt ausdrück⸗ 
Vermz Le l che Vorſtellung der Angekl. hinſichtlich der zu feinem 
hat, ien gehörigen Rechte in bezug auf das Grundſtück gehabt 
aß {ft ohne Bedeutung; es genügt, daß er ſich bewußt war, 
1 vermögenswerke Rechte an oder auf das Grundſtück zur 
verp 10 und daß er dieſe in dem Vermögensverzeichnis anzugeben 
Sich bt war.“ Im das richtig? Hat der Ungekl. wirklich ($ 153 
beſtem g. 81. „wiſſentlich falſch geſchworen, er habe nad) 
imſtande iffen fein Vermögen fo vollſtändig angegeben, als er dazu 
Möge 5 jei“, wenn er etwas verſchwiegen hat, von deſſen ver⸗ 
licher . Charakter — ob Eigentum oder ob ſchuldrecht⸗ 
Vorſtellung 5 er gar keine oder eine vielleicht ganz falſche 
„Das zum Vorſatz erforderliche Wiſſen wird bekanntlich in 
breifager Richtung bedeutſam: a) als reines Tatſachenwiſſen 
„Tatumſtänden“ des konkreten Tatbeſtandes, b) als 
en und die im konkreten Tatbeſtand zutage tretenden Wertun⸗ 
eit und €) als Wiſſen um die Rechtswidrigkeit, um die Erlaubt⸗ 
als Unerlaubtheit der Geſamttat. Daß reine Tatſachenkenntuis 
ob Er Vorſatz nötig iſt, beſtimmt zweifelsfrei 859 Abf. 1 StGB.; 
tat (c) Bewußtſein der Rechtswidrigkeit hinſichtlich der Geſamt⸗ 
ontro Arm Vorſatz gehört, iſt demgegenüber Gegenſtand endloſer 
gende berfen, die hier nicht näher intereſſieren. Was der vorlie⸗ 
immer Jall berührt, ift die ſchwierige, in ihrer Eigenart noch 
element n wenig erkannte zweite Frage (b). Das Tatbeſtands⸗ 
erm ganſeres objektiven Tatbeſtandes nach 153 SGB. „das 
weil gen unvollſtändig angegeben“, iſt nämlich — 
Tatheſtan ber, ein Rechtsbegriff iſt — ein fog. normatives 
reſpondi andselement, ein Wertungselement, deſſen kor⸗ 
etenbe Vorſatzgeſtaltung es hier zu ſuchen gilt. Siehe dazu 
F deen als Son 
li 2 er Traeger⸗Feſtſchrift (Stilke, Berlin 1926) erhält⸗ 
ad eee 
lich ie Entſch. dieſer Frage nach der zum Vorſatz erforder⸗ 
Theſe Konkrete Bewertungskenntnis (b) iſt zunächſt wichtig die 
„Die dicht Lehrb. (24. Aufl.) § 39, der Vorſatz erfordere 
e eutet ine Subſumtion der Tatſachen unter das Geſetz“; ſie 
Tatfachenke Wahrheit nichts anderes, als daß der Vorſatz nicht nur 
wertun eee ſondern darüber hinaus auch juriſtiſche Be⸗ 
Erfordernis an notwendig vorausſetzt. Folgerichtig müßte dieſes 
Tatbeſtands u auf ſonſtige Bewertungskenntnis bei normativen 
en. Für dan ien anderer als juriſtiſcher Art ausgedehnt wer⸗ 
mußte wiſſen, gorliegenben Fall würde dies bedeuten: der Täter 
gangs nach wi aß ihm wegen nicht vollzogenen Eigentumsüber⸗ 
käufer a 245 em ſchuldrechtlicher Anſpruch gegen den Ver⸗ 
barungspflichtigen Vera dieſer einen Beſtandteil ſeines offen⸗ 


ei, Ja iwäxe 31 0 Aan ers bildete. War ſein Vorſatz anders ge⸗ 


einen Aguivalenzwert mit im einzelnen genau feſtzuſtellen und auf 


dem richtigen Vorſatz zu prüfen geweſen⸗ 
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laſſung nicht an den Sohn, ſondern an den Angekl. erfolgt 
war, die Eintragung aber keine von der Auflaſſungserklärung 
abweichende materielle Rechtsänderung erzeugen kann. Die 
Rechtslage in Anſehung des Grundſtücks war hiernach im 
Zeitpunkte der Eidesleiſtung des Angekl. fo, daß der Angekl. 
entweder Eigentümer des Grundſtücks war, oder daß er gegen 
L. einen ſchuldrechtlichen Anſpruch aus dem Kaufvertrage auf 
Verſchaffung des Eigentums an dem Grundſtück hatte. In 
jedem Falle war daher der vom Angekl. geleiſtete Eid, da 
das Grundſtück in dem beſchworenen Vermögensverzeichnis 
nicht erwähnt iſt, objektiv unrichtig. Daß der Angekl. ſich der 
Unvollſtändigkeit des Vermögensverzeichniſſes bei der Lei⸗ 
ſtung des Eides bewußt geweſen iſt, hat das SchwG. auf 
Grund tatſächlicher Erwägungen rechtlich einwandfrei feſt⸗ 
geſtellt. Welche Vorſtellung der Angekl. hinſichtlich der zu 
ſeinem Vermögen gehörigen Rechte in bezug auf das Grund⸗ 
ſtück gehabt hat, iſt ohne Bedeutung. Es genügt, daß er ſich 
bewußt war, daß ihm vermögenswerte Rechte an oder auf das 
Grundſtück zuſtanden, und daß er dieſe in dem Vermögens⸗ 
verzeichnis anzugeben verpflichtet war. Das iſt in dem an⸗ 
gefochtenen Urteil hinreichend feſtgeſtellt. Das Schw. fieht 
die Behauptung des Angekl., er habe das Grundſtück als 
tatſächlich ſeinem Sohne gehörig angeſehen, der darauf 
gewirtſchaftet habe, als widerlegt an. Es ſtellt ausdrücklich 
feſt, der Angekl. ſei nicht im unklaren geweſen, was zu ſeinem 
Vermögen gehörte, er habe gewußt, daß er dies alles auf 


Jedenfalls durfte ſich die Weitergeſtaltung des v. Liſzt ſchen Ges 
dankens nicht mit „unbeſtimmten“ Feſtſtellungen darüber begnü⸗ 
gen, wie der Angekl. die objektive Rechtslage und ihr gegenüber 
den Inhalt ſeiner Ausſage juriſtiſch qualifiziert hat. 

Liſzts Erfordernis rechtlicher Subſumtion der Tatumſtände 
als notwendiges Requiſit des Vorſatzes wird nun aber von der 
überwiegenden Meinung in der Literatur abgelehnt. Nicht ſehr 
ferne ſteht ihm Frank, Komm. (17. Aufl.) § 59 Il, wenn er zum 
Vorſatz fordert „das Bewußtſein, daß ſich die Handlung gegen das⸗ 
jenige Intereſſe (Rechtsgut) oder diejenige ſpezielle Pflicht richtet, 
durch deren Verletzung oder Gefährdung objektiv der äußere Tat⸗ 
beſtand erfüllt wird“. Hier wird alſo zwar nicht Einzelſubſumtion 
der Tatumſtände, wohl aber allgemeiner gehaltene richtige Tat⸗ 
bewertung zum Vorſatz verlangt. v. Hippel, VDA. III 561 bis 
563 begrüßt es in ſchärferer Ablehnung und Befriedigung, daß die 
v. Liſzt ſche Lehre „heute von der durchaus herrſchenden Meinung 
erden wird“. (Nachweiſe S. 563 Anm. 1, dazu auch Allfeld, 
Lehrb. 8. Aufl. S. 168 Anm. 14 und M. E. Mayer, Allg. Teil 
1915 S. 260 Anm. 9, 264.) Bei Beling, L. v. V. S. 189 findet 
ſich das bei v. Hippel wiederholte Argument: Subſumtion unter 
die begrifflichen Tatbeſtandsmerkmale zu verlangen, Hier das 
vorſätzliche Verbrechen für die Juriſten und diejenigen Laien, die 
mehr oder weniger zufällig juriſtiſche Kenntniſſe beſitzen, reſer⸗ 
vieren“. 

Es leuchtet in der Tat ein, daß wir zum Vorſatz des Täters 
nicht diejenige juriſtiſche und ſonſtige Bewertung der Tatumſtände 
verlangen können und dürfen, wie ſie nachträglich bei der Aburtei⸗ 
lung der Tat vom Richter vollzogen wird. Zu ſolcher Bewertung 
fehlt es dem „Laien“ an allen erforderlichen Vorausſetzungen ju⸗ 
riſtiſcher und ſonſtiger Vorbildung. Und doch geht es andererſeits 
nicht an, den Schuldbegriff ſo weit zu denaturieren, daß man ſich 
mit bloßer Kenntnis der nackten „Tatumſtände“ begnügt; wer von 
der Bedeutung feiner Tat keine Kenntnis hat, dem fehlt ben 
die zu vorſätzlichem Handeln erforderliche Schuld. Wir glauben des⸗ 
halb, daß dieſe ganze, ſchwierige und noch viel zu wenig in ſcharfer 
Problemſtellung erörterte Frage nur dadurch befriedigend gelöſt 
werden kann, daß wir zum Vorſatz, ſoweit „normative Tatbeſtands⸗ 
elemente“ in Frage ſtehen, eine in der Gedankenſphäre 
des Täters parallele Wertung mit derjenigen des 
Richters fordern. Gehört beiſpielsweiſe die Geiſteskrankheit einer 
beſtimmten Perſon zum objektiven Tatbeſtand (§ 176 Ziff. 2 
St&B., Regelung der Tat in mittelbarer Täterſchaft u. ähnl.), fo 
genügt zum Vorſatz nicht die rein tatſächliche Kenntnis der vom 
Laien vielleicht für völlig bedeutungslos angeſehenen are 
ſymptome (etwa der Pupillenſtarre bei beginnender Paralyſe); es 
kann ſelbſtverſtändlich von ihm aber andererſeits nicht eine voll⸗ 
kommene pfychiatriſche Diagnoſe, alſo eine wiſſenſchaftlich exakte 
Bewertung jener Symptome gefordert werden; was zum Vorſaß ge⸗ 
hört, iſt vielmehr regelmäßig die Annahme einer Geiſteskrankheit 
in dem Sinne, in dem dieſes Wort im Laienkreiſe des Tä⸗ 
ters objektiv verſtanden wird. Oder: gegen die Anklage wegen Dieb⸗ 
ſtahls am Wild im eingehegten Wald (vgl. E. 60, 2730 wendet 
der Täter ein, er habe nicht gewußt, daß der Jagdberechtigte durch 
die Einhegung „Eigentum“ am Wild erworben habe, er habe m. a. 
W. keine Kenntnis von dem normativen Tatbeſtandsmerkmal 
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ſchreiben müſſe, und er habe, um das Grundſtück feinen Gläu⸗ 
bigern zu entziehen, ſeine Vermögenswerte aus dem Kauf⸗ 
vertrage dem Gericht bewußt und abſichtlich verſchweigen wol⸗ 
len. Damit iſt der Tatbeſtand des 8153 StG B. nach der 
ſubjektiven Seite hin, insbeſ. auch hinſichtlich des Bewußt⸗ 
ſeins des Angekl. von der Rechtswidrigkeit des Verſchweigens 
ſeiner Rechte in Anſehung des Grundſtücks ausreichend dar⸗ 


getan. 
(2. Sen. v. 7. April 1927; 2D 228/27.) A.] 


20. [8 156 StGB. Bei einer ſchriftlich einge⸗ 
reichten, beſtimmt gefaßten eidesſtattlichen Ver⸗ 
ſicherung iſt, wie beim Parteieid, für die Frage, 
ob eine Eidesverletzung vorliegt, der Inhalt der 
— ſelbſtverſtändlich der tatſächlichen Auslegung 
zugänglichen — Verſicherung entſcheidend. Die 
für die Zeugenausſage geltenden, aus den Vor⸗ 
ſchriften über die Zeugenvernehmung und über 
die Norm des Zeugeneids abgeleiteten Grund- 
ſätze können auf eine derartige Verſicherung an 
Eides Statt nicht angewendet werden. Bei der 
tatſächlichen Auslegung find auch die begleiten- 
den Umſtände zu berückſichtigen.] 7). 

Die Angekl. B. und A. J. und der frühere Mitangekl. R. 
waren Geſellſchafter der Metallwaren⸗ und Werkzeugfabrik 
R. & Co. GmbH. in T. A. J. und R. waren Geſchäftsführer. 
Anfang des Jahres 1925 wurden von mehreren Gläubigern, 
darunter von einer Firma L. M. jun. & Co. und vom Stadt⸗ 
rat in T. — von letzterem wegen einer rückſtändigen Auf⸗ 
wertungsſteuerforderung — verſchiedene der Geſellſchaft ge⸗ 
hörige Gegenſtände gepfändet. Als die Verſteigerung der ge- 
pfändeten Gegenſtände drohte, fertigte A. J. eine auf den 
1. März 1925 vordatierte, von ihm und R. unterzeichnete 
Urkunde an, in welcher dem B. J. beſtätigt wird, daß ihm 
zur Sicherung der von ihm der Geſellſchaft gewährten Kredite 
die ſämtlichen Einrichtungsgegenſtände und Warenvorräte ver⸗ 
pfändet worden ſeien. Beglaubigte Abſchriften dieſer Urkunde 
wurden dem AG. T. zur Vollſtreckungsſache M. & Co. und 
dem Stadtrat in T. vorgelegt. Da der Stadtrat in T. ſich 


fremd“ in $ 242 StGB. gehabt; auch hier wird man zur Feſt⸗ 
ſtellung vorſätzlichen Diebſtahls nicht eine juriſtiſch klare Vorſtel⸗ 
lung über den Erwerb rechtlichen Eigentums verlangen, ſondern 
ſich durchaus mit dem Bewußtſein begnügen dürfen, daß durch die 
Einlegung ein Zuſtand geſteigerter Sachherrſchaft begründet wurde, 
wie er den Eigenbeſitz im Laien ſinne charakterifiert. 

3. Wendet man dieſe Geſichtspunkte auf den vorliegenden 
Fall an, fo wird man das Urt. des RG. auch in ſubjektiver Be⸗ 
ziehung (bez. der Schuldfeſtſtellung) billigen können. Eine klare 
juriſtiſche Vorſtellung der vermögensrechtlichen Beziehungen in Au⸗ 
ſehung des Grundſtücks brauchte vom Angekl. zu vorſätzlicher Zu⸗ 
widerhandlung gegen 8 153 StcB., 5 807 ZPO. nicht gefordert zu 
werden. „Welche Vorſtellung der Angekl. hinſichtlich der zu ſeinem 
Vermögen gehörigen Rechte in bezug auf das Grundſtück gehabt, 
iſt ohne Bedeutung.“ Es genügt, wenn er gewußt hat, daß ſeine 
Beziehungen in Anſehung des Grundſtücks ſolche waren, daß ihnen 
im Ralenjinne Vermögenswert beikam; hat er dies gewußt und hat 
er gleichwohl dieſe Beziehungen, ſo wie ſie ſich für ihn darſtellten, 
verſchwiegen, jo hat er ſich einer wiſſentlichen Eidesverletzung 
ſchuldig gemacht. Der auf den erſten Anblick verblüffende Umſtand, 
daß das RG. eine Schuldfeſtſtellung vom Schwurgericht als aus⸗ 
reichend übernommen hat, die ſich auf ganz anderer juriſtiſcher 
Grundlage bewegt als die Tatbeſtandsbeurteilung des Revch (ſchuld⸗ 
rechtliche Beziehungen hier, materielles Eigentum dort), begegnet 
mithin keinen entſcheidenden rechtlichen Bedenken. Der „un⸗ 
beſtimmte“ Vorſatz, den das NÖ. gegenüber den normativen Be⸗ 
ftandteilen des Tatbeſtandes feſtſtellt, trägt die Verurteilung i. S. 
des $ 153 Steh B. 

Prof. Dr. Edm. Mezger, Marburg. 


Zu 20. Das Urt. verdient Zuſtimmung, weil es im Gebiete der 
Eidesdelikte einer objektiven, genauen Erfaſſung des 
Eidesthemas förderlich iſt. 

Bekanntlich beſteht ſchon im Ausgangspunkt Streit darüber, 
was als Gegenſtand der Eidesleiſtung oder, wie hier, der Verſiche⸗ 
rung an Eides Statt anzuſehen iſt. Die ſubjektive Eides⸗ 
theorie vergleicht die Vorſtellung, die der Schwörende von dem Sach⸗ 
verhalt hat, mit dem, was beſchworen wurde, während die objek⸗ 
tive Eidestheorie dieſenm Inhalt des Eides das objektive Korrelat 
der Eidesnorm enkgegenhält: Näheres zu dieſer Streitfrage mit Lite⸗ 


hiermit nicht begnügte, riet B. J. ſeinem Sohne A., die 
Verpfändung eidesſtattlich verſichern zu laſſen und dieſe Ver⸗ 
ſicherung beim Stadtrat einzureichen. A. J. ließ daraufhin 
eine Urkunde folgenden Inhalts anfertigen: „T., den 13. April 
1925. Hierdurch verſichere ich an Eides Statt, daß an Herrn 
B. J. ſämtliche Einrichtungsgegenſtände, Maſchinen und Werk⸗ 
zeuge ſowie ſämtliche Lagervorräte verpfändet ſind.“ Mit 
dieſer Urkunde begab ſich A. J. in die Wohnung Rs. Da dieſer 
nicht zu Hauſe war, bat er deſſen Ehefrau, ihrem Mann zu 
beſtellen, er möge die Urkunde unterſchreiben und beim Stadt⸗ 
rat in T. einreichen. Auf die Frage der Frau R., weshalb 
er, der doch auch Geſchäftsführer ſei, die Urkunde nicht ſelbſt 
unterſchreibe, erwiderte A. I., feine Unterſchrift würde wegen 
der Gleichheit der Namen den Anſchein erwecken, daß zwiſchen 
ihm und ſeinem Vater eine Schiebung ſtattgefunden habe. Kurz 
darauf und noch ehe R. zurückgekehrt war, erſchien A. J. 
wieder bei Frau R. und erklärte, die gewünſchte Unterſchrift 
ſei nicht mehr nötig, die Sache habe ſich erledigt. Auf Grund 
dieſes Sachverhalts wurde A. J. des Unternehmens der Ver⸗ 
leitung zur wiſſenſchaftlichen Abgabe einer falſchen Ver⸗ 
ſicherung an Eides Statt, B. J. der Beihilfe hierzu ſchuldig 
erkannt. Der hiergegen eingelegten Rev. kann der Erfolg nicht 
verſagt werden. Das Schöffengericht hatte feſtgeſtellt, daß die 
v. 1. März 1925 datierte Verpfändungsbeſtätigung früheſtens 
am 24. oder 25. März 1925 angefertigt, alſo vordatiert wor⸗ 
den ſei, um die Rechtzeitigkeit der Verpfändung an B. J. vor⸗ 
zutäuſchen und die Freigabe der von M. & Co. und vom 
Stadtrat in T. gepfändeten Gegenſtände zu erreichen, daß 
aber in Wirklichkeit eine Vereinbarung zwiſchen der Geſell⸗ 
ſchaft und B. J. über eine Verpfändung überhaupt nicht ſtatt⸗ 
gefunden habe und daß dies den drei Angekl. bekannt geweſen 
ſei. Durch dieſe Feſtſtellungen war die Unwahrheit der Tat⸗ 
ſache, die eidesſtattlich verſichert werden ſollte, und das Be⸗ 
wußtſein der Angekl. hiervon zweifelsfrei nachgewieſen. Das 
BG. hat nun zwar auf das Urteil des Schöffengerichts 
„allenthalben verwieſen“ und — von der Strafzumeſſung ab⸗ 
geſehen — wiederholt die Übereinſtimmung der Annahmen des 
BG. mit jenen des Vorderrichters betont, in Wirklichkeit 
aber die Feſtſtellung, daß eine Vereinbarung über die Ver⸗ 


ratur bei Frank, StGB., 17. Aufl. 85 153 III 2, 154 III 1 a, 
163 13. Wir folgen der herrſchenden, objektiven Lehre, faſſen 
m. a. W. das Eidesdelikt auf nicht als ein „Ausdrucksdelikt“, deſſen 
Strafbarkeit auf dem Sinn des Außernden, ſondern als „Außerungs⸗ 
delikt“, deſſen Strafbarkeit auf dem objektiven Sinn des 
Schwurinhalts ruht (ſ. hierzu Mezger, Vom Sinn der ſtrafrecht⸗ 
lichen Tatbeſtände in der Traeger⸗Feſtſchrift 1926 SA. S. 16). 
Logiſcherweiſe fordert dieſer Standpunkt eine genaue Prüfung 
der Eidesnorm auf ihren Inhalt im einzelnen Fall. Der 
ſog. Wahrheitseid des § 459 Abſ. 1 PO. beiſpielsweiſe wird ſich 
regelmäßig auf äußere Talſachen beziehen. Mit dem objektiven Aus⸗ 
gangspunkt ſehr wohl verträglich aber iſt es, daß der objektive In⸗ 
halt der Eidesnorm ſelbſt wieder auf ein „ſubjektives“ Moment, ge⸗ 
nauer geſagt: auf einen ſeeliſchen Vorgang oder Zuſtand im Schwören⸗ 
den verweiſt. Der ſog. Überzeugungseid des 8459 Abſ. 3 BRD. iſt 
hierfür ein einleuchtendes Beiſpiel (Frank a. a. O. 8153 III 2; 
RISL. 17, 185). Schwierigkeiten entſtehen dort, wo das Eidesthema 
neben der Bezugnahme auf die objektive „Wahrheit“ den Zuſatz 
zuach beſtem Wiſſen“ enthält, wie der Zeugeneid des 8 392 Satz 3 
3 O., 8 62 StPO. oder der Offenbarungseid des 8807 ZRO. (hier 
außerdem mit dem weiteren Zuſatz: „als er dazu imſtande ſei“). 
Richtiger Anſicht nach wird man hierin nicht etwa eine ſelbſtändige 
Verſicherung der Übereinſtimmung des Eides mit der ſubjektiven 
Überzeugung des Schwörenden zu ſehen haben, die von ſich aus den 
Eid zu einem falſchen Eid machen kann, ſondern vielmehr nur eine 
Beſchränkung, eine Limitierung der Eidesverletzung: bekundet der 
Zeuge objektiv die Wahrheit, enthält das durch den Offenbarungseid 
beſchworene Vermögens verzeichnis das wirkliche Vermögen des Schwö⸗ 
renden, ſo iſt der Eid unter allen Umſtänden „rein“; er iſt es aber 
auch dann, wenn er zwar dem objektiven Sachverhalt widerſpricht, 
aber doch wenigſtens in Übereinſtimmung mit dem „beiten Wiſſen“ 
des Schwörenden bzw. dem, wozu dieſer „imſtande“ iſt, ſich befindet. 
So wohl auch Frank, 9 154 III I a, wenn er davon ſpricht, daß 
das Geſetz „ihm ſelbſt eine reservatio auflegt“; jedenfalls iſt es 
nicht gerechtfertigt, wenn Mannheim, Gers. 81, 396 darin 
einen Widerſpruch zum objektiven Ausgangspunkt ſieht. Auch das 
R G. dürfte im Ergebnis auf dem hier vertretenen Standpunkt ftehen: 
zwar ſcheint RGSt. 37,395 auf S. 398 für den Zeugeneid ſich dem 
ſubjektiven Ausgangspunkt zuzuneigen, läßt aber S. 399 den rich⸗ 
ligen Geſichtspunkt der bloßen Limitierung durch den ſubjektiven 
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pfändung überhaupt nicht ſtattgefunden habe, nicht über⸗ 
N ſondern eine ſolche Vereinbarung als möglich unter⸗ 
kalt. Damit iſt der Verurteilung der Boden entzogen. Das 
G. führt allerdings aus: die Angekl. ſeien ſich darüber klar 
te daß fie die Freigabe der gepfändeten Gegenſtände 
= erreichen könnten, wenn fie die Rechtzeitigkeit der von 
4852 für rechtswirkſam gehaltenen Verpfändung nachweiſen; 
dus dieſem Grund hätten fie bereits in der am 24. oder 
Be „eärz angefertigten, dem Stadtrat in Abſchrift vorgelegten 
dieſtätigung die Verpfändung auf den 1. März 1925 verlegt; 
Gm Urkunde v. 13. April 1925 ſei demnach aus den ge⸗ 
175 —— Umſtänden heraus ſowohl objektiv als auch ſubjektiv 
Si ieſem Sinn deutbar und auch für den Stadtrat in dieſem 
1 deutbar geweſen. Allein dieſe Ausführungen reichen 
tant aus, um das, was nach dem Willen der Angekl. eides⸗ 
la tlich verſichert werden ſollte, als unwahr erſcheinen zu 
Er Iſt nach dem 1. März 1925 und vor dem 13. April 
a d eine Vereinbarung über die Verpfändung der Ein- 
Ubbtungsgegenſtände und Warenvorräte der Geſellſchaft an 
Enter zuſtande gekommen, dann entſprach der Inhalt des 
bon anucs einer eidesſtattlichen Verſicherung an ſich der Wahr⸗ 
er und enthielt die Zumutung an R., dieſes Schriftſtück zu 
erfhreiben und beim Stadtrat in T. einzureichen, kein 
falſchene huren der Verleitung zur wiſſentlichen Abgabe einer 
ſelchen Verſicherung an Eides Statt. Bei einer ſchriftlich ein⸗ 
oi, hen, beſtimmt gefaßten eidesstattlichen Verſicherung ift, 
pdelz eim Parteieid, für die Frage, ob eine Eidesverletzung 
na der Inhalt der — ſelbſtverſtändlich der tatſächlichen 
für gung zugänglichen — Verſicherung entſcheidend. Die 
die 3. Zeugenausſage geltenden, aus den Vorſchriften über 
die Noten vernehmung (8 69 StpO.; 8 396 ZPO.) und über 
die Norm des Zeugeneids (8 62 StPO.; § 392 ZPO.) ab⸗ 
geleiteten Grundſätze (vgl. z. B. R6St. 7, 321; 39, 58) 
* — auf eine derartige Verſicherung an Eides Statt nicht 
13 Norder werden. Aus dem Inhalt des Schriftſtücks vom 
* Robin 1925 ſelbſt iſt nun in keiner Weiſe erkennbar, daß 
13 erhfändung bereits am 1. März 1925 ſtattgefunden 
oder oll; das Schriftſtück enthält auch keinen ausdrücklichen 
Ern aus der Faſſung zu nehmenden Hinweis auf eine frühere 
ut oder eine früher eingereichte Urkunde. Der Inhalt 
Do . t dadurch unwahr, daß der Stadtrat aus der früher 
5 — egten Urkunde den nicht unbedingt zwingenden Schluß 
wähnt konnte, die in der eidesſtattlichen Verſicherung er⸗ 
os € Verpfändung falle mit der in der früheren Urkunde 
daft nen zuſammen. Diejenige Behörde, die eine Glaub⸗ 
Verſichhung beſtimmter Tatſachen durch eine eidesſtattliche 
die alberne für erforderlich halt, muß darauf achten, daß 
Verf! aubhaft zu machenden Tatſachen in der eidesſtattlichen 
Auel cherung vollſtändig angegeben ſind. Bei der tatſächlichen 
aller bung einer ſolchen Verſicherung an Eides Statt können 
aus dess auch Nebenumſtände verwertet werden, die ſich 
gend 2 Verſicherung ſelbſt nicht unmittelbar ergeben. Es 
geit hr Aue nicht, daß die Verſicherung auf Grund der be- 
ift, ſond Umſtände im Sinne einer Unwahrheit „deutbar“ 
jenige dern es muß feſtſtehen, daß der Verleitende und der⸗ 
ge, der die Verſicherung abgeben ſoll, dieſe in jenem Sinne 
be en 
den Offedketretenen Auffaſſung aus RGSt. 60, 37 in Beziehung auf 
der JN n (ogl. zum Ganzen auch den lehrreichen Fall, 
digeneid d. ‚1313 in der Anm. beſprochen ift). 
nachprüfbare W 
me ensfrag 


; angeführten Entſch. Kl i i 
eid ar iſch. klar und beſtimmt den geformelten Partei⸗ 
allgemein 90 en Faſſung der eidesſtattlichen Verſicherung dem 
urch men ſo entſpricht dies 
15 Ste. bar nz richtigen Ausgangspunkt in der Eideslehre. Der 
1925 und RGS m feinen beiden Urt. RGSSt. 59, 343 v. 29. Sept. 
bracht. Er bat 59, 344 v. 3. Nov. 1925 deutlich zum Ausdruck ge⸗ 
1927 für das rden mit Recht auch in dem vorl. Urt. v. 1. April 
damit einen Weit der eidesſtattlichen Verſicherung feſt. Er hat 
er Eideslehre getan. dennenswerten Schritt in der Objektivierung 
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verſtanden haben und verſtanden wiſſen wollten (vgl. RG.⸗ 
Rſpr. 2, 141). Wenn beiſpielsweiſe dem Angekl. A. J. vom 
Stadtrat aufgegeben worden wäre, die Wahrheit der in der 
Urkunde v. 1. März enthaltenen Verpfändungsbeſtätigung 
eidesſtattlich zu verſichern, wenn A. J. dem R. dies mit⸗ 
geteilt und zugemutet hätte, die eidesſtattliche Verſicherung 
unter Bezugnahme hierauf einzureichen, dann ſtünde 
der Annahme einer Verleitung zur wiſſentlichen Abgabe einer 
falſchen Verſicherung an Eides Statt grundſätzlich nichts ent⸗ 
gegen. Im übrigen wäre nach Lage der Sache auch eine Er⸗ 
örterung darüber geboten geweſen, auf Grund welcher Vor⸗ 
ſchriften der Stadtrat in T. zur Entgegennahme einer eides⸗ 
ſtattlichen Verſicherung der in Frage ſtehenden Art zuſtändig 
war. Die Annahme der Rev., daß auch dann, wenn eine 
falſche Verſicherung an Eides Statt in Frage gekommen 
wäre, das Verhalten des Angekl. A. J. nur als ſtrafloſe Vor⸗ 
bereitungshandlung zu beurteilen ſein würde, iſt nach der 
Rſpr. des RG. nicht zutreffend. 

(1. Sen. v. 1. April 1927; 1D 87/27.) A.] 


21. [88 157,158 StGB.; 8183 GVG. Zeitpunkt 
der Vollendung des Meineids. In dem Antrag 
auf Erlaß eines Haftbefehls iſt die Einleitung 
einer Unterſuchung i. S. des 8 158 StGB. zu er- 
blicken. Für das Beſtehen der in 8 157 Abſ. 1 Ziff. 1 
StGB. berechneten Gefahr genügt eine entfernte 
Möglichkeit der Verfolgung.] 7) 

Die wiſſentlich falſche eidliche Ausſage eines Zeugen iſt 
als vollendeter Meineid zu beurteilen, wenn ſie derart ab⸗ 
gegeben und zum Abſchluſſe gekommen iſt, daß der Zeuge 
ſelbſt, das Gericht, deſſen Vorſitzender und die Prozeß⸗ 
beteiligten ſie als eine eidlich bekräftigte zeugenſchaftliche Be⸗ 
kundung und als Ausgangspunkt für demnächſtige weitere 
Entſchließungen, Verfügungen und Anträge anſehen müſſen 
RGSt. 23, 86, 88). Hiernach iſt ſtets nach der Lage des 
Einzelfalles zu unterſuchen, ob und wann eine als einheit⸗ 
liches Ganze zu betrachtende Zeugenausſage vorliegt; dies 
unterliegt alſo tatfächlicher Beurteilung. Schon hieraus er⸗ 
gibt ſich, daß es unrichtig ſein würde, die Vollendung ſtets 
erſt mit dem Schluffe. der Hauptverhandlung anzunehmen. 
Ein Rechtsſatz des Inhaltes, daß der Abſchluß der Verneh⸗ 
mung des Zeugen unter allen Umſtänden erſt mit ſeiner 
Entlaſſung oder mit dem Schluſſe der Hauptverhandlung ge⸗ 
geben ſei, iſt nicht anerkannt (RGGSt. 46, 196, 198). Das 
Schwurgericht hat die in RGSt. 23, 86, 88 aufgeſtellten Vor⸗ 
ausſetzungen für den Abſchluß der Vernehmung des damaligen 
Zeugen, jetzigen Angekl. A. für erfüllt erachtet, weil A. die 
von ihm unter Eid abgegebene Ausſage auf mehrfachen Vor⸗ 
halt hin, und zwar ſelbſt dann, als die wörtliche Proto⸗ 
kollierung vorgenommen wurde, immer wieder beſtätigt hatte 
und weil hiernach tatſächlich — ſelbſt im Hinblick auf die 
offenbar unwahre Bekundung — in der Hauptverhandlung 
fortgefahren und ſogar dem Vertreter der Staatsanwaltſchaft 
ſowie den damaligen Angekl. das Wort zu ihren Außerungen 
und letzten Ausführungen verſtattet wurde. Hiernach war nach 
der erſichtlichen Auffaſſung des SchwurG., als ſich das 


Zu 21. Die Frage nach dem Beginn und der Voll⸗ 
endung des Zeugenmeineids 8154 StGB. hat in ber 
Literatur mannigfache Berückſichtigung gefunden. Gewöhnlich pflegt 
man im Anſchluß an den geſetzlichen Wortlaut zwiſchen den beiden 
Fällen des Voreides und des Nacheides zu unterſcheiden: ſo z. B. 
Frank, StGB., 17. Aufl. 3 154 Il; Lpz Komm., 3. Aufl. § 154 
N. 6; Allfeld, Lehrb., 8. Aufl. S. 582 u. a. Binding, Lehrb., 
Bei. Teil II 1, 1. Aufl. (1901) S. 124, 2. Aufl. (1904) S. 145, be⸗ 
tont demgegenüber die Einheitlichkeit beider Delikte durch den Hin⸗ 
weis auf die „Zweiaktigkeit“ des Meineids, die ihn mit der Ur⸗ 
kundenfälſchung des 8 267 StGB. auf eine Stufe ſtellen würde. 
Würde man hiervon ausgehen, ſo müßte der Beginn des Mein⸗ 
eids, alſo eine ſtrafbare Verſuchshandlung im Gegenſatz zur bloßen 
Vorbereitungshandlung, immer ſchon dann angenommen werden, wenn 
mit einem der beiden Akte, alſo mit der Ausſage oder der Eides⸗ 
leiſtung, begonnen wäre, eine Folgerung, die Binding a. a. O. 
S. 125 ſelbſt inkonſequenterweiſe ablehnt. Die durchaus herrſchende 
Lehre ſtimmt dem Ergebnis Bindings bei, nimmt alſo ſtraf⸗ 
baren Verſuch erſt bei Beginn des zweiten Aktes an, z. B. Lucas, 
Anleitung zur ſtrafrechtlichen Praxis, II. Teil (1904) S. 82; Stooß, 

D. B. III, 292 Anm. 1; Frank a. a. O.; Opz Komm. a a. O. 
ſowie RGSt. 54, 117 und die dort S. 122 Anm. 1 ausführlich in 
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Schöſſch. nach den Schlußvorträgen zurückgezogen hatte, für 
den jetzigen Angekl. und alle übrigen Beteiligten erkennbar, 
daß die Ausſage des A. fo, wie ſie vorlag, den Ausgangs⸗ 
punkt für die weiteren Entſcheidungen des Schöff G. mit 
bilden werde. Wie der damalige Vorſitzende des SchöffG. 
als Zeuge bekundet hat, hatte in der Tat das SchöffG., 
überzeugt von der Unrichtigkeit der Ausſage des Zeugen A. 
und ohne Rückſicht auf ſie, ſein verurteilendes Erkenntnis be⸗ 
reits beſchloſſen gehabt und hat dieſes nach der ſpäteren Be⸗ 
richtigung der Ausſage des A., ohne nochmals abzutreten, 
unverändert verkündet. Hiernach tritt in der weiteren Dar⸗ 
legung des Schmwur®., daß die Tatſache des Wiedereintritts 
in die Verhandlung nach erfolgter Beratung nur zu dem 
Zwecke, um dem Zeugen A. noch einmal Gelegenheit zu 
geben, „ſein Gewiſſen zu erleichtern“, der Annahme des be⸗ 
reits vorher erfolgten Abſchluſſes ſeiner Ausſage nicht ent⸗ 
gegenſtehe, kein Rechtsirrtum zutage. Auch die Ablehnung der 
Anwendbarkeit des 8 158 StGB. mit der Begründung, daß 
in dem vom Vertreter der Staatsanwaltſchaft in der Haupt⸗ 
verhandlung v. 7. Okt. 1926 geſtellten Antrage auf Erlaß 
eines Haftbefehls gegen den Angekl. wegen des dringenden 
Verdachts des Meineides bereits die Einleitung einer Unter⸗ 
ſuchung i. S. des § 158 StGB. zu erblicken ſei, begegnet 
keinem rechtlichen Bedenken. Unter „Einleitung der Unter⸗ 
ſuchung“ iſt nicht etwa nur die Eröffnung der Unterſuchung 
i. S. des $ 151 StPO., ſondern jedes amtliche Einſchreiten 
einer ſachlich zuſtändigen Behörde oder eines ſachlich zu⸗ 
ſtändigen Beamten zu verftehen, das dahin zielt, wegen einer 
als begangen unterſtellten ſtrafbaren Handlung eine geſetz⸗ 
liche Ahndung herbeizuführen (RGSt. 6, 82, 83; 21, 8, 9; 
25, 366, 367). Nach § 183 GVG. hat das G., wenn eine 
ſtrafbare Handlung in der Sitzung begangen wird, den Tat⸗ 
beſtand feſtzuſtellen; in geeigneten Faͤllen iſt die vorläufige 
Feſtnahme des Täters zu verfügen. Aus der letzten Beſtimmung 
iſt allerdings zu entnehmen, daß das Schöf®. zum Erlaß 
eines Haftbefehls gegen A. nicht zuſtändig geweſen wäre. In 
dem darauf gerichteten Antrage iſt aber zugleich der Antrag 
auf vorläufige Feſtnahme des A. mit enthalten. Nach Lage 
der Sache konnte dieſer Antrag nur als die erſte amtliche 
Maßnahme in dem damit gegen A. wegen Meineids ein⸗ 
geleiteten ſtaatsanwaltſchaftlichen Ermittelungsverfahren und 
damit zugleich als die Einleitung einer Unterſuchung i. S. 
des 8 158 StB. beurteilt werden. Dagegen hat die allge⸗ 
meine ſachlich-rechtliche Nachprüfung des Urteils einen Rechts⸗ 
fehler im Strafausſpruch erkennen laſſen. Das Schwur. hat 
das Vorhandenſein des im § 157 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. be⸗ 
zeichneten Strafermäßigungsgrundes verneint, weil ſich die 


Bezug genommene Rſpr. und Literatur. Zutreffend lehnt aber, um 
zu dieſem Ergebnis zu gelangen, RGSt. 54, 117 (121) den Gedanken 
des zweiaktigen Deliktes (8267 StGB. u. ähnl.) ausdrücklich ab; 
der geſetzliche Wortlaut gibt dem recht. Aus dem Regelkreis der 
ſog. zweiaktigen Delikte kann alſo für unſere Frage nichts ent⸗ 
nommen werden. 

Im vorl. Falle ſteht nicht der Beginn, ſondern der Abſchluß 
der Verſuchshandlung, alſo die Vollendung des Delikts, in 
Frage. Ein ſolcher vollendeter Meineid liegt jedenfalls erſt dann 
vor, wenn beide „Akte“, d. h. die Eidesleiſtung und das Zeug⸗ 
nis, abgeſchloſſen ſind. Da es ſich im vorl. Falle offenſichtlich um 
einen ſog. Voreid handelt, ſteht einzig die Frage zur Erörterung, 
in welchem Zeitpunkt das „Jeugnis“ i. S. des 8154 
StGB. vollendet iſt. Hierüber werden in der Literatur 
nicht völlig einheitliche Auffaſſungen vertreten; doch läßt ſich heute 
von einer ausgeſprochen herrſchenden Anſchauung reden. 

Frank hat in den früheren Auflagen ſeines Komm. den „Ab⸗ 
ſchluß der Vernehmung im Ganzen“ für maßgebend erklärt. So ſagt 
beiſpielsweiſe die 3./4. Aufl. (1903) 8 154 V2: „Die Ausſage des 
Zeugen erſcheint als ein Ganzes und die im Laufe der Vernehmung 
erſtattete unwahre Ausſage ſtellt ſich vor Abſchluß derſelben als Ver⸗ 
ſuch dar“, läßt alſo die Möglichkeit des Rücktritts nach 8 46 Nr. 1 
StGB. noch zu. Auch die 8./10. Aufl. (1911) a. gl. O. fügt in dem⸗ 
ſelben Sinne bei: „Als Beweismittel kommt erſt die abgeſchloſ⸗ 
ſene Ausſage in Betracht.“ Daß Vollendung erſt mit dem Schluß 
der Verhandlung oder gar des Verfahrens eintrete, wird in der Lite⸗ 
ratur nur ganz vereinzelt vertreten: Nachweiſe bei Allfeld, Lehrb., 
8. Aufl. S. 582 in Anm. 28. Im Anſchluß an Alsberg, Voll 
endung und Realkonkurrenz beim Meineid (1906), geht vielmehr die 
ganz überwiegende Meinung dahin, daß zwar nicht ſchon mit der 
Außerung als ſolcher (hierüber ſiehe Allfeld a. a. O. Anm. 27), 
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Staatsanwaltſchaft hinſichtlich einer Strafverfolgung des An⸗ 
gekl. wegen ſeiner Beteiligung an der „Schwarzbrennerei“ 
bereits dahin entſchloſſen hatte, von einer ſolchen Strafver⸗ 
folgung abzuſehen; deshalb hatte ſie den Angekl. lediglich als 
Zeugen in das Verfahren einbezogen. Nach der weiteren An⸗ 
nahme des Schwur®. hätte aber auch ſchon der der Wahr⸗ 
heit entſprechende Teil der Ausſage des Angekl. genügenden 
Anlaß zur Einleitung eines Strafverfahrens gegen ihn ge⸗ 
geben, ſo daß durch eine wahrheitsgemäße Bekun⸗ 
dung auch im übrigen die Gefahr einer ſtrafrechtlichen Ver⸗ 
folgung des Angekl., die auch ohnedies hätte eingeleitet wer⸗ 
den können, nicht hervorgerufen worden wäre. Dieſe Aus⸗ 
führungen ſind rechtlich zu beanſtanden. Nach den Urteils⸗ 
feſtſtellungen waren die Vergehen der damaligen Angekl. R. 
und H. gegen das BranntwMoncg. in zwei verſchiedenen 
Nächten, nämlich in der Nacht zum 16. und in der zum 
22. Dez. 1925 begangen worden. A. hatte als Zeuge zunächſt 
nur feine Beteiligung an dem in der Nacht zum 22. Dez. ver⸗ 
übten Vergehen zugeſtanden, dagegen eine ſolche an dem Vor⸗ 
fall in der Nacht zum 16. Dez., und zwar inſoweit wider 
beſſeres Wiſſen, in Abrede geſtellt. Für die Frage des Be⸗ 
ſtehens der im 8 157 Abſ. 1 Nr. 1 bezeichneten Gefahr iſt 
nicht entſcheidend, ob die Angabe der Wahrheit die Ver- 
urteilung des Schwörenden mit Notwendigkeit nach 
ſich ziehen mußte, vielmehr lediglich von Bedeutung, ob die 
wahrheitsgemäße Bekundung ſeine Verfolgung wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens herbeiführen konnte. Ob letz⸗ 
teres der Fall iſt, iſt lediglich nach dem Zeitpunkte zu be⸗ 
urteilen, in dem der Schwörende ſeine eidliche Ausſage er⸗ 
ſtattet. Hierbei wird nicht eine naheliegende Möglich⸗ 
keit der Verfolgung als Vorausſetzung der Strafmilderung 
erfordert; vielmehr genügt für die Anwendbarkeit des 8157 
Abſ. 1 Nr. 1 StGB. auch eine entfernte Möglichkeit der 
Verfolgung (vgl. Urt. des erk. Sen. I, 783/1926 v. 7. Dez. 
1926). Im Hinblick auf das vom Angekl. vor den Zoll⸗ 
beamten abgelegte Geſtändnis war im gegebenen Falle die 
Möglichkeit der Verfolgung nicht einmal eine entfernte. Wenn 
auch die Staatsanwaltſchaft gegen den Angekl. wegen ſeiner 
Beteiligung an der „Schwarzbrennerei“ zunächſt nicht ein⸗ 
geſchritten war, fo wäre fie doch weder rechtlich noch tat» 
ſächlich gehindert geweſen, das Verfahren gegen ihn jederzeit 
wieder aufzunehmen. Gerade das Ergebnis der Hauptverhand⸗ 
lung gegen R. und H. konnte ihr Veranlaſſung zu einer ver⸗ 
änderten Auffaſſung und zu der Annahme geben, daß nun⸗ 
mehr, wegen der Häufung der Fälle des Schwarzbrennens, 
hinreichender Verdacht für eine wiſſentliche Beihilfe des 
A. zu dieſen Vergehen des R. und des H. gegeben ſei. Wenn 


wohl aber „mit dem Schluß der betreffenden Vernehmung“ Voll⸗ 
endung und damit Ausſchluß des 8 46 StGB. eintrete. So beiſpiels⸗ 
weiſe Allfeld a. a. O. bei Anm. 29; v. Liſzt, Lehrb., 23. Aufl. 
S. 624 („mit dem Abſchluſſe der Vernehmung, nicht ſchon mit der 
Ausſetzung der Vernehmung und nicht erſt mit dem Schluß der Bo 
weisaufnahme“), Lpz Komm. 8 154 N. 6 („nicht erſt mit dem Ab⸗ 
ſchluß der Verhandlung, ſondern mit dem Abſchluß der Vernehmung“), 
Kohlrauſch, StchB., 27. Aufl. (1927) 8154 N. 7. Sehr beſtimmt 
in dieſer Richtung hat ſich ſchon Binding a. a. O. 125 bei Anm. 1 
ausgeſprochen: „Ganz unhaltbar iſt die zur Begünſtigung der Straf⸗ 
loſigkeit des Widerrufs mehrfach verteidigte Anſicht, daß beim Mein⸗ 
eid in der Hauptverhandlung die Vollendung erft mit deren Ende 
eintrete.“ Frank endlich betont in der neueſten (17.) Aufl. a. a. O. 
ausdrücklich im Gegenſatz zu den früheren Auflagen, daß nur „regel⸗ 
maßig“ die Vollendung mit Abſchluß der Vernehmung eintritt; Aus⸗ 
nahmen ſind möglich, „iſt die Vernehmung über einen Punkt nach 
der Auffaſſung des Gerichts abgeſchloſſen und das dem Zeugen be⸗ 
kannt, fo tritt die Vollendung ſchon mit dieſem Augenblicke ein“. 

Die Rechtſprechung des RG. teilt dieſen überwiegenden 
Standpunkt des Schrifttums (vgl. zunächſt NYSt. 14, 19; 19, 27; 
22, 363; dazu auch RGSSt. 46, 196). Der 1. StS. ſtellt in RGSt. 23, 
86 (88) v. 21. April 1892 den Grundſatz auf, daß „ein beſtimmtes 
Stadium des Prozeſſes“ ohne Einfluß auf die Frage der Vollendung 
ſei: „es iſt vielmehr ſtets nach Lage des Einzelfalles zu 
unterſuchen, ob und wann eine als einheitliches Ganze zu betrach⸗ 
tende Zeugenausſage vorliegt. Sobald die Ausſagen des Zeugen derart 
abgegeben und zum Abſchluſſe gekommen ſind, daß er ſelbſt, das 
Gericht, deſſen Vorſitzender und die Prozeßparteien ſie als eine eidlich 
bekräftigte zeugenſchaftliche Bekundung und als Ausgangspunkt für 
demnächſtige weitere Entſchließungen, Verfügungen und Anträge an⸗ 
ſehen müſſen, iſt, wenn das Bezeugte wiſſentlich unwahr bezeugt iſt, 
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2 auf Grund der inſoweit wahrheitsgemäßen Bekundungen 
1923 gefl. hinſichtlich des Vorfalls in der Nacht zum 22. Dez. 
friſch, bei dem der Angekl. von den beiden Zollbeamten auf 
ſriſcher Tat betroffen worden war, wegen dieſes Vorfalls 
ohnehin eine ſtrafrechtliche Verfolgung hätte eingeleitet wer⸗ 
ha können, fo konnte doch die Angabe der Wahrheit hinſicht⸗ 
d der — von A. zunächſt verſchwiegenen — Beteiligung an 
er „Schwarzbrennerei“ in der Nacht zum 16. Dez. 1925 
gegen ihn ſelbſt eine Verfolgung auch wegen dieſer 
Aueiten Beteiligung nach ſich ziehen. Der erörterte 

chtsfehler nötigte zur Aufhebung des Urt. nur im Straf 
ausſpruch. 


(. Sen. v. 29. März 1927; 1D 247/27.) A.] 
de, 22. [8157 Nr. 1 StG B. Entſcheidend ift, ob 
Pr euge bei Aufdeckung des wahren Sach⸗ 
rarhalts eine ſtrafrechtliche Verfolgung zu be⸗ 
lrchten hat f) 


9 5 auch derjenige ſich der ſtrafbaren Beihilfe zur 
die pelei ſchuldig machen kann, deſſen eigene Unzucht durch 
ie Kuppelei unterſtützt werden ſoll, ift vom RG. ſchon mehr⸗ 
90 ausgeſprochen worden (vgl. RGSt. 6, 286 [288]; 23, 
un, OEL). Die Beihilfshandlung darf nur nicht in dem 
uzuchttreiben ſelbſt gefunden werden. Das hat das Schwur⸗ 
gericht auch nicht verkannt. Es hat vielmehr in dieſer Be⸗ 
ziehung für dargetan erachtet, daß die Angekl. der Einladung 
an, Eheleute H. zu einem Beſuche Folge geleiſtet hat in 
genntnis davon, daß jene ihre Geneigtheit, ſich unſittlichen 
Zugriffen der Wirtshausgäſte zugänglich zu zeigen, zur 
Pe 
g Betgenmeineib vollendet“. Nach biefem Zeitpunkt könne nur 
StchB., nicht mehr 8 46 (Ziff. 1) StGB. in Frage kommen. 
We Boden dieſes — nach Frank a. a. O. „anſcheinend von 
ſelb rſpruchen nicht freien“ — Urt. ſteht auch die vorl. Entſch. des⸗ 
‚sen (1.) Sen. v. 29. März 1927. 
ſchend an wird grundſätzlich der in Literatur und Judikatur herr⸗ 
Ste; en Anſicht beipflichten können. Schon der Wortlant des 8 154 
June ſpricht dafür: tatbeſtandliche Vorausſetzung der Veſtrafung im 
e des Vo reids iſt deſſen „Verletzung durch ein falſches Zeugnis“. 
5 Beziehung auf den Gang des Prozeſſes im übrigen fehlt. Das 
„Beugnis erſcheint als ein in ſich gefchloffener Vorgang. Es muß 
deli auch hier bei dem Charakter des Meineids als „Außerungs⸗ 
1927 % (. meine Beſprechung des Urt. RG. 1 D 87/27 v. I. April 
a Nr den Abſchluß des Tatbeſtandes allein auf den objektiven 
un des Zeugniſſes ankommen. Danach richtet ſich auch die 
ſtä e der Frage, ob innerhalb einer Vernehmung ſelb⸗ 
andige, für ſich zur Vollendung führende Einzelbeſtandteile unter⸗ 
eden werden können. 
15 Weder Rot. 23, 86 noch das vorliegende Urteil laſſen 
mit em Punkte eine klare Stellungnahme erkennen. Sie werfen 
maß zer tatbeſtandlichen Frage nach der Vollendung ge⸗ 
— 1 objektiven Sinn der Erklärung die Schuld frage nach 
1275 enntnis des Angekl. und die Beweis⸗ (Indiz⸗) Frage 
115 dem weiteren Verhalten des Gerichts zuſammen. Damit wird 
82 a) als ſolches verwirrt, wenn man auch im Ergebnis 
881 rt. wird beitreten können. Deſſen weiteren Ausführungen zu 
57 u. 158 StGB. trete ich bei. 


Prof. Dr. Edmund Mezger, Marburg. 


„ Zu 22. 1. Wenn man zugibt, daß die unzuchtübende Perſon 
denne wer an der zu ihren Gunſten geübten Kuppelei ſein kann, 
3 Fr hier 8 157 anwendbar, obwohl formaliſtiſche Bedenken nicht 
Denn r ſind, die gerade aus der Auffaſſung des RG. ſtammen. 
een des trennt ja die Unzuchtübung und die darüber hinaus⸗ 
185 Teilnahme an der Kuppelei. Dann wäre für den Zeugen 
i der Unzucht gefahrlos, alſo ſoweit der § 157 nicht 
der I., ven. Aber einmal iſt, wie ſofort darzulegen ift, das Ausüben 
. e und das Unterſtützen der Kuppelei tatſächlich nicht zu 
ee her geht jede Auskunft über das erſte unmerklich in 
A — Sr Und weiter iſt die Argumentation des RG. durch⸗ 
verbunde üblich, daß das Unzuchtüben ſo untrennbar mit der Kuppelei 
selbt 125 it, daß der Teilnehmer an der Kuppelei dieſe Tat, die ihn 
(ſiehe zu 15 macht, zugibt, wenn er feine Unzucht eingeſteht 

3 9 157 auch meine Bemerkungen JW. 1926, 2178). 
. 8 dieſe Auffaſſung läßt das RG. aber folgewidrig 
an der Lu 55 es jagt, daß die unzuchtübende Perſon Teilnehmer 
E A: ie eigenen Unzucht fein könne 1). Die den Tat⸗ 
. uffaſſung von der Zuſammengehörigkeit der 


finden Die Literatur zu der Frage iſt in jedem Kommentar zu 
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Steigerung ihres Animierkneipenbetriebes ausnützen wollten, 
und daß ſie durch ihre Anweſenheit in der Gaſtſtube, Ani⸗ 
mieren der Gäſte und im Zeigen eines zugänglichen Ver⸗ 
haltens dieſen gegenüber die Kuppelei der Eheleute H. unter⸗ 
ſtützte. Damit ſind die die Annahme einer Beihilfe zu dem 
kuppleriſchen Treiben der Gaſtwirtseheleute rechtfertigenden 
Feſtſtellungen in ausreichender Weiſe getroffen, insbe. iſt 
auch der Wille der Angekl., dieſes Treiben durch die Tat zu 
fördern, in hinreichend verſtändlicher Weiſe zum Ausdruck 
gebracht worden. Die weiteren Ausführungen des Urteils, 
daß der Gehilfenvorſatz der Angekl. dadurch nicht ausge⸗ 
ſchloſſen worden ſei, daß ſie „natürlich keinesfalls in erſter 
Linie die Unterſtützung des Gewinnes der Hiſchen Eheleute 
bezweckt“ habe, läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 
Welcher Beweggrund den Gehilfen veranlaßt hat, als ſolcher 
tätig zu werden, iſt für die Frage der Beihilfe gleichgültig. 
Hiernach iſt die Annahme des Schwurgerichts, daß im vor⸗ 
liegenden Falle die Vorausſetzungen des $ 157 Nr. 1 StGB. 
zugunſten der Angekl. gegeben waren, rechtlich nicht zu be⸗ 
anſtanden. Die weiteren Einwendungen der Staatsanwaltſchaft, 
daß die an die Angekl. bei ihrer Jeugenvernehmung in dem 
Verfahren gegen die Eheleute H. geſtellten Fragen nur auf 
ihr Unzuchttreiben, nicht aber auf den Tatbeſtand der Beihilfe 
zur Kuppelei gerichtet geweſen wären, ſo daß ſchon aus dieſem 
Grunde eine wahrheitsgemäße Ausſage zu ihrer ſtrafrecht⸗ 
lichen Verfolgung nicht habe führen können, ſind verfehlt. 
Das Verfahren gegen die damaligen Angekl. H. bezweckte die 
Prüfung der Frage, ob ſie ſich einer Kuppelei ſchuldig gemacht 
hätten. Das Vorliegen dieſer Straftat war aber die not⸗ 


Unzucht und Kuppelei kann nicht durch die ganz formaliſtiſche Auf⸗ 
faſſung beſeitigt werden, daß im Geſetz die Kuppelei ein ſelbſtändiger 
Tatbeſtand ſei. Dieſer gefährliche, lebensfremde Formalismus macht 
ſich beſonders auch in der Darlegung von Beling in ſeiner Lehre 
vom Verbrechen S. 433 ff. bemerkbar. Formell iſt natürlich möglich, 
den Tatbeſtand der Kuppelei für ſich zu ſtellen und ebenſo das, was 
man Teilnahme an der Kuppelei nennen will, vnn dem Unzucht⸗ 
üben zu trennen. Aber im blutvollen Leben ſind alle dieſe Hand⸗ 
lungen ein einziger eng zuſammengehörender Komplex. Für das 
Denken der Täter und für ihr Tun ſind ſie ebenſowenig zu trennen, 
wie für die Betrachtung durch andere. Das geſamte Tun der Un⸗ 
zuchtüber und ihrer Kuppler iſt ein zuſammengehörender Angriff auf 
die allgemeine Sittlichkeit, ein ſozialgefährliches Treiben, deſſen 
einzelne Teile voneinander nicht zu ſcheiden find. Wenn das Straf- 
gejeß daraus nur den Kuppler packt, jo geſchieht das doch nur, weil 
ſich aus der Erfahrung ergeben hat, daß das Strafenwollen der Un⸗ 
zuchtüber praktiſch mehr ſchadet als nützt. Wer Unzucht übt, bleibt 
unbeläſtigt, ſolange er nicht andere Rechtsgüter dabei verletzt, die 
nicht notwendig mit ſeinem Tun verbunden ſind. Das will auch das 
NG. zugeben, aber es trennt von dieſem Tun das andere, das ihm 
als Teilnahme an der Kuppelei erſcheint. Das widerſpricht dem 
Leben und auch der formalen Betrachtung des Geſetzes. Unzuchtuben 
nach dem RG. wäre danach nur das unmittelbare Ausüben des 
Geſchlechtsakts. Wer aber auf die Straße geht, weiß, daß zum Un⸗ 
zuchttreiben noch viel mehr gehört und daß niemand daran denkt, 
das Vorſpiel als etwas anderes zu nehmen, denn als Teil des Un⸗ 
zuchtübens. So darf ungeſtraft jede Dirne nach Männern fragen, 
dieſe animieren, ja ſelbſt Kuppler benützen, ſelbſt wenn dieſe wieder 
ſtrafbar ſind. Und dasſelbe gilt für den Mann. Die Kuppelei fügt ſich 
in dieſes Treiben derart hinein, daß ſie gar nicht davon gelöſt werden 
kann, und daß auch kein Rechtsgut gefunden werden kann, das fie 
ſelbſtändig angriffe. Gerade dieſer Gedanke iſt auch formell von 
größter Bedeutung. Denn das RG. hat Recht, wenn es ſagt, der 
Unzuchtüber iſt nur inſoweit frei, als er nicht ſich daneben noch 
anderweit ſtrafbar macht. Z. B. die Dirne, die öffentliches Argernis 
erregt, die verführt, der Mann, der Gewalt anwendet, ſie ſind aus 
dieſen Geſichtspunkten ſtrafbar. Das läßt ſich aber nicht auf die 
Teilnahme an der Kuppelei übertragen, da die Kuppelei und ihre Er⸗ 
ſcheinungsformen nicht andere Rechtsgüter verletzen als die Unzucht 
ſelbſt, da ſie ſelbſt gar nichts anderes ſind als Teilerſcheinungen der 
einen Art der Sittlichkeitsgefährdung. Im Mittelpunkt dieſes Kom⸗ 
plexes ſozialgefährlichen Tuns ſteht die Unzucht. Alle Teilnahme an 
der Kuppelet kann gar nichts anderes ſein als Teilerſcheinung der 
Unzucht, die das Geſetz nicht ſtrafen will. Ein anderes formales 
Denken iſt für ein praktiſches Geſetz einfach unzuläſſig. Man braucht 
nur die Ausführungen der Entſch. über das Tun des Mädchens zu 
leſen, um ſofort zu ſagen, daß das doch nichts anderes iſt als das, 
was jede Dirne ungeſtraft täglich tut, d. h. als ihr Unzuchtsbetrieb. 
Das RG. kann gar nicht mehr anders, als daß es das Unzuchttreiben 
überhaupt als Beihilſe zur Kuppelei ſtraft! 

Auf die ſtrafrechtlich ganz unhaltbare, in anderen hierher ge⸗ 
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wendige Vorausſetzung zum Nachweiſe einer ſtrafbaren Hilfe- 
leiſtung hierzu. Die Angekl. hatte daher bei ihrer Zeugen⸗ 
vernehmung die Aufdeckung des wahren Sachverhalts zu 
fürchten und es beſtanden für ſie die Vorausſetzungen des 
§ 157 Nr. 1 StGB. 

(3. Sen. v. 15. Nov. 1926; 3D 717/26.) A.] 


23. [8 157 Abſ. 1 Nr. 1 StG B. Daß bei rüd- 
ſchauender Betrachtung dem Täter ein Schuld⸗ 
ausſchließungsgrund zur Seite ſteht, läßt die 
Möglichkeit einer Strafverfolgung nicht ausge⸗ 
ſchloſſen erfheinen] 

Bedenken erregt die Nichtanwendung des 8 157 Abſ. 1 
Nr. 1 StGB. Der Angekl. hatte, als fein Gläubiger F. die 
vermeintlich gepfändeten Waren wegſchaffen wollte, mit einer 
Hacke zum Schlag gegen ihn aufgezogen, um ihn von ſeinem 
Vorhaben abzuhalten. Es iſt zu prüfen, ob nicht die Angabe 
der Wahrheit über dieſen Punkt gegen den Angekl. ſelbſt eine 
Verfolgung wegen verſuchter Nötigung nach ſich ziehen konnte. 
Der Umſtand, daß bei rückſchauender Betrachtung das Ver⸗ 
halten des Angekl. als Notwehrhandlung gewürdigt werden 
kann, würde nicht ohne weiteres die Möglichkeit einer Straf⸗ 
verfolgung für den Zeitpunkt der Leiſtung des Meineids aus⸗ 
ſchließen. 

(1. Sen. v. 1. März 1927; 1D 144/27.) A.] 


24. [5157 StGB. Verletzung der Eidespflicht 
durch die Erklärung, nicht beſtreiten zu wollen, 
an Stelle ausdrücklichen Zugebens der behaup⸗ 
teten Tatſachen. 8157 Abſ. 1 Nr. 1 StG B. iſt an⸗ 
zuwenden, wenn die Angabe der Wahrheit für 
den Zeugen eine Strafverfolgung wegen Ehe- 
bruchs nach ſich ziehen konnte. Dabei iſt bedeu⸗ 
tungslos, daß der Zeuge bei der gleichen Ver⸗ 
nehmung andere Ehebrüche mit derſelben 
Frauensperſon wahrheitsgemäß eingeräumt 
hatte und ſchon wegen dieſer eine Strafver⸗ 
folgung wegen Ehebruchs ſich zuziehen konnte..) 

Der Angekl. iſt in einer Strafſache gegen die Mutter 
einer Frau K. wegen Kuppelei eidlich als Zeuge vernommen 
worden über ſeinen geſchlechtlichen Verkehr mit der K. in der 
Wohnung der damals angeklagten Mutter. Er hat bei der 
Vernehmung vor dem Shöff®. mehrfachen Geſchlechtsverkehr 
auf Spaziergängen eingeräumt und zugegeben, daß es auch 
ab und zu in der Wohnung zum geſchlechtlichen Verkehr ge⸗ 


hörenden Entſch. vorgetragene Anſicht, daß der Teilnehmer an der 
Kuppeler oder etwa an der Gefangenenbefreiung ſich ſchuldig mache, 
weil er den andern zum Verbrecher mache, braucht hier nicht ein⸗ 
gegaugen zu werden. 

Die Anſchauung des RG. iſt über die hier behandelte Frage 
hinaus grundſätzleh von Bedeutung: Welches ift der Sinn des 8 2 
StGB. 7 Sollen die Tatbeſtände nur ſoweit angewendet werden, als 
ihr klarer Wortlaut reicht, oder ſollen ſie elaſtiſch ausgedehnt wer⸗ 
den, um Menſchen zu erfaſſen, die etwas Sozialgefährliches tun, das 
ſich aber nicht unter den urſprünglichen, geſchichtlich begreifbaren Sinn 
der Tatbeſtände unterbringen läßt? Wollen wir die Strafbarkeit 
möglichſt ausdehnen, wollen wir den Richter zum Neuſchaffer von 
Tatbeſtaͤnden machen oder nicht? Die Frage iſt zu ſchwierig, um hier 
erörtert zu werden. Aber ſie muß zuerſt beantwortet werden, bevor man 
die obige Entſch. voll begreifen kann (Mannheim oben S. 897). 


Geh. IR. Prof. Dr. W. Mittermaier, Gießen. 


Zu 24. Dem Urt. ſtimme ich in allen Punkten zu. 

Dem ſcheint zunächſt eine frühere Außerung (Anm. zu dem Urt. 
des RG. 1 D 87ö7 v. 1. April 1927) zu widerſprechen. Wir haben 
im Anſchluß an die herrſchende Lehre (Frank, StGB., 17. Aufl. 
88 153 III 2, 154 III I a) den Ausgangspunkt an der fog. objektiven 
Eidestheorie genommen, alſo den Eid und ſo auch den hier in Frage 
ſtehenden Zeugeneid dann für richtig erklärt, wenn das beſchworene 
Zeugnis mit dem objektiven Sachverhalt übereinſtimmt. Dieſer objek⸗ 
tive Ausgangspunkt ſchließt freilich bei beſonderer Faſſung des Eides⸗ 
themas eine ausnahmsweiſe ſubjektive Beſtimmung der Eidesrichtig⸗ 
keit, z. B. in 8 459 Abſ. 3 ZPO., nicht aus. Den Zuſatz „nach 
beſtem Wiſſen“ beim Zeugeneid des 8 62 StPO. glaubten wir jedoch 
keine ſolche poſitiv die Unrichtigkeit des Eides begründende Wir⸗ 
Rung beilegen zu dürfen, ſondern ſehen in ihm lediglich (ähnlich wie 
Frank 8a. a. O. § 154 III 1a) eine den objektiven Tatbeſtand des 
Meineids einſchränkende Klauſel. NGSSt. 37,395 (398) meint 
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kommen ſei. In der Berufungsverhandlung hat er unter ſei⸗ 
nem Eide zunächſt jeden Geſchlechtsverkehr in der Wohnung 
in Abrede geſtellt, auf eindringliche Vorhaltungen aber er- 
klärt, er könne ſich nicht mehr erinnern, wolle es aber, wenn 
es der Verteidiger ſage, nicht beſtreiten, daß ein bis zweimal 
ein Verkehr im Zimmer ſtattgefunden habe. Das Schwur⸗ 
gericht ſtellt feſt, daß ein Vergeſſen dieſes Verkehrs voll⸗ 
ſtändig ausgeſchloſſen ſei, und erblickt eine wiſſentliche Ver⸗ 
letzung der Eidespflicht in der Bekundung, er könne ſich an 
den Verkehr im Zimmer nicht mehr erinnern. Es nimmt an, 
daß der Angekl. ſich deſſen, was er pflichtgemäß ausſagen 
mußte, wenn er bei der Wahrheit bleiben wollte, wohl be⸗ 
wußt war. Damit ſind die Tatbeſtandsmerkmale des Zeugen⸗ 
meineids nach der äußeren und nach der inneren Tatſeite hin 
feſtgeſtellt. Denn wenn der Angekl. ſich der Vorgänge genau 
erinnerte — und das iſt feſtgeſtellt —, ſo ſtellte die eidliche 
Bekundung, er könne ſich nicht erinnern, eine wiſſentlich un⸗ 
wahre Ausſage dar, und deſſen war ſich der Angekl. bewußt. 
Hieran änderte der Zuſatz nichts, er wolle, wenn es der Ver⸗ 
teidiger ſage, einen ein⸗ bis zweimaligen Verkehr im Zimmer 
nicht beſtreiten. Damit hat er nicht, wie es feine Pflicht ge⸗ 
weſen wäre, den ihm bewußten Verkehr eingeräumt, ſondern 
dieſen nur als ihm nicht mehr erinnerlich nicht beſtritten, d. h. 
nur als möglich zugegeben. Bei den wiedergegebenen Feſt⸗ 
ſtellungen iſt auch die Verfahrensrüge unbegründet, daß 8 267 
SPD. durch unzureichende Feſtſtellung der Wiſſentlichkeit 
verletzt fei. Auf $ 158 StGB. kann ſich der Angekl. nicht mit 
Erfolg berufen. Er hat nicht ſeine zuerſt gemachten un⸗ 
richtigen Angaben widerrufen, ſondern er hat ſie durch andere 
gleichfalls unwahre Bekundungen erſetzt. Dagegen erſcheint die 
Rev. begründet, ſoweit die Nichtanwendung des 8 157 Abſ. 1 
Nr. 1 StGB. gerügt wird. Der Angekl., der verheitatet iſt, 
konnte ſich, wenn er den Geſchlechtsverkehr mit der K. in 
deren Wohnung einräumte, einer Strafverfolgung wegen des 
Vergehens des Ehebruchs (8 172 StB.) ausſetzen. Das 
Gast verneint die Anwendbarkeit jener Vorſchrift, 
weil der Angekl. nicht ſchlechthin jeden Geſchlechtsverkehr mit 
der K. in Abrede geſtellt, vielmehr einen ſolchen außerhalb 
der Wohnung jederzeit offen zugegeben habe. Bei dieſer Sach⸗ 
lage ſei es für eine Strafverfolgung bedeutungslos geweſen, 
ob auch in der Wohnung ein geſchlechtlicher Verkehr ſtatt⸗ 
gefunden habe; der Angekl. habe ſich nicht in einer Zwangs⸗ 
lage befunden, die den inneren Grund für die Strafermäßi⸗ 
gung des $ 157 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. bilde. Dem kann nicht 
beigetreten werden. Es iſt zwar richtig, daß nach den Mo⸗ 


zwar in Beziehung auf dieſen Zeugeneid, daß „die objektive Un⸗ 
wahrheit einer Ausſage auch dadurch gegeben ſein kann, daß die Er⸗ 
klärung, ſie ſei nach beſtem Wiſſen erſtattet, unrichtig iſt“; mit der 
Wendung (399), daß die Worte „nach beſtem Wiſſen“ in der Eides⸗ 
formel „nicht etwa eine beſondere, ohne ſie nicht vorhandene Ver⸗ 
pflichtung zur Sorgfalt bei der Ausſage ausdrücken und eine Er⸗ 
ſchwerung der Aufgabe des Zeugen herbeiführen, ſondern dem 
Zeugen einen Gewiſſensdruck erſparen ſollen“, ſchließt ſich aber das 
Urt. offenſichtlich der hier vertretenen Auffaſſung an. 

Gleichwohl ſoll ſich im vorl. Falle der Zeugenmeineid poſitiv 
daraus ergeben, daß der Zeuge über ſeine ſubjektive Erinne⸗ 
rung etwas Falſches ausgeſagt hat, während ſeine Ausſage, er 
wolle den geſchlechtlichen Verkehr im Zimmer nicht beſtreiten, objektiv 
immerhin der Wahrheit nahe käme. Ein Widerſpruch mit dem bis⸗ 
her Ausgeführten liegt in dieſer ſubjektiven Orientierung jedoch 
nicht: geſagt werden ſollte nur ſo viel, daß aus dem Zuſatz „nach 
beſtem Wiſſen“ in 8 62 StPO. nicht grundſätzlich ein die Falſch⸗ 
heit des Eides begründendes Argument hergeleitet werden könne, 
Im übrigen aber beſteht für den Zeugeneid (teilweiſe im Gegenſatz 
zum Parteieid: ſiehe die erwähnte Anm. zu RG. 1 D 87/27) völlige 
Anpaſſung an den Einzelfall. Was in dieſem Einzelfall bekundet 
werden ſoll, das ergibt ſich ausſchließlich aus den beſonderen Um⸗ 
ſtänden und ihrer interpretativen Verwertung; und wenn dieſes kon⸗ 
krete Eidesthema ſich als ſolches auf ſubjektive Vorgänge im Schwören⸗ 
den bezieht, ſo iſt ſelbſtverſtändlich ein „ſubjektives“ Kriterium für 
die Richtigkeit oder Unrichtigkeit des Eides entſcheidend. Dies iſt mit 
Recht und in richtiger Auslegung der Zeugenausſage im vorl. Falle 
vom NG. angenommen worden: fo wie die Ausſage des Zeugen 
lautete (er könne ſich „nicht mehr erinnern“), ſollte fie Auskunft 
geben über die Lage der (ſubjektiven) Erinnerung, nicht unmittel⸗ 
bar über die objektiven Vorgänge ſelbſt. Daß ſolche „inneren Tat⸗ 
ſachen“ ein geeigneter Gegenſtand der zeugenſchaftlichen Bekundung 
ſein können, dürfte heute unbeſtritten ſein. Nicht ganz ſcharf bleibt 
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tiven zum Entwurf eines StGB. für den Norddeutſchen Bund 
bal Roh St. 43, 69) die für den Zeugen beſtehende Zwangs⸗ 
Peg der geſetzgeberiſche Grund für die Zulaſſung der 
Strafermäßigung war. Aber das Beſtehen einer ſolchen 
Owangslage iſt nicht zum Tatbeſtandsmerkmal erhoben 
worden. Nach der Faſſung der Vorſchrift, die für die Aus⸗ 
90 ng in erſter Linie maßgebend ſein muß, ſetzt, wie das 
G. wiederholt ausgeſprochen hat (8157 Abſ. 1 Nr. 1 StGB.) 
Nur rein objektiv voraus, daß die Angabe der Wahrheit dem 
Feugen eine Strafverfolgung wegen eines Verbrechens oder 
orgehens zuziehen kann (RGSt. 23, 150; 43, 70; 59, 62), 
uhrend das Erfordernis einer ſubjektiven Auffaſſung des 
ters, daß er ſich in einer Zwangslage befinde, nicht auf⸗ 
gestellt iſt. Die Anwendbarkeit der Vorſchrift kann alſo nicht 
auf die Fälle, in denen eine ſolche Zwangslage vom Täter 
Grund angenommen wurde, beſchränkt werden. Zu prü⸗ 
en iſt vielmehr nur, ob die Angabe der Wahrheit, alſo hier 
des ehebrecheriſchen Verkehrs im Zimmer der K., eine Ver⸗ 
5 f des Angekl. wegen Ehebruchs nach ſich ziehen konnte. 
gas iſt nicht zu beſtreiten. Auch wenn er mehrfachen Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr mit der K. außerhalb der Wohnung zu⸗ 
gegeben und damit ſeiner Ehefrau die Möglichkeit eröffnet hat, 
uf dieſe eine Scheidungsklage zu ſtützen, fo iſt doch keines⸗ 
i egs ausgeſchloſſen, daß wegen der hier fraglichen Ehebrüche 
85 Zimmer der K,, ſei es allein, ſei es in Verbindung mit 
enen außerhalb des Zimmers, die Eheſcheidung ausgeſprochen 
172 und alsdann wegen ihrer eine Strafverfolgung nach 
2 SGB. Plat greift. Auch könnte bezüglich einzelner 
f Hlelrüche Verzeihung eintreten, während wegen anderer eine 
19 5 nicht erfolgt. Nach alledem ſchließt die Möglichkeit einer 
1 raſverfolgung wegen der Ehebrüche im Freien eine ſolche 
ag des ehebrecheriſchen Verkehrs im Zimmer nicht aus, 
de ſchon die objektive Möglichkeit einer ſolchen Verfolgung 
fertigt die Anwendung des § 157 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. 
a Urteil ift daher im Strafausſpruche aufzuheben und zur 
Steigen Prüfung der Anwendbarkeit des 8 157 Abſ. 1 Nr. 1 
55 B. in die Vorinſtanz zurückzuweiſen. Hierbei erſcheint 
er Hinweis geboten, daß eine Bemerkung in den Straf⸗ 
krſckelſungsgründen zu Bedenken Anlaß gibt. Als ſtraf⸗ 
Richwerend iſt dort hervorgehoben, daß das Intereſſe der 
en htöpffege an der Heilighaltung des Eides gebieteriſch eine 
5 pfindliche Strafe verlange. Nach der dem StGB. zugrunde 
1 Auffaſſung find die Eidesdelikte ſolche gegen die 
wiſſenelllecr, deren Tätigkeit durch die Strafdrohungen gegen 
. falſchen Parteieid und gegen eidliche Bekräftigung 
— wiſſentlich falſchen Zeugniſſes oder Gutachtens geſichert 
85 — ſoll. Da hiernach das Intereſſe der Rechtspflege ſchon 
A rund der Strafbeſtimmung bildet, kann daraus nicht 
ee für die Zuerkennung einer höheren Strafe enk⸗ 
men werden. 
1. Sen. v. 29. März 1927; 1D 267/27.) [A.] 


Wage freilich, wenn es im weiteren ausführt, der Zeuge (fetziger 
1 habe fälſchlicherweiſe den Verkehr „nur als möglich“ zu⸗ 
rend be damit irrt es in das Gebiet objektiver Kriterien ab, wäh⸗ 
inne er Memeidsvorwurf hier in der falſchen Bekundung über 
Si (feelifche) Vorgänge und nur über ſolche liegt. 

legun * die gegenüber dem Schwurgerichtsurteil erweiterte Aus⸗ 
obiektin es 8157 Abſ. 1 N. 1 St®B. verdient Billigung. Das 
gegen de Vorliegen des Umſtandes, daß die Angabe der Wahrheit 
brecheng n Schwörenden ſelbſt eine Verfolgung wegen eines Ver⸗ 
ſicht 997 Vergehens nach ſich ziehen konnte, begründet ohne Rück⸗ 
iſt in d ie Keuntnis des Schwörenden die Strafermäßigung: das 

ao ſdr. (ASt. 23,149) und Literatur (Frank, 515714 
Indem, 3. Aufl. 9157 N. 1 und insbe. Stoß, 8.2.8. 
Übertpien. na uuch nicht unbeſtritten (Binding, Lehrb. II, 163), 
der Asch tun woraus freilich keineswegs mit RGSt. 43, 67 
dieſes Unt fi bes 559 StGB. für den Fall irrtümlicher Annahme 
an, daß ur andes folgt. Mit Recht aber nimmt das vorl. Urt. weiter 
mſtand en. intel ne, den Gegenſtand der Zeugenausſage bildende 
muß. ar lich auf feine gefährdende Wirkung geprüft werden 
des 8 157 Sach ben, daß dieſe Auslegung das Anwendungsgebiet 
8157 An 1 J jet weit ausdehnt: da die Ausſage ſich, ohne den 
N 1 auszuſchließen, zugleich auch auf strafrechtlich für 
a. E. ch An; ifferente Punkte beziehen darf (Frank, 815711 
in der en 31,1345), ſoll alſo ſchon ein einzelner Punkt 
ie geſezliche & er für die Verfolgung von Bedeutung ſein könnte, 
währen. Di rafermäßigung für die geſamte Zeugenausſage ge⸗ 
die gegenteilige Annahme würde aber den Gedanken des 
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25. [SS 157 ff. StG B.; 8 69 StPO. Fahrläſſig 
falſche Zeugenausſage: die Art der Vernehmung 
weſentlich für die Prüfungspflicht des Zeugen 
hinſichtlich der Bedeutſamkeit von Tatſachen, 
nach denen er nicht ausdrücklich gefragt wird.] 7) 

Was die Beurteilung aus dem Geſichtspunkte der Fahr⸗ 
läſſigkeit anlangt, ſo war der Angekl. bei ſeiner Vernehmung 
als Zeuge verpflichtet, die volle Wahrheit zu ſagen und nichts, 
was er wußte, zu verſchweigen. Dieſe Verpflichtung erſtreckte 
ſich auf den Inhalt ſeines Wiſſens inſoweit, als dieſer für das 
Verfahren von Belang war, in dem er vernommen wurde. 
Nahm er irrtümlich an, daß die Angabe einer Tatſache, von 
der er Kenntnis hatte, nicht in Beziehung zu dem Verfahren 
ſtehe, alſo nicht von ſeiner Eidespflicht umfaßt werde, ſo war 
das Verſchweigen der Tatſache dann fahrläſſig, wenn er bei 
pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit erkennen mußte, daß es auf 
die von ihm verſchwiegene Tatſache ankam und daß ſich ſeine 
Eidespflicht auf ſie erſtreckte. Einen Fall dieſer Art hat die 
StR. für gegeben erachtet, da zwar nicht nachweisbar ſei, 
daß der Angekl. ausdrücklich danach gefragt worden wäre, 
ob zwiſchen ſeinem Vater und P. ein Aufgeld vereinbart wor⸗ 
den ſei, wohl aber in dem Verfahren gegen V. und P. „die 
Frage des Aufgelds allgemein zur Erörterung geſtanden 
habe“. Wenn unter dieſen Umſtänden der Angekl. als Zeuge 
glaubte, er habe nur darüber auszuſagen, ob er eine dahin⸗ 
gehende Vereinbarung zwiſchen ſeinem Vater und P. mit an⸗ 
gehört habe, jo hätte er ſich doch — nimmt die StR. an — 
bei pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit darüber klar werden müſſen, 
daß es dem Gerichte weitergehend darauf ankam, ob ein Auf⸗ 
geld vereinbart worden iſt, ob alſo nicht der Zeuge auf an⸗ 
dere Weiſe ein Wiſſen zu dieſem Punkte hatte; und er hätte, 
führt das angefochtene Urt. weiter aus, wenn ihm in dieſer 
Beziehung ein Zweifel kam, die Pflicht gehabt, ſich durch eine 
Befragung des Gerichts Klarheit über den Umfang der von 
ſeiner Eidespflicht umfaßten Gruppe von Tatſachen zu ver⸗ 
ſchaffen. Dieſe Beurteilung der Sachlage bietet keine hin⸗ 
reichende Grundlage für die Annahme des Tatbeſtands einer 
fahrläſſigen Eides verletzung. Hierfür wäre vor allem feſt⸗ 
zuſtellen geweſen, in welcher Weiſe ſich die Vernehmung des 
Angekl. als Zeugen abgeſpielt hat. Iſt er, wie im 8 69 StPO. 
angeordnet iſt, allgemein aufgefordert worden, das, was ihm 
von dem Gegenſtand ſeiner Vernehmung bekannt ſei, im Zu⸗ 
ſammenhang anzugeben, ſo oblag allerdings ihm in erſter 
Linie die Pflicht, zu prüfen, inwieweit Tatſachen ſeines 
Wiſſens für den ihm bekannten Gegenſtand des Verfahrens 
von Bedeutung ſein könnten, und für dieſen Fall würde die 
Begründung ausreichen, die das angefochtene Urteil für die 
Annahme der StR. gibt, daß der Angekl. bei pflichtmäßiger 
Aufmerkſamkeit auch das außerhalb der Verhandlung zwiſchen 
ſeinem Vater und P. gewonnene Wiſſen von der Art des 
zwiſchen beiden geſchloſſenen Geſchäfts hätte offenbaren müſſen. 


8157 StGB. zu ſehr gefährden, fo daß die reichsgerichtliche Stellung⸗ 
nahme ſich als zutreffend erweiſt. 

Anerkennenswert iſt in dem Urt. die ſcharfe Scheidung zwiſchen 
„geſetzgeberiſchem Grund“ und „Tatbeſtandsmerkmal“ (gegen über- 
treibungen teleologiſcher Jurisprudenz im Gebiete des Straf⸗ 
rechts!) und die ganz allgemein gehaltene Feſtſtellung, daß der legis⸗ 
latoriſche Grund einer Strafbeſtimmung keinen Strafzumeſſungs⸗ 
grund bilden darf. 


Prof. Dr. Edmund Mezger, Marburg. 


Zu 25. Der vorliegenden Entſch., zu welcher auf die Anmer⸗ 
kung JW. 1927, 1314—1315 verwieſen fein mag, kann ich nur 
aufs wärmſte zuſtimmen. In ihr findet die leider noch immer bei 
den Untergerichten verbreitete Neigung, die Feſtſtellung der Fahr⸗ 
läſſigkeitsſchuld von allgemeinen Gefühlserwägungen abhängig zu 
machen, eine erfreulich entſchiedene Ablehnung. Will man nämlich 
am Tat⸗Schuld⸗Charakter der Fahrläſſigkeit wirklich feſthalten, 
ſo müſſen, wie ſchon früher betont, ganz beſtimmte, bewußte 
pſychiſche Vorgänge im Täter den Anknüpfungspunkt und die 
Grundlage des in ihr vollzogenen rechtlichen Unwerturteils bil⸗ 
den. Die Fahrläſſigkeit erfordert m. a. W. als „unentbehrliches 
Erfordernis“ eine im Bewußtſein des Täters an ihn „herantre⸗ 
er Anforderung, anders zu handeln, als er tatſächlich gehandelt 
abe 


In richtiger Erkenntnis dieſes Geſichtspunktes ſtellt das vor⸗ 
liegende Urt. klar und ſcharf darauf ab, „in welcher Weiſe ſich 
die Vernehmung des Angekl. als Zeugen abgefpielt hat“. Denn 
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In dieſem Falle würde auch der Umſtand, daß der Angekl. 
die Ausſage darüber hätte verweigern dürfen, ob ſich ſein 
Vater ein Aufgeld ausbedungen habe, den Tatbeſtand einer 
ſtrafbaren Verletzung der Eidespflicht nicht ausgeſchloſſen 
haben. Es iſt aber auch — wie es nicht ſelten fehlerhaft ge⸗ 
ſchieht — möglich, daß bei der Vernehmung der genannte 
8 69 nicht beachtet und dem Zeugen nur eine einzelne Frage 
vorgelegt worden iſt, etwa dahin, ob er die Verhandlung 
zwiſchen ſeinem Vater und P. mit angehört habe und daraus 
wiſſe, was dabei über ein Aufgeld ausgemacht worden ſei. 
In dieſem Fall würde es nicht ohne weiteres die Annahme 
einer fahrläſſigen Verſchweigung begründen können, wenn der 
Angekl. es unterließ, ein außerhalb jener Verhandlung er⸗ 
lungtes Wiſſen kundzugeben. Ob aber nicht ein Fall dieſer 
Art vorlag, iſt dem angefochtenen Urteil nicht zu entnehmen. 
Daß der Angekl. „nach Aufgeld“ gefragt worden wäre, 
hat der Zeuge J. nicht beſtimmt ſagen können, im übrigen hat 
er nur angegeben, die Frage des Aufgelds habe „allgemein 
zur Erörterung geſtanden“. Daß die Frage der Vereinbarung 
eines Aufgelds gerade auch bei der Vernehmung des 
jetzigen Angekl. erörtert worden wäre, iſt hieraus nicht 
erſichtlich. Dafür aber, daß der Angekl. aus einer ſonſtigen 
Erörterung jener Frage während des Fortgangs der Ver⸗ 
handlung bei pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit zu der Über⸗ 
zeugung hätte gelangen müſſen, ſeine Ausſagepflicht erſtrecke 
ſich trotz der Begrenztheit der an ihn gerichteten 
Frage auch auf dieſen Punkt, find im angefochtenen Urteil 
keine Ausführungen gemacht. Die dort angenommene Ver⸗ 
pflichtung des Angekl,, ſich durch eine Befragung des Ge⸗ 
richts über den Umfang ſeiner Zeugnispflicht zu unterrichten, 
würde der Annahme einer fahrläffigen Unterlaſſung nur dann 
als Unterlage dienen können, wenn ein Anhalt dafür beſtand, 
daß dem Angekl. über den Umfang feiner Zeugntspflicht ein 
Bedenken gekommen iſt, oder der Umſtand, daß ihm kein Be⸗ 
denken kam, ſelbſt wieder auf einer pflichtwidrigen Unauf⸗ 
merkſamkeit beruhte. 

(1. Sen. v. 24. Mai 1927; 1 D 434/27.) D.] 


26. [Unvollſtändiger Ausſpruch der Bekannt⸗ 
machungsbefugnis nach 8 165 StGB. 7) 

Das Strafgeſetz iſt auf den feſtgeſtellten Sachverhalt ohne 
Rechtsirrtum angewandt worden. Nur entſpricht der Ausſpruch 
über die Befugnis des Verletzten zur öffentl. Bek. des Urt. 
inſofern nicht der Vorſchrift des 8 165 StGB., als nicht die 
Friſt feſtgeſetzt iſt, binnen welcher der zweiwöchige Aushang 


durch die Art und Weiſe dieſer Vernehmung wird im konkreten 
Fall das Maß der Anforderung beſtimmt, die dem Zeugen 
zum Bewußtſein gebracht worden iſt. Die richtige Vernehmung 
nach $ 69 StB. mit ihrer Aufforderung, „das, was ihm von dem 
Gegenſtande feiner Vernehmung bekannt iſt, im Zuſammenhang an⸗ 
zugeben“, führt dem Zeugen klar ſeine Pflicht vor Augen, „zu 
prüfen, inwieweit Tatſachen ſeines Wiſſens für den ihm bekann⸗ 
ten (!) Gegenſtand des Verfahrens von Bedeutung fein könnten“; 
die Vernachläſſigung dieſer ihm bewußt gewordenen Pflicht bildet 
die Grundlage der Schuldbejahung. 

Nimmt man demgegenüber, was das Urt. als möglich zugrunde 
legt, an, daß die Befragung des Zeugen nicht nach der Vorſchrift 
des 569 StchB., ſondern nur durch Vorlegung einer einzelnen 
Frage erfolgt iſt, ſo iſt es durchaus zutreffend, daß dann der 
Nachweis einer beſtimmten Anregung als Grundlage des Fahr⸗ 
läſſigkeitsurteils dem Angekl. erſt erbracht werden muß. Lag dieſe 
Anregung nicht ſchon in der Frage als ſolcher, ſo kann ſie nur 
„einer ſonſtigen Erörterung jener (für feine Ausſage für maßgeb⸗ 
lich erachteten) Frage“ entnommen werden. Es u ein „Anhalt“ 
dafür beſtanden haben, „daß dem Angel. über den Umfang ſeiner 
Zeugnispflicht ein Bedenken gekommen (I) iſt“ oder es mußte die 
Unbedenklichkeit „ſelbſt wieder auf einer pflichtwidrigen Unauf⸗ 
merkſamkeit beruht“, d. h. (richtiger Anſicht nach) die pflicht⸗ 
widrige Ablehnung einer dem Angekl. bewußt geweſenen An⸗ 
forderung weiter zurückliegender Akt bedeutet haben. 

So ergeben die Grundgedanken, von denen das Urt. ausgeht, 
erfreuliche Leitlinien zur richtigen praktiſchen Erfaſſung des Fahr⸗ 
läſſigkeitsbegriffs im Strafrecht. 

Prof. Dr. Edm. Mezger, Marburg. 


Zu 26. Durch Nichtbeſtimmung der Art und Friſt der Bekannt⸗ 
machung erſcheint der Angekl. nur dann als beſchwert, wenn man aus 
dem unvollſtändigen Tenor die Befugnis des Verletzten herleitet, ſelb⸗ 
ſtändig und willkürlich über Art und Friſt zu befinden. Aus dieſer 
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zu erfolgen hat; das kaun den Angekl. beſchweren. Da das 
Rev. den Ausſpruch nicht entſprechend ergänzen kann, muß 
dieſer aufgehoben und von der Vorinſtanz neu getroffen wer⸗ 
den. Der Schuldſpruch und die Hauptſtrafe nebſt den ihnen zu⸗ 
grunde liegenden Feſtſtellungen bleiben dagegen beſtehen. 

(2. Sen. v. 4. Juli 1927; 2 D 510/1927.) D.] 


27. [8168 StG B. Grabſchändung durch eigen⸗ 
mächtige Offnung des Grabes des Sohnes.) 
Das Vergehen der „Grabſchändung“ ſtellt ſich nicht als 
eine Art der Sachbeſchädigung dar, bei der das Bewußtſein 
der Rechtswidrigkeit durch die von vornherein beſtehende Ab⸗ 
ſicht der Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes aus⸗ 
geſchaltet ſein könnte. Der geſetzgeberiſche Grund, die Beſchädi⸗ 
gung eines Grabes unter beſonderen ſtrafrechtlichen Schutz 
zu ſtellen, beſteht vielmehr darin, daß der Friede der Toten 
und ihrer Gräber und damit etwas vor Störung und Beein⸗ 
trächtigung geſichert werden ſoll, was religiöſe Achtung ge⸗ 
nießt und zu beanſpruchen hat (vgl. GA. 39, 434 — III. 
15. Febr. 1892). Gegen dieſe Schutzbeſtimmung hat ſich der 
Angekl. ſchon dadurch vergangen, daß er feſtgeſtelltermaßen, 
eigenmächtig und heimlich das Grab ſeines Sohnes und 
deſſen Sarg öffnete. Daran ändert auch nichts der Umſtand, 
daß er mit der — ſpäter auch durchgeführten — Abſicht 
handelte, die Grabſtätte wieder ordnungsmäßig herzurichten, 
denn die einmal vorgenommene Verletzung der Integrität des 
Grabes konnte durch die nachträgliche Beſeitigung der Be⸗ 
ſchädigung nicht ungeſchehen gemacht werden. Daß der Angekl. 
zu ſeiner Handlungsweiſe nicht befugt und ſich auch der 
mangelnden Befugnis bewußt war, hat das LG. aus Er⸗ 
wägungen tatſächlicher, einen Rechtsirrtum nicht erkennen 
laſſender Art für erwieſen erachtet. Die Annahme des LG., 
daß der Angekl. zu ſeinem Tun nicht befugt war, kann 
übrigens um ſo weniger einem Bedenken unterliegen, als es 
ſich — wie feſtgeſtellt — nicht um ein Einzelgrab, ſondern 
um eine Grabſtätte handelte, in der neben dem Leichnam des 
Sohnes des Angekl. auch die Leiche des Bergmannes O. bei⸗ 
geſetzt war. 
(3. Sen. v. 28. Febr. 1927; 3 D 874/26.) A.] 


28. [SS 176 Nr. 1, 185, 73 StG B. Tateinheit⸗ 
liches Zuſammentreffen von Beleidigung mit 
Verbrechen gegen 8 176 Nr. 1 StG B.) 

Der Angekl. hat an der Frida S. allerlei Handlungen 
vorgenommen, die ſie als unzüchtige bewertete, weil ſie das 
allgemeine Scham⸗ und Schicklichkeitsgefühl in geſchlechtlicher 


Auffaſſung würde folgen, daß nach Rechtskraft des unvollſtändigen 
Tenors der Verletzte die Verurteilung noch nach Jahren durch An⸗ 
ſchläge großen Umfangs an ſamtlichen Plakatſäulen einer Großſtadt, 
in die der Verurteilte inzwiſchen verzogen iſt, auf deſſen Koſten 
bekanntmachen dürfte. Die Meinung, die ſolche Konſequenz unabweis⸗ 
bar machen würde, kann aber nicht gebilligt werden. Nach 8 165 
StGB. kann der Verletzte nicht ſchlechthin Publikationsbefugnis er⸗ 
langen, ſondern nur die Befugnis, eine nach Art und Friſt im Urt. 
beſtimmte Bekanntmachung vorzunehmen. Bei unvollſtändigem Urt. 
entfällt die Befugnis zu einer Veröffentlichung auf Koſten des Schul⸗ 
digen, ebenſo wie ſie entfällt, wenn 8 165 irrtümlich überhaupt nicht 
zur Anwendung gebracht worden iſt. In dieſen beiden Fällen iſt nicht 
der Verurteilte beſchwert, ſondern der Verletzte. 

Wird, wie in dem vorl. Falle in Übereinſtimmung mit der vom 
RO. ſchon früher vertretenen und bisher ohne Widerſpruch gebliebenen 
Anſicht geſchehen iſt, auf allgemeine Sachbeſchwerde des Verurteilten 
der Ausſpruch über die Bekanntmachungsbefugnis aufgehoben, ſo führt 
die erfolgreiche Rev. dazu, daß der zunächſt wirkungsloſe Ausſpruch 
dem Geſetze gemäß ergänzt und erſt dadurch dem Verurteilten nach⸗ 
teilig wird. IR. Dr. Drucker, Leipzig. 


Zu 27. Die Entſch., deren Tatbeſtand in weſentlichen Einzel⸗ 
heiten nicht erhellt, gibt höchſtens zu der Bemerkung Anlaß, daß der 
offenbar vorl. zweite Tatbeſtand des 8 168 — Zerſtörung oder 
Beſchädigung eines Grabes — nicht als „Grabſchändung“ be⸗ 
zeichnet werden kann, dieſe Bezeichnung vielmehr dem dritten Tat⸗ 
beſtand — beſchimpfender Unfug — vorbehalten bleiben muß. 

Prof. Dr. Radbruch, Heidelberg. 


Zu 28. Die Entſch. erſcheint auf den erſten Blick gekünftelt; 
doch iſt ſie durchaus richtig, juriſtiſch einwandfrei und zu billigen. 
In RNGSt. 45, 201 nimmt der 4. Sen. offenbar grundſätzlich zwiſchen 
den 88 176, 1 und 185 das Verhältnis der Tateinheit nach § 73 an. 
Der 3. Sen. jagt in JW. 1926, 1989, daß die zwei Vorſchriften ein⸗ 
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Beziehung verletzen und in wollüſtiger Abſicht vorgenommen 
r Dies begegnet keinen 59 Bedenken. Insbeſ. 
ann auch das Berühren des nackten Oberſchenkels der An⸗ 
Aftiffenen, wenn der Täter bis zu den weiblichen Geſchlechts⸗ 
5 n vordringen wollte, ſchon eine vollendete unzüchtige 
. darſtellen. Das iſt im weſentlichen Tatfrage (REEL. 
Hal m). Daß der Angekl. einzelne der von ihm verübten 
wit Gewalt vorgenommen hat, hat das Gericht 
mit wlechtsirrtum daraus geſchloſſen, daß die Angegriffene, 
— Armen und Händen und mit den Knien ſtoßend, ſich 
Zaun gewehrt hat, und daß es einer beträchtlichen Kraft⸗ 
ing bedurft hat, dieſen Widerſtand ſo weit zu brechen, 
der Angekl. wenigſtens zum Teil fein Vorhaben aus⸗ 
Nr 1 konnte. Damit iſt der äußere Tatbeſtand des 8 176 
n StGB. gegeben. Auch das Bewußtſein des Angekl. 
Ara Unzüchtigkeit feiner Handlungen iſt ausdrücklich feſt⸗ 
U u einer näheren Begründung dieſer Feſtſtellung 
are nur dann Anlaß geweſen, wenn Umſtände hervorgetreten 
Anden die zu Zweifeln am Beſitz der vollen Geiltesfräfte des 
= gekl. Anlaß gegeben hätten, wie etwa ſtarke Trunkenheit 
ade Geiſtesſchwäche. Solche Umſtände ſind aber nicht nur 
icht feſtgeſtellt, ſondern nicht einmal von der Rev. vor⸗ 
Tat t. Die Annahme tateinheitlichen Zuſammentreffens der 
atbeſtände des § 176 Nr. 1 und des § 185 StGB. erſcheint 
des em feſtgeſtellten Sachverhalt als zutreffend. Im Falle 
A Nr. 3 hat der erk. Sen. für den Regelfall Ge⸗ 
ei einheit mit § 185 angenommen, weil jede Vornahme 
richt unzüchtigen Handlung an einem Kinde eine gegen es ge⸗ 
nz ehrenkränkende Kundgebung ſei und dem Täter das 
uber Atfein hiervon nie fehlen könne wie Erwachſenen gegen⸗ 
9 1 isst. 45, 344). Der 4. Sen. hat Tateinheit zwiſchen 
ER & und 179 SGB. in RGSt. 19, 250 verneint; in 
5 en 24, 201 aber rechtliches Zuſammentreffen von 88 176 
Tatß 5 177 mit 185 als möglich angenommen, da der innere 
ve and der Beleidigung bei Verübung des Sittlichkeits⸗ 
endlich ens nicht notwendig vorhanden ſein müſſe. Der 3. S. 
bef — hat Tateinheit zwiſchen 88 176 Abſ. 3, 185 in einem 
1 Fall angenommen, wo neben den unzüchtigen 
Boke ungen Willensbetätigungen feſtgeſtellt waren, die nicht 
AK: 12 5 als unzüchtig angeſprochen werden mußten, aber 
40 fir tätliche Beleidigungen erachtet worden ſind (NGC. 
Eike: Ein ähnlicher Fall wie der letztgenannte liegt hier 
walt Nicht alle unzüchtigen Handlungen des Angekl. ſind ge⸗ 
5 4 77 und deshalb als ſolche ſtrafbare geweſen. So griff 
An ha? als ſie an den Spiegel getreten war, um ihr Haar 
Bhufe "en, plötzlich mit der Hand in den Ausſchnitt der 
ſte Ilie is an die Bruſtwarze. Dies war nach den Feſt⸗ 
a ngen des Gerichts eine unzüchtige, zugleich aber auch 
5 ehrverletzende Handlung. Als Beleidigung trifft dieſe 
a er ber gewaltſamen Vornahme unzüchtiger Handlungen 
riff eshalb tateinheitlich zuſammen, weil alle unzüchtigen 
den f 1 eine einheitliche fortgeſetzte Handlung bewertet wor⸗ 
ent 100 Der Anwendung des 8 73 StGB. ſteht alſo nichts 
nicht 1 Der innere Tatbeſtand der Beleidigung fehlt hier 
8 805 zun die St. hat ihn nicht etwa nur für die gewalt⸗ 
tigen Betätigungen angenommen, ſondern für alle unzüch⸗ 
began Handlungen, die von dem geleiſteten Widerſtand an 
Teilt gen wurden. Die nach 8176 Nr. 1 SGB. ſtrafbare 
handlung ift aber jener vorausgegangen. Damit erledigt 
cc bier 2 873 zuſammentreffen können. Auch der 2. Sen. 
durch die r teinheit ſtatt der grundsätzlichen Konſumtion des 8185 
gelten laſſen igen Angriffe nach 8 176 nicht unter allen Umſtänden 
in 1 46.5 wollen. Aber jedenfalls iſt ſeine ſchon vom 3. Sen. 
haltbar. Der „02 ausgearbeitete Konſtruktion des Falles durchaus 
bar, teilweise ng chige Angriff iſt nur teilweiſe aus § 176, 1 ſtraf⸗ 
griff mit Hm inſoweit aber jedenfalls aus 8 185. Da der ganze 
tateinheitliches echt als einheitliche Tat angeſehen wird, kann man 
Das Nh te Jnſammentreffen der 88 176, 1 und 185 annehmen. 
beitlichkeit mur den hier vertretenen Standpunkt betr. die Ein⸗ 
der Tat allgemeiner annehmen. 
Geh. IR. P 
S Zu 29. Die Ent 
de zeigt den Kerken 
9176 Ziff. 3. Es sollte 


92). 


rof. Dr. W. Mittermaier, Gießen. 


ſch. ſtimmt mit der bisherigen Rſpr. überein. 
Een der Abgrenzung der Tat des 
geprü unter Zuziehung pfychiatriſcher Sachkundiger 
und 9 welche Fälle für die Kinder beſonders ſchädlich find, 
Normen Zureck che faſt ausſchließlich oder überhaupt nur von ab⸗ 

rechnungsunfähigen begangen werden. Danach müßte der 
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ſich die Behauptung der Rev., der Angekl. habe nach dem 
Verhalten anderer Mädchen angenommen, auch die S. werde 
mit ſeiner Handlungsweiſe einverſtanden ſein. Übrigens würde 
auch ein derartiges Einverſtändnis des 15 jährigen Mädchens 
dem Angriff auf deſſen Geſchlechtsehre den Charakter der 
Rechtswidrigkeit nicht haben nehmen können (RGSt. 60, 34). 
Demnach iſt die Verurteilung auch aus 8 185 StGB. nicht zu 
beanſtanden. 

(2. Sen. v. 14. März 1927; 2 D 174/27.) [A.] 


29. [8 176 Ab ſ. 3 St B. Zum Begriffe un⸗ 
züchtiger Handlungen „mit“ einem Kinde. ]) 

Der Angekl. ſtand, während er onanierte, vor dem Kinde 
M. und ließ dann den ſich ergießenden Samen dem Kind über 
das Händchen laufen. Ob letzteres abſichtlich geſchehen iſt, läßt 
das Urt. nicht erſehen; die Bejahung der Frage war um ſo 
weniger ſelbſtverſtändlich, als dem Gericht hierfür nur die 
Ausſage eines vierjährigen Kindes zur Verfügung ſtand. Aber 
auch, wenn es der Fall geweſen iſt, würden die Feſtſtellungen 
des Urt. nicht ausreichen, um den Tatbeſtand eines Ver⸗ 
brechens nach 8 176 Nr. 3 StGB. als verwirklicht annehmen 
zu können. Die Vornahme einer unzüchtigen Handlung „vor“ 
einer Perſon, d. h. bloß in ihrer Gegenwart, iſt nicht die Vor⸗ 
nahme einer unzüchtigen Handlung „mit“ ihr. Die unzüch⸗ 
tige Handlung beſtand ausſchließlich darin, daß der Angekl. 
an ſeinem Geſchlechtsteil bis zum Samenerguſſe rieb, wobei 
anſcheinend das Kind zuſchaute. Auch wenn es zur Erhöhung 
der Geſchlechtsluſt des Angekl. diente, daß das Kind ihm zu⸗ 
ſchaute, ja wenn die Erregung und Befriedigung der Ge⸗ 
ſchlechtsluſt bei ihm daran gebunden geweſen ſein ſollte, daß 
er in dem Kinde einen Zuſchauer ſeiner Tat hatte, lag nicht 
eine unzüchtige Handlung mit dem Kinde vor (RGSt. 25, 
287). Denkbar wäre, daß es dem Angekl. zur Befriedigung 
ſeiner Geſchlechtsluſt oder zu ihrer Erhöhung diente, daß der 
ſich ergießende Same mit dem Körper des Kindes in Be⸗ 
rührung kam; jedoch auch damit wäre der Tatbeſtand eines 
Verbrechens nach § 176 Nr. 3 noch nicht erfüllt. Denn wie 
das RG. in ſtändiger Rſpr. angenommen hat, genügt es 
nicht, daß der Körper des Kindes dem Täter dazu dient, an 
ſeinem eigenen Körper eine unzüchtige Handlung vorzunehmen, 
vielmehr muß ſich der unzüchtige Angriff gegen den Körper 
des Kindes ſelbſt richten, die unzüchtige Handlung an dem 
Körper des Kindes vorgenommen werden, und das würde 
nicht angenommen werden können, wenn der Angekl. nur, 
indem er mit ſeinem eigenen Körper Unzucht trieb, 
ſeinen Samen dem Kinde über die Hand laufen ließ, den 
Körper des Kindes alſo nur inſoweit bei ſeiner Tat in Mit⸗ 
leidenſchaft zog (vgl. erk. Sen. v. 5. Febr. 1912 und v. 
3. Jan. 1914, 1 D 41/12 und 1206/13, ſowie des 4. StS. 
v. 31. März 1914: DStR. 1914 Sp. 533). 


(1. Sen. v. 27. Mai 1927; 1 D 478/27.) D.] 

30. [88 180, 181 St B. Die Ehefrau hat die 
ſelbſtändige Pflicht, ein unzüchtiges Treiben in 
der ehelichen Wohnung nicht zu dulden.] 


Die Beſchwerdeführerin hat in Kenntnis von dem un⸗ 
züchtigen Treiben ihrer Tochter und der Zeugin R. in ihrer 


Tatbeſtand gefaßt werden. — Der Entw. 1927 ſagt in 8 286 „ein 
Kind zur Unzucht mißbrauchen“; das ſoll ſachlich nichts gegenüber 
8176 Ziff. 3 andern; aber der Wortlaut reicht doch ſicher weiter und 
ſchließt Fälle wie den vorliegenden ein. Denn hier iſt das Kind dem 
Täter das notwendige Mittel, damit er ſeine Luſt befriedige; ſo „miß⸗ 
braucht“ er „das Kind“, wenn auch nicht deſſen Körper durch un⸗ 
mittelbare Berührung. Der Geſetzgeber will das freilich nicht, wie 
die Ablehnung der Strafdrohung gegen die Vornahme geſchlechtlicher 
Handlungen vor Kindern durch die Begründungen der Entw. 1909 
und 1919 beweiſt. Dieſe Motive halten allerdings nicht ſtich; ſo mit 
Recht Wulffen: Reform des StGB. 1910, 2, 135 u. Kronecher: 
Reform des Strafrechts 1926, 326. Dieſe Ausdehnung kennen der 
Schweizeriſche Entw. 1918, 166, der alte Oſterreichiſche und ihm fol⸗ 
gend der Tſchechoſlowakiſche 258 und der GGE. 1911, 249. Die ge⸗ 
naue pſychiatriſche Begutachtung des Falles fehlt aber immer noch. — 

Der Hinweis der Entſch. auf eine etwaige Verurteilung wegen 
Beleidigung beweiſt erneut die Unhaltbarkeit dieſer Auffaſſung: mag 
man ſelbſt die Erniedrigung des Kindes objektiv annehmen, ſo fehlt 
es doch ſicher an jedem Bewußtſein des Täters hierfür! 

Geh. IR. Prof. Dr. W. Mittermaier, Gießen. 
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Wohnung geduldet, daß eine Anzahl junger Leute in ihrem 
Hauſe Zutritt erhielten und nachts mit den Mädchen in 
deren gemeinſamem Schlafzimmer geſchlechtlich verkehrten. Die 
Annahme des Gerichts, daß die Angekl. — gemeinſchaftlich 
mit ihrem Ehemanne handelnd — durch Gewährung von Ge⸗ 
legenheit der Unzucht Vorſchub geleiſtet, ſie „gefördert“ habe, 
iſt hiernach nicht zu beanſtanden. Auch der Umſtand, daß die 
Tochter der Angekl. damals bereits großjährig und ſelb⸗ 
ſtändig war, änderte nichts an der ihr als Mutter und Haus⸗ 
frau bei der Leitung des gemeinſamen Hausweſens obliegen⸗ 
den Pflicht, das Unzuchttreiben in ihrer Wohnung zu hindern 
und dafür Sorge zu tragen, daß der nächtliche Verkehr der 
jungen Leute in ihrer Wohnung, durch den der unzüchtige 
Verkehr ermöglicht, zum mindeſten günſtiger geſtaltet wurde, 
unterblieb (vgl. RGSt. 30, 125; 40, 165 [166)), und zwar 
ſelbſt dann, wenn ihr Ehemann mit dem Unzuchttreiben in 
der ehelichen Wohnung einverſtanden war (GA. 43, 124; 
53, 164). 

(3. Sen. v. 7. April 1927; 3D 206/27.) A.] 


31. [s 184 Ab ſ. 1 Nr. 3 StG B. Zum Begriffe 
des „Publikums“ JT) 

Der Begriff des Publikums deckt ſich, wie das RG. unter 
Hinweis auf die Entſtehungsgeſchichte wiederholt ausgeſprochen. 
hat, im Geltungsbereich des § 184 StGB. mit dem der 
Offentlichkeit (RG St. 34, 81; 38, 202). Eine Anpreiſung 
richtet ſich an das Publikum, wenn ſie an eine Mehrheit un⸗ 
beſtimmt welcher und wie vieler Perſonen, im Gegenſatz zu 
beſtimmten einzelnen Menſchen oder zu einem durch gemein⸗ 
ſame Beziehungen irgendwelcher Art verbundenen und nach 
außen abgeſchloſſenen Perſonenkreis, erfolgt 
(RGSt. 40, 159; 46, 6 [10]; 55, 93). Von dieſer Begriffs⸗ 
beſtimmung geht auch das LG. aus. Es erachtet aber die 
hier in Frage kommende Verſammlung der „Freien Arbeiter- 
Union“ für eine nach der politiſchen und ſozialen Geſinnung 
und den hieraus ſich ergebenden Intereſſen genau beſtimmte 
und durch das gemeinſame Geſinnungs⸗ und Intereſſenband 
begrenzte Perſonenmehrheit. Dieſe Annahme iſt nicht frei von 
Rechtsirrtum. Es bedarf dabei keiner Erörterung, ob eine 
ſo abgegrenzte Perſonenmehrheit in Frage ſtände, wenn der 
Teilnehmerkreis ſich auf die eingeſchriebenen Mitglieder jener 
Ortsgruppe beſchränkt hätte. Auch dann würde geprüft wer⸗ 
den müſſen, wie groß die Ortsgruppe nach der räumlichen 
Ausdehnung ihres Gebiets und nach der Zahl der Mitglieder 
iſt, und ob nicht die Organiſation eine ſo loſe, der Erwerb 
und der Verluſt der Mitgliedſchaft an ſo geringe Voraus⸗ 
ſetzungen geknüpft und die Mitgliederzahl ſo wechſelnd iſt, daß 
von einem feſtgeſchloſſenen Perſonenkreiſe nicht geſprochen wer⸗ 


Zu 31. a) Die Ausführungen dieſer Entſch. zum Begriff des 
Publikums decken ſich mit dem Standpunkte, den das NG. von 
jeher immer gleichbleibend in dieſer Frage eingenommen hat. „Eine 
Anpreiſung richtet ſich an das Publikum, wenn fie an eine Mehr⸗ 
heit unbeſtimmt welcher und wie vieler Perſonen, im Gegenſatz zu 
beſtimmten einzelnen Menſchen oder zu einem durch gemeinſame 
Beziehungen irgendwelcher Art verbundenen und nach außen abge⸗ 
ſchloſſenen Perſonenkreis, erfolgt“ (RGSt. 55, 93). Auch das 
BayObLG. hat wiederholt dieſer Rechtsanſicht Geltung verſchafft, 
insbef. bei Entf. der nicht ſelten umſtrittenen Frage, ob eine 
„öffentliche Tanzunterhaltung“ oder eine „geſchloſſene Geſellſchaft“ 
vorliegt. „Entſcheidend tt“ — fo leſen wir in Bay obe. 12, 250 
— „die Eröffnung der Zutrittsmöglichkeit für unbeſtimmt, welche 
und wie viele Perſonen. Darauf kommt es nicht an, ob auch von 
der Zutrittsmöglichkeit Gebrauch gemacht worden iſt“. Daß im 
vorliegenden Falle der Vermerk „Gaſte willkommen“ einem unbe⸗ 
ſtimmt großen Kreis von Nichtmitgliedern die Zutrittsmöglichkeit 
zu der in Frage kommenden Verſammlung eröffnet hat, kann nicht 
zweifelhaft ſein. 7 

In der Wiſſenſchaft finden wir vereinzelt Stimmen, die der 
Auffaſſung des NG. entgegentreten und den Begriff „Publikum“ 
nur i. S. einer ungebunden und uneingeſchränkt großen Offentlich⸗ 
keit ausgelegt wiſſen wollen. So nimmt z. B. Binding, Lehrb. 1, 
217 an, daß die Ankündigung im Innern eines Barbier- oder Fri⸗ 
ſeurgeſchäfts nicht an einem dem Publikum zugänglichen Ort ſtatt⸗ 
finde. Dieſer Anſicht, die Frank in ſeinem Komm. Anm. II zu 
§ 184 mit einem Fragezeichen wiedergibt, kann nicht beigetreten 
werden. Binding verkennt das entſcheidende Moment. Nicht dar⸗ 
auf kommt es an, daß der Perſonenkreis nach irgendeiner 
Richtung eine Einſchränkung erfährt, daß ſich z. B. die Anprei⸗ 
fung nur an „verheiratete Frauen“ richtet (NGSt. 46, 6) oder daß 
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den könnte (RGSt. 21, 254; 15, 274). Im vorliegenden Falle 
war die Teilnahme an der Verſammlung nicht auf die Mit⸗ 
glieder beſchränkt. Der erk. Sen. hat in feinem Urt. 1 D 
609/25 v. 8. Jan. 1926 den Begriff des Publikums dadurch 
für erfüllt angeſehen, daß zu einer Verſammlung eines Ge⸗ 
werkſchaftskartells auch den Angehörigen der Mitglieder Zu⸗ 
tritt gewährt war. Hier iſt die Offentlichkeit eine noch größere 
geweſen. Denn in der Zeitungsanzeige, durch die zur Ver⸗ 
ſammlung eingeladen war, war der Vermerk enthalten: „Gäſte 
willkommen“. Mag nun hierbei der Veranſtalter auch auf 
Mitglieder auswärtiger Ortsgruppen und auf einheimiſche, 
aber nicht organiſierte Geſinnungsgenoſſen gerechnet haben, 
wie das LG. annimmt, und auch der Angell. angenommen 
haben will, ſo ergab — zumal die Saalkontrolle ſehr läſſig 
gehandhabt wurde — die Gleichheit oder Ahnlichkeit der poli⸗ 
tiſchen Anſchauung noch keinen durch wechſelſeitige Beziehun⸗ 
gen in ſich verbundenen und abgeſchloſſenen Kreis, die Offent⸗ 
lichkeit war vielmehr kaum beſchränkt (vgl. auch RGSt. 48, 
61 54, 89; 21, 256). Nach alledem ergeben die Feſt⸗ 
ſtellungen, daß die Anpreiſung dem Publikum gegenüber er⸗ 
folgt iſt, da kein Anhalt dafür vorliegt, daß nur Mitglieder 
anweſend geweſen ſeien. Für die erneute Verhandlung iſt 
darauf hinzuweiſen, daß die allgemeine Beſtimmung von 
Gegenſtänden zur Verhütung der Empfängnis auch die Be⸗ 
ſtimmung zur Verwendung beim außerehelichen Geſchlechts⸗ 
verkehr und damit zu unzüchtigem Gebrauche von ſelbſt mit 
ſich bringt (RGSt. 35, 277; 46, 6). Soweit Gegenftände in 
Betracht kommen, die ihrer Gattung nach in erſter Linie und 
beſtimmungsgemäß zur Förderung der Geſundheit dienen, ſind 
fie nach der neueren Rſpr. des RG. nicht als zu unzüchtigem 
Gebrauche beſtimmt anzuſehen, mögen ſie auch mißbräuchlich 
hierzu Verwendung finden. Weiſen aber ſolche Gegenſtände 
eine eigenartige Geſtaltung auf, die ihre weitere Zweckbeſtim⸗ 
mung zu unzüchtigem Gebrauch, insbeſondere zur Verhütung 
derd Empfängnis beſonders erkennbar macht, fo unterfallen fie 
dem § 184 Abſ. 1 Nr. 3 StGB. (vgl. Urt. des erk. Sen. 
1 D 511/26 v. 25. Febr. 1927; Urt. 2 D 535/14 v. 9. Juni 
1914 [L. 1914 Sp. 1858]; Urt. 1 D 382/15 v. 16. Sept. 
1915 [23. 1916 Sp. 172]). 8 

(1. Sen p. 3. Mai 1927; 1 D 327/27.) A.] 


32. [8 184 Nr. 3 St B. Vorausſetzungen für 
die Annahme, daß eine Vorrichtung zum Aus⸗ 
ſpülen der weiblichen Geſchlechtsteile „zu un⸗ 
züchtigem Gebrauch beſtimmt“ iſt, i. S. des 8 184 
Nr. 3 StGB. J) 

Nach der älteren Rſpr. des RG. iſt ein Gegenſtand 
i. ©. des 8 184 Nr. 3 StB. „zu unzüchtigem Gebrauch be⸗ 


ſich die Ankündigung auf Fach⸗ oder Berufskreiſe beſchränkt (RG.: 
Goltd Arch. 55, 309) oder daß nur der zahlende Kunde des Fri⸗ 
ſeurs, nicht jeder beliebige Spaziergänger, die Anpreiſung zu leſen 
bekommt. Die Einſchränkung muß vielmehr in einem ganz be⸗ 
ſtimmten Punkte liegen: Nur wenn der Perſonenkreis dadurch 
beſchränkt iſt, daß feine Mitglieder durch gemeinſame Beziehungen 
irgendwelcher Art verbunden ſind und unter dieſem Geſichtspunkt 
„nach außen abgeſchloſſen“ erſcheinen, nur dann liegt eine den Be⸗ 
griff des Publikums beſeitigende Einſchrankung vor. (Anders der 
Entwurf zum neuen R StGB., der in § 269 Abſ. 1 den außerordent⸗ 
lich weit gehaltenen Begriff des „allgemein zugänglichen 
Ortes“ einführt!) 

b) Der im letzten Abſatz der obigen Entſch. vertretenen Rechts⸗ 
anſicht kann ich nicht beipflichten. Das RG. kann ſich noch immer 
nicht — wenn auch ein gewiſſer Fortſchritt nicht zu verkennen iſt 
— von der eigenartigen Logik freimachen, als ob eine Anpreiſung 
von Gegenſtänden, „die zu unzüchtigem Gebrauch beſtimmt ſind“, 
auch bei ſolchen Gegenſtänden bejaht werden müßte, die ebenſogut 
zur Verwendung von Ehegatten beim ehelichen Geſchlechtsverkehr, 
alſo zu einem nicht unzüchtigen Gebrauch beſtimmt ſein können. 
Der Umſtand, daß ein Gegenſtand auch zur Unzucht Verwendung 
finden kann, macht ihn noch nicht zu einem i. S. des $ 184 
Nr. 3 SGB. „zu unzüchtigem Gebrauche beſtimmten“. Sonft 
würde jedes Bett, das aus der Schreinerwerkſtätte kommt, unter 
dieſen Paragraphen fallen. Die Zweckbeſtimmung muß eine abſo⸗ 
lute fein. Ihr Kriterium kann nicht in der bloß eventuellen 
Verwendung zur Unzucht liegen. (Vgl. auch Alsberg, Goltd Arch. 
61, 205 ff.) RA. Dr. G. v. Scanzoni, München. 


Zu 32. Die Frage iſt viel umſtritten. Die Schwierigkeit der 
Klarſtellung des Begriffs der „zu unzüchtigem Gebrauch beſtimm⸗ 


55. Jahrg. 1927 peſt 36] 


— wenn er ſich zu ſolchem Gebrauch vermöge ſeiner 
Er eren Beſchaffenheit eignet und erfahrungsgemäß hierzu 
ee zu werden pflegt. Dies gilt iusbeſ. für die zur 
e der Empfängnis geeigneten Mittel, da dieſe 
Kim 5 8 5 auch bei dem von der Rſpr. als unzüchtig er⸗ 
1 3 en außerehelichen Geſchlechtsverkehr verwendet zu werden 
= gen ‚und ihn fördern. Unerheblich ift, ob der Gegenſtand 
Re 1 während oder unmittelbar nach dem Beiſchlaf anzu⸗ 
Ki en iſt, ob er ausſchließlich dem unzüchtigen Zwecke dient 
in außerdem auch zu anderen Zwecken verwendet werden 
ſoll !, ob er bereits eingeführt iſt oder erſt eingeführt werden 
19140 fl. NOS. 34, 365; 46, 6 und 117; RG. v. 9. Febr. 
alleir I 1178/13: Goltd Arch. 62, 120). Würden dieſe Entſch. 
aste zugrunde gelegt, ſo könnte gar kein Zweifel darüber 
Einziemen, daß der „Univerſalſpülapparat“, auf den ſich der 

Jiehungsantrag bezieht, als ein zu unzüchtigem Gebrauch 


aeſtmmter Gegenſtand i. S. des § 184 Nr. 3 StGB. zu er- 
auf fein ed get nach den Feſtſellungen ift er im Hinblick 


355 Er bejonderen Eigenſchaften in beſonderem Maß geeignet, 
zuſpulen geſchlechtlichen Verkehr die Samenflüſſigkeit weg⸗ 
a aß en und damit die Folgen des Beiſchlafs zu beſeitigen. 
Be außerdem auch zu Abtreibungs⸗ und Reinigungs- 
Alert geeignet iſt, würde hieran nichts ändern. Der er⸗ 
pf h ſtrenge Standpunkt hat nun allerdings in der neueren 
90 5 Milderung erfahren. Hiernach iſt ein Gegenſtand, 
5 1 Gattung nach in erſter Linie und beſtimmungs⸗ 
—. dur Forderung der Geſundheit dient, nicht als ein zu 
ten € 5 = 
it mio "Nände‘ ift nicht zu verkennen. Die Entftehung der Norm 
mentlich zu benügen; die Begründung iſt kurz und nichtsſagend. Na⸗ 
egenſt ht zu erkennen, warum man hier nicht „unzüchtige 
unzüchni⸗ e ſagte. Der Schweizer Entw. 1918 ſagt in Art. 179 
meint 1 Gegenſtände“; allerdings weiß man nicht, was er damit 
Sachen 5 neue Tſchechoſlowakiiſche Entw. ſagt in 8 268: „wer... 
verkauft e geeignet find, das Schamgefühl gröblich zu verletzen, 
Gegenſande Ob darunter die in unſerem 8 184 Ziff. 3 genannten 
5 91 e fallen, iſt nicht zu erſehen; die Begründung ſchweigt. 
Gegen Entw. 1923 8 215 fagt wie der Schweizer „unzüchtige 
nung jr “. Da aber angenommen werden darf, daß dieſe Bezeich⸗ 
folgere i gleichen Sachen treffen ſoll wie unſer § 184 Ziff. 3, jo 
re daß wir aus dem Unterſchied der Ausdrücke in den ver⸗ 
1 b. Afern des 8 184 nichts entnehmen können. Übrigens halte 
nie an fi ce Bezeichnung für die beſſere, denn ein Gegenſtand iſt 
und An „unzüchtig“. — Ich lehne es ab, den Ausdruck zu preſſen, 
Uni ttelbae nicht einſehen, warum nur die bei einem unzüchtigen Akt 
Is cht at verwendeten Gegenſtände hierher zählen ſollen, denn die 
biete 8 boch nicht allein in dem kurzen Geſchlechtsakt. Aus 
aue uf „Grund Sachen, die nach dem Akt angewendet werben, 
sulßtiehen, erfcheint mir ſinnwidrig. 

age e eugſte Auffaſſung müßte jagen, daß nur die Gegenftände 
braucht ae die man unmittelbar beim unzüchtigen Akt ge 
alert iefe dem Wortlaut am beſten angepaßte Auffaſſung trifft 
tiſch ais, heute praktiſch inſofern das Richtige, als heute prak- 
wenn ſie anderen Gegenſtände, die von Menſchen benützt werden, 
fein Me Unzucht treiben, aus anderen Gründen nicht hier gemeint 
die 2 Aber die Entwicklung mag auch Gegenſtände ſchaffen, 
aber pp der nach, dem eigentlichen Unzuchtsalt benützt werden, dieſen 
ganz Hl ſördern; dann müſſen ſie hier mitgetroffen fein. Die 
Rsar vom Nag. vertretene Auffaſſung geht dahin, daß alles, 
körperſic Unzuchtsverktehr erleichtert und fördert und in einem nahen 
ortla a Zuſammenhang damit fteht, hierherzählt. Das deckt der 
das Rh ſicher nicht; aber es ergibt allerdings einen klaren Sinn; 
if. ö will die Unzucht hemmen und ſagt, daß die Beſtimmung der 
geſchichts „zu verſtehen ſei. Das widerſpricht nun der Entſtehungs⸗ 
rſcheinun de der der Schutz des öffentl. Anſtands gegen „widerwärtige 
bedenklich, d. beabſichtigt war. Und die Auffaſſung des RG. iſt 
und außer da ſie dem Strafrecht eine unerfüllbare Aufgabe zuweiſt 
Begriffs führt. notwendig zu einer viel zu weiten Ausdehnung des 
es oma Gröhten und bedeullichſen Fehler begeht das Nh, indem 
„Unzucht 655 Beſinnen den außerehelichen Geſchlechtsverkehr mit 
herzählt. & eroſcbt, alſo alles, was dem außerehelichen Verkehr dient, 
noch dem Si zommt das MG. folgerecht, aber weder dem Wortlaut 
praktiſch ea Zweck der Beſtimmung und ſicher nicht einer 
faſſung, daß Ar en Anſchauung entſprechend, zu feiner Grundauf⸗ 
ängnig eh Gegenſtände, die die Anſteckung oder die Emp⸗ 
außerehelichen Be 1 hierher zahlen; das ift ſicher, daß fie den 
bertreibung das ehr ſtark fördern. Aber hier darf man wohl ohne 
auung de 175 Wort „ weltfremd“ gebrauchen. Ich will eine An⸗ 
nicht e Well jeden außerehelichen Verkehr verurteilt, 
ruhiger Beobach fie if aber praktiſch heute jo unhaltbar, daß ein 
obachter des menſchlichen Lebens ſie glatt ablehnen muß. 
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unzüchtigem Gebrauch beſtimmter Gegenſtand anzuſehen, mag 
er auch zu unzüchtigen Zwecken verwendbar ſein und miß⸗ 
bräuchlich vielfach hierzu verwendet werden (RG.: JW. 1914, 
367 Nr. 9; 5. Mai 1914, II 272/14; 9. Juni 1914, 1 535/14: 
23. 1914 Sp. 1858 Nr. 14; 19. Dez. 1914, III 962/14; 
31. Mai 1915, III 248/15: 83. 1915 Sp. 983 Nr. 49; 
5. Jan. 1923, IV 512/22: RGSt. 57, 175). Wenn aber ein 
zur Reinigung der weiblichen Geſchlechtsorgane und damit 
zur Geſundheitspflege verwendbarer und auch vielfach ver- 
wendeter Gegenſtand gegenüber anderen, dem gleichen Zweck 
im gleichen Maß dienenden Gegenſtänden eine eigenartige 
Geſtaltung aufweiſt, die ſeine weitere Zweckbeſtimmung zu 
unzüchtigem Gebrauch, insbeſ. zur Verhütung der Empfängnis 
beſonders erkennbar macht, dann bleibt 8 184 Nr. 3 StGB. 
auch nach der neueren Rſpr. anwendbar (vgl. die oben an⸗ 
geführten Entſch. v. 5. Mai und 9. Juni 1914; ferner RGSt.: 
28. 1916 Sp. 172 Nr. 20). Die feſtgeſtellten beſonderen 
Eigenſchaften des „Univerſalſpülapparates“ — die ungewöhn⸗ 
lich lange, bis zum Gebärmuttermund reichende Spitze und die 
Vorrichtungen zur Erzeugung von Überdruck — ſowie die 
hieraus ſich ergebende beſondere Eignung zur Beſeitigung der 
Folgen des Beiſchlafs — legen die Annahme nahe, daß bei 
dieſem Apparat die zuletzt erwähnten Vorausſetzungen für die 
Anwendbarkeit des § 184 Nr. 3 StGB. gegeben find. Dies 
wird nicht widerlegt durch den Hinweis auf die Haſſelſche 
Spülbirne, da dieſe nicht geſchildert iſt und es infolgedeſſen 
nicht beurteilt werden kann, ob ſie ſich nicht gerade in jenen 


Daß ſie im offenen Widerſpruch zu der Anerkennung der unehe⸗ 
lichen Kinder durch die Verfaſſung ſteht, ſei nur nebenbei bemerkt. 
Freilich fragt dann das RG., was wir unter Unzucht verſtehen ſollen. 
Das ſcheint mir aber nicht ſchwer zu beantworten: alles, was 
der anerkannten Zucht, d. h. der allgemein als richtig angeſehenen 
Auffaſſung über das, was im Geſchlechtsverkehr ſittlich erlaubt iſt, 
zuwiderlauft. Dabei dürfen nicht einmal die beliebten und die heute 
ſo wichtigen geſundheitlichen Betrachtungen hereinſpielen. Dieſen 
Weg geht auch Alsberg, Arch. f. Strafr. 61, 205 ff.; nur daß er 
den Begriff Unzucht nicht allgemein genug und nicht ſicher genug, 
ſondern etwas hypothetiſch beſchreibt; aber grundſätzlich richkig iſt 
ſeine Auffaſſung. Er zeigt gut, daß wir damit auch nicht in die vom 
NO. gar nicht zu vermeidende Sackgaſſe geraten, daß viele Gegen⸗ 
ſtände verpönt werden, die mindeſtens ebenſo dem ehelichen wie dem 
außerehelichen Geſchlechtsverkehr dienen. Das NG. ſtraft ja ſelbſt 
dann, wenn dieſe Gegenſtände nur zum Zweck des ehelichen Ver⸗ 
kehrs vertrieben werden, was ſich allerdings mit ſeiner Grund⸗ 
auffaſſung verträgt, aber ſicher höchſt unpraktifch iſt. 

Nun hat das NE. ſelbſt ſchon den Weg gewieſen, der zu einer 
praktiſch brauchbaren Rechtſpr. führen könnte, den das RG. aber 
nur zu einem Viertel geht. Gerade die hier vorl. Entſch. hebt die 
allmählich herausgearbeitete Anſchauung ſchärfer hervor, als bisher 
geſchehen und z. B. auch im Leipz Komm. zu erkennen iſt. Wenn das 
Mittel gattungsgemäß der Geſundheit dienen ſoll, dann zählt es 
nicht hierher, auch wenn es die Unzucht fördern kann. (Ich bemerke 
hier nur anmerkungsweiſe, daß nicht wenig Mediziner alle der Rei⸗ 
nigung, alſo der Geſundheit dienenden Apparate, die Spülapparate, für 
mindeſtens überflüſſig, vielfach ſogar allgemein für gefährlich er⸗ 
klären.) Damit hat das NG. durchaus den Grundgedanken ange⸗ 
wendet, den es auch ſonſt anerkennt, daß ein überwiegendes Inter⸗ 
eſſe der an ſich möglichen Normanwendung Einhalt bietet. Dieſer 
Gedanke muß mindeſtens auf die Anſteckung verhütenden Gegen⸗ 
ſtände angewendet werden. Daß bei ihnen ein weit überwiegendes 
Intereſſe die Ausnahme hategoriſch verlangt, iſt allgemeine Auf⸗ 
faſſung. Schwieriger iſt das mit den Empfängnis verhütenden. Denn 
hier ſpielen ſchwer angreifbare Weltanſchauungen mit. Aber auch bei 
ihnen ſollte nüchterne ſoziale Überlegung zu einer Freigabe wegen 
überwiegend nützlicher Veſtimmung der Gegenſtände führen. Mit 
dieſem dem RG. geläufigen Gedanken hatte die Rechtſpr. längſt zu 
einer praktiſchen werden können, ſelbſt vom falſchen Ausgangspunkt 
des RG. aus. 

Nun ändert ſich die Frage v. 1. Okt. d. J. ab erheblich! Denn 
8 16 d. Gef. z. Bekämpfung der Geſchlechts krankheiten v. 18. Febr. 
7927 fügt dem 8 184 StchB. die Ziff. Za an: „Wer in einer Sitte 
oder Anſtand verletzenden Weiſe Mitkel, Gegenſtände oder Verfahren, die 
zur Verhütung von Geſchlechtskrankheiten dienen, öffentlich ankündigt, 
anpreiſt oder ſolche Mitlel oder Gegenſtände an einem dem Publikum 
zugänglichen Ort ausſtellt.“ Die Beſtimmung iſt gut gemeint; ſie macht 
aber der Rſpr. ihre Aufgabe nicht eben leicht. Sie nennt nicht die 
Empfängnis verhütenden Mittel, die im AE. 1925 im 8 270 (Reichs⸗ 
tags E. § 302) genannt find, während ſonſt dieſer Paragraph für die 
neue Beſtimmung genaues Vorbild war. Das Geſ. v. 18. Febr. 1927 hatte 
ja dazu keinen Anlaß! Aber es bedenkt nicht, daß die allermeiſten 
Mittel zur Verhütung der Anſteckung zugleich die Empfängnis hin⸗ 
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weſentlichen Beziehungen vom „Univerſalſpülapparat“ unter⸗ 
ſcheidet, oder, falls dies nicht der Fall ſein ſollte, ob ſie nicht 
ſelbſt unter § 184 Nr. 3 StGB. fällt. Daß die erwähnten 
beſonderen Eigenſchaften den Apparat nicht nur zur Ver⸗ 
hütung der Empfängnis, ſondern auch zur Abtreibung be⸗ 
ſonders geeignet erſcheinen laſſen, iſt auf die Anwendbarkeit 
des § 184 Nr. 3 SGB. ohne Einfluß. 

(1. Sen. v. 25. Febr. 1927; 1D 511/26.) A.] 


33. [$ 185 StGB. Auch in einer an ſich nicht 
ehrverletzenden Äußerung kann nach den bejon- 
deren Umſtänden des Falles eine Beleidigung 
gefunden werden.] 

Was die Veranſtalter mit der Muſik, mit dem Geſange 
und mit dem Hiſſen der Fahne bezweckten, hat der Tatrichter 
feſtzuſtellen. Ohne Rechtsirrtum folgert die StK. aus den ge⸗ 
ſamten Umſtänden des Falles, daß dieſe Kundgebungen den 
Zweck verfolgten, den Oberlandjäger M. zu verhöhnen und 
ihn in ſeiner Ehre zu kränken und herabzuſetzen. Deſſen ſeien 
ſich die Angekl. auch bewußt geweſen. Die Reviſionsangriffe 
gehen fehl. Die Behauptung, daß die gehißte Flagge der 
Freude des Angekl. darüber Ausdruck geben ſollte, daß fein 
alter Widerſacher endlich den Ort verlaſſen würde, ſchließt 
die Annahme einer bewußten Ehrenkränkung nicht aus. Nach 
den Urteilsfeſtſtellungen wurde mit der Muſik kurz vor dent 
Bahnhof begonnen und ihre Fortſetzung nach einigen Pauken⸗ 
ſchlägen nur durch das Verbot eines Polizeibeamten ver⸗ 
hindert. Es iſt nicht rechtsirrtümlich, wenn die StR. in dieſem 
Beginnen nicht lediglich den ſtrafloſen Verſuch einer Be⸗ 
leidigung erblickt. Was das Abſingen des Liedes „Muß i' 
denn“ betrifft, ſo überſieht die Rev., daß eine Beleidigung 
auch in einer an ſich nicht ehrverletzenden Außerung gefunden 
werden kann, wenn ſie in der Abſicht, die Verachtung, Ver⸗ 
höhnung oder Geringſchätzung eines anderen zu erkennen zu 
geben, in einer Weiſe oder unter Verhältniſſen kundgegeben 
wurde, daß dem Betroffenen jener Zweck der Kundgabe ver⸗ 
ſtändlich wurde (RGSt. I, 390). Dieſe Vorausſetzung iſt hier 
bedenkenfrei feſtgeſtellt. Die „erkennbare Ironie“ ſteht der 
Annahme eines beleidigenden Charakters der geſanglichen Ver⸗ 
anſtaltung nicht entgegen. 

(2. Sen. v. 4. April 1927; 2D 84/27.) A.] 


34. [8 193 StG B. Die Lauſcherrolle ſchließt 
den Willen, berechtigte Intereſſen wahrzuneh⸗ 
men, nicht aus. „Form“ und „Umſtände“ i. S. des 
§ 193 StG B.] 

Der Beſchwerdeführer hat unbefugt eine Unterhaltung 
des Nebenklägers mit anderen Perſonen über die Tätigkeit 
des Schulvorſtandes, zu dem der Beſchwerdeführer und der 
Zeuge Sch. gehören, belauſcht. Er will dabei eine — tatſäch⸗ 
lich nicht gefallene — Außerung des Nebenklägers, die ſich 
auf ihn und Sch. bezog, gehört und ſie mit dem Ausruf, der 
zu ſeiner Verurteilung aus 8 185 StGB. geführt hat: „Es 
iſt denn aber bald genug, Leute ſo durch den Kakao zu zie⸗ 
hen“, erwidert haben. Die Außerung des Nebenklägers ſoll 
gelautet haben: „Glauben Sie mir, die Kunden werde ich 
ſchon kriegen.“ Mit dem Schöff®. geht anſcheinend auch die 
StR, davon aus, daß der Angekl. inſoweit falſch gehört hat. 
Jedenfalls ſtellt ſie nicht feſt, daß er nur vorgebe, jene Be⸗ 
merkung gehört zu haben; im Gegenteil legt ſie ſeine Auße⸗ 
rung i. S. einer Abwehr aus und beurteilt ſie an anderer 
Stelle als das Maß „billiger Kritik“ überſchreitend. 1. Recht⸗ 
lich bedenkenfrei geht das LG. davon aus, daß es nach 8 59 


StGB. zur Anwendung des § 193 SGB. an ſich ſchon ge, 


nügen würde, wenn der Beſchwerdeführer deſſen Voraus⸗ 
ſetzungen irrig für gegeben gehalten hätte. Das LG. hätte 


dern. Eine formaliſtiſche Rechtſpr. könnte nun danach fragen, ob das 
Mittel „gattungsgemäß“ in erſter Linie die Anſteckung oder die 
Empfängnis verhüten ſoll, um danach das Mittel zur Ziff. 3 oder 3 a 
zu rechnen! Und die rein die Empfängnis verhütenden Gegenſtände 
bleiben nach der Rechtſpr. des NG. grundſätzlich bei der Ziff. 3. 
Dieſe Grundanſchauung iſt aber nach dem neuen Geſetz durchaus nicht 
ſelbſtverſtändlich. Denn es iſt nicht ohne weiteres klar, daß das 
Geſ. v. 18. Febr. 1927 die Anſteckung verhütenden Mittel an ſich 
zu den unzüchtigen rechnet, aber geſondert behandelt wiſſen will. 
Man Kann auch jagen, daß es fie als etwas anderes anſieht. Und 
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daher in gleicher Weiſe, wie es die Kundgebung des Angekl. 
nach Sinn und Inhalt feſtgeſtellt hat, prüfen müſſen, ob und 
in welchem Sinne jene vermeintliche Außerung des Neben⸗ 
klägers vom Standpunkte des Beſchwerdeführers als be⸗ 
leidigender Angriff auf den Schulvorſtand aufzufaſſen war. 
Denn davon hing in erſter Linie ab, ob und welche Abwehr 
der Angekl. verſtändigerweiſe für geboten halten und ſomit 
beabſichtigt haben konnte. Ohne erſchöpfende Aufklärung des 
Sachverhalts nach dieſer Richtung den Abwehrwillen des An⸗ 
geklagten, wie es die StR. tut, ſchlechthin zu verneinen, iſt 
rechtlich um ſo bedenklicher, als die Außerung des Beſchwerde⸗ 
führers ſich unverkennbar als Abwehr darſtellt und von der 
StR. jelbſt in dieſem Sinne ausgelegt wird. 2. Nach der 
Meinung der Stͤ. kann der Angekl. nicht mit dem Willen 
der Intereſſenwahrung gehandelt haben, weil einmal ſolche 
Intereſſen nicht feſtgeſtellt ſeien und ferner ſeine Rolle als 
„Lauſcher an der Wand“ den Willen der Intereſſenwahrung 
ausſchließe. Dieſe Ausführung ergibt, daß die StR. die recht⸗ 
liche Bedeutung der Verteidigung des Angekl. nicht richtig ge⸗ 
würdigt und den Begriff der Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen verkannt hat. Die Lauſcherrolle war die not⸗ 
wendige Bedingung dafür, daß der Beſchwerdeführer die an⸗ 
gebliche Beleidigung des Schulvorſtandes durch den Neben⸗ 
kläger wahrnahm, und daß daraus für ihn das behauptete 
Abwehrintereſſe ſowie fein Abwehrwille erwuchs. Sie kann 
alſo nicht der Grund für das Nichtvorhandenſein dieſes Wil⸗ 
lens ſein, dieſen Willen nicht widerlegen. Das Nichtvor⸗ 
handenſein eines Abwehrintereſſes aber ſetzte voraus ent⸗ 
weder, daß der Beſchwerdeführer die angeblich kränkende Be⸗ 
merkung des Nebenklägers gehört zu haben nur fälſchlich vor⸗ 
gab, oder aber, daß dieſe Bemerkung keine ihn näher be⸗ 
rührende Kränkung enthielt. Beides iſt nicht nur nicht feſt⸗ 
geſtellt, ſondern die St. geht unverkennbar davon aus, daß 
dem Angekl. ſeine Behauptung, jene Außerung gehört zu 


haben, nicht widerlegt worden ſei, und daß er in Abwehr 


einer von ihm darin gefundenen Beleidigung — freilich unter 
Überfchreitung des zuläſſigen Maßes der Verteidigung — ge⸗ 
handelt habe. 3. Bei der Annahme der Überſchreitung dieſes 
nach § 193 StGB. zuläſſigen Maßes verkennt die StR. den 
Begriff der „Form“ i. S. jener Vorſchrift. Zunächſt erſetzt ſie 
in willkürlicher Weiſe den vom Beſchwerdeführer gebrauchten 
Ausdruck „durch den Kakao ziehen“ in ihren Ausführungen 
wiederholt durch die Wendung „durch Kot und Dreck ziehen“, 
daß es ſich bei der Erſetzung eines bildlichen Ausdrucks 
durch ein ganz anderes Bild nicht um eine Tätigkeit 
richterlicher „Auslegung“ handelt, bedarf keiner Darlegung. 
Die Auslegung der vom Angekl. gebrauchten Worte, d. h. die 
Ermittlung ihres ſachlichen Sinns und Inhalts hat die Stg. 
überdies anderweit gegeben durch die Feſtſtellung, die Wen⸗ 
dung enthalte den Vorwurf „ungerechtfertigter und gewiſſen⸗ 
loſer Kränkung fremder Ehre“. Damit iſt — die Richtigkeit 
dieſer Auslegung vorausgeſetzt, die hier nicht nachgeprüft wer⸗ 
den kann — an die Stelle des Bildes etwas Identiſches 
geſetzt. Dieſe Tätigkeit lag auf dem Gebiete der Auslegung. 
Die bildliche Vorſtellung des „Durch⸗Kakao⸗Ziehens“ iſt da⸗ 
gegen mit der des „Durch⸗Kot⸗und⸗Dreck⸗Ziehens“ nicht iden⸗ 
tiſch; ſie legt auch deshalb nichts aus. Auszugehen war hier⸗ 
nach bei der Beurteilung, ob aus der Form der Außerung die 
Beleidigung hervorgehe, nicht von dem Bilde „durch Dreck 
und Kot ziehen“, ſondern von dem vom Beſchwerdeführer ge⸗ 
brauchten Ausdruck und deſſen feſtgeſtellter Bedeutung. Ob 
der Angekl. mit ihm den Rahmen berechtigter Intereſſen⸗ 
wahrung überſchritten habe, hing davon ab, was er zur Wah⸗ 
rung jener Intereſſen ſagen durfte und mußte. Nur wenn er 
dies — von ſeinem Standpunkte aus und bei Berückſichtigung 
ſeiner Perſönlichkeit — ohne Verkürzung der zu wahrenden 


wenn das für die Anſteckung verhütenden Mittel gilt, muß es ebenſo 
für die Empfängnis verhütenden gelten. Damit wäre die bisherige 
Rechtſpr. des NG. völlig umgeworfen. Ich möchte allerdings an⸗ 
nehmen, daß praktifch alle die Anſteckung verhütenden Mittel, auch 
die zugleich antikonzeptionell wirkenden unter Ziff. 3 fallen. — 
In der neuen Beſtimmung iſt es zweifelhaft, ob ſich die Worte 
zin einer Sitte oder Anſtand verletzenden Weiſe“ auch auf das 
Ausſtellen beziehen: ich nehme es ſinngemäß an (vgl. Mitter⸗ 
maier, Arch. f. Kriminologie 73, 195 ff.). 
Geh. IR. Prof. Dr. W. Mittermaier, Gießen. 


56. Jahrg. 1927 Heft 36] 


Rechtſprechung 


2019 


Antereſſen in weniger ſcharfer oder kränkender Art hätte zum 
lusdruch bringen können, verletzte er i. S. des 8193 StGB. 
durch die „Form“. 
hat, iſt das Vorliegen dieſer Vorausſetzung vom Tatrichter 
beach zuweiſen. 
deswillen, 
iſt, welches 
Mich inwieweit er in der — wie die Kundgebung des Be⸗ 
vu mexbeführers auslegungsbedürftigen — angeblichen Auße⸗ 
dea des Nebenklägers eine Kränkung feiner oder Sch.s oder 
5 Schulvorſtands 
8 4. Die StR. verkennt ferner den Begriff des „Um⸗ 

undes“ i. S. des § 193 StGB., indem fie die Tatſache, daß 


hörung 


gelangt war als Umſtand ſolcher Art bewertet. Sie legt — 
m. ſchon bei e ; 


Julereſ 
aß ſeine K 


aleitumſtände der Kundgebung mit der Art und ſittlichen 
die 8 = ihrer Herbeiführung verwechſelt. Die Tatfachen, 


has 55 ſittliche Bewertung kommen als Begleitumſtände i. S. 
a: SGB. überhaupt nicht in Betracht. Die Umſtände 
Deftehe unter denen der Beſchwerdeführer feine ‚Äußerung tat, 
einer & darin, daß er, nachdem er in der geöffneten Tür zu 
be enden Wohnung eine darin geführte und für ihn nicht 
miete Unterhaltung mit angehört hatte, ſich darin ein⸗ 
einm ze Dieſer Zuftand konnte aus fittlich verwerflichem oder 
den 2. Teiem Beweggrund herbeigeführt fein, ohne daß an 
and ert peren Umſtänden des Vorganges dadurch etwas ge⸗ 
wurf wurde. Inwiefern aber letztere der ſchon als Vor⸗ 
Außerungwäſſen loſer Ehrabſchneidung gewerteten 
Er a des Beſchwerdeführers darüber hinaus noch 
S up erartige Verſchärfung“ verleihen ſoll, daß der 
gebraug gerechtfertigt ſei, ſie ſei nur in Beleidigungsabſicht 
in kane) worden, ft nicht erſichtlich, jedenfalls von der StR. 
bloß ex Weise verſtändlich nachgewieſen, auch nicht durch die 

aa beer plug eines aus RGSt. 34, 80 entnommenen 

er der auf den hier feſtgeſtellten Sachverhalt nicht paßt. 

Sen. v. 3. März 1927; 3 D 1016/26.) A. 


Bes [8198 StGB. Im Falle verleumderiſcher 
en Steigung genießt der Täter nicht unbedingt 
chutz des § 193 StG B.) 


She Angekl. hat, als er in einem gegen ihn ſchwebenden 
0 erfahren wegen Betruges von dem Kriminalaſſiſtenten 
weigert ommen werden ſollte, die Abgabe einer Erklärung ver⸗ 
1 wiſſentlich unwahren Behauptung, W. habe 


lumen 35. Die Frage, ob der § 193 auch unter Umſtänden die Ver⸗ 
Ruck Pr ee iſt eine vielfach verſchieden beantwortete. Mit 
einer die drauf, daß 8 167 vor dem 8 193 fteht, hat das RG. in 

— 2 von Urt. die am vollſtändigſten bei Ebermayer, 
a , aufgezählt find, die Anſicht ausgeſprochen, daß unter 

en auch . = berechtigtes in = 
die mar 8 igter Intereſſen fein Kann. Es hat freilich 
i erbhn de nach den verſchiedenſten Richtungen hin beſchränkt, 
mit Bin dier nicht ganz geleugnet. Ich habe in Übereinſtimmung 
dieſen Stand Hälſchner, Kohler und Engelhard, der 
ü punkt ſehr eingehend begründet hat, dieſe Auffaſſung 
ehalten, und in der VD. 4, 412 meinerſeits das zu 
ch die hen Entwürfe zu einem neuen StGB. haben 
GE. 8 284; K ige, Auffaſſung des RG. verworfen (VE. 8 263; 


das einfache Mi 3 ; 
etr. ittel, daß ſie die Verleumdung hinter den 
ng Eren hen fett en. Zu NE. 27 8 319 ſagt die Begrün⸗ 
„Daß 13 5 ein 19 05 die Wahrnehmung 
ck wie bisher auf die Verleumdung er⸗ 
> ergibt Nic aus der bad der an 5 
eh. Hofrat Prof. Dr. v. Lilienthal, Heidelberg. 


als ſein politiſcher Gegner ein Protokoll über die Ausſage 
feiner — des Angekl. — Ehefrau verfälſcht. Der Angekl. 
wußte, daß die von ihm behauptete, den Zeugen W. verächtlich 
zu machen geeignete Tatſache der Wahrheit nicht entſprach, er 
machte ſich daher einer verleumderiſchen Beleidigung i. S. 
§ 187 StGB. ſchuldig. Mit Recht hat die StR. dem Be⸗ 
ſchwerdeführer den Schutz des 8 193 StGB. verſagt. Zweifel⸗ 
los war der Angekl. berechtigt, ſich mit allen zuläſſigen Mit⸗ 
teln gegen den Vorwurf eines ihm zur Laſt gelegten Betruges 
zu verteidigen. Das RG. hat ſogar unter ſolchen Umſtänden 
die Anwendung des § 193 StGB. beim Vorliegen einer ver⸗ 
leumderiſchen Beleidigung nicht grundſätzlich für ausge⸗ 
ſchloſſen erklärt (RG St. 5, 56). Es hat jedoch ſtets daran feſt⸗ 
gehalten, daß niemandem unbedingt und unter allen 
Umſtänden das Recht zugebilligt werden könne, zum Zwecke 
ſeiner Verteidigung wiſſentlich unwahre ehrverletzende bezüg⸗ 
lich eines Dritten aufzuſtellen (RGSt. 42, 441), und eine 
ſolche Art der Verteidigung nur dann als berechtigt zuzu⸗ 
laſſen, wenn es ſich dabei um ein ſachliches Leugnen von 
Tatſachen handelte, die gegen den Verleumder in einem wider 
ihn anhängigen Strafverfahren als belaſtende Umſtände ver⸗ 
wertet werden ſollten. Dabei hat es aber ausgeſprochen, daß 
eine Überſchreitung der Grenzen eines rechtlich geſchützten Ver⸗ 
teidigungsintereſſes jedenfalls dann vorliege, wenn ein Be⸗ 
ſchuldigter in der Abſicht, ſich der Beſtrafung zu entziehen, 
den Tatbeſtand dadurch zu verdunkeln beſtrebt ſein ſollte, daß 
er in Beziehung auf eine andere Perſon wider beſſeres Wiſſen 
ehrenkränkende Behauptungen aufſtellte (RGSt. 48, 414). Zu 
einem angriffsweiſen Vorgehen gegen die Ehre eines 
anderen über ein bloßes Leugnen hinaus, zur Erfindung lüg⸗ 
neriſcher Beſchuldigungen, die nur den Zweck verfolgen, einen 
zur Mitwirkung an der Ermittelung ſtrafbarer Handlungen 
berufenen Beamten an der Ausübung ſeines Amtes zu ver⸗ 
hindern, kann und will die Strafrechtsordnung niemandem 
ein Recht gewähren. Da im vorliegenden Falle der Angell. 
mit ſeinem Vorbringen nur ein ſolches, „dem Recht und der 
Sitte widerſprechendes Intereſſe“ verfolgte, fo ift ihm mit 
Recht der Schutz des § 193 StGB. verſagt worden. 
(3. Sen. v. 9. Mai 1927; 3 D 35/27.) A.] 


36. [88 211,212 StG B. Zum Begriff der Über- 
legung. Unterſcheidung zwiſchen der Affekt⸗ 
bereitſchaft und der Affektauslöſung oder 
-teigerung.]f) 

Das Schwurgericht hat mit Recht zwiſchen der beim An⸗ 
geklagten vorhandenen Affektbereitſchaft und einer aus 
dieſer Bereitſchaft heraus erklärbaren, die Überlegung aus⸗ 
ſchaltenden Affektauslöſung oder ⸗ſteigerung unter⸗ 
ſchieden. Es war ſich hierbei wohl bewußt, daß die Frage, ob 
eine die Überlegung ausſchaltende Affektſteigerung vorlag, für 
den Zeitpunkt der Ausführung der Tat zu prüfen iſt, 
und verwertete die Vorgänge vor der Tat lediglich als Be⸗ 
weisanzeichen. Daraus, daß der Angekl. den Gedanken, Frau 
A. zu töten, monatelang mit ſich herumtrug, daß er ihn zu 
einem nach Zeit, Ort und Art der Ausführung beſtimmten 
Plan heranreifen ließ, daß er hierbei mit der ihm drohenden 


Zu 36. Den oben mitgeteilten Entſcheidungsgründen iſt als 
Sachverhalt, wie er in dem angefochtenen Urteil feſtgeſtellt geweſen 
ſein muß, folgendes zu entnehmen. Der Angekl. hatte ſich aus Rache 
gegen eine Frau A. monatelang mit dem Plane getragen, ſie zu töten. 
Er hatte den Plan nach allen Richtungen erwogen, war ſich dabei 
über Zeit, Ort und Art der Ausführung völlig klar geworden und 
ließ Gegenvorſtellungen, die ihn von dem Plane hätten abbringen 
Können, ſo auch den Gedanken an die ſchwere Strafe, die ihn bei der 
Entdeckung erwartete, nicht zur Herrſchaft kommen. Innerlich zwar 
erregt, äußerlich aber ruhig und zweckmäßig handelnd ſchritt er „mit 
Überlegung“ zur Ausführung der Tat, die indeſſen mißlang. Argerlich 
hierüber erblickte der Angekl. plötzlich die davoneilende Frau S., die 
ihm ebenfalls verhaßt war, und die, wie er meinte, ihm ein Schimpfwort 
zugerufen hatte. Im unmittelbaren Anſchluß an den Mordverſuch 
gegenüber der A. begeht er einen vollendeten Totſchlag an der S. 

Die Reviſion findet in dem Schwurgerichtsurteil einen inneren 
Widerſpruch, inſofern es die Überlegung des Täters bei feiner Hand⸗ 
lung gegenüber der A. bejahe, der S. gegenüber aber verneine. Das 
in der Schreibweiſe modernſter Pſychologie begründete Schwurgerichts⸗ 
urteil ſtellt auf ſeiten des Angekl. eine bei dem Mordverſuch vor⸗ 
handene Affektbereitſchaft feſt, die nach dem Scheitern des 
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ſchweren Strafe rechnete, aber gleichwohl ſeine Rache haben 
wollte, und daß er dann bei der Ausführung — zwar mit 
Zeichen innerer Erregung, aber äußerlich ruhig und zweck⸗ 
mäßig handelnd — ganz nach jenem Plan verfuhr, konnte 
das Schwurgericht ohne Rechtsirrtum folgern, daß er bei der 
Ausführung mit Überlegung, d. h. mit hinxeichend klarer Er⸗ 
wägung über den zur Erreichung ſeines Zwecks gewollten Er⸗ 
folg der Tötung, über die zum Handeln drängenden und von 
dieſem abhaltenden Beweggründe ſowie über die zur Herbei⸗ 
führung des Erfolgs erforderliche Tätigkeit handelte. Nicht 
durchſchlagend iſt nach Lage des Falls der Hinweis auf den 


Mordplans einen tatſächlichen Affekt ausgelöſt und dabei die früher 
vorhanden geweſene Überlegung des Täters ausgeſchaltet habe. Das 
RG. weiſt die Reviſion zu Recht mit der Begründung zurück, daß 
die Bejahung der Überlegung im erſten und ihre Verneinung im 
zweiten Falle eine reine Tatfrage war. Eine rechtsirrige Erwägung 
hat 06 der Beantwortung dieſer Tatfrage offenſichtlich nicht mit⸗ 
geſpielt. 

Ich habe ſchon bei der Beſprechung der JW. 1925, 1495 ab⸗ 
gedruckten RGEntſcheidungen ausführlich dargelegt, daß dem Willens⸗ 
entſchluß vorangeht ein Stadium der Überlegung, in dem die 
verſchiedenſten Denkoperationen Platz greifen und die Kontraſtieren⸗ 
den Beweggründe gegeneinander abgewogen werden. Mag im ein⸗ 
zelnen Falle das Vernunftdenken oft auch nur eine ganz geringe 
Rolle ſpielen, ohne Anſtrengung des Vorſtellungsvermögens, ohne 
Überlegung kann es nicht zu einem vom Wiſſen durchleuchteten Wil⸗ 
lensakte, nicht zu einem vorſätzlichen Delikte kommen. Aber 
über den bereits mehr oder weniger mit Überlegungspartikeln ange⸗ 
füllten Vorſatz hinaus fordert $ 211 noch die „Überlegung bei Aus⸗ 
führung der Tat“. Dieſe Überlegung hat keine andere Natur als die 
dem Vorſatzbegriff eigene. Dem entſpricht es, daß die zu dieſem Über⸗ 
legungsbegriff von der Wiſſenſchaft gegebenen Beſtimmungen (vgl. 
dieſe bei Schwartz, StB. S. 476 und ebenſo RGSt. 42, 360) 
ungefähr dieſelben Darlegungen enthalten, wie ſie die Vorſatzdefini⸗ 
tionen zeigen. Es iſt unverſtändlich, wie Schwartz (a. a. O. S. 188) 
der gebräuchlichen Dolusdefinition als dem „Wiſſen und Wollen“ 
der geſetzlichen Merkmale des objektiven Tatbeſtands beipflichten, 
danach aber den Satz aufſtellen kann: „Das Daſein dieſes die Tat 
beſtimmenden Willens iſt das allein Weſentliche, allein Ent⸗ 
ſcheidende des Begriffs.“ Nur als Folge dieſer abzulehnenden Dolus⸗ 
auffaſſung kommt dann Schwartz bei Behandlung des Mord⸗ 
begriffs (S. 476) zu der Anſicht, daß die zu § 211 gehörige „Über⸗ 
legung“ als ein Akt der Verſtandes tätigkeit etwas von dem 
Dolus Verſchiedenes ſei. 

Genau wie bei den Vorſatzdefinitionen wird je nach dem Stand⸗ 
punkte des Autors zu dem Theorienſtreit auch bei dem Überlegungs⸗ 
begriffe des § 211 das Hauptgewicht bald auf die Willens⸗, bald auf 
die Verſtandesſeite gelegt. Selbſt wenn man nicht Anhänger der 
Willenstheorie iſt — jetzt iſt der ganze Streit als ein rein termino⸗ 
logiſcher erkannt und als beigelegt zu erachten —, wird man geneigt 
ſein, bei der „Überlegung“ des § 211 den Hauptwert auf das Willens⸗ 
element zu legen. Nicht das iſt das Weſentliche, daß der Täter bei der 
Ausführung ein beſonders gutes Funktionieren ſeiner Verſtandes⸗ 
kräfte zeigt. Die Durchführung des verbrecheriſchen Entſchluſſes 
kann ſich ſogar als ein Akt beſonderer Dummheit, als törichte Aus⸗ 
wahl des unbequemſten Begehungsmittels, als leichtſinniges Herauf⸗ 
beſchwören der Entdeckungsgefahr uſw. erweiſen. Darauf kommt 
es vielmehr vor allem an, daß der Täter bei der Ausführung noch 
uneingeſchränkter Herrſcher feines Willens iſt. Wennſchon die inneren 
Erwägungen über das Ob dem Willensentſchluß vorausgegangen, alſo 
bereits zu einem gewiſſen Abſchluß gelangt ſein müſſen, noch ehe 
mit der Verwirklichung des Plans begonnen wurde, fo können doch 
bei der Ausführung des Willensentſchluſſes jederzeit Umſtände ein⸗ 
treten, die den Tater zu einer erneuten Prüfung des Ob veranlaſſen 
(Bitte des Opfers um Gnade, Hinweis auf frühere Wohltaten, Wahr⸗ 
nehmung herannahender Hilfe, Verſagen des Gewehrs u. dgl.). Es 
iſt daher zutreffend, wenn die herrſchende Meinung (ſo Frank, 
StGB. 17. Aufl. S. 442) als „Überlegung“ diejenige geiſtige Be⸗ 
ſchaffenheit bezeichnet, bei der ſich der Täter der von der Handlung 
abhaltenden Motive bewußt iſt und ſie gegen die ihn zur Handlung 
drängenden Motive abwägt. Daß neben der Willensenergie auch das 
Bewußtſein wach fein muß, kommt in dieſer Definition genügend 
zum Ausdruck. 

Gemeinhin werden auch bei der gewöhnlichen vor ſätzlichen 
Handlung die ſie vorbereitenden und ſo zum Verbrechensentſchluß 
führenden Verſtandes⸗ und Willenskräfte noch im Zeitpunkt der Aus⸗ 
führung fortbeſtehen. Allein es iſt das nicht unbedingt nötig. So 
kann während der Ausführung die Verſtandestätigkeit faſt zum 
Stillſtand kommen, weil etwa die Tat fo gut durchdacht und vorbe⸗ 
reitet war, daß ſchlechterdings nichts mehr zu bedenken übrig bleibt, 
oder weil der Täter ſich Mut angetrunken hat und feine Gedanken⸗ 
arbeit gelähmt iſt. Oder es Kann, vielleicht auch infolge Alkohol⸗ 
genuſſes, die Willensenergie nicht mehr in dem Maße funktionieren, 


Mangel an Reue, da der Angekl. auch über die im Affekt ver⸗ 
übte Tötung der Frau Sch. keine Reue zeigte. Es bedurfte 
aber dieſes Beweisanzeichens nicht mehr, um das Vorhanden⸗ 
ſein der überlegung nachzuweiſen. Unbegründet iſt die Be⸗ 
hauptung der Rev., daß die Bejahung der Überlegung bei dem 
Tötungsverſuch an der Frau A. und ihre Verneinung bei der 
Tötung der Frau Sch. einen inneren Widerſpruch enthalten. 
Das Schwurgericht hat angenommen, daß nach der Begehung 
des Mordverſuchs ein die Überlegung ausſchaltender Affekt 
ausgelöſt worden ſei durch den Arger über das Mißlingen 
ſeines Planes gegenüber der Frau A,, durch das plötzliche 


wie ſie ſich bei der Bildung des Willensentſchluſſes geäußert hatte. 
Hatte bei ſolchem Geiſteszuſtand der Täter den Tötungswillen und 
drückt er beiſpielsweiſe im Augenblicke der Willensverwirklichung das 
Gewehr rein mechaniſch ab, wie er des Opfers gewahr wird, ſo wird 
trotzdem der Tötungsvorſatz unbedenklich zu bejahen ſein. Der Tötungs⸗ 
vorſatz iſt beim Mord derſelbe wie beim Totſchlag. Der Plan zum 
Totſchlag kann nicht ohne Überlegung gefaßt und nicht ohne Über⸗ 
legung vom Willen aufgenommen und über die Schwelle gehoben 
werden, die zur Tat führt. Aber die Ausführung der Tat ſelbſt muß 
noch unter dem Zeichen der Überlegung ſtehen, wenn von Mord 
geſprochen werden fol. Mit anderen Worten: es müſſen noch bei der 
Ausführung der Tat Anzeichen dafür vorhanden ſein, daß Bewußt⸗ 
ſein und Wille in bezug auf die Tat im Täter fortbeſtehen. Gleich⸗ 
gültig iſt dabei, ob das Bewußtſein oder der Wille prävaliert. Und 
gleichgültig ferner, ob die während der Tatausführung in Erſcheinung 
tretende Vorſtellung dieſelben Punkte umfaßt, auf die ſich ſchon die 
dem Vorſatz eigene Vorſtellung bezog, und ob der ſich bei der Aus⸗ 
führung regende Wille die Seele des Täters in gleicher Weiſe zum 
Schauplatz des Kampfes der einander widerſtreitenden Beweggründe 
macht, wie die das zweite Vorſatzelement bildende Willensanſpannung, 
die nach Abſchluß der für und wider die Tat ſprechenden Erwägungen 
zum Willensentſchluß, alſo zur Verwirklichung des zunächſt nur vor⸗ 
geſtellten Erfolges, hinüberleitete. Die von § 211 StGB. geforderte 
„Überlegung“ Kann ſich in ihren beiden Beſtandteilen genau auf die⸗ 
ſelben Umſtände erſtrecken, die bereits Gegenſtand der zum Vorſatz⸗ 
begriff gehörigen Überlegung waren. Regelmäßig werden aber im 
Zeitpunkte der Tatausführung neue Verhältniſſe eintreten, die das 
Denken und das abwägende Wollen des Täters in Anſpruch nehmen: 
auftauchende Schwierigkeiten fordern das Ausdenken neuer Bege⸗ 
hungsmittel oder beſonderer Sicherungsmaßnahmen; der Wille des 
Täters ſieht ſich vor eine neue Wahl geſtellt, wenn der Widerſtand des 
Opfers größer iſt als erwartet und die Anwendung weiterer Tötungs⸗ 
mittel in Betracht kommt, als zunächſt vorgeſehen war. 

Daß Affekte gerade bei Mord und Totſchlag eine beſondere 
Rolle ſpielen, hängt damit zuſammen, daß je ſchwerer das Verbrechen, 
deſto größer meiſt der Erregungszuſtand iſt, in dem ſich der Ver⸗ 
brecher befindet. Von der großen Reihe der Affekte, die überhaupt 
denkbar find (vgl. hierüber Fankhauſer, Die Affektivität als Fak⸗ 
tor des ſeeliſchen Geſchehens, Hauptſche Buchhandlung, Bern⸗Leipzig 
1926, der, insbeſ. S. 2 ff., die von Wundt, Grundzüge der phyſio⸗ 
logiſchen Psychiatrie, 3. Bd., Leipzig 1902, aufgeſtellte Einteilung der 
Affekte im weſentl. übernimmt, ſie aber noch durch weitere Untergruppen 
ergänzt), führt das StGB. vier beſonders an, und zwar „Beſtürzung“, 
Furcht, Schrecken“ in 853 ſowie „Zorn“ in 8 213. Die erſten drei 
bilden einen perſönlichen Schuldausſchließungsgrund, wenn der Ur⸗ 
heber einer ſtrafbaren Handlung kraft des bezeichneten Seelenzu⸗ 
ſtandes über die Grenzen der Verteidigung hinausgegangen iſt. 8 213 
StB. ſieht an Stelle der von § 212 dem Totſchläger angedrohten 
Zuchthausſtrafe Gefängnisſtrafe nicht über 6 Monate dann vor, wenn 
der Täter „ohne eigene Schuld durch eine ihm oder einem Ange⸗ 
hörigen zugefügte Mißhandlung oder ſchwere Beleidigung von dem 
Getöteten zum Zorn gereizt und hierdurch auf der Stelle zur 
Tat hingeriſſen worden iſt“. Der Geſetzgeber ſteht alſo auf dem 
Standpunkt, daß der unter dem unmittelbaren Einfluß eines ſolchen 
Zornaffektes Stehende die Tötung jedenfalls nicht „mit Überlegung“ 
— deshalb bezieht ſich 8 213 lediglich auf 8 212 — und zudem in 
einer ſolchen Geiſtesverfaſſung begehe, daß auch die normale Tot⸗ 
ſchlagsſtrafe noch zu hoch ſei. Wurde der Täter nicht durch den plötz⸗ 
lichen Zornesausbruch auf der Stelle zur Tat „hingeriſſen“, handelte 
er vielmehr unter allen Anzeichen einer wohlgeordneten „Überlegung“, 
die ihm noch Zeit und Möglichkeit ließ, alles gehörig zu bedenken 
und ſich über das Geſetzwidrige ſeines Verhaltens Rechenſchaft zu 
geben, fo wird trotz der ſonſtigen äußeren Vorausſetzungen von 8 213 
dieſe Geſetzesbeſtimmung nicht anwendbar ſein. Desgleichen kommt 
eine ſtrafloſe Notwehrüberſchreitung auch nur dann in Frage, wenn 
der Täter nicht etwa trotz der Affekte die Straftat vorſätzlich und in 
Kenntnis von der Überſchreitung der gebotenen Verteidigungsgrenzen 
beging (a. M. freilich NGSt. 21, 189, 191). 

Behandelt das geltende Recht mithin den Affekt einmal als 
Strafausſchließungs⸗, das andere Mal als bloßen Strafermäßigungs⸗ 
grund, ſo iſt dieſen Affekten gegenüberzuſtellen der pathologiſche 
Affeht, der zu einer vollſtändigen Vewußtſeinsſtörung und daher zur 
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Anſichtigwerden der davoneilenden, 


Nau ihm gleichfalls verhaßten 


fü „Sch. ſowie durch einen beſchimpfenden Ausruf, den er 
en Ausruf der Frau Sch. hielt. Ob dieſe Umſtände 
. genug waren, um die bei der erſten Tat vorhandene Über⸗ 
“gung für die zweite Tat auszuschalten, iſt Tatfrage. 

(1. Sen. v. 7. Jan. 1927; 1 829/26.) 


37. 211, 49 Verabredung eines 
Worb ) 1, 49b StG B. V 8 
6 Die Verabredung eines Mords ſetzt voraus, daß auf 
8e eines — mittels Beſprechung oder ſchlüſſiger Hand⸗ 
0 gepflogenen — Gedankenaustauſches zwiſchen zwei oder 
Be Perſonen ein gemeinfamer, auf Ausführung einer 
nen Mordtat gerichteter ernſtlicher Wille zuſtande⸗ 
= Ommen iſt. Eine bloße Gedankenäußerung, Vorbeſprechung 
1 Werbung von Tätern enthält noch keine Verabredung. 
— SR. ift zu dem Ergebnis gelangt, daß zwar zweifellos 
7 Angekl. D. die Erſchießung des Zeugen K. gewollt und 
über auch zum Ausdruck gebracht habe, daß aber eine Willens⸗ 
und duſtinmung zwiſchen den Angekl. und zwiſchen dieſen 
deſt em abweſenden Mitbeſchuldigten H. oder zwiſchen min⸗ 
ens zweien von ihnen nicht nachgewieſen werden könne. 
250 9 0 iſt der Angekl. H., dem im Eröffnungsbeſchluß 
ſorderaſt gelegt war, dem Angel. J. ein Beil mit der Auf 
Handlung zur Ermordung Kis übergeben zu haben, dieſer 
Jed ung von der StR. nicht überführt erachtet worden. 
falls aber hat J. ausdrücklich erklärt, daß er das, was 
et Übergeber des Beils zugemutet wurde, nicht machen 
e und der Vorderrichter hat hieraus den Schluß ge- 


wein an, h u 
ausbri Aria ufüßren ift. Da nun beim Totſchlag des 8213 StGB. 
de e aer e en ee 


Tötungsdelikt die 


ötende kann im Affekt handeln und doch ig ſein; 
au ö h des Mordes ſchuldig ſein 

Ju den weiden Affekt führt zu einer Ausſchaltung der Überlegung. 
Zeitpunkte der 


o daß die im 


„ 


einer N wie erwähnt, der Nachweis eines Affekts die Annahme 


ti “ir, Pr . : 
ati Schuld ubergang rechtfertigen, daß von einer 


wird der überhaupt nicht mehr zu ſprechen iſt. Freilich 


Arzt nur in den ſeltenſten Fallen dem Affekt einen ſo weit⸗ 
nur daun Mu beimeſſen können und ſich hierzu im allgemeinen 
di " Anftanbe fühlen, wenn es ſich nicht um den erſten Affekt 
„handelt, im Leben des Täters vielmehr ſchon früher Zu⸗ 
2 = Natur aufgetreten find. Die Affektbereitſchaft, 
gewiſſen . Schwurgerichtsurteil ſpricht, gründet häufig in einer 
orkomm eranlagung des Täters; fie kann aber auch erſt durch die 
nlage niffe, die zur Straftat führen, entſtanden ſein. Wann eine 
unter Fi Affekt eine derartige Steigerung erfährt, daß fie bie 
Licht Rei t Einfluß begangene Tat ſtrafrechtlich in ein beſonderes 
beurt fr iſt doeifelsfrei immer nur vom ärztlichen Sachverſtändigen. 
Orbherfi 1 jemand in Affektbereitſchaft einen Mord oder 
Totſchſ uch begeht, im unmittelbaren Anſchluß daran aber einen 
Erreguns berübt, iſt ſehr wohl denkbar. Wenn der Täter trotz ſeines 
oben and Juſtandes den Mordplan immerhin ſo ausführt, daß die 
handen gegebenen Vorausſetzungen für die „Überlegung“ als vor⸗ 
Ausführun erachten ſind, ſo ſchließt das keineswegs aus, daß nach 
eintritt, dis = Mordes eine Auslöſung des Affektes im Täter 
hinterher dea u ärztlichen Gutachter beſtimmt, für eine unmittelbar 
neinen. ran nd zweite Tötungshandlung die Überlegung zu ver- 
Tötung der ehrt könnte an ſich aber auch gerade für die erſte 
in einer form Zerftändige zu dem Urteil kommen, daß der Täter 
ruhigen Überlen Aufregung gehandelt, wie ſie mit dem Zuſtand einer 
zuwandte, abe 2 1 9 7 iſt, als er ſich dem zweiten Opfer 
f — altblit i i 1 

„mit Überlegung“ allein 15 wiedergewonnen habe und jegt 


OStA. Dr. Aljr. Weber, Dresden 
Zu 37 „Verabredet⸗ 


wenn di 5 det“ iſt die Begehung eines Verbrechens nur, 
die ner eiigten die Ausführung beſchloſſen haben. Man kann 
u daß er 55 * anderen zum Verbrechen, aber nicht beſchlle⸗ 
ſtiften und ve üb een faſſe und ausführe. Läßt er ſich am 
verantwortlich 00 er die Tat, fo find die Anſtiftenden als folche 
„aber fie hatten nicht ihrerſeits die Ausführung des 


zogen, daß J., trotzdem er nach dem von H. gegen ihn er» 
bobenen Vorwurf der Feigheit das Beil entgegengenommen 
habe, nicht ernſtlich entſchloſſen geweſen ſei, von ihm gegen⸗ 
über K. Gebrauch zu machen, daß ferner ſein Mitgehen zur 
Wohnung Kas ſehr wohl von der Abſicht veranlaßt geweſen 
ſein könne, an einer Zurredeſtellung und Verprügelung, nicht 
aber an der Ermordung 8.3 teilzunehmen. Der Mitbeſchul⸗ 
digte H. endlich hat zwar geäußert „einen Revolver wenn 
ich hätte, würde ich etwas ganz anderes machen,“ und hiermit 
offenbar die Erſchießung Kis gemeint; er hat ferner, als ihm 
D. unerwarteterweiſe einen Revolver zur Verfügung ſtellte, 
dieſen entgegengenommen. Sein weiteres Verhalten aber, 
haben es der StK. zweifelhaft erſcheinen laſſen, daß er den 


ernſtlichen Willen gehabt hat, K. zu töten oder bei deſſen 


/ 


Tötung mitzuwirken. 
(1. Sen. v. 11. Jan. 1927; 1 D 531/26.) A.] 
38. [88 218, 54 StGB. 

I. 8218 Abf. 1-3 StGB. n. F. enthält gegen⸗ 
über 8218 Abſ. 1 und 3 StGB. a. F. keine tat⸗ 
beſtandliche Anderung. 

II. 1. 854 StGB. enthält einen Entſchuldi⸗ 
gungsgrund. 2 

2. 8 54 StGB. läßt die Möglichkeit offen, daß 
bei beſtimmten Notſtandshandlungen durch 
einen neben jenem Entſchuldigungsgrund be= 
ſtehenden Rechtfertigungsgrund die Rechts- 
widrigkeit ausgeſchloſſen wird. 

3. In Notſtandsfällen kann der Satz, daß 


Verbrechens verabredet. Anders RGSt. S. 58, 392 ff. Zutreffend 
Ver. 2. u. 3. StSen. (RGSt. 5, 67). Die Verabredung, das Komplott 
(2. StSen.), ſetzt vielmehr voraus, daß der gemeinſame Wille von 
allen oder einigen oder einem der Beteiligten ausgeführt werden 
ſollte. Nach der zutreffenden, vom geltenden Recht freilich nicht 
anerkannten Komplottheorie haftet, wenn eine ſraſbare Handlung 
in Ausführung eines darauf gerichteten gemeinſamen Entſchluſſes 
begangen wird, jeder am Entſchluß Beteiligte als Täter, auch 
wenn er an der Ausführung nicht beteiligt war (Oetker, Ge⸗ 
richtsſaal 94, 15). Denn er gehörte der Gemeinſchaft an, deren 
verbrecheriſcher Kollektiventſchluß verwirklicht werden ſollte und 
verwirklicht worden iſt. Sein Wille iſt durch das Tun des, der 
anderen mit verwirklicht worden. Das geltende Recht verlangt zur 
Mittäterſchaft Beteiligung an der Ausführung i. S. der Mit- 
begehung des Delikts. Daraus darf aber nicht geſchloſſen werden, 
daß auch die Strafbarkeit der Verabredung nach § 49 b StGB. 
von der Bereitſchaft aller, an der Ausführung mitzuwirken, ab⸗ 
hängig ſei. Dem ſteht die ratio legis entgegen. Die Teilnahme an 
der Verabredung wirkt, auch wenn der einzelne Teilnehmer nicht 
gewillt iſt, ſelbſt an der Ausführung ſich zu beteiligen, auf den 
Willen der anderen, das Verbrechen zu begehen, beſtärkend ein. 
Das Geſetz ficht in dem verbrecheriſchen Kollektiventſchluß 
die von ihm bekämpfte Gefahrquelle. 

Inſofern iſt das RcSSt. 58, 393 im Rechte, als nicht erfor⸗ 
dert wird, daß alle Verabredenden an der Ausführung der Tat 
perſönlich in irgendeiner Form teilnehmen wollten. A. A. 
Frank zu § 49 b Bem. I. Wer aber daran teilnimmt, kann — 
anders RGSt. 58, 393 — niemals bloßer Gehilfe fein. Denn da 
der Entſchluß allen gemeinſam iſt, ſo hat jeder den animus auc- 
toris, nicht socii, und aus dieſer Willensrichtung wird ja in der 
Rechtſprechung des Rh. mit Recht Mittaäterſchaft gefolgert. 

Unverkennbar liegt in der vom RG. angenommenen Straf⸗ 
barkeit der Verabredung ohne Rückſicht auf die Bereitſchaft aller 
Verabredenden zur Mitwirkung bei der Ausführung eine An⸗ 
näherung an die unſerem Rechte z. Z. noch fremde Auffaſſung der 
Mittäterſchaft, die unter der Vorausſetzung, daß überhaupt mit 
der Ausführung begonnen worden iſt, jeden am Entſchluſſe Be⸗ 
teiligten als Mittäter haften läßt. 

Im gegebenen Falle verlangt das RG. zur Verabredung eines 
Mordes zutreffend das Zuſtandekommen eines gemeinſamen, auf 
Ausführung einer beſtimmten Mordtat gerichteten ernſtlichen Wil⸗ 
lens. Die Abſicht, ſich zur Ausführung eines gedungenen Mörders 
zu bedienen, wie fie nach RG. 58, 393 genügen würde, iſt nicht 
Wille der Ausführung, ſondern Wille, ein zur Ausführung bereites 
Organ zu ſuchen. In der Werbung von Tätern liegt, wie in vollem 
Gegenſatze zum 2. StSen. gefagt wird, nicht eine Verabredung, 
Die tatſächlichen Annahmen des angefochtenen Urteils entzogen 
ſich der Nachprüfung durch das Reviſionsgericht. Der Verwerfung 
des Rechtsmittels iſt zuzuſtimmen. 

GehR. Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 
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beim Widerſtreit zweier Rechtsgüter das ge⸗ 
ringerwertige dem höherwertigen zu weichen 
hat, als Rechtfertigungsgrund verwertet 
werden. 

4. Vorausſetzungen für die Ausführung 
einer Schwangerſchaftsunterbrechung durch 
einen Arzt. 

III. Zum Begriff des Tat⸗ und Strafrechts⸗ 
irrtums.] 7) 

Die unverheiratete Mitangeklagte Roſa S., die ein 
Liebesverhältnis mit einem Reiſenden unterhielt, fühlte ſich 
ſchwanger. Sie ſtand um dieſe Zeit wegen Nervenſtörungen 
in Behandlung des Nervenarztes Dr. St., erlitt in deſſen 
Gegenwart ſowohl bei der erſtmaligen Erwähnung der Mög⸗ 
lichkeit der Schwangerſchaft als auch bei der Mitteilung 
Dr. St.s, daß nach dem Ergebnis der von dem Frauenarzt 
Dr. W. vorgenommenen Unterſuchung an dem Beſtehen einer 
Schwangerſchaft nicht zu zweifeln ſei, heftige Affektausbrüche 
mit nachfolgendem dumpfen Brüten und äußerte Selbſtmord⸗ 
gedanken. Dr. St. nahm nach ſeiner Angabe an, daß bei 
Roſa S. infolge einer durch Schwangerſchaft hervorgeru⸗ 
fenen „reaktiven Depreſſion“ eine gegenwärtige ernſtliche Ge⸗ 
fahr der Selbſtentleibung beſtehe, und veranlaßte den Dr. W. 
zur Beſeitigung der Selbſtmordgefahr die Schwangerſchaft 
zu unterbrechen. Dr. W., der auf dem Gebiete der Piychiatrie 
nicht Fachmann iſt, führte, geſtützt auf das Gutachten Dr. St. s, 
die Unterbrechung der Schwangerſchaft durch Ausräumung der 
Gebärmutter herbei. Die Rev. des StA. gegen den Freiſpruch 
bez. des Dr. St. hatte Erfolg. I. Die äußeren Merk⸗ 
male des Tatbeſtands des 8 218 Abſ. 3 StGB. 
a. F., ſowie des § 218 Abſ. 2 StG B. n. F. find in der 
von Dr. W. auf Veranlaſſung Dr. St.s ausgeführten 
Schwangerſchaftsunterbrechung enthalten. Im 8218 Abſ. 1 
SGB. a. F., auf den der dritte Abſatz Bezug nimmt, wird 
eine „Schwangere“, welche ihre Frucht vorſätzlich „ab⸗ 
treibt oder im Mutterleib tötet“, im $ 218 Abſ. 1 StGB. 
n. F. eine „Frau“, die ihre Frucht „im Mutterleib oder durch 
Abtreibung tötet“, mit Strafe bedroht. Eine ſachliche Ande⸗ 
rung iſt mit der hier erwähnten Faſſungsänderung nicht 
verknüpft, da nach der Rſpr. (vgl. RGSt. 4, 380) auch ſchon 
die alte Faſſung den gleichen Sinn hatte; die neu hinzu⸗ 
gefügten Worte „oder die Tötung durch einen anderen zu⸗ 
läßt“ kommen für die Beurteilung der Handlung Dr. St. s 
nicht in Betracht. Nach § 218 Abſ. 3 StGB. a. F. finden die 
im erſten Abſatz enthaltenen Strafvorſchriften auch auf den⸗ 
jenigen Anwendung, welcher „mit Einwilligung der Schwan⸗ 
geren die Mittel zu der Abtreibung oder Tötung bei ihr an⸗ 
gewendet oder ihr beigebracht hat“, während § 218 Abſ. 2 
SGB. n. F. dahin lautet, daß ebenſo (wie im erften Abſatz) 
ein anderer beſtraft wird, der „eine Frucht im Mutterleib 
oder durch Abtreibung tötet“. Durch die neue Faſſung dieſes 
Abſatzes in Verb. mit der Vorſchrift des $ 218 Abſ. 3 StGB. 
n. F., durch welche der Verſuch der in den beiden erſten Ab⸗ 
ſätzen beſchriebenen Handlungen mit Strafe bedroht wird, iſt 
klargeſtellt, daß nach neuem Recht die für den Dritten ge⸗ 
gebene Sondervorſchrift nicht mehr an die Bedingung des 
Erfolgs der Abtreibung geknüpft iſt. Im übrigen bedeutet 
auch die neue Faſſung dieſer Sondervorſchrift keine tat⸗ 
beſtandliche Anderung; auch die bisher gebrauchten beiden Aus⸗ 


Zu 38. Das Urt. darf als bahnbrechend bezeich⸗ 
net werden. Nachdem das NG. ſich bereits wiederholt (RGSt. 
23,117; 57, 268; 60, 89 = JW. 1927, 1210; JW. 1926, 1990) auf 
den Standpunkt geſtellt hat, daß der Notſtand des § 54 StGB. 
keinen bloßen perſönlichen Strafausſchließungsgrund darſtelle, es 
aber dabei dahingeſtellt hat ſein laſſen, ob er „einen Schuldaus⸗ 
ſchließungsgrund im engeren Sinn bildet, der die Widerrechtlichkeit 
der Handlung beſtehen läßt, oder einen die Widerrechtlichkeit aus⸗ 
ſchließenden Rechtfertigungsgrund“ (ſo RGSt. 57, 269), entſcheidet ſich 
das vorliegende Urt. dafür, daß der Notſtand des § 54 einen „Ent⸗ 
ſchuldigungsgrund“ darſtellt. Wenn dabei geſagt iſt, daß dieſer 
Standpunkt ſchon in RGSt. 28, 167 „klar erkennbar“ gemacht ſei, 
fo will ich darüber mit dem 1. Sen. nicht rechten. Ich möchte in be⸗ 
zug auf dieſe aus dem Jahre 1896 ſtammende Entfch. eher von einem 
„dunklen Drange“ reden. War doch damals der Begriff des von dem 
„perſönlichen Strafausſchließungsgrunde“ einerſeits dem Rechtferti⸗ 
gungsgrunde andererſeits zu differenzierenden „Entſchuldigungsgrundes“ 
von der Wiſſenſchaft noch gar nicht herausgearbeitet. Mit Recht ſtützt 


drücke „auwenden“ und „beibringen“ der Mittel zur Ab⸗ 
treibung oder Tötung umfaſſen die Geſamtheit der denkbaren 
Eingriffe zum Zwecke der Tötung der Leibesfrucht. Wenn 
nun die Ausführungshandlung nach altem Recht ſinngemäß, 
nach neuem Recht ausdrücklich in der „Tötung der 
Leibesfrucht im Mutterleib oder durch Abtrei⸗ 
bung“ beſteht, ſo ſtellt auch die ärztliche Schwangerſchafts⸗ 
unterbrechung auf Grund „mediziniſcher Indikation“ an ſich 
zunächſt den äußeren Tatbeſtand des § 218 Abſ. 3 a. F. und 
Abſ. 2 n. F. dar. Wohl läßt ſich für ärztliche Eingriffe in den 
Körper eines Kranken, die der Heilung dienen, der — in 
RGSSt. 25, 375 allerdings abgelehnte — Standpunkt ver⸗ 
treten, daß ſie nicht unter den Begriff der Mißhandlung fal⸗ 
len und deshalb nicht als „Körperverletzung“ i. S. der 
88 223 ff. StGB. zu beurteilen find. Die Schwangerſchafts⸗ 
unterbrechung enthält aber — wie auch die hier nicht in Be⸗ 
tracht kommende Perforation — nicht nur einen Eingriff in 
den Körper der zu rettenden Schwangeren, ſondern zugleich 
einen Eingriff in die Leibesfrucht, die nach heutiger Auf⸗ 
faſſung und insbeſ. auch nach dem Standpunkt des geltenden 
Rechts nicht bloß einen Teil der Eingeweide der Schwangeren 
bildet, ſondern als werdendes ſelbſtändiges Rechtsgut ge⸗ 
ſchützt iſt. Dieſer letztere Eingriff fällt unzweifelhaft unter 
den Begriff der „Tötung der Leibesfrucht“ und erfüllt ſomit 
den äußeren Tatbeſtand des $ 218 StGB. Aus dieſer Vor⸗ 
ſchrift allein läßt ſich nicht ableſen, daß und unter welchen 
Vorausſetzungen die Tötung der Leibesfrucht zum Zweck der 
Rettung der Schwangeren von der Rechtsordnung für zuläſſig 
erachtet wird. Die Beſtimmung könnte genau ebenſo lauten 
unter der Herrſchaft einer Rechtsordnung, die im Anſchluß an 
die Entſch. der römiſchen Kurie jede unmittelbare Tötung der 
Leibesfrucht für verboten erachten würde (vgl. auch die Denk⸗ 
ſchrift zu 8 288 des Entw. 1919). Erfüllt aber die von Dr. W. 
ausgeführte Schwangerſchaftsunterbrechung den äußeren Tat⸗ 
beſtand der Abtreibung, fo kann ſich das Verhalten Dr. St. 
— zunächſt abgeſehen von der Frage der Rechtswidrigkeit und 
der Schuld, alſo rein tatbeſtandsmäßig — entweder als 
mittelbare Täterſchaft oder als Anſtiftung zur Handlung 
Dr. W.s darſtellen, je nachdem Dr. W. lediglich als fein Werk⸗ 
zeug oder als verantwortlicher Täter zu betrachten iſt. — 
II. Außer der Tatbeſtandsmäßigkeit gehört nun aber zum 
Begriff des Verbrechens die Rechtswidrigkeit, und zwar 
auch dann, wenn dieſes Merkmal in der geſetzlichen Ver⸗ 
brechensform nicht ausdrücklich erwähnt iſt (vgl. u. a. RGSt. 
2, 377). Die Sachlage erfordert hier insbeſ. eine Prüfung 
der Frage, ob eine von einem Arzt auf Grund 
„mediziniſcher Indikation“ zur Rettung der 
Schwangeren aus Lebens⸗ und Leibesgefahr aus 
geführte Schwangerſchaftsunterbrechung rechts⸗ 
widrig iſt. Unter welchen Vorausſetzungen Handlungen, die 
den äußeren Tatbeſtand einer Straftat erfüllen, als nicht 
rechtswidrig zu erachten ſind, iſt nicht nur aus dem 
Strafrecht, ſondern aus dem Ganzen der Rechts- 
ordnung zu entnehmen. Die Vorſchrift des § 20 des 
Amtl. Entw. „Eine ſtrafbare Handlung iſt nicht vorhanden, 
wenn die Rechtswidrigkeit der Tat durch das öffentliche oder 
bürgerliche Recht ausgeſchloſſen iſt“ iſt bereits geltendes Recht. 
Die Rechtsſätze, aus denen ſich die Gründe für die Recht⸗ 
mäßigkeit oder — negativ ausgedrückt — für den Ausſchluß 


der 1. Sen. ſeine Anſicht auf zwei ausſchlaggebende Gründe: Einmal 
-Romme in $54 der Gedanke des überwiegenden Intereſſes, der 
allein für einen Rechtfertigungsgrund ſpreche, nicht zum Ausdruck. 
Und ſodann ſei die Einſchränkung der Nothilfe auf Angehörige 
nur mit der Annahme eines bloßen Entſchuldigungsgrundes ver⸗ 
einbar. Dazu kommt, daß 854 überhaupt nur Leib und Leben für 
notſtandsfähige Rechtsgüter anſieht. Aus allen dieſen Gründen er⸗ 
gibt ſich, daß § 54 auf den übermächtigen pſychiſchen Druck der 
Notvorſtellung auf den Willen abſtellt, der typiſche Tatbeſtand des 
„Entſchuldigungsgrundes“, wie jetzt auch das RG. zutreffend den 
„Schuldausſchließungsgrund im engeren Sinn“ nennt. Damit iſt 
eine Anſicht zum Siege gelangt, die ſich, und zwar gerade unter 
Berufung auf die Rechtſprechung des RG., den Nachweis des 
„normativen Schuldelements“, deſſen Kehrſeite der Begriff des 
„Entſchuldigungsgrundes“ bildet, hat angelegen ſein laſſen. Es iſt 
zu hoffen, daß nun endlich auch der Strafgeſetzentwurf ſich der 
Anerkennung des Begriffes des „Entſchuldigungsgrundes“ nicht 
länger verſchließen wird. Bisher waren alle Bemühungen der 


56. Jahrg. 1927 Heft 36] 


5 Rechtswidrigkeit (Rechtfertigungsgründe, Unrechtausſchlie⸗ 
e degründe) ergeben, können dem geſetzten oder un⸗ 
115 „ten Recht angehören. Sie können insbeſ. im Wege 
3 Auslegung unter Berückſichtigung des Zwecks und des 
a eitigen Verhältniſſes der gejchriebenen Normen er- 
f dureh le werden. Nach den Leitſätzen, die i. J. 1917 von der 
le Hinzuziehung von Vertretern der Arztekammern erwei⸗ 
zinaln preuß. wiſſenſchaftlichen Deputation für das Medi⸗ 
in aufgeſtellt und dem i. J. 1918 dem Reichstag vor⸗ 
sten, nicht erledigten Entwurf eines Geſetzes gegen die 
ac debarmachung und Schwangerſchaftsunterbrechung bei⸗ 
Ita 85 wurden, wird von den Arzten die Schwangerſchafts⸗ 
„tehung nur dann für angezeigt erachtet, wenn bei der 
als zangeren infolge einer bereits beſtehenden Erkrankung eine 
Gen ermeidlich erwieſene ſchwerſte Gefahr für Leben oder 
5 ach heit vorhanden iſt, die durch kein anderes Mittel als 
den Jas Unterbrechung der Schwangerſchaft abgewendet wer⸗ 
bist m. Die Unterbrechung aus ſozialen oder raſſen⸗ 
Leltſer chen (eugeniſchen) Gründen wird abgelehnt. Dieſe 
8 . ſind in Preußen durch ein Rundſchreiben des preuß. 
Bab zminiſters v. 13. April 1917 den Staatsanwälten, in 
dur durch Erlaß v. 11. Sept. 1917 und in Württemberg 
worde Erlaß v. 24. Sept. 1923 den Amtsärzten mitgeteilt 
nde gaben alſo weitgehende amtliche Anerkennung ge⸗ 
(haften Aus ihnen iſt erſichtlich, daß bei der Schwanger⸗ 
No En nterbrechung aus „mediziniſcher Indikation“ ſtets ein 
an and vorliegt, nämlich ein Zuſtand gegenwärtiger Ge⸗ 
Sn! das Rechtsgut des Lebens oder der Geſundheit der 
5 „geren, der nicht anders beſeitigt werden kann, als 
99089 men den äußeren Tatbeſtand einer ſtrafbaren Hand⸗ 
Leibeantfüllenden Eingriff in das Rechtsgut des Lebens der 
Fall, * z und zwar handelt es ſich um den beſonderen 
gut aß die Notſtandsverletzung gegen dasjenige Rechts⸗ 
10 gerichtet iſt, von welchem die Gefahr droht, ohne daß je⸗ 
Bo. rechtswidriger Angriff i. S. der 88 53 StGB., 227 
krafttr ber die Notwehr in Frage kommt. Bis zum In⸗ 
e des RStc B. haben die meiſten deutſchen Schrift⸗ 
unter den Arztlich angezeigte Schwangerſchaftsunterbrechung 
Nach Einf Geſichtspunkt des Notſtands für ſtraflos erklärt. 
Hinßlick nführung jenes Geſetzbuchs aber glaubte man im 
ihn N en die Beſtimmungen der 88 52, 54 StGB. über 
insbeſ. and dieſen Geſichtspunkt zugunſten dritter Perſonen, 
Eu‘ er Arzte, die nicht Angehörige der Schwangeren ſind, 
U de verwerten zu können. Man ſuchte daher nach 
einheit Rechtfertigungsgründen, ohne daß ſich bis jetzt eine 
8.54 ei Meinung gebildet hätte. 1. Hinſichtlich des im 
Sion 100. geregelten Fall des Rotſtands — 852 
ſtritten ommt nicht in Betracht — iſt es im Schrifttum be⸗ 
Ku ob er als perſönlicher Strafausſchließungsgrund, Ent⸗ 
Das gungsgrund oder Rechtfertigungsgrund zu erachten iſt. 
jedenfalls hat in ſtändiger Rſpr. angenommen, daß es ſich 
grund nicht um einen perſönlichen Strafausſchließungs⸗ 
Entf 0 bandle (vgl. R St. 57, 268 und die dort angeführten 
die oh Frage, ob ein Entſchuldigungsgrund oder ein 
grund de Rechtswidrigkeit ausſchließender Rechtfertigungs⸗ 
ſo in anzunehmen ſei, wurde teilweiſe unentſchieden gelaſſen 
| En eben angeführten Entſch. ſowie in RGSt. 60, 88 
kennba ‚3. T. aber — fo RGSt. 28, 162 167] — iſt klar er⸗ 
* gemacht, daß der Notſtand des § 54 StG B. nur als 
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haft, den Entwurf a icher if 
er cz Ir us dem unſicheren Schwanken zwiſchen 
berge gli des Notſtandes als Rechtfertigungsgrund und per⸗ 
die jetzt a rafaueſchließungsgrund herauszubringen, vergeblich. Auch 
dagsvorla Br Beratungen des Reichsrats hervorgegangene Reichs⸗ 
gründung d We keine Beſſerung (vgl. 8 25 derſ. und die Ber 
Vorſatzlehre mu Eine rein pſychologiſch orientierte Schuld⸗, insbe]. 
grundes“ 5 muß allerdings dem Begriffe des „Entſchuldigungs⸗ 
auch eine Schule duet e ee Seltſam nur, daß dies 
i En ule tut, die ſich in der Ethiſierung des Strafvollzuges 
don 9 00 tun kann (vgl. die im übrigen ſehr tüchtige Schrift 
Heft 10 deb umacher, Um das Weſen der Strafrechtsſchuld, 
ſchaft 1925) Bamburg. Schriften zur gefamten Strafrechtswiſſen⸗ 
1927 den 6 atet dieſen Umſtänden gewinnt das Urt. v. 11. März 
gungs Hände bab einer Tat. Eine Dogmatik der „Entſchuldi⸗ 
85 ba e ich bereits in meiner Schrift „Der Notſtand, 
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Entſchuldigungsgrund erachtet wird. Dem ſchließt ſich 
der erk. Sen. an. In der Begründung zu 8 52 des Entw. zu 
einem StGB. für den Norddeutſchen Bund, der dem jetzigen 
854 StGB. entſpricht, heißt es allerdings: „Während die 
Notwehr ſich als die Verteidigung eines Rechts gegenüber 
einem ungerechten Angriff darſtellt, iſt der Notſtand die Kol⸗ 
liſion zwiſchen zwei Rechten, bei welcher das geringere dem 
größeren weichen muß.“ Wenn dieſer letztere Gedanke im 
Geſetz Ausdruck gefunden hätte, könnte der Notſtand des 8 54 
St B., wie ſich aus den ſpäteren Erörterungen ergeben wird, 
als Rechtfertigungsgrund angeſehen werden. Der Grundſatz 
des Schutzes des höherwertigen Guts gegenüber dem ge y 
ringerwertigen iſt aber im Geſetz ſelbſt nicht durchgeführt. 
Der im Leibes notſtand Befindliche iſt nach dem Geſetz auch 
dann nicht ſtrafbar, wenn er das höherwertige Rechtsgut des 
Lebens eines anderen vernichtet. Dieſe Regelung iſt nur 
verſtändlich von dem Gedankengang aus, daß bei der Be⸗ 
gehung einer derartigen Notſtandshandlung die Willens⸗ 
freiheit des Handelnden durch die Macht des Selbſterhaltungs⸗ 
triebs zwar nicht ausgeſchloſſen, aber doch ſtark beeinflußt iſt, 
und daß dieſer in der Perſon des Täters wirkſame Grund die 
Hondlung entſchuldbar erſcheinen läßt; dagegen kann, 
mangels einer eindeutigen Willenserklärung des Geſetzgebers 
nicht angenommen werden, daß er im 8 54 auch die Ver⸗ 
nichtung eines höherwertigen auf Koſten eines geringer⸗ 
wertigen Rechtsguts als nicht rechtswidrig habe an⸗ 
erkennen wollen. Nur bei der Zugrundelegung dieſer Auf⸗ 
faſſung iſt es ferner zu verſtehen, daß die Nothilfe hier — 
anders als im 8 53 StGB. und in den 88 227, 228, 904 
BGB. — auf Angehörige beſchränkt iſt; hätte der 
Geſetzgeber die Notſtandshandlung im ganzen Umfang des 
8 54 StGB. als nicht rechtswidrig erachtet, fo hätte für ihn 
zu einer ſolchen Beſchränkung kein Anlaß beſtanden. RGSt. 
57, 268 hat weiter ausgeſprochen, der Notſtand ſei „ein ſchuld⸗ 
befreiender Umſtand, der der Handlung des Täters die Eigen⸗ 
ſchaft einer Straftat nimmt und demgemäß auch die Teil⸗ 
nehmer nicht ſchuldhaft handeln läßt“. In der dieſer 
Entſch. zugrunde liegenden Sache handelte es ſich um Bei⸗ 
hilfe (Leihen einer Spritze) zu einer im Notſtand be⸗ 
gangenen Abtreibung nach § 218 Abſ. 1, 8 49 StGB.; hier 
ergab ſich der vom RG. gezogene Schluß aus der unſelb⸗ 
ſtändigen Natur (Akzeſſorietät) der Teilnahme 
von ſelbſt. Der erk. Sen. iſt dieſer Entſch. beigetreten (RGSt. 
60, 88 [89 ]). Der 3. StS.: ZW. 1926, 1989 hat nun aber 
den angeführten Satz auf einen Fall angewendet, in welchem 
ein Arzt bei einer im Leibesnotſtand befindlichen Schwan⸗ 
geren, die nicht zu ſeinen Angehörigen zählte, eine Schwanger⸗ 
ſchaftsunterbrechung vorgenommen hatte. Hierin vermag der 
erk. Sen., der inſoweit den Ausführungen der Reichsanwalt⸗ 
ſchaft ſich anſchließt, dem 3. StS. nicht zu folgen. Die Hand⸗ 
lung des Arztes erfüllte — von der Frage der Rechtswidrig⸗ 
keit zunächſt abgeſehen — den Tatbeſtand des 8 218 
Abs. 3 StG B. a. F. (8218 A bſ. 2 StGB. n. F.). Durch 
dieſe Vorſchrift ift die Handlung des Dritten — bei Zugrunde⸗ 
legung der a. F. allerdings nur für den Fall der vollendeten 
Abtreibung — aus dem Rahmen der bloßen Beihilfe zu der 
durch die Schwangere bewirkten, nach 8 218 Abſ. 1 StG B. 
ſtrafbaren Abtreibung ausgeſchieden und zu einem ſelb⸗ 
ſtändigen Verbrechen erhoben. Der Dritte iſt alſo — 


der Teilnahme auch der Teilnehmer an einer entſchuldigten Tat 
ſtraflos fein müſſe. Das ift richtig für den, der, wie das RG., der 
ſubjektiven Teilnahmelehre huldigt. Denn für dieſe Lehre iſt der 
mit Tätervorſatz Handelnde nicht Teilnehmer, ſondern Täter, Mit⸗ 
täter oder mittelbarer Täter. Wer aber auf dem Standpunkt ſteht, daß 
auch derjenige Teilnehmer — Gehilfe — bleibt, der ſich trotz Täter⸗ 
vorſatzes nicht an der Ausführung beteiligt, für den entſtehen, 
wenn in ſolchem Falle der Haupttäter nur entſchuldigt, aber nicht 
gerechtfertigt iſt, Schwierigkeiten, die ſich vielkeicht nur durch An⸗ 
nahme der fubjektiven Teilnahmetheorie mindeſtens für dieſen Fall 
löſen laſſen. Im übrigen hat der 1. Sen. ganz recht, wenn er aus⸗ 
führt, daß, da § 218 III a. F., 5 218 II n. F. StGB. den dritten 
Abtreiber mit Täterſchaftsſtrafe bedroht, die Strafloſigkeit des Teil⸗ 
nehmers an entſchuldigter Tat dem dritten Abtreiber nicht zugute 
kommt. Er bezeichnet daher auch mit Recht die dies verkennende 
Entſch. des 3. StS. (JW. 1926, 1990) inſoweit als Fehlurteil. 

Aber das Urt. des 1. StS. v. 11. März 1927 iſt nicht nur 
bahnbrechend, weil es den Notſtand des 8 54 StEB. als „Entſchul⸗ 
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nach altem Recht bei vollendeter Abtreibung, nach neuem Recht 
ohne dieſe Beſchränkung — ſelbſtändiger Täter, nicht 
Teilnehmer i. S. der 88 47 ff. StG B. am Verbrechen 
der Schwangeren nach § 218 Abſ. 1 StGB. Es iſt deshalb 
für die Strafbarkeit des im Abſ. 3 (2) geregelten Tatbeſtands 
unerheblich, ob und unter welchem Geſichtspunkt die Mit⸗ 
wirkung der Schwangeren ebenfalls ſtrafbar iſt, ob dieſe Mit⸗ 
wirkung als Mittäterſchaft, Anſtiftung oder Beihilfe am 
Verbrechen nach Abſ. 3 (2) aufzufaſſen oder aus beſonderen, 
in der Perſon der Schwangeren obwaltenden Gründen — 
insbef. auf Grund der SS 51, 52, 54 StGB. — der ſtraf⸗ 
rechtlichen Ahndung entzogen iſt (RGSt. 1, 350 [351 unten, 
352]; 4, 302 [304]; RGRſpr. 9, 387; RGSt. 16, 184 [185]; 
28, 164 [167]; 60, 88 [92]). Eine Mittäterſchaft des 
Dritten am Verbrechen nach $ 218 Abſ. 1 StGB. im tech⸗ 
niſchen Sinn iſt nach der Rſpr. des RG. ſchon deshalb 
nicht möglich, weil dieſe Vorſchrift als Subjekt eine 
Schwangere oder (beim Verſuch) eine Perſon, die ſchwanger 
zu ſein glaubt, erfordert (RGSt. 29, 419 [421]; RGE. vom 
6. Mai 1918, III 146/18: 23. 1918 Sp. 1218). Es ergibt ſich 
aber auch aus der Faſſung des 8 54 StGB. unmittelbar, daß 
durch dieſe Vorſchrift der nicht zu den Angehörigen 
zählende Dritte, welcher mit der im Notſtand befind⸗ 
lichen Schwangeren zum Zwecke der Unterbrechung der 
Schwangerſchaft zuſammenwirkt und deshalb im nicht⸗techni⸗ 
ſchen Sinn als Mittäter bezeichnet werden kann (vgl. RGE. 
1. April 1924, T 260/24; 
RGSt. 59, 423 [425]), durch dieſe Vorſchrift vor 
Strafe nicht geſchützt wird. Das Shöff®. hat hiernach 
die Anwendbarkeit des §8 54 StGB. auf die Handlung 
Dr. St. mit Recht verneint. 2. Die Vorſchrift des 8 54 
StGB., die für einen beſtimmten Kreis von 
Handlungen einen Entſchuldigungsgrund 
ſchafft, ſchließt nun aber nicht aus, daß auf 
Grund eines daneben beſtehenden geſchriebenen 
oder ungeſchriebenen Rechtsſatzes bei gewiſſen 
Notſtandshandlungen — auch bei ſolchen, die 
unter 8 54 StG B. fallen — die Rechtswidrigkeit 
ausgeſchloſſen iſt. Daß dieſer Gedankengang auch der 
bisherigen reichsgerichtlichen Rſpr. nicht fremd iſt, ergibt ſich 
aus der Entſch. des erk. Sen.: RGSt. 23, 116, in der zum 
Ausdruck kommt, daß — je nach dem Wertverhältnis des 
durch die Notſtandshandlung geſchützten und des durch ſie ver⸗ 
letzten Rechtsguts — die Notſtandshandlung ſich bald als 
rechtswidriger Angriff, bald als rechtmäßiger Akt darſtellen 
und demgemäß eine Gegenwehr ihr gegenüber bald zuläſſig, 
bald unzuläſſig ſein kann. 3. a) Geſchriebene Rechts⸗ 
ſätze, die hier in Betracht kommen könnten, ſind nicht vor⸗ 
handen. Die einſchlägigen Notrechte des bürgerlichen Rechts 
betreffen nur Notangriffe auf Sachen. b) Von den in der 
Wiſſenſchaft unternommenen Verſuchen, die ärztlich angezeigte 
Schwangerſchaftsunterbrechung zu rechtfertigen, iſt die An⸗ 
nahme eines ärztlichen Berufsrechts im Schrifttum 
aufgegeben worden. Das RG. hat das Vorhandenſein eines 
ſolchen Berufsrechts in RGSt. 25, 375 für die ärztlichen Ein⸗ 
griffe zu Heilzwecken überhaupt und in der Entſch. v. 8. Mai 
1925, 1120/25 für die ärztlich angezeigte Schwangerſchafts⸗ 
unterbrechung im beſonderen verneint. c) Auch der Geſichts⸗ 
punkt der Einwilligung, der in RGSt. 25, 375 zur 


digungsgrund“ erkennt. Es iſt es auch inſoweit, als es daneben 
den Notitand als Nechtfertigungsgrund anerkennt. Quelle der An⸗ 
erkennung des Notſtandes als Rechtfertigungsgrund iſt das neben 
854 StGHB. ſtehende geſchriebene und ungeſchriebene Recht. 8 20 
Amtl. StGEntw. v. 1925 iſt ſchon geltendes Recht. Das geſchrie⸗ 
bene Recht verſagt, da 88 228, 904 BGB. nur Notangriffe auf 
Sachen betreffen. Es muß alſo das ungeſchriebene Recht herangezo⸗ 
gen werden. Ein „ärztliches Berufsrecht“ wird mit RGSt. 25, 375 
abgelehnt. Aber d wird weiter ausgeführt, daß der in 
dieſer Entſch. zur Rechtfertigung ärztlicher Eingriffe verwertete 
Geſichtspunkt der „Einwilligung“ des Patienten für ſich allein 
nicht ausreicht, die Unterbrechung der Schwangerſchaft zu recht⸗ 
fertigen, da es ſich dabei nicht nur um einen Eingriff in die Kör⸗ 
perintegrität der Schwangeren, ſondern auch in das Leben der 
Leibesfrucht handelt. Das Schöffengericht hatte die (von v. Liſzt, 
Graf zu Dohna vertretene) „Zwecktheorie“ zugrunde gelegt, wo⸗ 
nach eine Handlung nicht widerrechtlich iſt, wenn fie ſich als „ange⸗ 
meſſenes Mittel zur Erreichung eines ſtaatlich anerkannten Zweckes“ 


Rechtfertigung ärztlicher Eingriffe verwertet worden iſt, reicht 
für ſich allein zur Rechtfertigung der vom Arzt aus⸗ 
geführten Schwangerſchaftsunterbrechung nicht aus, weil letz⸗ 
tere nicht nur einen Eingriff in den Körper der Schwangeren, 
ſondern auch einen Eingriff in das Leben der Leibesfrucht 
enthält, über welches die Schwangere nicht in gleicher Weiſe 
verfügen kann, wie über ihre eigene körperliche Unverſehrt⸗ 
heit. Abzulehnen iſt insbeſ. der Gedankengang, daß die im 
Notſtand befindliche Schwangere auf Grund des § 54 StGB. 
ihrerſeits die Leibesfrucht ſtraflos töten dürfe, daß ſie daher 
auch einem anderen die Befugnis müſſe erteilen können, dieſe 
Handlung bei ihr vorzunehmen; denn da 854 StGB. nur 
einen Entſchuldigungsgrund, keinen Rechtfertigungsgrund 
ſchafft, die Handlung der Schwangeren ſelbſt alſo, ſoweit nicht 
ein anderweiter Rechtfertigungsgrund eingreift, rechtswidrig 
bleibt, ſo kann die Einwilligung der ihrerſeits rechtswidrig 
handelnden Schwangeren die Hilfeleiſtung des nicht in Not⸗ 
ſtand befindlichen Dritten nicht der Rechtswidrigkeit entkleiden. 
Es muß alſo zunächſt nach einem Grund geſucht werden, der 
die Notſtandshandlung der Schwangeren ſelbſt nicht nur ent⸗ 
ſchuldigt, ſondern als nicht rechtswidrig erſcheinen läßt. Erſt 
wenn ein ſolcher Rechtfertigungsgrund für die 
Schwangere ſelbſt gefunden iſt, kann man ihrer Ein⸗ 
willigung eine Bedeutung für die rechtliche Zuläſſigkeit des 
Eingriffs des Dritten einräumen. Daß der Einwilligung 
eine ſolche Bedeutung in der Tat zukommt, wird unten er⸗ 
örtert werden. d) Der vom Schöff®. der Entſch. zugrunde 
gelegte Satz, daß Eingriffe in rechtlich geſchützte Intereſſen, 
welche ſich als ein angemeſſenes Mittel zur Er⸗ 
reichung eines ſtaatlich anerkannten Zwecks dar⸗ 
ſtellen, nicht rechtswidrig ſeien — Zwecktheorie —, hat in 
der Wiſſenſchaft vielfach Zuſtimmung gefunden und liegt 
zweifellos verſchiedenen Beſtimmungen des geltenden Rechts 
zugrunde. Mit Recht iſt aber auch darauf hingewieſen worden, 
daß dieſer Grundſatz von allgemeiner Anerkennung noch weit 
entfernt iſt. Bei der Weite der Faſſung läßt ſich nicht über⸗ 
ſehen, ob nicht feine Anwendung in der Praxis zu bedenk⸗ 
lichen Folgen führen würde, die nicht als dem Rechte gemäß 
erachtet werden könnten. e) Nahezu allgemeine Anerkennung 
hat dagegen der folgende, aus jenem Rechtsgedanken ab- 
geleitete, aber weſentlich enger gefaßte Grundſatz gefunden: 
In Lebenslagen, in welchen eine den äußeren 
Tatbeſtand einer Verbrechensform erfüllende 
Handlung das einzige Mittel iſt, um ein Rechts⸗ 
gut zu ſchützen oder eine vom Recht auferlegte 
oder anerkannte Pflicht zu erfüllen, iſt die 
Frage, ob die Handlung rechtmäßig oder un- 
verboten oder rechtswidrig iſt, an der Hand des 
dem geltenden Recht zu entneh menden Wert- 
verhältniſſes der im Widerſtreit ſtehenden 
Rechtsgüter oder Pflichten zu entſcheiden 
(Grundſatz der Güter- und Pflichtenabwägung). 
Für den Fall des Widerſtreits von Pflichten — des 
Pflichtennotſtands — hat ſich das RG. ſchon wiederholt 
zu dem Grundſatz bekannt, daß die höhere Pflicht auf Koſten 
der minder hohen zu erfüllen und die Nichterfüllung der 
letzteren nicht rechtswidrig iſt (RGGSt. 20, 190 [191 unten ff.]; 
36, 78 [80 ff.]; 56, 168 [170 unten ff.]; 59, 404 [407]; 60, 
295; RG. 53, 315 [317]; vgl. auch RMG. 17, 41). Aber auch 


darſtellt. M. E. mit Recht erhebt der 1. StS. das Bedenken, daß 
die Folgerungen dieſer Theorie unabſehbare ſein könnten. Der 
1. Sen. ſchließt ſich dem „Grundſatz der Güter⸗ und Pflichtenabwä⸗ 
gung“ an, m. a. W. dem des überwiegenden hollidierender Inter⸗ 
eſſen. Daß der Gegenſatz von Pflichten⸗ und Gutsnotſtand ſowie die 
Unterordnung des Falles ärztlicher Schwangerſchaftsunterbrechung 
unter den Begriff des Gutsnotſtandes richtig iſt, bezweifele ich 
freilich. M. E. kollidieren entweder Pflichten untereinander oder 
Pflichten mit Rechten (Rechtsgütern), und unterfällt der Fall der 
ärztlichen Schwangerſchaftsunterbrechung dem Begriff der Pflichten⸗ 
kolliſion. Ich halte auch die Gleichſtellung der Schwangerſchafts⸗ 
unterbrechung durch die Schwangere und den Arzt für bedenklich. 
Das RG. verlangt ſelbſt „eine beſonders ſtrenge Prüfung an der 
Hand der Regeln der ärztlichen Wiſſenſchaft, zu der ein Nichtarzt 
zumeiſt nicht in der Lage ſein wird“. Soll es die Schwangere 
ſein? Und was bleibt von dem Anwendungsgebiet des § 54 StGB. 
auf die Schwangere übrig? Ich möchte daher den Satz, zu dem das 
RG. gelangt, dahin zuſammenziehen: „Die ärztlich angezeigte 
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185 den Fall des Widerſtreits von Rechtsgütern — 
da Gutsnotſtands — hat das RG. bereits anerkannt, 
zus daun, wenn ein Ausgleich nicht anders möglich iſt, als 
Rech Vernichtung oder Schädigung des einen der beiden 
mein Güter, das geringerwertige Gut dem höherwertigen 
= u muß, der Eingriff in das geringerwertige alſo nicht 
ſa tswidrig iſt (NGC. 23, 116; 37, 150). 4. Der Grund⸗ 
b der Güterabwägung führt auch zu einer befriedigenden 
är er. der Frage, ob und unter welchen Vorausſetzungen die 
lä ich angezeigte Schwangerſchaftsunterbrechung rechtlich zu⸗ 
Se iſt. Allgemeine Vorausſetzung für ſeine Anwendung iſt 
De Vorhandenſein eines wirklichen Gutsnotſtandes in 
A oben beſtimmten Sinn. Es muß aljo eine gegen⸗ 
Ser Be, auf andere Weiſe nicht zu beſeitigende 
te fahr für die Schwangere vorhanden ſein. Das Vor⸗ 
Fr dieſer Vorausſetzung bedarf einer beſonders ſtren⸗ 
lich Prüfung an der Hand der Regeln der ärzt⸗ 
nicht Wiſſeaſchaft, zu der ein Nichtarzt zumeiſt 
fahr zan der Lage fein wird. Unter gegenwärtiger Ge⸗ 
1 5 ein Zuſtand zu verſtehen, der erfahrungsgemäß bei 
ne icher Weiterentwicklung den Eintritt der Schädigung als 
gesch evorftehend erſcheinen läßt, wenn nicht dagegen ein⸗ 
ee wird. Im übrigen kann hinſichtlich der Bedeutung 
unters erkorderniſſes für die Zuläſſigkeit der Schwangerſchafts⸗ 
bis hung auf die Ausführungen in RGSt. 36, 334 [338 
abwä 01 ezug genommen werden. Bei der Güter⸗ 
zum Sung iſt von den Wertungen auszugehen, die in den 
des Schutze der Rechtsgüter erlaſſenen Strafdrohungen 
funden eltenden Rechts ihren allgemeinen Ausdruck ge⸗ 
ſowie da aben. Aus dem Vergleich der 88 211 ff. StG B. 
kann og 88 224, 225 StGB. mit $ 218 Ste B. a. und n. F. 
te ne weiteres entnommen werden, daß regelmäßig 
i. S. 9e der Verluſt des Lebens als auch eine 
gung 0 8 224 StG B. ſchwere Geſundheitsſchädi⸗ 
iſt 1 fertigen Menſchen höher zu bewerten 
in eis der Verluſt des Lebens der Leibesfrucht. 
Entſcheitalnen Fall kann freilich eine hiervon abweichende 
So ung geboten ſein. Zweifelhaft iſt, ob das im 8 54 
Nei enthaltene Erfordernis der Unverſchuldet⸗ 
der Güte „Notſtands auch eine Vorausſetzung für den auf 
keit bilderabwägung beruhenden Ausſchluß der Rechtswidrig⸗ 
ee Der erk. Sen. hat dies für das geltende 
grund der LINE, weil dieſes nicht nur beim Rechtfertigungs⸗ 
re, er Notwehr (853 StGB., 8 227 BGB.), ſondern 
ers den Vorſchriften, in denen es den Nolſtand unter 
ausdrückt und der Güterabwägung als Rechtfertigungsgrund 
5 er anerkannt hat (88 228, 904 B08, von der 
Soweif ar geit der Notwehr — bzw. Notſtandslage abfieht. 
Ar die Notſtandsverletzung nicht bloß als entſchuldigt, 
als ni in Anwendung des Grundſatzes der Güterabwägung 
ſch 5 rechtswidrig zu erachten iſt, gilt der Aus⸗ 
die der Rechtswidrigkeit nicht nur für 
fonderenahme durch die Schwangere ſelbſt, 
Ben uch für die Vornahme durch einen 
eurteilung der Vorausſetzungen fähi⸗ 
hierfür is Eine. notwendige Bedingung 
Einw f aber die wirkliche oder mutmaßliche 
ſchon k (gung der Schwangeren. Dies ergibt ſich 
brechun u3 RGSt. 25, 375, da die Schwangerſchaſtsunter⸗ 
geren un einen Eingriff in den Körper der Schwan⸗ 
ihrer nthält; überdies muß der Schwangeren auch in 
Haft als werdender Mutter das Recht vor⸗ 


Schwa 
wurmaffigen feanterbrechung iſt . 
durch 


rechtswidri ö 
u ehe wenn ſie das einzige Mittel iſt, um die Schwangere 
Gefundpeitshengun gen Gefahr des Todes oder einer ſchweren 
auch in Waß'chädigung i. S. des 8224 zu befreien.“ Es iſt denn 
mit den no die ſer Satz und nicht der des RG., der ſich 
ſchaftlichen Heben decht, die 1917 von der preußiſchen wiſſen⸗ 
1918 dem el für das Medizinalweſen aufgeſtellt und dem 
Geſ. gegen 810 15 vorgelegten, nicht erledigten Entwurf eines 
brechung bei 179 ufruchtbarmachung und Schwangerſchaftsunter⸗ 
und zwar regelmäier orden find. Daß danach nur einem Dritten, 
ſchaftsunterbrechmg . zur einem Arzt das Recht zur Schwangere 
„ärztlichen Berta. geräumt wird, iſt mit der Ablehnung eines 
erufsrechts“ nicht unvereinbar und m. E. ebenſo zu 


gen 


nr im Falle der wirklichen oder 
Einwilligung der Schwangeren... bei Vornahme 
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behalten bleiben, aus Gewiſſensbedenken die Tötung der 
Leibesfrucht zu verbieten. Die Gleichſtellung des mutmaß⸗ 
lichen mit dem wirklichen Willen der Schwangeren entſpricht 
dem im $ 667 BGB. zum Ausdruck kommenden Rechts⸗ 
gedanken. Die ärztlich angezeigte Schwangerſchaftsunter⸗ 
brechung iſt hiernach bei Vornahme durch die Schwangere 
ſelbſt und im Falle der wirklichen oder mutmaßlichen Ein⸗ 
willigung der Schwangeren auch bei Vornahme durch einen 
zur Beurteilung der Sachlage befähigten Dritten nicht rechts⸗ 
widrig, wenn ſie das einzige Mittel iſt, um die Schwangere 
aus einer gegenwärtigen Gefahr des Todes oder einen 
ſchweren Geſundheitsſchädigung i. S. des 8 224 zu befreien. 
Dieſes Ergebnis deckt ſich im weſentlichen mit den oben 
wiedergegebenen Leitſätzen der preuß. wiſſenſchaftlichen Depu⸗ 
tation für das Medizinalweſen. Es beſagt lediglich, daß die 
Schwangere und der Arzt, die nach dieſen Grundſätzen ver⸗ 
fahren, nicht gegen die Rechtsordnung verſtoßen und 
deshalb nicht ſtrafbar ſind. Die Frage der ſittlichen Zu⸗ 
läſſigkeit wird hierdurch nicht berührt. Die bisherige Rſpr. 
des RG. nötigt nicht zu einer Anrufung der VerStS. nach 
8136 GVG. Das RG. hat, ſoweit erſichtlich, niemals aus⸗ 
geſprochen, daß ein Arzt, der, ohne Angehöriger der Schwan⸗ 
geren zu ſein, mit deren Einwilligung nach den Regeln der 
ärztlichen Wiſſenſchaft die Unterbrechung der Schwangerſchaft 
zur Rettung der Mutter für geboten erachtet und ausgeführt 
hat, wegen Abtreibung zu beſtrafen ſei. In den an das RG. 
gelangten Fällen der ärztlichen Schwangerſchaftsunterbrechung, 
die nachgeprüft werden konnten, handelt es ſich durchweg um 
ſolche, in denen die „mediziniſche Indikation“ nicht für ge⸗ 
geben erachtet worden war (ſo in RGE. v. 6. Mai 1918, 
III 146/18 = 23. 1918 Sp. 1218; 8. Juni 1923, V 250/23; 
8. Mai 1925, J 120/25). In dem Urt. des 5. StS. vom 
8. Juni 1923, V 250/23 iſt, ohne daß es für die Entſch. hier⸗ 
auf ankam, die ärztlich angezeigte Schwangerſchaftsunter⸗ 
brechung zur Rettung der Mutter ausdrücklich für zuläſſig er⸗ 
klärt worden. Endlich hat auch der 3. StS. in dem oben er⸗ 
örterten Urt. v. 25. Jan. 1926, III 512/25 einen Weg geſucht, 
dem Arzt für den Fall der Feſtſtellung der „mediziniſchen 
Indikation“ Straffreiheit zu ſichern. Die Entſch. des 4. StS. 
in RGSt. 36, 334 und des 1. StS. in RGSt. 60, 88 be⸗ 
treffen Fälle, in denen Nichtärzte tätig geworden ſind. In 
dem der erſteren Entſch. zugrunde liegenden Fall, in welchem 
die Täter Angehörige waren, hatte die StR. die Anwendung 
des 8 64 StGB. abgelehnt, weil fie den Notſtand der 
Schwangeren nicht als unverſchuldet erachtet hatte. Das RG. 
hat das Urteil aufgehoben. Es hat geprüft, ob die im 854 
SIOPB. beſtimmten Vorausſetzungen der Strafloſigkeit gegeben 
ſind, und in dieſer Hinſicht erörtert, daß das Vorhandenſein 
einer gegenwärtigen Gefahr und damit eines Notſtands 
zweifelhaft erſcheine, für den Fall des Vorhandenſeins eines 
Notſtands aber ſeine Verſchuldung nicht ausreichend dargetan 
fei. Der erk. Sen. ſtimmt den Ausführungen über die Vor⸗ 
ausſetzungen des Notſtandes überhaupt und den Ausführungen 
über den ungenügenden Nachweis der Verſchuldung des Not⸗ 
ſtands für den Fall der Anwendbarkeit des 8 54 StGB. zu. 
Eine Abweichung in bezug auf die die Entſch. des 4. Sen. 
tragenden Rechtsſätze liegt hiernach nicht vor. Soweit in der 
vom erk. Sen. ſtammenden Entſch. RGSt. 60, 88 [91/92] 
eine Abweichung von dem hier vertretenen Standpunkt zum 
Ausdruck kommt, hält der Senat hieran nicht feſt. Die übrigen 
unter II1 aufgeführten Entſch. laſſen nicht erkennen, ob ein 
Notſtand vorgelegen war. Bei Zugrundelegung des hier ver⸗ 


billigen, wie daß — ſolange Strafbeſtimmungen wie 88288, 313 _ 
Entw. v. 1919 fehlen — der Arzt der Einwilligung der Schwan⸗ 
geren bedarf. Auch daß das ärztliche Recht zur Schwangerſchafts⸗ 
unterbrechung von der Unverſchuldetheit des Notſtandes unabhän⸗ 
gig ſein ſoll, iſt zu billigen. Alle dieſe Ergebniſſe werden jetzt durch 
88 254, 281 der Reichstagsvorlage ſanktioniert. 

Die erhobenen Bedenken können die Genugtuung über die 
treffliche Entſch. nicht beeinträchtigen. Ebenſowenig kann es die 
Tatſache, daß der 1. Sen. die irrige Annahme eines vom Recht 
nicht anerkannten Rechtfertigungsgrundes für unbeachtlichen Straf⸗ 
rechtsirrtum erklärt. Denn der 1. StSen. konnte natürlich nicht im 
Vorbeigehen die reichsgerichtliche Rechtſprechung über den Rechts⸗ 
irrtum umſtoßen. Aber ſonſt! Was hat die Anerkennung oder 
Nichtanerkennung eines Rechtfertigungsgrundes mit dem Rechts⸗ 
gebiet zu tun, in das er fallen würde? Und will wirklich das RG. 
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tretenen Standpunkts ift in der vorliegenden Sache die 
Schwangerſchaftsunterbrechung dann für nicht rechtswidrig 
und deshalb für ſtraflos zu erachten, wenn bei Roſa S. nach 
den Regeln der ärztlichen Wiſſenſchaft eine gegenwärtige Ge⸗ 
fahr des Selbſtmords und damit auch des Todes der Leibes⸗ 
frucht anzunehmen war und dieſe auf andere Weiſe als durch 
Unterbrechung der Schwangerſchaft nicht beſeitigt werden 
konnte. 3. Zur Erfüllung des inneren Tatbeſtands des 
Verbrechens nach § 218 StGB. genügt zunachſt der Wille zum 
Handeln trotz der Vorſtellung der Tatumſtände, die zum ge⸗ 
ſetzlichen Tatbeſtand gehören. Das Bewußtſein der Rechts⸗ 
widrigkeit gehört nach der Rſpr. des RG. nicht zum Vorſatz. 
Nimmt der Täter irrigerweiſe einen Rechtfertigungsgrund 
an, deſſen Beſtehen vom Recht nicht anerkannt iſt, etwa 
ein ärztliches Berufsrecht, ſo iſt dies ein unbeachtlicher Straf⸗ 
rechtsirrtum. Irrt er dagegen lediglich über die Anwend⸗ 
barkeit eines an ſich rechtlich anerkannten, aber nicht 
im Strafrecht ſelbſt geregelten Rechtfertigungsgrunds, oder 
nimmt er infolge tatſächlichen Irrtums eine Sachlage 
an, die, wenn fie vorhanden wäre, einen anerkannten Necht- 
fertigungsgrund bilden würde, ſo iſt nach der Rſpr. gemäß 
§ 59 StGB. der Vorſatz ausgeſchloſſen. Dies gilt auch dann, 
wenn der Irrtum verſchuldet iſt. Beruht allerdings der Irr⸗ 
tum auf einer nicht pflichtgemäßen Prüfung der Voraus⸗ 
ſetzungen des Rechtfertigungsgrundes, kann nicht nur Fahr⸗ 
läſſigkeit, ſondern auch bedingter Vorſatz in Frage kommen. 
4. Wird nun das angefochtene Urteil daraufhin geprüft, ob 
die unter Nr. 2 feſtgelegten Vorausſetzungen für die Recht⸗ 
mäßigkeit der Schwangerſchaftsunterbrechung nachgewieſen ſind, 
ſo ergibt ſich, daß dies nur hinſichtlich des Merkmals der 
ſchweren Selbſtmordgefahr zutrifft, nicht aber hinſichtlich der 
Frage, ob dieſe Gefahr nicht auf andere Weiſe abwendbar ge⸗ 
weſen wäre. Erſt wenn dieſe Frage unterſucht iſt, kann an die 
andere herangetreten werden, ob nicht der Angekl. wenigſtens 
der Meinung geweſen ſei, die Vorausſetzungen des Recht⸗ 
fertigungsgrunds ſeien gegeben (Nr. 3). Das Urteil konnte 
daher nicht aufrechterhalten werden. Bei der neuen Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung iſt der Tatrichter an die bis⸗ 
herigen Feſtſtellungen in keiner Hinſicht gebunden. 
(1. Sen. v. 11. März 1927; 1D 105/26.) A.] 


39. [88 2, 43, 218, 219 StGB. Mildeſtes Geſetz, 
wenn nach dem z. Z. der Tat geltenden $ 218 a. F. 
St B. Beihilfe zur verſuchten Abtreibung nach 
§ 218 n. F. StG B. (Gef. v. 18. Mai 1926) Verſuch der 
gewerbsmäßigen Abtreibung gegeben iſt und 
mildernde Umſtände zugebilligt werden.] 5) 


Die Angekl., die bereits im Jahre 1911 durch zwei 
ſchwurgerichtliche Urt. wegen mehrerer Verbrechen der Lohn⸗ 
abtreibung zu Zuchthausſtrafen verurteilt worden war, iſt 
durch Urt. des Schwurgerichts St. v. 7. Juli 1921 wegen 


den juriſtiſchen Laien deshalb beſtrafen, weil er nicht zu demſelben 
Ergebnis gekommen ift, für das fünf ſeiner hervorragendſten Mit⸗ 
glieder ihre beſten Kräfte eingeſetzt haben? Bedenklich iſt auch 
der Satz, daß bei verſchuldetem Irrtum über die Vorausſetzungen 
des Rechtfertigungsgrundes bedingter Vorſatz in Frage kommen 
könne. Ob bedingter Vorſatz in Frage kommt, hängt von der Un⸗ 
entſchuldbarkeit des Irrtums über die Vorausſetzungen des Recht⸗ 


fertigungsgrundes nicht ab. 
k Prof. Dr. J. Goldſchmidt, Berlin. 


Zu 39 u. 40. Die Eutſch. behandeln im weſentlichen zutreffend 
Fragen der Gewerbsmäßigkeit und des mildeſten Geſetzes. 

a) Die gewerbsmäßige Deliktsverübung, von der RG. v. 
14. Dez. 1926 handelt, kann an und für ſich bezeichnet werden 
als ein Handeln mit dem Willen oder in der Abſicht oder 
auf Grund der Neigung, durch wiederholte Begehung des 
Delikt3 ſich eine Einkommensquelle zu verſchafſen. Von dieſen drei 
in der Literatur vorkommenden Ausdrücken iſt die Wendung: „mit 
dem Willen“ nicht beſonders ſcharf. Denn der Wille umfaßt auch 
den dolus eventualis. Gewerbsmäßigkeit wird aber nicht ſchon da⸗ 
durch begründet, daß der Täter die etwaigen wirtſchafklichen Vor⸗ 
teile ſeines wiederholten Handelns mit in Kauf nehmen will, 
ſofern er ſie weder anſtrebt noch als ſichere Begleiterſcheinung 
ſeines Tuns vorausſieht. Bezeichnender iſt daher die Wendung: 
in der Abſicht“, jo z. B. Allfeld 234, RGSt. 55, 21; 57, 367. 
Die Verſchaffung einer Einkommensquelle muß in der Tat ein 
Ziel, d. h. ein Gegenſtand des Strebens für den Täter geweſen fein. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Lohnabtreibung u. a. mit einem Jahre fünf Monaten Zucht⸗ 
haus und durch Urt. der Stͤ. St. v. 8. März1924 wegen 
Lohnabtreibung nach § 219 StGB. mit einem Jahre zwei 
Monaten Zuchthaus beſtraft worden. Dieſe Strafen hat ſie 
verbüßt. Im gegenwärtigen Verfahren handelt es ſich um 
eine ähnliche, im Februar 1920 begangene Tat. Das Schwur⸗ 
gericht hat nicht feſtzuſtellen vermocht, daß die Zeugin Sp., 
an welcher die Abtreibungshandlung gegen Entgelt vor⸗ 
genommen wurde, ſchwanger geweſen ſei und nimmt an, daß 
die Handlung nach dem z. Z. der Tat geltenden Recht fi 
als Beihilfe zur verſuchten Abtreibung nach 88 218 Abf. 1 
a. F., 43, 49 StGB. darſtellt. Gleichzeitig wird feſtgeſtellt, 
daß die Angekl. damals die Abtreibung gewerbsmäßig be⸗ 
trieben habe, ſo daß die Tat nach dem vor der Aburteilung 
in Kraft getretenen Geſ. v. 18. Mai 1926 als ein Verſuch 
der gewerbsmäßigen Abtreibung nach §8 218 Abſ. 4 n. F., 
43 StGB. zu beurteilen ſei. Das Schwurgericht hat die 
Strafe gemäß § 2 Abſ. 2 StGB. aus dem älteren Gef. als 
dem milderen entnommen. Die Rev. erſtrebt in erſter Linie 
Einſtellung des Verfahrens, weil die Strafklage durch das 
nach der jetzigen Tat ergangene Urt. v. 8. März 1924 ver⸗ 
braucht ſei, und macht geltend, daß die Angekl. nach der 
Feſtſtellung des Schwurgerichts die Abtreibung gewerbsmäßig 
begangen habe. Wenn dem ſo ſei, ſo ſei die Angekl. auch im 
März 1924 wegen gewerbsmäßiger Abtreibung beſtraft und 
die Strafklage verbraucht; ſoweit nötig, ſeien die damaligen 
Feſtſtellungen hinſichtlich der Gewerbsmäßigkeit zu ergänzen. 
Dieſe Ausführungen ſind rechtsirrig. Es kommt nicht darauf 
an, welche Feſtſtellungen das Gericht im März 1924 getroffen 
hätte, wenn das Geſ. v. 18. Mai 1926 damals in Kraft 
geweſen wäre, ſondern nur darauf, was es zum Gegenſtand 
ſeiner Aburteilung gemacht hat; eine ſpätere Ergänzung des 
in Rechtskraft erwachſenen Urt. und ſeiner Feſtſtellungen iſt 
rechtlich ausgeſchloſſen. Das Urt. v. 8. März 1924 hat, ebenſo 
wie das ihm vorangehende Urt., nur wegen eines einzelnen 
Falles der Lohnabtreibung auf Strafe erkannt. Wegen einer 
Sammelſtraftat — der gewerbsmäßigen Abtreibung — iſt die 
Angekl. nicht beſtraft, und ſie konnte nach dem damaligen 
Stande der Geſetzgebung wegen einer ſolchen nicht beſtraft 
werden, da damals das Sammelverbrechen der gewerbsmäßigen 
Abtreibung dem Strafgeſetz unbekannt war. Jenes Urt. konnte 
daher nur bezüglich der abgeurteilten Einzelhandlung eine 
aufzehrende Wirkung äußern (NRGSt. 59, 399). Da damals 
die Feſtſtellung einer Sammelſtraftat rechtlich ausgeſchloſſen 
war, ſo konnten auch die an die Vorausſetzung einer ſolchen 
Feſtſtellung geknüpften Rechtskraftwirkungen nicht eintreten 
(RGSt. 54, 335). Die Strafklage ift daher nicht verbraucht. 
Auch § 2 Abſ. 2 SGB. iſt ohne Rechtsirrtum angewendet. 
Das Schwurgericht hat der Angekl. mildernde Umſtände zu⸗ 
gebilligt. Es hat erwogen, daß die Angekl. bei Anwendung 
des neuen Rechts (88 218 Abſ. 4 n. F., 43) eine Gefängnis⸗ 


Es genügt auch eine bedingte Abſicht, wie ſie etwa vorliegt, 
wenn der Täter erklärt: Bei ſich bietender Gelegenheit werde ich 
die Handlung gern wiederholen und darauf ſehen, daß ich daraus 
eine Einkommensquelle ziehe. Es fragt ſich aber, ob Gewerbs⸗ 
mäßigkeit nicht auch ſchon vorliegt, wenn jemand die Neigung 
oder den Hang verrat, aus wiederholter Begehung ein Einkom⸗ 
men zu erzielen. Die Neigung unterſcheidet Ni von der Abſicht 
dadurch, daß die pſychiſche Dispoſiton zur Wiederbegehung ſich bei 
der Neigung nicht zu einer formellen Beſchlußfaſſung verdichtet zu 
haben braucht. Wenn jemand Luft zur Wiederholung hat, fo hat er 
deswegen noch nicht notwendig die Abſicht der Wiederholung; 
d. h. er hat ſich noch nicht immer klargemacht, wozu es ihn treibt. 
Die Neigung, etwas zu tun, iſt ſelbſtverſtändlich etwas Pſychiſches; 
aber fie braucht nicht vollſtändig pſychiſch reflektiert zu ſein und 
kann trotzdem ſehr feſt pſychiſch verankert fein; dies gilt z. B. von 
gewohnheitsmäßigem Handeln. Eine Neigung zur Wiederholung 
zwecks Erzielung eines Einkommens dürfte auch zur Gewerbs⸗ 
mäßigkeit genügen, zumal da dieſe ſich von der Gewohnheitsmäßig⸗ 
leit in ſubjektiver Beziehung ja nur durch die beſondere Richtung 
der Neigung unterſcheidet. 

Eine Neigung als Grundſtimmung des Täters halt auch länger 
vor als ein Entſchluß zur Wiederholung, der leicht durch andere 
Vorſtellungen verdrängt wird. Wenn im vorliegenden Falle die 
eine Abtreibungshandlung zwei Jahre früher begangen worden iſt 
als die andere, ſo iſt es ſehr möglich, daß eine Neigung zur 
Wiederholung bei paſſender Gelegenheit in dem Seelenleben der 
Täterin noch 2 Jahre nach der eiten Begehung fortbeſtanden hat. 
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5 von mindeſtens 22 Tagen (richtiger 23 Tagen) treffen 
Anz während die Anwendung des früheren, z. Z. der Tat 
Sven Rechts zu einer Mindeſtſtrafe von 11 (richtiger 12) 
Ras Gefängnis führt. Da die Höchſtſtrafen nahezu gleich 
nr Üt das ältere Recht als mildeſte Geſ. nach § 2 Abſ. 2 

anzuſehen, und es war daher aus ihm die Strafe zu 
entnehmen. 

(1. Sen. v. 18. Febr. 1927; 1D 114/27.) A.] 
en en 188 218, 2, 44, 49 StGB. Vorausſetzungen 
maß! nnahme einer Mehrheit von gewerbs⸗ 
Ah * Abtreibungen. Bei Anwendung des 82 
den b St B. iſt zu prüfen, welches Geſetz für 
Strafeſtimmten vorliegenden Fall die mildeſte 

aſe zuläßt.] f) 
N Feſtſtellung, daß die Angekl. die Straftaten „ge⸗ 
Far ßig durch drei ſelbſtändige Handlungen“ begangen 
werte En zu Zweifeln Anlaß, ob nicht der Begriff der Ge⸗ 
gleiche ßigteit verkannt ſei. Er iſt in § 218 Abſ. 4 der 
egeht 125 in §8 260, 294, 302 e StGB. Die Abtreibung 
elt — ſo gewerbsmäßig, wer bei ihr mit dem Willen han⸗ 
auf Em Wiederholung von Abtreibungen eine fortlaufende 
einheit erb gerichtete Tätigkeit auszuüben. Alle aus ſolchem 
DAT Erwerbswillen hervorgegangenen und von ihm 
liche Ein z Abtreibungshandlungen ſtellen ſich als eine recht⸗ 
Abtreihundeit, ein Sammelverbrechen der gewerbsmäßigen 
lr Pal dar. Zwar kann ein ſolches ſchon beim Vorliegen 
tätig ner Abtreibung feſtgeſtellt werden, wenn ſie in Be⸗ 
daß an jenes Willens begangen wird; es ift auch denkbar, 
nacheinantd mehrere Verbrechen gewerbsmäßiger Abtreibung 
heit in. der begeht. Für die Annahme einer ſolchen Mehr⸗ 
aus ek Vorausſetzung, daß der Täter den auf Erwerb 
endgülti eibungen gerichteten und bereits betätigten Willen 
einem d und erkennbar aufgegeben und dann fpäter aus 
treibun gen entſtandenen gleichen Willen heraus wieder Ab⸗ 
als ge — begangen hat. Daß das LG. eine ſolche Sachlage 

5 — zin angeſehen hätte, läßt das Urteil nicht erkennen. 
bungahe Feuginnen Sch. und L. hat die Angekl. die Abtrei⸗ 

ehr nn lungen an demſelben Tage vorgenommen. Um fo 
Handeln zu ſrachzuweiſen geweſen, daß das gewerbsmäßige 
unterbrochtviſchen dieſen Fällen in rechtlich erheblicher Weise 
der Fall gen worden ſei. Aber auch die Tatſache allein, daß 
nicht, da M. zwei Jahre vor jenen zurückliegt, beweiſt noch 
in Fr 2 aß mehrere ſelbſtändige gewerbsmäßige Handlungen. 

ge kommen; jedenfalls iſt nicht erſichtlich, daß das LG. 
— 
9 N 
agg nn wic nicht leicht dazu kommen, anzunehmen, daß die 
2 Jahre 1 zweiten Verübung noch unter der Einwirkung einer 
meint A e gefußlen Wiederholungsabſicht ſtand. Das RO. 
Achatz Eur Kun ihm aufgeſtellten Erfordernis des einheit⸗ 
ie erholung b zwlllens auſcheinend, daß die Neigung zur 
ſein darf daß ei der erneuten Verübung noch nicht aufgegeben 
8. es ſich alſo um dieſelbe Neigung handelt. — 
mäßigen 75 den Fällen, in denen die Einheitlichkeit eines gewerbs⸗ 
berbargeh ende e zerriſſen wird, gehört nicht nur der vom RG. 
zu begehen, f e Fall der Aufgabe des Willens, ſolche Handlungen 
e auch eine eingetretene Verurteilung. — 
Rei end iſt die Anſicht der Eutſch. v. 18. Febr. 1927, da 

W eu der Strafklage eingetreten it, wenn 70 einem 1155 5 

maßiges Ge einzelner Fall abgeurteilt wurde, wobei gewerbs⸗ 
r nicht in Frage kam und neuerdings eine gleich⸗ 
wurde, ala bi g verfolgt wird, die gewerbsmäßig um die Zeit verübt 
2 4 Die früher abgeurteilte Tat vorfiel (vgl. Löwe⸗Roſen⸗ 
5 N. 300 vor 8 151). — 
der e iſt im Urt. v. 14. Dez. 1926 die Anſicht, daß bei 
maßgebend it, zweier ſich zeitlich ablöſender Strafgeſetze dasjenige 
urteilung zuläßt velches im vorliegenden Einzelfalle die mildeſte Be⸗ 
Aburteilung une m daß bei Annahme nur einer gewerbsmäßigen 
es 5 218 das * Verneinung mildernder Umſtände die neue Faſſung 
gu as mildeſte Strafgeſetz darſtellt. — 
1927 ne des mildeſten Geſetzes bringt auch NG. v. 18. Febr. 
ſteht und 118 1 Wenn 8218 Abf. 4 n. F. mit 9 43 in Frage 
rahmen Glefän ene Umftände angenommen werden, beträgt der Straf⸗ 
Wenn 8218 N von 28 Tagen bis zu 4 Jahren 11 Mon. 29 Tagen. 
dahmen Geffngn J. mit 5543, 49 anzuwenden ift, beträgt der Straf⸗ 
8 Tagen. 3a ‘= von 12 Tagen bis zu 4 Jahren 11 Mon. 
einer mißglückte gegenwärtigen Falle entgeltlicher Mitwirkung zu 
glückten Abtreibung, die von der Mitwirkenden gewerbs⸗ 
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in dieſer Richtung den Sachverhalt geprüft hätte. Waren 
alle drei Handlungen von demſelben einheitlichen Willen um⸗ 
faßt, ſich durch Abtreibungen eine fortlaufende Einnahmequelle 
zu ſchaffen und zu erhalten, jo hätte die Angekl. nur wegen 
einer vollendeten gewerbsmäßigen Abtreibung i. S. des 
§ 218 Abſ. 4 StGB. n. F. verurteilt werden dürfen, in der 
die beiden Verſuchshandlungen aufgingen. Das LG. iſt auch 
bei der Prüfung der Frage, welches der beiden Geſetze das 
mildeſte i. S. des § 2 Abſ. 2 SGB: iſt, unrichtig verfahren. 
Es berechnet zunächſt in den Fällen Sch. und M. die Mindeſt⸗ 
ſtrafen aus 88 218 a. F., 43, 49 auf ½ ſtatt auf ¼16 von 
ſechs Monaten Gefängnis. Bei richtiger Berechnung hätte es 
alſo von ſeinem Standpunkte aus zu dem Ergebnis kommen 
müſſen, daß in dieſen Fällen das alte Geſetz das mildere ſei. 
Aber ſchon der Ausgangspunkt des LG. iſt falſch: Bei der 
Prüfung aus 82 Abſ. 2 StGB. find nicht die an und für 
ſich durch die verſchiedenen Geſetze gegebenen Strafrahmen 
miteinander zu vergleichen, ſondern es iſt zu prüfen, welches 
Geſetz für den beſtimmten vorliegenden Fall bei Berückſich⸗ 
tigung von mildernde Umſtände zulaſſenden oder ausſchlie⸗ 
ßenden Tatſachen uſw. für den Angekl. die mildeſte Be⸗ 
urteilung zuläßt. Die beim Vorliegen mildernder Umſtände 
angedrohten Strafen müſſen dabei außer Betracht bleiben, 
wenn das Gericht wie hier verneint, daß ſolche vorhanden ſind 
(RGSt. 60, 123). Es würde hier alfo, wenn nach dem neuen 
Geſetz wirklich zwei oder drei ſelbſtändige gewerbsmäßige Ab⸗ 
treibungsverbrechen vorlägen, die Mindeſtſtrafe für die voll⸗ 
endete Tat nach beiden Geſetzen ein Jahr Zuchthaus betragen, 
für jeden der anderen Fälle aber nach dem neuen Geſetze vier⸗ 
mal ſo hoch ſein, als nach dem alten, denn nach dieſem war 
die Ermäßigung des § 44 Abſ. 4 StGB. doppelt (849 Abſ. 2 
und § 44 Abſ. 4), nach jenem nur einfach vorzunehmen; das 
alte Geſetz würde alſo das mildere ſein, übrigens auch für 
die vollendete Tat, weil bei gleicher Mindeſtſtrafe das neue 
Geſetz eine höhere Höchſtſtrafe androht, als das alte. Wenn 
dagegen nach neuem Recht nur eine gewerbsmäßige Abtrei⸗ 
bung anzunehmen wäre, ſo würde es zuläſſig ſein, auf nur 
ein Jahr Zuchthaus zu erkennen, während nach früherem Recht 
die Annahme einer einheitlichen Handlung, auch einer fort⸗ 
geſetzten (RGSt. 59, 98), ausgeſchloſſen und nach 874 StG B. 
die Erhöhung der Mindeſteinſatzſtrafe von einem Jahr Zucht⸗ 
haus geboten geweſen wäre; die Angekl. würde alſo in die⸗ 
ſem Falle auch bei Verneinung mildernder Umſtände nach 
dem 8 218 n. F. milder beſtraft werden können als nach dem 
alten Geſetz. Wenn auch die hiernach zuläſſige Mindeſtſtrafe 


mäßig zur Zeit des alten Geſetzes vorgenommen wurde, hat das RG. 
daher mit Recht das alte Geſetz für anwendbar erklärt. Unbefriedi⸗ 
gend iſt nur der Satz der Begründung: „da die Höchſtſtrafen 
nahezu gleich ſind“. Die annähernde Gleichheit der Höchſt⸗ 
ſtrafen als Rechtfertigung für die Anwendung des Geſetzes mit dent 
milderen Mindeſtmaß iſt ſchon an und für ſich ein lapsus. Es kommt 
für 8 2 Abſ. 2 überhaupt zunächſt nur das geringere Strafmaß in 
Betracht; lediglich wenn der Richter möglichſt hoch hinauf gehen will, 
iſt das niedrigere Höchſtmaß entſcheidend; aber nie iſt entſcheidend, 
daß die Höchſtmaße nahezu gleich ſind. Im vorl. Falle erreicht, 
auch wenn man das Höchſtmaß (irrigerweiſe) zur Vergleichung 
heranziehen wollte, der § 218 1 a. F. mit 88 43, 49 nicht den Höchſt⸗ 
betrag, der ſich nach § 218 IV n. F. mit 8 43 ergibt. Es ſieht faſt 
fo aus, als ob das NG. den Fall des 8 2 II mit 8 73 StGB. ver⸗ 
wechſelt hat, in welchem zunächſt auf das höhere Höch ſt maß zu 
ſehen iſt. Auch dann iſt die bloß annähernde Gleichheit noch 
kein Grund, auf die Verſchiedenheit der Mindeſtmaße das entſchei⸗ 
dende Gewicht zu legeg. — 3 

Das Urt. v. 18. Febr. 1927 tritt endlich der bisherigen Rſpr. 
bei, daß das Mindeſtmaß der Verſuchsſtrafe keinesfalls ein 
Viertel des Mindeſtmaßes bei Vollendung nach unten über⸗ 
ſchreiten ſoll. Der § 44 IV, deſſen Sinn man kaum anders aus⸗ 
legen kann, läßt damit die Möglichkeit offen, daß dann ein volles 
Viertel der Herabſetzung nicht erreicht wird, da auf Tagesbruchtetle 
nicht erkannt werden darf. Die praktiſche Folge iſt, daß bei Ur⸗ 
kundenfälſchung nach § 268 Ziff. 1 unter mildernden Umſtänden die 
Mindeſtgefängnisſtrafe von 1 Woche ſich bei Verſuch auf 2 Tage, 
nicht dagegen auf 1 Tag ermäßigt. Im vorl. Falle hat das RG. 
erklärt, das Mindeſtmaß der Verſuchsſtrafe für eine mit Gefängnis 
nicht unter 3 Monaten bedrohte Handlung betrage 23 Tage. Dieſe 
in der Literatur überwiegend beſtrittene Anſicht des RG. (ogl. z. B. 
Opz Komm.“ 8 44 N. 5) erſcheint dem Referenten als zutreffend. 

Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 
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bon einem Jahr Zuchthaus durch die verhängte Geſamtſtrafe 
nur wenig überſchritten wird, eine Beſchwerung des Angekl. 
bei Gewerbsmäßigkeit ſeines Handelns alſo allenfalls aus⸗ 
geſchloſſen ſein könnte, ſo müſſen doch jedenfalls ſchon die 
Zweifel an der richtigen Beurteilung der Gewerbsmäßigkeit 
zur Aufhebung des Urteils führen. 


(2. Sen. v. 2. Dez. 1926; 2D 943/26.) A.] 

* 41. [a) Der gelegentlich aus Liebhaberei den 
Kraftwagen des von ihm geleiteten Unter⸗ 
nehmens bei gewerblichen Fahrten ſteuernde 
Direktor übt eine Gewerbepflicht aus. 


b) Berechnung der Strafantragsfriſt bei 
einem Erfolgsdelikt (§ 223 i. Verb. m. § 230 
StGB.) von dem Zeitpunkt ab, in dem der An⸗ 
trags berechtigte vom Erfolge Kenntnis er- 
langt. ] 

a) $ 230 Abſ. 2 StGB. beruht auf der Auffaſſung, wer 
im Betriebe eines gewerblichen Unternehmens ſich den nach der 
Betriebseinrichtung dazugehörigen Betätigungen unterziehe, 
habe für die dazu erforderliche Kenntnis Erfahrung und Um⸗ 
ſicht einzuſtehen, die eine Vermeidung der mit ſolcher Be⸗ 
tätigung verbundenen Gefahren ermögliche. Entſcheidend iſt 
alſo, ob die Betätigung als Ausübung des Gewerbes erfolgt. 
Daß die Fahrten zur Beſichtigung der Filialen an ſich ge⸗ 
werblicher Art waren, unterliegt keinem Zweifel. Wenn der 
Angekl. den ihm unterſtehenden Betrieb fo einzurichten be- 
liebte, daß er bei Erledigung dieſer gewerblichen Fahrten die 
Rolle des Wagenlenkers übernahm, ſo betätigte er ſich in⸗ 
ſoweit gewerblich (RGSt. 34, 65 [66)). Als Direktor des 
Unternehmens war er für die Ausführung der Fahrten ver⸗ 
antwortlich. Es konnte ihm freilich nicht zugemutet werden, 
daß er dazu die beſonderen Kenntniſſe und Fähigkeiten eines 
Kraftwagenführers beſaß. Maßte er ſich aber, ohne die er⸗ 
forderlichen Kenntniſſe zu beſizen, die Ausführung der Fahrt 
unter eigener Lenkung des Wagens an, ſo übte er damit ſeine 
ihm obliegende Gewerbepflicht in dieſer Weiſe aus 
(RGSt. 18, 204 [206]). Daß ihm dieſe Betätigung Ver⸗ 
gnügen bereitete, und er ſie deshalb „als Liebhaberei be⸗ 
trieb“, ſteht dem Geſagten nicht entgegen, ſondern deutet höch- 
ſtens auf eine auch berufliche Neigung des Angekl. zur Len⸗ 
kung von Kraftfahrzeugen hin. Ebenſowenig erfordert die ge⸗ 
werbliche Betätigung begrifflich, daß der Angekl. den Wagen 
regelmäßig oder ſtets lenkte. In einem Urteil v. 10. Febr. 
1902 hat der erk. Sen. ausgeſprochen, daß ein mit derartigen 
Nebenverrichtungen nicht bloß ganz vorübergehend betrauter 
Gewerbegehilfe, wenn er bei Leitung des Fuhrwerks durch 
Fahrläſſigkeit einen Menſchen töte oder verletze, ſich des Ver⸗ 
gehens nach 8 222 Abſ. 2 oder § 230 Abſ. 2 StG BB. ſchuldig 
mache. Erſt recht muß dies für denjenigen zutreffen, in deſſen 
Hand ſich die geſamte Leitung des Gewerbebetriebs ver- 
einigt, und dem es darum obliegt, die aus den einzelnen ge- 
werblichen Betätigungen ſich ergebenden Gefahren zu über⸗ 
ſchauen und zu verhüten, mithin nur geeignete Perſonen zu 
ſolchen Betätigungen zu beſtellen. Daß ein ganz ausnahms⸗ 
weiſe erfolgendes Eintreten des Betriebsleiters in die Stelle 
des berufenen Wagenführers eine andere Beurteilung er⸗ 
fordern kann, z. B. wenn es ſich um deſſen Erſetzung im Not⸗ 
falle oder um einen vorübergehenden Verſuch des eigenen 
Könnens handelt, mag zuzugeben fein (RGE. II 4210/02 
v. 21. Okt. 1902). Für eine ſolche Geſtaltung des Falls bie⸗ 
ten die Feſtſtellungen der StͤK. indeſſen keinen Anhalt. Die 
Vornahme einer zufällig auch in den Rahmen ſeines Gewerbe⸗ 
betriebes fallenden Verrichtung bedeutet freilich in der Perſon 
des ſonſt nicht damit befaßten Betriebsherrn noch keine Ge⸗ 
werbeausübung. Arbeitet er aber in ſeinem Betriebe bei der 
Vornahme ſolcher Verrichtungen mit, indem er ſich ihnen mit 
dem Willen ihrer Erledigung für den Betrieb unterzieht, ſo 
betätigt er ſich inſowsit ebenſo gewerblich wie bei feinen ſon⸗ 
ſtigen dem Betriebe gewidmeten Handlungen, gleichviel, ob 
ihn die Liebhaberei dazu verleitet, oder ob für jene Ver⸗ 
richtungen an ſich beſondere Perſonen angeſtellt ſind oder 
heranzuziehen geweſen wären. Auch inſoweit iſt auf die Aus⸗ 
führungen in RGSt. 18, 204 ff. zu verweiſen. Der Umftand, 
daß der Angekl. bei ſeinen Geſchäftsfahrten die Lenkung des 
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Kraftwagens „gelegentlich als Liebhaberei betrieb“, ſchließt 
hiernach die Gewerbebetätigung inſoweit mindeſtens nicht aus. 

b) Die Annahme des LG., daß der Strafantrag erſt am 
2. Okt. 1925 geſtellt worden ſei, wird durch den am 1. Juli 
1925 bei der Staatsanwaltſchaft eingegangenen, den Antrag 
enthaltenden Schriftſatz v. 30. Juni 1925 widerlegt. Trotzdem 
würde, da die Tat am 13. Okt. 1924 begangen wurde, eine 
Verſäumung der Antragsfriſt vorliegen können. Offenbar geht 
die StR. davon aus, daß die Mutter des G. R. den Sturz 
ihres Kindes in den Straßengraben, wobei es „zunächſt nur 
einige Quetſchungen erhalten“ hat, ſicherlich ſofort erfahren 
habe, und daß es auf das „ſpätere Sicheinſtellen erheblicher 
Störungen des Zentralnervenſyſtems“ inſoweit nicht an⸗ 
komme. Die Frage, von welchem Zeitpunkt an der Berech⸗ 
tigte nach 8 61 StGB. den Strafantrag rechtswirkſam ſtellen 
kann, iſt jedoch zu unterſcheiden von der, wenn er ihn zur 
Vermeidung feines Rechts ſpäteſtens ſtellen muß (RGSt. 
45, 128 [129]; 38, 434). Die Bedeutung des Antrags und 
ſeiner Befriſtung ſind weſentlich negativer Natur, ſofern der 
Berechtigte durch Verſtreichenlaſſen der Friſt beſtimmen kann, 
daß die an ſich ſtrafbare Handlung nicht verfolgt werden ſoll 
(REGEL. 9, 390 [393]). Die Entſchließung darüber kann das 
Geſetz ihm vernünftigerweiſe nicht vor Kenntnis der ſtrafbaren 
Handlung zumuten; dieſe „Kenntnis“ ſetzt mithin erſt die 
Friſt des § 61 StGB. in Lauf. Sie erfordert nun freilich 
nicht eine Gewißheit über alle Einzelheiten der Handlung, 


wohl aber, daß der zum Antrag Berechtigte diejenigen Tat⸗ 


ſachen erfährt, die den objektiven und ſubjektiven Tatbeſtand 
der Handlung als einer ſtrafbaren darſtellen und die Ver⸗ 
letzung feiner Perſon kennzeichnen (RGSt. 10, 141; RGE. III 
592/08 v. 26. Okt. 1908; Entſch. d. BayᷣObsG. 9, 412). 
Folgerichtig wird deshalb bei fortgeſetzten Straftaten der 
Friſtlauf erſt von der Kenntnis des letzten ſtrafbaren Teil⸗ 
akts an berechnet (RGSSt. 40, 319 [320]). Zu beachten iſt 
ferner, daß bei Erfolgsdelikten der Erfolg zum geſetzlichen 
Tatbeſtande der Handlung gehört, ohne Kenntnis von ihm 
mithin begrifflich die Kenntnis von der Straftat nicht vor⸗ 
liegen kann. Vorliegendenfalls kommt inſoweit in Betracht, 
daß der § 230 vgl. mit § 223 StGB. in feinem Miſchtat⸗ 
beſtande verſchiedene Begehungsformen, die körperliche Miß⸗ 
handlung und die Geſundheitsbeſchädigung umfaßt. Der 
Sturz des Nebenklägers in den Straßengraben ſtellte nur den 
für die Körperverletzung kauſal werdenden Vorgang dar. Von 
ihm Kenntnis zu beſitzen, bedeutete noch nicht die Kenntnis 
von der Körperverletzung. Beſtand dieſe in zwei ſowohl tat⸗ 
ſächlich wie rechtlich zu unterſcheidenden Erfolgen, nämlich — 
wie es den Anſchein hat — in einer körperlichen Mißhandlung 
durch oberflächliche Quetſchung der äußeren Fleiſchteile und in 
einer das Zentralnervenſyſtem ergreifenden dauernden Be⸗ 
ſchädigung der Geſundheit, ſo gehören beide Erfolge und 
— ſoweit eine verſtändige Entſchließung über die Ausübung 
des Rechts zum Strafantrage in Betracht kommt — vor 
allem der letztere zum weſentlichen Beſtande der Straftat. 
Der Berechtigte, der nur die unbeachtliche Mißhandlung 
kannte, nicht aber die ſchwere Geſundheitsbeſchädigung, beſaß 
eben inſoweit nicht diejenige Kenntnis von der Straftat und 
der durch ſie bewirkten Rechtsgutsverletzung, die ihn in den 
oben erörterten Sinn zu ſelbſtändiger Beurteilung und Ent⸗ 
ſchlußfaſſung über die Ausübung ſeines Rechts befähigte. Er 
kannte die ſtrafbare Handlung in tatſächlicher wie rechtlicher 
Beziehung nur zu einem geringfügigen Teil, vor allem nicht 
die ausſchlaggebende Tatſache ſeiner Verletzung (RGSt. 6, 47 
[49 a. E.). Die Auffaſſung der Stͤ. würde dazu führen, 
daß bei Unfällen, bei denen der Verletzte, von einer gering⸗ 
fügigen Schmerzzufügung abgeſehen, ſcheinbar „mit dem blo⸗ 
ßen Schrecken davon kam“, der Strafantrag auf die bloße Be⸗ 
fürchtung ſpäteren Zutagetretens ſchädigender Folgen ſofort 
geſtellt werden müßte, oder daß der Berechtigte, weil er ſich 
zu ſolchem unbilligen Verhalten nicht entſchließen kann, ſeiner 
Rechte verluſtig ginge. Dem Sinn des Geſetzes wird dieſe 
Auffaſſung nicht gerecht. Für ſie ſpricht auch nicht die Er⸗ 
wägung, daß der Täter ſonſt unter Umſtänden jahrelang mit 
einer Strafverfolgung rechnen mußte. Denn inſoweit handelt 
es ſich um eine Folge der Vorſchriften über die Verjährung 
der Strafverfolgung. Die Feftftellängen der StR. reichen 
hiernach nicht aus, darzutun, daß der Nebenkläger die Friſt 


eng tor wf —— eg heben sg 2029 
d - 
es 8 61 StGB. verſäumt habe. Es iſt aus ihnen nicht zu Urteil: als erblindet im wiſſenſchaftlichen Sinne iſt das 


a wann die verwitwete Frau R. von dem Unfall 

ihres re durch ihn verurſachten Geſundheitsſchädigung 

indes Kenntnis erlangt hat. 
Sen. v. 12. Mai 1927; 3D 190/27.) D.] 


ſchen [8 223 StG B. Wer einen hilfloſen Men- 
55 ns unzureichender Kleidung auf einen kal⸗ 
letz ußboden legt, macht ſich einer Körperver⸗ 
ung ſchuldig.] ° 
Stör dede nicht ganz unerhebliche Minderung des ohne dieſe 
derletun beſtehenden körperlichen Behagens bildet eine Körper⸗ 
e ung, ſomit auch ein Verhalten, durch welches der Täter 
uff. feines Opfers derartig der Einwirkung von Kälte 
beträchtl daß der hiervon Betroffene eine nicht völlig un⸗ 
erſähr! iche Beeinträchtigung ſeines körperlichen Wohlbefindens 
e Dies liegt vor, da der Angekl. den hilfloſen B. mit 
1 Kleid Verhütung von Erkältungen durchaus unzureichen⸗ 
die 9 1 ung auf den kalten Zementfußboden legte und dort 
es 8 3e Nacht hindurch liegen ließ. Für die Anwendung 
StGB. genügte der Umſtand, daß die Behandlung 
war das \ Angekl. ihrer Beſchaffenheit nach geeignet 
6 re; Leben des B. zu gefährden. Die Tatſache, daß B. 
ſcheinſz 7 eine Körperverletzung erlitten hatte, die wahr⸗ 
herbeifehren ie oder notwendig ſchon ganz allein ſeinen Tod 
B. f er n mußte, beſeitigte nicht die Gefährlichkeit der dem 
ſtehen u d widerfahrenen Behandlung, ließ dieſe vielmehr be⸗ 
mögliche > Kur nicht voll zur Auswirkung kommen, weil ihre 
(2. S äußerſte Folge vorzeitig auf anderem Wege eintrat. 
en. v. 20. Jan. 1927; 2D 1105/26.) A. 
43. i 
dern5g 48877 251 StG B. Verluſt des Seh⸗ 
Die Rev. 
8 251 Sag, rügt. 


der 
de Jeuge B. nach dem Gutachten des Sachverſtändigen mit 


e en könne. Dies kann zwar vom Rev. nicht 
ſtellung ;“ hingenommen werden, da eine dahingehende Feſt⸗ 
8 im angefochtenen Urteil nicht getroffen iſt. Allein 
wer die Folgen der Verletzung des Auges im Ur⸗ 
gt iſt, reicht nicht aus, den Verluſt des Sehvermögens 
Danach hat die Sehkraft vom Überfall ab 
och % d abgenommen, ſo daß ſie am 19. Nov. 1926 nur 
zur De = normalen Stärke betrug. Ob dieſer Zuſtand bis 
oder gebeſſ erhandlung v. 20. Dez. 1926 ſich verſchlimmert 
i . hat oder gleichgeblieben iſt, iſt den Gründen 
ſcheiden. nehmen. Dieſer Beweisgrund muß deshalb aus⸗ 
vbraktiſch ale Ausſpruch des Sachverſtändigen, daß das Auge 
verſtanden 3 erblindet“ zu bezeichnen fei, muß wohl dahin 
eit, welch werden, daß B. mit dieſem Auge allein eine Ar⸗ 
Das ft e das Augenlicht erfordert, nicht verrichten könne. 
if 715 dem Verluſt des Sehvermögens nicht gleich. 
noch vorha a auch in ganz geringem Grade, auch dann 
Gegenſtä — en, wenn das Auge auf ganz kurze Entfernung 
aum wahl nicht nur als dunkle Maſſe gegenüber dem lichten 
auch zu zahrzunehmen, ſondern als ſolche zu erkennen, alſo 
Ein ſe ſunterſcheiden vermag (RGSSt. 14, 4 und 118; 58, 173). 
verlangende gez Augenlicht würde aber eine den Geſichtsſinn 
auch dem B ell ſo gut wie unmöglich machen. Es würde 
anderen An erlezten nicht ermöglichen, ſich ohne Gebrauch des 
8 wachſenen © allein zu bewegen. Denn der Boden iſt beim 
genügt es erheblich über 1 m vom Auge entfernt. Auch 
wie Waun Gehen nicht, daß Hinderniſſe in Augenhöhe, 
fernung als Wagen und dgl. erſt auf ganz kurzer Ent⸗ 
— N ſolche erkannt werden. Schließlich heißt es im 
43. 


u 

des Sever 224 SGB. verlangt zur ſchweren KV. u. a. Verluſt 
Auge wahrzunehmen, f d. h, der Fähigkeit, Gegenſtände durch das 
Augen. Eine . alſo Erblindung, auf einem oder beiden 
Strafgeſege nu oge Ausdehnung dieſer Vorſchrift iſt nicht zuläſſig; 
nahmebeſtimmun en auch Strafſchärfungen ſind als Aus⸗ 
iſt deshalb nicht fit zu interpretieren oder eng auszulegen. 
analogiam auf de ſtatthaft, den Tatbeſtand der ſchweren KV. 
zwar nicht 0 den Fall zu erſtrecken, daß das Seh vermögen 
mindert iſt 7 5 aber ſo ſchwer beeinträchtigt oder ver⸗ 
genügt, dem Ver 4 ie noch verbliebene geringe Sehkraft nicht mehr 
erletzten die Ausübung ſeines Berufs zu ermöglichen. 


Auge noch nicht anzuſehen, da es Helligkeitsunterſchiede noch 
im gewiſſen Umfange wahrzunehmen vermag. Nun iſt es 
zwar richtig, daß Lichteindrücke allein den Verluſt des Seh⸗ 
vermögens nicht ausſchließen. Aber in jenem Satz iſt nicht 
der weitere enthalten, daß B. auf dem linken Auge nur noch 
Lichteindrücke hat und nicht imſtande iſt, mit ihm Gegenſtände 
auf ganz kurze Entfernung zu unterſcheiden. Das iſt um ſo 
weniger zu unterſtellen, als das Schwurgericht bei den Schluß⸗ 
feſtſtellungen den Verluſt des Sehvermögens nicht mit dem 
Ausſchluß dieſer Möglichkeit, Gegenſtände zu unterſcheiden, 
begründet, ſondern mit dem Ergebnis, daß das verletzte Auge 


„praktiſch als erblindet“ zu bezeichnen ſei. Danach iſt es nicht 


ausgeſchloſſen, daß das Gericht bei Anwendung des 8 251 
StGB. von falſchen Vorausſetzungen ausgegangen iſt und den 
Begriff Sehvermögen verkannt hat. Da die Annahme der 
Verurſachung einer ſchweren Körperverletzung das Strafmaß 
zuungunſten des Angekl. beeinflußt haben kann, ſo war das 
Urteil des Schwurgerichts aufzuheben. Die tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen mußten gemäß § 353 Abſ. 2 StPO., und zwar im 
190 Umfang aufgehoben werden (RGSt. 1, 81; 2, 289; 
4 } 

(2. Sen. v. 10. März 1927; 2D 138/27.) A.] 

44. [8227 StG B. Raufhandel. Für den Be⸗ 
griff der „Schlägerei“ find wechſelſeitige Tät⸗ 
lichkeiten ein notwendiges Erfordernis. 

Das angef. Urt. nimmt „Schlägerei“ an, ſtellt aber nir⸗ 
gends wechſelſeitige Tätlichkeiten feſt, ein notwendiges 
Erfordernis für den Begriff der „Schlägerei“. Der Sach⸗ 
verhalt ergibt vielmehr nur einen von den Angekl. auf die 
Gegenpartei gemachten „Angriff“. Indeſſen kommt es hier⸗ 
auf nicht weſentlich an, da, was für die „Schlägerei“ gilt, 
auch für den „Angriff“ gilt. Der § 227 StGB. hat zur 
Vorausſetzung, daß durch den „Angriff“ der Tod eines Men⸗ 
ſchen oder eine ſchwere Köpperverletzung verurſacht worden iſt. 
Damit iſt unzweideutig zum Ausdruck gebracht, daß die Ur⸗ 
ſache zeitlich während des Angriffes geſetzt fein und ſach⸗ 
lich innerhalb ſeines Rahmens liegen muß. Nur in dieſer 
Begrenzung iſt der Satz des SchwG. richtig, daß der Tod 
durch den Angriff verurſacht ſei, wenn er ohne ihn nicht er⸗ 
folgt wäre. Handlungen nach Beendigung des Angriffs 
fallen nicht unter den Tatbeſtand des $ 227 StGB., auch 
wenn ſie ohne den Angriff nicht eingetreten wären. Sonſt 
käme man dahin, daß ein geraume Zeit ſpäter verübter Tot⸗ 
ſchlag, der zur Vergeltung für eine vom Täter bei einer frü— 
heren Schlägerei erlittene Mißhandlung begangen wird, nach⸗ 
träglich eine harmloſe Schlägerei zu einem Raufhandel machen 
würde, weil es ohne dieſe nicht zu dem Totſchlag gekommen 
wäre. Dieſes augenfällige falſche Ergebnis erweiſt ohne 
weiteres die Unrichtigkeit der Vorausſetzung. Die Schlägerei 
war der Anlaß, aber nicht die „Urſache“ des Todes. Aus 
den bisherigen Feſtſtellungen iſt nicht zu erſehen, daß, als 
der Zeuge A. dem B. den tödlichen Schlag beibrachte, die 
Angekl. ihren Angriff noch fortſetzten, insbeſ. die Gegenpartei 
verfolgten oder auch nur zu verfolgen willens waren. Der 
Irrtum des A. und ſeiner Genoſſen nach dieſer Richtung iſt 
rechtlich belanglos. Ein tatſächlicher Irrtum kann zwar für 
den Täter ein Merkmal des inneren Tatbeſtandes aus⸗ 
ſchalten (§ 59 StGB.), aber er vermag nicht gegen einen 
anderen ein zum äußeren Tatbeſtande erforderliches, tat⸗ 
ſächlich nicht vorhandenes Merkmal zu erſetzen. Ein ſolches 
Merkmal iſt aber für $ 227 StGB. der „Angriff“. Das Urt. 
war hiernach aufzuheben, und zwar gemäß § 357 StPO. 
auch zugunſten des Angekl. K., der keine Rev. eingelegt hat, 


Untauglichkeit des Auges zu praktiſcher Arbeit bedeutet noch nicht 
Blindheit oder Verluſt des Sehvermögens. Hiernach wird man dem 
NG. nicht Unrecht geben können, wenn es an ſeiner bisherigen Auf⸗ 
faſſung neuerdings feſthält. 

Daß die tatſaͤchlichen Feſtſtellungen im ganzen Umfang 
aufgehoben wurden, entſprach der ſtänd. Rechtſprechung, die dahin 
geht, daß innerhalb der Schuldfrage (8 263 StPO.) eine Trennung 
und ſelbſtändige Prüfung eines die Strafbarkeit erhöhenden Um⸗ 
ſtands i. S. § 263 Abſ. 2 StPO. rechtlich nicht möglich ſei (vgl. 
meine StpO., 10. Aufl. 1927, § 318 Anm.; RGSt. 60, 109 und 
in JW. 1927, 913). OLGR. Prof. Dr. Doerr, München. 
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da dieſe Beſtimmung nicht Mittäterſchaft, ſondern nur einen 
Zuſammenhang i. S. des § 3 StPO. vorausſetzt (RGSt. 6, 
256 [260]; 25, 15 [17]; 34, 255 [258 ]). Es war jedoch nicht 
auf Freiſprechung zu erkennen. Erſtens wäre es denkbar, daß 
das Schw. ſich nur darum über die Fortdauer des Angriffs 
nicht ausdrücklich ausgeſprochen hätte, weil es ſie für rechtlich 
unerheblich hielt. Zweitens kommen nach den bisherigen Feſt⸗ 
ſtellungen gemeinſchaftliche, mittels, gefährlicher Werkzeuge 
und hinterliſtigen Überfalls verübte Körperverletzungen in 
Frage, die, wenn Raufhandel vorläge, mit ihm in Tateinheit 
begangen wären und deshalb nach § 264 StPO. in dieſem 
Verfahren abzuurteilen ſind. Daher war zurückzuverweiſen. 
(3. Sen. v. 28. März 1927; 3 D 207/27.) A.] 


45. [5 230 StG B.; § 19 Kraftfahrz VO. Der 
Kraftfahrer kann ſich bei einem Unfall auf feine 
Ungeübtheit im Fahren dann nicht berufen, wenn 
er, um der Lage, in der er ſich befunden hat, Herr 
zu werden, keiner längeren Erprobung als 
Kraftfahrer bedurfte. ]) 

Als Urſache des Unfalls hat die Sta. das Entweichen 
von Luft aus dem Schlauch des linken Vorderrades feſtgeſtellt. 
Dazu führt das Urt. aus, auf welche Weiſe allein der Angekl. 
bei einer ſolchen Lage hätte vorgehen ſollen, und daß es 
verkehrt und gefahrbringend geweſen wäre, zur Bremſe zu 
greifen, zugleich aber, daß der Angekl. das bei dieſer Sach⸗ 
lage gebotene richtige Verfahren nicht gekannt habe und als 
Anfänger im Kraftfahren nicht habe kennen können. Auf 
Grund dieſer Erwägung kam die StR. zu dem Ergebnis, 
dem Angekl. könne weder zum Vorwurf gemacht werden, daß 
er nicht in jener Weiſe verfahren ſei, noch daß er die Leitung 
des Kraftwagens ohne die Kenntnis davon übernommen habe, 
was in einer ſolchen Lage geſchehen müſſe. Darin kann 
indeſſen keine ſchlüſſige Begründung für die Freiſprechung 
gefunden werden. Ohne Zweifel iſt ein Fahrſcheinbewerber 
für den Verkehr auf der öffentlichen Straße nicht hinreichend 
vorbereitet, wenn er nicht weiß, wie er ſich in dem gefahr⸗ 
drohenden Falle einer Entweichung von Luft aus einem 
Schlauche zu verhalten habe, einem Falle, dem der Wagen⸗ 
führer jeden Augenblick ausgeſetzt ſein kann. Wenn alſo — 
wie das Urt. auf Grund der Sachverſtändigengutachten feſt⸗ 
ſtellt — nur dem langjährig erprobten Kraftwagenführer 
die ganz beſondere Art bekannt iſt, wie man ſich in der frag⸗ 
lichen Lage zu verhalten habe, und wenn der Mangel dieſer 
Kenntnis, wie der vorliegende Fall beweiſt, ſo verhängnis⸗ 
volle Wirkungen üben kann, ſo müßte erwartet werden, daß 
ſich die Unterweiſung durch den Fahrlehrer hierauf erſtreckte 
und daß der Bewerber dahin geprüft würde, ob er auf dieſe 
gefahrdrohende Lage vorbereitet ſei. Ob das eine oder das 
andere bei dem Angekl. geſchehen iſt, laßt das Urt. nicht ſicher 
erſehen, wenn auch aus deſſen Bemerkung, der Angekl. habe 
als Anfänger das durch die Lage gebotene Verhalten nicht 
kennen können, dafür ſpricht, daß ihm nach der Annahme der 
Stst. keine Belehrung hierüber zuteil geworden und er auch 
nicht darauf geprüft worden war. Obwohl aber in dieſem 
Falle der Unzulanglichkeit der Unterweiſung und der Ober⸗ 


Zu 45. Die Tatſache, daß jemand im Fahren Anfänger iſt, 
hat verſchiedene Bedeutung im Zivil⸗ und im Strafrecht: 

1. Zivilrechtlich ſtellt es kein „unabwendbares Ereignis“ 
(8 7 Kraftfahrz®.) dar, wenn der Anfänger nicht weiß, wie er ſich 
in einer gefährlichen Situation zu benehmen hat. 

Am wenigſten liegt unabwendbares Ereignis dann vor, wenn 
es ſich, wie im obigen Fall, um eine der üblichen Betriebsgefahren 
handelt (Entweichung von Luft aus dem Reifen). 

2. Eine andere Beurteilung kann bei einem Beförderungs⸗ 
vertrag oder bei Gefälligkeitsfahrten Platz greifen. Wer ſich 
wiſſentlich einem Anfänger ander⸗raut, wird in der Regel aus Un⸗ 
fällen, die in der mangelhaften Erfahrung des Fahrers ihre Urſache 
haben, Rechte nicht herleiten können (ſo u. a. auch in der herrſchen⸗ 
den amerikaniſchen Praxis; vgl. Michigan Law Review 25, 311). 

3. Eine ſtrafrechtliche Fahrläſſigkeit hingegen ſetzt voraus, 
daß der Täter nach ſeinen perſönlichen Fähigkeiten und ſeiner geiſti⸗ 
gen Verfaſſung im Augenblick des Handelns den Erfolg vorausſehen 
konnte (vgl. Bay Obs J. v. 7. Juli 1925, JW. 1925, 2793). Dieſe 
Fahrläſſigkeit wird aber bei dem Anfänger in der Regel vorliegen, 
wenn er gegenüber einer normalen Betriebsgefahr verſagt. Das 
Verſchulden liegt dann zwar nicht in ſeinen mangelhaften Kenntniſſen 
oder Erfahrungen, aber es liegt regelmäßig darin, daß er im Be⸗ 
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flächlichkeit der Prüfung eine Hauptſchuld an dem ſchweren 
Unfall gegeben werden müßte, wäre darum doch der Angekl. 
nicht dadurch ohne weiteres entlaſtet, wie die Stͤ. an⸗ 
genommen hat. Denn es iſt Pflicht eines jeden, der die 
Führung eines Kraftwagens auf der öffentlichen Straße über⸗ 
nimmt, ſich die zu einer gefahrloſen Führung erforderlichen 
Kenntniſſe und Erfahrungen zu erwerben. Die Schuld an 
einem Unfall, der durch ſeine Unzuläſſigkeit in der Führung 
entſteht, würde ihm hier allerdings nicht dann auferlegt 
werden können, wenn es ſich um ein Verſagen ſeiner Führung 
in einer ganz beſonderen Lage handelte, an die der Ungeübte 
nicht wohl von ſich ſelbſt aus denken kann. Im vorliegenden 
Falle aber hat es ſich um das Undichtwerden des Luft⸗ 
ſchlauchs an einem Rade gehandelt, alſo um eine Lage, die 
jedem, vom Fahrrad her wie von der Beobachtung von 
Pannen an Kraftfahrzeugen, bekannt iſt, ſo daß ſich bei 
einiger, und jedenfalls bei der pflichtmäßigen Aufmerkſamkeit 
demjenigen, der ſich auf die Führung von Kraftfahrzeugen 
vorbereitet, die Frage aufdrängen muß, wie er ſich in dem 
Falle einer ſolchen Beſchädigung zu verhalten habe. Eine 
Prüfung der Sache von dieſem Geſichtspunkt aus konnte zu 
einem anderen Ergebnis führen, ſo daß die Aufhebung des 
Urt. zunächſt bezüglich des Vergehens geboten iſt. Bei der 
neuen Verhandlung wird hier auch die im angefochtenen Urt. 
enthaltene Unklarheit zu vermeiden ſein, daß einerſeits von 
einer „ebenen Straße“ die Rede iſt, andererſeits aber erwogen 
wird, daß das zunächſt eingetretene Schwanken des Wagens 
dem Angeklagten keine Bedenken zu machen brauchte, weil 
es in „der Unebenheit des Bodens“ ſeine Urſache haben 
konnte. Unebenheiten der Straße — wenn dieſe etwa auf 
der fraglichen Strecke ſtark ausgefahren geweſen wäre — 
würden dem Angekl. auch Anlaß gegeben haben, unterhalb 
der von ihm ſchließlich eingehaltenen Geſchwindigkeit von 
40 km zu bleiben. Auch die Frage einer Übertretung nach 
$ 19 der KraftfVO. bedarf einer neuen Prüfung. Wenn der 
Angekl., wie anzunehmen iſt, ſchon vor dem Zuſammentreffen 
mit dem Fußgänger St. und dem Radfahrer W. gemerkt hat, 
daß an ſeinem Wagen etwas nicht mehr in Ordnung ſei, 
konnte es, auch wenn er glaubte, links an den Genaunten 
vorfahren zu können, ſeine Pflicht ſein, dieſe für alle Fälle 
durch ein Zeichen auf das Nahen ſeines Wagens aufmerkſam 
zu machen. 
(I. Sen. v. 8. März 1927; 1D 112/27.) A.] 


46. [5 230 StGB. Fahrläſſigkeit. Der Kraft- 
fahrer muß unter Umſtänden auch mit einem un⸗ 
verſtändigen Benehmen anderer Perſonen auf 
der Straße rechnen.] 7) 

(1. Sen. v. 4. Jan. 1927; 1D 809/26.) A.] 

Abgedr. JW. 1927, 1522. 


47. [5 230 StG B. Tatſächliche Voraus⸗ 
ſetzungen für die Haftung eines Kraftfahrers 
bei unverftändigem Benehmen einer entgegen- 
kommenden Berjon]?t 

(1. Sen. v. 4. Febr. 1927; 1D 57/27.) D.] 

Abgedr. JW. 1927, 1522. 


wußtſein feiner mangelhaften Kenntniſſe nicht ganz beſonders vor⸗ 
ſichtig fährt, insbeſ. mit geringſter Geſchwindigkeit und unter be⸗ 
ſonderer Beachtung der Signalpflicht. Wo der geübte Fahrer im Ver⸗ 
trauen auf ſeine Sicherheit das Fahrzeug laufen laſſen kann, darf 
der Anfänger dies noch lange nicht; ſonſt hätte der Anfänger einen 
Freibrief für unvorſichtiges Fahren, was um ſo gefährlicher wäre, als 
der Unterricht in den Fahrſchulen und die amtliche Prüfung natur⸗ 
gemäß nicht ſo ſein können, daß alle nur denkbaren Eventualitäten 
berückſichtigt werden können. x 
Aus dieſem Grunde ift der obigen Entſch. beizutreten. 
RA. Dr. Martin Iſaac, Berlin. 


Zu 46 u. 47. Die Entſch. des RG. v. 4. Jan. 1927 (I D 809/26) 
und v. 4. Febr. 1927 (L D 57/27): JW. 1927, 1522 f., namentlich aber 
die Beſprechungen von Prip Doz. Dr. Hans Peters, Breslau, 
Dr. Martin Iſaac, Berlin, und Prof. Dr. Köhler, Erlangen, 
geben mir Veranlaſſung zu einigen Bemerkungen: 

Auf keinem Gebiet der Rſpr. zeigt ſich die Unzulänglichkeit 
menſchlichen Rechtsfindens mehr als dann, wenn die zivilrechtlichen 
oder ſtrafrechtlichen Folgen von Straßenunfällen feſtzuſtellen find. Iſt 
ein Kraftfahrzeug beteiligt, ſo zerfallen die Zeugen meiſt unmittelbar 
nach dem Unfall in zwei ſich bekämpfende Gruppen: die kleinere der 


56. Jahrg. 1927 Heft 36] : 
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48. [88 240, 193 St B. Dem Täter des Ver- 
ens, deſſen Androhung den Tatbeſtand des 
Stre StGB. erfüllen ſoll, darf kein Schuld- oder 

rafausſchließungsgrund zur Seite ſtehen. 
Fe berechtigte Wahrnehmung der Intereſſen 
575 Mn Ordens gegenüber einem Mitglied, das 
8 Austritt erklären will, wird nicht dadurch 
tr deſchloſſen, daß dieſes Mitglied zum Aus- 
ritt befugt iſt.] 
90 Der Angekl. hat in einem Schreiben erklärt, er habe, 
Euren triftige Gründe für das Ausſcheiden der Empfänger 
125 dem Jungdeutſchen Orden bisher nicht bekannt geworden 
dane das Recht, ſo oft er das für nötig halte, ſie unter 
15 zensnennung aus erziehlichen Gründen den Ordensbrüdern 
= warnendes Beiſpiel für Wort⸗ und Treubrüchigkeit zu be⸗ 

8 da ſie ja dem Jungdeutſchen Orden unter Anrufung 
5 es unverbrüchliche Treue gelobt und ſich feierlichſt zu 
bel ihnen durch die Ordensverfaſſung auferlegten Pflichten 
die Sit hätten. Den Tatbeſtand der verſuchten Nötigung hat 
_ ER. auf Grund der Feſtſtellung verneint, daß ſie unter 


U 
ion nobiffteunde und die große der hitzigen Automobilfeinde. Die⸗ 
wenn Zeugen, die ſich ſtreng an die Wahrheit halten, wiſſen meiſt 
R it d eu bekunden. Sie haben begreiflicherweiſe ihre Aufmerkſam⸗ 
oder ei dem Unfall anderen Dingen zugewandt und nar einen Schrei 
n Krachen gehört oder einen Zuſammenſtoß im letzten Augen⸗ 
gegen polen. Ihnen ſteht die Maſſe der phantaſiebegabten Zeugen 
eugen er — von den Gerichten häufig als gute und zuverläſſige 
geben. bezeichnet —, die eine genaue Vorgeſchichte des Unfalls an⸗ 
ereion e wollen, gleichgültig, ob ſich der Unfall bei Tag oder Nacht 
it u, hat, die beteiligten Kraftfahrzeuge oder Perſonen ſchon längere 
ſehen 9 3 dem Unfall beobachtet und alles irgendwie Erhebliche ge⸗ 
wn . Auch die Richter können ſich von einer, natürlich un⸗ 
ma N zunerlichen Parteinahme in ſolchen Prozeſſen meiſt nicht frei⸗ 
Gehälter Der Staat ſorgt durch die ihnen bezahlten unerhört niedrigen 
mobil fa dafür, daß fie den Automobil beſitzenden, ja auch nur Auto⸗ 
ſtädten ehrenben Volksgenoſſen ablehnend gegenüberftehen. In Groß⸗ 
91 5 dat ſich infolge ſolcher Umftände ein vielleicht zu wenig be⸗ 
polizei N er Gegenſatz zwiſchen den Anſchauungen der Verkehrs⸗ 
kann 55 denen der Gerichte herausgebildet. Namentlich in Berlin 
nur ap r Straßenverkehr ohne ſchwerſte Störungen ordnungsgemäß 
teiligten net werden, wenn die Lenker aller an dem Verkehr be⸗ 
ahren Kraftfahrzeuge entſchloſſen und fo ſchnell als irgend zuläſſig 
Verkehr gpanen ſie mit beſonderer Vorſicht, ſo werden ſie von den 
erner ue iſten zu ſchnellerem Fahren aufgefordert. Sie haben 
lich neu; auftaſſige Hupenſignale zu vermeiden. Wo der Verkehr wirk⸗ 
in den ne Jormen angenommen hat, wie etwa in Neuyork, hört 
bei . Straßen das Signalgeben auf; es wäre ſinnlos, wollte 
betäuben ehen von Kraftfahrzeugen der einzelne Fahrer durch ohren⸗ 
wenn der arm noch auf ſich aufmerkſam machen. Es iſt natürlich, 
nur 15 Geſetzgeber wie auch die Gerichte einer ſolchen Entwicklung 
in Unfelen nachfolgen. Den zur Entſch. berufenen Gerichten liegt 
Schwieri, lerozeſſen häufig eine Aufgabe von kaum zu löſender 
zwanzi 3 ob. Der Angekl. iſt vielleicht ein Kraftfahrer von 
lichem Mehriger Erfahrung, größter Entſchlußkraft und ungewöhn⸗ 
tige Enie den. In dem Augenblick des Unfalls glaubte er die rich⸗ 
deſſen we zu treffen; zur Entſch. darüber, ob fein Entſchluß und 
Kunſt ka hrung fahrläſſig war, find Männer berufen, denen die 
zeuges vol tomobilfahrens, meiſt ſogar die Technik des Kraftfahr⸗ 
ärztlichen 1 fremd iſt. Würde es fi um einen Kunſtfehler bei einer 
würde de beration oder auch bei einem Lokomotivführer handeln, fo 
trafen Gericht einen oder mehrere Sachverſtändige hören. Bei 
unfällen dagegen glaubt man meiſt von der Vernehmung von 


Sach verz. 
nur erſtändigen abſehen zu können, obwohl die eigene Sachkunde 
die d 4 ganz ungenauen und unzureichenden Erfahrung beruht, 


und ichter als Fußgänger von dem Weſen des Straßenverkehrs 
an A des Kraftfahrens gewonnen hat. Infolge des Mangels 
ängſtliche je Nberficht man auch nur allzu leicht, daß beſonders 
0 loſſene, ne vorſichtige Fahrer leichter Unfälle verurſachen als ent⸗ 
von Ni Ad Fahrſicherheit, wenn ſich einmal ein Unfall ereignet, 
ie mn erſtändigen leicht als Unvorſichtigkeit angeſehen wird. 
wendungen ich auf anderen Rechtsgebieten gelten alle dieſe Ein⸗ 
über der 98 5 gegenüber der Rſpr. der Inſtanzgerichte als gegen- 
igkeit ere G., deffen Judikatur deutlich das Beſtreben und die 
eſens und 1 laßt, der Fortbildung des modernen Verkehrs⸗ 
der Entſch RA Intereſſen aller Beteiligten gerecht zu werden. In 
bracht, der 5 ae 1927 (ID 809/26) wird zum Ausdruck ge- 
gebenes Warnunf rer könne nur damit rechnen, daß auf ein ge⸗ 
wenn er Er ut been ei ſachgemäßes Verhalten des anderen folge, 
worden ſei 1 habe, daß das Zeichen gehört und aufgenommen 
eren enden 8 er aus dem darauf geſchehenen Benehmen des 
bewegen Werbe en, durfte, daß ſich dieſer auch weiterhin verſtändig 
e. Vollkommen zutreffend führt Peters in ſeiner Bem. 


Berückſichtigung der Perſönlichkeit des Angekl. und der ge⸗ 
ſamten Sachlage zu der Überzeugung gelangt iſt, daß der 
Angekl. zum mindeſten geglaubt hat, als Großmeiſter der 
„Bruderſchaft P.“ in dem Jungdeutſchen Orden durch die 
erwähnte Außerung berechtigte Intereſſen wahrzunehmen. 
Dieſe Auffaſſung iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Die An⸗ 
wendbarkeit des § 240 StGB. ſetzt voraus, ſoweit er hier in 
Betracht kommt, daß der Täter einen anderen widerrechtlich 
durch Bedrohung mit einem Vergehen, hier mit dem Ver⸗ 
gehen der Beleidigung, zu einer Handlung, Duldung oder 
Unterlaſſung nötigt. Das Vergehen, deſſen Androhung den 
Tatbeſtand des 8 240 StGB. erfüllen ſoll, muß ſtrafbar fein. 
Es darf daher bei ihm, wenn die Drohung verwirklicht wird, 
kein Schuld⸗ oder Strafausſchließungsgrund vorliegen (Urt. 
des erk. Sen. v. 16. Sept. 1926 — 2D 581/26). Der Schuld⸗ 
ausſchließungsgrund des 8193 StGB. würde aber dem 
Angekl. bei Verwirklichung der Drohung zur Seite ſtehen, 
wenn er dabei, wie die StK. als erwieſen erachtet, in der 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen zu handeln glaubte. 


zu der Entſch. aus, daß damit ſicherlich nur die Berückſichtigung 
normalerweise eintretender Ereigniſſe gemeint ſein könne. Fährt beis 
ſpielsweiſe vor dem Kraftfahrer ein Radfahrer ordnungsmäßig auf der 
rechten Straßenſeite, fo iſt der Kraftfahrer ſicherlich nicht genötigt, ſo 
lange Signale zu geben, bis der Radfahrer ſich umdreht oder ſonſtwie 
zu erkennen gibt, daß er dieſe Signale „aufgenommen“ hat. In dem 
der Entſch. v. 4. Febr. 1927 (ID 57% 7) zugrunde liegenden Fall iſt 
der verletzte Radfahrer dem Kraftfahrzeug entgegengekommen. An⸗ 
geblich infolge ſtarken Gegenwindes pendelte er ſtark hin und her 
und fuhr trotz der von dem Kraftfahrer gegebenen Signale im letzten 
Augenblick in das Kraftfahrzeug hinein. Zutreffend vermißt das RG. 
in dem Urt. der St. die Feſtſtellung, ob der Angekl., als er den 
ihm auf der Straße entgegenkommenden Radfahrer bemerkte, ohne 
Verſchulden annehmen durfte, daß derſelbe den Angekl. geſehen und 
deſſen Warnungszeichen gehört habe. Man wird wohl ergänzend be⸗ 
merken dürfen, daß der Kraftfahrer im allgemeinen davon ausgehen 
darf, daß ein Radfahrer, der ihm auf der freien Landſtraße entgegen⸗ 
kommt, ihn ſieht, und zwar ſelbſt dann, wenn keine Signale gegeben 
werden. Damit, daß jemand, der ſich auf einem Fahrrad innerhalb 
des heutigen Straßenverkehrs bewegt, ſo unaufmerkſam iſt, daß er 
entgegenkommende Fahrzeuge nicht ſieht, iſt nicht zu rechuen. Eine 
Beſtimmung, daß auf der Fahrbahn entgegenkommende Fahrzeuge 
oder Radfahrer durch Signale aufmerkſam zu machen ſind, beſteht 
nicht. Köhler in ſeiner Bem. zu der Entſch. möchte die in der 
Entſch. v. 4. Jan. 1927 niedergelegte Anſicht des RG., daß der Ver⸗ 
letzte das Warnungszeichen auch erſichtlich „aufgenommen“ haben 
müſſe, offenbar ſo ſtreng als möglich auszulegen. Hätte der Kraft⸗ 
fahrer den Verletzten in dem zur Entſch. ſtehenden Fall von hinten 
überholt, ſo wäre Köhlers Anſicht zutreffend. So wie der Fall 
lag, konnte der Kraftfahrer annehmen, daß der verletzte Radfahrer 
nicht nur das Warnungsſignal gehört, ſondern namentlich auch das 
entgegenkommende Kraftfahrzeug geſehen habe. Köhler führt aus, 
der Kraftwagenführer müſſe ſchon deshalb auch mit dem unverſtän⸗ 
digen Benehmen anderer Perſonen auf der Straße rechnen, weil das 
Publikum keine feſten Verhaltungsnormen zu kennen verpflichtet ſei, 
wie es ſich gegenüber überholenden Kraftwagen zu verhalten habe. Ich 
glaube nicht zu weit zu gehen, wenn ich ſage, daß eine ſolche Ans 
ſchauung kaum der Widerlegung an Hand von Geſetzesparagraphen 
bedarf, weil ſie dem geſunden Empfinden widerſpricht. Wäre ſie 
richtig, ſo würde ja auch in Zivilprozeſſen ein konkurrierendes Ver⸗ 
ſchulden — ſoweit es hier auf Verſchulden des Verletzten ankommt — 
nur ſelten eingewandt werden können. Tatſächlich ergibt ſich aber 
auch das Gegenteil aus der Geſetzgebung. Ich verweiſe auf den Ent⸗ 
wurf der „BD. über den allgemeinen Verkehr auf öffentlichen Wegen 
(Straßen⸗ u. Verk.)“, abgedruckt bei Müller, Automobilgeſetz 
S. 837 ff. Dieſer Entwurf iſt auf Grund einer Vereinbarung des 
Reichs mit den Ländern von dieſen einheitlich zum Inhalt von Ver⸗ 
ordnungen gemacht worden, und zwar in Preußen durch Verordnungen 
in den einzelnen Provinzen. Die auf Grund des Entwurfs erlaſſenen 
Verordnungen enthalten in den 88 20 ff. eingehende Vorſchriften über 
die Pflichten der Radfahrer, in 8 29 über die Pflichter der Fußgänger. 
Nach § 29 Abſ. 2 hat der Fußgänger bei der Benutzung des Fahr⸗ 
weges die erforderliche Rückſicht auf den übrigen Verkehr zu nehmen. 
Kraftfahrer werden im allgemeinen damit rechnen dürfen, daß er⸗ 
wachſene Fußgänger dementſprechend handeln und daß ſie ſich in 
Großſtädten an die weiter erlaſſenen beſonderen Vorſchriften über den 
Fußgängerverkehr halten. 

In den Beſprechungen von Peters, Iſaac und Köhler 
kommt weniger ein Unterſchied juriſtiſcher Anſchauung als naturgemäß 
die völlige Verſchiedenheit der Anſichten zum Ausdruck, die heute noch 
zwiſchen den Bewohnern der Großſtadt und der Kleinſtadt hinſichtlich 
des modernen Verkehrsweſens beſteht. 

RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 


2032 


Nach $ 193 StGB. iſt auch die nicht in beleidigender Abſicht 
ausgeſprochene bewußte Ehrenkränkung eines anderen ſtraflos, 
wenn ſie zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen erfolgt iſt. 
Zu prüfen war daher, welchen Zweck der Angekl. mit dem 
beanſtandeten Schreiben verfolgt hat. In dieſer Hinſicht er⸗ 
geben die Urteilsfeſtſtellungen, daß er die Adreſſaten beſtimmen 
wollte, ihre Austrittserklärungen zurückzuziehen oder wenig⸗ 
ſtens nachträglich zu begründen. Damit hat er in ſeiner 
führenden Stellung als Großmeiſter nicht nur ein berechtigtes, 
ſondern auch ein bei ſeinen verantwortlichen Beziehungen zu 
der „Bruderſchaft“ ihn perſönlich nahe angehendes Intereſſe 
wahrgenommen. Unbegründet ſind die Bedenken, welche die 
St. daraus herleitet, daß der Lehrer St. nach § 39 BGB. 
zum Austritt aus dem Orden berechtigt war, und daß der 
Angekl. nicht „befugt“ geweſen ſei, ihm „ſeine Meinung über 
ſeinen Austritt zu ſagen“. Weder das eine noch das andere 
ſchloß die Anwendbarkeit des 8 193 StGB. aus, wofern nicht 
die Ehrenkränkung, wie in dem von der StR. angezogenen 
Fall NOS. 46, 214, einer beſonderen Verbotsnorm oder den 
guten Sitten zuwiderlief. Beides trifft hier nicht zu. In der 
berechtigten Wahrnehmung der Ordensintereſſen konnte es der 
Angekl. für geboten erachten, die Ordensmitglieder, deren Aus⸗ 
tritt er nicht für unwiderruflich hielt, zu dem Entſchluß zu 
beſtimmen, die Ausübung des ihnen zuſtehenden Austritts⸗ 
rechts rückgängig zu machen. 
(2. Sen. v. 21. März 1927; 20 78/27.) A.] 
Verbindung zur 


49. [8 243 Nr. 6 StG B. Die 
fortgeſetzten Begehung von Diebſtählen kann ſich 
nicht auf einen gewöhnlichen Wochenmarkt be⸗ 
ſchränken.] 

$ 243 Nr. 6 StGB. ſetzt die Verbindung zur fortgeſetzten 
Begehung von Diebſtählen voraus, die Verbindung muß da⸗ 
her immerhin für einen gewiſſen, nicht gar zu beſchränkten 
Zeitraum eingegangen fein. Wenn auch (RGSSt. 9, 296) die 
vorläufige Beſchränkung der Verbindung auf die Dauer eines 
Jahrmarkts für den Tatbeſtand des § 243 Nr. 6 StGB. 
als genügend erachtet hat, ſo folgt daraus noch nicht, daß 
auch die in Frage ſtehende Verbindung der Angekl. mit der 
H. in zeitlicher Beziehung zur Annahme eines Bandendieb⸗ 
ſtahls ausreichen müßte. Denn während ein Jahrmarkt ſich auf 
mehrere Tage, mindeſtens aber auf einen vollen Tag zu er⸗ 
ſtrecken pflegt, beſchränkt ſich ein gewöhnlicher Wochenmarkt 
der Regel nach nur auf die Dauer weniger Stunden. Daß 
etwa die genannten Frauen ſich ganz allgemein zur Begehung 
von Diebjtählen auf Wochenmärkten verbunden gehabt hätten, 
iſt aus den Ausführungen des BU. nicht zu entnehmen. 

(2. Sen. v. 19. Mai 1927; 2 D 354/27.) A.] 


Zu 50. Zur Gewerbsmäßigkeit wird bei Olshauſen ! 8260 
Nr. 2 gefordert eine auf die Erzielung von Vermögensvorteilen 
ſich richtende Tätigkeit mit der Abſicht, dieſe nicht bloß einmal, 
ſondern fortgeſetzt, wenn auch nur bei günſtiger Gelegenheit vor⸗ 
zunehmen. Dieſe Anſicht, für die Olshauſen mit Recht die ge⸗ 
meine Meinung als überemftinnmend anführen konnte, blieb ſeither 
unbeanſtandet und iſt offenbar von der Begründung des angefoch⸗ 
tenen Urt. übernommen. Schon in RGRſpr. 3, 669 war ein ein⸗ 
heitlicher Wille des Handelnden verlangt worden, ſich einen in 
Vermögensvorteilen beſtehenden fortgeſetzten Erwerb zu verſchaf⸗ 
fen. Die im Anſchluß au Wendungen in der neueren Literatur da⸗ 
neben aufkommende Formel (ogl. z. B. Noch St. 53, 60): Der 
Wille, die Handlung zu wiederholen und ſich aus der wiederholten 
Begehung der Handlung eine Einkommenquelle zu verſchaffen, 
ſteht damit durchaus nicht in Gegenſatz. 

Es erſcheint daher überſpitz, wenn jetzt auf einmal die un⸗ 
bedingte Feſtlegung auf die neue Formel verlangt und gegen die 
alte Formel Front gemacht wird. Es iſt nicht verſtändlich, weshalb 
in der hergebrachten Wendung: „eine auf Verſchiebung von Ver⸗ 
moögensvorteilen ſich richtende Tätigkeit in der „Abſicht, dieſe nicht 
bloß einmal, ſondern fortgeſetzt, wenn auch nur bei günſtiger Ge⸗ 
legenheit, vorzunehmen“ eine Verwechſlung mit der Abſicht aus 
„fortgeſetzter hehleriſcher Tätigkeit ſich Vermögensvorteile 
zu verſchaffen“ liegen ſoll. Die Worte: „fortgeſetzt, wenn auch nur 
bei günſtiger Gelegenheit“, ſchließen die Unterſtellung aus, daß 
der Vorſatz des Täters „nur auf die Erſchöpfung eines gewiſſen 
mäßigen Vorrats gerichtet“ war, „die ſich in wenigen Einzelhand⸗ 
lungen vollzieht“. In RGSt. 45, 71 hat das RG. den Entſchluß 
eines Täters, bei ſich künftig bietender Gelegenheit die Straftat 
zu wiederholen, in diametralen Gegenſatz zum fortgeſetzten Ver⸗ 
brechen geſtellt. Im vorliegenden Fall dagegen ſoll eine ganz gleich⸗ 
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50. [8 260 StG B. Der Begriff der Gewerbs⸗ 
mäßigkeit ſetzt voraus, daß eine Einnahme von 
einer gewiſſen Dauer erſtrebt i ſt.]＋) 


Gewerbsmäßige Hehlerei liegt vor, wenn der Täter bei 
der Vornahme der hehleriſchen Handlung von der Abſicht ge⸗ 
leitet wurde, die Handlung zu wiederholen und aus ihrer 
wiederholten Vornahme ſich eine Einnahme⸗ 
quelle zu verſchaffen (RGSt. 53, 59, 155; 56, 54; 
57, 367; 58, 19). Wenn auch die gewollte Erwerbstätigkeit 
nach der Vorſtellung des Täters nicht auf eine ſchlechthin un⸗ 
begrenzte Dauer gerichtet zu fein braucht (RGSSt. 51, 97, 
100), ſo liegt doch in dem Begriff der „Quelle“, daß eine 
Einnahme von einer gewiſſen Dauer erſtrebt werden muß. 
Iſt der hehleriſche Vorſatz des Täters z. B. nur auf die Er⸗ 
ſchöpfung eines gewiſſen mäßigen Vorrats gerichtet, die ſich 
in wenigen Einzelhandlungen vollzieht, ſo iſt für die Annahme 
von Gewerbsmäßigkeit kein Raum, weil die Möglichkeit einer 
Wiederholung der Einzelhandlungen mit dem Erfolge, da⸗ 
durch eine fortlaufende Einnahmegelle zu erzielen, ausge⸗ 
ſchloſſen, der Wille des Täters alſo nicht auf einen ſolchen 
Erfolg gerichtet erſcheint und deshalb die Gewerbsabſicht 
fehlt (RGSt. 58, 19, 20, 24). In einem ſolchen Falle würde 
fortgeſetzte Hehlerei in Frage kommen. Die StR. begnügt 
ſich zur Begründung der Gewerbsmäßigkeit mit der Feſt⸗ 
ſtellung, der Angekl. habe eine auf die Verſchaffung von Ver⸗ 
mögensvorteilen ſich richtende Tätigkeit entfaltet, mit der 
Abſicht, dieſe nicht bloß einmal, ſondern fortgejeßt, wenn auch 
nur bei günſtiger Gelegenheit, vorzunehmen. Dieſe Aus füh⸗ 
rungen, die möglicherweiſe auf einer Verwechſlung der Begriffe 
der fortgeſetzten und gewerbsmäßigen Handlung beruhen, 
geben zu rechtlichen Bedenken Anlaß. Die StR. ſcheint Ge⸗ 
werbsmäßigkeit ſchon dann als vorliegend anzuſehen, wenn 
die Abſicht des Täters darauf gerichtet war, aus einer fort⸗ 
geſetzten hehleriſchen Tätigkeit fich Vermögensvorteile zu ver⸗ 
ſchaffen. Die auf Gewinn gerichtete Abſicht iſt aber unerläß⸗ 
liche Vorausſetzung ſchon der einfachen Hehlerei nach 8 259 
BOB. Der Erſchwerungsgrund der Gewerbsmäßigkeit entfällt 
daher, wenn zwar die Einzelhandlung von einer gewinnſüch⸗ 
tigen Abſicht veranlaßt, der Wille des Täters aber nicht 
darauf gerichtet iſt, ſie und die in Ausſicht genommenen wei⸗ 
teren gleichartigen Einzelhandlungen gerade deshalb vorzu⸗ 
nehmen, um mit ihrer Hilfe eine Einnahmequelle für ſich zu 
begründen. Bei der gewerbsmäßigen Hehlerei bildet jede 
Einzelhandlung nur eine Betätigung der auf Schaffung einer 
Einkommensquolle gerichteten Geſamtabſicht. Die Anſicht der 
St., daß auch eine Einzelhandlung den Charakter der 
Gewerbsmäßigkeit an ſich tragen kann, iſt zwar rechtlich nicht 


wertige Wendung den Verdacht einer Verwechſlung mit einem forte 
geſetzten Verbrechen begründen. 

Nicht klar iſt auch die Außerung, daß die Gewerbsabſicht in 
einem Falle wie dem vorliegenden einer „beſonders ein. 
gehenden und einwandfreien Begründung“ bedürfe. In 
einem Falle wie dem vorliegenden“ kann nach der Sachlage nur 
bedeuten: in einem Falle, wo die Gewerbsabſicht aus der erſt⸗ 
maligen Verübung erſchloſſen werden ſoll. Die Möglichkeit eines 
ſolchen Falles iſt vom RG. ſchon wiederholt anerkannt worden; 
vgl. die bei Olshauſen io 8260 N. 5a angeführten Entſchei⸗ 
dungen. Nirgends iſt da von einem Erfordernis einer beſon⸗ 
ders eingehenden und einwandfreien Begründung die 
Rede geweſen. Würde nicht „einwandfreie Begründung“ genügen? 
Wozu dann die Steigerung: beſonders einwandfrei? Weshalb muß 
ferner das RG. gerade hier eine beſonders eingehende Be- 
gründung verlangen? Würde es nicht einen Bruch mit der reichs⸗ 
gerichtlichen überlieferung bei der Urteilsbegründung bedeuten, 
wenn es ſich z. B. nicht mit der kurzen Begründung begnügen 
wollte: der Angekl. hat glaubhaft zugegeben, daß er in der Abſicht 
handelte, ſich aus der wiederholten Verübung eine Einnahmequelle 
zu verſchaffen? Der letzte Abſatz des reichsgerichtlichen Urt. er⸗ 
ſcheint uns demnach als verfehlt. Anſcheinend hat der Sen. den 
Fall ſich vorgeſtellt, daß bei vieldeutigen Begriffen, wie „Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen“, „ſich zueignen“, der Nachweis 
ihres Vorliegens eingehende Ausführungen im Einzelfall erfordern 
kann. Aber aus dem vom RG. angeführten Umſtand, daß eine 
vorherige Wiederholung der Handlung immerhin „die regelmäßige 
Erſcheinungsform der Gewerbsmäßigkeit bildet“ folgt doch wahr⸗ 
haftig nicht generell, daß die ſeltenere „Erſcheinungsform“, wenn 
ſie klar bezeugt iſt, einer irgendwie eingehenderen Begründung 
bedarf. Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 


56. Jahrg. 1927 Heft 36] 


zu beanſtanden. Da jedoch eine Mehrheit von Einzelhand⸗ 
lungen immerhin die regelmäßige Erſcheinungsform der Ge⸗ 
werbsmäßigkeit bildet, ſo bedarf in einem Falle wie dem 
vorliegenden die Gewerbsabſicht einer beſonders eingehenden 
und einwandfreien Begründung. 

1. Sen. v. 4. März 1927; 1 D 145/27.) A.] 


51. [5 263 StG B. „Kümmelblättchen“ als Be⸗ 
trug.] f) 


Beim „Kümmelblättchen“ ſpiegelt der Bankhalter den un⸗ 
eingeweihten Spielern die falſche Tatſache vor, daß er ſtets 
die rote Gewinnkarte zuerſt auf den Tiſch legen werde, wäh⸗ 
rend er in Wirklichkeit ſtatt der roten, den Mitſpielern vor⸗ 
gezeigten Gewinnkarte die in ſeiner Hand verdeckt gehaltene 
ſchwarze Karte zuerſt fallen läßt. Durch dieſen „Trick“ wer⸗ 
den die Spieler über den Verbleib der Gewinnkarte getäuſcht. 
Um die verlorenen Einſätze wird das Vermögen der Ge⸗ 
täuſchten beſchädigt. Ausdrücklich feſtgeſtellt iſt in dem an⸗ 
gegriffenen Urteil, daß auch von den Angekl. das „Kümmel⸗ 
blättchen“ in der dort geſchilderten Art geſpielt worden iſt, 
und daß daher der Erfolg dieſes (ſcheinbaren) Spieles, welches 
lediglich auf Täuſchung berechnet war, nicht vom Zufall, ſon⸗ 
dern von der Fingerfertigkeit des Bankhalters abhing. Was 
die Rev. dieſen Feſtſtellungen gegenüber in tatſächlicher Hin⸗ 
licht vorbringt, iſt gemäß § 337 StPO. nicht zu beachten. 
Auch der 3. StSen. hat in dem Urt. v. 15. Nov. 1926 (3 D 
624/26) anerkannt, daß die durch das „Kümmelblättchen“ ver- 
übte ſog. „Bauernfängerei“ als Betrug ſich darſtellt, da durch 
das geſchickte Kartenwerfen die Gewinnausſichten der harm⸗ 
loſen Mitſpieler von vornherein vereitelt werden. Die Mit⸗ 
läterſchaft der Angekl. hat die Stͤ. rechtlich bedenkenfrei dar⸗ 
aus gefolgert, daß fie auf Grund eines vorher gefaßten ein- 
heitlichen Planes bei der Ausführung des Betrugsſpieles in 
der wichtigen Rolle der „Anreißerin“ mitgewirkt und die 
Täuſchungshandlung des Bankhalters als ihre eigene Tat ge⸗ 
wollt, ſpäter auch den Gewinn mit den Genoſſen geteilt hat. 
Die Annahme einer bloßen Beihilfe ſchließt dieſer Sach⸗ 
verhalt aus. 

(2. Sen. v. 24. Jan. 1927; 2D 1125/26.) A.] 


— 


8 Zu 51. Das als „Kümmelblättchen“ geübte Falſchſpiel iſt 
. Die Veranſtalter veranlaſſen zum Mitſpielen durch die 
Vorſpiegelung, die Entſcheidung beruhe auf Zufall, während ſie in 
Wahrheit das Ergebnis der Manipulationen der Veranſtalter iſt. 
as fie erwerben iſt kein Spielgewinn, ſondern ein durch rechts⸗ 
She Täuſchung erſtrebter Vermögensſchaden. Nicht $ 762 Abſ. 1 
aß 2 BGB., ſondern 8823 BGB. beſtimmt den Erſatzanſpruch des 
Geprellten. Schwieriger iſt die Frage, welche das Urt. nicht be⸗ 
antwortet, ob Fal ſchſpiel nur als Betrug oder als Betrug in 
PSalkonkurxenz mit Glücksſpiel zu beſtrafen iſt. Der 
28 IS. (Rap St. 21, 107) vertritt den erften, der 1. StS. (RGSt. 21, 
3, GA. 50, 112; NS. 61, 12) und der 3. StS. (RGSt. 1, 118) 
n zweiten Standpunkt. Die Gründe, aus denen es nicht zu einer 
dase der Ver StS. gekommen iſt, find in RGSSt. 61, 16 unver⸗ 
Öffentlicht geblieben. Ich halte die Anſicht des 4. StS. für richtig. 
Glücksspiel und Betrug ſchließen ſich aus. Bei dieſem iſt die ein⸗ 
Be Vermögensverſchiebung eine zufällige, bei jenem findet ſie 
Gee Urſache in den betrügeriſchen Machenſchaften des Täters. Die 
gründe in NGSt.61,15F. können nicht überzeugen. Nicht ob 
ee nach den ihnen bewußten Vertragsbedingungen ſpielen 
= PB ſondern ob fie nach der tatfächlichen Veranſtaltung wirklich 
Nicht 25 „Glück“ geſpielt haben, iſt für die Beurteilung entſcheidend. 
Fe: 8 r durch Abſchluß des Spielvertrages enthüllte Leichtfinn, ſon⸗ 
Strafbacken Spiel liegende Vermögensgefährdung iſt der Grund der 
äufi Reit, Freilich wird praktifch der Falſchſpieler nicht zwangs⸗ 
hub in jedem Falle den vollen Gewinn zu ſich ſtrömen laſſen, 
dern nur die Gewinnchancen zu ſeinen Gunſten beeinfluſſen. 
2 18 la fortune“ nennt das Riccaut de la Marliniere. 
Be 720 es einer wertenden Auswahl der kauſalen Faktoren. Das 
einſluſßen, . in dem ſowohl Zufall als Betrug den Erfolg be⸗ 
En — Bun juriſtiſch in gleicher Weiſe eine Entſch. nach der 
des Geſchi ee ern Seite, wie fie die Judikatur bei der Abgrenzung 
er icklichkeitsſpieles vom Glücksſpiel (RGSt. 25, 192; 43, 155) 
i — 5 
„Die Mittäterſchaft der „Anreißerin“, welche vermutlich als 
ap ert! . viele fingierte Gewinne und ſeltene Ver⸗ 
teiligte 1 Dan an der Täuſchungshandlung ſelbſt be⸗ 
A, e + B » 5 
der ſubjektiven Veilnahmele : Free 
Prof. Dr. Max Grünhut, Jena. 
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**52, [8 266 StG B. Eine Vermögensſchädigung 
kann auch in einer Vermögensgefährdung 
gefunden werden. Nicht jeder Sanierungs⸗ 
verſuch, der mir fremdem Geld unternommen 
wird, erfüllt den inneren Tatbeſtand der Un⸗ 
treue. ] f) 


Die Worte in § 266 StGB. „zum Nachteile verfügen“ 
haben die gleiche Bedeutung, wie die Worte in $ 263 daſ. 
„das Vermögen beſchädigen“. Danach iſt aber, wenn die Ver⸗ 
fügung auf Grund eines gegenſeitigen Vertrages erfolgt iſt, 
nach den Grundſätzen des RG. die Einwirkung der Verfügung 
über das einzelne Vermögensſtück auf die wirtſchaftliche Ge⸗ 
ſamtlage zu ermitteln; dazu ſind die Werte der Leiſtung 
und Gegenleiſtung gegeneinander abzuwägen (RGSt. 16, 1, 
6). Hiernach kann aber eine Vermögensbeſchädigung bereits 
in einer Vermögensgefährdung dann enthalten ſein, wenn nach 
der im Einzelfalle gegebenen Sachlage die eingetretene Ge⸗ 
fahr eines Verluſtes, alſo die Ungewißheit darüber, ob nicht 
ein Verluſt entſtehen werde, den Wert des Vermögens ver⸗ 
mindert (RGSt. 16, 77, 81; 38, 266). Wird daher gegen 
Geld, das auf Grund eines Darlehnsvertrags gewährt wird, 
nur eine unſichere, hinſichtlich ihrer Einbringlichkeit gefähr⸗ 
dete und deshalb minderwertige Forderung auf Rückzahlung 
des Darlehnsbetrags eingetauſcht, ſo iſt ſchon darin eine Ver⸗ 
minderung des Vermögens in ſeinem Geſamtwerte zu finden. 
Maßgebend für den Eintritt einer Vermögensbeſchädigung iſt 
in allen Fällen der Zeitpunkt, in dem die Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung ausgetauſcht werden; entſpricht in dieſem Augen⸗ 
blicke der Wert der Leiſtung nicht dem der Gegenleiſtung, ſo 
iſt die Vermögensbeſchädigung gegeben. Dieſe Grundſätze hat 
die Stͤ. nicht verkannt. Sowohl die StR. als auch das 
SchöffG. haben feſtgeſtellt, daß die Angekl. gegen die von 
ihnen hingegebenen Schecks über insgeſamt 300 000 AN, die 
für die Sparkaſſe wegen der Sicherheit ihrer entſprechenden 
Forderungen gegen die Girozentrale H. „gutes Geld“ waren, 
eine wegen der damaligen ſchlechten Lage des Sch. ſchen 
Unternehmens von vornherein in hohem Maße unſichere und 
deshalb gefährdete Forderung auf Rückzahlung des Geldes 
gegen Sch. eintauſchten, wobei die Sf. der hypothekariſchen 


Zu 52. Das Urt. rollt die grundſätzliche Frage auf, inwieweit 
ſich ein Bevollmächtigter ſtrafbar machen kann, wenn er ein unver⸗ 
antwortliches Riſiko eingeht. Gegen das Urt. beſtehen ſchwere Ber 
denken. Die Bedeutung des Riſikos für das Strafrecht iſt noch ſo 
gut wie gar nicht erforſcht, auch die vorzüglichen Ausführungen 
von Binding: Normen IV S. 432 ff. ſind nur eine erſte Skizze, 
die Anwendung des Riſikogedankens auf den ſpeziellen Fall der 
Vermögensverbrechen iſt aber bisher, ſoweit ich ſehe, überhaupt noch 
nicht unterſucht. So kann hier nur das Grundſätzliche kurz angedeu⸗ 
tet werden. 

1. Der zweite Teil des Urt. will — übrigens im Widerſpruch 
zum erſten Teil — dem Problem mit der Figur des dolus even- 
tualis zu Leibe rücken. Aber kann man denn ſagen, daß derjenige, 
welcher „alles auf eine Karte ſetzte, mochte es biegen oder brechen“ 
den ungünſtigen Ausgang des Wagniſſes gebilligt hat? Dies er⸗ 
Scheint mir als unzuläſſig. Die beiden Erfolge, der nützliche und der 
ſchädliche, ſchließen ſich doch gegenſeitig aus, von einem „mit“ in 
den Kauf nehmen, wie die Begründung ſagt, kann alſo keine Rede 
fein. Binding ſagt mit Recht: „Bei größtem Gefahrrifiko kann 
das höchſte Intereſſe für die Vermeidung beſtehen“ (a. a. O. S. 435 
Anm. 8). Und hier liegt doch ganz klar, daß die Angekl. einen 
letzten verzweifelten Verſuch machten, um ihre perſönliche Stellung 
zu retten. Der Beweggrund ihres Tuns war allerdings ſelbſtſüch⸗ 
tig, aber gerade dadurch erſcheint es ausgeſchloſſen, daß ſie den 
ſchädlichen Ausgang gebilligt hätten. Wer einen letzten verzwei⸗ 
felten Verſuch macht, e xiſtenz zu retten, der billigt doch nicht 
das Mißlingen dieſes Verſuches. 

Ganz klar wird dies bei Anwendung der Frank ſchen For⸗ 
mel, denn wenn die Angekl. beſtimmt mit dem Mißlingen gerech⸗ 
net hätten, fo hätten fie die weiteren 300 000 % ſicherlich nicht 
hingegeben. Und man kann ebenſowenig ſagen, daß die Angekl. die 
Tat auch für den Fall, daß ſie den nur als möglich vorgeſtellten 
Erfolg herbeiführen werden, gewollt haben. Wenn dieſer Satz des 
Opz Komm. (2. Aufl. S. 38) die Praxis des RG. richtig wieder⸗ 
gibt, jo läßt ſich die Entſch. vom Standpunkt dieſer Praxis aus 
nicht rechtfertigen. Möglich wäre dies nur von der Auffaſſung 
Bindings aus (Normen II S. 863 f., hier insbeſ. IV S. 448), der 
aber ſicherlich zu weit geht. 

2. Aber die Begründung ſtellt doch die ganze Darſtellung des 


ſubjektiven Momentes gar nicht auf die weſentliche objektive Seite 
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Sicherſtellung des neuen Kredits, wie ſie im ſchöffengericht⸗ 
lichen Urteile dargeſtellt ift, gegenüber der Tatſache des vor⸗ 
hergegangenen Stillſtandes des Geſchäftsbetriebs und die un⸗ 
günſtigen Ausſichten ſeiner Wiedereröffnung erſichtlich keine 
ausſchlaggebende Bedeutung beigelegt hat. Hiernach konnte 
die StR. ohne Rechtsirrtum annehmen, daß das Vermögen 
der Sparkaſſe als Ganzes betrachtet, gegenüber dem Stande 
vor der Hingabe des Geldes durch die Verfügung der Angekl. 
eine erhebliche Verſchlechterung erlitten hat, und daß dieſe 
Vermögensbeſchädigung bereits im Zeitpunkt der Hingabe 
des Geldes eingetreten war. Dies wird nicht dadurch in 
Frage geſtellt, daß die Schecks über 300 000 7% nach dem 
Willen der Angekl. zur „Sanierung“, nämlich zur Rettung 
der an ſich verlorenen 500000 % für die Kreisſparkaſſe L. 
hingegeben wurden. Denn im Zeitpunkt der Hingabe wurde 
die Vermögenslage der Kreisſparkaſſe nicht ſchon dadurch ver⸗ 
beſſert, daß ihr durch die Gewährung der weiteren 300000 AH 
die Ausſicht eröffnet wurde, möglicherweiſe ſpäter einmal die⸗ 
ſen Betrag und die bereits verlorenen 500000 AN wieder aus 
dem Sch.ſchen Unternehmen „herauszuwirtſchaften“. Denn 
dieſe Ausſicht war, wie die Urteilsgründe erſichtlich als die 
tatſächliche Auffaſſung der StR. ergeben, im Zeitpunkt der 
Hingabe der weiteren 300 000 7% noch eine völlig ungewiſſe; 
es handelte ſich um den für die Sparkaſſe „mit großem Riſiko 
verbundenen“ Betrieb einer „völlig unſicheren“ Fleiſchwaren⸗ 
fabrik in P., um einen „nicht völlig ſicheren Induſtriebetrieb“, 
und die Sparkaſſe hätte — wenn der Betrieb der Fleiſch⸗ 
warenfabrik nach Maßgabe des Geſchäftsvertrags v. 10. April 
1925 überhaupt hätte durchgeführt werden kön⸗ 
nen, ihr Geld erſt in etwa zehn Jahren zurückerhalten. Un⸗ 
verkennbar geht daher die tatſächliche Überzeugung der Stg., 
wenn ſie dies auch nicht mit ausdrücklichen Worten erörtert 
hat, doch dahin, daß dieſe ungewiſſe Ausſicht noch nicht als 
eine greifbare Verbeſſerung der Vermögenslage, als ein Ver⸗ 
mögenswert in dem Sinne gebucht werden konnte, daß durch 
ſie die Verminderung, die das Vermögen der Kreisſparkaſſe 
als ein Inbegriff von geldwerten Gütern aller Art auf der 
anderen Seite durch die Gewährung der weiteren 300000 RM 
gegen den Eintauſch einer gefährdeten Gegenforderung erlitt, 
wieder aufgehoben wurde. Hiernach hat die StA. auch bei 
Würdigung der Einwirkung der Verfügung über die Forde⸗ 
rung von 300 000 M auf die wirtſchaftliche Geſamtlage 
der Sparkaſſe nicht zu der Auffaſſung gelangen können, daß 
wegen der Erlangung der ungewiſſen Ausſicht auf ſpätere 
Rettung der 500000 % keine Vermögensbeſchädigung durch 
Hingabe der weiteren 300 000 AM eingetreten fei. Dies iſt 
nicht rechtsirrtümlich. Wenn im Urteil der StR. ausgeführt 
iſt, daß die Angekl. durch die Hingabe weiterer Gelder „aus 
nächſt“ einmal die Vermögenslage der Sparkaſſe verſchlech⸗ 
terten, ſo ſoll nach dem ganzen Zuſammenhange erſichtlich 
damit nur geſagt ſein, daß jedenfalls in dem hier allein maß⸗ 
gebenden Augenblick der Hingabe des Geldes dieſe Ver⸗ 
ſchlechterung eintrat. Wären dieſe Gelder und die bereits 
früher gewährten 500 000 „ ſpäter aus dem Sch.ſchen Unter⸗ 
nehmen dennoch „herausgewirtſchaftet“ worden, fo würde dies 
lediglich einen die Untreue nicht berührenden nachträglichen 
Schadensausgleich bedeutet haben. Es iſt auch rechtlich nicht 
zu beanſtanden, daß die St. bei der Prüfung des Vor⸗ 
handenſeins der Vorausſetzungen des 8 266 Abſ. 1 Nr. 2 
StGB. einen Unterſchied in der Richtung gemacht hat, ob 


des Tatbeſtandes ab. Weſentlich ift zunächſt nicht, wie das RG. im 
erſten Teil des Urt. ganz richtig ausführt, ob die darangeſetzte 
Summe von 300 000 % wirklich verloren wird (im vorliegenden 
Fall ſcheint dies noch gar nicht entſchieden geweſen zu ſein), ſon⸗ 
dern ob durch die Hingabe des Geldes. gegen eine 
gefährdete Forderung ſchon im Augenblick der Hin 
gabe eine Vermögensbeſchädigung, eine Vermin⸗ 
derung des Geſamtwertes eingetreten war. Es 
iſt ſehr zu bemerken, daß eine Vermögensgefährdung an ſich nicht 
genugt, um Untreue zu begründen, aber eine Ge fährdung, 
welche bereits den gegenwärtigen Wert des Ver⸗ 
mögens mindert, tut das allerdings (vgl. Hell⸗ 
muth Mayer: Untreue S. 165 f.). Die Begründung läßt ſich 
nur hiſtoriſch geben und kann hier nicht ausgeführt werden, die 
Begründung des RG. genügt allerdings nicht. 

ur praktiſchen Erklärung dieſer anſcheinend zunächſt be⸗ 
fremdlichen Stellungnahme ſei bemerkt, daß damit eben diejenigen 


es ſich um den Standpunkt von auf eigene Verantwortung 
tätig werdenden Großkaufleuten handelt, der bei jedem großen 
Geſchäft einen gewiſſen Wagemut verlangt und ein gewiſſes 
Riſiko trägt, oder um den Standpunkt der Angekl., die als 
Beamte einer Sparkaſſe und mithin als Verwalter fremden 
Vermögens ſatzungsgemäß und auf Grund ihrer Amtspflichten 
in der Kreditgewährung beſondere Vorſicht zu üben hatten, 
um die Sparkaſſe vor Schaden zu bewahren. Hiernach tritt 
in der Annahme der StK, daß die Angekl. durch ihr Handeln 
objektiv eine Vermögensbeſchädigung der Sparkaſſe herbei⸗ 
geführt haben, ein Rechtsirrtum nicht zutage. Die weitere 
Annahme der StͤK., daß die Angekl. ſich des Eintritts einer 
Beſchädigung des Vermögens der Kreisſparkaſſe als Folge 
ihrer Verfügung über die Forderung von 300000 AN bewußt 
geweſen ſind, dies gewollt und gebilligt haben, liegt im weſent⸗ 
lichen auf tatſächlichem Gebiete. Sie iſt aber auch nicht durch 
Rechtsirrtum beeinflußt. Auszugehen iſt allerdings davon, 
daß nicht bei jedem „Sanierungsverſuche“, der mit fremdem 
Gelde unternommen wird, ohne weiteres auch der innere Tat⸗ 
beſtand einer Untreue i. S. des § 266 StGB. vorliegen wird. 
Er wird ausgeſchloſſen ſein, wenn der Unternehmer nach den 
Umſtänden des Einzelfalles mit der naheliegenden Wahre 
ſcheinlichkeit rechnen darf und auch rechnet, daß der Ver⸗ 
ſuch Erfolg haben, die für die „Sanierung“ neu aufzuwenden⸗ 
den Gelder alſo nicht verloren ſein werden. In dem hier 
gegebenen Falle iſt indes das Gegenteil tatſächlich feſtgeſtellt. 
Nach den von der Stͤ. übernommenen Feſtſtellungenn des 
Schöffen h. war die Lage der Firma G. Sch. im April 1925, 
alſo zur Zeit des „Geſchäftsvertrags“ eine verzweifelte 
geworden, und dies war auch beiden Angekl. in vollem Um⸗ 
fange bekannt. Der von der Kreisſparkaſſe L. gegebene 
Kredit von 500000 RN (300000 RM auf die Wechſel, 
200000 % auf das erſte Sparkaſſenbuch) war verbraucht 
worden, ohne daß eine Beſſerung der Verhältniſſe eingetreten 
wäre. Im Gegenteil ging es mit der Firma immer mehr 
bergab. Sogar die Stadtbank R., die gleichfalls eine Forde⸗ 
rung von über ½ Million AN an Sch. und daher auch ein 
Intereſſe an der Weiterführung ſeines Betriebes hatte, ſcheute 
davor zurück, noch weitere Summen aufs Spiel zu ſetzen: 
vielmehr überließ fie das Riſiko des Geſchäftes, wie aus 8 2 
des Geſchäftsvertrags v. 10. April 1925 hervorging, in vollem 
Umfange und in ſeiner ganzen Auswirkunng der Kreisſpar⸗ 
kaſſe L. Das Gericht hat es daher als ſeine feſte Überzeugung 
ausgeſprochen, daß die Angekl., wenn ſie jetzt, im April, zum 
erſten Male vor die Frage geſtellt worden wären, ob ſie zur 
Wiedergutmachung des in der „Schradenangelegenheit“ ent⸗ 
ſtandenen Schadens dem Sch. einen Kredit geben ſollten, bei 
der troſtloſen Lage dieſer Firma am 12. April doch davor 
zurückgeſchreckt ſein würden. Nach der weiteren tatſächlichen 
Auffaſſung des Schöffengerichts, der die StR. erſichtlich bei⸗ 
getreten iſt, handelt es ſich um ein reines Riſikogeſchäft, bei 
dem die Angekl., wie beim Glücksſpiel, alles auf eine Karte 
ſetzten. Sie taten dies, „mochte es biegen oder brechen, mochten 
auch die letzten 300 000 RN verloren fein“, weil die Offen⸗ 
barung der bereits eingetretenen Verluſte ihrer vorgeſetzten 
Dienſtſtelle gegenüber ihnen ihre Amter gekoſtet haben würde. 
Hiernach geht die tatſächliche überzeugung ſowohl des Schöffen⸗ 
gerichtes als auch der StK. unverkennbar dahin, daß die beiden 
Angekl. bei der Gewährung der letzten 300 000 AN nicht mit 
der Wahrſcheinlichkeit einer Rettung der bereits ver⸗ 


und nur diejenigen Fälle als Untreue gelten, in denen ein Spe⸗ 
kulationsgeſchäft ſo waghalſig iſt, daß unmittelbar nach dem Ab⸗ 
ſchluß ſchon eine Schadenserſatzklage gegen den Geſchäftsführer be⸗ 
ſteht, auch wenn der Ausgang der Spekulation noch ungewiß ift. 

3. Darauf wäre nun die Unterſuchung der ſubjektiven Seite 
abzuſtellen. Es kommt darauf an, ob die Angekl. dieſe 
durch Hingabe des Geldes unmittelbar entſtandene 
Wertminderung bewußt gewollt haben. Das iſt näm⸗ 
lich, gerade weil es ſich um einen Verzweiflungsſchritt gehan⸗ 
delt hat, durchaus nicht ſicher. Waren die Angel. ſich aber nicht 
bewußt, daß ſie bereits unmittelbar durch die Hingabe des Geldes 
gegen die Forderung den Geſamtbeſtand des Vermögens verrin⸗ 
gerten, fo fehlte es am dolus. Man kann doch den dolus für dieſe 
unmittelbar entſtandene Wertminderung nicht daraus herleiten, daß 
ſie den ſpäter vielleicht einmal eintretenden Verluſt gebilligt hätten, 
was übrigens nicht der Fall iſt. Waren ſie ſich indes wirklich be⸗ 
bewußt, daß durch ihre Aktion der Wert des ihnen anvertrauten 
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lorenen 500000 RN und der Abwendung eines Verluſtes der 
weiteren 300 000 7% gerechnet haben. Vielmehr handelten ſie 
mit dem Bewußtſein, daß der Verluſt eintreten könne; ſie 
wollten ihn für den Fall ſeines Eintritts mit in den Kauf 
nehmen, billigten alſo dieſen Erfolg. Dies trägt aber die An⸗ 
nahme eines abſichtlichen Verfügens über eine Forderung 
zum Nachteile der Sparkaſſe i. S. § 266 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. 
(1. Sen. v. 22. Febr. 1927; 1 D 22/27.) A.] 


53. [88 294, 50 St B. Daß der Gehilfe es auf 
die Erlangung eines dauernden Vorteils als 
ſtändige Einnahmequelle abgeſehen habe, kann 
dadurch feſtgeſtellt werden, daß er an einem Han⸗ 
del teilgenommen hat, den der Täter mit den 
ihm aus der Tat zufließenden Mitteln finan- 
ztert hat.] /) 

Im Einklang mit der reichsgerichtlichen Rſpr. hat die 
StR. als Vorausſetzung einer Beihilfe zum gewerbsmäßigen 
Jagdvergehen angenommen, daß der Angekl. als Gehilfe es 
auch ſeinerſeits auf die Erlangung eines dauernden Vorteils 
als ſtändiger Einnahmequelle abgeſehen hatte. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung fieht die StH. dadurch verwirklicht, daß der Angell. 
an dem Erlöſe St.s aus der unbefugten Jagdausübung ſelbſt 
habe teilnehmen wollen oder daß er darauf ausgegangen 
ei, Nutzen daraus zu ziehen, daß St. — mit den aus unbe⸗ 
fugter Jagdausübung fließenden Mitteln — Gewehre auf- 
kauſen und billig an ihn, den Angekl., abgeben würde. Auf 
der Grundlage dieſer Ausführung des angefochtenen Urt. iſt 
die Verurteilung aus 8 294 StGB. allerdings nur dann ge⸗ 
rechtfertigt, wenn die Abſicht, aus dem in Ausſicht ge⸗ 
nommenen Gewehrhandel einen dauernden Erwerb zu er- 
zielen, ausreicht, um die Beihilfe des Angekl. zum Jagd⸗ 
vergehen St.s als eine ſelbſt gewerbsmäßige erſcheinen zu 
aſſen. Der Nutzen, auf den der Angekl. hierbei ausgegangen 
wäre, ſteht mit dem gewerbsmäßigen Jagdvergehen St.s nur 
in einem mittelbaren Zuſammenhange. Dies iſt aber auch 
als ausreichend anzuſehen. Denn wenn nach § 50 StGB. die 
hier bezeichneten beſonderen Umſtände beim Gehilfen vor⸗ 
liegen müſſen, ſo kann nicht mehr erfordert werden, als daß 
die Vorteile, die dem Gehilfen aus der Beihilfehandlung er⸗ 
wachſen, ihm eine dauernde Einnahmequelle bieten, gleich- 
gültig im übrigen, daß der ihm hierdurch zufließende wirt⸗ 
ſchaftliche Nutzen ſeiner Art nach ein anderer iſt als die Vor⸗ 
teile, die der Haupttat ſelbſt eigen ſind. 


(1. Sen. v. 22. März 1927; 1D 208/27.) A.] 


Vermögens ſchon unmittelbar durch die Hingabe des Darlehens 
verringert würde, ſo liegt Untreue an ſich vor. 

„ Allerdings käme hier noch die Frage, inwieweit etwa das Mo- 
uv, dem Auftraggeber einen höheren Gewinn zuzuführen, exkupie⸗ 
ten kann. Doch würde dieſe Frage den geſteckten Rahmen über⸗ 
ichreiten. RA. Dr. Hellmuth Mayer I, Würzburg. 


„ Zu 53. Das vorſt. Urt. geht zutreffend davon aus, daß der Ge⸗ 
hilfe, um nach 88 294, 49 StB. beſtraft werden zu können, gem. 
8.50 Stch B. die Abſicht haben muß, aus feiner Gehilfentätigkeit für 
11% eine Einnahmequelle zu erſchließen (RESSt. 26,3 — im Wider⸗ 
ſpruch. nicht im Einklang mit RGSt. 23, 278). — Auch darin iſt der 
Asch. beizutreten, daß der dem Gehilfen zufließende Vorteil ſeiner 

rt nach ein anderer fein kann als der Vorteil, den der Haupttäter 
erzielt (ebenſo Niethammer in Olsh. 11 Ad zu 850). Nur ein 
mittelbarer Zuſammenhang zwiſchen dem Gewinn des Gehilfen und 
den wen Täters wird hier erfordert (ein ſolcher iſt zugegeben, wenn 
bie Wilderer mit dem Erlös des erlegten Wildes Waren gekauft und 
ieſe dem Gehilfen zu Vorzugspreiſen überlaſſen hat). Ich würde 
micht einmal einen ſolchen Zuſammenhang für notwendig halten, ſon⸗ 
dern z. B. Gewerbsmäßigneit des Gehilfen auch dann annehmen, 
Benin ein Treiber dem Wilderer wiederholt gegen feite Taxe oder gegen 
are Arbeitsleiſtung treibt, alſo nicht bloß dann, wenn der Lohn 
- 8 Treibers in einem Teil der Beute oder des Erlöſes beſteht. (Eben⸗ 
en Ai wen 8 294.) Ein wenn auch nur mittelbarer Zuſam⸗ 

5 er im 5 ückli 
inneren Gründen zu ee gefordert noch auch aus 

Prof. Dr. E. Kern, Freiburg i. B. 


Zu 54. Ich halte das Urt. nicht für geglück it di . 
2 geglückt. Soweit die Aus 

behnuuden des LG. zu erkennen find, war es gar nicht erforderlich, 
eh] einfachen Fall und dem Unterurt. ſoviel Worte zu wid⸗ 
‚ die Ausführung des LG. vom „Siſtieren oder Feſtnehmen“ 
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54. [8 341 StGB. Der Begriff der Freiheits⸗ 
beraubung iſt im 8 341 StGB. kein anderer als 
im 8239 StGB. Bedeutungsloſigkeit des Wil⸗ 
lens des Betroffenen.] f) 

Zu Rechtsbedenken gibt die Verurteilung aus 8 341 StG B. 
keinen Anlaß: Der Angekl. hat, als K. wegen der unzüchtigen 
Berührung ſeiner Braut die Feſtſtellung der Perſon des Angekl. 
auf der Polizeiwache verlangte, erklärt: „Sie gehen mit zur 
Wache!“ Er hat verlangt, daß die E. mitginge, und hat 
unterwegs auf ſie als zu vernehmende Zeugin eingeredet. 
Auf der Polizeiwache hat er den K. in das Wachzimmer 
hineingeſtoßen, während die E. alsbald von ihm und M. mit 
dem Bemerken, ſie „brauchten keine Zeugen“, wieder entlaſſen 
wurde. K. wurde von ihm zurückbehalten und „die Tür hin⸗ 
ter ihr — nämlich der E. — abgeſchloſſen“. Erkennbar hat 
das Schöffengericht in dieſer Behandlung des K. eine — 
wenngleich tatſächlich und rechtlich nicht begründete, alſo amts⸗ 
mißbräuchliche — Feſtnahme des Zeugen i. S. des § 127 
StPO. erblickt, da der Angekl. bewußt und gewollt die ihm 
übertragene ſtaatliche Amtsgewalt dazu benutzt habe, den K. 
zwangsweiſe feſtzuhalten. Obwohl das LG. ſich ausdrücklich 
den Beweisannahmen wie der Schuldfeſtſtellung des erſten 
Richters anzuſchließen erklärt, führt es in ſeinem Urteil aus, 
K. ſei überhaupt nicht „ſiſtiert oder feſtgenommen“ worden. 
Wenn dem Satze die Bedeutung einer tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung beizulegen wäre, ſo würde er ſich offenbar mit der 
Annahme des Schöffengerichts in Widerſpruch ſetzen, vor allem 
aber die Schuldfeſtſtellung aus 8 341 StGB. in Frage ſtel⸗ 
len, die das LG. auf das ſpätere „Zurückbehalten“ des K. 
auf der Polizeiwache ſtützt. Es würde nicht erſichtlich ſein, in⸗ 
wiefern dieſes Zurückbehalten ſich als „Verlängerung der 
Dauer“ einer Freiheitsentziehung i. S. des 8 341 darſtellen 
könnte — da dies doch eine ſchon beſtehende Freiheits⸗ 
entziehung vorausſetzen würde — noch inwiefern die Zurück⸗ 
behaltung über den Tatbeſtand des 8 239 StGB. hinaus den 
des § 341 daſ. erfüllt haben ſollte. Die in amtlichen Räumen 
von einem Beamten verübte Freiheitsberaubung iſt nicht 
darum ſchon notwendig eine ſolche nach $ 341 StGB. (vgl. 
RGSt. 27, 287). Die Ausführungen der St. ſtellen jedoch 
außer Zweifel, daß ſie an den Feſtſtellungen des Schöffen⸗ 
gerichts feſthält, insbeſ. annimmt, es habe ſich bei dem Gang 
zur Wache keineswegs um ein einverſtändliches Zuſammen⸗ 
wirken der Beteiligten als Privatperſonen gehandelt. Das 
LG. hebt beſonders hervor, der Angekl. habe bei dem Vor⸗ 
fall „in bewußter Amtsausübung gehandelt“ und ſei in deſſen 


ſcheint nur ungeſchicht zu fein und keiner Widerlegung zu bedürfen. 
— Weſentlich iſt, daß der allgemeine Satz, das Kernſtück der Entſch., 
zur Freiheitsberaubung genüge die tatſächliche Unmöglichkeit der 
freien Willensbetätigung, gleichviel ob ſich der Betroffene dieſes Zu⸗ 
ſtandes überhaupt bewußt iſt, offenſichtlich viel zu weit geht. Und 
auch zu dieſem Satz ſcheint der Fall keinen Anlaß zu geben, ſo daß 
er hoffentlich als ein obiter dietum behandelt wird. Der Sachverhalt 
iſt zu wenig klar mitgeteilt; aber ich kann mir nicht vorſtellen, daß 
der K. ſich der Feſtnahme durch den Wachtmeiſter nicht bewußt war. 
Nach dem RGSt. müßte der von hinten kommende Schlag auf den 
Kopf, der den Getroffenen betäubt, eine Freiheitsberaubung fein. — 
Bisher ſtehen ſich in der Rſpr. des RGSt. zwei Meinungen gegen⸗ 
über. Der 2. Sen. fagt in RSt. 7, 260, es könne nicht darauf 
ankommen, „ob der Eingeſperrte ſich der dadurch herbeigeführten 
Freiheitsbeſchränkung überhaupt bewußt geworden iſt“. Der 1. Sen. 
aber jagt in RGSt. 38, 236, daß der, der gar nicht den Willen hat, 
fortzugehen, nicht der Freiheit beraubt iſt, wenn ein anderer auch 
dieſes Fortgehen unmöglich machte. Nun ſchließt ſich der 3. Sen. dem 
2. Sen. an und ſagt, der 1. Sen. habe ſeine Entſch. gar nicht auf den 
angeführten Satz gebaut, ſo daß ein Abweichen davon unerheblich 
ſei. Das kann ich nicht verſtehen. Ich will dahingeſtellt fein laſſen, 
ob nicht die Senate ſtets etwas anderes im Auge haben. Aber ſoweit 
ich die RGSt.7, 260 leſe, hangt damals der Satz des 2. Sen. ganz 
in der Luft und iſt höchſtens unter Würdigung des damaligen Sach⸗ 
verhalts — große Kürze der Feſthaltung — zu verſtehen. Aber bei 
ihm gilt, daß er nicht das Urt. trägt! Das ſagt der 1. Sen. in 
RGSt. 33 mit dürren Worten ganz zu Recht. Umgekehrt iſt der 
Satz des 1. Sen. derjenige, auf den das Urt. gebaut ift; daneben ſteht 
ein Hilfsſatz, der in zweiter Linie und nur hypothetiſch verwendet 
iſt. Alſo iſt die Sachlage gerade umgekehrt, als es hier der 3. Sen. 
ſagt. GVG. 136 iſt in Strafſachen obſolet geworden! 

Die Auffaſſung des 1. Sen. entſpricht der ganz allgemeinen Mei⸗ 
nung der Schriftſteller. Manchmal wird allerdings geſagt, der Be⸗ 
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ganzen Verlauf „in amtlicher Eigenſchaft“ aufgetreten; es be⸗ 
zeichnet die ſpätere Zurückbehaltung des K. auf der Wache als 
Verlängerung der ihm zugefügten Freiheitsentziehung. Hier⸗ 
nach hat auch die StR. in der Erklärung des Beſchwerde⸗ 
führers zu K.: „Sie gehen mit zur Wache!“ einen Akt der 
Amtsausübung, alſo die Willenskundgebung gefunden, daß er 
ſich der Perſon des K. kraft ſeiner Amtsgewalt verſichere, um 
ihn — nötigenfalls mit Gewalt — zur Wache zu bringen. 
Die weitere Feſtſtellung bezüglich der Verlängerung einer 
Freiheitsentziehung würde ſonſt keinen Sinn haben. Wenn 
die StR. gleichwohl — erkennbar, um dem Einwande des An⸗ 
geklagten, er ſei nicht Wachhabender geweſen, zu begegnen — 
das Vorliegen einer „Siſtierung“ oder „Feſtnahme“ i. S. der 
Dienſtanweiſung v. 11. Okt. 1924 verneint, ſo handelt es ſich 
hierbei erſichtlich um eine lediglich rechtliche Würdigung des 
zweifelsfrei feſtſtehenden Sachverhalts, anſcheinend beruhend 
auf der Erwägung, daß von einer Siſtierung oder Feſtnahme 
um deswillen nicht geſprochen werden könne, weil K. auch 
ſeinerſeits gewillt geweſen ſei, im eigenen Intereſſe zur 
Wache zu gehen. Dieſe Rechtsauffaſſung iſt unrichtig, und die 
Stk. ſetzt ſich, wie ſchon angedeutet, weiterhin mit ihr ſelbſt 
in Widerſpruch, verneint ſie alſo mittelbar ſelbſt. Der Begriff 
der Freiheitsberaubung iſt im § 341 StGB. — wenngleich 
er dort auf beſtimmte Fälle amtsmißbräuchlicher Eingriffe be⸗ 
ſchränkt wird — kein anderer als im $ 239 daf. Entſcheidend 
iſt für ihn, daß dem anderen, ſei es auch nur vorübergehend, 
unmöglich gemacht wird, ſeinen Aufenthalt nach eigenem Be⸗ 
lieben zu beſtimmen oder zu verändern. Daß die als Er⸗ 
widerung auf das Verlangen des K., den Beſchwerdeführer 
zur Wache führen, von letzterem abgegebene Erklärung: „Sie 
gehen mit zur Wache!“ als Feſtnahme i. S. des 8127 SPD. 
gedacht war und durchgeführt wurde, iſt nach dem feſtgeſtellten 
Sachverhalt klar. An ſich lag darin rechtlich unbedenklich eine 
Freiheitsberaubung i. S. des § 341 StGB., wie auch das 
Schöffengericht angenommen hat (RES. 2, 292 [296 ff.). Ob 
auch K. von ſich aus zur Wache gehen wollte, war dabei 
gleichgültig. Denn für den Vergehenstatbeſtand nach § 239 
wie nach $ 341 StGB. kommt es ausſchlaggebend auf den 
objektiven Zuſtand tatſächlicher Unmöglichkeit zu freier Wil⸗ 
lensbetätigung an, gleichviel, ob der Betroffene ſich dieſes 
Zuſtandes überhaupt bewußt wird (RGSt. 7, 259 [260)). 
Mag auch, wenn die Behinderung der Bewegungsfreiheit auf 
pſychiſchem Zwang beruht, dieſes Bewußtſein wegen der be⸗ 
ſonderen Geſtaltung des Zwangsmittels notwendig ſein, ſo 
gehört es doch nicht begrifflich zum Weſen des äußeren Tat⸗ 
beſtands der Freiheitsberaubung, deren Möglichkeit auf dem 
Wege der Hypnoſe, der Betäubung oder der Vorſpiegelung 
unbedenklich anzuerkennen iſt. Daraus folgt, daß der Wille 
des Betroffenen für die Tatſache der Freiheitsberaubung keine 
entſcheidende Bedeutung haben kann. Seine Belangloſigkeit 
zeigt ſich gerade bei der polizeilichen Feſtnahme, bei der jede 
Betätigung einer Willensänderung des Feſtgenommenen an 
der Schranke des Zwanges ſcheitern würde. Soweit in RGSt. 


troffene brauche ſich nicht der Freiheitsberaubung bewußt zu ſein, 
3. B. bei Betäubung. Aber das bezieht ſich nur darauf, daß ein ſol⸗ 
cher Zuſland, deſſen ſich der Betroffene während ſeiner Dauer aller⸗ 
dings nicht bewußt iſt, genügt. Sofort wird hinzugefügt, daß das 
Vergehen nur vorliege, wenn der Betäubte vorher vder nachher fort⸗ 
gehen wollte. D. h. er muß einen der Feſthaltung entgegengeſetzten 
Willen haben. Ohne den keine Freiheitsberaubung. So lehren mit 
voller Entſchiedenheit Binding, Lehrbuch 1, 98; Alfeld, Lehrbuch 
443; Gerland, Strafrecht 397 und die Komm. zu 8239, 
Frank Nr. I u. II; Olshauſen Nr. 3; Schwartz Nr. 1 (be 
ſonders entſchieden) und auch Ebermayer im LeipzKomm. Nr. 2. 
Alle beziehen ſich auf RGSt. 33, 236. So hat alſo der 3. Sen. die 
einhellige Meinung gegen ſich. Wenn man ſich die Frage überlegt, 
dann kann man auch nur der Gegenmeinung zuſtimmen, da ſie 
offenbar allein einen praktiſchen Sinn ergibt. Ich wenigſtens kann 
nicht einſehen, was eine Freiheitsberaubung bedeuten ſoll, deren ſich 
der Betroffene gar nicht bewußt wird, die gar nicht ſeinem Willen 
entgegenſteht; welcher Schaden ſoll denn dadurch angerichtet wer⸗ 
den? Soweit ſolche Fälle ſtrafwürdig ſind, ſchlagen andere Tat⸗ 
beſtände ein. — Die Darlegungen der Entſch. entbehren auch der 
Schärfe; der Fall der F. durch Vorſpiegelung iſt mir ohne das Bewußt⸗ 
ſein des Betroffenen von der Feſthaltung nicht denkbar; und nur wo 
die Vorſpiegelung mit der Vorſtellung eines Zwanges arbeitet, bindet 
ſie einen Willen, der aber dann immer entgegengeſetzt iſt. 
Geh. IR. Prof. Dr. W. Mittermaier, Gießen. 


33, 234 (236) vom 1. StS. eine abweichende Rechtsauf⸗ 
faſſung vertreten wird, ſetzt ſie ſich — wie der 1. StS. dort 
ſelbſt andeutet — mit der vorerwähnten Entſch. des 2. StS. 
(RGSt. 7, 259) in Widerſpruch. Das Urt. des 1. StS. be⸗ 
ruht jedoch nicht auf jener Rechtsauffaſſung, da in ſeinem 
Falle irgendwelche objektive Beſchränkung der Bewegungs⸗ 
möglichkeit des Betroffenen ſowie der Vorſatz des Täters nicht 
nachgewieſen war. Auch deshalb kommt eine Anrufung der 
VerStS. nicht in Betracht. Eine andere Frage würde es 
ſein, ob die Einwilligung des tatſächlich ſeiner Freiheit Be⸗ 
raubten den inneren Tatbeſtand des Vergehens nach § 239 
oder $ 341 StGB. berühren würde. Dies bedarf indeſſen hier 
keiner Erörterung, da von einer Einwilligung des K. in ſeine 
Feſtnahme nach dem erwieſenen Sachverhalt keine Rede ſein 
kann. Der Wille des Feſtgenommenen, auch ſeinerſeits zur 
Wache zu gehen, um dort eine Anzeige zu erſtatten oder amt⸗ 
liche Handlungen zu veranlaſſen, iſt begrifflich etwas ganz 
anderes als die Zuſtimmung zu ſeiner Feſtnahme. 

(3. Sen. v. 17. März 1927; 3D 62/27.) A.] 


55. [8 351 StGB. Zum Begriffe „Geld⸗ 
inhalt“) 

Die dem Angekl. zum Verkauf übergebenen Beitrags» 
marken ſind nicht Geld. Die Umſchläge, worin er die Bogen 
erhielt, hatten alſo keinen „Geldinhalt“. Der Aufdruck, z. B. 
„Wert 2800 %, bezeichnete nicht einen Geldinhalt, ſondern, 
ſchon nach ſeinem Wortlaut, eine Wertangabe. Eine aus⸗ 
dehnende Auslegung des im Geſetze gewählten Ausdrucks 
„Geldinhalt“ iſt im Gebiete des Strafrechts nicht zuläſſig, 
wenn ſich auch § 350 nicht auf die Unterſchlagung von Geld 
beſchränkt, und eine ſolche Beſchränkung im allgemeinen auch 
nicht für den $ 351 angenommen wird. Nur zur Unterſtützung 
der ſich ſchon aus dem Wortlaute der Geſetzesvorſchrift er⸗ 
gebenden Notwendigkeit, den Begriff des Geldinhalts eng, 
nach feiner eigentlichen Wortbedeutung, auszulegen, mag auf 
die Entſtehungsgeſchichte der fraglichen Beſtimmung hinge⸗ 
wieſen werden. Das Pra R. II, 20 hatte den erſchwerenden 
Umſtand einer falſchen Bezeichnung des Geldinhalts noch nicht 
gekannt. Erſt der redigierte preuß. Entwurf eines StGeſ. v. 
1833 ſtellte ihn in feinem § 691 auf mit den Worten: „oder 
auf den Geldfäſſern, Beuteln oder Paketen den Inhalt un⸗ 
richtig bezeichnet“. Die Begründung dazu bemerkt: die bis 
dahin vorliegenden Entwürfe würden hiermit vervollſtändigt 
durch Aufnahme einer „ſpeziellen Beſtimmung wegen un⸗ 
richtiger Bezeichnung der Geldbeutel uſw.“; „die bei Kaſſen⸗ 
verbrechen vorkommenden Manipulationen, wie unrichtige 
Buchführung uſw., ſtünden der Fälſchung jo nahe, daß fie 
von dieſer häufig kaum zu unterſcheiden ſeien“. Das PrStchB. 
von 1851 erhielt dann im 8 325 die Vorſchrift, die ſpäterhin 
unverändert in das geltende deutſche RStcGB. übergegangen 
iſt. Im Schrifttum gibt Meves im Handbuch des deutſchen 
Strafrechts von Holtzendorff 3, 996 zu der Frage eine 


Zu 55. Der allgemeine Rechtsbegriff des Geldes iſt im StGB. 
nicht feſtgelegt. Das RG. gibt in einem Urt. v. 11. Juli 1924 
(GGSt. 58, 255) folgende Begriffsbeſtimmung: „Geld“ iſt „jedes 
vom Staat oder von einer von ihm dazu ermächtigten Stelle als 
Vertträger beglaubigte, zum Umlaufe im öffentlichen Verkehr be⸗ 
ſtimmte Zahlungsmittel ohne Rückſicht auf eine Annahmepflicht“. 
Zum inländiſchen Papiergeld zählt das NG. das entſprechend den 
geſetzlichen Vorſchriften ausgegebene ſog. Notgeld. Banknoten wer⸗ 
den unter dieſen allgemeinen Geldbegriff fallen, wenn ſie auch im 
9.149 SGB. Hinfichtlid) der Münzverbrechen dem eigentlichen Pa⸗ 
piergeld gegenübergeſtellt werden. Verrufenes Geld, ſoweit es nicht 
noch Kaſſenkurs hat, fällt nicht unter den Geldbegriff, wohl aber 
ausländiſches Geld. 

Die Frage, inwieweit auch Gegenſtände unter den Rechts⸗ 
begriff des Geldes fallen, denen vom Verkehr unter dem Zwange 
beſonderer Verhältniſſe ohne ſtaatliche Genehmigung Geldeigen⸗ 
ſchaft beigelegt wird, wie dies beſonders während des Ruhrkampfes 
vorgekommen iſt, mag als z. Z. unpraktiſch unerörtert bleiben. 

„Der Entwurf eines allgemeinen deutſchen StGB. enthält ſich 
gleich dem bisherigen Recht einer allgemeinen Begriffsbeſtimmung 
des Geldes (8228). Er ſtellt der Geldfälſchung (5 213) die milder 
beſtrafte Wertzeichenfälſchung (§ 218) gegenüber. Eine Beſtimmung 
gleich der hier beſprochenen enkhält der Entwurf nicht. 


LG Dir. Dr. Otto Sobernheim, Berlin-Dahlem. 
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nicht recht klare Bemerkung, während Hälſchner, Deut- 
ſches Strafrecht II, 1060 Anm. 2 unter Verweiſung auf jene 
Stelle bei Meves bemerkt: die Fäſſer, Beutel, Pakete, 
müßten Geld enthalten, und es gehöre nicht hierher der Fall, 
daß ſie andere Gegenſtände enthielten, deren Geldwert ange⸗ 
geben ſei. Auch nach Olshauſen, StGB. Anm. 7 zu 8 351 
iſt das Wort „Geldinhalt“ ſtreng zu verſtehen. Des Zu⸗ 
ſammenhangs wegen iſt noch darauf hinzuweiſen, daß die 
Entw. zu einem neuen deutſchen StGB. von 1913, 1919 und 
1925 davon abſehen, einzelne Erſchwerungsumſtände, wie ſie 
jetzt im 8 351 StGB. enthalten find, aufzuzählen. 
(1. Sen. v. 20. Mai 1927; 1D 452/27.) .. 


56. [I. 88 350, 351 StG B. ſtehen im Verhältnis 
der Geſetzeseinheit. 

2. Die Berufung gegen eine Verurteilung 
aus den 88 350, 351 StGB. kann nicht auf die 
Anwendung des 8 351 StGB. beſchränkt werden.] 


Der Angekl. iſt durch das Urt. des Schöffengerichts wegen 
Verbrechens nach 88 350, 351 StGB. zu Gefängnisſtrafe 
verurteilt worden. Das BG. hat in dem jetzt angefochtenen 
Urt. auf Freiſprechung erkannt. In der Hauptverhandlung 
vor dem BG. hat der Angekl. nach der Verleſung des Urt. 
erſter Inſtanz folgende Erklärung abgegeben und auf Vor⸗ 
leſen genehmigt: „Ich unterwerfe mich dem Urt. des Schöffen⸗ 
gerichts inſoweit, als gegen mich der Tatbeſtand des § 350 
StGB. feſtgeſtellt worden ift, und beſchränke inſoweit die 
Berufung auf das Strafmaß. Dagegen halte ich die Berufung 
aufrecht und fechte das Urt. an, inſoweit auch die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 351 StGB. feſtgeſtellt worden find.” Bei 
der Vernehmung des Angekl. zur Sache ergab ſich, wie im 
Sitzungsprotokoll weiter beurkundet iſt, der dringende Ver⸗ 
dacht, daß er ſich der Tragweite ſeiner Erklärung nicht bewußt 
geweſen ſei, und er erklärte nach eingehender Befragung: 
„Ich halte mich nach wie vor nicht für ſchuldig und rechne 
mit meiner Freiſprechung.“ Das BG. hat daraufhin die 
Schuldfrage in vollem Umfange geprüft und auf Freiſprechung 
erkannt. Hiergegen wendet ſich die Rev. der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft. Sie macht geltend, daß der Verzicht des Angekl. auf 
die Berufung hinſichtlich der Schuldfrage nach $ 350 StGB. 
rechtsgültig und unwiderruflich, und daß ein Irrtum des 
Angekl. über den Inhalt ſeiner Erklärung unbeachtlich ſei. 
Dem Rechtsmittel iſt der Erfolg zu verſagen, ohne daß zu 
erörtern iſt, ob die ſpätere Erklärung des Angekl. als ein 
Widerruf oder eine Anfechtung der früheren oder als eine 
Auslegung dieſer Erklärung anzuſehen iſt. Denn die Be⸗ 
ſchränkung der Berufung war, auch abgeſehen von den 
ſpäteren Erklärungen, ſchon nach dem Inhalte der zuerſt 
abgegebenen unzuläſſig. Nach 8 327 SHRO. unterliegt das 

rt. der Prüfung des Rechtsmittelgerichts nur inſoweit es 
angefochten iſt. Damit iſt an ſich die Möglichkeit einer be⸗ 
chränkten Anfechtung eröffnet. Eine ſolche iſt aber, wie das 
G. wiederholt ausgeſprochen hat, nur dann zuläſſig und 
wirkſam, wenn ſich als Gegenſtand der Anfechtung ein ſolcher 
Teil der Entſch. darſtellt, der getrennt von den nicht an⸗ 
gefochtenen Teilen einer ſelbſtändigen Prüfung und Beur⸗ 
teilung zugänglich iſt (RGSt. 42, 242). Liegt eine ſolche 
Beſchränkung vor, ſo hat ſie allerdings die Wirkung, daß ſich 
die Prüfung des BG. auf den angefochtenen Teil der Entſch. 
beſchränkt (RSSt. 42, 31), während die ſonſtige Entſch. als 
rechtskräftig gilt. Eine ſolche Trennung des angefochtenen 
Meer von dem übrigen Urteilsinhalt war aber im vor⸗ 
iegenden Falle nicht möglich. Der Angekl. hatte nach ſeiner 
erſten Erklärung die Berufung hinſichtlich des 8 350 StGB. 
her Strafmaß beſchränkt, während er fie, ſoweit er aus 
8 bi 1 StGB. verurteilt war, in vollem Umfange aufrecht⸗ 
chrk Wie der erk. Sen. wiederholt ausgeſprochen hat 
5 5 v. 8. Okt. 1926; 1D 273/26), liegt, wenn zum Tat⸗ 
81005 des 8 350 die ſtraferhöhenden Merkmale des 8 351 
8 hinzutreten, nicht tateinheitliches Zuſammentreffen 
ehrerer Straftaten vor, ſondern nur ein Zuwiderhandeln 
egen das im Falle des § 351 mit erhöhter Strafe bedrohte 
Es geben der Amtsunterſchlagung vor (ſog. Geſetzeseinheit). 
55 handelt ſich alſo um einen ſtraferhöhenden Umſtand, der 
109. untrennbaren Teil der Schuldfrage bildet (RGGSt. 60, 
5 Urt. des erk. Sen. v. 12. Nov. 1926; 1 D 692/26), weil 
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es ſich bei dem Tatbeſtande des 8 351 StGB. um das Maß 
der Verſchuldung bei der Amtsunterſchlagung handelt. Inner⸗ 
halb der Schuldfrage aber iſt eine Trennung der Anfechtung 
nicht ſtatthaft. Das LG. war daher auch nach der erſten 
Erklärung des Angekl., weil dieſe eine unzuläſſige Beſchränkung 
der Berufung in ſich ſchloß, gehalten, die Schuldfrage in 
vollem Umfange zu prüfen, und es ſtellt daher keinen Rechts⸗ 
verſtoß dar, wenn es ſich dieſer Prüfung unterzogen hat. 
(1. Sen. v. 8. März 1927; 1D 154/27.) A.] 


2. Strafrechtliche Nebengeſetze. 


** 57. [Außerer und innerer Tatbeſtand der 
Waff VO. v. 13. Jan. 1919; 859 StGB. Nur wenn 
ein Rechtsirrtum Urſache des Waffenvergehens 
war, iſt er für den inneren Tatbeſtand be⸗ 
deutungsvoll.] 7) 

Nach der ſtändigen Rſpr. des RG. (NEE. 59, 2 [5]) 
fällt unter die WaffVO. v. 13. Jan. 1919 auch der un⸗ 
befugte Beſitz von Waffen, die erſt nach Ablauf der Ab⸗ 
lieferungsfriſt erworben worden ſind. Für das Merkmal 
„unbefugt“ kommt es nicht auf den Erwerb an, ſondern 
allein auf den Beſitz. Der Angekl. iſt nach Ablauf der 
Ablieferungsfriſt im Beſitz einer Selbſtladepiſtole betroffen 
worden, ohne daß ihm eine der Ausnahmen zur Seite ſtand, 
die der Regierungspräſident in Lüneburg im $ 4 feiner auf 
Grund des 8 2 Abſ. 2 WaffVD. und des MinErl. v. 21. Jan. 
1919 ergangenen AusfVO. v. 7. Febr. 1919 zugelaſſen hat. 
Insbeſ. war dem Angekl. die Führung einer Schußwaffe da⸗ 
mals nicht von der zuſtändigen Behörde ausdrücklich geſtattet 
(8 4 Nr. 2 a. a. O.). Der Waffenbeſitz war alſo unbefugt. Da⸗ 
mit ift der äußere Tatbeſtand des § 3 Abſ. 1 WaffVO. recht⸗ 
lich bedenkenfrei nachgewieſen. Für den inneren Tatbeſtand 
genügt Fahrläſſigkeit (RGSt. 57, 329 [330]). Dieſe findet die 
StR. darin, daß der Angekl. den Waffenſchein nicht erneuert 
hat. Zur Entſchuldigung beruft der Angekl. ſich nicht auf ſeine 
abweichende Rechtsmeinung; mit dieſer hat er ſich nur im 
Strafverfahren verteidigt, ſie war aber nicht die Urſache, daß 
er die Erneuerung des Waffenſcheins unterließ. Er entſchul⸗ 
digt ſich allein damit, daß er die Erneuerung „lediglich ver⸗ 
geſſen habe“, behauptet alſo die Unkenntnis des unbefugten 
Beſitzes, eines Tatumſtandes (8 59 Abſ. 1 StGB.). Mit die⸗ 
ſem Einwand kann er aber nach § 59 Abſ. 2 StGB. nicht 
durchdringen, wenn die Unkenntnis ſelbſt durch Fahrläſſigkeit 
verſchuldet iſt. Da der Rechtsirrtum des Angekl. nicht 
Urſache des Waffenvergehens iſt, ſo iſt er für den inneren 
Tatbeſtand belanglos. Es ſei aber doch bemerkt, daß die Mei⸗ 
nung der St., es handle ſich dabei um einen Strafrechts⸗ 
irrtum, zwar zutrifft, daß dies aber die Freiſprechung noch 
nicht hindern würde, weil durch Art. 1 Nr. 3 der VO. vom 
12. Febr. 1920 (RG Bl. 230) die Irrt VO. v. 18. Jan. 1917 
auch auf Zuwiderhandlungen gegen die WaffVO. für anwend⸗ 
bar erklärt worden iſt. Das Urteil des erk. Sen. v. 16. Okt. 


Zu 57. Der Entſch. iſt im Ergebnis beizutreten. 

1. Die VO. des Rats der VB. über Waffenbeſitz v. 13. Jan. 
1919 verfolgt den Zweck, die Bevölkerung — von Ausnahmen ab⸗ 
geſehen — zu entwaffnen. Daraus folgt, daß auch der Beſitz recht⸗ 
mäßig erworbener Waffen und der Beſitz erſt nach Ablauf der Ab⸗ 
lieferungsfriſt erworbener Waffen den Tatbeſtand des 8 3 der Waffen⸗ 
VO. erfüllt. 

2. Was die innere Tatſeite anlangt, fo hat der Angekl. zwar 
gewußt, daß Waffenbeſitz ohne Wafſenſchein verboten iſt, er hat aber 
die Erneuerung des Waffenſcheins vergeſſen und ſich infolgedeſſen 
irrtümlich für befugt gehalten, feine Waffe weiter zu beſizen. Das 
Vergeſſen und damit der Irrtum haben auf Fahrläſſigkeit beruht. 
— Es fragt ſich, ob ſolche Fahrläſſigkeit zur Beſtrafung nach 88 
Waffen VO. genügt. Die „ſtändige“ Rechtſprechung des RG. hat 
in dieſer Frage geſchwankt: Der 3. StS. hat in ſeinem Urt. v. 
16. Okt. 1919 (RG. 54, 4) Vorſatz erfordert und nur erklärt, daß 
der Vorſatz durch die Unkenntnis des Verbots des Waffenbeſitzes 
nicht ausgeſchloſſen wird. Der 5. StS. hat am 17. Juni 1921 (RG. 
56, 149) geäußert, daß zur Verurteilung wegen unbefugten Waffen⸗ 
beſitzes auch Fahrläſſigkeit genüge, ſofern ſich der Täter in ſchuld⸗ 
hafter Unkenntnis der auf Grund des 8 2 der Waffen VO. erlaſſenen 
Ausführungsbeſtimmungen befinde; und der 4. StS. hat am 22. Juni 
1923 (RG. 57, 330) ganz allgemein ausgeſprochen, daß Fahrläſſig⸗ 
keit genüge. Eine Begründung gibt das NG. dabei nicht. Gleich⸗ 
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1919 (RGSt. 54, 4 [5 zu 2] galt nur für die damalige Zeit, 
ſpäter hat ſich die Geſetzeslage geändert. Auf jenem Rechts⸗ 
fehler beruht aber das Urteil nicht. 

(3. Sen. v. 4. Nov. 1926; 3 D 739/26.) A.] 


58. [Zuwiderhandlung gegen die VO. über 
Waffenbeſitz durch Ausrüſtung eines Tat⸗ 
genoſſen mit einer Waffe.] 

1. Es iſt feſtſtehende Rſpr., daß der Erwerb von Schuß⸗ 
waffen und Munition nach Erlaß der VO. über Waffenbeſitz 
v. 13. Jan. 1919 oder nach Ablauf der Ablieferungsfriſt die 
Strafbarkeit nicht ausſchließt. Denn die VO. enthält ſowohl 
das Gebot, Schußwaffen nebſt Munition innerhalb der be⸗ 
ſtimmten Friſt abzuliefern, als auch das Verbot, nach Ablauf 
dieſer Friſt ſolche noch im Beſitz zu halten, ſofern nicht eine 
beſondere Erlaubnis hierzu erteilt iſt. Die Beſtimmungen be⸗ 
zwecken Schutz der Geſellſchaft vor der aus der Verbreitung 
des Waffenbeſitzes drohenden Gefahr. 2. Der erlaubte Beſitz 
wird zu einem unerlaubten und ſtrafbaren, wenn der erteilte 
Waffenſchein entzogen oder die Friſt, für welche er ausgeſtellt 
wurde, abgelaufen iſt (RGSt. 60, 419). Dies ergibt ſich, 
wenn nicht ſchon aus dem Wortlaut, ſo doch aus dem Zweck 
der VO. Die Entziehung des Waffenſcheins kommt gerade bei 
ſolchen Perſonen in Frage, welche ſich als unzuverläſſig er⸗ 
wieſen oder gar vorſätzlich oder fahrläſſig andere mit der 
Schußwaffe gefährdet haben. 

(2. Sen. v. 24. März 1927; 2D 162/27.) A.] 


59. [1. Mindeſtbetrag der Ordnungsſtrafe 
aus 8 70 TabStG. iſt 3 NM. 

0 2. Die Erſatzſtrafe iſt aus § 29 StG B. zu ent⸗ 
nehmen.] 

In 8 70 TabStG. wird eine ſich als Ordnungswidrig⸗ 
keit darſtellende Handlung mit einer Ordnungsſtrafe über 
150 % bedroht, ſofern der Täter nicht nach anderen Straf- 
geſetzen eine höhere Strafe verwirkt hat. Wie ſich aus Wort⸗ 
laut, Sinn und Zweck der Veſtimmung ergibt, ſtellt ſich dieſe 
Ordnungsſtrafe als Strafe im Rechtsſinne, und zwar ge⸗ 
mäß 81 Abſ. 2 StG B. als Vergehensſtrafe dar. Ihr Mindeſt⸗ 
betrag war daher nicht auf 1 f., ſondern auf 3 M zu be⸗ 
meſſen (8 27 Nr. 1 StGB.). Unzutreffend iſt die Annahme, 
die Erſatzfreiheitsſtrafe fei dem 8 378 RAbgO. zu entnehmen. 
Abgeſehen davon, daß dieſe Beſtimmung durch die Anpaſ⸗ 
ſungs VO. v. 20. Nov. 1925 — Nr. 7 — (RG Bl. 389) ge⸗ 
ſtrichen iſt, kommen die materiell- rechtlichen Vorſchriften der 
NAD. gemäß § 453 daf. — vgl. auch III. Steuer NotVO. 
v. 14. Febr. 1924 (RG Bl. 74) Art. VIII 8 57 Abſ. 3 — bis 
zu einer Anpaſſung des TabStG. an die RAbgO. überhaupt 
nicht zur Anwendung. Die Erſatzſtrafe war vielmehr nach 
829 StGB. feſtzuſetzen. 

(3. Sen. v. 16. Mai 1927; 3D 30/27.) D.] 


60. [8 28 ſächſ. Schulbedarfs G. v. 31. Juli 1922; 
88 223, 340, 53 StG B. Züchtigungsrecht des Leh- 
rers, wenn nach der Landes⸗Schulgeſetzgebung 
die körperliche Züchtigung von Schülern unzu⸗ 
läſſig it? Bedeutung des Irrtums hierbei.) 


Der Angekl., der als ſtändiger Zeichenlehrer an einer 
öffentl. Volksſchule in L. (Freiſt. Sachſen) angeſtellt iſt, hat im 
Sept. 1924 den damals 11 Jahre alten Schüler Gottfried St. 


wohl iſt die lettgenannte Auffaſſung richtig, da es ſich um ein reines 
Polizeidelikt handelt. Von dieſem Standpunkt aus iſt die Verur⸗ 
teilung gerechtfertigt, ohne daß die Frage geprüft werden muß, ob 
hier ein Tatſachenirrtum oder ein Rechtsirrtum, und dabei wieder 
ob ein Strafrechtsirrtum oder ein außerſtrafrechtlicher Irrtum vorliegt. 


Prof. Dr. E. Kern, Freiburg i. Br. 


Zu 60. Die Züchtigung fremder Kinder gehört zu den Fällen, 
deren ſtrafrechtliche Wertung eigentlich ſehr raſch erledigt ſein könnte. 
Entweder ſchaltet man um der ſtaatlichen Monopolſtellung willen 
die ſtrafende Erziehungshilfe des einzelnen aus und verwirft ſie als 
„maßloſen Rachetrieb“ oder dergleichen. Oder man ſtellt den Er⸗ 
ztehungszweck voran und erkennt, daß die ihm dienenden, ihm mehr 
nützlichen als abträglichen Handlungen primär dem Rechte entſprechen. 
Es ſollte nicht mehr beſtritten werden, daß das zweite Glied der 
Alternative weit ſtärker als das erſte mit dem natürlichen Rechtsgefühl 
in Einklang ſteht. Wer eine Rüpelei eigenhändig durch eine körper⸗ 
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durch zwei Ohrfeigen gezüchtigt. Er hatte nach Schluß des 
Unterrichts die Knaben zum gemeinſamen Verlaſſen des Schul⸗ 
zimmers antreten laſſen. Hierbei warf ihm der genannte 
Schüler zwei⸗ oder dreimal Brotkrümchen an den Kopf. Da 
der Angekl. den Täter nicht ſofort feſtſtellen konnte, hielt er 
die letzten Schüler im Zimmer zurück und gab dem St., den 
er als Werfer ermittelte, zwei Ohrfeigen. Das BG. hat den 
Angekl. wegen Körperverletzung im Amte zu einer Geld⸗ 
ſtrafe verurteilt. Der Rev. kann der Erfolg nicht verjags 
werden. Zutreffend geht das LG. von 8 28 Abſ. 1 S. 2 ſächſ. 
Schulbedarfscß. aus. Dieſe zweifellos als Rechtsvorſchrift 
anzuſehende Vorſchrift beſtimmt, wie dem Angekl. bekannt 
war, daß körperliche Züchtigung der Schüler unzuläſſig iſt. 
Danach liegt, ſofern der Angekl. in ſeiner Eigenſchaft als 
Lehrer gezüchtigt hat, eine rechtswidrige Körperverletzung im 
Amte nach 88 340, 223 StGB. vor. Dem Urt. iſt auch darin 
beizutreten, daß dem Angekl. die Vorſchrift in 8 233 StGB. 
nicht zur Seite ſteht. Legt auch der Beamte in ſeiner amt⸗ 
lichen Tätigkeit nicht ſeine allgemeinen Staatsbürgerrechte ab, 
ſo erwachſen ihm doch die beſonderen Amtspflichten. Er darf 
nach 8 340 StGB. in Ausübung oder in Veranlaſſung der 
Ausübung ſeines Amtes keine vorſätzliche Körperverletzung 
begehen. Auf dieſes Sonderdelikt iſt nach der poſitiv⸗ rechtlichen 
Geſtaltung § 233 StGB. unanwendbar. Das hat das RG. in 
ſtändiger Rſpr. (RGSSt. 6, 436; 12, 226) angenommen, und 
es liegt kein Anlaß vor, von dieſer Auffaſſung abzugehen. Auch 
auf 853 StG B. kann ſich der Angekl. nicht berufen. Denn der 
Angriff des St. auf ſeine Ehre war zur Zeit der Züchtigung 
beendet, ein weiterer war nicht zu erwarten. Es handelte ſich 
alſo nicht um die Abwehr eines rechtswidrigen Angriffs. Be⸗ 
denken ergeben ſich jedoch in anderer Richtung: Das LG. 
führt aus, es ſei gleichgültig, ob der Angekl. die Zuſtimmung 
der Eltern des Schülers nach Lage des Falles habe an⸗ 
nehmen dürfen und angenommen habe, weil das Verbot jeder 
körperlichen Züchtigung einer ſolchen ſelbſt dann entgegen⸗ 
ſtehe, wenn die Eltern den Lehrer ausdrücklich zum Schlagen 
ermächtigt hätten. Dieſe Ausführung deutet darauf hin, daß 
der Angekl. ſich auf die Zuſtimmung der Eltern berufen hat. 
In dieſer Richtung bedarf der Fall noch der weiteren Prüfung. 
Es iſt zwar richtig, daß der Lehrer, wenn er die Schulzucht 
handhabt, öffentliche Gewalt ausübt und daß er, wenn er 
in ſeiner Eigenſchaft als Lehrer züchtigt, den ſchulgeſetzlichen 
Rechtsvorſchriften unterworfen iſt, und die Nichtachtung dieſer 
ihn dienſtrechtlich ſtrafbar macht. Dadurch wird aber nicht 
ausgeſchloſſen, daß ihm andere Rechtfertigungsgründe zur 
Seite ſtehen, insbeſondere, daß er das Erziehungsrecht der 
Eltern auf Grund einer Übertragung für dieſe ausüben kann. 
Nach der Rſpr. des RG. (RGSt. 4, 98; 33, 32; Urt. des 
erk. Sen. v. 4. Mai 1921 — 1D 1788/20 —) ift zwar ein ab» 
geleitetes Züchtigungsrecht in dem Sinne, daß allgemein Er⸗ 
wachſene ohne Rückſicht auf das Einverſtändnis der Eltern, 
Kinder, die von ihnen bei Vergehen oder Ungehörigkeiten be⸗ 
troffen werden, züchtigen dürften, dem geltenden Rechte fremd. 
Es kann auch ein ſolches Recht nicht dann anerkannt werden, 
wenn Eltern pflichtgemäß ihrerſeits eine ſolche Züchtigung 
vornehmen müßten. Das Züchtigungsrecht der Eltern fließt 
aus dem elterlichen Erziehungsrechte, das als ein höchſt per⸗ 
ſönliches und daher unveräußerliches anzuſehen iſt. Aber da⸗ 
durch wird nicht ausgeſchloſſen, daß die Handhabung des 
Züchtigungsrechtes von den Eltern einer anderen Perſon, ſei 


liche Zurechtweiſung ahndet, zählt nach allgemein menſchlichem Urteil 
keineswegs zu den Vertretern einer Ziviliſation zweiter Klaſſe. Der 
Satz Schopenhauers, daß das Prügeln der menſchlichen Natur ebenſo 
entſpricht wie dem Hornvieh das Stoßen, darf als urwüchſig⸗volks⸗ 
tümliche Anſchauung breiteſte Geltung beanſpruchen. 

Demnach wäre auch im vorl. Falle primär die Recht⸗ 
mäßigkeit zu bejahen. Auch die LSchulch. können niemals 
als dem Sinne des Rechtes konform gelten, wenn ſie mit dem Züch⸗ 
tigungsverbot die völlige Wehrlofigkeit des Lehrers ſanktionleren 
wollen. Ihr Sinn wäre dahin zu erfaſſen, daß erſt die Ausnahme, 
alſo die Züchtigung verboten ſein ſoll, die aus anderen Motiven 
und mit ſichtbar anderem Erfolge vorgenommen iſt, als es der Er⸗ 
ziehungsgedanke auch rechtlich zuläßt. 

Doktrin und Praxis marſchieren gerade auf dem Gebiete des 
Strafrechts mitunter weit langſamer als die einfachſten Forderungen 
des natürlichen Rechtsgefühls. Das zeigt das vorl. Urt. wieder ein⸗ 
mal mit großer Deutlichkeit. Ein effjähriger Schüler, der feinem 
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es unter Einſchränkung auf gewiſſe Fälle oder Zuchtmittel, 
ſei es zur Ausübung nach eigenem Ermeſſen, übertragen wer⸗ 
den kann (RGSt. 33, 38). Iſt das geſchehen, jo handelt es 
ſich weder um einen Akt der Schulzucht noch um eine Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag im vermuteten Einverſtändnis 
der Eltern, ſondern um die Ausübung des elterlichen Züch⸗ 
tigungsrechtes auf Grund der Übertragung ſeiner Ausübung. 
Es iſt kein Grund erſichtlich, warum Eltern nicht auch dem 
Lehrer ihres Sohnes im Intereſſe der Erziehung die Aus⸗ 
übung ihres Züchtigungsrechtes ſollen übertragen dürfen. 
Auch wenn ſich ein Lehrer, der nach erfolgter Ermächtigung 
durch die Eltern einen Schüler züchtigt, dienſtrechtlicher Ahn⸗ 
dung ausſetzen kann, weil er damit gegen die Schulordnung 
verſtößt, ſo kann doch jedenfalls ſtrafrechtlich in der Aus⸗ 
übung eines übertragenen elterlichen Züchtigungsrechts eine 
rechtswidrige Körperverletzung nicht erblickt werden (vgl. 
GA. 69, 145). Das ſächſ. Schulbedarfs®. will und kann aber 
nicht die übertragung des elterlichen Erziehungsrechts auf 
den Lehrer verbieten. Dieſe Übertragung verſtößt daher auch 
nicht gegen ein geſetzliches Verbot nach $ 134 BGB. Nur die 
Ausübung dieſes Züchtigungsrechtes in der Schule kann 
als auch von ihm verboten erachtet werden. Ein Verſtoß, 
gegen ein Verbot ſolchen Inhalts aber macht, wie erwähnt, 
nur dienſtrechtlich ſtrafbar, läßt die Rechtmäßigkeit der Züch⸗ 
tigung ſelbſt auf Grund des übertragenen Züchtigungsrechts 
beſtehen und nimmt damit dieſer die Natur einer wider⸗ 
rechtlichen Körperverletzung. Wie bereits dargelegt, geben die 
Gründe des Berufungsurteils der Annahme Raum, daß ſich 
der Angekl. auf das Einverſtändnis der Eltern berufen hat. 
Dafür ſpricht auch die bei der Erörterung des Strafmaßes 
gemachte Bemerkung, der Vater des Schülers habe dem An⸗ 
gel. erklärt, er habe das recht gemacht, er (der Vater) fühle 
ſich durch die Züchtigung ſeines Sohnes nicht beſchwert. Bei 
dieſer Sachlage wird zu prüfen fein, ob der Angekl. nicht 
als Lehrer hat ſtrafen, ſondern ein übertragenes Züchtigungs⸗ 
recht des Vaters hat ausüben wollen, und weiter, ob er 
hierzu ermächtigt war, oder ob Anhaltspunkte gegeben waren, 
aus denen er das Einverſtändnis des Vaters mit einer Züch⸗ 
tigung in deſſen Vertretung angenommen hat oder doch an⸗ 
nehmen konnte. Hätte der Angekl. aus vorliegenden Anhalts⸗ 
punkten irrtümlich eine Ermächtigung der Eltern angenommen, 
ſo würde es ſich nicht um die irrtümliche Annahme eines 
Züchtigungsrechts des Lehrers, ſondern um einen Irrtum 
über ein vom Recht in beſtimmtem Umfange anerkanntes Züch⸗ 
tigungsrecht, nämlich das des Vaters, und über die Über⸗ 
tragung ſeiner Ausübung an ihn handeln; dieſer aber würde 


Lehrer im Schulzimmer mehrere Male Brotkrumen an den Kopf 
wirft, erlaubt ſich ein derartiges Übermaß an Ungezogenheit und 
Störung jeglicher Diſziplin, daß eine augenblickliche Wiederher⸗ 
ſtellung der ſelbſtverſtändlichen Grundlagen eines geordneten Schul⸗ 
unterrichts herausgefordert wird. Der Lehrer verabreicht dem Jungen 
zwei Ohrfeigen, die ohne irgendwelche Schädigungen geblieben ſind. 
Er tut dies unleugbar gerade in ſeiner Eigenſchaft als Lehrer; denn 
als Lehrer iſt es ihm um die Aufrechterhaltung ſeiner Autorität zu 
tun. Nur gewiſſe parteipolitiſche Maximen können das Bravo für 
dieſes Vorgehen niederſchreien. Zahlloſe Male geſchehen ſolche Kor⸗ 
rekturen jugendlicher Flegelei. Die Schüler empfinden fie als ge 
recht; die Väter — wie auch in unſerem Falle — fühlen ſich durch 
das energiſche Durchgreifen des Lehrers „nicht beſchwert“. Dennoch 
iſt die rechtliche Lage vorwiegend die, daß ſich der Richter auf einen 
echtfertigungs⸗ oder Entſchuldigungsgrund mühſam beſinnen muß 
und ihn ſehr häufig erſt in der Rev Inſt. findet. Ganz offenſichtlich 
will das RG. dem Angekl. helfen. Warum? Doch wohl deshalb, 
weil es von vornherein eine Beſtrafung nicht als gerecht empfindet, 
weil es alfo m. a. W. der natürlichen Rechtsauffaſſung des einzelnen 
Rechnung trägt. Was nun der einzelne als „ſelbſtverſtändlich“, als 
ee und daher als die Regel anſieht, das ergibt ſich für das 
en beſtenfalls als konſtruierte Ausnahme. Das Verhältnis 
A Recht zu Unrecht und von Schuldfreiheit zu 
chuld iſt ſonach umgekehrt. 

b Der Ungekl. erſcheint hier zunächſt belaſtet, da feine Handlung 
en Tatbeſtand der 88 340, 223 HGB. erfüllt. M. E. iſt die höchſt 
wen und zweckentſprechende mäßige Züchtigung überhaupt keine 
85 nde i. S. dieſer Paragraphen. Ebenſo vor allem Frank, 
(da em. z. 17. Abſchn. II 1. Doch weder die Dogmatiker noch die Richter 
2 au es, mit der Verneinung der Tatbeſtandsmäßigkeit gleich aller wei⸗ 
— . Schritte enthoben zu ſein. Es könnte Aufrechenbarkeit 
— 8233 StGB. in Frage kommen. Dem Lehrer als Beamten ſoll ſie 
agt ſein. Das befremdet und entſpricht ſicherlich nicht dem Re⸗ 
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als ein außerſtrafrechtlicher anzuſehen und zu beachten ſein 
(8 59 StGB.). Sollte dem Angekl. bei der Annahme des Ein⸗ 
verſtändniſſes Fahrläſſigkeit zur Laſt fallen, ſo könnte fahr⸗ 
läſſige Körperverletzung in Frage kommen. 
(1. Sen. v. 8. Febr. 1927; 1D 768/1926.) D.) 


61. [s 11 Auswanderungs G. Tatbeſtand der 
konzeſſionspflichtigen Vorbereitung eines Be⸗ 
förderungsantrags. ]) 

Nach 8 1 RGeſ. über das Auswanderungsweſen v. 9. Juni 
1897 bedarf derjenige, der die Beförderung von Auswanderern 
nach außerdeutſchen Ländern betreiben will (Unternehmer) 
hierzu der Erlaubnis. 8 11 des Gef. beſtimmt, daß, wer bei 
einem Betriebe der im § 1 bezeichneten Art durch Vor⸗ 
bereitung, Vermittelung oder Abſchluß des Beförderungs⸗ 
vertrags gewerbsmäßig mitwirken will (Agent), hierzu eben⸗ 
falls der Erlaubnis bedarf. Die Strafvorſchrift des 845 RG. 
über das Auswanderungsweſen v. 9. Juni 1897 hat das BG. 
gegen den Angekl. auf Grund folgenden Sachverhalts zur An⸗ 
wendung gebracht: Nachdem die Firma W. von der C.⸗Linie 
erſucht worden war, ſich mit den fraglichen Paſſagieren in 
Verbindung zu ſetzen, hat der Angekl. an die Auswanderer ge⸗ 
ſchrieben und ihnen auseinandergeſetzt, welche Papiere ſie ſich 
zu beſorgen hätten uſw. Nach deren Beſchaffung hatten ſich 
dann die Auswanderer bei der Firma W. zu melden, damit 
ein paſſender Dampfer der C.⸗Linie ausgeſucht und ein Platz 
darauf belegt wurde. Damit wurde erſt, wie die StK. ohne 
Rechtsirrtum annimmt, der endgültige Beförderungsvertrag 
mit der C.⸗Linie abgeſchloſſen. Zum Zuſtandekommen dieſes 
ſchriftlich abzuſchließenden Vertrages, auf Grund deſſen der 
Unternehmer nach § 22 des Geſ. einen Auswanderer erſt be⸗ 
fördern darf, hat der Angekl. durch ſeine Tätigkeit mitgewirkt. 
Durch den Prepaidvertrag, wonach der Prepaidkäufer im Aus⸗ 
lande einer Schiffahrtsgeſellſchaft eine beſtimmte Geldſumme 
mit dem Auftrage überweiſt, ſie auf den Überfahrtspreis an⸗ 
zurechnen, welcher demnächſt von einem näher bezeichneten 
Paſſagier bei Abſchluß des Beförderungsvertrages zu zahlen 
iſt, erlangt der Paſſagier noch keinen Anſpruch auf Beförde⸗ 
rung, ſondern nur auf Abſchluß des Beförderungsvertrages. 
Der Beſitz des Prepaids ſchließt daher die Möglichkeit einer 
Mitwirkung zur Beförderung der Prepaidsinhaber nach Ame⸗ 
rika nicht aus. Der Begriff der Vorbereitung wird durch jede 
Tätigkeit erfüllt, die den demnächſtigen Abſchluß des Be⸗ 
förderungsvertrags zum Zwecke hat (RGSt. 33, 366, 369). 
Eine derartige Tätigkeit hat das angegriffene Urt. bedenkenfrei 
feſtgeſtellt. Vgl. auch RGSt. 33, 85, 89, wo insbeſondere dar⸗ 


formgebanken, wie er im Entw. v. 1919 (Denkſchr. 239) und im 
Amtl. Entw. v. 1925. 8 288 Abſ. 4 zutage tritt. Daß im vorl. Falle 
Notwehr nicht gegeben iſt, trifft zu; aber auf dieſe Möglichkeit wäre 
der Nichtjuriſt wohl kaum jemals verfallen. Nun könnte vielleicht 
die „an ſich“ bejahte Rechtswidrigkeit der Züchtigung durch einen 
Rechtfertigungsgrund wieder beſeitigt werden. Die Literatur hat hier 
ſchon viele Zweifel geäußert und dann die Zweifel weitergeſchoben. 
Diesmal grüßt uns die altbekannte Konſtruktion einer Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag. Sie iſt durchaus unſtrafrechtlich und ziemlich 
undurchſichtig. Daß ſie auch unwahr ſein kann, zeigt das vorl. Urt.: 
damit ihm Hilfe zuteil werde, muß ſich der Lehrer geradezu hinein⸗ 
reden in die Auffaſſung, er habe nicht als Lehrer ſtrafen wollen. 
Letzten Endes muß ſogar das in unſerem Recht am ſchlechteſten ge⸗ 
regelte und daher umſtrittenſte Mittel aushelfen, der Strafrechts⸗ 
irrtum. Alles zu dem einen Zwecke, daß der Angekl. die Klippen 
voller Tücken und Gefahren glücklich umſchiffe, an denen ihn ſein 
perſönlicher Mut und ſein einfaches Rechtsbewußtſein ſchon längſt 
vorbeigeführt hatten! Wieder einmal — ſo dürfen wir unſeren Ein⸗ 
druck zuſammenfaſſen — hat ſich ein Angekl. die Sympathien der 
RevInſt. mit Erfolg erkämpfen können. Möge in Zukunft das klare 
Geſetzeswort für eine raſchere und ſichere Abhilfe ſorgen! Anſätze, 
nicht mehr, laſſen ſich in den jüngſten Entwürfen erblicken. Der 
1 wird danach immer noch der Zivilcourage des einzelnen 
zufallen. 
Dr. Helmut Endemann, Heidelberg. 


Zu 61. Die Entſch. ift — ſoweit es ſich auf Grund des mit⸗ 
geteilten Sachverhaltes beurteilen läßt — zutreffend. Sie entſpricht 
der bisherigen Rſpr. Begriff und Bedeutung des Prepaidvertrages 
find ausführlicher als in der obigen Entſch. und den darin zit. Urt. 
dargelegt in RGSt. 43, 380 („dieſe Prepaids werden gewöhnlich von 
bereits nach Amerika ausgewanderten Perſonen gekauft, die auf ſie 
ihre in der Heimat zurückgebliebenen Verwandten oder Bekannten 
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auf hingewieſen ift, daß es zu Verhandlungen wegen Sicherung 
und Belegung eines Platzes unter allen Umſtänden der Mit⸗ 
wirkung eines zugelaſſenen Agenten bedarf. Vermittelt 
hat der Angekl. den Abſchluß des Beförderungsvertrages, in⸗ 
dem er die Auswanderer mit der Schiffahrtslinie in Verbin⸗ 
dung gebracht hat. 


(2. Sen. v. 4. Juli 1927; 2 D 395/27.) D.) 


II. Verfahren. 


62. [8 40 StPO. Ladung eines nach Be⸗ 
rufungseinlegung ausgewanderten Angekl. zur 
Berufungshauptverhandlung.] 7) 

Nachdem der Angekl. Berufung eingelegt hatte, iſt er nach 
Amerika ausgewandert. Infolgedeſſen wurde er zur Be⸗ 
rufungsverhandlung nach § 40 Abf. 2 StPO. öffentlich ge⸗ 
laden. In dieſer blieb er aus. Da er vom Schöffch. zu einer 
Gefängnisſtrafe von fünf Monaten verurteilt worden iſt, war 
eine Vertretung nicht zuläſſig (88 232 ff. StPO.). Durch 
ſeinen Verteidiger ließ er, wie das angefochtene Urteil angibt, 
mitteilen, „daß er von dem Termin Kenntnis habe und nicht 
erſcheinen würde, ſo daß die Befolgung der für Zuſtellungen 
im Auslande beſtehenden Vorſchriften vorausſichtlich erfolglos 
fein würde (§ 40 SPD.) Darauf wurde die Berufung auf 
Grund des § 329 SPD. verworfen. Die Rev. bemängelt 
die Ordnungsmäßigkeit der Ladung, weil die Befolgung der 
für Zuſtellungen im Ausland beſtehenden Vorſchriften weder 
un ausführbar, noch vorausſichtlich erfolglos geweſen ſei. Da⸗ 
bei überſieht aber der Verteidiger, daß dies keine Voraus⸗ 
ſetzung für die Anwendung des § 40 Abſ. 2 — im Gegenſatz 
zum Abſ. 1 — SPD. iſt. Hier wird nur erfordert, daß die 
Zuſtellung an den Angekl. nicht in der vorgeſchriebenen Weiſe 
im Deutſchen Reiche bewirkt werden kann. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung war erfüllt, da ſich der Angekl. damals in Amerika 
aufhielt. 

(3. Sen. v. 30. Juni 1927; 3D 265/27.) [D.] 


nach Amerika nachkommen laſſen“). Der Anſicht des RG., durch 
Kauf eines Prepaids werde noch kein Beförderungsvertrag zwiſchen 
der Geſellſchaft und dem Auswanderer geſchloſſen, vielmehr komme die 
Einigung über alle weſentlichen Punkte des Vertrages (8 154 BGB.) 
erſt mit der Aushändigung der Schiffskarte zustande, dürfte bei⸗ 
zupflichten fein — immer vorausgeſetzt, daß ſich aus dem Inhalt der 
ſchriftlichen Vereinbarungen nichts anderes ergibt. Hieraus folgt, daß 
die Tätigkeit des Angekl. zeitlich vor dem Vertragsſchluſſe lag, ihn 
vorbereitete und daher unter 88 11, 45 AuswG. fiel. 


LG R. Priv Doz. Dr. Mannheim, Berlin. 


Zu 62. 8 40 Abſ. 1 SPD. gilt für den Beſchuldigten, 
dem eine Ladung zur Hauptverhandlung noch nicht zugeſtellt war, 
Abſ. 2 für den Angekl., dem die Ladung zur Hauptverhandlung 
ſchon „vorher“ zugeſtellt war, der erſte Abſatz alſo (8 157) ſchon im 
Vorverfahren, der zweite erſt nach Eröffnung des Hauptberfahrens. 
Im Falle des zweiten Abſatzes iſt die öffentliche Zuſtellung nicht von 
Unausführbarkeit oder vorausſichtlicher Erfolgloſigkeit der Zuſtellung 
im Auslande abhängig. Das oben mitgeteilte Urt., dem inſoweit un⸗ 
zweifelhaft beizupflichten iſt, begegnet aber dem Bedenken, ob die 
Ladung zur zweitinſtanzlichen Hauptverhandlung auch dann durch An⸗ 
heftung geſchehen kann, wenn nur die Ladung zur erſtinſtanzlichen 
Hauptverhandlung in der Regelform erfolgt war. Das unklare Wort 
„vorher“ iſt für die Löſung des Zweifels nicht verwendbar. Die Wahl 
des beſtimmten Artikels vor „Ladung“ weiſt, wenn auch nicht ein⸗ 
deutig, auf die für die Inſtanz anzuberaumende Hauptverhand⸗ 
lung (88 216 ff., 323) hin. Hatte für die zweite Inſtanz die in erfter 
Inſtanz regelförmlich erfolgte Ladung genügen ſollen, ſo hätte die 
Vortfaſſung: „eine Ladung zu einer Hauptverhandlung“ nahegelegen. 
Daß die Ladung zu der in der jeweiligen Inſtanz anſtehenden Haupt⸗ 
verhandlung gemeint ift, läßt ſich aus der von der StPO. durch⸗ 
geführten GSelbftändigkeit der Ladungsvorausſetzungen für jede In⸗ 
ſtanz folgern. So gilt die einwöchige Friſt des § 217 für die erſte 
Ladung in jeder Tatſacheninſtanz. Im Gegenſatze zu dem Urt. wird 
angenommen werden müſſen, daß in der Ber Inſt. die Anheftung nach 
8 40 Abf. 2 nur ausreicht, wenn die Ladung zu einer Berufungs⸗ 
hauptverhandlung vorher zugeſtellt war. Anderenfalls wäre ein Ab⸗ 
weſender, dem nur eine mit Geldſtrafe oder Einziehung bedrohte Tat 
zur Laſt liegt, durch 8 278 begünſtigt gegenüber dem eines ſchwereren 
Delikts bezichtigten Angehl. 

IR. Dr. Drucker, Leipzig 
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63. [58 59, 80, 243, 337, 338 StPO. I. Nicht⸗ 
anweſenheit des Sachverſtändigen bei der Ver⸗ 
nehmung des Angekl. iſt kein Reviſionsgrund. 

II. Zum Begriff der Überlegung i. S. 8 211 
St GB.) 

J. Auf den Umſtand, daß der als Zeuge und Sach⸗ 
verſtändiger vernommene Förſter H. bei der Vernehmung 
des Angekl. nicht zugegen war, kann die Rev. nicht geſtützt 
werden. Einem Sachverſtändigen kann zwar auch dann, wenn 
er zugleich als Zeuge vernommen werden ſoll, geſtattet wer⸗ 
den, der Vernehmung des Beſchuldigten beizuwohnen (8 80 
Abſ. 2 StpO.; ASt. 52, 161). Doch entſcheidet darüber, 
ob es zu geſchehen hat, zunächſt der Vorſitzende und im Falle 
der Beanſtandung das Gericht nach ſeinem Ermeſſen. Überdies 
hatte der Angekl. bei der Vernehmung des Sachverſtändigen 
Gelegenheit, alles vorzubringen, was ihm erforderlich erſchien, 
um ein ihm günſtiges Gutachten zu erzielen. II. Die Über⸗ 
legung iſt ausreichend dargetan. Das Schwurgericht iſt ſich 
wohl bewußt geweſen, daß die Tat „mit Überlegung“ i. S. 
des Geſ. ausführt, wer bei der Ausführung in genügend 
klarer Erwägung über den zur Erreichung ſeines Zwecks ge⸗ 
wollten Erfolg der Tötung, über die zum Handeln drängenden 
und von dieſem abhaltenden Beweggründe ſowie über die zur 
Herbeiführung des gewollten Erfolgs erforderliche Tätigkeit 
handelt (vgl. RGSt. 42, 260 [262]). Aus dem Zögern nach 
dem erſten Schuß folgert das Gericht, daß der Angekl. durch 
den im Affekt abgegebenen erſten Schuß zur Selbſtbeſinnung 
gebracht worden iſt und nun überlegt hat, ob er den B. ent⸗ 
fliehen laſſen oder ob er ihn zur Erreichung des Zwecks, ihn 
ſtumm zu machen, töten ſolle. Das Umſchauen nach etwaigen 
Tatzeugen wird als Zeichen dafür erachtet, daß er das Riſiko, 
das er auf ſich zu nehmen im Begriff war, abwog. Die hieran 
ſich ſchließende Aufnahme der Verfolgung läßt erkennen, daß 
der Beweggrund, einen gefährlichen Zeugen loszuwerden, über 
die abhaltenden Beweggründe geſiegt hatte. Das neue Spannen 
des Hahns und die vom Vorderrichter für erwieſen erachtete 
Umſtellung auf Kugelſchuß werden dahin gedeutet, daß der 
Angekl. die zweckmäßigſte Art der Tötung erwog. Damit 


Zu 63. Zu I.: Gegen den verfahrensrechtlichen Teil der Entſch. 
iſt nichts einzuwenden. Die Abweſenheit des Sachverſtändigen während 
der Vernehmung des Angehl. in der Hauptverhandlung könnte eine 
Rep Grundlage in den 88 337, 338 SPD. finden. 

Was zunächſt die abſoluten RevGründe des 8 338 StPO. an⸗ 
betrifft, ſo iſt die vorliegend in erſter Linie in Betracht kommende 
fa der Ziff. 5 nicht anwendbar, weil keine geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift die Anweſenheit des Sachverſtändigen während der Vernehmung 
des Angekl. anordnet. Dem Sachverſtändigen kann allerdings, im 
Gegenſatz zum Zeugen, wie aus den 88 59, 80, 243 Abſ. 1 und 4 
zutreffend hergeleitet wird (ASt. 52, 161), vom Vorſitzenden oder 
im Falle des Widerſpruchs eines Prozeßbeteiligten vom Gericht ge⸗ 
ſtattet werden, der Vernehmung des Angel. beizuwohnen. Dieſe 
Maßnahme wird ſich ſogar im Intereſſe der reſtloſen Aufklärung des 
Sachverhalts und zur Vorbereitung eines umfaſſenden Gutachtens in 
den meiſten Fällen empfehlen. Die Praxis der Gerichte lehrt auch, 
daß faſt ausnahmslos, ſofern nicht Gründe beſonderer Art entgegen⸗ 
ſtehen, in dieſer Weiſe verfahren wird. Der Angekl. hat jedoch auf 
die Gegenwart des Sachverſtändigen keinen Anſpruch, die Entſcheidung 
über ſeine Anweſenheit iſt dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Vor⸗ 
ſizenden bzw. des Gerichts überlaſſen (RGSt. 22, 434; 52, 161; 
Goltd Arch. 47, 156; Löwe⸗Roſenberg Anm. 1, 2 zu 8 80). 
Daß die Zulaſſung des Sachverſtändigen während der ganzen Haupt⸗ 
verhandlung nicht zwingend vorgeſchrieben, ſondern in das Ermeſſen 
des Vorſitzenden oder des Gerichts geſtellt iſt, geht aus dem auch 
für die Hauptverhandlung geltenden (RG. = JW. 20, 504; RGSt. 
52, 161; GoltdArch. 47, 156; Mot. z. StPO. S. 141; Löwe⸗ 
Roſenberg, Anm. 2 zu 8 80) § 80 StPO. hervor, nach welchem 
dem Sachverſtändigen geſtattet werden kann, der Vernehmung von 
Zeugen oder des Beſchuldigten beizuwohnen. Auf die Verletzung 
dieſer nur inſtruktionellen Vorſchrift, die keine Rechtsnorm 1. S. des 
8 337 SPD. darſtellt (RC. 2, 54; RGRſpr. 3, 685; Löwe⸗ 
Roſenberg Anm. Za zu $ 337) kann die Rev. niemals geſtützt 
werden, weil eine die Rev. begründende Geſetzesverletzung nur vor⸗ 
liegt, wenn das Geſetz dem Gericht die Verpflichtung zur Befolgung 
auferlegt, nicht dagegen, wenn eine Ordnungsvorſchrift eine im Regel⸗ 
falle zu befolgende Anweiſung erteilt, von der das Gericht aber nach 
Lage des Falles abweichen kann (RGSt. 42, 168; 32, 321; 40, 
157; RGqgtſpr. 1, 230). 

Soweit das vorſtehende Urteil erſehen läßt, iſt vom Angekl. 
ein Antrag, die Anweſenheit des Sachverſtändigen während der ganzen 
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ſind die weſentlichen Merkmale der Überlegung nachgewieſen. 
Demgegenüber kommt nichts mehr darauf an, ob das Schwur⸗ 
gericht mit Recht auch noch die Erinnerung an Einzelheiten 
als Beweisanzeichen für ein überlegtes Handeln erachtet hat; 


Hauptverhandlung zu geſtatten, nicht geſtellt und überhaupt von ihm 
nicht zur Sprache gebracht worden, daß und weshalb er an der An⸗ 
weſenheit des Sachverſtändigen während Vernehmung des Angekl. ein 
Intereſſe hätte. Eine unzuläſſige Beſchränkung der Verteidigung des 
Angekl. gemäß 8 338 Ziff. 8 StPO. läge nur dann vor, wenn das 
Gericht zu einem auf Antrag des Angehl. gefaßten Beſchluſſe 
— betr. Nichtgeſtattung der Anweſenheit des Sachverſtändigen — aus 
der rechtsirrigen Erwägung gekommen wäre, daß die Anweſenheit 
des Sachverſtändigen während der Vernehmung des Angekl. prozeß⸗ 
rechtlich verboten ſei, weil der Sachverſtändige zugleich als Zeuge 
vernommen werden ſolle. Da jedoch vorliegend ein ſolcher Beſchluß 
offenbar nicht vorliegt, jedenfalls kein Anhalt dafür vorhanden iſt, 
daß das Gericht ſich der ihm geſetzlich zuſtehenden Befugnis, dem 
Sachverſtändigen trotz ſeiner gleichzeitigen Eigenſchaft als Zeuge die 
Anweſenheit während der Vernehmung des Angekl. zu geſtatten, nicht 
bewußt geworden iſt, hat das RG. die verfahrensrechtliche Rüge zu⸗ 
treffend für unbeachtlich erklärt. 

Zu II.: Der in der Entſch. gegebenen, aus RGSt. 42, 162 
übernommenen Beſtimmung des Tatbeſtandsmerkmals „Überlegung“ 
in 8 211 StGB. iſt im weſentlichen zuzuſtimmen. Die „Überlegung“ 
gehort zu den umſtrittenſten ſtrafrechtlichen Begriffen (vgl. die Zu⸗ 
ſammenſtellung der Definitionen bei Schwartz, Komm. z. StGB. 
1914, 8 211 Nr. 5). 

Die reichsgerichtl. Rechtſprechung iſt bis in die neueſte Zeit 
ſtändig der in RGSt. 42, 260 enthaltenen Begriffsformulierung 
gefolgt (vgl. z. B. JW. 1927, 902 17). Hiernach iſt für die Er⸗ 
füllung des Mordtatbeſtandes zu verlangen, daß der Ungekl. über die 
Betätigung des Tötungswillens Vorſatz) hinaus noch mit feinen 
geſammelten Verſtandeskräften in eine vergleichende Prüfung (Ab⸗ 
wägung) der für und gegen die Begehung der Tat ſprechenden Um⸗ 
ſtände eintritt. Im Gegenſatz zum Pr. StPB. 8 175 — „wer vor⸗ 
ſätzlich und mit Überlegung tötet“ — wird durch den Wortlaut des 
§ 211 StGB. Überlegung bei der Ausführung verlangt. — 
Durch dieſe veränderte Faſſung iſt im Gegenſatz zum früheren Recht 
(a. A. Hälſchner, Das Gemeine Deutſche Strafrecht Bd. 2 S. 52 
Nr. 1 Oppenhoff-Delius, StGB. für das Deutſche Reich 
zu § 211 Nr. 11, 13), eine zwar mit Überlegung beſchloſſene, aber 
ohne Überlegung ausgeführte Tötung nicht als Mord ſondern als 
Totſchlag zu beſtrafen. Die Überlegung braucht nicht während der 
ganzen Ausführungshandlung vorzuliegen, es genügt vielmehr, daß 
fie die Ausführung der Tötung im weſentlichen beherrſcht (ebenfo 
Schwartz, Anm. 6 zu 8 211, während Rüdorf⸗Stenglein, 
SGB. für das Deutſche Reich 8 211, Nr. 1, Schütze, Lehrbuch des 
Deutſchen Strafrechts 2. Aufl., S. 383 und v. Wächter, Deutſches 
Strafrecht S. 325, die Überlegung nur für den Beginn der Aus⸗ 
führung verlangen). Der Begriff der Überlegung iſt nun etwa nicht 
dahin zu verſtehen, daß der Täter nur in kühler Berechnung und 
ohne ſeeliſche Anteilnahme, innerlich völlig beruhigt, die Tat voll⸗ 
bringen muß. Eine derartig einſchränkende Auslegung würde den 
Kreis ber Mordfalle auf ein für die öffentliche Sicherheit unerträg⸗ 
liches Maß begrenzen. Es iſt wohl kaum ein Fall vorſtellbar, in 
dem nicht ſelbſt der brutalſte, kaltblütigſte Täter bei der Tötung, 
insbeſ. bei einem plötzlichen Kampfe mit dem Opfer, in eine ge» 
wiſſe, infolge der Ausführung der Tat ſich ſteigernde Aufregung 
gerät (RM. 5, 270). Durch derartige vom phyſiſchen und pfychiſchen 
Standpunkt aus verſtändliche Erregungen braucht jedoch die Über⸗ 
legung nicht ausgeſchloſſen zu werden (JW. 1926, 1187 81). Von 
einer die Überlegung beſeitigenden Affekthandlung kann nur die 
Rede ſein, „wenn ein die naturgemäße Aufregung deſſen, der einen 
anderen zu töten im Begriffe ſteht, überſteigendes und das folgerichtige 
Abwägen der für und wider die Tat ſprechenden Umſtände aus⸗ 
ſchließendes Maß der Gefühlserregung das Handeln des Täters be- 
herrſcht“ (fo NS. 42, 262). 


Für die Beurteilung der Frage, ob eine Tötung mit ober 
ohne überlegung (im Affekt) ausgeführt iſt, bildet neben der 
ſeeliſchen und geiſtigen Veranlagung des Täters ſein Verhalten vor, 
während und nach der Ausführung eine wichtige Erkenntnisquelle. 
Wenn auch entſcheidend lediglich die Geiſtesverfaſſung des Täters 
während der Ausführungshandlung ſelbſt iſt, jo laſſen ſich doch auch 
aus ſeinem Benehmen vor Beginn und nach Vollendung der Tat 
902 Rückſchlüſſe ziehen. Mit Recht hat das NG. = JW. 1927, 
daß os Erwägung des Schwurgerichts als bedenkenfrei bezeichnet, 
des ie auf einen Schutz gegen Entdeckung hinzielenden Maßnahmen 
jet Täters — Wahl eines „abgelegenen“ Schrebergartens, wo er 
Weck Ziel „unauffällig“ und am „ungeſtörteſten“ erreichen wollte, 

r des Schlittens mit ſeiner breiten Figur, Gewinnung des 
9 rauens der Kinder durch Hin⸗ und Herfahren auf dem Schlitten, 
erwiſchung der Spuren der Tat, Beſeitigung der Zeugen des Ver⸗ 


denn auch beim Wegfall dieſes Umſtandes bleiben noch 
genügend Umſtände übrig, welche die Annahme der Über- 
legung ſtützen. 

(1. Sen. v. 11. Jan. 1927; 1D 846/26.) A.] 


brechens, Ablegung des blutigen Mantels — die Annahme einer mit 
voller Überlegung ausgeführten Tötung rechtfertigen. 

Dagegen erſcheint die Feſtſtellung der „überlegung“ aus den in 
vorſtehendem Urteil enthaltenen Sachdarlegungen nicht bedenkenfrei. 
Weder das Zögern nach dem erſten Schuß, noch das Umſchauen 
nach etwaigen Tatzeugen, noch die Aufnahme der Verfolgung, das 
neue Spannen des Hahnes oder die Umſtellung auf Kugelſchuß — 
Handlungen, die in wenigen Sekunden ausgeführt ſein dürften — 
zwingen im einzelnen oder in ihrer Geſamtheit zu dem Schluß, 
daß der Täter bei der Abgabe des zweiten Schuſſes die für und 
gegen die Tötung ſprechenden Umſtände gegeneinander abgewogen und 
nach dem Ergebnis dieſer Prüfung ſeinen Plan gebildet hat. Da der 
Angekl. den erſten erfolgloſen Schuß „im Affekt“ (alſo ohne Über⸗ 
legung) abgegeben hat, liegt die Vermutung erheblich näher, daß er 
die vorbezeichneten, die Abgabe des zweiten Schuſſes begleitenden 
Handlungen, die ſich für ihn im Verlaufe der Geſamtausführung in⸗ 
folge des — wohl unerwarteten — Fehlgehens des erſten Schuſſes 
als notwendig ergaben, in einer plötzlichen Aufwallung und Er⸗ 
regung über das Mißlingen des erſten Schuſſes und in einem Zu⸗ 
ſtande der Angſt vor der Entdeckung vorgenommen hat. 

Das vorſtehende Urteil ſchließt allein aus dem Verhalten des 
Angekl. unmittelbar vor Abgabe des zweiten Schuſſes auf feine Über⸗ 
legung. Dies erſcheint mir nicht richtig. Daß der Täter die im Urteil 
angegebenen, von ſeinem Standpunkte aus ſinngemäßen Handlungen 
in logiſcher Reihenfolge ausgeführt hat, ſpricht weder für noch gegen 
feine „Überlegung“ im Sinne des $ 211 StGB., worunter mehr zu 
verſtehen iſt als vernünftiges Denken und Handeln (Weber: JW. 
1925, 1496; v. Lilienthal: JW. 1927, 902 17). Es ſei an 
dieſer Stelle daran erinnert, daß der qualifizierte Fall des Tot- 
ſchlags nach 8 214 StGB. gerade vorausſetzt, daß der bei Unter⸗ 
nehmung einer ſtrafbaren Handlung betroffene Täter die vorſäßliche 
Tötung zu dem Zwecke — alſo mit dem vernunftgemäßen, ziel⸗ 
ſtrebigen Denken — begeht, „um ein der Ausführung ſeines be⸗ 
abſichtigten Delikts entgegentretendes Hindernis zu beſeitigen oder 
um ſich der Ergreifung auf friſcher Tat zu entziehen“. 

Der Angekl. hatte nach den vorhergehenden, oben nicht mit 
abgedruckten Urteilsausführungen im Affekt einen — erſten — Schuß 
abgegeben, der fehlgegangen war. Hiernach zauderte er kurze Zeit, 
wodurch das Opfer einen Vorſprung von 25 m erzielte, ſah ſich nun⸗ 
mehr um, ob jemand in Blickweite war, machte ſich zur Verfolgung 
auf und gab nach Einholung des Vorſprungs bis auf 10 m den 
zweiten Schuß ab, nachdem er auf Kugelſchuß umgeſtellt hatte. Es 
erſcheint höchſt unwahrſcheinlich, daß jemand, der im Affekt einen 
andern zu töten verſucht und wenige Sekunden (25 m Vorſprung) 
nach Mißlingen der Tat dieſe wiederholt, hierbei „in genügend klarer 
Erwägung über den zur Erreichung ſeines Zweckes gewollten Erfolg 
der Tötung, über die zum Handeln drängenden und von ihm ab⸗ 
haltenden Beweggründe ſowie über die zur Herbeiführung des ge⸗ 
wollten Erſolges erforderliche Tätigkeit handelt“ (RGSt. 42, 260). 
Das Zögern zwiſchen den beiden Schüſſen, das Umſchauen nach 
etwaigen Tatzeugen und die Umſtellung auf Kugelſchuß können ſehr 
wohl rein triebmäßige, in dem fortdauernden und geſteigerten Affekt⸗ 
zuſtande vorgenommene Handlungen ſein, bei denen es aber durchaus 
an der für die Erfüllung des Mordtatbeſtandes erforderlichen Über⸗ 
legung fehlt. Die Feſtſtellung der Überlegung allein aus dem Ver⸗ 
halten des Angekl. zwiſchen der nur wenige Augenblicke getrennten 
Abgabe beider Schüſſe, ohne Wertung feiner pſychiſchen Individualität 
und ohne Berückſichtigung feines Benehmens vor und nach der Tat, 
iſt m. E. unzureichend. Ohne Würdigung des Seelenzuſtandes des 
Täters, die nur mit Hilfe eingehender ſachverſtändiger Begutachtung 
möglich iſt, läßt ſich wohl kaum mit Sicherheit feſtſtellen, ob eine 
Tötung mit oder ohne Überlegung ausgeführt iſt. Die pſychiſche Ver⸗ 
anlagung der Menſchen iſt derartig verſchieden und für den nicht 
ſpezialiſtiſch Vorgebildeten ſo ſchwierig erkennbar, daß die Löſung 
dieſer Frage in einer häufig nur kurzen Hauptverhandlung für den 
Richter eine unlösbare Aufgabe bedeutet. Es darf allerdings nicht ver⸗ 
kannt werden, daß auch der pfychologiſch und pſychopathologiſch ge⸗ 
ſchulte Sachverſtändige in zahlreichen Fällen keine völlige Klarheit 
über die Seelenverfaſſung des Angekl. erlangen und deshalb nur ein 
lückenhaftes Gutachten vortragen kann. 

Die erheblichen Schwierigkeiten der Entſcheidung über das Vor⸗ 
handenſein der Überlegung und die irreparablen Folgen eines Fehl⸗ 
urteils machen die Mängel der Regelung des Mordtatbeſtandes im 
geltenden Strafrecht erkennbar (vgl. auch v. Lilienthal: JW. 
1926, 1187 und 1927, 902; Schwartz, $ 211 Anm. 5 a. E.). Der 
Amtl. Entwurf eines Allgem. Deutſchen StGB. gibt deshalb das 
gegenwärtig den Mord vom Totſchlag unterſcheidende Merkmal der 
„Überlegung“ auf und beſtimmt im $ 211: „Wer einen anderen tötet, 
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64. [58 230, 231 StPO. Für den Anweſen⸗ 
heitszwang des Angekl. beſteht auch dann keine 
Ausnahme, wenn es ſich um verbundene Straf⸗ 
ſachen handelt, die in keinem inneren Zuſammen⸗ 
hang ſtehen.] f) 

Nach dem Sitzungsprotokoll iſt bei Beginn der Haupt⸗ 
verhandlung v. 27. Aug. 1926 beſchloſſen worden, den Angekl. 
U. auf ſeinen Antrag bis 3 Uhr nachmittags zu beurlauben. 
Darauf hat ſich dieſer Angekl. mit ſeinem Verteidiger entfernt. 
Beide ſind zum beſtimmten Zeitpunkt wieder erſchienen und 
haben von da ab der Hauptverhandlung an dieſem Tage und 
am 30. Aug. bis zur Urteilsverkündung ununterbrochen bei⸗ 
gewohnt. Dieſe „Beurlaubung“ des Angekl. für einen Teil 
der Hauptverhandlung war unzuläſſig. Nach 88 230 ff. StPO. 
bildet die Anweſenheit des Angekl. in dieſer im regelmäßigen 
Verfahren erſter Inſtanz, von den beſonderen Ausnahmen der 
88 231 Abſ. 2, 232, 233 a. a. O. abgeſehen, ein unbedingtes 
Erfordernis, und ein Verſtoß dagegen ſtellt den abſoluten 
Reviſionsgrund des $ 338 Abſ. 5 StPO. dar. Das gilt gemäß 
8 332 StPO., unbeſchadet der Vorſchrift des § 329 a. a. O., 
auch für die Berufungsinſtanz. Dieſer Grundſatz leidet auch 
dann keine Ausnahme, wenn es ſich um eine auf Grund des 
§ 237 SPD. angeordnete Verbindung von Strafſachen han⸗ 
delt, die unter ſich keinen inneren Zuſammenhang haben. 
Denn die einmal angeordnete Verbindung hat die Wirkung, 
daß nunmehr, ſolange nicht von neuem eine Trennung erfolgt, 
die Hauptverhandlung ein Ganzes bildet, von dem nicht nach 
dem Ermeſſen des Gerichts einzelne Teile wieder losgelöſt 
werden können. Gegen die ſämtlichen Angekl., gegen die in 
erſter Inſtanz ein einheitliches Urteil ergangen war, und die 
dagegen Berufung eingelegt hatten, konnte auch nur eine ein⸗ 
heitliche Hauptverhandlung vor dem BG. ſtattfinden, ſofern 
BR eine Abtrennung angeordnet wurde. Eine ſolche iſt nicht 
erfolgt. 

(1. Sen. v. 29. März 1927; 1D 180/27.) A.] 


* 65. [I. 5 232 Ab ſ. 1 StPO. iſt nicht anwendbar, 
wenn die Hauptverhandlung auf die Frage be- 
ſchränkt iſt, ob der Strafzweck durch eine an 
Stelle der an ſich verwirkten Gefängnisſtrafe 
tretende Geldſtrafe erreicht werden kann. 

II. 8329 StPO. gilt nur für den Beginn des 
Verfahrens vor dem erkennenden Gericht, aber 
nicht für ſpätere Abſchnitte des Verfahrens in 
der Berufungsinſtanz. 

III. In einer Preistreibereiſache kann trotz 
der Aufhebung der Preis Tr VO. noch eine auf die 
Frage der Anwendbarkeit des 8 27b StG B. ber 
ſchränkte Entſcheidung ergehen. 

1. Nach § 230 StPO. findet gegen einen ausgebliebenen 
Angekl. eine Verhandlung nicht ſtatt. Von den in den 88 232, 


wird mit dem Tode beſtraft.“ Totſchlag liegt nach 8 222 des Ent⸗ 
wurfs vor, wenn ſich jemand durch Jähzorn oder andere entſchuld⸗ 
bare heftige Gemütsbewegung zur Kötung eines anderen hinreißen 
läßt. Abgeſehen davon, daß durch dieſe Vorſchriften der zweifelhafte 
Begriff der Überlegung ausgeſchieden iſt, bedeutet die nach 88 67ff. 
des Entwurfs auch für die Fälle des Mordes zugelaffene Bewilligung 
mildernder Umſtande eine weſentliche Verbeſſerung, die eine den 
Beſonderheiten des Einzelfalles entſprechende Urteilsfindung ermöglicht. 
AGR. Dr. Unger, Berlin. 


Zu 64. Daß die Verbindung mehrerer Strafſachen nach 8 237 
SPD. die Selbſtändigkeit der einzelnen Sache nicht beſeitigt, wohl 
aber im übrigen wichtige prozeſſuale Folgen haben kann, iſt in der 
Literatur und Rſpr. anerkannt (Löwe, StpoO. 17. Aufl. § 237 
Nr. 1). Eine Verbindung, welche mit dieſen Folgen unvereinbar 
iſt, wird daher als unzuläſſig angeſehen, fo 5 B. nach der a. a. O. 
zitierten Entſch. des RG. I, 22. Sept. 1904: Goltd Arch. 51, 409 
eine Verbindung mit der Maßgabe, daß die Vernehmung der ein⸗ 
zelnen Angekl. abgeſondert erfolgen ſoll. 

Das vorliegende Urt. nimmt an, zu jenen prozeſſualen Folgen 
der Verbindung nach $ 237 SPD. gehört, daß „die Hauptverhand⸗ 
lung ein Ganzes bildet“ und daß demgemäß ſämtliche Angekl. 
der verbundenen Sachen nach 88 230 ff., 338 Ziff. 5 StßO. in der 
ganzen Hauptverhandlung anweſend ſein müſſen. Bei der Stellung⸗ 

nahme zu dieſer Theſe wird man zwei Fragen unterſcheiden 
müſſen. 
Daß eine Entbindung des einzelnen Angekl. vom Erſchei⸗ 
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233 und 329 StPO. vorgeſehenen Ausnahmen, in denen die 
Hauptverhandlung ohne die Anweſenheit des Angekl. ſtatt⸗ 
finden und dieſer ſich gemäß § 234 StPO. durch einen Ver⸗ 
teidiger vertreten laſſen kann, war im vorliegenden Fall keine 
gegeben. Der Umſtand, daß der Schuldausſpruch und der 
Strafausſpruch hinſichtlich der an ſich verwirkten Gefängnis⸗ 
ſtrafe und der Geldſtrafe von 300 .RH rechtskräftig ſind und 
nur noch zu prüfen iſt, ob der Strafzweck durch eine an Stelle 
der Gefängnisſtrafe tretende Geldſtrafe erreicht werden kann, 
vermag die Anwendung des $ 232 StPO. nicht zu recht⸗ 
fertigen. Dort wird vorausgeſetzt, daß die Tat nur mit 
Geldſtrafe, Haft oder Einziehung bedroht iſt. Dies trifft 
hier nicht zu. Es bleibt immer noch zu prüfen, ob die Ge⸗ 
fängnisſtrafe an erſter Stelle ſtehen oder nur Erſatzſtrafe ſein 
ſoll. Da ein Fall zuläſſiger Vertretung nicht vorlag, war der 
Verteidiger auch nicht befugt, namens des Angekl. einen Aus⸗ 
ſetzungsantrag mit der Wirkung zu ſtellen, daß das Gericht 
hierüber gemäß § 228 StPO. einen beſonderen Beſchluß faſ⸗ 
ſen mußte. II. Ungerechtfertigt iſt dagegen die auf den § 329 
SPD. geftüßte ſofortige Verwerfung der Berufung. 8 329 
StPO. enthält eine der Ausnahmen von dem Grundſatz, daß 
gegen einen ausgebliebenen Angekl. kein Urteil erlaſſen werden 
darf. Sie beruht auf der Fiktion, daß der Berufungsführer, 
der ohne genügende Entſchuldigung der Berufungsverhandlung 
fern bleibt, auf ſein Rechtsmittel verzichten wolle. Eine der⸗ 
artige Ausnahmevorſchrift, die für einen Angekl. unter Um⸗ 
ſtänden ſehr gefährlich werden kann, iſt auf das engſte aus⸗ 
zulegen. Der erk. Sen. nimmt daher an, daß die Vorſchrift 
nur auf den Beginn des Verfahrens vor dem erk. Gericht zu 
beziehen, alſo unanwendbar iſt, wenn eine in Anweſenheit des 
Angekl. begonnene Hauptverhandlung unterbrochen oder aus⸗ 
geſetzt worden iſt und der Angekl. in der fortgeſetzten oder neu 
anberaumten Hauptverhandlung ausbleibt, oder wenn auf 
Grund einer in ſeiner Anweſenheit durchgeführten Haupt⸗ 
verhandlung ein Urteil gefällt, dieſes vom Neb®. auf⸗ 
gehoben und die Sache zur neuen Verhandlung an das BG. 
zurückverwieſen worden iſt. Bleibt in Fällen ſolcher Art der 
Angekl. ohne genügende Entſchuldigung aus, ſo iſt gemäß 
§ 332 StPO. nach der Vorſchrift des 8 230 Abſ. 2 SPD. 
zu verfahren, alſo die Vorführung anzuordnen oder Haft⸗ 
befehl zu erlaſſen. III. Die inzwiſchen erfolgte Aufhebung 
der Preis TrVO. nötigt nicht dazu, den Angekl. nach Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urteils in Anwendung des 8 2 
Abſ. 2 SGB. freizuſprechen. Dies wäre nur dann erforder⸗ 
lich, wenn durch das frühere RevUrt. der Schuld⸗ und Straf⸗ 
ausſpruch oder doch der Strafausſpruch im ganzen aufgehoben 
worden wäre. Da aber, wie ſich aus den Gründen des Rev⸗ 
Urt. ergibt, nicht nur der Schuldausſpruch, ſondern auch der 
Strafausſpruch hinſichtlich der an ſich verwirkten Gefängnis⸗ 
ſtrafe und der Geldſtrafe von 300. AM rechtskräftig iſt, kann 
eine Freiſprechung nicht mehr in Frage kommen. Das BG. 


nen in der Hauptverhandlung gemäß 8 233 SHPD., wenn die Vor⸗ 
ausſetzungen dieſes Paragraphen in ſeiner Perſon und viel⸗ 
leicht nur in ſeiner Perſon vorliegen, nach wie vor auch nach er⸗ 
folgter Verbindung möglich iſt, kann wohl kaum beſtritten werden. 
Inſoweit überwiegt „die Selbſtändigkeit der einzelnen Sache“. 

Im vorliegenden Fall ſcheint aber der $ 233 SPD. auch von 
der Strafkammer nicht als anwendbar angeſehen, vielmehr die „Be⸗ 
urlaubung“ des Angekl. U. lediglich deshalb erfolgt zu ſein, weil 
nach Anſicht des Untergerichts ein Teil der Hauptverhandlung für 
den Angekl. U. bedeutungslos war. Dies widerſpricht in der Tat, 
wie das RG. richtig ausführt, dem Weſen der erfolgten Verbindung. 

Zu beachten bleibt aber, daß unbeſtrittenermaßen die verbun⸗ 
denen Strafſachen jederzeit wieder getrennt werden Rönnen 
(Löwe vor 8 151 N. 39). Warum dieſe Trennung ſtets durch „aus⸗ 
drückliche Anordnung der Abtrennung“ erfolgen müßte und nicht 
auch — freilich immer nur in einem Gerichts beſchluß — ftill« 
ſchweigend geſchehen könnte, iſt nicht erſichtlich. Es wäre alſo 
zu prüfen geweſen, ob jene „Beurlaubung“ nicht eine ſolche Wie⸗ 
deraufhebung der Verbindung in ſich ſchließt und damit deren 
Rechtsfolgen wieder auflebt. Hat freilich, wie es hier der Fall war, 
in Abweſenheit des Angekl. U. ohne Wiederholung in feiner Ge⸗ 
genwart die Berichterſtattung des 8 324 StPO. in Anſehung ſei⸗ 
nes Verfahrensanteils ſtattgefunden, fo liegt darin ein unmit⸗ 
telbarer, nicht erſt auf dem Umweg über $ 237 StPO. be⸗ 
gründungsbedürftiger Vorſtoß i. S. von 88 230 ff., 338 Ziff. 5 
StPO. Im Ergebnis war alſo die Aufhebung des Urt. gerecht 
fertigt. Prof. Dr. Edm. Mezger, Marburg. 
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hat lediglich noch in Anwendung des § 27b StGB. zu⸗ 
gunſten des Angekl. zu prüfen, ob nicht der Strafzweck auch 
durch eine an Stelle der an ſich verwirkten Gefängnisſtrafe 
tretende Geldſtrafe erreicht werden kann. 
(1. Sen. v. 5. April 1927; 1 D. 445/26.) A. 


66. [8 243 StPO.; 88 172,173 G VG. Verleſung 
des Eröffnungsbeſchluſſes nach Vernehmung der 
Angekl. zur Sache. Der Verſtoß iſt dadurch als 
geheilt anzuſehen, daß die Angekl. „ihre bis⸗ 
herigen Erklärungen wiederholten“. 17) 


Der Verſtoß, der darin gelegen war, daß die Angekl. vor 
der Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes zur Sache vernommen 
wurden, iſt ausweislich der Sitzungsniederſchrift dadurch ge⸗ 
heilt worden, daß die Angekl. nach der Verleſung des Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes „ihre bisherigen Erklärungen wieder⸗ 
holten“; dieſe Faſſung der Sitzungsniederſchrift, deren Be⸗ 
richtigung nicht beantragt wurde, berechtigt nicht zu der An⸗ 
nahme, daß die Angekl. lediglich die „leere Förmlichkeit“ 
gebrauchten, ſie wiederholten ihre Erklärungen. Auf eine noch⸗ 
malige Verleſung der Protokolle und Urkunden wurde von den 
Prozeßbeteiligten ausdrücklich verzichtet; dies war, wie jeder 
Verzicht auf Beweismittel, zuläſſig. Das Urt. im RGSt. 23, 
310 bezieht ſich auf das alte Schwurgericht, in dem die Ge⸗ 
ſchworenen allein über die Schuldfrage entſchieden, ſteht 
aber auch hiervon abgeſehen der in der vorliegenden Sache ge⸗ 
troffenen Entſcheidung nicht entgegen. 

(1. Sen. v. 13. Mai 1927; 1 D 392/27.) A.] 


67. 18244 StPO. Gänzliche Übergehung eines 
Eventualbeweisantrags iſt ein Verfahrens⸗ 
a Diefer kann allerdings unſchädlich 

ein.] ) 

„Darin, daß die StK. über den von dem Verteidiger hilfs⸗ 
weiſe geſtellten Antrag auf Ladung des Sachverſtändigen H. 
ſtillſchweigend hinweggegangen ift, liegt allerdings ein Ver⸗ 
fahrensverſtoß. Er kann indeſſen nicht zur Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Urt. führen, weil nach der Sachlage anzunehmen 
iſt, daß die StR. die Zuziehung noch eines weiteren Sachver⸗ 

Zu 66. Nach § 243 muß die Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes 
vor der Vernehmung des Angekl. zur Sache erfolgen. Der Er» 
öffnungsbeſchluß wird damit formell und materiell zur Grundlage der 

utſch. gemacht. Das Geſetz geht dabei davon aus, daß die Einlaſſung 
des Angel. erſt durch die vorangehende Mitteilung deſſen, weſſen 
der Angekl. beſchuldigt iſt, verſtändlich wird. Dementſprechend hat 
RGSt. 23, 10 die Unterlaſſung oder Verſpätung der Verlefung des 
Eröffnungsbeſchluſſes als einen durchgreifenden Reviſionsgrund an⸗ 
geſehen. Es iſt nicht verſtändlich, daß die vorl. Entſch. jenes frühere 
Urt. daraus erklären zu können glaubt, daß es ſich um ein Verfahren 
vor dem alten Schwurgericht gehandelt habe. Nicht der Umſtand, 
daß in jenem inzwiſchen beſeitigten Verfahren die entſcheidenden 
Richter ſich bei der Beratung nicht aus dem Eröffnungsbeſchluß unter⸗ 
richten konnten, machte den Verſtoß zu einem bedeutungsvollen. Von 

eginn der ſachlichen Verhandlung an ſollen ſämtliche Richter im 
Bilde fein; weil das nicht der Fall war, hat RGSt. 23, 310 das 
Vorberurteil aufgehoben. Ob das entſcheidende Gericht ein Laien⸗ 

ollegium oder ein gemiſchtes Kollegium iſt, muß alſo für die Be⸗ 
wertung des Verſtoßes gleichgültig erſcheinen. 

Mit Recht hat der Beſchwerdeführer geltend gemacht, daß der 
Verſtoß nicht dadurch geheilt fein kann, daß die Ungekl. nach Ver⸗ 
leſung des Eröffnungsbeſchluſſes „ihre bisherigen Erklärungen wieder⸗ 
olten“. Nach der Praxis der Inſtanzgerichte kann kaum ein Zweifel 


darüber beſtehen, daß der durch das Protokoll bezeugte Vorgang tat⸗ 


Uchlich, wie der Beſchwerdeführer geltend gemacht hat, nur eine „leere 
örmlichkeit“ war, die ſich, wie man annehmen darf, in der Weiſe 

abgeſpielt hat, daß der Vorſitzende ſich an die Angekl. mit der Be⸗ 
merkung gewandt hat: „Sie wiederholen wohl das, was Sie vorher 
80 haben.“ Jedenfalls hat dem RevG. in dem Protokollvermerk 
zeine einwandfreie Grundlage für die Feſtſtellung vorgelegen, daß 
nach Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes die Angekl. erneut ein⸗ 
ehende Erklärungen abgegeben hätten, die unter Zugrundelegung der 

. des Eröffnungsdeſchluſſes entgegengenommen worden ſeien. 
Daß der Beſchwerdeführer Berichtigung des Sizungsprotokolls hätte 
Erlangen müſſen, erſcheint denn auch unzutreffend. Die Faſſung des 
kungsprotokolls Konnte das Rev. dem Beſchwerdeführer nur ent⸗ 

. wenn es einwandfrei klarſtellte, daß die Wiederholung der 
f Ze der Angekl. effektiv und nicht nur fiktiv erfolgt 
* a = vorl. Urt. Stun und Bedeutung einer ſolchen „Wieder⸗ 
Fer nicht richtig bewertet, zeigt es gerade dadurch, daß es den 
kuhn en Verzicht auf die nochmalige Verleſung der Protokolle und 
unden wie „jeden Verzicht auf Beweismittel“ für zuläſſig erklärt. 
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ſtändigen für überflüſſig gehalten hat. Unter dieſen Umſtänden 
brauchte ſie dem Beweisantrag nicht zu entſprechen. Darauf, 
daß ſie ihn nicht — ausdrücklich — abgelehnt hat, beruht das 
angefochtene Urt. nicht. . 

(3. Sen. v. 4. Juli 1927; 3 D 438/1927.) D.] 


68. [8 244 StPO. Der Antrag, einen Zeugen 
über den Leumund eines anderen Zeugen zu ver⸗ 
nehmen, iſt kein Beweisermittlungsantrag, 
ſelbſt wenn behauptet iſt, daß der Leumunds⸗ 
zeuge dem Gericht Beweiſe für feine Behaup⸗ 
tungen benennen werde.] f) 

Nach der Sitzungsniederſchrift ſollten a) die als Zeugen 
benannten F. und W. „über den Leumund des Zeugen K. 
nämlich über deſſen hypnotiſche oder ſuggeſtive Fähigkeiten“ 
vernommen werden, b) F. darüber, „daß K. nicht glaub⸗ 
würdig ſei, und von ihm die Beweiſe für ſeine Behauptung 
zu fordern; F. könne Zeugen dafür angeben“. Der Beweis⸗ 
antrag wurde abgelehnt, da zu a) die Behauptung als wahr 
unterſtellt werde, der Antrag zu b) ſich als Beweisermitt⸗ 
lungsantrag darſtelle. Die Ablehnung der angebotenen Be⸗ 
weiſe verftößt gegen das Verfahrensrecht. Wenn ein Angekl. 
einen Zeugen „über den Leumund“ eines ihn belaſtenden 
anderen Zeugen benennt, ſo kann das ſinngemäß nichts ande⸗ 
res bedeuten als eine Behauptung der Tatſache, daß der Leu⸗ 
mund des vernommenen Zeugen ſchlecht ſei. Offenbar wollte 
aber doch das Gericht nicht dies als wahr unterſtellen, denn 
das Urteil fagt, der Leumund 8.3 ſei nicht ſchlecht. Die 
Tatſache eines ſchlechten Leumunds des Zeugen K. iſt alſo 
entweder nicht als wahr unterſtellt worden, oder das Gericht 
hat, wenn es ſie als wahr unterſtellt hat, im Urteil gleich⸗ 
wohl das Gegenteil als erwieſen angenommen. Unrichtig iſt 
auch die Auffaſſung des Beweisanerbietens unter b) als eines 
„Beweisermittlungsantrags“. Behauptet war, K. ſei „nicht 
glaubwürdig“, alſo eine beſtimmte Tatſache, und die Wahr⸗ 
heit dieſer Tatſache ſollte eben der genannte Zeuge beſtätigen, 
nicht aber ſollte das Gericht erſt durch deſſen Vernehmung 
dem Angekl. Unterlagen verſchaffen, auf Grund deren der 
Angekl. dann Beweiſe für die behauptete Tatſache anzubieten 
In Wirklichkeit hatte dieſer Verzicht durchaus ſeine Beſonderheit. 
Er war nicht, wie das ſonſt der Fall iſt, erfolgt, weil man von dieſen 
Beweis mitteln keinen Gebrauch machen wollte, ſondern weil bereits 
von ihnen Gebrauch gemacht war. Und zwar in einem Zeitpunkt, 
in dem nach der Idee des § 243 noch keine Beweisaufnahme ſtatt⸗ 
finden darf, weil den Richtern die zur Würdigung der Beweiſe er⸗ 
forderliche Grundlage, d. h. die Kenntnis des Eröffnungsbeſchluſſes, fehlt: 

Man muß danach ſagen, daß die durch das Protokoll bezeugten 
Vorgänge den Verſtoß gegen die Vorſchrift des 8 243 StPO. keines⸗ 
wegs heilen konnten. 

RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 


Zu 67. Das Urt. muß als bedenklich bezeichnet werden. Iſt der 
Eventualantrag gänzlich übergangen, ſo iſt kein Raum für die 
Erörterung, ob er ohne Verſtoß ablehnbar war. Der Saß, es ſei 
„nach der Sachlage anzunehmen“, daß die StR. die Zuziehung eines 
weiteren Sachverſtändigen für überflüſſig gehalten habe, ſprengt die 
Kompetenz des Rev. Auf ſolchem Wege könnte die Nichtbeſcheidung 
eines auf Vernehmung eines Zeugen gerichteten Antrags als belang⸗ 
los behandelt werden, weil „nach der Sachlage anzunehmen“ wäre, 
daß das Gericht das Beweismittel für ungeeignet oder für un⸗ 
erreichbar gehalten habe. Dieſe „Annahme“ läuft auf einen Ein⸗ 
tritt des Rev. in Nachprüfung der Beweiswürdigung hinaus. 

IR. Dr. Drucker, Leipzig. 


Zu 68. An dem erſten Teil des Urt. iſt bemerkenswert, daß das 
RO. erſichtlich eine am Wortlaut des Antrages klebende Auslegung 
ablehnt. Auch ohne daß ausdrücklich geſagt war, daß der Leu⸗ 
mund einer beſtimmten Perſon ein ſchlechter ſei, entnimmt das RG. 
dem Zweck des Antrages dieſe Behauptung. 

Beſonders will ſodann beachtet ſein, wie dieſes Urt. — ebenſo 
wie andere Entſch. der neueren Zeit (ſ. z. B. RG. 2. StS., JW. 
1927, 793) — den Begriff des Beweisermittlungsantrages begrenzt. 
Daß F. zugleich von dem Antragſteller unbekannten Beweismittel 
Kenntnis geben ſollte, macht den Antrag auf ſeine Vernehmung 
nach der Auffaſſung des RG. nicht zu einem Beweisermittlungs⸗ 
antrag, obwohl nach der Formulierung des Antrages ſogar die An⸗ 
nahme berechtigt war, daß der Zeuge weniger aus eigener Wiſſen⸗ 
ſchaft bekünden könne, als daß er vor allem Zeugen angeben könne, 
auf Grund deren Mitteilungen er ſich ſelbſt eine Meinung gebildet 
hätte. Wegen der Notwendigkeit, den Begriff des Beweisermittlungs⸗ 
antrages ſoweit nur eben möglich einzuſchränken, ſ. m. Ausf.: 
Goltd Arch. 57, 273 ff. RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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in der Lage wäre; vgl. hierzu Urt. des 2. StS. v. 1. Nov. 
1926: 3%. 1927, 1160. Die Ankündigung, daß F. bei feiner 
Vernehmung imſtande ſein würde, noch weitere Zeugen oder 
vielleicht auch andere Beweismittel für die von ihm zu be⸗ 
kundenden Tatſachen anzugeben, machte den Antrag, ihn ſelbſt 
als Zeugen über die behauptete Tatſache zu vernehmen, nicht 
zu einem Beweisermittlungsantrag. Da die Vernehmung der 
beiden Zeugen mit einer dem Geſetze nicht entſprechenden Be⸗ 
gründung abgelehnt worden iſt und das Urteil auf dem Ver⸗ 
ſtoße beruhen kann, iſt deſſen Aufhebung geboten. 

(1. Sen. v. 20. Mai 1927; 1D 404/27.) [A.] 


69. [8 244 StPO. Erklärungen von Aus⸗ 
kunftsperſonen bei einer Ortsbeſichtigung ſtel⸗ 
len keine förmliche Vernehmung dar. Verſuche 
im Gerichtsſaal können unter den gleichen Vor⸗ 
ausſetzungen wie die Vernehmung eines Sach- 
verſtändigen abgelehnt werden.] 

1. Bei der Ortsbeſichtigung iſt niemand vernommen 
worden; vielmehr hat die Zeugin L. lediglich die Stelle be⸗ 
zeichnet, an der ſie dem Beſchwerdeführer am Brandabend 
begegnet ſei. Derartige Erklärungen von Auskunftsperſonen 
bei der Ortsbeſichtigung fallen nicht in den Rahmen einer 
förmlichen Vernehmung; ſie ſollen vielmehr lediglich dem 
Gericht einen Anhaltspunkt dafür bieten, worauf es bei der 
Augenſcheinseinnahme beſonders zu achten hat. Beweismittel 
iſt in dieſem Falle lediglich die Augenſcheinseinnahme und 
nicht eine Zeugenausſage (RGSt. 10, 10 [11]; 12, 308 [309, 
310). 2. Augenſcheinseinnahmen außerhalb der Gerichtsſtelle 
darf das Gericht nach ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen ab⸗ 
lehnen, insbeſ. alſo mit der Begründung, daß ſie für die Bil⸗ 
dung einer richterlichen Überzeugung nicht mehr erforderlich 
ſeien (RGSt. 47, 100 ff.). Hier handelte es ſich um den An- 
trag, die körperliche Leiſtungsfähigkeit und Geſchicklichkeit ein⸗ 
armiger Menſchen nach beſtimmter Richtung durch einen Ver⸗ 
ſuch klarzuſtellen. Der eben ausgeſprochene Grundſatz muß 
für den vorliegenden Fall auch dann gelten, wenn man davon 
ausgeht, daß der beantragte Verſuch an der Gerichtsſtelle 
ſelbſt hätte vorgenommen werden können. Der Sinn des 
Verſuchs wäre geweſen, die Erhebung eines Sachverſtändigen⸗ 
gutachtens zu erſetzen. Seine Vornahme konnte daher unter 
den gleichen Vorausſetzungen abgelehnt werden wie die Ver⸗ 
nehmung eines Sachverſtändigen. Daß letzteres aber mit dem 
Hinweis auf die genügende eigene Sachkunde des Gerichts ge⸗ 
ſchehen kann, ſteht in der Rſpr. feſt. 

(3. Sen. v. 31. März 1927; 3 D 150/27.) A.] 


Zu 70. Darüber, daß die Entfernung eines Angel. nur durch 
Gerichtsbeſchluß erfolgen darf, daß es dafür der vorherigen An⸗ 
hörung der Prozeßbeteiligten bedarf, und daß der Beſchluß mit 
Gründen zu verſehen iſt, kann ein Zweifel nicht beſtehen. In den 
88 247, 33, 34 SPD. iſt das ausdrücklich gefagt. Die Nichtanhörung 
der Beteiligten hat das RG. in den vom vorl. Urt. zit. Entſch. 
als unſchädlich bezeichnet, weil in dem unterlaſſenen Widerſpruch eine 
Zuſtimmung zu finden ſei. Es iſt ſchwer verſtändlich, wie ein ſolcher 
Standpunkt vertreten werden konnte. Zunächſt iſt es etwas durchaus 
anderes, ob einem Angekl. vor Erlaß eines Gerichtsbeſchluſſes Ge⸗ 
legenheit gegeben wird, zu ihm Stellung zu nehmen, oder ob dies 
erſt geſchieht, nachdem der Beſchluß erlaſſen iſt. Es liegt in der Natur 
der Dinge, daß Bedenken, die vor Erlaß eines Beſchluſſes geltend 
gemacht werden, unter Umſtänden mehr beachtet werden als Be⸗ 
denken, die man nachträglich vorbringt. Sodann iſt es mehr als ge⸗ 
wagt, aus dem Schweigen des Angekl. zu ſchließen, daß er dem Be⸗ 
ſchluß zuſtimme. Wer ſagt dem RevGer. im Einzelfall, daß der 
Angekl. überhaupt Gelegenheit gehabt hat, gegen die Ausführung 
des Beſchluſſes Proteſt einzulegen und dieſen Proteſt zu begründen? 
Ein Gericht, dem die Entfernung des Angekl. fo eilig erſcheint, 
daß es ihn nicht einmal vorher anhört, wird in der Regel, nachdem 
es den Beſchluß erlaſſen hat, nicht abwarten, was der Angekl. 
dazu zu ſagen hat. Und iſt ſicher, daß, wenn er Bedenken vorbringt, 
er damit überhaupt gehört wird? Vor allem aber: wenn das Ge⸗ 
richt nicht weiß, daß es den Angekl. hören muß, woher ſoll der 
Angekl. wiſſen, daß er gehört werden muß? Mangelnde Rechts⸗ 
kenntniſſe des Gerichts durch mangelnde Rechtskenntniſſe des 
Angekl. zu heilen iſt eine Methode, für die ſich nichts vor⸗ 
bringen läßt. Daß eine Auffaſſung wie die hier abgelehnte 
überhaupt möglich geworden iſt, erklärt ſich daraus, daß über Pro⸗ 
zeßhandlungen des Strafprozeſſes keine genügende Klarheit beſteht. 
Verzichte kann man auch im Strafprozeß nur fingieren, wenn der 
„Verzichtende“ ſich ſeines Rechtsanſpruchs bewußt geweſen iſt und 


Rechtſprechung 


ſFuriſtiſche Wochenſchrift 


70. [8 247 St PO. Daraus, daß ein Angekl. 
vor ſeiner Entfernung während Vernehmung 
eines Zeugen nicht gehört worden iſt, und dieſe 
Anordnung nicht durch einen mit Gründen ver⸗ 
ſehenen Gerichtsbeſchluß getroffen iſt, kann 
nicht unter allen Umſtänden ein Reviſionsgrund 
hergeleitet werden.] 7) 

Nach dem Stitzungsprotokoll ſind die Angekl., nachdem 
die Zeugin C. zur Perſon vernommen worden war, aus dem 
Saale geführt, und die Zeugin iſt in ihrer Abweſenheit zur 
Sache vernommen worden. Darauf iſt nach einer Unter⸗ 
brechung der Verhandlung in dieſe wieder eingetreten worden. 
„Die Angekl. waren wieder im Saale anweſend. Die Zeugin 
Frau C. wurde nochmals vorgerufen und zur Sache gehört. 
Die Angekl. wurden über den weſentlichen Inhalt der von 
der Zeugin in ihrer Abweſenheit gemachten Ausſage unter⸗ 
richtet.“ Dieſes Verfahren verſtößt allerdings, wie der Rev. 
zuzugeben iſt, gegen die 88 247 Abſ. 1, 33, 34 StPO. Er⸗ 
ſchien die Entfernung der Angekl. auf Grund des 8247 Abf. 1 
StPO. angezeigt, fo hätte es, wie in RGSt. 20, 273 aus⸗ 
geführt, eines begründeten Gerichtsbeſchluſſes bedurft, vor 
deſſen Erlaſſung die Prozeßbeteiligten, insbe. die Angekl. und 
ihr Verteidiger, hätten gehört werden ſollen. Allein das RG. 
hat bereits wiederholt entſchieden, daß daraus, daß die Angekl. 
vor einem derartigen Beſchluſſe nicht gehört worden ſind, und 
daß es an einer ausdrücklichen Begründung des Beſchluſſes 
fehlt, nicht unter allen Umſtänden ein Reviſionsgrund her⸗ 
geleitet werden kann (vgl. GA. 48, 302; 50, 101; JW. 1911, 
855; 1924, 1765). In der zuletzt genannten Entſcheidung des 
2. StS. iſt ſogar der Mangel eines förmlichen Gerichts- 
beſchluſſes nicht für durchgreifend erachtet worden. Voraus⸗ 
ſetzung für die Unſchädlichkeit des gerügten Verſtoßes iſt frei⸗ 
lich ſtets, daß der Grund, weshalb die Entfernung der An⸗ 
geklagten aus dem Sitzungsſaale erfolgte, ſowohl für die 
Prozeßbeteiligten als auch für die mitwirkenden Richter er⸗ 
kennbar geweſen ſein muß, da nur in dieſem Falle die Unter⸗ 
laſſung eines Widerſpruchs gegen die angeordnete Maßnahme 
als Zuſtimmung aufgefaßt werden kann. Dieſe Vorausſetzung 
muß aber im vorliegenden Falle als gegeben erachtet werden. 
Die Zeugin Frau C. hatte im Vorverfahren die beiden An⸗ 
geklagten, ihren Ehemann und ihren Neffen, ſchwer belaſtet. 
In der Hauptverhandlung hatte ſie nach Belehrung über ihr 
Zeugnisverweigerungsrecht erklärt, Zeugnis ablegen zu wol⸗ 
len. Wenn daraufhin die Entfernung der Angekl. aus dem 
Sitzungsſaale während der Vernehmung dieſer Zeugin an⸗ 
geordnet wurde, ſo konnte es weder für die Prozeßbeteiligten, 


wenn weiter feſtſteht, daß er die Möglichkeit gehabt hat, dieſen 
Rechtsanſpruch geltend zu machen. Daran fehlt es aber in Fällen wie 
den in Frage ſtehenden durchaus. 

Ahnlich ſteht es mit dem zweiten Verſtoß, der in der vorl. 
Entſch. ebenſo wie in der von ihr zit. in JW. 1924, 1765 für un⸗ 
ſchädlich erachtet wird. Weil die Zeugin im Vorverfahren den Angekl. 
belaſtet hatte, fol die Entfernung des Angekl. während ihrer Ver⸗ 
nehmung mit genügender Deutlichkeit erkennbar gemacht haben, daß 
die Entfernung des Angekl. erfolgte, weil zu befürchten ſei, daß ſie 
in Gegenwart des Angekl. nicht die Wahrheit ſagen werde. Ihr Ver⸗ 
halten in der Vorunterſuchung ſprach doch dagegen! Aber ganz abge⸗ 
ſehen davon: wenn die wichtige Maßnahme der Entfernung des An⸗ 
gekl. ſo leicht genommen werden darf, ließe ſie ſich ſchlechthin überall 
rechtfertigen. Es müſſen — darüber läßt das Geſetz keinen Zweifel 
— beſondere Umſtände vorhanden ſein, die die Gefahr begründen, 
daß die Anweſenheit des Angekl den Ausſagenden beeinfluſſen werde, 
die Unwahrheit zu ſagen. Welche Umſtände ſollen das im vorl. Fall 
geweſen ſein? Es liegt zweifellos nicht im Sinne des Geſetzes, daß 
die natürlich in jedem Falle vorhandene Möglichkeit, eine 
Auskunftsperjon werde ſich durch die Anweſenheit des Augekl. be⸗ 
einfluſſen laſſen, die Entfernung des Angekl. während dieſer Ver⸗ 
nehmung rechtfertigen ſoll. Gerade deshalb iſt es auch wichtig, daß 
der Angekl., ehe eine ſolche Maßnahme ſtattfindet, gehört wird, um 
etwaige Bedenken zu zerſtreuen und evtl. geltend zu machen, weshalb 
er auf feine Anweſenheit bei Vernehmung der betr. Auskunftsperſon 
beſonderes Gewicht legt. 

Die Anweſenheit des Angekl. während der ganzen Hauptver⸗ 
handlung erachtet die SPD. für fo bedeutungsvoll, daß fie einen 
abſoluten Reviſionsgrund für gegeben erachtet, wenn gegen dieſes 
Erfordernis verſtoßen wird (§ 338 Ziff. 5). Gerade fo wichtigen im 
Intereſſe des Angekl. geſchaffenen Garantien muß größere Be⸗ 
deutung beigemeſſen werden, als es die vorl. Entſch, tut. Es iſt 
bemerkenswert, daß keine der in der offiziellen Sammlung 
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noch auch für die mitwirkenden Richter zweifelhaft fein, daß 
dies deshalb geſchah, weil zu befürchten war, daß Frau C. in 
Gegenwart der Angekl. die Wahrheit nicht ſagen werde. Lagen 
die Vorausſetzungen des § 247 Abſ. 1 StPO. vor, jo kommt 
der abſolute Reviſionsgrund des § 338 Abſ. 5 a. a. O. nicht in 
Frage. Auf den verfahrensrechtlichen Verſtößen gegen die 
88 247 Abſ. 1, 33, 34 StPO. aber kann das Urteil nicht be⸗ 
ruhen, weil das Gericht die Maßnahme des Vorſitzenden ge⸗ 
billigt hat und die Angekl. und ihr Verteidiger ihr nicht 
widerſprochen haben, obgleich ſie dazu Gelegenheit hatten und 
der Grund der Maßnahme für ſie erkennbar war. Bemerkt 
ſei ſchließlich, daß die im Protokoll beurkundete Mitteilung 
des Inhalts der Ausſage der Zeugin an die Angekl. keinen 
Zweifel darüber läßt, daß die Entfernung der Angekl. auf 
Grund des 8 247 Abſ. 1 StPO. erfolgt iſt. 

(1. Sen. v. 29. März 1927; 1D 264/27.) A.] 


71. [8 264 St PO. Eine durch den Eid gedeckte 
Zeugenausſage kann nur als eine Tat i. S. § 264 
StPO. angeſehen werden. Ein Verſtoß gegen 
§ 265 Abſ. 4 kommt nicht in Frage, wenn dem An⸗ 
geklagten in der Hauptverhandlung zum Be⸗ 
wußtſein gebracht iſt, daß die Verurteilung auch 
unter der Feſtſtellung erfolgen könne, daß der 

ngeklagte in einem anderen Punkte als dem im 
Eröffnungsbeſchluß hervorgehobenen ſeine 
Eidespflicht verletzt habe.] f) 

Die ausſchließlich auf Verfahrensrügen geſtützte Rev. iſt 
nicht begründet. 1. 8 264 SPD. iſt nicht verletzt. Der An⸗ 
geklagte iſt wegen wiſſentlichen Meineids, begangen bei ſeiner 
am 4. Juni 1926 vor dem AG. A. erfolgten Vernehmung als 
Zeuge in der Strafſache gegen K. wegen Bedrohung, ver⸗ 
urteilt worden. Dieſe Beſchuldigung war Gegenſtand der An⸗ 
klage und des Eröffnungsbeſchluſſes. Allerdings war ſie dort 
dahin beſchränkt, daß eine Verletzung der Eidespflicht des 
Angekl. in der Bekundung gefunden wurde, K. ſei dem Zeugen 
Sch. nicht mit dem Beil nachgelaufen und habe zu Sch. nicht 
geſagt: „Ich ſchlage dir den Schädel ein.“ Inſoweit hat das 
Schw. eine Schuld des Angekl. nicht feſtſtellen können. Es 


abgedruckten Entſch. einen ähnlichen Grundſatz vertritt. Aber man 
ſieht: iſt einmal eine Auffaſſung in der Rechtſpr. d. RG. zur Geltung 
gekommen, ſo bewährt ſich ihr Beharrungsvermögen. Die Urteile, 
auf die das vorl. Urteil verweiſt — die aber im Widerſpruch ſtehen 
1 den Urt. des 4. Sen. v. 28. Febr. 1890 (JW. 1890, 1078), des 
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Kommt das vorl. Urt. ebenſo wie das Urt. JW. 1924, 1765 ſogar 
darüber hinweg, daß nicht einmal ein Gerichtsbeſchluß er⸗ 
gangen iſt. Die Richter haben ſtillſchweigend die Maßnahme des Vor⸗ 
ßenden gebilligt. Das ſoll einem Gerichtsbeſchluß gleichſtehen? 
Worin foll, wenn das richtig ift, der Unterſchied zwiſchen einer An⸗ 
ordnung des Vorſitzenden und einem Gerichtsbeſchluß noch beſtehen? 
Unverſtändlich iſt weiter die Differenzierung, die das Urteil wegen des 
abſoluten Reviſionsgrundes des 8 338 Ziff. 5 macht. Nur wenn die 
Entfernung des Angekl. nicht gerechtfertigt war, ſoll gemäß 8 338 
Ziff. 5 des Reviſionsgericht der Prüfung enthoben fein, ob das Urteil 
5 dem Verſtoß beruht, nicht auch, wenn die Vorſchriften, die für die 
Entfernung des Angekl. gelten, nicht beachtet find. Dieſe Unter⸗ 
ſcheidung begegnet in der bisherigen Rechtſpr,. des RG. nicht. Sie 
ift innerlich auch nicht gerechtfertigt. Der Talbeſtand des 8 338 Ziff. 5 
iſt in allen Fällen gegeben, in denen der Ausſchluß des Angekl. von 
der Hauptverhandlung verfahrensmäßig nicht einwandfrei zuſtande 
gekommen iſt (vgl. RGSSt. 39, 356 (358). 

Jedenfalls muß man Konftatieren, daß das Urteil von der wid” 
tigen Vorſchriſt des “g 247 fo gut wie nichts mehr übrig läßt. 

RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 


1 Zu 71. ‚Die Identität der Tat bildet die Grenze richter ⸗ 
1 055 Kognition im anhängigen Prozeß (§ 264 StppO.). Bleibt fie 
Pe Heranziehung neuer Geſichtspunkte gewahrt, ſo verlangt das Ver⸗ 
9 20h geintereffe des Angekl. eine Berückſichtigung im Rahmen des 
ku nicht nur bei einem Wechſel der rechtlichen Beurtei⸗ 
5 "8, ſondern auch wenn die im Eröffnungsbeſchluß vorweggenom⸗ 
ene Beurteilung auf neu hervorgetretene Umſtände derſelben Tat 
geſtützt wird, d. h. bei veränderter Sachlage. 
R. ever eidliche Vernehmung eines Zeugen bezieht ſich in aller 
5 IT nicht nur auf eine einzige Tatſache, ſondern umfaßt eine Mehr⸗ 
3 Außerungen, Sind von dieſen mehrere falſch, ſo nimmt 
die 95 Ates. 21, 707 ff. mehrere Handlungen und damit 
a0 glichkeit einer Realkonkurrenz an. Dieſe Lehre zu be⸗ 
ampfen, war einſt das Ziel von Alsbergs Diſſertation (Voll; 
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erblickt den Meineid aber darin, daß der Angekl. bei der be⸗ 
zeichneten Vernehmung wider beſſeres Wiſſen unter ſeinem 
Eide ausgeſagt hat, er habe dem K. das Beil zugeworfen mit 
den Worten: „Komm, mach, daß du in dein Loch kommſt.“ 
Damit, daß das Schw. die eidliche Ausſage des Angekl. vom 
4. Juni 1926 ihrem ganzen Inhalte nach, nicht nur hinſichtlich 
des im Eröffnungsbeſchluſſe erwähnten Teiles, unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Eidesverletzung geprüft hat, hat es ſich durch⸗ 
aus im Rahmen des 8 264 StPD. gehalten. Eine durch 
einen Eid gedeckte Zeugenausſage kann, wenigſtens in der 
Regel, nur als ein einheitlicher Vorgang, als eine Tat i. S. 
des § 264 StPO. betrachtet werden. Die gegenteilige Anſicht 
der Rev., die annimmt, der Angekl. hätte, weil der in dem 
Eröffnungsbeſchluſſe ausdrücklich hervorgehobene Teil ſeiner 
Zeugenausſage ſich nicht hätte als falſch erweiſen laſſen, frei⸗ 
geſprochen, und es hätte, wenn die Hauptverhandlung den Ver⸗ 
dacht ergab, daß jene Zeugenausſage in einem anderen, im 
Eröffnungsbeſchluſſe nicht aufgeführten Punkte falſch ſei, eine 
neue Anklage erhoben werden müſſen, iſt irrig. Wäre ſo ver⸗ 
fahren worden, ſo hätte der neuen Anklage der Einwand des 
Verbrauchs der Strafklage entgegengeſtanden. — 2. In Frage 
könnte nur kommen, ob der von der Rev. weiter gerügte Ver⸗ 
ſtoß gegen $ 265 Abſ. 4 StPO. vorliegt. Dieſe Vorſchrift be⸗ 
gründet ebenſo wie die des Abſ. 3 a. a. O. den Schutz des An⸗ 
geklagten, um ihn vor Überraſchungen und dadurch vor einer 
Beſchränkung feiner Verteidigung zu bewahren (RGSt. 39, 17, 
19). Dementſprechend hat der erk. Sen. in einer nicht in der 
amtlichen Sammlung abgedruckten Entſch. v. 29. Jan. 1926 
(J 35/26) eine Verletzung des 8 265 Abſ. 4 StPO. dann für 
gegeben erklärt, wenn das Gericht, ohne ſich von Amts wegen 
über eine Ausſetzung der Hauptverhandlung ſchlüſſig zu 
machen, auf Grund einer veränderten Sachlage ein verurteilen⸗ 
des Erkenntnis erlaſſen hat, obgleich weder dem Sitzungs⸗ 
protokoll noch dem Urteil entnommen werden konnte, daß 
dieſe Veränderung für den Angekl. und ſeinen Verteidiger in 
der Hauptverhandlung ſelbſt erkennbar geworden wäre. So 
liegt der Fall aber hier nicht. Dem Angekl. iſt bereits in der 
Vorunterſuchung vorgehalten worden, daß ſeine Bekundung, 
er habe das Beil dem K. mit den Worten zugeworfen: „Komm, 


endung und Realkonkurrenz beim Meineid, Bonner Diſſ., Berlin 
1906), nach welcher die „Eidesausſage in derſelben Angelegenheit“ 
eine Mehrheit von falſchen Bekundungen zu einer Verbrechens⸗ 
einheit zuſammenfaßt (S. 56). Dieſer Auffaſſung entſpricht auch 
heute die herrſchende Lehre (Frank VIII zu 8 154; Freiesleben⸗ 
Olshauſen, 11. Aufl. 15 zu 8 154). Aber ſoweit dieſe Lehre die 
Verbrechenseinheit in ausdrücklichen Gegenſatz zu der an ſich gegebenen 
natürlichen Handlungseinheit bringt (jo Alsberg a. a. O. 66), ver⸗ 
kennt fie den Maßſtab, nach dem das nach § 154 StGB. zu bes 
urteilende Verhalten des Zeugen als einheitliches oder mehrfaches Tun 
anzuſehen iſt. 

Nur ſcheinbar iſt die Identität der Tat, welche den Gegen⸗ 
ſtand der rechtlichen Beurteilung beſtimmt, darum eine Frage aus⸗ 
ſchließlich unjuriſtiſcher Natur. § 73 StGB. legt eine ſolche Auf⸗ 
faſſung freilich nahe: er ſtellt die eine natürliche Handlung in Gegen⸗ 
ſatz zu ihrer mehrfachen juriſtiſchen Beurteilung. Gleichwohl gerät 
man in Schwierigkeiten, wenn man die Frage, ob eine oder ob meh⸗ 
rere Handlungen vorliegen, rein nach „natürlichen“, d. h. pſycho⸗ 
logiſchen und hiſtoriſchen Geſichtspunkten beſtimmen will. Namentlich 
iſt hierzu entgegen einer lange verbreiteten Neigung ein Zurück⸗ 
gehen auf den Willen des Täters völlig ungeeignet (vgl. die lehr⸗ 
reichen Ausführungen bei Niethammer⸗Olshauſen, Anm. 6 
Abſ. 4 zu § 73 über die Verwendung der inneren Haltung des Täters 
für die Annahme eines Fortſetzungszuſammenhanges). Vielmehr kann 
die Abgrenzung der einzelnen Tat als Gegenſtand juriſtiſcher Be⸗ 
urteilung nur im Hinblick auf dieſe ſelbſt vorgenommen werden. Ein 
Verhalten erſcheint in bezug auf zwei geſetzliche Tatbeſtände als eine 
Handlung, wenn einzelne Akte dieſes Verhaltens unter Tatbeſtands⸗ 
merkmale beider geſetzlicher Deliktstypen ſubſumierbar ſind (Grün⸗ 
hut, Begriffsbildung und Rechtsanwendung, 1926 S. 10 ff. im An⸗ 
ſchluß an RG. 32, 137 und Lobe, IpzKomm., 3. Aufl., Einleitung 
S. 77; vgl. auch Honig, Studien zur juriſtiſchen und natürlichen 
Handlungseinheit, 1925). In bezug auf einen geſetzlichen Tatbeſtand 
gilt das Entſprechende: Identität der Tat liegt ſo lange vor, als 
bei dem neuen Fall noch immer einzelne Tätigkeitsakte mitſub⸗ 
ſumiert werden, welche auch im erſten Fall konſtitutive Bedeutung 
für ein geſetzliches Tatbeſtandsmerkmal hatten. Daraus ergibt ſich, 
daß bei einer mehrere Angaben umfaſſenden eidlichen Vernehmung 
der Übergang von der einen zur anderen Angabe in bezug auf den 
Tatbeſtand des Meineides die Identität der Tat nicht berührt, ſolange 
die Auferlegung und Leiſtung des Eides ſelbſt in jedem Falle tat⸗ 
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mach, daß du in dein Loch kommſt“, alſo den K. von einer 
Verfolgung des Sch. abhalten wollen, in Widerſpruch zu der 
Ausſage des K. ſtehe. Nach deſſen Darſtellung hatte der An⸗ 
geklagte im Gegenteil den K. gerade aufgehetzt, indem er beim 
Zuwerfen des Beils die Worte gebrauchte: „Brauchſt dich nicht 
zu fürchten, da haſt du das Beil.“ Sodann iſt die erſte Haupt- 
verhandlung gegen den Angekl. v. 16. Okt. 1926 nach durch⸗ 
geführter Beweisaufnahme auf den 23. Okt. vertagt, und es 
ſind in dieſer Verhandlung, auf die das Urteil ergangen iſt, 
als neue Zeugen der genannte K., der Richter und der Amts⸗ 
anwalt, die in der Verhandlung v. 4. Juni 1926 mitgewirkt 
hatten, ſowie der Unterſuchungsrichter vernommen worden. 
Dieſe Zeugen haben ausweislich der Urteilsgründe auch über 
den Punkt Bekundungen gemacht, in denen das Schw. in 
Abweichung vom Eröffnungsbeſchluſſe eine Eidesverletzung 
des Angekl. erblickt hat. Der Angekl. ſelbſt hat, wie das Ur⸗ 
teil ergibt, ſich in der Hauptverhandlung ebenſo wie in der 
Vorunterſuchung damit verteidigt, daß er beim Zuwerfen des 
Beiles an K. eine dieſen beruhigende, nicht eine aufhetzende 
Außerung getan, alſo bei ſeiner eidlichen Vernehmung auch in 
dieſem Punkte die Wahrheit geſagt habe. Schließlich iſt der 
Angekl. darauf aufmerkſam gemacht worden, daß zu ſeinen 
Gunſten der § 157 Abſ. 1 StGB. angewendet werden könne. 
Das SchwG. hat ihm, wie die Begründung des Urteils be⸗ 
ſagt, die dort vorgeſchriebene. Strafermäßigung zuteil werden 
laſſen, weil „in dem Zuwerfen des Beils mit den Worten: 
„Nimm das Beil, du brauchſt dich nicht zu fürchten‘ Anſtiftung 
oder Teilnahme an einer ſtrafbaren Handlung erblickt werden 
könnte“. Dieſer Hinweis iſt alſo gerade mit Rückſicht auf die 
veränderte Sachlage erfolgt; denn dadurch, daß der Angekl. in 
den im Eröffnungsbeſchluſſe bezeichneten Punkten die Wahr⸗ 
heit beſchwor, hätte er ſich niemals der Gefahr einer ſtraf⸗ 
gerichtlichen Verfolgung wegen Teilnahme an der dem K. zur 
Laſt gelegten Bedrohung ausgeſetzt. Aus alledem erhellt, daß 


beſtandsmäßige Bedeutung hat. Wenn dagegen einmal Eidesleiſtung 
und falſche Ausſage, das andere Mal eine neue falſche Ausſage und 
Berufung auf die frühere Eidesleiſtung vorliegen, bildet das Geſamt⸗ 
verhalten zwei ſelbſtändige „natürliche“ Handlungen. 

) Dieſe normative Methode, welche auch die natürliche Hand⸗ 
lung nach juriſtiſchen Maßſtäben abgrenzt, relativiert den Gegenſatz 
r tatſächlicher Einheit des Erfolges und der juriſtiſcher Einheit des 
Verbrechens (fo v. Liſzt⸗Schmidt, 23. Aufl., § 55, S. 235 Anm. 2 
gegen Wachenfeld). In dem Maße, in dem ſie die Grenzen der 
Handlung, welche den Gegenſtand der Anklage bildet, nach materiell⸗ 
rechtlichen Geſichtspunkten beſtimmt, erſchwert ſie die Stellung des 
Angekl. Denn was für die Subſumierbarkeit unter einen beſtimmten 
Tatbeſtand eine identiſche Tat bleibt, kann für den Angehl. und ſeine 
Verteidigung ſehr wohl etwas anderes und Neues ſein. Dieſem völlig 
anderen Beurteilungsmaßſtabe entſpricht der Begriff der veränder⸗ 
ten Sachlage. Im borl. Falle iſt eine veränderte Sachlage ger 
geben. Denn der Teil der Zeugenausſage des Täters, der ſich auf 
ſeine eigene Außerung gegenüber dem früheren Angekl. bezog, 
iſt im Verhältnis zu ſeiner Ausſage über einen angeblichen Aus ruf 
jenes früheren Angekl. ein neu hervortretender Umſtand der⸗ 
ſelben Tat. Und je mehr jene normative Methode die Identität der 
Tat und damit den Gegenſtand der Anklage ausdehnt, um ſo wich⸗ 
tiger wird die Frage, wann wegen veränderter Sachlage die Aus⸗ 
ſetzung der Hauptverhandlung angemeſſen iſt (8 265 Abſ. 4 StPO.). 
Der 1. StS., der in dem vorl. Urt. die Identität der Tat normativ 
beſtimmt, hat in bezug auf die Angemeſſenheit der Ausſetzung neuer⸗ 
dings einer weitherzigen Aufſaſſung mit bewundernswertem Freimut 
zum Siege verholfen (vgl. Alsberg: Feſtſchrift für Heinitz 1926, 
425 Anm. 26). Die Urt. in JW. 1926, 1216 und 12187 bejahen 
beide die Angemeſſenheit der Ausſetzung, und zwar das erſte bei einer 
Veränderung der materiellen Sachlage (Brandſtiftungshandlung 
bei früherem Aufenthalt auf dem Boden), das zweite bei einer 
Veranderung der prozeſſualen Sachlage (Ablehnung der Wieder⸗ 
zulaſſung eines Verteidigers). Das vorl. Urt, zeigt die Grenzen 
der Angemeſſenheit der Ausſetzung bei veränderter Sachlage. 
Sie liegen — wie es ſchon jene beiden Entſch. und die dazugehörigen 
Ausführungen von Mannheim, Mamroth und Oetker 
(a. a. O.) zeigen — in einem Dreifachen: 

1. Der neue Umſtand muß Gegenſtand der Verhandlung ge⸗ 

weſen ſein. 
2. Er muß vom Angehl. in feiner Tragweite verſtanden ſein. 
3. Das Gericht muß es ausdrücklich erkennen laſſen, aus welchen 
Gründen es nicht von ſeinem Ausſetzungsrecht Gebrauch ge⸗ 
macht hat. 

Im vorl. Falle iſt zu ſagen: 

Zu 1. Der Vorhalt in der Vorunterſuchung iſt unerheblich. 
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dem Angekl. und ſeinem Verteidiger in der Hauptverhandlung 
zum Bewußtſein gebracht worden iſt, es könne eine Ver⸗ 
urteilung auch unter der Feſtſtellung erfolgen, daß der An⸗ 
geklagte in einem anderen Punkte als dem im Eröffnungs⸗ 
beſchluſſe hervorgehobenen feine Eidespflicht verletzt habe. 
Dann wäre es aber ihre Sache geweſen, die Ausſetzung auch 
der Hauptverhandlung v. 23. Okt. zu beantragen, falls ſie 
dies zur genügenden Vorbereitung der Verteidigung für er⸗ 
forderlich gehalten hätten. Jedenfalls bietet die Sachlage kei⸗ 
nen Anhalt für die Annahme, das Schw. habe die Vorſchrift 
des § 265 Abſ. 4 StPO., wonach das Gericht unter Umſtänden 
auch von Amts wegen die Hauptverhandlung auszuſetzen hat, 
überſehen. Erſichtlich und ohne Rechtsirrtum hat es die Vor⸗ 
ausſetzungen hierfür nicht für gegeben erachtet. Übrigens iſt 
auch nicht erkennbar, wie der Angekl. ſich anders hätte ver⸗ 
teidigen können, als er es tatſächlich getan hat. 
A.] 


(1. Sen. v. 25. Febr. 1927; 1D 875/26.) 


72. [8265 Ab ſ. 1 StPO. Der unterlaſſene Hin- 
weis auf veränderten rechtlichen Geſichtspunkt 
iſt nicht erforderlich, wenn der Verteidiger in 
einem vor der Hauptverhandlung eingereichten 
Schriftſatze bereits zu dem neuen rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkte Stellung genommen hätte.] f) 

Die der Aburteilung unterſtellte Handlung des Angekl. 
iſt i. J. 1924 unter der Herrſchaft des 8 4 Preis TrVO. be⸗ 
gangen. Nach Erlaſſung des ſchöffengerichtlichen, aber vor 
Erlaſſung des Bü., iſt der 8 494 MSh®. i. d. Faſſ. vom 
30. Juni 1926 in Kraft getreten und die Preis TrVoO. auf 
gehoben worden. Schon vor der Aufhebung dieſer VO. iſt der 
Raumwucher aus dem Tatbeſtand des § 4 Preis TrVo. aus 
geſchieden und inſoweit der 8 4 durch 88 49a und 49 b 
MSHS. erſetzt worden. Der Umſtand, daß die Tatbeſtände 


Denn der Angekl. kann ſich, gerade weil dieſer Umſtand dem Er⸗ 
öffnungsbeſchluß nicht zugrunde lag, darauf verlaſſen haben, er ſei 
aus dem Prozeßſtoff ausgeſchieden. Anders iſt es mit dem Termin 
v. 23. Okt., wo neu geladene Zeugen gerade über den neuen Umſtand 
vernommen ſind. 

Zu 2. Der Hinweis auf 8157 Ziff. 1 StGB. enthält implizite 
den Hinweis darauf, daß das Gericht die Ausſage über die auf⸗ 
reizende Außerung des Angekl. zum Gegenſtand des Urt. machen 
will, — zum Verſtandnis über die Tragweite dieſer Wandlung ge⸗ 
nügt dieſer Hinweis allein nicht. Aber indem der Angekl. erklärt, 
er hätte damals eine beruhigende Außerung getan, zeigt er, daß es 
ſich auch für ihn um die Frage handelt, ob er dem damaligen Täter — 
wie er behauptet — beruhigende, oder — wie das Gericht annimmt — 
aufreizende Worte zugerufen hat. 

Zu 3. Ein Grund, aus dem heraus das Gericht von der Aus⸗ 
ſetzungsbefugnis keinen Gebrauch macht, kann darin liegen, daß es 
ſich die Frage vorgelegt und dieſe verneint hat, ob der Angekl. in 
einer neuen Verhandlung überhaupt andere Verteidigungsmittel haben 
kann. Hierauf ſcheint das RG. im letzten Saß hinweiſen zu wollen. 
Dabei iſt freilich größte Vorſicht geboten. Insbeſ. genügt es nicht, 
daß dem Gericht nicht erkennbar iſt, wie ſich der Angekl. anders ver⸗ 
teidigen könnte, ſondern es müſſen poſitive Anhaltspunkte dafür vor⸗ 
handen ſein, daß eine andere Verteidigung nicht möglich iſt. 

So iſt — mit einem leiſen Zweifel nach der letzterwähnten Rich⸗ 
tung hin — dieſe neue Entſch. des 1. StS. zu 8265 Abſ. 4 SPD. 
zu billigen. Nicht eine neue Handlung, fondern eine veränderte Sach⸗ 
lage iſt gegeben. Aber die Ausſetzung iſt gleichwohl nicht angemeſſen. 

Prof. Dr Max Grünhut, Jena. 


Zu 72. Bereits die bisherige Rſpr. des NG. hat den Garantie 
charakter der Vorſchrift in § 265 Abf. 1 Stpo. erheblich abge⸗ 
ſchwächt dadurch, daß es das „Beruhen“ des Urt. auf der Rechts⸗ 
verletzung verneint in Fällen, in denen „nicht erſichtlich“ ſei, wie 
der Angekl. nach Hinweis auf die Veränderung ſich anders habe 
verteidigen können. Bedenken gegen dieſe Rſpr. ergeben ſich zuerſt 
aus der determinierten Ausdrucksweiſe des Geſetzes: „darf 
nicht erfolgen“, weiterhin aber aus der Erwägung, daß die „Erſicht⸗ 
lichkeit“ einer Verteidigungsmöglichkeit auf dem der Reviſionsinſtanz 
verſchloſſenen Gebiete des Tatſächlichen liegt. Ob der Angekl., der 
dem urſprünglichen rechtlichen Geſichtspunkte eine vielleicht erfun⸗ 
dene, aber nicht widerlegbare Sachdarſtellung entgegengeſetzt hat, 
nach erfolgtem Hinweiſe mit einer ergänzten oder auch veränderten 
Tatſachenbehauptung hervortreten werde, iſt im Grunde genommen 
niemals ſicher. Erſichtlich iſt nur, was er geſagt hat; nicht, was er 
ſagen kann. Wird aus neuem rechtlichen Geſichtspunkte ohne 
Hinweis verurteilt, jo wird die Einlaſſung des Angekl. ſurrogiert. 
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beider Vorſchriften ſich nicht in allen Teilen decken, ſtand der 
Verurteilung des Angekl. aus 849 MSHÖ. durch die StR. 
unter Anwendbarkeit des § 2 Abſ. 2 StGB. nicht entgegen, 
vorausgeſetzt, daß die Tat die Tatbeſtände beider Geſetze er⸗ 
füllt (RGSt. 61, 130). Der Angekl. iſt zwar in der Haupt⸗ 
verhandlung nicht förmlich auf die Veränderung des recht⸗ 
lichen Geſichtspunktes hingewieſen worden, auf dieſem Ver⸗ 
fahrensmangel beruht aber das Urteil nicht (§S 337 StPO.), 
denn der Verteidiger hat ſchon vor der Hauptverhandlung in 
feinem Schriftſatz auf den 8 49a MSchG. hingewieſen und 
zu der Geſetzesänderung Stellung genommen. Der Angekl. 
iſt deshalb durch die Unterlaſſung eines beſonderen Hinweiſes 
in der Hauptverhandlung nicht in ſeiner Verteidigung be⸗ 
einträchtigt worden. 0 
(2. Sen. v. 16. Mai 1927; 2 D 945/26.) [D.] 


73. [88 314, 296, 297, 138, 139, 320, 321, 322, 
347 StPO. In der Berufungseinlegung durch 
den unterbevollmächtigten Bürovorſteher des 
Verteidigers liegt der Antrag des Büro⸗ 
vorſtehers auf Zulaſſung als Wahlverteidiger, 
dem durch den Entſcheid des Richters, daß die 
„Berufung rechtzeitig“ eingelegt ſei, unab⸗ 
änderlich ſtattgegeben iſt.] f) 

Nach § 314 SO. iſt die Berufung, wenn die Ein⸗ 
legung nicht zu Protokoll des Gerichtsſchreibers geſchieht, 
ſchriftlich einzulegen, und zwar nach 88 296, 297 StPO. 


Weiter noch als dieſe Judikatur entfernt ſich das vorliegende Urt. 
von der in § 265 aufgeſtellten Verfahrensgarantie. Unzweifelhaft 
hebt dieſe Vorſchrift nicht darauf ab, ob der Verteidiger mit 
der Veränderung des rechtlichen Geſichtspunktes rechnet und ihn 
auch ohne Hinweis bekämpft, ſondern ob die Anderung dem Angel. 
durch beſonderen Hinweis ſeitens des Gerichts zum Bewußtſein 
gebracht wird. Iſt aber ſchon das Verhalten des Verteidigers in 
der Hauptverhandlung irrelevant, ſo kann ſicherlich der 
Hinweis nicht als erſetzt gelten durch einen vor der Hauptverhand⸗ 
lung ſeitens des Verteidigers eingereichten Schriftſatz, der dem 
Angekl. vielleicht nicht einmal bekannt geworden iſt. Gerade das 
oben angezogene Urt. RGSt. 61, 130 zeigt, daß die Abgrenzung 
der Tatbeſtende des 84 PrTroO. und des § 49 MEdG. von⸗ 
einander nicht ganz einfach iſt. Hier war der Angekl. vom Schöf⸗ 
fengerichte auf Grund der erſteren Beſtimmung verurteilt. Da⸗ 
9 10 richtete ſich ſeine Berufung. Seine Verurteilung aus 8 49a 

Sh®. durch die Strafkammer ohne Hinweis läßt das RG. zu, 
weil dem rechtsgelehrten Verteidiger ſchon vor der Hauptverhand⸗ 
lung die Geſetzesänderung bekannt geweſen iſt. Dieſe Praxis muß 
folgerichtig in die Auffaſſung münden, daß Hinweis auf veränder⸗ 
ten rechtlichen Geſichtspunkt niemals erforderlich iſt, wenn dem 
Angekl. ein Verteidiger zur Seite ſteht, der die Möglichkeit der 
Veränderung erkennen und ſich darauf einſtellen konnte. 

IR. Dr. Drucker, Leipzig. 


Zu 73. In der Frage der Vollmachtserteilung und ⸗nachweiſung, 
der Zuläſſigkeit von Vollmachtsübertragung und der Genehmigung 
von Vertreterhandlungen iſt das RG. — im Gegenſatz zu anderen 
Obergerichten — von jeher ſehr weit gegangen. Das obige Urt. hat 
in ſeinem Entgegenkommen wohl den Gipfelpunkt erreicht. Der 
Biiroporfteher eines RA. hat ſchriftlich Berufung für einen Angekl. 
eingelegt, nachdem ihn der Anwalt mit Untervollmacht verſehen hatte. 
Vollmacht hatte der Angekl. nur dem RA. erteilt, Erlaubnis zur 

ertragung der Vollmacht an einen Dritten nicht gegeben und von 
der tatſächlich erfolgten Unterbevollmächtigung des Anwaltsangeſtellten 
annehmbar auch nichts erfahren. Das RG. läßt die Subſtituierung 
des Bürovorſtehers gleichwohl gelten. Dieſer hätte nun zum mindeſten 
erſt vom Gericht die Zulaſſung als Wahlverteidiger erbitten müfjen. 
Das RG. erblickt das Erſuchen um Zulaſſung ohne weiteres in dem 
Akte der Berufungseinlegung. Die Zulaſſung hing von der Ent⸗ 
ſchließung des Gerichts ab. Eine ſolche iſt ausdrücklich weder i. S. 
der Ablehnung noch i. S. der Genehmigung erfolgt. Das RG. geht 
auch hierüber hinweg und entſcheidet, die gerichtliche Genehmigung 
lei als vorliegend zu erachten, da ſich in den Akten ein Vermerk 
des AR. befindet, wonach die „Berufung rechtzeitig“ eingelegt ſei. 
a Das NÖ. beruft ſich auf feine bisherige Rſpr., mit der auch 
atſächlich die obige Entſch. im Einklang ſteht. Daß die Auftrags⸗ 
erteilung an einen anderen, ein Geſchäft zu beſorgen, regelmäßig 
zugleich die Ermächtigung enthält, das Geſchäft durch einen Dritten 
wieführen zu laſſen (RGSSt. 9, 270), iſt anzuerkennen. Die Regel 
8 durchbrochen, wenn bei verſtändiger Beurteilung der Sachlage 
faber ber iſt, daß es dem Auftraggeber auf die perſönliche Aus⸗ 
ehe! durch den urſprünglich Beauftragten ankam. Wie das RG. 
das Einverſtändnis des Angekf. mit der Vollmachtsübertragung an 
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entweder vom Angekl. oder vom Verteidiger. Die Schriftform 
iſt im vorliegenden Fall gewahrt. Unterzeichnet iſt die 
Berufungseinlegung vom Bürovorſteher des vom Angekl. zum 
Verteidiger gewählten RA. M., der jenen mit Untervollmacht 
verſehen hatte. Dem ſtand nicht entgegen, daß der Angekl. 
dem RA. M. nicht ausdrücklich die Befugnis eingeräumt 
hatte, Untervollmacht zu erteilen, zumal es ſich um eine 
Rechtsmittelerklärung und die Wahrung der Rechtsmittelfriſt 
zugunſten des Angekl. handelte (RGSt. 9, 279; 41, 14). Da 
aber der Bürovorſteher nicht zu den im 8 138 Abſ. 1, 139 
SPD. aufgeführten Perſonen gehörte, fo bedurfte er aller⸗ 
dings, um als Wahlverteidiger zur Einlegung der Berufung 
zugelaſſen zu werden, der Genehmigung des Gerichts. Der An⸗ 
trag auf Zulaſſung braucht jedoch nicht ausdrücklich geſtellt zu 
werden, er liegt vielmehr ohne weiteres in der Einlegung eines 
Rechtsmittels. Auch die Genehmigung des Gerichts braucht 
nicht ausdrücklich erteilt zu werden, ſondern kann ſtillſchweigend 
erfolgen. Zuſtändig zur Erteilung der Genehmigung iſt nach 
der ſtändigen Rechtsübung des Reichsgerichts, ſolange die 
Akten noch nicht gemäß 8 347 Abſ. 2 StPO. an das Reviſions⸗ 
gericht gelangt find, die Vorinſtanz (vgl. RGSt. 9, 78 [81]). 
Entſprechendes gilt für die 88 320, 321 StPO. Demgemüß 
war zuſtändig für die Genehmigung der Amtsrichter. Dieſer 
hat Bl. 60 R d. A. entſchieden: „Berufung rechtzeitig“. Damit 
war der Bürovorſteher als Wahlverteidiger für die Einlegung 
der Berufung zugelaſſen, und hieran konnte die StK. hinterher 
nichts mehr ändern. Zwar unterlag die Rechtswirkſamkeit der 


den Bürovorſteher annehmen konnte, aber nicht mußte, ſo gilt das⸗ 
ſelbe von der Auffaſſung, zu der das RG. hinſichtlich der Berufungs⸗ 
einlegung gelangt iſt. Da dieſe von einer Perſon ausging, die nur 
mit Genehmigung des Gerichts einen Prozeßakt vornehmen konnte, 
ſo durfte in der Einreichung des Berufungsſchriftſatzes zugleich ein 
Erſuchen des Büorvorſtehers um ſeine Zulaſſung als Verteidiger er⸗ 
blickt werden. Unter allen Umſtänden nötig war aber auch das 
nicht. Endlich war es ſtatthaft, in dem Vermerke „Berufung recht⸗ 
zeitig“ eine Zulaſſungsgenehmigung zu erblicken; das RG. brauchte 
aber wiederum nicht notwendigerweiſe aus dieſen Worten auf die 
Genehmigungsabſicht des AR. zu ſchließen. 

Das LG. hatte den unzweideutig nur für den eingegangenen Be⸗ 
rufungsſchriftſaz die Rechtzeitigkeit feſtſtellenden amts⸗ 
richterlichen Vermerk anders gedeutet, als es ſpäter das RG. tat, und 
eine rechtswirkſame Berufung nicht für vorliegend erachtet. Es ent⸗ 
ſteht die Frage, ob das RG. die Prozeßvorgänge anders ausdeuten 
konnte, als es das LG. getan hatte. Dieſe Frage iſt zu bejahen. 

In jeder Lage des Verfahrens hat das Gericht das Recht und 
die Pflicht, zu prüfen, ob die prozeſſualen Vorausſetzungen für ſein 
Tätigwerden überhaupt gegeben ſind. Dieſe Prüfung darf ſich nicht 
auf die letzten Prozeßvorgänge beſchränken, die unmittelbar zu einer 
Anrufung des Obergerichts geführt haben. Deshalb hat das Rev. 
z. B. nicht nur darauf zu achten, ob die Vorſchriften über die Re⸗ 
viſionseinlegung beobachtet wurden, ſondern auch zu unterſuchen, ob 
die Berufung rechtswirkſam eingelegt, ob der Einſpruch gegen die 
Strafverfügung von der zuſtändigen Perſon rechtzeitig erhoben worden 
war u. dgl. Eine gleiche Pflicht liegt naturgemäß für das bis dahin 
abgelaufene Verfahren auch den Vorinſtanzen ob. Zeigt ſich irgend⸗ 
wann, daß das eingeleitete Gerichtsverfahren auf Sand gebaut iſt, ſo 
darf es nicht weitergeführt, ſondern muß eingeſtellt werden. Offenbar 
hatte auch im vorl. Falle das LG. ein auf Einſtellung lautendes 
Urt. erlaſſen, da es in der vorliegenden Form die Berufung als un⸗ 
zuläffig anſah. An dieſe Auffaſſung der Vorinſtanz iſt das Ober⸗ 
gericht nicht gebunden, da es ſich bei der Frage nach der rechtzeitigen 
Einlegung der Berufung um eine Urteilsvorausſetzung handelt. Das 
RG. hat mit Recht von jeher den Standpunkt vertreten, daß die 
Feſtſtellung geſetzlicher Vorausſetzungen, von denen die Vornahme 
einer Prozeßhandlung abhängt, ſich nicht nach den Grundſätzen regelt, 
die das Geſetz für die Entſch. der Schuld» und Straffrage aufgeſtellt 
hat. Demgemäß kann das ſolche Prozeßvorausſetzungen nachprüfende 
Gericht nach der tatſächlichen Seite ſein freies Ermeſſen walten laſſen 
und von der Sachwürdigung des Vorderrichters abweichen (RGSt. 38, 
323; 45, 128; 51, 71). Es wäre ein unerträglicher Rechtszuſtand, 
wenn in derartigen, für das ganze Verfahren grundlegenden Fragen 
die vielleicht ſchiefe Auffaſſung der Vorinſtanz als maßgebliche Be⸗ 
urteilungsgrundlage hingenommen werden müßte. Der obigen Entſch. 
iſt mithin auch inſoweit beizupflichten, als ſie an eine Auslegung 
des keineswegs klaren Richtervermerks herangeht und die Zuläſſig⸗ 
keit der Berufung als zweifelsfrei erklärt. Nicht beitreten möchte ich 
aber der Ausführung des RG., daß das LG. nicht befugt geweſen 
ſei, hinſichtlich der Zulaſſung des Bürovorſtehers einen anderen Stand⸗ 
punkt einzunehmen. Ich nehme an, daß das LG. aus jenem Ver⸗ 
merk die Zulaſſungsabſicht des AR. nicht gefolgert hat. Von dieſem 
Standpunkt aus war es nur richtig, wenn das LG. die Berufung, 
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Berufungseinlegung nach 8 322 StPO. ihrer Nachprüfung, 
fie durfte auch den Bürovorſteher für das weitere Verfahren 
als Verteidiger zurückweiſen, aber ſie war nicht befugt, die 
vom Amtsrichter genehmigte Zulaſſung mit rückwirkender 
Kraft aufzuheben und auf dieſen Grund die Unzuläſſigkeit 
der Berufung zu ſtützen. 

(3. Sen. v. 24. März 1927; 3D 136/27.) A.] 


74. [8 324 StPO. In den Vortrag über die 
Ergebniſſe des bisherigen Verfahrens kann der 
Bericht über den Inhalt von Akten einbezogen 
werden, die in der erſten Inſtanz nicht verwertet 
worden ſind.] 7) 


Nach dem Sitzungsprotokoll wurde zu Beginn der münd⸗ 
lichen Verhandlung das Urteil erſter Inſtanz verleſen und 
außerdem vom Vorſitzenden ein Vortrag über die bisherigen 
Ergebniſſe des Verfahrens gehalten. Das Protokoll erwähnt 
ſodann die Vernehmung des Angekl. und fährt darauf fort: 
„Aus der Privatklageſache T. w. P. wird referiert“. Hierauf 
erſt wird die Hervorrufung und Vernehmung der einzelnen 
Zeugen berichtet. In dem „Referat über die Privatklage⸗ 
ſache“ erblickt die Rev. eine Verletzung der Vorſchriften betr. 
die Unmittelbarkeit des Verfahrens. Nach ihrer Auffaſſung 
hätten die Privatklageakten in vollem Umfang verleſen wer⸗ 
den müſſen. Die Rüge geht fehl. Sie beruht auf einer Ver⸗ 
wechſlung verfahrensrechtlicher Begriffe, nämlich der Be⸗ 
richterſtattung und der Feſtſtellung des Sachverhalts. Der 
8 324 Abſ. 1 StPO. ſchreibt neben der Verleſung des Urteils 
erſter Inſtanz einen Vortrag über die Ergebniſſe des bis⸗ 
herigen Verfahrens ausdrücklich vor. Daraus folgt, daß der 
Vortrag ſich auf Gegenſtände beziehen kann und unter Um⸗ 
ſtänden beziehen muß, die nicht im ſchöffengerichtlichen Urteil 
enthalten ſind, ſofern dies durch den — lediglich prozeſſualen 
— Zweck der Berichterſtattung, den Gegenſtand der Verhand⸗ 
lung zu beſtimmen, insbeſ. Inhalt, Umfang und Ziel des 
Rechtsmittels klarzuſtellen, geboten iſt. Vorausgeſetzt, daß der 
Vortrag ſich ſachlich in dieſen Grenzen hält, iſt ſein Inhalt 


weil von einer nicht legitimierten Perſon ausgehend, für unzuläſſig 
erklärte. Das NG. durfte aber die Auslegung des LG. durch eine 
andere erſetzen. Erſt von ſeinem Standpunkt aus konnte die Be⸗ 
rufungseinlegung als rechtswirkſam erachtet werden. 

Die Rechtslage iſt für den erörterten Fall die gleiche wie für 
den Anſchluß einer zur Nebenklage berechtigten Perſon, die, anſtatt 
die Zulaſſung ausdrücklich zu erbitten, gegen ein bereits ergangenes 
Urt. ein Rechtsmittel einlegt. Auch hier iſt vom NevG. die Anſchluß⸗ 
berechtigung des Nebenklägers von Amts wegen zu prüfen und ge⸗ 
gebenenfalls über ſie ſelbſtändig zu befinden, auch wenn die untere 
Inſtanz die Zulaſſung bereits ausgeſprochen hatte (RGSt. 35, 25; 
53, 214; a. M. Oetker: JW. 1927, 1268 Note zu Nr. 27). Und 
ebenſo kann bei der Nebenklage in der Einlegung eines Rechts⸗ 
mittels eine Anſchlußerklärung gefunden werden. Daß es auch hier 
auf die Beurteilung der konkreten Verhältniſſe ankommt, iſt in der 
grundlegenden Entſch. RGSt. 5, 385 klar ausgeſprochen. Wenn in 
anderen Erkenntniſſen, fo in RGSt. 48, 235 („In der Einlegung der 
Reviſion iſt eine genügende Anſchlußerklärung zu erblicken“), zu 
dieſem Punkte die Freiheit der Entſchließung nicht zum Ausdruck 
gelangt iſt, oder wenn es bei Löwe⸗Roſenberg, Komm., 
17. Aufl., S. 865 Ziff. 7b heißt: „In der Einlegung ift die An⸗ 
ſchlußerklärung von ſelbſt enthalten“, ſo halte ich dies nicht für 
richtig. Ausgeſchloſſen wäre es nicht, daß ein Verletzter, der einem 
zur Freisprechung des Angekl. führenden Prozeß beigewohnt hat, bei 
dem GS. wegen einer etwaigen Anfechtung des Urt. vorſpricht und 
eine daraufhin protokollierte Berufungseinlegung unterſchreibt, danach 
aber erklärt, daß er als Nebenkläger nicht auftreten wolle und das 
Protokoll in Unkenntnis der einſchlagenden Rechtsſätze unterzeich⸗ 
net habe. 

Ob in der beſprochenen Entſch. das RG. feine Darlegungen nur 
für den zugrunde liegenden Rechtsfall hat geben wollen oder ob ſie 
allgemeingültig ſein ſollen, wie ſie auch der Einſender aufgefaßt haben 
mag, iſt unklar. Ich kann nur das erſtere annehmen und kann mir 
denken, daß über den Inhalt des reichsgerichtlichen Erkenntniſſes 
niemand überraſchter war als der Bürovorſteher, der vielleicht nie 
daran gedacht hat, an Stelle feines Chefs als Verteidiger eingeſetzt 
zu werden. OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


Zu 74. Der im 8 324 StBD. vorgeſchriebene Vortrag iſt be⸗ 
ſchränkt auf die Ergebniſſe des bisherigen Verfahrens. Iſt es ſchon 
ſtreitig, ob hierher auch ſolche vor der Hauptverhandlung erſter 
Inſtanz liegende Prozeßvorgange gehören, die in der ſchöffen⸗ 
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und Umfang dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Prozeßleitung 
jüberlaſſen. Die Feſtſtellung des Sitzungsprotokolls iſt dahin 
zu verſtehen, daß der Vorſitzende — anſcheinend durch die 
Einlaſſung des Angekl. dazu veranlaßt — ſeinen Bericht nach⸗ 
träglich auf die erwähnte Privatklage ausgedehnt hat, deren 
Gegenſtand und Verlauf zum Verſtändnis der zu behandeln⸗ 
den Berufung offenbar von weſentlicher Bedeutung war. 
Denn dem Angekl. war von der Anklage und vom Schöffe. 
zur Laſt gelegt, es unternommen zu haben, den in jenem 
Privatklageverfahren als Zeugen geladenen und demnächſt 
auch vernommenen Inſtallateur G. zur Abgabe einer wiſſent⸗ 
lich falſchen eidlichen Ausſage zu verleiten, und G. ſollte in 
der Beleidigungsſache gegen den Angekl. ausgeſagt, ihn zu⸗ 
gleich aber dieſes Beeinfluſſungsverſuchs bezichtigt haben. 
Der unlösbare Zuſammenhang der vorliegenden Sache mit 
dem Vorprozeß lag hiernach auf der Hand, und die Rev. 
ſelbſt bezeichnet die Privatklageſache als „die Grundlage der 
ganzen Beurteilung des Straffalls“. Der Vorſitzende über⸗ 
ſchritt daher keineswegs die ihm durch 8 324 Abſ. 1 SPD. 
gezogenen Grenzen, ſondern handelte durchaus i. S. jener 
Vorſchrift, indem er das Privatklageverfahren in ſeinen Vor⸗ 
trag mit einbezog oder letzteren nach dieſer Richtung er⸗ 
gänzte. Die von der Rev. angeführten Entſcheidungen treffen 
hier nicht zu. Daß die vom Geſetz angeordnete Reihenfolge 
der Prozeßhandlungen nicht in vollem Umfange gewahrt 
wurde, iſt von der Rev. nicht bemängelt, würde auch den Be⸗ 
ſtand des Urteils nicht in Frage ſtellen. Die Rev. geht bei 
ihrer Rüge von der verfahrensrechtlich irrigen Vorſtellung 
aus, es handele ſich bei der Berichterſtattung i. S. des 8 324 
Abſ. 1 StPO. um einen Akt der tatrichterlichen Ermittlung 
des Sachverhalts. Deſſen Aufklärung im Wege der Beweis⸗ 
aufnahme wird durch die Berichterſtattung überhaupt nicht 
berührt (vgl. § 324 Abſ. 2 StPO.). Trotz des „Referats“ 
des Vorſitzenden würde mithin nichts im Wege geſtanden 
haben, den Privatklageſtreit — etwa im Wege der Urkunden⸗ 
verleſung — zum Gegenſtand der Beweiserhebung zu machen. 
Die Rev. irrt jedoch, wenn ſie davon ausgeht, die Privat⸗ 


gerichtlichen Hauptverhandlung nicht vorgetragen worden ſind 
(b. Kries, Strafprozeß S. 655 Anm. 2, dagegen Loewe⸗ 
Roſenberg zu 9 324 Note 1c), fo kann es nach dem 
klaren Wortlaut des Gef. keinem Zweifel unterliegen, daß 
Vorgänge, die außerhalb des Verfahrens ſich ereignet haben, 
nicht zum Beſtandteil des Berichtes gemacht werden dürfen. Ob und 
wieweit die Privatklageakten Gegenſtand der Ermittelungen erſter 
Inſtanz gebildet haben und insbeſ. in der erſtinſtanzlichen Haupt⸗ 
verhandlung erörtert worden ſind, iſt dem Urt. nicht zu entnehmen. 
Nur wenn dies der Fall war, durften ſie als Beſtandteil des bis⸗ 
herigen Verfahrens in der vorl. Sache zum Gegenſtand der Be⸗ 
richterftattung gemacht werden. Aber auch dann muß das vom 
Inſtanzger. beobachtete Verfahren erheblichen Bedenken begegnen. 
Der Vortrag des Berichterſtatters bildet einen in ſich abgeſchloſſenen, 
die Verhandlung einleitenden Vorgang, der den Prozeßbeteiligten ein 
allgemeines Bild deſſen geben ſoll, was ſich im bisherigen Verfahren 
zugetragen und den Richter zu feiner Entſch., den BeſchwFührer 
zur Einlegung der Berufung beſtimmt hat. Er ſoll die eigentliche 
Verhandlung des Falles lediglich vorbereiten, keineswegs aber 
ihr als Grundlage dienen. Erſt nachdem durch den Vortrag und durch 
Verleſung des erſtinſtanzl. Urt. ein unverbindliches Bild der früheren 
Ereigniſſe gezeichnet worden iſt, beginnt die Aufnahme des Tat⸗ 
beſtandes durch Vernehmung des Angeklagten und Erhebung der Be⸗ 
weiſe. Für den Vortrag des Berichterſtatkers iſt in dieſem Stadium 
des Verfahrens kein Raum mehr, und es muß zu bedenklichen, die 
Rechtsfindung gefährdenden Verwirrungen führen, wenn in dieſem 
Stadium die Berichterſtattung wieder aufgenommen wird, ohne daß 
zum mindeſten völlig klargeſtellt wird, daß es ſich dabei 
lediglich um eine Ergänzung des Berichtes und nicht um eine 
tatrichterliche Feſtſtellung handelt. Der nach Vernehmung des Angell. 
in das Protokoll aufgenommene Vermerk „aus der Privatklage- 
ſache pp. wird referiert“, kaun ebenſowohl als eine richterliche Feſt⸗ 
ſtellung aus vorliegenden Akten, wie auch als Ergänzung des Be⸗ 
richtes des Vorſitzenden gedeutet werden. Im erſteren Falle konnte 
ſie als Akt der Beweisaufnahme dem Urt. als Grundlage dienen, 
was im letzteren Falle durchaus unzuläſſig geweſen wäre, da der Bericht 
kein zuläſſiges Beweismittel i. S. des Strafprozeſſes darſtellt. — Unter 
dieſen Umſtänden und da die Privatklageakten, wie beſonders her⸗ 
vorgehoben wird, die Grundlage der ganzen Beurteilung des Straf⸗ 
falles bildeten, wäre die Rüge ſehr wohl geeignet geweſen, zur Auf⸗ 
hebung des angef. Urt. zu führen. 
IR. Dr. S. Löwenſtein, Berlin. 


56. Jahrg. 1927 Heft 36] 
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klageakten, d. h. die ſämtlichen in ihnen enthaltenen „Ein⸗ 
gaben, Protokolle und übrigen Urkunden“, hätten als herbei⸗ 
geſchafftes Beweismittel im ganzen verleſen werden müſſen. 
Dieſe Auffaſſung widerſpricht der feſtſtehenden Rſpr. des RG. 
(vgl. u. a. RGSt. 24, 104). Hielten der Angekl. oder ſein 
Verteidiger die Verleſung einzelner Stücke jener Akten für ge⸗ 
boten, ſo hätten ſie die Urkunden bezeichnen und ihre Ver⸗ 
leſung beantragen müſſen. Ein ſolcher Antrag iſt nicht nur 
nicht geſtellt; vielmehr haben nach der Zeugenvernehmung 
ſämtliche Prozeßbeteiligten auf weitere Beweisaufnahme aus⸗ 
drücklich verzichtet. Damit erledigt ſich auch die Frage, ob das 
Protokoll über die Hauptverhandlung in der Privatklageſache 
um deswillen zu verleſen geweſen wäre, weil die Anklage⸗ 
ſchrift es unter den Beweismitteln anführt. 


(3. Sen. v. 7. April 1927; 3D 138/27. 


75. [8 325 StPO. Unzuläſſig iſt die Ver⸗ 
leſung einer erſtinſtanzlichen Zeugenausſage 
während der „Berichterſtattung“, wenn die wie⸗ 
derholte Vernehmung des Zeugen rechtzeitig be⸗ 
antragt war und die gem. § 325 StPO. erforder- 
liche Zuſtimmung zur Verleſung nicht ausdrück⸗ 
lich erklärt iſt. Heilung des Verſtoßes durch Wahr- 
unterſtellung der in das Wiſſen des Zeugen ge⸗ 
ſtellten Behauptungen.) 

Ausweislich der berichtigten Sitzungsniederſchriſt ſind ge⸗ 
legentlich der Berichterſtattung auch die Ausſagen der in der 
erſten Inſtanz vernommenen Zeugen — mithin auch die 
Niederſchrift über die Ausſage des Zeugen Johann B. — 
und zwar „ohne Erinnerung ſeitens der Prozeßbeteiligten“ — 
verleſen worden. Mit der im 8 324 Abſ. 1 StPO. vorge⸗ 
ſehenen Berichterſtattung wird, wie auch der 3. StS. des RG. 
im Urt. III 183/27 v. 7. April 1927 ausgeſprochen hat, der 
— lediglich prozeſſuale — Zweck verfolgt, den Gegenſtand der 
Verhandlung zu beſtimmen, insbeſondere Inhalt, Umfang und 
Ziel des Rechtsmittels klarzuſtellen. Vorausgeſetzt daß der 
Vortrag ſich ſachlich in dieſen Grenzen hält, iſt ſein Inhalt 
und Umfang dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Prozeßleitung 
überlaſſen. Die Verleſung der Ausſagen aller in der erſten 
Inſtanz vernommenen Zeugen lag außerhalb der hiernach der 
Berichterſtattung gezogenen Grenzen und war für die Zwecke 
der Berichterſtattung nicht geboten. Es muß daher ange⸗ 
nommen werden, daß es ſich bei dieſer Verleſung um einen 
Akt der Beweisaufnahme gehandelt hat, die im Rahmen der 
Verichterſtattung mit erfolgt iſt und von dieſer auch formell 


Zu 75. Nach 8325 StPO. kann in der BerJnſt. die wiederholte 
ernehmung eines Zeugen unterbleiben und durch Verleſung des 
Protokolls über die erſtinſtanzliche Ausſage erſetzt werden, wenn der 
Zeuge weder wiederholt vorgeladen iſt, noch ſeine Vorladung von 
dem Angekl. rechtzeitig vor der Hauptverhandlung beantragt worden 
{ft und wenn weiter Staatsanwalt und Angekl. der Verleſung zu⸗ 
ſtimmen. Daß beide Vorausſetzungen für eine Verleſung nicht vor⸗ 
lagen, erkennt das RG. an. Dabei iſt zweierlei bemerkenswert. Als 
eil der „Berichterſtattung“ im Gegenfab zur „Beweisaufnahme“ 
könnte eine ſolche Verleſung nach der Auffaſſung des RG. auch dann 
ſtattfinden, wenn die oben bezeichneten Vorausſetzungen nicht gegeben 
ſind. Ob aber die Verleſung in Wirklichkeit nur Teil der Bericht⸗ 
erſtattung war, ſoll nicht allein nach dem zeitlichen Zuſammenhang 
der Verleſung entſchieden werden, vielmehr danach, ob ſie für eine 
bloße Berichterſtattung ſachlich erforderlich war. Sodann will beachtet 
ſein, daß das RG. ſich ebenſo wie im Falle des § 245 für die Regel 
der Fälle nicht mit einer ſtillſchweigenden Zuſtimmung begnügt. Ge⸗ 
meint iſt offenbar, daß ein bloßes paſſives Verhalten der Prozeß⸗ 
beteiligten nicht als Zuſtimmung gewertet werden darf, daß aber 
andererſeits von einer wörtlichen Zuſtimmungserklärung abgeſehen 
werden kann, wenn durch ein beſtimmtes Verhalten unzweideutig eine 
Zuſtimmung zum Ausdruck kommen ſollte und zum Ausdruck ge⸗ 
kommen it. Dafür müſſen dann beſondere Auhaltspunkte vorliegen. 
Nicht zutreffend erſcheint es, wenn das vorl. Urt. die Frage 
des Beruhens des Urt. auf dem Prozeßverſtoß verneint, weil das, 
was der Angehl. durch Vernehmung des Zeugen unter Beweis ge⸗ 
ſtellt hatte, als möglicherweiſe wahr behandelt worden ift. Wird nach 
Verleſung des Protokolls in einem Falle, in dem die Vorausetzungen 
für die Verleſung gegeben waren, ein Antrag auf nochmalige Ver⸗ 
nehmung des Zeugen geſtellt, jo iſt ein ſolcher Antrag allerdings 
lediglich als ein Beweisantrag i. S. des § 244 zu werten. Liegen 
aber dieſe Vorausſetzungen nicht vor, ſo iſt der Beweiserhebungs⸗ 
anſpruch des Angekl. von der Erheblichkeit und Beweisbedürftigkeit 


nicht getrennt war. Dann war aber die Verleſung der Ausſage 
des Zeugen B. nach 8 325 StPO. unzuläſſig, weil der Ver⸗ 
teidiger mittels des rechtzeitig vor der Hauptverhandlung ein⸗ 
gegangenen Schriftſatzes die wiederholte Vernehmung dieſes 
Zeugen beantragt hatte. Die Verleſung war auch nicht aus 
dem Grunde zuläſſig, weil ſie „ohne Erinnerung ſeitens der 
Prozeßbeteiligten“ erfolgt iſt. Denn die im 8 325 a. a. O. vor⸗ 
geſehene Zuſtimmung der StA. und des Angekl. muß in der 
Regel ausdrücklich erklärt ſein; nur unter ganz beſonderen 
— hier nicht gegebenen — Umſtänden kann ſie auch durch 
zweifelsfrei ſchlüſſiges Verhalten (ſtillſchweigend) erteilt wer⸗ 
den. Auf dem hiernach vorliegenden Verfahrensverſtoße be⸗ 
ruht indes das Urt. nicht, weil die in das Wiſſen des Zeugen 
B. geſtellten Tatſachen, die der Angekl. durch die wiederholte 
Vernehmung dieſes Zeugen dartun wollte, nach den Aus⸗ 
führungen unter 1. als möglicherweiſe wahr behandelt und 
* Prüfung des Schuldbeweiſes mit gewürdigt worden 
ſind. 
(1. Sen. v. 17. Mai 1927; 1 D 341/27.) A.] 

76. [8 329 Ab ſ. 1 St PO. „Ausbleiben“ ſetzt ord⸗ 
nungsmäßige Ladung voraus. Der Reviſions⸗ 
richter iſt an die Feſtſtellung der Vorinſtanz, daß 
die Ladung „ordnungsmäßig“ erfolgt ſei, nicht 
gebunden.] 7) 

Gegen das Urt. des Schöffengerichts, wonach die Angekl. 
wegen gemeinſchaftlicher Körperverletzung je zu Geldſtrafe, 
ferner aber zur Entrichtung einer Geldbuße an den Nebenkl., 
den Hilfsförſter Sch., verurteilt waren, hatten der OStA. und 
der Angekl. N. Berufung eingelegt. Da letzterer ſeine Be⸗ 
rufung alsbald wieder zurückgenommen hatte, ſo war vor der 
StR. nur noch über die Berufung der StA. zu verhandeln. 
In dem hierfür anberaumten Termin, am 6. Nov. 1926, 
waren die Angekl. nicht erſchienen. Das Gericht ift gleichwohl 
zur Hauptverhandlung geſchritten und hat die Angekl. anſtatt 
aus dem Geſichtspunkt der Körperverletzung wegen Forſtwider⸗ 
ſtandes nach 8 117 StGB. unter Aufrechterhaltung des Aus⸗ 
ſpruchs bez. der Buße zu Gefängnisſtrafen verurteilt. Mit 
Recht rügen die Rev. beider Angekl. die Unzuläſſigkeit des 
Verfahrens in ihrer Abweſenheit. Nach § 329 Abſ. 1 StPO. 
war die StR. zu ihrem Vorgehen nur befugt, wenn die Angekl. 
in der Verhandlung vor dem BG. „ausgeblieben“ waren. 
„Ausbleiben“ kann nur, wer gehörig geladen iſt. Die Frage, 
ob ein Ausbleiben genügend entſchuldigt iſt, kann erſt auf⸗ 
tauchen, wenn die ordnungsmäßige Ladung nachgewieſen iſt. 


ſeines Vorbringens nicht abhängig. Deshalb greifen die Grundſätze 
des 8 245 Platz. Dann kann aber der Beweiszwang des Gerichts 
nicht dadurch eliminiert werden, daß das Vorbringen des Antrag⸗ 
ſtellers als wahr behandelt wird. Nur wenn ſich die Möglichkeit 
ausſchließen läßt, daß der Zeuge, deſſen Vernehmung geboten war, 
bei ſeiner Vernehmung ganz abgeſehen von den in ſein Wiſſen ge⸗ 
ſtellten Tatſachen nichts zugunſten des Antragſtellers bekundet hätte, 
iſt die Unterlaſſung ſeiner Vernehmung unerheblich. Es liegt ſicherlich 
nicht i. S. des § 325, daß Zeugenvernehmungen, die nach dieſer Vor⸗ 
ſchrift ſtattfinden müſſen, durch Wahrunterſtellung erſetzt werden 
können. In ſo weitgehendem Maße iſt an eine Durchbrechung des 
Unmittelbarkeitsprinzips für die Ber Inſt. nicht gedacht worden. 
RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 


Zu 76. Die Entfch. iſt in jeder Beziehung zutreffend. Wenn dem 
Angekl. in der Ladung zur Hauptverhandlung in der BerInſt. ledig⸗ 
lich mitgeteilt wird, im Falle ſeines Ausbleibens werde ſeine Berufung 
verworfen werden, ſo braucht er auch nur hiermit, nicht aber mit der 
Möglichkeit zu rechnen, daß über eine Berufung der StA. ohne ihn 
verhandelt werden wird. Die Ladung war alſo nicht vorſchriftsmäßig, 
und das Ausbleiben des Angekl. nicht unentſchuldigt. Das durfte das 
RO. ſelbſtändig unter Heranziehung des zur Verwendung gelangten 
Ladungsformulars nachprüfen (vgl. Löwe⸗Roſenberg 2b zu 
8337; Ditzen, Dreierlei Beweis im Strafverfahren, 1926, S. 44 ff., 
71ff.). Hieran wird es ſelbſtverſtändlich auch nicht durch den Proto⸗ 
kollvermerk, der Angekl. ſei „ordnungsmäßig“ geladen, gehindert. 
Denn dieſer Vermerk betrifft — wie das NG. zutreffend ausführt — 
keine Förmlichkeit des Verfahrens, ſondern enthält ein rechtliches 
Werturteil, und noch dazu eine Beurteilung eines der Hauptverhand⸗ 
lung voraufgehenden Sachverhalts. § 274 aber betrifft nur Förmlich⸗ 
keiten der Hauptverhandlung (vgl. Löwe⸗Roſenberg 2 zu 8274, 
und im allgemeinen über § 274 Dietzen a. a. O. S. 60 ff.). 

LG R. Priv Doz. Dr. Mannheim, Berlin, 
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Fehlt es daran, fo greift der allgemeine verfahrensrechtliche 
Grundſatz des § 230 Abſ. 1 StPO. Platz, wonach gegen den 
abweſenden Angekl. nicht verhandelt werden darf. Auf Grund 
des Reviſionsvorbringens i. Verb. mit dem Akteninhalt muß 
jedoch für bewieſen erachtet werden, daß eine ordnungsmäßige 
Ladung nicht erfolgt war, alſo im Termin zur Hauptverhand⸗ 
lung auch nicht nachgewieſen worden ſein kann. Zwar hatte 
der OStA. die Ladung der Beſchwerdeführer zur Haupt⸗ 
verhandlung vorſchriftsmäßig „nach Formular 224“, alſo mit 
dem gem. § 323 Abſ. 1 StPO. gebotenen Hinweis auf die 
Folgen etwaigen Ausbleibens angeordnet; tatſächlich iſt aber 
zu den Ladungen das Formular 221 benutzt, mithin den 
Angekl. eröffnet worden, daß im Falle ihres Nichterſcheinens 
„die von ihnen eingelegte Berufung verworfen“ werden würde. 
Der Vermerk im Sitzungsprotokoll, es ſei feſtgeſtellt worden, 
daß die Angekl. „ordnungsmäßig“ geladen ſeien, und es ſei 
deshalb auf Antrag der Staatsanwaltſchaft beſchloſſen worden, 
in ihrer Abweſenheit zu verhandeln, enthält keine der Beweis⸗ 
kraft des 8 274 StPO. unterliegende Feſtſtellung, ſondern ein 
rechtliches Urt. über einen der Hauptverhandlung vorauf⸗ 
gegangenen Verfahrensakt und iſt unrichtig. Die ordnungs⸗ 
widrige Ladung war einer Nichtladung gleichzuachten. Hier⸗ 
nach lag alſo der Ausnahmefall des $ 329 Abſ. 1 StPO. von 
dem Grundſatz der Unzuläſſigkeit einer Hauptverhandlung in 
Abweſenheit des Angekl. nicht vor und iſt deshalb der zwin⸗ 
gende Reviſionsgrund des § 338 Nr. 5 StPO. gegeben (vgl. 
RGSt. 29, 44 [47]; 36, 316 [817]. 

(3. Sen. v. 21. März 1927; 3 D 133/27.) 


77. [8 329 StPO. Das Rev G. hat nicht nad- 
zuprüfen: 1. ob das Ausbleiben des Angekl. „ge⸗ 
nügend entſchuldigt“ war; 2. die tatſächliche Be⸗ 
urteilung der Entſchuldigungsfrage gegenüber 
dem Wiedereinſetzungsgeſuche.] f) 

Die StR. betrachtet das Ausbleiben des Angekl. in dem 
Hauptverhandlungstermin v. 7. Juni 1926 deshalb als nicht 
genügend entſchuldigt, weil er ſeinen ſchriftlichen Antrag v. 
4. Juni 1926, eingegangen am 5. Juni, auf Aufhebung des 
Termins wegen ſeiner Reiſeunfähigkeit verſpätet geſtellt und 
durch die Angabe einer unrichtigen Adreſſe ſeine Nicht⸗ 
beſcheidung ſelbſt verſchuldet habe. Zu letzterem Grunde iſt 
zu bemerken, daß der Angekl. in dem erwähnten Vertagungs⸗ 
antrag als ſeine Adreſſe „Sch., Hſtr. 4/5“ angegeben hatte. 
Unter dieſer Adreſſe ſandte das Gericht an ihn die telegraphiſche 
Mitteilung ab, daß die Terminsverlegung abgelehnt werde und 
daß ohne amtsärztliches Atteſt ſein Ausbleiben nicht als ent⸗ 
ſchuldigt angeſehen werde. Darauf ging die telegraphiſche 


A. 


Zu 77. Dieſe Entfch. iſt weder in ihrer Begründung noch in 
ihrem Ergebnis befriedigend. Es handelt ſich um einen der ſchwie⸗ 
rigen Grenzfälle des § 337 StPOD., die eine Verwiſchung der ſchar⸗ 
fen Grenzen zwiſchen Tatſächlichem und Rechtlichem aufweiſen. Wer 
die Entſch. billigt, muß die Beurteilung der Frage, ob das Aus⸗ 
bleiben des Angekl. i. S. des $ 329 SPD. „nicht genügend 
entſchuldigt“ iſt, in das freie Ermeſſen des Tatſachen⸗ 
richters ſtellen. Eine ſolche Preisgabe des Angekl. an die Willkür 
des Unterrichters in wichtigen Verfahrensbelangen kann aber nicht 
der Abſicht des Geſetzgebers entſprechen. Roſenberg erkennt 
ausdrücklich in Anm. 4 zu $ 329 die Zuläſſigkeit der Reviſion 
gegen ein die Berufung wegen nicht genügender Entſchuldigung 
verwerfendes Urt. an. Auch das RG. ſelbſt bejaht grundſätzlich in 
der obigen Entſch. die Möglichkeit der Nachprüfung, ob das BG. 
den Begriff der ungenügenden Entſchuldigung unrichtig ausgelegt 
hat. Das RG. entzieht ſich aber im gleichen Atemzug dieſe Mög⸗ 
lichkeit einer Nachprüfung, indem es die Punkte, auf die es hier⸗ 
bei ankommt, nämlich einerſeits die Nichtangabe des Obermieters 
ſeitens des Angekl., anderſeits die Nachläſſigkeit der Poſt bei Er⸗ 
mittlung des Telegrammadreſſaten, in das Gebiet der „tatſäch⸗ 
lichen Beurteilung der Schuldfrage“ wegſchiebt. Mir ſcheint dieſe 
Unterſcheidung des RG. unzutreffend. Der Reviſionsrichter kann 
die Frage, ob der BR. zu Unrecht eine nicht genügende Entſchul⸗ 
digung i. S. des § 329 StPO. angenommen und damit dieſe Ver⸗ 
fahrensvorſchrift verletzt hat, ob er m. a. W. den ſtrafprozeſſua⸗ 
len Rechts begriff der „ungenügenden Entſchuldigung“ verkannt 
hat, nicht abſtrakt, ſondern immer nur an Hand der vom BR. 
feſtgeſtellten Tatſachen entſcheiden. Gewiß, der Reviſionsrichter darf 
an dieſe feſtgeſtellten Tatſachen nicht rühren; er darf die Feſt⸗ 
ſtellung der Tatſachen nicht nachprüfen. Aber er darf und muß 
die Tatſachen heranziehen, wenn er auf die Reviſionusbeſchwerde 
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Nachricht des Amts K. ein, daß der Angekl. Hſtr. 4/5 nicht 
ermittelt ſei. Die bei den Akten befindliche amtliche Aus⸗ 
kunft des Einwohnermeldeamts B. ergibt, daß der Angekl. 
ſeit dem 1. Juni 1926 nach Sch., Hſtr. 5, als Unter⸗ 
mieter gemeldet war. Bei dieſer Sachlage konnte das Rechts⸗ 
mittel keinen Erfolg haben. Wie der erk. Sen. bereits in dem 
Urt. v. 23. Dez. 1926 — 2 D 1015/26 — ausgeſprochen hat, 
kann die Frage, ob das Ausbleiben des Angekl. genügend ent⸗ 
ſchuldigt iſt, nach der tatſächlichen Seite von dem Rev. 
nicht nachgeprüft werden. Um eine Prüfung der Entſchuldbar⸗ 
keit der Verſäumnis in tatſächlicher Hinſicht herbeizuführen, 
iſt dem Angekl. in 8 329 Abſ. 2 StPO. die Möglichkeit ge⸗ 
geben, die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand „unter den 
in den 88 44, 45 bezeichneten Vorausſetzungen“ zu bean⸗ 
ſpruchen. Nach 8 44 iſt es als ein unabwendbarer Zufall an- 
zuſehen, wenn der Antragſteller von einer Zustellung ohne 
ſein Verſchulden keine Kenntnis erlangt hat. Im ge⸗ 
gebenen Falle hat der Angekl. von dem Wiedereinfegungs- 
geſuch mit dem Erfolge Gebrauch gemacht, daß das Geſuch 
durch Beſchluß des LG. v. 8. März 1927 als unbegründet 
verworfen worden iſt, da der Angekl. in dem Vertagungs⸗ 
antrag den Namen ſeines Vermieters nicht angegeben habe 
und es daher auf ſein eigenes Verſchulden zurückzuführen ſei, 
wenn ihn die Ablehnung des Antrags unter der von ihm 
angegebenen unvollſtandigen Adreſſe nicht erreicht habe. Neben 
dem Wiedereinſetzungsgeſuch, deſſen tatſächliche Beurteilung 
der Schuldfrage das Rev. nicht nachzuprüfen hat, iſt das 
Rechtsmittel der Rev. nur nach Maßgabe des 8 337 SPD. 
zuläſſig. Einen Rechtsirrtum, insbeſondere eine unrichtige 
Auslegung des Begriffs der ungenügenden Entſchuldigung, 
läßt aber die Annahme der StR. nicht erkennen, daß unter 
den von ihr feſtgeſtellten Umſtänden das Ausbleiben des 
Angekl. in dem Berufungstermin nicht als genügend ent⸗ 
ſchuldigt zu betrachten iſt. Namentlich kann die Rev. nicht 
auf die tatſächliche Behauptung geſtützt werden, daß es ledig⸗ 
lich an der Poſtbehörde gelegen habe, wenn der Beſcheid dem 
Beſchwerdeführer nicht zugegangen ſei. 
(2. Sen. v. 23. Mai 1927; 2 D 324/27.) D.] 

78. [8 331 StPO. Eine höhere Bemeſſung der 
Einzelſtrafen unter Aufrechterhaltung der frü⸗ 
heren Geſamtſtrafe bedeutet einen Verſtoß gegen 
9 331 StPO.] f) 

Das SchöffG. zu St. hatte den Angekl. wegen „fort⸗ 
geſetzter Verleitung zum Meineide“ zu einer Zuchthausſtrafe 


von 1 Jahre und 3 Monaten verurteilt. Seine Berufung hat 
die StK. in St. durch Urt. v. 18. Juni 1926 mit der Maß⸗ 


hin zu entſcheiden hat, ob die auf dieſe Tatſachen geſtützte Ent⸗ 
ſchuldigung des Angekl. im prozeß rechtlichen Sinne „genügend“ 
iſt oder nicht. 

Es geht nicht an, die Entſch. des BG. über die Entſchuldi⸗ 
ungsfrage des § 329 Abſ. 1 StPO. als „tatſächliche Beurtei⸗ 
ung der Schuldfrage“ der Prüfung des Reviſionsgerichts zu ent⸗ 
ziehen. Was heißt überhaupt „tatſächliche Beurteilung der 
Schuldfrage“? Doch wohl die Urteilsbildung darüber, ob eine Tat⸗ 
ſache feſtzuſtellen iſt. Nur die nackte Tatſache als ſolche. Handelt 
es ſich aber darum, zu unterſuchen, ob dieſe Tatfache prozeß⸗ 
rechtliche Wirkungen nach ſich zieht, ob eine Vorſchrift der 
Prozeßordnung darauf anzuwenden iſt, ob z. B. im vorliegenden 
Falle die tatſächlich erfolgte Entſchuldigung des Ausbleibens als 
genügend“ im prozeßrechtlichen Sinne zu erachten iſt, fo geht 
die „tatſächliche Beurteilung“ zweifellos in eine „rechtliche Be⸗ 
urteilung“ über, die der Kontrolle des Reviſionsgerichts unterliegt; 
zumal auch noch — wie Roſenberg, Komm. 2h zu 8 337 aus⸗ 
führt — bei der Prüfung prozeß rechtlicher Beſchwerden die 
Aufgabe des Reviſionsrichters nicht ſo eng begrenzt iſt, wie bei 
der Beurteilung des Straffalles ſelbſt, weshalb er „hier auch zur 
freien Würdigung der tatſächlichen Unterlagen der Beſchwerde 
berufen iſt“. 

Der in obiger Entſch. zum Ausdruck gekommene überaus for⸗ 
maliſtiſche Standpunkt des RG. wird von einer Reihe namhafter 
Gelehrter, z. B. Beling (Feſtſchrift für Binding 2, 146), 
Kautter, Hegler, Alsberg u. a. überzeugend bekämpft. 

NA. Dr. G. v. Scanzoni, München. 


Zu 78. Die vorliegende Entfch. entſpricht der bisherigen Rſpr. 
des RG. zur Frage ber reformatio in peius. Zunächſt inſofern, 
als die Tatſache, daß das BG. im Gegenſatz, zur erſten Inſtanz an⸗ 
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gabe verworfen, daß nicht eine fortgeſetzte Handlung, ſondern 
zwei ſelbſtändige Handlungen vorliegen. In den Urteils⸗ 
gründen iſt ausgeführt, daß der Angekl. für jeden Fall eine 
Zuchthausſtrafe von 2 Jahren und eine Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte verdient hätte; wegen § 331 StPO. 
hätte es aber bei der von dem Shöff®. erkannten Strafe von 
nur 1 Jahre 3 Monaten Zuchthaus verbleiben müſſen. Durch 
Urteil des erk. Sen. v. 21. Okt. 1926 wurde dieſe Entſch. nur 
im Strafausſpruch aufgehoben und die Sache inſoweit an die 
Vorinſtanz zurückverwieſen. Die Gründe weiſen unter anderem 
daraufhin, daß bei der Annahme zweier ſelbſtändiger Hand⸗ 
lungen gemäß § 74 StGB. unter Berückſichtigung der durch 
$ 331 StPO. gezogenen Grenze die verwirkten Einzelſtrafen 
feſtzuſetzen find. Nunmehr hat die StR. die Berufung des 
Angekl. mit der Maßgabe verworfen, daß er wegen Unter⸗ 
nehmens der Verleitung zum Meineide in zwei Fällen zu je 
2 Jahren Zuchthaus und zum Verluſt der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte auf die Dauer von 4 Jahren, im ganzen aber nur zu 
einer Geſamtſtrafe von 1 Jahr und 3 Monaten Zuchthaus 
verurteilt wird. Mit Recht rügt die Rev., daß die StK. die 
Grenze des 8 331 StpoO., auf die das Revllrt. hingewieſen 
hatte, nicht beachtet hat. Da die Verhängung der nach 8 74 
StGB. feſtzuſetzenden Einzelſtrafen einen ſelbſtändigen richter⸗ 
lichen Ausſpruch darſtellt, welcher der Rechtskraft fähig iſt, 
genügt es zur Wahrung der genannten Vorſchrift nicht, wenn 
nur die Geſamtſtrafe nicht höher ausgefallen iſt. Vielmehr 
enthält ſchon eine höhere Bemeſſung der Einzelſtrafen unter 
Aufrechterhaltung der früheren Geſamtſtrafe eine Abänderung 
des Urteils zum Nachteil des Angekl. Sie beſchwert ihn in 
Anbetracht der Möglichkeit, daß bei Wegfall der Verurteilung 
wegen eines der zuſammentreffenden Delikte (in der Rechts? 
mittelinſtanz oder im Wiederaufnahmeverfahren) die nicht in 
Wegfall gebrachte Strafe wegen des anderen Delikts als ſelb⸗ 
ſtändig zu verbüßende in Frage kommen kann (vgl. RGSt. 
26, 169; Goltd Arch. 55, 316). Im vorliegenden Falle durften 
daher nicht nur die Geſamtſtrafe, ſondern auch die für jeden 
Fall der unternommenen Verleitung zum Meineid feſtzu⸗ 
ſetzenden Einzelſtrafen die Dauer von 1 Jahr und 3 Monaten 
Zuchthaus nicht überſteigen. Ebenſowenig war eine Ver⸗ 
ſchärfung der von dem Shöffb. erkannten Strafe durch 
Hinzufügung der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
zuläſſig. Mit Rückſicht auf die von ihr hervorgehobenen Um⸗ 
ſtände und auf die Vorſtrafen des Angekl. hat das BG. uicht 
die geſetzliche Mindeſtſtrafe für ausreichend, ſondern eine 
Zuchthausſtrafe von 2 Jahren für jeden Fall der unter⸗ 
nommenen Verleitung zum Meineid für angemeſſen erachtet. 
Hiernach iſt mit Sicherheit anzunehmen, daß eine niedrigere 
Einzelſtrafe, als 1 Jahr 3 Monate Zuchthaus keinesfalls 
dem Willen der StR. entſprach. Liegt die Sache aber fo, daß 
ſie eine niedrigere Einzelſtrafe nicht feſtſetzen wollte und eine 
höhere nicht feſtſetzen durfte, ſo handelt es ſich um eine 
abſolut beſtimmte Strafe. Unter Anwendung des § 354 StPO. 
ſtatt einer Handlung zwei ſelbſtändige Handlungen angenommen hat, 
dem Verbot der reformatio in peius nicht zuwiderläuft (vgl. Lö we⸗ 
Roſenberg, SBO. 8331 Anm. 2 Abſ. 2 mit der dort angeführten 
Judikatur). Vielmehr iſt das BG. bei der rechtlichen Würdigung des 
alles gegenüber der Vorinſtanz unabhängig, ja ſogar, wie Löwe⸗ 
oſenberg, 8331 Anm. 2 Abf. 1 hervorhebt, nach dem Prinzip der 
materiellen Wahrheit dazu verpflichtet, „die Bezeichnung des Delikts 
n der Urteilsformel richtigzuſtellen“, ſelbſt wenn dieſe Richtigſtellung 
den Berl. belaſtet (vgl. auch Gerland, Der Deutſche Strafprozeß 
1927, 412 Nr. Za). Ferner bezieht ſich das Verbot der reformatio 
an peius nur auf die Strafe als ſolche, was zwar nicht aus dem 
Wortlaut des 8331 StWO., wohl aber aus feiner Parallelſtellung 
zu 8 358 hervorgeht (vgl. Löwe⸗Roſenberg, 8331 Anm. 2 
bs. 1] Gerland a. a. O. mit der dort genannten Judikatur). 
Daß nun aber ein Verſtoß gegen das Verbot der reformatio 
in peius vorliegt, wenn zwar nicht die Geſamtſtrafe, wohl aber die 
nach 574 StOR. feſtzuſetzenden Einzelſtrafen höher find als die von 
der erſten Inſtanz erkannten Einzelſtrafen, wird vom RG. im obigen 
at überzeugend nachgewieſen. Es widerſpricht nur inſofern dem 
. des § 74 StGB., als die erkannte Geſamtſtrafe nicht höher 
ft als jede der vom NG. gem. 8 354 Step O. feſtgeſetzten Einzel⸗ 
rafen. Jedoch dürfte dieſer Widerſpruch zu § 74 StGB. als eine 
ne n e ang ber oben erwähnten Gelbftänbige 
weit d in der Re i ändig⸗ 
Reit in der Straffrage a Br n 
Prof. Dr. Honig, Göttingen. 
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konnte daher das Reb. in der Sache ſelbſt erkennen (Feſt⸗ 
ſetzung einer Einzelſtrafe von je 1 Jahr 3 Monate Zuchthaus, 
Fortfall der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte). 

(2. Sen. v. 21. März 1927; 2D 160/27.) A.] 


79. [88 333 ff. St PO. Beſchränkung der Rev. 
darauf, daß dem Angekl. eine längere Zeit als 
durch die Unterſuchungshaft verbüßt an⸗ 
gerechnet iſt, als er tatſächlich verbüßt hat.] 

Die Staatsanwaltſchaft ficht das BU. nur inſoweit an, 
als dieſes erklärt, daß acht Monate der gegen den Angekl. 
J. erkannten Strafe durch die erlittene Unterſuchungshaft 
verbüßt ſeien. Die ſo umgrenzte Beſchränkung des Rechts⸗ 
mittels iſt zuläſſig (RGSt. 41, 319); die Beſchwerde iſt auch 
begründet. Wie das angefochtene Urteil feſtſtellt, hat der An⸗ 
geklagte J. weniger als 8 Monate, nämlich nur vom 
1. April bis 7. Okt. 1926, alſo lediglich 6 Monate und einige 
Tage in Unterſuchungshaft geſeſſen. Eine längere Strafzeit 
konnte ſomit, wie ſchon das BG. ſelbſt in der Begründung 
ſeines Urteils bemerkt und ausgeſprochen hat, nicht für ver⸗ 
büßt erachtet werden. Die irrtümlich darüber hinaus ge⸗ 
ſchehene Anrechnung tatſächlich überhaupt nicht erlittener 
Unterſuchungshaft ift zwar wirkungslos (RGSt. 59, 411), 
muß aber auf die erhobene Beſchwerde beſeitigt werden. 

(2. Sen. v. 25. April 1927; 2D 210/27.) A.] 


80. [SS 395, 397, 403 StPO. Die Anſchluß⸗ 
erklärung als Nebenkl. verliert nicht dadurch 
ihre Wirkſamkeit, daß der Nebenkl. einen ihm 
zuſtehenden Bußanſpruch nicht geltend macht..) 

In dem Verfahren gegen den Angekl. wegen Vergehens 
gegen § 230 Abſ. 1 und 2 StGB. iſt bei Eröffnung des 
Hauptverfahrens als Nebenkl. die Mutter des minderjährigen 
Verletzten als deſſen geſetzliche Vertreterin zugelaſſen worden. 
Der geſetzliche Vertreter übt das Recht zum Anſchluß als 
Nebenkl. nicht als eigenes, ſondern als ein dem Verletzten 
zuſtehendes aus. Dieſer Rechtslage würde es mehr entſprochen 
haben, wenn der Verletzte, geſetzlich vertreten durch ſeine 
Mutter, als Nebenkl. bezeichnet und zugelaſſen worden wäre. 
Immerhin kommt bei der Zulaſſung, wie ſie hier erfolgt iſt, 
hinreichend zum Ausdruck, daß die Mutter nur zur Ver⸗ 
folgung der Rechte ihres nicht prozeßfähigen Sohnes und in 
Wahrheit dieſer zur Nebenklage zugelaſſen worden iſt. Der 
Angekl. bemängelt auch nicht die urſprüngliche Zulaſſung. 
Wenn er zur Begründung der Rev. geltend macht, die 
Berufung ſei unzuläſſigerweiſe „nur vom Nebenkl. eingelegt, 
der einen Anſpruch auf Buße nicht habe“, meint er vielmehr 
offenſichtlich: weil der Nebenkl. bis zur Verkündung des 
Schöffeugerichtsurteils keinen Antrag auf Zuerkennung einer 
Buße geſtellt und damit das Recht verloren habe, den Buß⸗ 
anſpruch im Wege der Nebenklage geltend zu machen, ſei er 


Zu 80. Dem Urt. kann nur vollinhaltlich beigepflichtet werden. 
Zunächſt ift es erfreulich, daß das NG. dem zweifellos vorhandenen 
formalen Bedenken heine ausſchlaggebende Bedeutung beigemeſſen 
hat. Nicht der Mutter des minderjährigen Verletzten als deſſen geſetz⸗ 
lichen Vertreterin, ſondern dem Verletzten ſelbſt, vertreten durch 
ſeine Mutter, ſtand das Recht auf Buße und ſomit die Befugnis zum 
Anſchluß als Nebenkl. zu, wenngleich er dieſes Recht nicht perſönlich, 
ſondern nur durch feinen geſetzl. Vertreter ausüben konnte (RGSt. 
37, 63, vgl. RGSt. 9, 124). Daß der Beitritt der Mutter als Nebenkl. 
in dieſem Sinne, nämlich als der geſetzl. Vertreterin des Verletzten 
für dieſen gewollt war, konnte unter den obwaltenden Umſtänden 
nicht zweifelhaft ſein, und es kann daher nur gebilligt werden, wenn 
das RG. aus dem abweichenden Wortlaut der Anſchlußerklärung 
nicht die Unzuläſſigkeit des Anſchluſſes hergeleitet hat. 

Auch der Umſtand, daß der geſetzliche Zulaſſungsgrund für die 
Nebenkl. nämlich der Anſpruch auf Buße (8403 Abſ. 1 StpO.), 
in erſter Inſtanz nicht geltend gemacht war und infolgedeſſen gem. 
8 404 Abſ. 1 in der BerInſtanz nicht mehr geltend gemacht werden 
Ronnte, machte den Nebenkl. ſeines Rechtes, im weiteren Verfahren 
als Nebenkl. alle ſonſtigen Rechte des Nebenkl. auszuüben und insbeſ. 
Berufung einzulegen, nicht verluſtig. Der Beſchl. d. OLG. Dresden 
v. 22. Okt. 1926, deſſen Unrichtigkeit in der Anm. von Weber 
(JW. 1927, 1325) überzeugend nachgewieſen iſt, obgleich Lö we⸗ 
Roſenberg und auch Feiſenberger 1925 zu § 403 Note 2 a, 
erſtere unter Aufgabe ihrer früheren abweichenden Anſicht, dem Beſchl. 
im Ergebnis beizupflichten, ſteht nicht im Widerſpruch, weil er nur 
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auch zur Einlegung der Berufung nicht mehr befugt geweſen. 
Dieſe Anſicht iſt unrichtig. Die Bezugnahme auf OLG. 
Dresden v. 22. Okt. 1926 (1 0 St Reg. 309/26) iſt ſchon 
deshalb verfehlt, weil in ihm, wenigſtens ſoweit er in der 
JW. 1927, 132 f. abgedruckt ift, und ebenſo in KG. v. 7. Juni 
1918 (W 290/ 18 [Goltd Arch. 66, 285]) nur entſchieden wird, 
ob der, dem ein Bußanſpruch zuſteht, ſeinen Anſchluß als 
Nebenkl. mit Erfolg noch erklären kann, wenn er bis zum 
Erlaß des erſtinſtanzlichen Urt. den Bußanſpruch nicht geltend 
gemacht hat. Einer Würdigung dieſer mit der feſtzuhaltenden 
ſtändigen Rſpr. des NG. (RGSt. 5, 335; 41, 168 [176 f.]; 
30D 71/26 [Recht 30, Nr. 1015]; 15 810/26) ſich in Wider⸗ 
ſpruch ſetzenden Entſch. bedarf es in vorliegender Sache nicht, 
weil in ihr nur zu prüfen iſt, ob der vor Verkündung des 
Urt. erſter Inſtanz erklärte und vom Gericht zutreffend als 
berechtigt anerkannte Anſchluß als Nebenkl. dadurch hinfällig 
und unwirkſam wird, daß der Nebenkl. von ſeiner Befugnis, 
Buße zu fordern, keinen Gebrauch gemacht hat. Dieſe Frage 
iſt zu verneinen. Durch die Zulaſſung (RGSt. 48, 235) er⸗ 
langt der Nebenkl. das Recht, im anhängigen Verfahren die 
Zuerkennung einer Buße zu fordern und daneben alle in 
88 397 ff. StPO. dem Nebenkl. zugeſprochenen verfahrens⸗ 
rechtlichen Befugniſſe auszuüben. Dadurch, daß er eines 
dieſer Rechte nicht ausnützt, verliert er nicht die andern. 
Schon weil es für die Zuläſſigkeit des Anſchluſſes nach 8403 
Abſ. 1 StPO. bedeutungslos iſt, ob der Bußanſpruch wirklich 
geltend gemacht werden ſoll (RGGSt. 59, 100 [103]), kann die 
Zulaſſung zur Nebenklage nicht dadurch unwirkſam, der 
Nebenkl. in ſeinen ſonſtigen Rechten nicht dadurch beeinträchtigt 
werden, daß der Antrag auf Zuerkennung einer Buße nicht 
geſtellt oder aber zurückgenommen, rechtskräftig abgewieſen 
oder ihm ſtattgegeben worden iſt (RGSt. 6, 240; 41, 168 
176 f.]; 51, 129 [131]). Der Anſchluß als Nebenkl. war und 
blieb überdies — unabhängig vom Beſtehen eines Buß⸗ 
anſpruchs — zuläſſig auf Grund des 8 395 StPO., weil die 
rechtliche Möglichkeit der Beurteilung der Tat als einer mit 
Privatklage verfolgbaren Körperverletzung nach 8 230 Abſ. 1 
StGB. beſtand. § 374 Abſ. 1 Nr. 3 StPO. 
(2. Sen. v. 31. März 1927; 2D 164/27.) A.] 


81. [8 443 Mil St Ger O.; 88 24, 19, 20 Gef. vom 
17. Aug. 1920. Für die Entſch. über die Zulaſ⸗ 
ſung des Antrages auf Wiederaufnahme eines 
durch rechtskräftiges Urteil eines Militär- 
gerichts abgeſchloſſenen Verfahrens eines der 
Militärgerichtsbarkeit nicht mehr unterſtehen⸗ 
Angekl. ift das LG. zuſtändig.] f) 


Durch Urteil des Kriegsgerichts der Seeſtreitkräfte der 
Oſtſee v. 9. Juni 1925 iſt der Angekl., der damals an Bord 
eines Linienſchiffes eingeſchifft war, wegen gefährlicher Körper⸗ 
verletzung rechtskräftig verurteilt worden. Am 27. Juli 1926 
iſt er einem Landmarineteil überwieſen worden, ſo daß er 
von dieſem Zeitpunkt an der Militärgerichtsbarkeit nicht mehr 
unterſteht (8 1 des Gef. betr. Aufhebung der Militärgerichts⸗ 
barkeit v. 17. Aug. 1920 [RG Bl. 1579). Unter dem 18. Aug. 
1926 hat er den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
geſtellt. Dieſen Antrag hat das Gericht der Seeſtreitkräfte 
der Oſtſee dem RG. zum weiteren Befinden vorgelegt mit der 


den Fall betrifft, wo zur Zeit des Anſchluſſes als Nebenkl. 
der Bußanſpruch bereits erloſchen war. Daß aber der Anſchluß zuläſſig 
iſt, wenn er zur Zeit des Veſtehens des Bußanſpruchs erklärt wird, 
auch wenn das Recht auf Buße vom Nebenkl. nicht ausgeübt wird, 
it, ſoweit ich ſehe, unbeſtritten (ogl. Löwe⸗Roſenberg a. a. O., 
Feiſenberger und auch Kohlrauſch zu 8 403 Note 1). Iſt 
aber die Zulaſſung als Nebenkl. einmal rechtswirkſam erfolgt, ſo 
wirkt ſie für das geſamte Verfahren fort ohne Rückſicht darauf, ob 
das Recht, auf dem die Anſchlußbefugnis beruht, demnächſt tatſächlich 
ausgeübt oder durch Nichtausübung erloſchen iſt. 
IR. Dr. Löwenſtein, Berlin. 


Zu 81. Dieſer Satz iſt der entſcheidende. Die 88 2 bis 23 ge⸗ 
hören zuſammen. Sie regeln das aus der Aufhebung der Militär⸗ 
gerichtsbarkeit im 8 1 ſich ergebende bürgerliche Strafverfahren. 
Der 8 24 ordnet dagegen das Gebiet der durch 81 in gewiſſen 
Grenzen aufrechterhaltenen militäriſchen Gerichtsbarkeit. Lediglich 
auf dieſem Gebiet ſoll das RG. an die Stelle des AMG. treten. 

ZEN. Dr. Riſſom, Flensburg 
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Begründung, daß gemäß $ 443 MilStGerO. i. Verb. mit 8 24 
Abſ. 2 des Gef. betr. Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit die 
Zuſtändigkeit des RG. gegeben ſei. Die Zuſtändigkeit des 
RG. iſt nicht begründet. Richtig iſt zwar, daß nach § 443 
MilStGeroO. über die Zulaſſung des Antrages auf Wieder⸗ 
aufnahme eines durch rechtskräftiges Urteil eines Militär⸗ 
gerichts abgeſchloſſenen Verfahrens das Reichsmilitärgericht 
zu entſcheiden hat und gemäß § 24 Abſ. 2 des Gef. vom 
17. Aug. 1920 in den dort bezeichneten Fällen bis zur ander⸗ 
weiten Regelung das RG. an die Stelle des Reichsmilitär⸗ 
gerichts tritt. Dieſe Anordnung iſt aber nur für ein in Kriegs⸗ 
zeiten oder gegen die an Bord von in Dienſt geſtellten Kriegs⸗ 
ſchiffen eingeſchifften Angehörigen der Reichsmarine ſtatt⸗ 
findendes ordentliches Verfahren getroffen. Sie kann daher 
auf den inzwiſchen einem Landmarineteil überwieſenen An⸗ 
geklagten keine Anwendung finden. Nun beſtimmt der 8 24 
Abſ. 1 des Gef. v. 17. Aug. 1920 allerdings, daß beim Auf⸗ 
hören des Bordverhältniſſes auf das Verfahren gegen An⸗ 
gehörige der Reichsmarine der & 19 daſelbſt entſprechende An⸗ 
wendung findet. Der 8 19 enthält jedoch, wie ſich aus dem 
Wortlaut des Einleitungsſatzes ohne weiteres ergibt, nur 
Überleitungsbeſtimmungen betr. die vor den Militärgerichten 
chwebenden Verfahren. Von einem ſchwebenden Ver⸗ 
fahren kann aber bei der Entſcheidung über die Zulaſſung 
eines Antrages auf Wiederaufnahme eines rechtskräftig ab⸗ 
geſchloſſenen Verfahrens nicht die Rede ſein. Wenn in dem 
Überſendungsſchreiben des Gerichts der Seeſtreitkräfte der 
Oſtſee darauf hingewieſen wird, daß der § 20 des Gef. vom 
17. Aug. 1920 nicht in Frage komme, weil in 8 24 a. a. O. 
für den Fall des Aufhörens des Bordverhältniſſes nur der 
§ 19 für entſprechend anwendbar erklärt jei, jo kann dieſer 
Auffaſſung nicht beigetreten werden. Gemäß 81 des an⸗ 
geführten Geſetzes iſt für die Entſcheidung über den Wieder⸗ 
aufnahmeantrag die Gerichtsbarkeit des ordentlichen bürger⸗ 
lichen Gerichts gegeben. Durch die Beſtimmungen des 8 20 
ſoll — wie ſchon aus dem Wortlaut erſichtlich — nur die Zu⸗ 
ſtändigkeitsfrage für die Entſcheidung über Wiederaufnahme⸗ 
anträge innerhalb der bürgerlichen Gerichtsbar— 
keit geregelt werden. Hiernach iſt für die Entſcheidung des 
von dem Angekl. geſtellten Wiederaufnahmeantrags die Zu⸗ 
ſtändigkeit des in § 20 Abſ. 1 bezeichneten LG. begründet. 
Die Entſch. entſpricht dem Antrage des Oberreichsanwalts. 
(Beſchl. des 3. Sen. v. 25. Okt. 1926; 37 B ee, 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
Bayern. 
Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


1. 5 72 Abſ. 2 RJug Wohlfc. Im Aufhebungs⸗ 
verfahren find die Vorausſetzungen der Fürſorgeerziehung 
nachzuprüfen. 

Die Frage wird im Schrifttum verneint mit dem Hinweiſe 
darauf, daß das RJugWohlfGG., abweichend von den 88 578 ff. 
38 PD., keine Wiederaufnahme des Verfahrens kenne (vgl. Schie⸗ 
dermair, Rug WohlfG. § 72 Anm. 4, Vorbem. vor Abſchn. VI, 
2n; Fichtl, RJugWohlſcch. 8 72 Anm. 5; Behrend, NJug⸗ 
Wohl. 872 Bem. Abf. 3). Dem kann in dieſer Allgemeinheit 
nicht beigetreten werden. Amar läßt das RJug Wohlfcd. im 8 72 
Abſ. 2 ebenſo wie das PreußFCG. v. 2. Juli 1900 im 8 13 Abſ. 2 
eine Aufhebung der Fürſorgerziehung vor der Volljährigkeit des 
Zöglings nur dann zu, wenn der Zweck der Fürſorgeerziehung er⸗ 
reicht oder anderweit ſichergeſtellt iſt. 

In der Rechtſprechung zum Preuß. ſcheint denn auch der 
Standpunkt feſtgehalten worden zu ſein, daß es unzuläſſig ſei, die 
Fürſorgeerziehung um deswillen aufzuheben, weil die Gründe der 
Anordnung nicht ſtichhaltig geweſen ſeien (vgl. Gordan⸗Leh⸗ 
mann⸗Nieſe, Preußß CG. zu § 13 Anm. 9). 

Der Erreichung des Zweckes der Fürſorgeerziehung muß je⸗ 
denfalls gleichgeſtellt werden, wenn ſich im Aufhebungsverfahren 
herausſtellt, daß tatſächliche Verhältniſſe, die eine weſentlüche Grund⸗ 
lage der Anordnung bildeten, überhaupt nicht vorhanden waren 
und demzufolge die weitere Ausführung der Fürſorgeerziehung 
grund- und zwecklos iſt. Es kann nicht Rechtens ſein, daß, wenn 
die Verwahrloſung oder die Gefahr der Verwahrloſung nur auf eine 
ſtrafbare Handlung des Minderjährigen gegründet war, die Für⸗ 
ſorgeerziehung noch weiter ausgeführt werden darf, wenn ſich im 
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Aufhebungsverfahren ergibt, daß der Minderjährige die ſtrafbare 
Handlung nicht begangen hat, und demzufolge die Fortſetzung der 
Fürſorgeerziehung grund⸗ und zwecklos iſt. Dem kann nicht mit 
Grund der Ausſchluß eines Wiederaufnahmeverfahrens entgegen⸗ 
gehalten werden, weil dies dem Sinne des 8 72 Abſ. 2 RFug⸗ 
Wohlfch. widerſpricht. Ein ähnlicher Gedanke lag ſchon der Entſch. 
des Obs. v. 27. Aug. 1927 (Bay Obe G. 18, 172, 174) zu⸗ 
grunde, die das Bayd eG. betraf, es muß aus ſinngemäßen Er⸗ 
wägungen auch dem § 72 Abſ. 2 RJugWohlfG. gegenüber zur 
Geltung gebracht werden. 

(Baydb dh., Beſchl. v. 14. März 1927, Reg. III 24/27.) 

Mitgeteilt von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von JR. Dr. Friedrich Goldſchmit I, München. 
I. Materielles Recht. 

1. 88 41, 42, 360 Ziff. 11 StGB. 1. Zur Verhängung 
der in 88 41, 42 StGB. vorgeſchriebenen Maßregeln ge⸗ 
nügt es, wenn nach dem Inhalt der Schrift der äußere 
Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung gegeben iſt. 

2. Bei einer Antragſtellung nach 88 41, 42 StGB. iſt 
die etwaige Strafbarkeit des Inhaltes einer Schrift von 
Amts wegen nach allen rechtlichen Geſichtspunkten, die in 
Betracht kommen können, zu beurteilen. 

31 Bei Antragsdelikten ſchließt der Mangel des Straf- 
antrags auch das objektive Verfahren aus (RGSt. 11, 121; 
a. M. Leipz. Komm. 9 42 Anm. 6 a) 

„ 4. Die Verjährung der Straftat ſchließt das objektive 
Verfahren nicht aus. 

5. Grober Unfug, verübt durch Preßerzeugniſſe. 

Zu 1. In der Rechtslehre wird zwar mehrfach der Standpunkt 
vertreten, daß für ſolche Fälle auch die inneren Tatbeſtandsmerkmale 
der Straftat nachgewieſen fein müſſen (Leipzomm. z. StGB. 
3. Aufl. Anm. 6 zu 842). Das RG. hat jedoch in ſtänd. Rechtſpr. 
mit durchſchlagenden Gründen dieſe Auſicht abgelehnt (vgl. die im 
Leipzgomm. a. a. O. angef. Entſch.) und das BayObL®. iſt dem 
32720. (vgl. Urt. d. 2. StrS. v. 2. Okt. 1924, Repgfeg. II 

). 


Zu 4. Das Schöffch. hat die Vorfrage, ob die längſt eingetretene 
Verjährung der Übertretung der Einleitung und Durchführung des 
objektiven Verfahrens entgegenſteht, mit Recht verneint. Die An⸗ 
lichten hierüber ſind zwar geteilt (LeipzKomm. a. a. O. Anm. 6a). 
Es wäre jedoch durchaus gegen den Sinn und Zweck der in 88 41, 
42 StGB. getroffenen Regelung, wonach die Öffentlichkeit nicht durch 
ſtrafbare Preßerzeugniſſe beläſtigt und ihr weiterer Umlauf unmög⸗ 
lich gemacht werden ſoll, die Verjährung der Straftat als Hindernis 
gelten zu laſſen. Die Auffaſſung des Schöffch. entſpricht der Recht⸗ 
ſprechung des NG. (NGSE.11,119,; 14, 382; 30, 194; 44, 315) und 
der des Bay Ob. (Urt. RevReg. II 374/24). 

Zu 5. Das Schöffch. hält offenſichtlich für notwendig, daß die 
Tathandlung durch ihre äußere Erſcheinung unmittelbar ſinnfällig 
ſich als Gefährdung oder Störung der äußeren Ordnung zeigt. Wäre 
dieſe Auffaſſung richtig, ſo würde der Tatbeſtand des § 360 Ziff. 11 
SB durch Preßerzeugniſſe, vielleicht abgeſehen von Bildplakaten, 
Überhaupt nicht verwirklicht werden können, deun jedes gedruckte 

ort wirkt nicht durch ſeine körperliche äußere Erſcheinung, ſondern 
erſt dadurch, daß es vom Publikum geleſen wird. Die Forderung des 
Schöffch. findet im Geſetze auch keine Stütze; wie jede andere ſinn⸗ 
liche Einwirkung kann für den Tatbeſtand der Verübung groben Un⸗ 
gs auch jene genügen, die ſich durch die Veröffentlichung einer 
Schrift und die allmähliche Aufnahme ihres geiſtigen Inhalts voll⸗ 
steht (vgl. beſonders RGSE.19, 296). Ob der Umfang der Lektüre, 

e zur Erfaſſung des Inhalts der Schrift notwendig iſt, und damit 
der zeitliche Abſtand bis zum Erfolge größer oder kleiner iſt, kann 
Hier nicht von grundſätzlicher Bedeutung ſein. 

Mit Recht verlangt dagegen das Shöffß., daß die Erſchei⸗ 
nungen, in denen die Beläſtigung oder Beunruhigung der Allge⸗ 
meinheit und die Verletzung oder Gefährdung der äußeren Ordnung 
erblickt werden, in unmittelbarem, urjählihem Zuſammenhang mit 
der Tathandlung ſtehen, daß fie deshalb dei einer Druckſchrift un⸗ 

mittelbar durch Kenntnisnahme von ihrem Gedankeninhalte verurſacht 
Wee e erſt Folgeerſcheinungen einer anderen nächſten 

, Das Urt. ſucht darzulegen, daß eine ſolche durch die Schrift un⸗ 
but war bewirkte Beunruhigung des Publikums hier auch bei den 
on ihm als denkbar unterſtellten Folgen der Veröffentlichung nicht 
ansunehmen ſei; denn wenn eine Druckſchrift geeignet ſei, unkritiſche 
Huebner ihrer Gedankengänge in feindſelige Geſinnung gegen Ver⸗ 
N anderer Auffaſſungen zu verſetzen und ſo zu Gewalttätigkeiten 
ind ſonſtigen . des Rechtsfriedens zu führen, ſo handle es 
ich dabei immer bloß um mittelbare Auswirkungen und nicht um 
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die vom RGSt. 31, 192 geforderten unmittelbaren. Das Gericht will 
ſagen, daß die Verhetzung eines Bevölkerungsteiles zu feindfeliger 
und gewalttätiger Geſinnung für ſich allein, ſolange fie nämlich inne» 
res Erlebnis der verhetzten Perſonen bleibt, noch keine Beläſtigung 
und Beunruhigung der Allgemeinheit bedeute und daß, wenn ſie 
dann nach außen der Allgemeinheit erkennbar werde und auf ſolche 
Weiſe Beunruhigung entſtehe, dieſe nur mittelbar mit der Ver⸗ 
breitung der Druckſchrift zuſammenhänge. 

Mit dieſer an und für ſich zutreffenden Erwägung erſchöpft 
jedoch das Gericht im gegebenen Falle nur eine Seite der als benk- 
bar bezeichneten Einwirkungen der Schrift. Soweit dieſe darin be⸗ 
ſtehen, daß durch die Lektüre des Buches ſelbſt bei den angegriffe⸗ 
nen Angehörigen des Jeſuitenordens, der jüdiſchen Bevölkerung und, 
wie das Urt. ſichtlich annimmt, bei dem eine ſolche verwerfliche 
Hetze gegen Jeſuiten und Juden ablehnenden Großteil des Volkes 
Beunruhigung und Furcht vor wörtlichen und tätlichen Feindſelig⸗ 
keiten hervorgerufen werden kann, ſoweit dieſer Leſerkreis betroffen 
werden kann, liegt das urſächliche Verhältnis zwiſchen der Lektüre 
und der Wirkung offenbar anders. Dieſe Beläſtigung und Beun⸗ 
ruhigung der Allgemeinheit iſt keine Zweitfolge, die der verhetzenden 
Wirkung der Schrift auf andere im zeitlichen und urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhange nachgeht, ſondern fie entſteht unmittelbar bei der Lek⸗ 
türe der Schrift und durch ſie. Daß ſie mit dem verhetzenden Ein⸗ 
fluß der Lektüre auf die andere Seite rechnet und daran anknüpft, 
nimmt ihr dieſen Charakter der unmittelbaren Folge nicht. 

Es handelt ſich bei dieſem Teile der Wirkungen aber auch um 
eine Störung des äußeren Beſtandes der öffentl. Ordnung. Die Aus⸗ 
führungen des Schöff®. legen die Annahme nahe, daß es auch 
dieſen Rechtsbegriff nicht richtig erfaßt hat. Die Darlegung, daß „ein 
Anriff, der unmittelbar eine Störung oder Gefährdung des äußeren 
Beſtandes der öffentl. Ordnung zur Folge haben könnte, nicht nach⸗ 
gewieſen und nicht nachweisbar ſei“, läßt die Vermutung zu, daß 
das Gericht dieſes Tatbeſtandsmerkmal nur dann als gegeben ange⸗ 
nommen haben würde, wenn es wirklich zum Ausbruch von Feind⸗ 
ſeligkeiten und Gewalttätigkeiten gekommen wäre. Die äußere 
öffentl. Ordnung iſt die durch Geſetz und Geſellſchaftsſitte geregelte, 
auf gleicher gegenfeitiger Achtung und Duldung beruhende Form des 
äußeren Zuſammenlebens der Menſchen. Sie hat zur Vorausſetzung 
und verlangt, daß ſich jeder frei und unangefochten bewegen kann. 
Der Beſtand der äußeren öffentl. Ordnung iſt eh wenn ein Teil 
der Bevölkerung fürchten muß, im öffentl. Verkehr Gegenſtand wört⸗ 
licher oder tätlicher Feindſeligkeiten eines anderen Teiles zu wer⸗ 
den und dadurch in der Freiheit und Sicherheit feiner Bewegung in- 
der Öffentlichkeit beeinträchtigt iſt. a 

Hiernach würde, wenn die Ausführungen des angefochtenen Urt. 
über die „denkbaren“ Wirkungen der Veröffentlichung ſicher in dem 
Sinne aufgefaßt werden könnten, daß damit die Eignung der 
Schrift, ſolche Wirkungen herbeizuführen, feſtgeſtellt werden ſollte, 
der äußere Tatbeſtand einer Übertretung des groben Unfugs als er⸗ 
füllt angenommen und unter Aufhebung des Urt. die Unbrauchbar⸗ 
machung der Schrift ausgeſprochen werden müſſen. Bei der neuer⸗ 
lichen Würdigung des Falles iſt beſonders zu beachten, daß es ſich 
bei der Strafvorſchrift über groben Unfug um ein Gefährdungs⸗ 
delikt handelt, ſo daß es immer nur auf die Eignung der Schrift 
für die verpönten unmittelbaren Einwirkungen ankommt (vgl. 
Bayob ech. Samml. 6, 368; 20, 404), daß in dieſer Hinſicht auch 
der Zeitpunkt von Belang ſein wird, in dem die Schrift erſchienen 
iſt. Die Wirkung und Gefährdung kann möglicherweiſe in politiſch 
beſonders erregten Zeiten eine andere ſein als ſonſt. Es iſt nicht 
ausgeſchloſſen, auch den auffallend ſchreckhaft wirkenden Titel der 
Schrift, deren Verfaſſer bezeichnenderweiſe anonym geblieben iſt, 
deren Drucker entgegen der Vorſchrift des 8 6 Preßgef. feinen Namen 
nicht nannte, in Betracht zu ziehen. 

(Baydbech. StS. Urt. v. 5. Nov. 1926, FtevReg. I Nr. 536/26.) 


* 


2. 88 67, 68 StGB.; 88 3, 4 JGG. Zur Unter- 
brechung der Verjährung genügt jede Handlung eines 
Strafrichters, die ſich gegen den Täter richtet. Es iſt nicht 
erforderlich, daß der Strafrichter zur Verfolgung der frag⸗ 
lichen Tat zuſtändig iſt. Belanglos iſt es, daß die Tat 
urſprünglich nur als Anſtiftung verfolgt wurde, während 
ſchließlich angenommen wurde, daß der Angekl. inſoweit 
mittelbarer Täter ſei. Denn es handelt ſich ſtets um die 
gleiche Tat, nur in anderer rechtlicher Beleuchtung. 


Gemäß $ 4 IcGGG. kann ſtrafbare Anſtiftung vor⸗ 
liegen, trotzdem der Jugendliche gemäß § 2 JGG. nicht 
ſtrafbar ift, weil er das vierzehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, oder gemäß 8 3 ebenda, weil er zur Zeit 
der Tat nach ſeiner geiſtigen oder ſittlichen Entwicklung 
unfähig war, das Ungeſetzliche der Tat einzuſehen oder 
ſeinen Willen dieſer Einſicht gemäß zu beſtimmen. 

Es eutſpricht dies der Rſpr. des RG. ſchon zu den früheren ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen über die Beteiligung Erwachſener an den 
Straftaten Jugendlicher — 88 55, 56 StGB. —, nach der die Straf⸗ 
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freiheit des Jugendlichen dem mitbeteiligten Strafmündigen nicht zu⸗ 
gute kam. Der 8 4 JGG. ſchließt aber nicht aus, daß im einzelnen 
Falle Anſtiftung deshalb nicht vorliegt, weil der Jugendliche über⸗ 
haupt nicht als Täter im ſtrafrechtlichen Sinne in Betracht kommt, 
vielmehr als willenloſes Werkzeug der Perſon, die ihn zur Tat be⸗ 
ſtimmt hat, ſo daß dieſe als mittelbarer Täter zu erachten iſt. Dies 
iſt nicht nur dann der Fall, wenn der Strafunmündige ſich in einem 
Zuſtande des $ 51 StGB. befunden oder nicht mit dem notwendigen 
Vorſatze gehandelt hat, ſondern auch dann, wenn von einer eigenen 
freien Willensentſchließung desſelben, wie ihn die eigene Täter⸗ 
ſchaft vorausſetzt, nicht die Rede ſein kann, ſondern ſeine Handlung 
nur die unfreie Folge des vom Erwachſenen ausgeübten Einfluſſes 
darſtellt. Ob im einzelnen Falle Anſtiftung oder mittelbare Täterſchaft 
N hat der Tatrichter nach den beſonderen Umſtänden feftzu- 
tellen. 
(Baydb LG., Urt. v. 12. April 1927, Nevfteg. I Nr. 138/27.) 
* 


3. 5 74 StGB. Bei dem fortgeſetzten Delikt muß 
der Vorſatz des Täters auf die Begehung einer Straftat 
gerichtet ſein, die von vornherein als Einheit ins Auge 
gefaßt iſt und abſchnittweiſe durch eine Mehrheit von ein⸗ 
zelnen Handlungen ausgeführt werden ſoll, dergeſtalt, 
daß die Einzelhandlungen bloß noch als unſelbſtändige 
Ausführungsakte zwecks ſtoßweiſer Verwirklichung einer; 
einzigen Straftat als eines einheitlichen Geſamtunter⸗ 
nehmens erſcheinen, alſo jede der nachfolgenden Hand- 
lungen nur die Fortſetzung der vorausgehenden behufs 
teilweiſer Durchführung des einheitlichen Geſamtplans 
iſt (vgl. RGSt. 51, 171, 174, 228, 233; 55, 129, 185; JW. 1922, 
1020; 1923, 297). Die Frage, ob ein Ausgelieferter auch 
wegen anderer ſtrafbarer Handlungen verfolgt werden 
kann, als wegen der in der Auslieferungsbewilligung 
bezeichneten Straftaten, betrifft eine Prozeßvoraus⸗ 
ſetzung, die in jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen 
zu prüfen iſt (RGSt. 33, 271; 39, 136, 137; 45, 271, 277; 55, 
284, 285). Das gleiche gilt für die Frage der Zuläſſig⸗ 
keit der Strafverfolgung eines Ausgelieferten wegen der 
Straftat, wie ſich nach dem vom Inhalt der Ausliefe⸗ 
rungsbewilligung abweichenden Ergebnis der mündlichen 
Verhandlung darſtellt. 


Maßgebend iſt der Beſchl. der deutſchen Bundesverſammlung 
b. 26. Jan. 1854 (vgl. die bayer. Bek. dieſes Bundesbeſchl. v. 
24. März 1854, Reg Bl. 209; Bek. v. 28. Dez. 1908: JM BBl. 1909, 
2, 44; Bek. v. 6. Dez. 1920: IM Bl. 270; bayer. Dienſtvorſchriften 
für die StA. v. 13. Jan. 1926, 8 55 JM Bl. 1, 41, 60; allg. 
Verf. des preuß. Juſt Min. v. 8. Nov. 1920, preuß. IM Bl. 1920, 
606; RGSt. 43, 264; RG. in DSB. 1915, 167; Löwe⸗Roſen⸗ 
berg, 16. Aufl. Vorbem. 3b zum 13. Titel des GVG., S. 1086). 

Wie das RG. (RGSt. 43, 264; DEtZ. 1915, 167) ange⸗ 
nommen hat, hatte der Grundſatz der Spezialität nach Maßgabe des 
Beſchl. v. 26. Jan. 1854 im Verhältnis der deutſchen Staaten zu 
den Kronländern der öſterreichiſchen Monarchie keine Geltung. Die 
Aburteilung der ausgelieferten Perſon war hiernach grundſätzlich frei⸗ 
gegeben, wenn nur die ſtrafbare Handlung nach den Geſetzen des er⸗ 
ſuchten Staates als Verbrechen oder Vergehen anzuſehen war. Hier⸗ 
nach konnte der aus „ſterreich Ausgelieferte vor den deutſchen Ge⸗ 
richten auch wegen anderer ſtrafbarer Handlungen als der in der 
Auslieferungsbewilligung bezeichneten Straftaten verfolgt werden, ſo⸗ 
fern jene Handlungen nach den öſterreichiſchen Strafgeſetzen Ver⸗ 
brechen oder Vergehen darſtellten und ſofern nicht die Verfolgung jener 
Handlungen vor den deutſchen Gerichten durch einen Vorbehalt in der 
Auslieferungsbewilligung eingeſchränkt war. 

Dieſe Grundſätze gelten nach Anſicht des Sen. auch jetzt noch 
für den Auslieferungsverkehr zwiſchen dem Deutſchen Reich und der 
Republik Oſterreich (vgl. Bek. v. 6. Dez. 1920: IM Bl. 270; Allg. 
Verf. des preuß. JuſtMin. v. 8. Nov. 1920, preuß. IM Bl. 1920, 
606; Löwe⸗Roſenberg ea. a. O. S. 1087). 

Ferner darf nach dem Beſchl. der deutſchen Bundesverſammlung 
b. 26. Jan. 1854 der wegen eines Verbrechens oder Vergehens aus 
Oſterreich zur ſtrafrechtlichen Verfolgung durch die deutſchen Gerichte 
Ausgelieferte von dem deutſchen Gerichte in Anſehung der ſtrafbaren 
Handlung, derentwegen die Auslieferung bewilligt worden iſt, auch 
dann abgeurteilt werden, wenn nach dem Ergebnis der mündlichen 
Verhandlung dieſe Straftat ſich tatſachlich oder rechtlich anders dar⸗ 
ſtellt als nach dem Inhalt des der Auslieferungsbewilligung zugrunde 
gelegten Haftbefehls, vorausgeſetzt, daß die ſtrafbare Handlung ſo, 
wie ſie ſich nach dem Ergebnis der mündlichen Verhandlung dar⸗ 
ſtellt, nach den öſterreichiſchen Gef. ein Verbrechen oder Vergehen 
bildet (vgl. Lammaſch, Auslieferungspflicht und Aſylrecht S. 763 ff., 
insbeſ. S. 765/66; Löwe⸗Roſenberg a. a. O. S. 1087; RG. in 
Dt. 1915, 167; Urt. des erk. Sen. R. II 487/1926 v. 25. Nov. 
1926). 

Die Auslieferung des Augekl. iſt ohne Vorbehalt und ohne Be⸗ 
ſchränkung bewilligt worden. Seine in Urt. des AG. A. v. 29. Sept. 
1926 feſtgeſtellten ſtrafbaren Handlungen ſtellen nach 59 197, 198, 
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200 des öſterreichiſchen StGöeſ. v. 27. Mai 1852 i. Verb. mit dem 
in § 173 Satz 2 a. a. O. angeführten Grundſatz, der nach ſtändiger 
Rſpr. der öſterreichiſchen Gerichte nicht nur für Diebſtahl, ſondern 
auch für Betrug gilt, Verbrechen des Betrugs dar, weil der Geſamt⸗ 
ſchaden aller durch Betrug Geſchädigten die im Strafgeſetz beſtimmte 
Summe von 200 Kronen — an deren Stelle inzwiſchen ein Vetrag 
von 250 Schilling getreten iſt — überſteigt. Das gleiche gilt von den 
ſtrafbaren Handlungen des Angekl. zum Schaden des A. und des St. 
Ebenſo gilt das gleiche von den ſtrafbaren Handlungen des Angehl. 
zum Schaden des H. und des Schw.; auch wenn in dieſen beiden 
Fällen nur je ein Verbrechen des Verſuchs zum Verbrechen des Be⸗ 
trugs im Rückfall nach 88 43, 263, 264 StGB. in Betracht kommen 
ſollte, würden die Handlungen nach den angeführten Beſtimmungen 
und nach 8 8 des öſterreichiſchen Strafgeſetzes Verbrechen bilden. 
Gegen die Zuläſſigkeit der ſtrafrechtlichen Verfolgung des Angehl. 
wegen der ſämtlichen bezeichneten Handlungen können daher Bedenken 
daraus nicht abgeleitet werden, daß der Haftbefehl des AG. A. v. 
10. Juni 1926, der der Auslieferungsbewilligung zugrunde gelegt iſt, 
ſich auf die Fälle A., St., H. und Schw. nicht erſtrecken und mög⸗ 
licherweiſe nicht alle Einzelhandlungen umfaßt hat, die nach dem 
rechtskräftigen Schuldausſpruch des Urt. des AG. A. zuſammen ein 
fortgeſetztes Verbrechen des Betrugs im Rückfall darſtellen. 
BayObLG., StS., Urt. v. 3. Jan. 1927, RevReg. II Nr. 550/26.) 


* 

4. 5164 StGB. Die Anzeige (falſche Anſchuldigung) 
muß bei einer Behörde gemacht ſein. Die Anzeige bei 
einem der Behörde unterſtellten Organ genügt nicht 
(RGSt. 27, 51). Vollendet iſt das Vergehen des g 164 StGB., 
falls die Anzeige bei der Gendarmerie eingereicht wird, 
erſt dann, wenn ſie an eine Behörde weitergegeben und 
bei dieſer eingetroffen iſt. Die Mitteilung an die Be- 
hörde muß aber, um den Tatbeſtand des Vergehens zu 
erfüllen, mit dem Willen des Anzeigers geſchehen, von 
ſeinem Vorſatz getragen ſein. Wenn die Vorlage an die 
Behörde vom Angeklagten nicht gewollt iſt, liegt eine 
„Anzeige bei der Behörde“ i. S. § 164 StGB. überhaupt 
nicht vor. 

Nach den getroffenen Feſtſtellungen hat der Angeklagte 
nachher dem Gendarmeriebeamten, bei dem er die Anzeige 
erſtattet hatte, erklärt, daß er ſie zurücknnehme. Wenn dies ge⸗ 
ſchehen iſt, bevor die Gendarmerieſtation die Anzeige der Behörde 
vorgelegt hatte, fo iſt die Vorlage ohne den Willen des Angel. 
erfolgt, und ein Vergehen der falſchen Anſchuldigung liegt dann 
nicht vor (R.: Goltd Arch. 52, 246). 

(Bayobs, Urt. v. 12. April 1927, Repgteg. I Nr. 156/27.) 
* 


5. 52456 StS B. Bei der Unterſchlagung kann nach 
der überwiegend vertretenen Rechtsanſicht die Aneignung 
erſt erfolgen, nachdem der Täter den Gewahrſam der Sache 
erlangt hatte (RGSt. 19, 38; 42, 420 ff.; 58, 302). Es ges 
nügt auch zur Zueignung nicht der bloße Zueignungswille 
des Täters; der Zueignungswille muß vielmehr vom 
Täter erkennbar geäußert und betätigt worden fein (R®.: 
DStR. 1920, 250; DAL. 1926, 238). Dagegen beſteht die 
rechtswidrige Zueignung nicht notwendig in einer wider⸗ 
rechtlichen Verfügung über die Sache; fie kann auch in 
Willensäußerungen erblickt werden, die den Zueignungs⸗ 
willen genügend erkennen laſſen (RG: DStR. 1921, 56; 
ROSE. 55, 145, 146; 58, 230; Jur. 1927, Veil. Nr. 662). 

Der Angekl. Hat. feinen Willen, das von M. erhaltene Fahr⸗ 
geld ſich zuzueignen, dadurch ſinnfällig betätigt, daß er M. einen ſchon 
gebrauchten Fahrſchein übergab. Er hat dadurch deutlich zu erkennen 
gegeben, daß er das Geld nicht abliefern, ſondern für ſich behalten 
wolle. Hätte er es vorſchriftsmäßig abliefern wollen, dann hätte er 
M. einen ordnungsmäßig aus ſeinem Fahrſcheinblock eutnommenen 
Fahrſchein gegeben. Das NG. iſt in einem Fall, der ſich von dem 
vorliegenden nur dadurch unterſcheidet, daß es ſich um ein privates 
Transportunternehmen handelte, zu demſelben Ergebnis gelangt 
(RGSt. 19, 38 ff.). Die Zueignung hat der Angekl. auch betätigt, 
nachdem er den Gewahrſam an dem von der M. bezahlten Gelde er⸗ 
langt hatte. Denn er hat zuerſt das Geld eingenommen und erſt ſpäter 
den gebrauchten Fahrſchein abgegeben. 

(Bayobsch., Ste., Urt. v. 23. März 1927, Repgieg. II Nr. 74/27.) 


* 

6. 5 2844 StB. Zum Begriffe der Öffentlichfeit 
eines Glücksſpiels genügt es nicht, daß in einer öffent- 
lichen Wirtſchaft geſpielt wird und daß bei den Spielern 
der innere Wille beſteht, auch jeden anderen Gaſt an 
Spiele teilnehmen zu laſſen; es iſt vielmehr auch erfor- 
derlich, daß das Glücksſpiel ſich an die Offentlichkeit 
wendet. Dazu gehört, daß der Wille, die Beteiligung am 
Spiele einem nicht geſchloſſenen Perſonenkreis zugänglich 
zu machen, nach außen erkennbar in die Erſcheinung tritt. 

(Baydbech., StS., Urt. v. 9. Nov. 1926, Revgieg. I Nr. 573/26.) 
„ 
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7. 8286 StGB. Unter Lotterie iſt diejenige Art des 
Glücksſpiels zu verſtehen, bei der einer Mehrheit von Per⸗ 
ſonen die Möglichkeit eröffnet iſt, nach einem beſtimmten 
Plan gegen einen beſtimmten Einſatz ein vom Eintritteines 
zufälligen Ereigniſſes abhängiges Recht auf einen be- 
ſtimmten Geldgewinn zu erwerben. Ein verſteckter Ein⸗ 
latz, der in den für eine Ware geforderten Preis einkal⸗ 
kuliert iſt, genügt zum Tatbeſtand des § 286 StG B. (RGSt. 
34, 447; 55, 270; 59, 347; 60, 127; Bay Obs St. 10, 348; 
15, 98; Urt. d. erk. Sen. v. 22. März 1926, Reg. II 74/26). Daß 
diejenigen, die ſich an der Lotterie beteiligen, erkennen, 
daß die Erlangung des Gewinnes vom Zufall abhängt, 
iſt im Gegenſaß zu RGSt. 60, 385 nicht als Tatbeſtands⸗ 
merkmal aufzuſtellen. 

Die Aunahme, daß ein ſolcher verſteckter Einſatz, der in den 
geforderten Preis einkalkuliert ift, zum Tatbeſtand des 8 286 StGB. 
genügt, ſteht mit der ſtänd. Rechtſpr. des RG. und des BayobLG. 
im Einklang (R®Gt.34, 447; 55, 270 ff.; 59, 347; 60, 127; Bay⸗ 
Obe St. 10, 348; 15, 93; Urt. d. erk. Sen. v. 22. März 1926, 
R II 74/1926). 


Aus der Mehrheit der Wortbildungsmöglichkeiten ſchließt die 
StR, rechtlich zutreffend, daß der Gewinn, der an die vom Angekl. 
als richtig und maßgebend bezeichneten Löſungen geknüpft war, vom 
Zufall abhing. Wie fie feſtſtellt, hat der Angel. bei der Aufſtellung 
der Rätſel abſichtlich Silben gewählt, die nach Sprachgebrauch und 
nach richtigem, überlegtem Denken jeweils mit verſchiedenen anderen 
Silben zu verſchiedenen Wörtern vereinigt werden konnten, die ſämt⸗ 
lich den Angaben der Rätſel entſprachen, ſo daß mehrfache, an ſich 
richtige Löſungen möglich waren, ift ſich alſo bewußt geweſen, daß 
die Löſungen, die ein Anrecht auf Gewinn haben ſollten, vom Zu⸗ 
fall abhingen. 

Endlich geht die Sta. erkennbar davon aus, wenigſtens ein 
Teil der Leſer, an die ſich die Anzeigen richteten, habe erkannt, daß 
mehrere Löſungen der Rätſel möglich waren, daß alſo das Erraten 
der gewinnberechtigten Löſungen vom Zufall abhing und daß ſomit 
durch die Einſendung einer Löſung ein Spielvertrag zuſtande komme. 


Für den Tatbeſtand des § 286 StGB. iſt erforderlich, daß die 
Zufälligkeit der Gewinnausſicht demjenigen erkennbar iſt, der ſich 
an der Veranſtaltung beteiligen ſoll, hier alſo den Leſern der An⸗ 
zeigen. Hiervon geht auch RGSt. 60, 385 ff. aus. Wenn in dieſer 
Entſch. trotzdem im Verlaufe ſpäterer Ausführungen (a. a. O. S. 388) 
für die Verurteilung aus 8 286 Abſ. 1 SGB. die Feſtſtellung für 
erforderlich erachtet wird, daß die Einſender der Löſungen das Mit⸗ 
ſpielen eines Zufalles bei der Erlangung der Gewinne haben erkennen 

önnen, jo vermag dem der Sen. nicht zu folgen. Denn die Veranſtal⸗ 
3 der Lotterie iſt nach der feſtſtehenden Rſpr. d. NG. (LpzKomm. 
8. StGB. Bem. II zu 8286 und die dort angef. Entſch.), der ſich der 
Senat anſchließt, vollendet, ſobald der Spielplan aufgeſtellt und 
ben Spielluſtigen zugänglich gemacht, die Beteiligung am Spiel alſo 
ermöglicht iſt. Der tatſächliche Abſchluß von Spielverträgen — hier 
durch Einſendung von Löſungen — iſt nicht erforderlich. Wird, wie 
im gegebenen Falle, die Beteiligung an dem veranſtalteten Unter⸗ 
nehmen dem Publikum eröffnet, ſo muß es genügen, daß, dem Ver⸗ 
anſtalter bewußt, unbeſtimmt welche und wie viele, durch gemein⸗ 
ſchaftliche Beziehungen unter ſich nicht verbundene Perſonen aus dem 
Publikum, die die öffentl. Bekanntmachungen des Veranſtalters leſen, 
erkennen, daß die Erlangung des in Ausſicht geſtellten Gewinns 
ausſchließlich oder weſentlich von Zufall abhängt. Nicht aber ift er- 
forderlich, daß dies jene erkannt haben, die ſich tatſächlich an dem 
beranftalteten Unternehmen beteiligen. Im vorl. Falle war, dem 
Angekl. bewußt, der Abſchluß eines Spielvertrags allen jenen aus 
dem Publikum möglich, die, nachdem fie die Ausſchreiben des Angehl. 
geleſen und ſich mit der Löſung der Rätſel befaßt hatten, erkannten, 
daß die Möglichkeit des Erratens der vom Ungekl. als maßgebend 
erklärten und beim Notar hinterlegten Löſungen, und damit die Mög⸗ 
lichkeit des in Ausſicht geſtellten Gewinns, vom Zufall abhängig war. 

(Baydbech., StS., Urt. v. 24 Jan. 1927, RevReg. II Nr. 449/26.) 


Zu 8. Die Entſch. gibt in rechtlicher Hinſicht auch von dem 
Boden der beſtehenden ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe zu gewiſſen 
Bedenken Anlaß: Unbedenklich iſt allerdings, daß die Bezeichnung 
als „ſtaatlich geprüfter Dentiſt“ nicht als die Bezeichnung als „Arzt“ 
ne „Zahnarzt“ angeſehen werden kann, des weiteren iſt auch un⸗ 
denklich, daß die Angabe „in Baden ſtaatlich geprüft“ als die 
Beilegung eines Titels i. S. des 9 360 Nr. 8 StGB. angeſehen 
— — Rann. Wenn, das Gericht darauf hinweiſt, daß Dentiſten, 
1 lediglich die Zulaſſungsprüfung nach § 123 RBO. abgelegt 
5 en, ſich nicht als „ſtaatlich geprüfte Dentiſten“ oder ähulich be⸗ 
u dürfen, fo iſt dies zweifellos richtig. Dieſe Bezeichnung durch 
hi og Dentiſten, welcher nicht eine etwa beſtehende allgemeine ſtaat⸗ 
em er für Dentiften abgelegt hat, fondern eben nur die be⸗ 
"dere Prüfung gem. 8 123 RVO. fällt nicht nur unter 8 300 
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8. 8 360 Ziff. 8 StGB.; 98 29, 147 GewO. Die Be- 
zeichnung „Dentiſt“ enthält nicht die Beilegung eines 
arztähnlichen Titels und verſtößt deshalb für ſich allein 
nicht gegen die genannte Geſetzesbeſtimmung (vgl. Reger, 
E. 3, 148; 4, 119; 14, 115; BayObesGSt. 16, 27; Land⸗ 
mann-Rohmer, Gew., 7. Aufl., Bem. 152 g zu § 29). Die 
Bezeichnung „Dentiſt“ kann aber je nach den Umſtänden, 
insbeſondere durch verfängliche Zuſätze, die den Anſchein 
erwecken, als ſei derjenige, der die Bezeichnung führt, 
eine wiſſenſchaftlich gebildete und ſtaatlich anerkannte 
Medizinalperſon, die Eigenſchaft eines arztähnlichen 
Titels gewinnen (BayObL®6t. a. a. O.). Zur Führung 
eines in einem anderen Lande verliehenen Titels. 5) 

Das AG. hat die Frage, ob der Zuſatz „in Baden ftaatlich ge⸗ 
prüft“ zu der Bezeichnung als Dentiſt oder überhaupt der Hinweis 
auf die in Baden abgelegte Prüfung eine Irreführung i. ©. des 8 147 
Abſ. 1 Nr. 3 GewO. herbeizuführen geeignet ſei, ausdrücklich ver⸗ 
neint. Soweit das AG. mit dem Hinweis darauf, daß der Zuſatz 
den Tatſachen entſpreche und deshalb nicht die willkürliche Beilegung 
eines Titels bedeute, zum Ausdruck bringen wollte, daß deshalb in 
der Geſamtbezeichnung kein der Benennung als Zahnarzt ähnlicher 
Titel zu erblicken ſei, tritt in dieſer Auffaſſung eine Verkennung des 
Begriffs des arztähnlichen Titels nicht zutage. Denn wenn an⸗ 
zuerkennen iſt, daß die Bezeichnung „Dentiſt“ gleichbedeutend mit 
„Zahntechniker“ iſt und auch gemeinhin ſo verſtanden wird, ſo läßt 
der Zuſatz „ſtaatlich geprüft in Baden“ gerade zu dem Worte „Den⸗ 
tiſt“ für die Anſchauung keinen Raum, daß es ſich um eine Prüfung 
für den ärztlichen Beruf handeln könne, ſondern bringt nicht miße 
verſtändlich zum Ausdruck, daß der die Geſamtbezeichnung Ge⸗ 
brauchende eine Prüfung für den Beruf als Dentiſt (Zahntechniker) 
abgelegt habe. 

Daß ſich die Bezeichnung „Dentiſt“ als Bezeichnung für Zahn⸗ 
behandelnde, die nicht Arzte ſind, im Verkehr eingebürgert hat, fin⸗ 
det übrigens feinen beſonderen Ausdruck darin, daß die badiſche VO. 
v. 29. März 1920/9. Juni 1921, betr. die ſtaatliche Prüfung von 
Dentiſten, und die dieſe VD. neu faſſende VO. v. 15. Jan. 1925, 
wodurch in Baden das Prüfungsweſen für die Zahntechniker ge⸗ 
regelt wurde, ausſchließlich das Wort „Dentiſt“ (nirgends das Wort 
„Zahntechniker“) gebrauchen und daß dementſprechend — wie ſchon 
in 8 15 der VO. v. 29. März 1920 — in 8 17 Abſ. 4 der VO. 
v. 15. Jan. 1925 die auf Grund der abgelegten Prüfung und nach 
Erfüllung weiterer Erforderniſſe zugelaſſene Bezeichnung „in Baden 
ſtaatlich geprüfter Dentiſt“ lautet. 

Die Verneinung einer Verfehlung des AngeRl. gegen 8 147 
Abſ. 1 Nr. 3 Gew. iſt ſohin rechtlich nicht zu beanſtanden. 

Das AG. hat jedoch die Frage, ob ſich der Angekl. durch die 
von ihm in Bayern gebrauchte Bezeichnung „in Baden ſtaatlich ge⸗ 
prüfter Dentift“ einer ſtrafbaren Verfehlung ſchuldig gemacht hat, nicht 
erſchöpfend, nämlich nicht ausreichend unter dem Geſichtspunkte des 
§ 360 Nr. 8 StGB. verfügt. 

Zu den Titeln i. S. dieſer Vorſchrift gehören auch die Berufs⸗ 
titel privater Perſonen, ſoweit ſie nicht bloß die allgemeine Be⸗ 
zeichnung für einen frei wählbaren Beruf darſtellen, ſondern auf 
einem ſtaatlichen Verleihungsakte beruhen oder nur nach Erfüllung 
gewiſſer öffentlich⸗rechtlicher geregelter Vorausſetzungen geführt wer⸗ 
den dürfen, weil die Erfüllung jener Vorausſetzungen dem den Be⸗ 
ruf Ausübenden beſtimmte öffentlich⸗rechtliche Befugniſſe gewährt (vgl. 
Opz Komm. z. StchB., 3. Aufl. Bem. VIII, 7; Frank, 16. Aufl., 
Bem. VIII, 2a zu 8 360 StGB.; KG.: Goltd Arch. 48, 314), 

Die Verleihung von Berufstiteln iſt nach Art. 109 Abſ. 4 Verf. 
$ 15 Abſ. 3 bay. Verf. zuläſſig. 

Berufstitel i. ©. des 8 360 Nr. 8 StGB. find auch die Be⸗ 
zeichnungen, deren Führung die deutſchen Länder, inſonderheit 
Bayern und Baden, auf Grund der von ihnen eingeführten Prüfungen 
für Zahntechniker nach beſtandener Prüfung zulaſſen. Die Bezeichnung 
„in Baden ſtaatlich geprüfter Dentiſt“ iſt ein Titel i. S. des 8 360 
Nr. 8 StGB. 

In Bayern iſt eine Prüfung für Zahntechniker nicht allgemein, 
ſondern nur zum Zwecke der Zulaſſung zur Kaſſenpraxis gem. § 123 


Ziff. 8 StchB., ſondern auch unter 8 3 und 4 Unl WG. (vgl. OLG. 
Dresden: Mu W. 1926, 119—120). Allgemeine Prüfungsordnungen 
jür Dentiſten haben bisher nur wenige Länder in Deutſchland er⸗ 
laſſen, wahrend die Prüfung als Vorausſetzung der Zulaſſung nach 
8 123 RVO. in den meiſten Ländern geregelt iſt. Wenn nun das Bay⸗ 
Ob G. betont, daß die Berufsbezeichnung, welche in einem Land 
erworben ſei, in einem anderen Lande inſolange nicht gebraucht wer⸗ 
den dürfe, als letzteres Land dieſelbe nicht kraft eigenen Hoheits⸗ 
rechts zulaſſe, ſo dürfte hiergegen doch geltend zu machen ſein, daß 
von der unbefugten Beilegung eines Titels bzw. eines Berufs⸗ 
titels dann doch nicht geſprochen werden kann, wenn das Land, in 
welchem dieſer Berufstitel erworben wurde — im vorliegenden Falle 
alſo Baden —, in einer jeden Zweifel verhütenden Weiſe gleichzeitig 
angegeben iſt. Man kann auch ſchwerlich behaupten, daß eine Ver⸗ 
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KBD. vorgeſehen (Bek. der Staatsmin. für Soziale Fürſorge, des 
Inn. und der Fin. zum Vollzug der 88 122, 123 RVO. v. 20. April 
1923, GVBl. 154; AusfBeſt. hierzu der Staatsmin. für Soziale 
Fürſorge und des Inn. v. 20. April 1923, GVBl. 157). Nach 8 1 
jener Bek. wird als Zahntechniker i. S. der RVO. auf Antrag eines 
Verſicherungsträgers vom Verſicherungsamt anerkannt, wer (abye- 
ſehen von ſonſtigen Erforderniſſen) nach Maßgabe der Prüfungs⸗ 
beſtimmungen mit Erfolg geprüft worden iſt und den hierüber aus⸗ 
geſtellten Ausweis beſitzt. Die Prüfung iſt regelmäßig in Bayern ab⸗ 
zulegen; auf Grund des 8 1 Abſ. 2 a. a. O. iſt aber durch die Bek. 
des Min. für Soziale Fürſorge v. 25. Sept. 1923, GVBl. 342, 
und v. 19. Febr. 1926, GVBl. 228 u. a. auch die in Baden abge⸗ 
legte Prüfung unter beſtimmten Vorausſetzungen anerkannt. Nach 8 5 
der Bek. v. 20. April 1923 in der Faſſung der Bek. v. 5. Aug. 
1924, GVBl. 1924, 194, berechtigt das Beſtehen der Prüfung und 
der Beſitz des Prüfungsausweiſes, der nach § 15 der Ausf Beſt. vom 
Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes zu unterzeichnen und mit dem 
Stempel der Regierung (Kammer des Innern) des Prüfungsortes zu 
verſehen iſt, den Zahntechniker, ſich als „Zahntechniker, ſtaatlich ge⸗ 
prüft für die Kaſſenpraxis“ zu bezeichnen; dies gilt auch für Zahn⸗ 
techniker, die in einem anderen Lande Deutſchlands (oder in früher 
zu Deutſchland gehörigen Gebieten) eine für das bah. Staatsgebiet 
anerkannte Prüfung abgelegt haben, wenn ſie in Bayern Kaſſen⸗ 
praxis ausüben. Nach § 7 der Bek. v. 20. April 1923 wird unter 
beſtimmten Vorausſetzungen der Ausweis über die in Bayern be⸗ 
ſtandene Prüfung vom Staatsminiſterium für Soziale Fürſorge für 
ungültig erklärt und zurückgenommen; dies gilt auch für Ausweiſe, 
die nach in anderen Ländern abgelegten und für Bayern anerkannten 
Prüfungen ausgeſtellt wurden, ſoweit es ſich um ihre Geltung im 
bay. Staatsgebiete handelt. 

Es iſt daher auch die Bezeichnung „Zahntechniker, ſtaatlich ge⸗ 
prüft für die Kaſſenpraxis“ ein Titel i. S. des § 360 Nr. 8 StB. 

Einen Titel nimmt an, wer ſich desſelben im bürgerlichen Leben, 
namentlich in Ausübung ſeines Berufes, bedient und ſich ſo den An⸗ 
ſchein gibt, zur Führung des Titels berechtigt zu fein (OLG. Mün⸗ 
chen, St. 8, 437, 439; Frank a. a. O., Bem. VIII, 2c zu 8 360 
StGB.). 

Hiernach iſt zu prüfen, ob der Zahntechniker, der in Bayern 
die Zahnpraxis und die Krankenkaſſenpraxis ausübt, ſich dabei, ſo⸗ 
fern er die Prüfung als Zahntechniker in einem anderen deutſchen 
Lande beſtanden hat, derjenigen Berufsbezeichnung bedienen darf, die 
in dieſem Lande auf Grund der Prüfung zugelaſſen iſt, oder ob er, 
wenn er überhaupt auf die beſtandene Prüfung verweiſen will, ſich 
ausſchließlich der in Bayern nach den oben angeführten Vorſchriften 
zugelaſſenen Bezeichnung bedienen muß. 

Die Frage iſt im letzteren Sinne zu entſcheiden. 

Soweit der Berufstitel einer Privatperſon als ein Titel i. S. 
des § 360 Nr. 8 StGB. nicht auf Grund des Reichsrechts, ſondern 
unmittelbar auf Grund Landesſtaatsrechts von einem deulſchen Lande 
verliehen oder amtlich zugelaſſen wird, ergibt ſich aus allgemeinen 
ſtaatsrechtlichen Grundſätzen, daß die Verleihung oder Zulaſſung an 
ſich nur innerhalb des Hoheitsgebietes des betreffenden Landes wirk⸗ 
ſam iſt. Der Berufstitel kann als ſolcher nur für die Ausübung des 
betreffenden Berufes in dem Lande geführt werden, das ihn verliehen 
oder amtlich zugelaſſen hat. Das ſchließt nicht aus, ſich auch in an⸗ 
deren deukſchen Ländern auf die Tatſache der erfolgreichen Ablegung 
einer Prüfung in einem beſtimmten deutſchen Lande zu berufen, von 
deren Beſtehen nach den geſetzlichen Vorſchriften dieſes Landes die 
Führung eines verliehenen oder amtlich zugelaſſenen Titels abhängig 
iſt. Aber als Berufsbezeichnung iſt die in einem deutſchen Lande amt⸗ 


letzung der Hoheitsrechte desjenigen Landes, in welchem die in einem 
anderen Lande erworbenen Berufstitelbezeichnung gebraucht wird, je⸗ 
doch eben mit deutlichem Hinweis auf dieſes andere Land, gegeben iſt. 
Auch der Umſtand, daß die in Bayern nach der RVO. zugelaſſenen 
Dentiſten lediglich die Berufsbezeichnung nur mit Beſchränkung auf 
Bayern und auf die Kaſſenpraxis führen dürfen, beweiſt nichts für 
die Richtigkeit der Entſcheidung inſoweit. Man hat bisher in bezug 
auf die Führung von im Ausland erworbenen Titeln und Berufs⸗ 
titeln regelmäßig den Standpunkt vertreten, daß dieſelbe im Inland 
ſtrafrechtlich verfolgt werden kann, ſei es auf Grund von 8 360 
Ziff. 8 StGB., ſei es auf Grund von 8 4 Unl WG., wenn nicht in 
deutlicher Weiſe auf den Erwerb im Aus land hin⸗ 
gewieſen wird, ſo daß das Publikum ohne weiteres erkennt, daß es 
ſich nur um im Ausland erworbene Berufstitel han⸗ 
dele; beſtehen Zweifel in dieſer Beziehung, was auch dann der Fall 
iſt, wenn das Publikum mit dem auf den Erwerb im Ausland hin⸗ 
weiſenden Satze die Vorſtellungen der im Deutſchen Reich beſtehenden 
Einrichtung verbindet, ſo iſt dagegen die Strafbarkeit vorhanden 
(GewRSch.u.UrhR. 1911, 149; Mu W. 1925, 156). Der Stand⸗ 
punkt des BayobsG. würde alſo dazu führen, daß der Hinweis auf 
die in einem anderen Lande Deutſchlands abgelegte Prüfung nicht 
die gleiche Bedeutung hätte, wie auf die in einem ausländiſchen Staate 
abgelegte, deren Vorausſetzungen in der Hauptſache Diefelben wären, 


lich zugelaſſene Bezeichnung bei der Ausübung des Berufs in einem 
anderen Lande ſo lange nicht zuläſſig, als nicht dieſes Land jene Be⸗ 
rufsbezeichnung kraft eigenen Hoheitsrechtes auch für fein Gebiet 
zuläßt. 5 

Dies iſt auch für die hier in Betracht kommenden Berufs⸗ 
bezeichnungen in Bayern durch die zuſtändigen Stellen in 8 5 Abſ. II 
der Bek. v. 20. April 1923/5. Aug. 1924 noch beſonders zum Aus⸗ 
druck gebracht worden. Aus dieſer Vorſchrift ergibt ſich, daß auch ein 
Zahntechniker, der die Prüfung nicht in Bayern, ſondern in einem 
anderen Lande, deſſen Prüfung für das bay. Staatsgebiet anerkannt 
iſt, abgelegt hat — wenn er in Bayern Kaſſenpraxis ausübt —, be⸗ 
rechtigt, aber auch, ſofern er ſich auf die von ihm abgelegte Prüfung 
durch Gebrauch einer amtlichen Berufsbezeichnung berufen will, ver⸗ 
pflichtet iſt, nur die für Bayern amtlich zugelaſſene und feſtgeſetzte Be⸗ 
zeichnung als Berufsbezeichnis zu führen. Hierauf iſt, was die von 
Zahntechnikern in Baden abgelegten Prüfungen anlangt, in der Bek. 
v. 19. Febr. 1926 hingewieſen worden. 

In Bayern hat die ſtaatlich zugelaſſene Berufsbezeichnung für 
geprüfte Zahntechniker nur Bezug auf die Ausübung der Kaſſen⸗ 
praxis, weil auch die Prüfung nur die Anerkennung als Zahn⸗ 
techniker i. S. RVO. ermöglichen ſoll. Die zugelaſſene Bezeichnung 
bezweckt nur, eine der Vorausſetzungen der Zulaſſung des geprüften 
Zahntechnikers zur Kaſſenpraxis zum Ausdruck zu bringen. Darüber 
hinaus iſt in Bayern eine Kennzeichnung der ſtaatlich geprüften Zahn⸗ 
techniker gegenüber den nichtgeprüften Zahntechnikern durch amtliche 
Zulaſſung eines Sondertitels nicht erfolgt und nicht gewollt. Um {u 
mehr widerſpricht es dem in Bayern geſchaffenen Rechtszuſtand, wo⸗ 
nach die in Bayern geprüften Zahntechniker nur die in 8 5 Abſ. 1 
der Bek. v. 20. April 1923/5. Aug. 1924 beſtimmte Bezeichnung 
führen dürfen, wenn ein in Bayern die Praxis ausübender Zahn⸗ 
techniker, der eine für Bayern anerkannte Prüfung in einem anderen 
deutſchen Lande abgelegt hat, eine Berufsbezeichnung als ſolche ar» 
nimmt und in Ausübung ſeines Berufs führt, die ohne jeden Bezug 
auf Kaſſenpraxis einen durch ſtaatliche Prüfung erlangten beſonderen 
Befähigungsnachweis zum Ausdruck bringt. Wann im Einzelfall eine 
Bezeichnung als Berufsbezeichnung, ſohin als Titel i. S. des 8 360 
Nr. 8 StchB., gebraucht wird und wann es ſich bloß um die Be⸗ 
hauptung der Tatſache der Ablegung einer Prufung in einem an⸗ 
deren Lande handelt, iſt Sache tatſächlicher Feſtſtellung. 

Der innere Tatbeſtand einer Übertretung nach 8 360 Nr. 8 
StGB. verlangt Vorſatz; erforderlich iſt alſo das Bewußtſein des 
Täters, daß er zu der Führung des Titels, der Berufsbezeichnung, 
nicht berechtigt ſei (BayObLGSt. 7, 323; Lpz Komm. z. StöhB., 
3. Aufl. Anm. VIII, 15 zu 8 360). 

(Bay ob., StS., Urt. v. 25. Okt. 1926, RevReg. II Nr. 275/26.) 


9. 8 367, Ziff. 8 StB. Die Rechtſprechung hat ſich, 
ausgehend von der Begründung z. Geſ. v. 26. Febr. 1876 
(RH Bl. 25), worin ausgeführt ift, daß „mit dem Schießen 
das Abbrennen von Feuerwerken und Feuerwerkskörpern 
in betreff der Gefährlichkeit und der Beläſtigung des 
Publikums auf gleicher Linie ſtehe“ (RTVerh., 2. Leg⸗Per. 
3. Seſſion 1875/76 Anl. Bd. 3 S. 179), auf den Standpunkt 
geſtellt, daß 8 367 Nr. 8 StGB. auch vor bloßen Gefähr- 
dungen (RGSt. 9, 124/128; 55, 252; R.: Goltd Arch. 53, 
439; Bay Ob G St. 5, 302) und Beläſtigungen ſchützen will 
(ASt. 55, 252; OLG. Braunſchweig: Goltd Arch. 43, 63; 
Bay Ob St. 2, 384; 4, 381). 

Der Sen. trägt kein Bedenken, dieſer auch im Schrifttum ge⸗ 
teilten Anſicht ((. L pz Komm., 3. Aufl., 8 367 Anm. VIII, 1; 


wie im Deutſchen Reich. Jedenfalls kann nicht angenommen werden, 
daß der nicht juriſtiſch gebildete Dentiſt das Bewußtſein gehabt habe, zu 
dem Gebrauch der in Baden erworbenen Bezeichnung in Bayern nicht 
befugt zu ſein. Von dem Standpunkt der Sozialfürſorge läßt ſich 
wohl auch darauf hinweiſen, daß Dentiſten, welche in Baden die dort 
vorgeſchriebene Prüfung mit Erfolg abgelegt haben, für das heil⸗ 
bedürftige Publikum doch eine höhere Garantie bieten, wie die⸗ 
jenigen, welche lediglich auf Grund des 8 123 RVO. zu der Kranken⸗ 
kaſſenbehandlung zugelaſſen find. Vom OLG. Dresden iſt mit Recht 
darauf hingewieſen worden, daß die Prüfung für die Zulaſſung nach 
§ 123 RVO. keinerlei Bürgſchaft dafür biete, daß der Betreffende 
das Gebiet der Zahnheilkunde reſtlos beherrſche, weil einzelne Teile 
der dentiſtiſchen Berufsausübung gar nicht und die Hilfswiſſen⸗ 
ſchaften nur ſehr unbedeutend Berückſichtigung finden. Dieſe Er⸗ 
wägung wird allerdings, wenn man 8 360 Ziff. 8 rein formaliſtiſch 
auslegt, als nicht genügend erachtet werden, um zu einem gegen⸗ 
teiligen Ergebnis zu kommen. 

Praktiſch dürfte aus dem Urteil die Folgerung 
ſich ergeben, daß eine einheitliche Regelung der Prü⸗ 
fungsfrage und Anerkennung der Dentiſten von 
Neichs wegen durchaus notwendig iſt. 

IR. Dr. Fuld, Mainz. 
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Frank, 17. Aufl., Anm. VIII zu 8 367; v. Olshauſen, 
10. Aufl., Aum. b zu § 367 Nr. 8) beizutreten. Das Urt. geht erkenn⸗ 
bar davon aus, daß die auf der Straße verkehrenden und die in den 
erwähnten Gebäuden wohnenden Perſonen durch die beiden Schüſſe 
beläſtigt werden konnten. Damit iſt der Tatbeſtand des $ 367 Nr. 8 
StGB., der Schießen an bewohnten oder an von Menſchen beſuchten 
Orten fordert, ausreichend feſtgeſtellt. Ob an dieſen Orten zur Zeit 
des Schießens wirklich Menſchen anweſend waren, iſt für die An⸗ 
wendung des Gef. gleichgültig (vgl. pz Komm. a. a. O., Anm. 
VIII, 3; RGSt. 55, 252). Ebenſo iſt es ⸗feſtſtehende Rſpr. (RG.: 
Goltd Arch. 53, 439; BayobschSt. 5, 302, 307), daß ſcharfes 
ba zur Erfüllung des geſetzlichen Tatbeſtands nicht erforder⸗ 
ich iſt. 

(BayObLG, StS., Urt. v. 9. Mai 1927, RepReg. II Nr. 114/27.) 

* 


10. 8367 Nr. 3 StG B.; Art: 72a BayPol StGB. Für 
eine öffentliche Anpreiſung, eine Tätigkeit, die gegen⸗ 
über einer Mehrheit unbeſtimmt welcher und wie vieler 
Perſonen verwirklicht wird, iſt es rechtlich belanglos, ob 
die Kundgebung des Täters gleichzeitig an eine Mehrheit 
von Perſonen gerichtet iſt, die einen durch gemeinſchaft⸗ 
liche Beziehungen verbundenen und nach außen hin ge⸗ 
ſchloſſenen Kreis nicht darſtellen, ſodaß die Anpreiſung 
auf einmal der Wahrnehmung einer Mehrheit beliebiger 
Perſonen zugänglich gemacht wird. 

Es genügt für eine ſolche Tätigkeit, wenn die Anpreiſung 
planmäßig nach und nach, in verſchiedenen Zeitpunkten, zur 
Wahrnehmung beliebiger und beliebig vieler Perſonen gebracht 
wird, ſo daß die Zahl der Perſonen, denen der Täter ſeine Kund⸗ 
gebung zugänglich machen will, unbeſtimmt, nicht nach außen hin 
geſchloſſen iſt. Im gegebenen Fall iſt es für die Annahme einer 
öffentlichen Anpreiſung ausreichend, wenn die Angekl. nach ihrem 
äußeren Verhalten erkennbar darauf ausgegangen ſind, an beliebige 
und an beliebig viele Inwohner der von ihnen für die Verbreitung 
der Zettel ins Auge gefaßten Ortſchaften die fraglichen Zettel zu 
verteilen. Es iſt in dieſem Fall ohne Bedeutung, daß ſie die Zettel 
nach und nach, zu verſchiedenen Zeiten, jedesmal einer anderen 
Perſon übergeben und daß ſie die Verteilung der Zettel nicht an 
Orten vorgenommen haben, die dem Publikum zugänglich waren. 

(BayobsG., StS., Urt. v. 24. Febr. 1927, Revgreg. II Nr. 20/7.) 


11. 88 10, 13, 35 JGG.; 88 28, 29 bay. Bek. über Be⸗ 
gnadigung uſw. v. 5. März 1922/14. Juni 1924. Wird einem 
Verurteilten Strafausſezung gewährt und begeht er nach 
Vollendung des 18. Lebensjahres, aber noch während des 
Laufs der Probezeit, eine neue ſtrafbare Handlung, wegen 

er er zu einer Freiheitsſtrafe verurteilt wird, ſo muß 

gleichzeitig und einheitlich über die Ausſetzung oder die 
Vollſtreckung beider Strafen in der Formel oder in den 
Gründen des Urteils ausdrücklich entſchieden werden. 


Die Entſch. über den Wegfall der früheren Strafausſetzung 
ohne gleichzeitige Anordnung der Vollſtreckung der zweiten Strafe 
iſt unzuläſſig — Ein Beſchluß des Gerichts nach den bay. Be⸗ 
gnadigungsvorſchriften durfte nicht ergehen, weil das JGG. An⸗ 
wendung findet und die auf dem Begnadigungsrechte beruhende 
Entſch. über Bewährungsfriſten in Fällen, in denen das Gericht 
nach dem JGG. die Strafvollſtreckung ausſetzen kann, durch die 
bay. Bekanntmachung v. 7. Mai 1923 zum Vollzug des JGG. im 
Abſchn. zu § 10 ausſchließlich dem Juſtizminiſterium vorbehalten iſt. 

Die rechtzeitig eingelegte ſofortige Beſchwerde des Angekl. iſt 
daher nach 8 35 Abſ. 2 JG. zuläſſig. Dabei iſt es unerheblich, 
daß die Entſch. über die Strafausſetzung durch geſonderten Ber 
ſchluß ftatt im Urt. erfolgt iſt und daß die St. irrigerweiſe den 
>29 der BegnadVorſchr. anſtatt § 13 Abſ. 1 und 2 JG. ange⸗ 
wendet hat; denn die Form der Entſch. iſt unweſentlich und die 
bedingte Strafausſetzung des JGG. fachlich nach den gleichen Grund⸗ 
atzen wie die bedingte Begnadigung zu beurteilen. 

Schon wegen des Verſtoßes gegen § 13 Abſ. 2 JG. iſt der 
Beſchluß der St. aufzuheben. Aber auch fachlich, iſt die Entſch. 
der Stͥ. nicht zu billigen. Die neue Verfehlung des Angekl., die 
zur Verhängung der zweiten Strafe geführt hat, iſt unbedeutend 
und auf eine augenblickliche Erregung zurückzuführen. Es iſt an⸗ 
gezeigt, die Fortdauer der früheren Strafausſetzung anzuordnen 
und zugleich für die neue Strafe Ausſetzung zu bewilligen. Für 
die Bemeſſung der neuen Probezeit und für die gleichheitliche Ver⸗ 
Abberung der früheren Probezeit find die Vorſchriften des 8 12 

bſ. 1 und des $ 13 Abſ. 3 JGG. maßgebend. 
di Das Beſchwerdegericht iſt in der Lage, an Stelle der GLR. 
Ses richtige Entſch. zu treffen (§ 309 Abf. 2 EPD.). Denn die 
AR. hat auf Grund der Hauptverhandlung als erk. Gericht im 
kanmittelbaren Anſchluß an die Urteilsverkündung den. Veſchluß er- 
aſſen, wozu fie nach $ 13 Abſ. 1 JGG. zuſtändig war. Die Sach⸗ 
“ge iſt jo anzuſehen, als wenn die Sta., ben geſetzlichen Vorſchrif⸗ 
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ten entſprechend, im Urt. über die Ausſetzung oder die Voll⸗ 
ſtreckung beider Strafen entichieden hätte. Es handelt ſich alſo 
nicht um eine nachträgliche (im Vollſtreckungsverfahren erfolgte) 
Entſch. der GR. i. S. des § 13 Abſ. 4 Fg.; daher iſt die be⸗ 
ſtrittene Frage nicht zu unterſcheiden, ob die StR. zu einer ſolchen 
nachträglichen Entſch. zuſtändig geweſen wäre und ob, wenn es 
ſich um eine ſolche handeln würde, nach Aufhebung des angefoch⸗ 
tenen Beſchluſſes die neue Sachentſcheidung zu erfolgen hätte (vgl. 
Franke, IG. Bem. I B zu 8 13). 

(Baydd LG., StS., Beſchl. v. 4. April 1927, BeſchwReg. II Nr. 111/27.) 

%* 


12. 8 21 Kraft FahrzG.; 822 Satz 1 Verkd.: Die Ver⸗ 
urteilung aus $ 22 Satz 1 Verk. mit 8 21 Kraft FahrzG. 
ſetzt voraus, daß zunächſt klargeſtellt wird, daß der ber 
fahrene Weg kein Fahrweg iſt. Der Begriff „Fahrweg“ 
läßt ſich nicht aus der Vorſchrift der VerkO. entnehmen. 
Er iſt nach rechtlichen Geſichtspunkten zu gewinnen, die 
ſich aus anderen Rechtsgebieten, insbeſondere aus dem 
öffentlichen Wegerecht, ergeben. Hierbei ſpielt, ſoweit es 
ſich um Gemeindewege handelt, die Beſtimmung oder 
Widmung der Gemeinde als der verfügungsberechtigten 
Inhaberin und Verwalterin des Weges die ausſchlag⸗ 
gebende Rolle. § 21 KraftFahrzG. und 8 22 Verk. er⸗ 
fordern nicht das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit. 

(Baydbsch., StS., Urt. v. 11. Jan. 1927, RevReg. I 544/26.) 
* 


13. 8 21 KraftfahrzGeſ.; 8 17 Abſ. 3 VerlBO. Be⸗ 
griff des ſtark wirkenden elektriſchen Scheinwerfers. Be⸗ 
urteilung der Wirkung eines ſolchen Scheinwerfers. Die 
Tatſache, daß der Scheinwerfer von einer zuverläſſigen 
Firma geliefert und bei der polizeilichen Prüfung des 
Fahrzeugs nicht beanſtandet wurde, genügt nicht allein 
zur Ausſchließung der Schuld des Angeklagten. 


Nach 84 Abſ. 1 Nr. 5 der VerkNO. dürfen übermäßig ftark 
wirkende Scheinwerfer nicht verwendet und nach $17 Abſ. 3 
VerkVo. müſſen ſtark wirkende Scheinwerfer innerhalb beleuchteter 
Ortsteile, ausgenommen bei ſtarkem Nebel, und in beſtimmten 
anderen, hier nicht in Betracht kommenden Fällen, abgeblendet 
werden. Nach 817 Abſ. 3 VerkVo. beſtimmt der Reichsverkehrs⸗ 
miniſter, welche Scheinwerfer als übermäßig ſtark und welche als 
ſtark wirkend gelten und in welchem Grade ſtark wirkende Schein⸗ 
werfer in den vorgeſchriebenen Fällen abgeblendet werden müſſen. 
Der Reichsverkehrsminiſter hat dieſe Beſtimmung unter Auf 
hebung der Bek. über Kraftfahrzeugſcheinwerfer v. 29. Aug. 1923 
durch die als Anl. 4 zu der Bek. über Kraftfahrzeugverkehr v. 
5. Dez. 1925 RMinBl. 1925, 1387) erlaſſene „Anweiſung für die 
Beurteilung der Wirkung von Scheinwerfern“ getroffen. Nach 
Ziff. II dieſer Anweiſung gelten als ſtark wirkend: 

a) Azetylenſcheinwerfer unter gewiſſen Vorausſetzungen, 

b) elektriſche Scheinwerfer mit Glühlampen von mehr als 
10 bis einſchließlich 20 Watt, wenn die Lichtkegelmitte die Fahr⸗ 
bahn in einer Entfernung von mehr als 30 m vor dem Fahrzeug 
trifft, ſofern die Lichtſtärke nicht auf / oder weniger herab⸗ 
geſetzt iſt, 

e) elcktrifche Scheinwerfer mit Glühlampen von mehr als 
20 bis einſchließlich 35 Watt, wenn außer ſonſtigen Voraus⸗ 
ſetzungen die Lichtkegelmitte die Fahrbahn in einer Entfernung von 
1. mehr als 15 m, aber innerhalb 60 m vor dem Fahrzeug trifft, 
ſofern die Lichtſtärke nicht auf ¼ oder weniger herabgeſetzt iſt, 
2. mehr als 60 m vor dem Fahrzeug trifft, ſofern die lache 
nicht auf ¼ oder weniger herabgeſetzt iſt. 

Aus dieſen Vorſchriften ergibt ſich, daß es für die Veurtei⸗ 
lung des vorliegenden Falles keineswegs gleichgültig iſt, ob der 
Angehl. bei feiner Fahrt die oberen oder die unteren Scheinwerfer 
eingeſchaltet hatte. Daß die oberen Lampen ſtark wirkende Schein⸗ 
werfer i. S. der Ziff. IIc der Anweiſung find, iſt zwar nicht aus⸗ 
drücklich feſtgeſtellt, wurde aber vom Angekl. nicht beſtritten. Da⸗ 
gegen ſind die unteren Lampen nicht ſchon wegen ihrer Lichtſtärke 
von etwas über 17 Watt als ſtark wirkende Scheinwerfer i. S. 
der Ziff. IIb der Anweiſung anzufehen. Elektriſche Scheinwerfer 
mit Glühlampen von mehr als 10 bis 20 Watt gelten nicht als 
ſtark wirkend, wenn entweder ihre Lichtkegelmitte innerhalb einer 
Entfernung von 30 m vor dem Fahrzeug die Fahrbahn trifft, 
alſo auf den Erdboden fällt, oder wenn die Lichtkegelmitte zwar 
weiter reicht, die Lichtſtärke aber auf ¼ oder weniger herabgeſetzt 
it. Davon, daß der AngeRl. die Lichtſtärke feiner kleineren, unteren 
Scheinwerfer, der ſog. Stadt⸗ oder Kurvenlampen, herabgeſetzt 
hätte, iſt nirgends die Rede geweſen. Es kann ſich demnach, falls 
die unteren Scheinwerfer eingeſchaltet waren, nur um die Frage 
handeln, ob deren Lichtkegelmitte weiter als 30 m reichte. Dieſe 
rein tatſächliche Feſtſtellung hätte der Erftrichter treffen müſſen. 
Hierfür konnte von ausſchlaggebender Bedeutung ſein, ob die 
unteren Scheinwerfer dem Kraftwagen derart nach unten geneigt, 
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nicht ſenkrecht zur Fahrbahn jtehend, eingebaut waren, daß ihre 
Lichtkegelmitte nicht parallel zur Fahrbahn verlief, ſondern in der 
vorgeſchriebenen Entfernung vor dem Fahrzeug den Erdboden er⸗ 
reichen mußte. Übrigens iſt es der freien Beweiswürdigung des 
Tatrichters anheimgegeben, aus welchen Umſtänden oder Tatſachen 
er die Überzeugung zu gewinnen vermag, daß die verwendeten 
Scheinwerfer der Vorſchrift nicht entſprachen. Es muß nur eine zur 
Verurteilung genügende Feſtſtellung verlangt werden. Mit der 
bloßen Tatſache, daß der Zeuge F. in einer Entfernung von 25 m 
vor dem Fahrzeug eine Blendwirkung empfand, iſt nicht dargetan, 
daß die Lichtkegelmitte der Scheinwerfer in einer größeren Ent⸗ 
fernung als 30 m vor dem Fahrzeuge die Fahrbahn traf. Es iſt 
folgendes zu beachten: Die an Kraftfahrzeugen verwendeten Schein⸗ 
werfer find zwar ihrem Zweck entſprechend fo eingerichtet, daß fie 
die Lichtſtrahlen im weſentlichen parallel in einem zylindriſchen 
Bündel ausſenden, aber es iſt doch nicht ausgeſchloſſen, daß ein 
Teil der Strahlen divergierend in Kegelform auslaufen. Auf jeden 
Fall können die oberen ins Vorfeld gehenden Strahlen eine 25 m 
vor dem Fahrzeug befindliche Perſon in Augenhöhe treffen, wenn 
auch die Mittellinie des Lichtbundels oder des Lichtkegels in einer 
Entfernung von 30 m den Erdboden erreicht. Außerdem iſt es von 
großer Wichtigkeit, ob ſich der Zeuge F. in dem Augenblick, in dem 
er geblendet wurde, mit dem Kraftwagen des Angekl. auf der 
gleichen Ebene befand. Und endlich darf die Erfahrungstatſache 
nicht überſehen werden, daß die Empfindlichkeit des Auges für 
eine Blendwirkung bei den einzelnen Menſchen ſehr verſchieden 
iſt und ſelbſt bei einem und demſelben Beobachter je nach den be⸗ 
gleitenden Umſtänden wechſelt. Auch bei vorſchriftsmäßiger Be⸗ 
ſchaffenheit von Scheinwerfern iſt die augenblickliche Blendung 
einer Perſon nicht unmöglich. 

Andererſeits kann ſich der Angekl. zum Nachweiſe dafür, 
daß ſeine Scheinwerfer den Vorſchriften enkſprechen, nicht einfach 
auf die Tatſache berufen, daß die Scheinwerfer von einer zuver⸗ 
läſſigen Firma geliefert ſind und daß ſie bei der polizeilichen Prü⸗ 
fung des Fahrzengs nicht beanſtandet wurden. Für den richtigen 
Einbau kann die die Scheinwerfer liefernde Firma keine Gewähr 
übernehmen. Die Polizeibehörde hat ſich allerdings nach §9 Ver⸗ 
VO. vor der Abſtempelung des Kennzeichens durch ſorgfältige 
Prüfung davon zu überzeugen, daß das Fahrzeug den geſetzlichen 
Vorſchriften entſpricht, aber die Abſtempelung bedeutet nicht ein 
Anerkenntnis und damit einen Beweis, daß das Fahrzeug in allen 
Beziehungen vorſchriftsmäßig iſt (vgl. Müller, e 
S. 471; Oberländer⸗Bezold, Automobilrecht S. 419). Nach 
$16 Verk VO. in der früheren, hier noch maßgebenden Faſſung 
war der Führer dafür verantwortlich, daß das Fahrzeug ſich in 
verkehrsſicherem Zuſtand (88 3, 4 VerkVO.) befindet, und er hatte 
ſich vor der Fahrt von dem Zuſtand des Fahrzeugs zu überzeugen. 
Auch wenn die Scheinwerfer bei der polizeilichen Prüfung des Fahr⸗ 
zeugs in Ordnung und richtig eingebaut waren, konnte durch eine 
nachherige Abänderung, z. B. durch eine geringe Verbiegung der 
die Scheinwerfer tragenden Ständer, ein vorſchriftswidriger Zu⸗ 
ſtand herbeigeführt werden. 

(BayObeG., StS., Urt. v. 16. Nov. 1926, RevReg. I Nr. 554/26.) 
* 

14. 88 42, 43, 44 RraftfahrgVertVD.; 8 366 Ziff. 10 
StGB. 8 44 KraftfahrzVBertßD. ift rechtsgültig. f) 

Die Vorſchriften über den Verkehr mit Kleinkrafträdern in den 
88 41 mit 44 der VO. find ihrem Weſen nach Rechts VO. Die Reichs⸗ 
regierung leitet ihre Befugnis zu dieſer RechtsVO. aus dem 8 27 
Kraftfahrzc ö. i. d. F. des Art. XII des Gef. v. 21. Juli 1923 ab, 
der die Geltung der Teile I, II und III des KraftfahrzGG. für Klein⸗ 
kraftrader aufgehoben und die Reichsregierung ermächtigt hat, mit Zu⸗ 


Zu 14. Die intereſſante Entſch. befaßt ſich mit der zweifel⸗ 
haften Frage, ob die Strafbeſtimmung in § 44 KraftfahrzVerk VO. 
gültig iſt, und bejaht fie. Zutreffend iſt, daß die in einem formellen 
Geſ. enthaltene Ermächtigung einer Verwaltungsbehörde zur näheren 
Regelung einer Materie gewöhnlich auch die Ermächtigung zu Straf⸗ 
androhungen mitumfaßt. Jedenfalls für das Reichsrecht muß man 
dieſen Grundſatz anerkennen, will man nicht zahlreiche, bisher un⸗ 
beanſtandete ReichsVO. mit Strafandrohungen zu leges imper fectae 
machen. Aber ſelbſt wenn man das zugibt, ſo iſt damit die vorliegende 
konkrete Frage noch nicht gelöſt. Allerdings ermächtigt 8 27 Abſ. 2 
KraftfahrzVerkc l. die Reichsregierung zum Erlaß von Anordnungen 
über den Verkehr mit Kleinkrafträdern, aber exit nachdem im vorher⸗ 
gehenden Abſatz die Anwendung der Strafvorſchriften des Kraft⸗ 
fahrz G. für Kleinkrafträder ausdrücklich ausgeſchloſſen worden iſt. 
Die Bewertung dieſer Tatſache, die m. E. den eigentlichen unbe⸗ 
wußten Grund der ganzen Streitfrage enthält, vermißt man in der 
vorl. Entſch., und weswegen vermag letztere trotz ihrer ſonſtigen über⸗ 
zeugenden Ausführungen ſchließlich doch nicht zu befriedigen. 

Im Ergebnis ſtimme ich mit der herrſchenden Meinung von 
Theorie und Praxis der vorl. Entſch. freilich zu. Das KraftfahrzG. 
wollte in § 27 die Kleinkrafträder ganz allgemein von feinen Vor⸗ 
ſchriften ausnehmen und es der Reichsregierung anheimſtellen, welche 
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ſtimmung des Reichsrates Anordnungen über den Verkehr mit Klein⸗ 
krafträdern zu treffen. Es iſt unbeſtrittener Grundſatz des Reichs⸗ 
ſtaatsrechts, daß die vollziehende Gewalt zwar eine ſelbſtändige Zu⸗ 
ſtändigkeit zur Erlaſſung von RechtsVoO. nicht hat, daß fie aber, ab⸗ 
geſehen von den Fällen, in welchen die RVerf. ſelbſt die Ermächtigung 
zur Aufſtellung von Rechtsſätzen im Verordnungswege erteilt, durch 
Ref. zur Aufſtellung von Rechtsnormen für Tatbeſtande, welche in 
das Gebiet der Reichsgeſetzgebung fallen, ermächtigt werden kann. Es 
bedarf hier keiner Stellungnahme zu der Frage, ob und inwieweit 
dem Geſetzgeber Schranken in der Übertragung des Verordnungsrechtes 
gezogen ſind, und namentlich nicht zu der Frage, ob die Ermächtigung 
nur für eine beſtimmte einzelne Seite einer der Geſetzgebung zuge⸗ 
wieſenen Angelegenheit oder für „einen verhältnismäßig kleinen Aus⸗ 
ſchnitt aus einer Materie“ dagegen nicht für eine ganze Materie er⸗ 
teilt werden kann (vgl. Triepel in den Verhandl. des 32. deutſchen 
Juriſtentages S. 25; Schön, Das Verordnungsrecht und die neuen 
Verfaſſungen in Laband, Arch. f. öffentl. Recht 6, 133); denn es 
kann keinem Zweifel unterliegen, daß es ſich bei der Regelung des 
Verkehrs mit Kleinkrafträdern um einen eng begrenzten Einzel⸗ 
ausſchnitt aus dem durch das Ge. geregelten Gebiete des Verkehrs 
mit durch Maſchinenkraft bewegten Fahrzeugen handelt. Die Be⸗ 
denken, die in den Aufſätzen JW. 1926, 784 und D. 1926, 441 
ausgeſprochen werden, gehen auch keineswegs in dieſer Richtung; ſie 
zweifeln nicht die Geſetzmäßigkeit der auf Grund des 8 27 Kraft⸗ 
fahrz. für die Kleinkrafträder in den 88 40, 41, 42 früherer 
Faſſung, 41, 42 und 43 jetziger Faſſung der VO. aufgeſtellten 
Polizeivorſchriften an, ſondern lediglich die Gültigkeit der Straf⸗ 
vorſchrift, unter deren Schutz dieſe Beſtimmungen geſtellt ſind. 

Der Aufſatz DIZ. 1926, 441 geht von der grundſätzlichen 
Auffaſſung aus, daß durch RechtsBO. überhaupt eine Strafvorſchrift 
nicht geſchaffen werden könne, wenn das Gef. nicht ausdrücklich und 
unter Setzung eines von ihm bezeichneten Strafrahmens zum Erlaß 
der Straſvorſchrift ermächtige. Dieſe Auffaſſung findet indes weder 
in einer ausdrücklichen Beſtimmung der RVerf. eine Stütze noch in 
einem anerkannten Rechtsſatze des früheren deutſchen Staatsrechts, 
der von der Verf, von dort bei der Übernahme des Inſtituts der 
RechtsBO. mitübernommen worden wäre. Sie kann ſich auch nicht 
auf die ſtaatsrechtliche Praxis, namentlich auf die Auffaſſung und 
Praxis des RT. und der Reichsregierung und auf die Rſpr. berufen. 
Strafvorſchriſten find von der Reichsregierung auf Grund von Reichs⸗ 
geſetzen, die zu Rechtsanordnungen ermächtigten, aber keineswegs auch 
eine ausdrückliche Ermächtigung zur Aufſtellung von Strafſatzungen 
enthielten, namentlich auf Grund der ErmächtigungsGG. v. 13. Okt. 
1923 und v. 8. Dez. 1923, aber auch auf Grund anderer Gef. in 
großer Zahl erlaſſen worden, ohne daß an ihrer Gültigkeit ge⸗ 
zweifelt wurde. Daß die ErmächtigungscJ. v. Okt. und Dez. 1923 
in der für Verfaſſungsänderungen vorgeſchriebenen Form erlaſſen wor⸗ 
den ſind, ſpielt hier keine Rolle; denn dieſe Form iſt nicht, unn 
Strafvorſchriften zu ermöglichen, ſondern aus anderen Geſichts⸗ 
punkten eingehalten worden. Übrigens fehlt es auch nicht an Straf⸗ 
ſatzungen auf Grund einer ſolchen Ermächtigung durch einfaches 
Res.; es ſei hier nur auf das Gef. über die vereinfachte Form der 
Geſetzgebung für die Zwecke der Übergangswirtſchaft v. 3. Aug. 1920 
und auf das Geſ. v. 6. Febr. 1921 über den Erlaß von VO. für 
die Zwecke der Übergangsborſchrift und die zu dieſen Gef, erlaſſenen 
VO. verwieſen. Es iſt auch kein innerer, im Weſen der Staatsgewalt 
oder der Strafgeſetzgebung oder Strafgerichtsbarkeit liegender Grund 
einzuſehen, warum RechtsVo., die Rechtsſätze von einſchneidendſter 
Bedeutung für die Freiheit der Perſon und des Vermögens auf⸗ 
ftellen können, nicht auch Strafcheſ. ohne eine ausdrückliche Er⸗ 
mächtigung in dieſer Richtung ſollten erlaſſen können, wenn dieſe 
Strafgeſetze zur Regelung des der VO. überwieſenen Gebietes auf⸗ 


Beſtimmungen fie für dieſe Gruppe von Kraftfahrzeugen erlaſſen 
wollte. Wären dabei die Strafbeſtimmungen des KraftfahrzVerkG. 
nicht mit ausgeſchloſſen worden, ſo hätte die Gefahr beſtanden, daß 
für Kleinkrafträder Handlungen unter Strafe geſtellt wären, die an 
ſich gar nicht verboten werden ſollten. Es blieb alſo nichts anderes 
übrig, als auch die Strafbeſtimmungen des KraftfahrzcG. für Klein⸗ 
Rrafträder nicht gelten zu laſſen. Damit iſt aber nachgewieſen, daß 
8 27 KraftfahrzVerkch. nicht die Bedeutung haben kann, daß er die 
mit Kleinkrafträdern begangenen Verletzungen von Verkehrsvorſchriften 
ſtraflos laſſen wollte, ſondern daß lediglich die Reichsregierung völlig 
freie Hand haben ſollte ſowohl bezüglich der von ihr zu erlaſſenden, 
die Kleinkrafträder betreffenden Ge⸗ und Verbote als auch bezüglich 
der Bewehrung dieſer Ge- und Verbote mit Strafbeſtimmungen. Einer 
Heranziehung des 8366 Ziff, 10 StGB. bedarf es alſo in der Tat 
nicht; erklärt man die Strafbeſtimmung des 8 44 KraftfahrzVerkoO. 
für gültig, ſo iſt ſeine Anwendung damit ſogar ausgeſchloſſen. — 
Freilich iſt die vom Geſetzgeber getroffene Regelung eine recht un⸗ 
glückliche — wie am beſten die vorl. Meinungsverſchiedenheiten be⸗ 
weiſen —, und es ſteht zu hoffen, daß bei der nächſten Novelle zum 
Kraftfahrzch. § 27 Abſ. 2 dahin ergänzt wird, daß die Ermächtigung 
zum Erlaß einer Strafandrohung in begrenzter Höhe aufge⸗ 
nommen wird. Priv Doz. Dr. Peters, Breslau. 
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geflellt werden, namentlich wenn fie zum Schutze des in der VD. 
ſelbſt geſetzten Rechts dienen. 

Auch aus § 2 SGB. kaun ein Hindernis gegen die Auf⸗ 
ſtellung von Strafſatzungen im Verordnungswege nicht entnommen 
werden. Es iſt unſtreitig, daß er keineswegs etwa nur Geſ. in for⸗ 
malem Sinne im Auge hat, ſondern daß er unter Gef. jeden ge» 
ſchriebenen Rechtsſatz, alſo auch die ſtaatsrechtlich zuläſſige Straf⸗ 
VO. verſteht (Frank, Anm. 1 zu 8 2; RGSt. 55, 116). Der Sen. 
befindet ſich mit der hier entwickelten grundſätzlichen Auffaſſung auch 
im Einklang mit RGSt. 55, 246. 

Hiernach unterliegt die Rechtsgültigkeit der Strafvorſchrift des 
8 44 VO. trotz des Fehlens einer ausdrücklichen Ermächtigung zu 
einer Strafſatzung keinem verfaſſungsrechtlichen Bedenken, wenn dieſe 
Vorſchrift nur ſachlich in den Rahmen der durch § 27 KraftfahrzG. 
der Reichsregierung erteilten Ermächtigung fällt. 

Daß dieſe Vorausſetzung gegeben iſt, wird JW. 1926, 784 
ohne überzeugende Gründe verneint. Die Ermächtigung zur Auf⸗ 
ſtellung von Rechtsnormen umfaßt alles, was zur ſachgemäßen Re⸗ 
gelung des Gebietes, das der VO. überwieſen iſt, gehört. Zu einer 
polizeilichen Verkehrsregel gehört nach Auffaſſung und Übung des 
deutſchen Staats- und Polizeirechts der Rechtszwang in der Geſtalt 
des Strafzwanges. Eine Verkehrsregelung iſt unvollſtändig und wir⸗ 
kungslos, wenn ihre Einhaltung nicht durch eine Strafandrohung, 
die an die Zuwiderhandlung geknüpft iſt, geſichert wird. Nach dem 
vernünftigen Sinn und Zweck einer Ermächtigung, wie ſie hier ge⸗ 
geben iſt, liegt in ihr deshalb auch die Ermächtigung zur Erlaſſung 
der Strafvorſchrift, die die zur Rechtsſetzung ermächtigte Stelle zur 
wirkſamen Durchführung ihrer Anordnungen für geboten erachtet, und 
zwar gleichviel, ob der Geſetzgeber dieſe Ermächtigung mit ausdrückh⸗ 
lichen Worten ausgeſprochen hat oder nicht. Die Ermächtigung, daß 
der Verordnungsvorbehalt in 8 27 Abſ. 2 KraftfahrzG. ſich in feiner 
Faſſung an 8 6 dieſes Gef. anlehne und daß der $ 6 ſeinerſeits keine 
Ermächtigung zu einer Strafvorſchrift mitenthalte, iſt ſchlüſſig; denn 
auch dem § 6 wohnt dieſe Beſchränkung nicht nach ſeinem Weſen 
inne, ſondern ſie ergibt ſich erſt äußerlich durch die Tatſache, daß 
eben der Geſetzgeber ſelbſt in dem § 21 KraftfahrzGG. die Straf⸗ 
vorſchrift aufgeſtellt hat. 

Auch die Erwägung, daß die ermächtigte Stelle bei dieſer Auf⸗ 
faſſung der Rechtslage die Möglichkeit haben würde, für Zuwider⸗ 
handlungen gegen ihre Anordnungen unverhältnismäßig ſchwere 
Strafen anzudrohen, ſchlägt nicht durch. Sie liegt auf rechtspolitiſchem 
Gebiete und mag die Forderung rechtfertigen, daß der Geſetzgeber 
ſeine Ermächtigung ſtets durch Aufſtellung eines Strafrahmens be⸗ 
ſchränke, an der Rechtslage, die durch eine nicht in dieſer Art ein⸗ 
geſchränkte Ermächtigung geſchaffen wird, kann ſie nichts ändern. 

Nach alledem beſteht der 8 44 der VO. zu Recht. Es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob und inwieweit, wenn er nicht beſtünde oder un⸗ 
gültig wäre, der 8 366 Ziff. 10 Stch B. auf Zuwiderhandlungen gegen 
die Vorſchriften der VerkVO. über den Verkehr mit Kleinkraft⸗ 
rädern angewendet werden könnte. Denn es find immerhin Zweifel 
möglich, ob feine Strafſatzung alle im 8 42 Verk. für Klein⸗ 
Krafträder aufgeſtellten, über die unmittelbare Bewegung dieſer Fahr⸗ 
zeuge auf den öffentlichen Verkehrswegen erheblich hinausgreifenden 
Polizeivorſchriften decken würde. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß außer 
dem Bedürfniſſe, eine ſtrengere Beſtrafung als nach 8366 Ziff 10 
SGB. möglich zu machen und die Gleichheit mit 8 21 Kraft⸗ 
fahrzch. herzuſtellen, die Möglichkeit ſolcher Zweifel die Reichs⸗ 
regierung veranlaßt hat, eine beſondere Strafvorſchrift aufzuſtellen. 
Auf jeden Fall ſchließt dieſe Strafvorſchrift als Sondervorſchrift für 
den Verkehr der Kleinkrafträder auf öffentlichen Wegen, Straßen und 
Plätzen die Anwendung der allgemeinen Strafvorſchrift des § 366 
Ziff. 10 StGB. aus. 

(Bayobsch., Sts., Urt. v. 25. Jan. 1927, RevReg. I Nr. 742/26.) 


* 

15. 8 27 Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchaugeſetz. Die 
zum Zwecke der Ermöglichung der Ausfuhr von Lebendvieh 
aus einem Beobachtungsgebiete vorgenommene ſeuchen⸗ 
polizeiliche Unterſuchung befreit nicht von der Schlacht- 
diehbeſchau, denn dieſe ſetzt eine bewußte und gewollte 
Amtsausübung des Fleiſchbeſchauers voraus (vgl. RBSt. 
42, 230). Die Unterlaſſung der Anmeldung iſt — gegen- 
über der ohne Lebendbeſchau und ohne Genehmigung des 
Beſchauers vorgenommenen Schlachtung — kein ſelbſtän⸗ 
diges Delikt, geht vielmehr in der Verwirklichung des in 
8 27 Nr. 2 des Gef, aufgeſtellten Tatbeſtandes auf. 

(BayObe St., Urt. v. 28. Febr. 1927, NevNeg. II Nr. 31/27.) 
+ 


f 10. Art. 23 Ziff. 6 Bay Jagd. Bei einer Mehrheit 
don Jagdpächtern bedarf der Erlaubnisſchein zum Jagen 
der Unterzeichnung durch alle Pächter. f) 

„Die Vorſchrift iſt jagdpolizeilichen Charakters; ſie ſoll der Jagd⸗ 
Polizei die Möglichkeit ſichern, ſich über die Jagdbefugnis eines 


Zu 16. Der Eniſch, die nicht nur für Bayern, ſondern für 
ſaſt durchgehends alle Lander des Deutſchen Reichs von Bedeutung 
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Jagenden, der nicht ſelbſt Jagdberechtigter iſt, einfach und raſch zu 
vergewiſſern. Dieſe Sicherheit beſteht nur dann, wenn bei einer 
Mehrheit von Jagdberechtigten die ſchriftliche Erlaubnis aller ge 
fordert wird. Denn es kann der Jagdpolizei nicht zugemutet werden, 
zu prüfen, ob nach dem Jnnenverhaltniſſe zwiſchen den mehreren 
Jagdberechtigten nur alle zuſammen oder ob auch einzelne berechtigt 
ſind, Dritten die Jagdausübung zu geſtatten. Die Forderung, daß 
Erlaubnisſcheine von allen Jagdberechtigten ausgeſtellt ſein müſſen, 
findet ihre Stütze auch im Wortlaut des Geſetzes. Art. 23 Ziff. 6 
a. a. O. ſpricht nicht von der Erlaubnis „eines“ Sagdberechtigten, 
ſondern von der Erlaubnis „des“ Jagdberechtigten, alſo des Trägers 
des Jagdrechtes. Das iſt aber bei einer Mehrheit von Jagdberechtigten 
nicht der einzelne, ſondern die Geſamtheit. Daß die Faſſung des Geſ. 
nicht ausdrücklich auf dieſen Fall abgeſtellt iſt, ſondern die Einzahl 
gebraucht, entſpricht durchaus der Technik der Geſetzesſprache. Das 
Schrifttum zu Art. 23 Ziff. 6 BayJagdcg. ſteht denn auch nahezu 
ausschließlich auf dem Standpunkte, daß der Erlaubnisſchein bei einer 
Mehrheit von Jagdberechtigten von allen unterzeichnet fein müffe. So 
Pollwein, Geſ. betr. Ausübung der Jagd, hier die 7. Aufl.; 
Behr, Das BayJagdcg.; dann Wirſchinger, Das Jagdrecht des 
Königreichs Bayern 1902 S. 154. Das KG. legt in ſtändiger Nipr. 
die entſprechende Beſtimmung des preußiſchen Rechts ebenſo aus und 
auch das RG. hat es in einer Entſch. — abgedr. JW. 1892, 203 — 
getan. Dem Sen. iſt es nicht bekannt, daß, ſoweit es ſich um das 
Jagen in Begleitung des Jagdberechtigten handelt, im Schrifttum und 
in der Rſpr. der Inſtanzgerichte überwiegend die Anſicht vertrten 
wird, der Vorſchrift des Art. 23 Ziff. 6 Bay JagdGG. werde durch die 
Begleitung auch nur des einen von mehreren Jagdberechtigten ge⸗ 
nügt. Es laßt ſich nicht verkennen, daß es einen gewiſſen Wider⸗ 
ſpruch darſtellt, wenn andererſeits für den Erlaubnisſchein Unterſchrift 
durch alle Berechtigte gefordert wird. Es kann aber dahingeſtellt 
bleiben, ob jener Anſicht, die ſich hauptſächlich auf das praktifche 
Bedürfnis ſtützen zu können meint und zu deren Begründung her⸗ 
vorgehoben wird, daß die Begleitung durch einen der Jagdberechtigten 
für den Zweck der jagdpolizeilichen Kontrolle eine beſſere Gewähr 
für die Jagdbefugnis eines Jagenden, der nicht ſelbſt Jagdberech⸗ 
tigter iſt, biete als ein nur von einem oder einigen Berechtigten aus⸗ 
geſtellter Erlaubnisſchein, zuzuſtimmen wäre und ob nicht vielmehr 
verlangt werden müßte, daß der Jagende, wenn er nicht von allen 
Jagdberechtigten begleitet iſt, einen Erlaubnisſchein der nicht in feiner 
Begleitung befindlichen Berechtigten mit ſich führe. 

(BayObLG., StS., Urt. v. 7. Jan. 1927, RevReg. I Nr. 709/26.) 


II. Verfahren. 


17. 88 116 Abſ. 5, 304, 310 StPO. Die Verhängung 
einer Diſziplinarſtrafe iſt eine Verfügung i. S. des 9 119 
Ab. 5 StPO. gegen die nach 8304 Beſchwerde zuläſſig iſt. 
Nach 8 310 SPD. findet eine weitere Anfechtung der in 
der Beſchwerdeinſtanz erlaſſenen Entſcheidungen der LG. 
regelmäßig nicht ſtatt. Eine Ausnahme macht 8 310 Abſ. 1 
StPO. nur hinſichtlich der Beſchlüſſe, welche „Verhaf— 
tungen“ betreffen. 

Im Schrifttum iſt allerdings die Anſchauung vertreten, daß nach 
9 310 Abſ. 1 SPD. alle aus Anlaß eines Haftbefehls erlaſſenen Ent⸗ 
ſcheidungen, alſo insbeſondere auch ſolche nach 8 116 StPO., ber 


iſt, weil in ihren Jagd. ebenſalls für den Jagdgaſt der Erlaubnis⸗ 
ſchein „des“ Jagdberechtigten gefordert wird, muß beigetreten werden. 
Sowohl dem Wortlaut als auch dem Zweck nach kann dies richtiger⸗ 
weiſe nur ſo ausgelegt werden, daß bei einer Mehrheit von Jagd⸗ 
berechtigten eben ſämtliche den Schein zu unterſchreiben haben, wenn 
er Rechtswirkſamkeit i. S. der Jagd. haben ſoll. Denn nur in 
ihrer Geſamtheit ſtellen die mehreren Perſonen „den“ Jagdberechtigten 
dar. Aber auch ſachlich wird nur auf dieſe Weiſe der geſetzliche Zweck 
erreicht. Den Kontrollbeamten ſoll durch die Einführung des Er⸗ 
laubnisſcheins doch eine ſofortige und zuverläſſige Prüfung dahin er⸗ 
möglicht werden, ob der Inhaber des Scheins privatrechtlich zur 
Jagdausübung befugt iſt. Dazu ſind die Kontrollbeamten nur im⸗ 
ſtande, wenn die ihnen als Jagdberechtigte bekannten Perſonen ſämt⸗ 
lich auf dem Schein ſtehen. Andernfalls müßten ſie ja erſt das Innen⸗ 
verhältnis der Mehrheit rechklich dahin prüfen, ob auch gerade der 
einzelne, der den Schein unterſchrieben hat, für den in Betracht 
kommenden Teil des Jagdreviers nach den Abmachungen der Mehr⸗ 
heit allein jagdberechtigt iſt. Eine fo weitgehende rechtliche Prüfung 
kann und ſollte den Kontrollbeamten nicht zugemutet werden. 

In Preußen iſt dieſe Rechtsauffaſſung in Literatur und Rſpr. 
auch ſtändig, und zwar auch ſchon zur Zeit des Jagdch. v. 7. März 
1850 vertreten worden. Siehe dazn Bauer S. 173; Dalcke⸗ 
Delius S. 356; Joh. 8, 213; Goltd Arch. 61, 365; Recht 1918, 253. 
Die Braunſchweigiſche JagdO. v. 3. März 1911 hat übrigens 
in dieſem Sinne ſchon geſetzlich entſchieden. Nach ihr dürfen beim 
Vorhandenſein mehrerer Inhaber oder mehrerer Pächter eines Jagd⸗ 
bezirks Erlaubnisſcheine nur von deren Geſamtheit ausgeſtellt 
werden (5 26 Abf. 2). AGgt. Görcke, Eberswalde. 
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weiteren Beſchwerde unterliegen (Löwe⸗Roſenberg, 16. Aufl. 
Bem. 4; Feiſenberger, Bem. 1 zu 8 310 StPD.), und die Rſpr., 
auch jene des Bayob e., iſt zum Teile dieſer Anſicht beigetreten 
(jo — ohne nähere Begründung — Beſchl. des 1. StS. v. 1. Juni 
1920, BeſchwReg. Nr. 778/1920; v. 2. Mai 1922, BeſchwReg. I 
Nr. 228/1922). 

Der Sen. vermag ſich dieſer Anſchauung nicht anzuſchließen. 

„Verhaftung“ iſt nach dem Sprachſinne des Wortes nur die 
Freiheitsentziehung, wie ſie eben nach 88 112 ff. StPO. durch 
Vollzug eines Haftbefehls oder nach § 127 StBD. durch vorläufige 
Feſtnahme erfolgt (ebenſo BayObL&S&t. 1, 366; 7, 297; ferner 
Beſchl. des BayObLG. v. 21. Jan. und 18. Sept. 1909, Beſchw⸗ 
Reg. Nr. 46, 684/1909). Es kann hier dahingeſtellt bleiben, ob nicht 
auch die Entſch. über die Verſchonung eines Angeſchuldigten mit der 
Unterſuchungshaft gegen Sicherheitsleiſtung (88 117 ff. StPO.), „die 
Verhaftung“ betreffen, inſofern ſie, wie die Inhaftnahme ſelbſt, ſich 
mit der Frage der Freiheitsentziehung befaffen (vgl. ZStW. 43, 501). 
Jedenfalls betreffen aber Verfügungen i. S. des § 116 StPO. zwar 
einen „Verhafteten“, aber nicht mehr die „Verhaftung“. 

Auch der Beweggrund, der zu der einzigen Ausnahme von der 
Regel, dem Ausſchluß der weiteren Beſchwerde im Strafprozeß, ge⸗ 
führt hat, zwingt zu einer engeren Auslegung des Begriffes „Ver⸗ 
haftung“ in § 310 Abſ. 1 StPO. „Der Grund dieſer Ausnahme⸗ 
beſtimmung ruht in der materiellen Bedeutung, welche den die Ent⸗ 
ziehung der perſönlichen Freiheit betreffenden Entſch. beiwohnt und 
welche die Bürgſchaft einer zweifachen kollegialiſchen Beſchlußfaſſung 
erheiſcht“ (Mot. zu § 297 des Entw., Hahn, Materialien zur 
SPD. 1, 249). Der Beweggrund, der den Geſetzgeber zu der Aus⸗ 
nahmebeſtimmung veranlaßte, hat in der Vorſchrift deutlichen Aus⸗ 
druck gefunden. Er trifft nicht zu für Entſcheidungen, die ſich mit 
dem Gebahren des Unterſuchungsgefangenen während der Unter⸗ 
ſuchungshaft beſchäftigen. 

Auf Entſcheidungen, die ſich zwar mit einem Unterſuchungs⸗ 
gefangenen befaſſen, die aber nicht die Frage der Freiheitsentziehung 
auf Grund des Haftbefehls oder durch vorläufige Feſtnahme zum 
Gegenſtande haben, kann hiernach die Vorſchrift des § 310 Abſ. 1 
Sto. nicht ausgedehnt werden (ebenſo OLG. Stuttgart: Deutſche 
Strafrechtszeitung 1914, 539; ZSW. 45, 409; OLG. Breslau: 
JurR., Rſpr. 1926 Nr. 1896). 


(BayO6LG., Ste., Veſchl. v. 14. Okt. 1926, Beſchwäeg. II 
Nr. 574/26.) 
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18. 8233 StPO. In anderen als den geſetzlich be⸗ 
ſtimmten Ausnahmefällen darf gegen den abweſenden 
Angeklagten nicht verhandelt werden. 

Der Angekl. war vom BG. auf feinen Antrag gem. 8 233 
SPD. von der Verpflichtung zum Erſcheinen in der Berufungs⸗ 
verhandlung entbunden worden, und es war dabei entſprechend dem 
ausdrücklichen Verlangen des Angekl. ſein Verhör durch das AG. D. 
angeordnet worden. Dort hat der Angehl., als er verhört werden 
ſollte, erklärt, daß er von der Verpflichtung zum Erſcheinen in der 
Hauptverhandlung nicht entbunden fein, ſondern persönlich an der 
Hauptverhandlung teilnehmen wolle. Damit hatte der Beſchl, auf Ent⸗ 
bindung von der Verpflichtung zum Erſcheinen ſeine Bedeutung ver⸗ 
loren und mit Recht hat deshalb auch das BG. von der Durch⸗ 
führung der angeordneten kommiſſariſchen Vernehmung des Angekl. 
Abſtand genommen und der Staatsanwalt dieſen zur Hauptverhand⸗ 
lung mit dem Formblatt geladen, das von der Verpflichtung des 
Angekl. zum Erſcheinen ausgeht und die übliche Androhung der 
Folgen des Ausbleibens enthält. In dieſem Termine durfte ohne An⸗ 
weſenheit des Angekl. nicht zur Hauptverhandlung geſchritten werden, 
da die Vorausſetzungen des § 233 StpoO. nicht mehr gegeben waren 
und auch keiner der fonftigen Ausnahmefälle, in denen die SEBD. 
die Durchführung der Hauptverhandlung in Abweſenheit des Angekl. 
geſtattet, vorlag. 

Die Erwägung, daß der Angekl. durch die Sachbehandlung nicht 
beſchwert ſei, da ſonſt ſeine Berufung gem. 8 329 StPO. ſofort 


hätte verworfen werden muͤſſen, vermag das prozeſſuale Vorgehen des 


BG. nicht zu rechtfertigen; denn es verſtößt eben gegen einen Grund⸗ 
ſatz der StPD., gegen einen abweſenden Angekl. in einem anderen 
als den geſetzlich beſtimmten Ausnahmefällen zu verhandeln. Übrigens 
lagen die Vorausſetzungen für eine ſofortige Verwerfung der Berufung 


gar nicht vor. Denn dem Angekl. war auf feinen telegraphiſch ge⸗ 


ſtellten Vertagungsantrag vom StA. auf richterliche Anordnung tele⸗ 
graphiſch mitgeteilt worden, daß der Vertagungsantrag abgelehnt ſei 
und daß ſein perſönliches Erſcheinen nicht nötig ſei. Dieſe Mit⸗ 
teilung eutſprach zwar nicht der Rechtslage; immerhin mußte infolge 
dieſer Mitteilung das Ausbleiben des Angekl. in dem Hauptverhand⸗ 
lungstermin als genügend entſchuldigt gelten. 


(Bay Obe G., StS., Urt. v. 20. Mai 1927, NevNieg. I Nr. 244/27.) 
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19. 88 273, 274 StPO. 1. Berichtigung des Sitzungs⸗ 
protokolls wegen unvollſtändiger Beurkundung eines Be⸗ 
weisantrags. 2. Beurkundung der Verleſung der Zeugen⸗ 
ausſagen der erſten Inſtanz in der zweiten Inſtanz. 

1. Der Vorſitzende hat den Antrag, ſoweit darin eine Unvoll⸗ 
ſtändigkeit und Unrichtigkeit der Niederſchrift durch Weglaſſung der 
Zeugen H. und L. bei der Beurkundung des Beweisantrags des Ver⸗ 
teidigers geltend gemacht wurde, ſachlich gewürdigt und abgelehnt. 
Eine ſolche Entſch. iſt an ſich der Anfechtung entzogen (BayobsG. 
Samml. 7, 162 ff., 11, 192, 193). Bedenken beſtehen bier nur inſo⸗ 
fern, als der Vorſitzende beſchloſſen hat, ohne den Gerichtsſchreiber 
vorher zu hören, was in der Regel zur Gewinnung einer zuver⸗ 
läſſigen Entſcheidungsgrundlage notwendig iſt (Löwe⸗Roſen⸗ 
berg, StPO. 17. Aufl. Anm. 3b zu 8274, Anm. Za zu 8271). 
Ob dieſer Verfahrensmangel die Folge hat, daß der Beſcheid — als 
alleinige Meinungsäußerung des Vorſitzenden — anfechtbar wird, 
{ft fraglich (dgl. RG. in LZ. 9,556; OLG. Dresden daſelbſt S. 1405; 
OLG. Düſſeldorf in Goltd Arch. 58, 500). Es bedarf jedoch im ge⸗ 
gebenen Fall keiner beſtimmten Stellungnahme über die Zuläſſigkeit 
des Rechtsmittels. Auch wenn ſie bejaht wird, iſt es klar, daß der 
Berichtigungsantrag nach dieſer Richtung auch bei neuerlicher Prü- 
fung durch die Urkundsperſonen keinen Erfolg erreichen kann. 

Der Gerichtsſchreiber wurde nachträglich im Beſchw Verfahren 
gehört und hat erklärt, daß er ſich an eine Benennung der Zeugen 
H. und L. nicht erinnere. Eine Anderung des vom Vorſitzenden ge⸗ 
faßten Beſchl. ift deshalb ausgeſchloſſen. Die Zurückverweiſung hätte 
keinen Zweck. Die Beſchwerde war darum inſoweit zu verwerfen. 

2. Der weitere Antrag des Verteidigers, das Sitzungsprotokoll 
durch nachträgliche Aufnahme des Vorganges der Verleſung der Aus⸗ 
ſagen der in erſter Inſtanz vernommenen zur Berufungsverhandlung 
nicht geladenen Zeugen (B. und Beck) zu ergänzen, wurde vom Vor⸗ 
ſitzenden mit der Begründung abgelehnt, daß eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung im Protokoll nach 8 273 StPO. nicht erforderlich ſei. 

Dieſe Verfügung iſt, weil ſie den Antrag nicht ſachlich verbeſchie⸗ 
den hat, mit Beſchw. anfechtbar. 

Der Standpunkt des Vorſitzenden iſt rechtsirrig. 

Das Protokoll muß nach § 2731 Sto. die Bezeichnung der 
verlefenen Schriftſtücke enthalten. Die Vorſchrift ift gem. 8 332 StPO. 
für die Beruſungsverhandlung entſprechend anzuwenden. Als Schrift⸗ 
ſtück i. S. des § 2731 StPO. kommt, wenn das Protokoll über die 
Berufungsverhandlung zu errichten iſt, auch das erſtinſtanzliche 
Sitzungsprotokoll im ganzen oder in einzelnen Teilen in Betracht. 
Das Protokoll der 2. Inſtanz iſt unvollſtändig, wenn es über die Ver⸗ 
leſung von Zeugenausſagen hinweggeht. Die Bedeutung dieſer Pro⸗ 
tokollierungspflicht tritt beſonders hervor, wenn es ſich um die 
Frage handelt, ob durch die Verlefung die Prozeßvorſchrift des 8 325 
Satz 2 StPO. verletzt wurde (vgl. Feiſenberger, StPO. Anm 2 
zu 8 325). Der 8 325 SPD, regelt nur die Zuläſſigkeit oder Unzu⸗ 
läſſigkeit der Verleſung erſtinſtanzlicher Zeugenausſagen, gibt aber 
keine Norm über den Protokollinhalt, der ſich allein nach 8 273 mit 
8332 StPO. zu richten hat. 

Darüber, ob die Verleſung im Rahmen der Beweis auf⸗ 
nahme oder während der Berichterſtattung erfolgt ſein ſoll, 
ſpricht ſich der Berichtigungsantrag nicht aus. Was das Erfordernis 
der Protokollierung anlangt, beſteht jedoch kein Unterſchied. 

Die Verleſung von Zeugenausſagen iſt ſtets ein Akt der Be⸗ 
weisaufnahme, der als ſolcher im Gange der Verhandlung äußerlich 
erkennbar iſt, und gehört in das Protokoll, auch wenn er mit der 
Berichterſtattung verbunden wurde. Der erwähnte zweite Teil des 
angefochtenen Beſchluſſes war deshalb aufzuheben. Der Vorſitzende 
der StR. hat über dieſen Antrag auf Ergänzung des Protokolls 
nach Einvernahme des Gerichtsſchreibers ſachlich zu entſcheiden. 

(BahobsG., Beſchl. v. 24. Febr. 1927, BeſchwReg. I Nr. 43/27.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Waſſertrüdinger, Nürnberg. 
* 


20. 88 304, 305, 391 Abſ. 2 und 3 StPO. Unter Ent- 
ſcheidungen, die ber Urteilsfällung vorausgehen, ſind nur 
jene Entſcheidungen zu verſtehen, die mit der Urteils⸗ 
fällung in einem inneren Zuſammenhang ſtehen, zu deren 
Vorbereitung dienen und bei der Urteilsfällung nochmals 
der Prüfung des erkennenden Gerichts unterliegen. Die 
Friſtſetzung des 8 391 iſt nicht auf beſtimmte Fälle be⸗ 
ſchränkt. 

Durch den angefochtenen Beſchl. wurde der Antrag des Angekl. 
dem Privatkl., der gegen das freiſprechende Urt. der erſten Inſtanz 
Berufung eingelegt hat, zur Einbezahlung des rückſtändigen Gebühren⸗ 
vorſchuſſes für die Ber Inſt, eine angemeſſene Friſt unter Androhung 
der Verluſterklärung des Rechtsmittels zu ſetzen, abgelehnt. 

Die hiergegen vom AngeRl. eingelegte Beſchwerde iſt gem 8 304 
SPD. zuläffig. Der Zuläſſigkeit ſteht auch der $ 305 StPO. nicht 
entgegen, obwohl es ſich um die Entſch. des Vorſitzenden des erk. 
Gerichts handelt. Der Sen. hält an der in der Entſch. Bd. 10 S. 10 
niedergelegten Auffaſſung feſt, daß als Entſch., welche „der Urteils⸗ 
fällung vorausgehen“ nicht alle nach der Eröffnung des Hauptver⸗ 
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fahrens zeitlich vor der Urteilsfällung erlaſſenen Eutſch. zu erachten 
ſind, ſondern nur jene, die mit der Urteilsfällung in einem inneren 
Zusammenhang ſtehen, zu deren Vorbereitung dienen und bei der 
Urteilsfällung nochmals der Prüfung des erk. Gerichtes unterliegen. 
Dieſe Vorausſetzungen ſind hier nicht gegeben. Die beantragte Friſt⸗ 
ſetzung dient lediglich dem Fortbetrieb des Strafverfahrens und führt 
bei Nichteinhaltung der Friſt lediglich zu einem Prozeßurteil ohne 
Eingehen auf die Sache ſelbſt, während bei Einhaltung der Friſt für 
das alsdann zu krlaſſende Sachurteil die Friſtſetzung ohne jegliche 
ſachliche Bedeutung iſt und die Nachprüfung ihrer Geſetzmäßigkeit 
nicht in Frage kommt. N 

Die Beſchwerde iſt auch ſachlich begründet. Die Friſtſetzung des 
3 391 Abſ. 2, 3 SPD. dient dem Zwecke, „den pünktlichen Be-- 
trieb des Verfahrens durch den Privatkl. zu ſichern“ (vgl. Goltd Arch. 
46, 229; Löwe, Anm. 6 zu 8 391). Eben den gleichen Zweck ver⸗ 
folgt auch die vom Angekl. beantragte Maßnahme. Sie ſoll das dem 
Fortgang und der Beendigung des Verfahrens von der Seite des 
Privatkl. entgegenſtehende Hindernis beſeitigen. Es iſt daher, zumal 
die Friſtſetzung nach $ 391 StBO. nicht auf beſtimmte Fälle beſchränkt 
iſt, ſondern aus jedem gerechtfertigten Anlaß gebraucht werden kann, 
zumal ferner der Privatkl. zu der Handlung, für die ihm die Friſt 
geſetzt werden ſoll, nach 8 83 GKG. geſetzlich verpflichtet iſt, nicht 
be weshalb die beantragte Friſtſetzung nicht zuläſſig ſein 
tollte. 


Daß dem Privatkl. bereits vorher vom Vorſitzenden des Ge⸗ 
richts eine Friſt zur Vorſchußzahlung ohne Androhung der Folgen 
aus 8 391 StPO. geſetzt worden war, kann kein Hindernis bilden, 
nunmehr den Antrag des durch den Verfahrensſtillſtand in ſeinen be⸗ 
rechtigten Intereſſen verletzten Angekl. ſtattzugeben. 

Aber auch der Umſtand, daß die Verpflichtung zur Zahlung des 
Gebührenvorſchuſſes und die Folgen der Nichterfüllung dieſer Ver⸗ 
pflichtung in den 88 83, 84 Ge. beſonders geregelt find, läßt die 
beantragte Friſtſetzung nicht als unzuläſſig erſcheinen. Dieſer Geſichts⸗ 
punkt mag durchſchlagen, wenn es ſich lediglich um die Sicherung der 
Staatskaſſe wegen der Gebühren und Auslagen handelt (vgl. Goltd⸗ 
Arch. 46, 229 und Löwe, Anm. 6 zu § 391). Aus ihm kann aber 
nicht die Unzuläſſigkeit einer Maßnahme gefolgert werden, die allein 
oder neben jenem Zwecke einen Druck auf den Privatkl. zur Fort⸗ 
ſührung und Beendigung des Verfahrens auszuüben beſtimmt iſt. Von 
dem in Goltd Arch. 46, 229 behandelten Falle weicht der gegenwärtige 
Gall inſofern ab, als dort Nichtzahlung des angeordneten Gebühren⸗ 
vorſchuſſes den Fortbetrieb des Strafverfahrens nicht hinderte, wäh⸗ 
zend ſie hier das Unterbleiben jeder gerichtlichen Tätigkeit und damit 
den tatſächlichen Stillſtand des Verfahrens bewirkt 

„ Die beantragte Friſtſetzung mit Androhung der Folgen des 
8. 391 Abſ. 2, 3 StPO. ift hiernach entgegen der Anſchauung des 
Vorderrichters zuläffig. Ob dieſe Maßnahme zu treffen iſt, hängt aber 
Weiter von ber Prüfung ihrer Angemeſſenheit ab. Dieſe Prüfung hat 

r Vorderrichter, der die Maßnahme als geſetzlich unzuläſſig ab⸗ 
gelehnt hat, noch nicht vorgenommen. 

70027) b, Ste., Beſchl. v. 6. April 1927, Beſchwgreg. I A Nr. 


* 

ri 21. 88 375 Abſ. 3, 383, 388 StPO. Der Verbrauch des 
zdtvatklagerechts iſt nicht davon abhängig, daß das über 
ar Privatklage des einen Berechtigten erkennende Ge⸗ 
Frag seine Entſcheidung in Kenntnis des Vorhandenſeins 
ines weiteren Berechtigten erläßt. Es iſt auch ohne Be⸗ 
sche ob der Mitberechtigte ſchuldhaft oder ohne ſein Ver⸗ 
echuiden verabſäumt hat, der von dem andern Berechtigten 
undo benen Privatklage beizutreten. — Eine Widerklage iſt 
1 Waun 17 die Privatklage nach 8 383 StPO. zur 

eiſen iſt. 
(Bay Ob G., Ste., Urt. v. 20. Okt. 1926, RevReg. IA Nr. 131/26.) 


* 
50 22. 89 471, 473, 465, 467 StPO.; 8 6 ORG. Koſten⸗ 
ſcheidung im Strafverfahren. 
Li ae e wurde von K. V. erhoben 
“4 N einer Eigen i i inder⸗ 
jährigen Sihnes W. . ſchaft als geſetzlicher Vertreter ſeines minder 
a) gegen Michael G. wegen Bedrohung, 
b) gegen Johann G. wegen Körperverletzung; 
. in eigenem Namen als Ehemann gem. $ 374 Abſ. 2 StPO. 
wegen Beleidigung ſeiner Ehefrau gegen Johann G. 
Klee Je hann ©. wurde vom AG. gemäß dem Antrag der Privat⸗ 
Vergeten zu im Falle Ib wegen zwei ſachlich zuſammentreffender 
Fe der leichten Körperverletzung verurteilt. 
hierzu ichael G. (Ta) ift in 1. Just. freigeſprochen worden. Der 
5 Elend Koſtenausſpruch hat gefehlt. 
fahrens h. oflenentſch. des Ach, lautet: „Von den Kosten des Ver⸗ 
falls hat der rtoatll. /, der Privakbekl. — gemeint iſt jeden⸗ 
nung der geaftcteilte, Jokann c. — 2/, zu tragen.“ Eine ſolche Ord⸗ 
8 Stg. Koſtenpflicht war im Hinblick auf 88 465, 467, 471 Abſ. 1 u. 
Freiſpre geſetzwibrig. Die Koſtenfolge der Verurteilung oder der 
vrechung je für den betr. Angekl. wie auch gegenüber dem 
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Privatkl. iſt klar und deutlich vorgeſchrieben. Eine quotenmäßige Ver⸗ 
teilung nach 8 471 Abf. 2 SPD. kann bei dieſer Sachlage nicht 
ſtattfinden. 

Der Privatkl. hat gegen das amtsgerichtl. Urt. die Berufung 
eingelegt, ſoweit Michael G. freigeſprochen wurde (Fall Ia) und 
ihm — dem Privatkl. — ein Teil der Koſten auferlegt 
worden iſt. 

Das BG. hat das erſte Urteil in der Richtung gegen Michael 
G. aufgehoben, auch ihn i. S. der Privatklage verurteilt und aus⸗ 
geſprochen, daß er die auf die Anklage gegen ihn erwachſenen Koſten 
beider Inſtanzen zu tragen hat. Beſeitigt wurde damit die amts⸗ 
gerichtliche Koſtenentſcheidung nur im Verhältnis zwiſchen dem 
Privatkl. und Michael G., ſofern man annimmt, daß ſie ſich hier⸗ 
auf erſtreckt hat. Soweit das AG. eine quotenmäßige Koſtenvertei⸗ 
lung für den Privatkl. und Johann G. angeordnet hatte, wurde 
nichts geändert. Das BG. iſt über dieſen fehlerhaften Ausſpruch der 
Vorinſtanz hinweggegangen. Zur BerVerh. wurde nur Michael G. 
geladen. Nur mit ihm wurde die Hauptverh. gepflogen, obwohl die 
Privatklage in der Koſtenfrage auch in der Richtung gegen Johann 
G. anhängig geblieben und der zweitinſt. Entſch. unterbreitet war. 

Das BG. hätte unter Aufhebung des amtsgerichtl. Koſtenaus⸗ 
ſpruches weiter erkennen müſſen, daß der Angekl. Johann G., als 
zur Strafe verurteilt, die Koſten des gegen ihn gerichteten Ver⸗ 
fahrens beider Juſtanzen zu tragen und inſoweit die notwendigen 
Auslagen des Privatkl. zu erſtatten hat. Nachdem die Privatklage 
in allen Teilen durchgedrungen und durch die Berufung des Privatkl. 
ſachlich begründet war, kam für ihn jede Koſtenpflicht in Wegfall. 

Das dem Michael G. zur Laſt gelegte Vergehen der Bedrohung 
iſt eine ſelbſtändige Strafhandlung, die mit den Straftaten des 
Johann G. in keinerlei Zuſammenhang ſteht. Der Grundſatz des 
§ 471 Abſ. 4 Satz 2 StpO. entſpricht trotz feines anderen Wort⸗ 
lautes dem Grundſatz des 8 466 Abſ. 2 StßO. Die ſamtverbindliche 
Haftung mehrerer Privatbekl. hat nur dann einzutreten, wenn ſie 
in bezug auf dieſelbe Tat verurteilt wurden, wie die Entſch. 
des BayObLG. (Revgteg. IA 485/25) des näheren ausgeführt hat 
(vgl. auch Löwe⸗Roſenbern, Stpo., 16. Aufl. Anm. 10 zu 
8 471; Feiſenberger, SEO. Anm. 5 zu 8 471). 

Der zweitinſtanzielle Koſtenausſpruch im Verfahren gegen Mi⸗ 
chael G. iſt in Ordnung. Das Rechtsmittel iſt, ſoweit es nach dieſer 
Richtung eine Anderung bezweckt, erfolglos. Die in 8 471 Abſ. 1 
Stpo. feſtgeſetzte Verpflichtung hinſichtlich Erſtattung der notwen⸗ 
digen Auslagen des Privatkl. ergibt ſich ohne beſonderen Aus⸗ 
ſpruch von ſelbſt (Löwe⸗Roſenberg a. a. O. Anm. 3 zu 8 471). 
Hiernach war die Reviſion in der Privatklageſache gegen Michael G. 
mit der geſetzlichen Koſtenfolge (88 473, 471 StPO.) zu verwerfen, 
wobei zu beachten iſt, daß der Privatkl. als geſetzlicher Vertreter 
ſeines minderjährigen Sohnes — allein in dieſer Eigenſchaft kommt 
er hier in Betracht — nur mit dem Vermögen des Sohnes für die 
Koſten haftet (RG St. 48, 138; 53, 345). 

Zweifelhaft kann es erſcheinen, ob die Reviſion, die nur mit 
Angriffen gegen die zweitinſtanzielle Enlſch. begründet werden darf, 


nicht aber das amtsgerichtl. Urteil für ſich anfechten kann, in An⸗ 


ſehung der im Verfahren gegen Johann G. entſtandenen Koſten 
zuläſſig iſt, weil das BG. hierüber nicht verhandelt und nicht aus⸗ 
drücklich erkannt hat. 

Der Sen. hat die Frage bejaht. Das L. iſt offenbar davon 
ausgegangen, daß mit ſeiner vorl. Entſch. das ganze Ver⸗ 
fahren abgeſchloſſen fein ſoll. Das kann dem ſachlichen Er⸗ 
folge nach nur die Bedeutung haben, daß der falſche erſtinſtan⸗ 
zielle Koſtenanſpruch aufrecht erhalten wird, daß ſtillſchweigend eine 
Anderung desſelben im Verhältniſſe des Privatkl. zum Angekl. Jo⸗ 
haun G. abgelehnt iſt, obgleich nur ein Verſehen im Verfahren ur- 
ſächlich gewirkt haben wird. Vom Standpunkt des BG. aus müßte 
man, würde die Reviſion in dieſer Hinſicht nicht zugelaſſen, zu dem 
Ergebnis kommen, daß die fehlerhafte quotenmäßige Koſtenerteilung 
des erſten Urteils zuungunſten des Privatkl. rechtskraftig und un⸗ 
abänderlich würde. Die Möglichkeit zur Anfechtung eines Urteils 
Kann aber der Prozeßpartei nicht verſagt werden, wenn es, ſei es 
auch nur infolge vorſchriftswidriger Unterlaſſungen Nachteile für 
fie und ihre Rechtslage mit ſich bringt. Der Revgl. bezweckt die 
Beſeitigung der Unrichtigkeit, die durch die Unvollſtändigkeit der 
landgerichtl. Entſch. herbeigeführt wird. Die verfahrensrechtl. Mängel 
der zweilinſtanziellen Sachbehandlung find zwar vom Reväl. nicht 
gerügt. Man kann aber darüber hinweggehen. Die Beſchwerde, daß 
durch teilweiſe Aufrechterhaltung des amtsgerichtl. Koſtenausſpruches 
die ſachlich⸗rechtlichen Grundſätze des § 471, 465 SPD. verletzt find, 
iſt, wie ſchon oben ausgeführt wurde, gerechtfertigt. 

Das RevGer. hat Anlaß genommen, von ſich aus die im Geſetz 
vorgeſchriebene Entſch. über die Koſten der Privatklage gegen Jo⸗ 
hann G. zu treffen. Weitere tatſächliche Erörterungen kommen nicht 
in Frage. Johann G. wurde im Rer Verfahren beigezogen und ge⸗ 
laden. Er wird auf keinen Fall ſchlechter geſtellt, wenn die Sache 
in der Rev Inſtanz zum Abſchluß gebracht wird. Das BG. könnte, 
auch wenn die Zurückverweiſung zur neuerlichen Verhandlung er⸗ 
folgen würde, nicht anders erkennen, ſo daß es keinen Zweck hätte, 
die untere Inſtanz nochmals mit der Sache zu befaſſen. 
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Hiernach war der amtsgerichtl. Koſtenausſpruch im ganzen aufs 
zuheben und Johann G. zur Tragung der Koſten des gegen ihn ge⸗ 
richteten Verfahrens ſowie zur Erſtattung der dem Mrivatkl. hierauf 
erwachſenen notwendigen Auslagen zu verurteilen (88 465, 471 
StPO.). Damit iſt zugleich auch ohne ausdrückliche Erwähnung die 
Unſtimmigkeit der angefochteten landgerichtl. Entſch. beſeitigt. 

Gegenüber Johann G. hatte ſohin die Reviſion Erfolg, wes⸗ 
halb ihm als dem unterliegenden Teil nach 88 471, 473 Ste O. die 
Koſten des dritten Rechtszuges zur Laſt fallen. Dies gilt auch für 
etwaige Koſten, die in der BerInſtanz im Verfahren gegen dieſen 
Ungekl. erwachſen find. 

Die RevBeſchwerden in beiden Sachen hängen zuſammen. Der 
Senat iſt der Anſicht, daß die Reviſion im ganzen betrachtet durch 
unrichtige Sachbehandlung der Vorinſtanz veranlaßt worden iſt, 
weshalb es angezeigt war, die in der RevInſtanz erwachſenen Ge⸗ 
richtskoſten gemäß 8 6 GKG. niederzuſchlagen. Dieſelbe Maßnahme 
war geboten, ſoweit in der zweiten Inſtanz Gerichtskoſten für 
Johann G. angefallen fein ſollten. 

Der Senat verhehlt ſich nicht, daß für die hier getroffene 
Entſch. nicht durchweg poſitive Prozeßvorſchriften als anwendbar zur 
Verfügung ſtehen. Mit Mängeln, wie ſie in dieſem Verfahren her⸗ 
vorgetreten ſind, hat die Geſetzgebung nicht gerechnet. Es ent⸗ 
ſpricht aber der gegebenen Sachlage ſowie dem Sinn der Prozeß O., 
daß der hier eingeſchlagene einfachſte und kürzeſte Weg gewählt 
wird, um das Ziel einer ſachlich richtigen Koſtenentſcheidung zu 
erreichen. 

(BayoOb eG., I. StS., Urt. v. 22. Dez. 1926, RevReg. IA Nr. 164/26.) 
Mitgeteilt von RA. Robert Held, Starnberg. 
* 

23. 822 Geb. für Zeugen und Sachverſtändige. Die 
Beſtimmung über den Tageshöchſtſatz beſteht für ſich und 
zieht lediglich eine Grenze, über die die Entſchädigung 
an einem Tag nicht hinausgehen darf. Innerhalb dieſer 
Grenze iſt ausſchließlich nach der Zahl der tatſächlich ver⸗ 
ſäumten Stunden zu rechnen ohne Rückſicht darauf, wel⸗ 
chen Bruchteil eines Tages ſie darſtellen. Die Bemeſſung 
der Vergütung, je nachdem die Mittagsſtunde und damit 
die Tageshälfte überſchritten wird oder nicht, iſt dem 
Geſetze fremd und unzuläſſig. (Vgl. Wegner, Deutſche 
Geb. für Zeugen und Sachverſtändige, 1926, Anm. 9, 10 
und die dort angeführte Begründung der Geſetzesvorſchrift). 

Bis zu der in Abſ. 1 des 8 2 bezeichneten Höchſtgrenze der 
Stunden vergütung iſt der volle Verdienſtausfall zu erſetzen 
($ 2 Abſ. 2 letzter Satz). Es kommt alſo darauf an, wie viele Stunden 
der Zeuge verſäumt hat. Hierüber verordnet der $ 6, daß die Zeit 
als verſäumt gilt, „während welcher er — der Zeuge — ſeine ge⸗ 
wöhnliche Beſchaftigung nicht wieder aufnehmen kaun“ (Wegner 
a. a. O. Anm. 1 und 2 zu 86). Würde man den vom LG. feſt⸗ 
geſetzten Betrag von 7,50 % gutheißen, jo wären nur 5 Stunden mit 
dem Höchſtſatze vergütet. Es iſt jedoch anzunehmen, daß der Zeuge 
nach Art ſeiner Handelstätigkeit nicht innerhalb zeitlich feſtgeſetzter 
Büroſtunden arbeitet, daß ſich fein Geſchäftsbetrieb je nach Umſtänden 
auf die ganze Tageszeit erſtreckt, in der ſolche Verrichtungen vor⸗ 
genommen zu werden pflegen. Der Zeuge hat einen beträchtlichen Ge⸗ 
ſchäftsverluſt geltend gemacht, der einem Verdienſtausfall gleichzu⸗ 
ſtellen iſt. Es liegt nicht i. S. des Geſ., hierfür einen ſicheren Nach⸗ 
weis zu fordern (vgl. Wegner a. a. O. Anm. 12, 13 zu $ 3). Zieht 
man dies in Betracht, ſo kann zugunſten des Beſchwerdeführers die 
verlorene Geſchäftszeit auf 8 Stunden, d. i. von 12 Uhr mittags bis 
8 Uhr abends, angenommen und für 8 Stunden je ein Betrag von 
1,50 % zugeſprochen werden. 

(Bayobs G., StS. Beſchl. v. 21. Jan. 1927, BeſchwReg. I Nr. 823/26.) 


Oberlaudesgerichte. 


Berlin. a) Zivilſachen. 


1. 84 Abſ. 2 Rennwett⸗ und Lotterie⸗Geſetz; 88 762, 
763, 387, 812, 814 BOB. Geſtundete Wetteinſätze find nicht 
einklagbar. 1) 

Der Streit der Parteien betrifft die Klagbarkeit der geſtundeten 
Wetteinſätze, alſo die ſog. Kredit- oder Borgwette. Die Einrichtung 
einer laufenden Rechnung enthält begrifflich eine Stundungsabrede. 
Geſtundete Einſätze find aber nach $ 4 Abſ. 2 Rennwett⸗ und Lotterie. 
v. 8. April 1922 (RGBl. I, 393) nicht Klagbar. 

Das RennwettG. iſt zwar ein Teil des Geſetzes über Anderungen 
im Finanzweſen v. 8. April 1922 — Anlage 11 zu 8 2 dieſes Geſ. 


Zu 1. Die beiden Urt. klären den Rechtszuſtand bei der 
ſog. Borgwette. Der Begründung iſt m. E. nichts hinzuzufügen. 
Der Zuſammenhalt der Geſetzesbeſtimmungen ergibt zwingend, daß 
kreditierte Wetteinſätze nicht eingeklagt werden können (vgl. auch 
Warneyer, Komm. z. BGB. zu 8 762 J zu Anm. 4). 

Prof. Dr. H. Hoeniger, Freiburg i. Br. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


(RGBl. I, 335) —, alſo im weſentlichen ein Steuergeſetz. Aber auch 
ein Steuergeſetz Rann privatrechtliche Vorſchriften enthalten. Der 
Geſetzgeber hat in dem RennwettG. den Wettvertrag des Buchmachers 
unter beſonderen und vom BGB. abweichenden Regeln geſtellt. 

Die Vorſchriften des 8 4 Abſ. 2 beſagt nach ihrem Wortlaut und 
dem logiſchen Zuſammenhang ihrer Sätze, daß dem Buchmacher ein 
Rlagbarer Anſpruch auf geſtundete Einſätze verſagt iſt, auch wenn die 
Wette nach Abſ. 1 in formgültiger Weiſe abgeſchloſſen worden iſt. 
Satz 1 erklärt den formgerechten Wettvertrag nur für den Buchmacher 
für verbindlich. Dieſe Beſtimmung iſt nicht nur für die Begründung 
des Steueranſpruchs gegen den Buchmacher (8 11 REG.) erheblich, 
ſondern er enthält auch eine bürgerliche Rechtsſchrift. Satz 2 ſpricht 
aus, daß der gezahlte Einſatz nicht unter Berufung auf 8 762 BGB. 
zurückverlangt werden könne. Damit ſoll zum Ausdruck gebracht 
werden, daß der Wetteinſatz eine Leiſtung auf Grund der Wette 
darſtellt. 

Es handelt ſich alſo um eine Beſtimmung, die die Anwendung 
des 8 762 BGB. auf den Wettvertrag der Buchmacher klarſtellt. Diefer 
Satz nötigt zu dem Gegenſchluſſe: Iſt der Einſatz nicht gezahlt, ſo 
beſteht auf die Zahlung Rein Rechtsanſpruch. Dieſe Auffaſſung wird 
durch den dritten Satz beſtärkt: Entfällt auf den geſtundeten Einſatz 
ein Gewinn, ſo ſoll der Buchmacher befugt ſein, den Einſatz vom 
Gewinn abzuziehen. Dieſe Vorſchrift wäre unverſtändlich, wenn der 
Buchmacher einen Anſpruch auf Zahlung der geſtundeten Wette haben 
würde; denn alſo könnte er, ohne daß es einer beſonderen Beſtimmung 
bedurft hätte, mit ſeiner Forderung auf Zahlung des Einſatzes gegen 
die Forderung des Wettenden auf Auszahlung des Gewinnes auf⸗ 
rechnen (8387 BGB.). Die Auffaſſung, daß Abſ. 2 die Borgwette 
klaglos laſſen will, wird durch deſſen vierten Satz nicht entkräftet. 
Er beſagt, nachdem in Satz 1—3 die beſonderen, auf dem Wettvertrage 
ruhenden Rechtsbeziehungen zwiſchen Wettenden und Buchmacher ge⸗ 
regelt find; Im übrigen — alſo ſoweit jene beſonderen Rechts⸗ 
beziehungen nicht in Frage ftehen — bleiben die Vorfchriften des BGB. 
unberührt. Hierbei iſt z. B. an die Beſtimmungen über die Geſchäfts⸗ 
fähigkeit oder über unerlaubte Handlungen zu denken. Dagegen iſt 8 763 
BGB. oder der ihm zugrunde liegende Rechtsgedanke nicht anwendbar; 
dieſe Vorſchrift regelt die Verbindlichkeit eines ſtaatlich genehmigten 
Lotterie⸗ oder Ausſpielvertrages. Nachdem durch die beſonderen Vor⸗ 
ſchriften des Rennwett⸗ und Lotteriech. v. 8. April 1922 für das Ge⸗ 
biet der Rennwettverträge die Verbindlichkeiten beſonders geregelt 
ſind, iſt für die Anwendung des § 763 BGB. kein Raum. Zwar hat 
das NG. (NG. 93, ah angenommen, daß der Rechtsgedanke des 
9763 BGB. bei Geſchäftsbeſorgungsverträgen zur Vornahme einer 
Wette i. S. des Geſetzes betreffend die Wetten bei öffentlich veranſtal⸗ 
teten Pferderennen v. 4. Juli 1905 (RGBl. 595) mit Rückſicht darauf 
zugunſten des Wetters angewendet werden müſſe, daß die Wettunter⸗ 
nehmen behördlich erlaubt ſeien. — Nachdem das Gef. v. 8. April 
1922 die bürgerlich⸗rechtlichen Wirkungen der Rennwettverträge be⸗ 
ſonders geregelt hat, iſt für den Analogieſchluß zugunſten des Wett⸗ 
unternehmers kein Raum mehr geblieben. 

Die Auslegung des 8 4 Abſ. 2 wird geſtützt durch die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes. Die amtliche Begründung führt zu 
94 folgendes aus (Verhaudl. des RT., I. Wahlperiode 1920, Bd. 369 
Druckſ. Nr. 2870 S. 10 ff.): 

Nach 8 762 begründen Spiel und Wette keine Verbindlichkeit. 
Der Entwurf weicht in dieſer Beziehung hinſichtlich der verſteuerten 
Wetten und ſolcher Wetten, deren Verſteuerung durch Eintragung in 
das Wettbuch fichergeftellt iſt, ab. Dadurch, daß dieſe Wetten für... 
den Buchmacher verbindlich ſind, ſoll für die Wettenden ein Anreiz 
geboten werden, nur verſteuerte Wetten abzuſchließen .. . Die Wetten 
auch für die Wettenden in jedem Falle verbindlich zu machen, erſchien 
bedenklich. Den Wettenden ſoll nicht die Möglichkeit 
geboten werden, Wetten in einem Maße abzuſchlie⸗ 
ßen, das über ihre Verhältniſſe geht. Dadurch, daß ledig⸗ 
lich beſtimmt iſt, daß die gezahlten Einſätze nicht zurückverlangt wer⸗ 
den können, wird erreicht, daß der Buchmacher, ſoweit er nicht die 
Gefahr der Nichtzahlung tragen will, nur Wetten 
gegen bare Zahlung des Betrages abſchließen wird. 

Im übrigen ſollen die Vorſchriften des BGB. unberührt bleiben. 
Nach dem BGB. iſt die Wette ein gegenſeitiger Vertrag, der jedoch 
eine geminderte Wirkſamkeit hat. Alle Vorſchriften, die die Unwirk⸗ 
ſamkeit eines gegenſeitigen Vertrages betreffen (Einfluß argliſtiger 
Täuſchung, Minderjährigkeit) bleiben anwendbar. Selbverſtänd⸗ 
lich iſt, daß der Buchmacher, der den Einſatz geſtundet 
hat, kein Klagerecht gegen den Wettenden hat.“ 

Die Auffaſſung, daß die Borgwette nicht klagbar iſt, iſt im 
Schrifttum nicht angezweifelt worden. 

Mirre (Rennwettgeſetz 1922) gibt im weſentlichen nur die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte wieder; der RGghiKomm. zum BGB. (5. Aufl. 1923 
8 736 A 1) und der von Sörgel (3. Aufl. 8 763 Anm. 1) beſchränken 
ſich auf die Wiedergabe der Beſtimmungen des 8 4, Simeon⸗David 
(Lehrbücher BB. 12. und 13. Aufl. 1923) hebt ausdrücklich hervor, 
daß der nicht gezahlte Einſatz nicht eingeklagt werden kann. 


1) JW. 1919, 41. 1 
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Der Anſpruch des Kl. kann auch nicht auf ungerechtfertigte Be⸗ 
reicherung geſtützt werden. Der Anſpruch ſcheitert an 8814 BGB. 
em Kl. war, wie ohne weiteres anzunehmen iſt, jeweilig bei der 
Auszahlung der Gewinne das Recht zum Abzuge des Einſatzes und 
der Stand des Kontos der Bekl. bekannt. 

Auch aus dem Geſichtspunkte der unerlaubten Handlung iſt der 
geltend gemachte Anfpruch unbegründet. Die Vorſchriften für Spiel 
und Wette ſchließen für das Gebiet des Spiels eine Haftung aus 
unerlaubter Handlung, z. B. wegen Betruges, nicht aus (RG. 70, 5 2); 
RG. Warngtſpr. 1914 Nr. 74). Jedoch reicht das Vorbringen des Kl. 
zur Rechtfertigung einer unerlaubten Handlung nicht aus. 

(KG., 11. 3S., Urt. v. 7. Mai 1926, 11 U 2315/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Karl Reinshagen, Berlin. 
%* 


2. 8 807 ZPO. Der Gläubiger braucht nicht die Un⸗ 
einbringlichkeit der von ihm gepfändeten Forderungen 
des Schuldners darzutun, damit die Vorausſetzungen des 
8 807 ZPO. als gegeben angeſehen werden können. 


Nach der bereits in einem früheren Beſchluſſe (KGBl. 1914, 
44) ausgeſprochenen Anſicht des Senats hat der Gläubiger, der von 
feinem Schuldner nach 8 807 ZRD. die Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides verlangt, nur darzutun, daß eine Pfändung von beweglichen 
körperlichen Sachen des Schuldners zu feiner Befriedigung nicht 
geführt habe. Hieran ändert auch der Umſtand nichts, daß der 
Gläubiger einen Pfändungsbeſchluß über angebliche Bankguthaben 
der Schuldner erwirkt hakte, denn es handelte ſich bei der Pfän⸗ 
dung nur um „angebliche“ Forderungen der Schuldner, die tatſäch⸗ 
lich, wie fi) aus den vom Gläubiger nachträglich vorgelegten Mit⸗ 
teilungen der Drittſchuldner ergibt, z. Z. der Zuſtellung des Pfän⸗ 
dungsbeſchluſſes an dieſe auch nicht mehr beſtanden haben. Ebenſo⸗ 
wenig vermag der inzwiſchen eingetretene Ablauf der Vollziehungs⸗ 
friſt zur Aufhebung des amtsgerichtlichen Beſchluſſes zu führen. 
Zur Zeit ſeiner Erlaſſung, in dem Termine zur Eidesleiſtung, war 
die Friſt zur Vollziehung des Arreſtbefehls noch nicht abgelaufen. 
Auch die durch die Anordnung der Haft erſtrebte Eidesleiſtung hätte 
innerhalb der Friſt erfolgen können, ſo daß es im vorliegenden 
Falle keines Eingehens auf die Frage bedarf, ob überhaupt die 
Eidesleiſtung und nicht nur die Ladung innerhalb der Friſt zu er⸗ 
fol en hat. Der inzwiſchen eingetretene Ablauf der Vollziehungs⸗ 
lriſt gibt den Schuldnern nicht das Recht, im Wege der Beſchwerde 
die Aufhebung der Haftanordnung zu verlangen, ſondern begrün⸗ 


det, wenn der Gläubiger nach Friſtablauf Vollſtreckungsmaßregeln 


verlangt, lediglich den Rechtsbehelf der Erinnerung nach $ 766 880. 
(KG., 11. 8 S., Beſchl. v 27. Mai 1927, 11 W 4084/27.) 
Mitgeteilt von LER. Dr. Dienemann, Kottbus. 
* 


3. 58 717, 890 ZPO. 1. Iſt durch eine einſtpeilige 
Verfügung des AG. die Duldung einer Handlung bei 
trafandrohung angeordnet, dann durch Urteil die einſt⸗ 
weilige Verfügung aufgehoben und hiergegen Berufung 
eingelegt, dann iſt es unzuläſſig, eine Strafverfügung 
wegen Zuwiderhandlungen zu erlaſſen, die nach Verkün⸗ 
dung des AG. Urteils und vor Erlaß des die einſtweilige 
Verfügung aufrechterhaltenden LG. Urteils vorgenommen 
worden ſind. 

2. Die Strafverfügung dorf ſelbſt bann nicht erlaſſen 
werden, wenn das LG. die Zwangsvollſtreckung aus dem 
AcGhUrteil, durch das die einftw. Verf. aufgehoben iſt, z. Z. 
der Zuwiderhandlung einſtweilen eingeſtellt hatte. 

3. Eine Straffeſtſetzung nach 8 890 ZPO. hat ein Ver- 
ſchulden des Schuldners zur Vorausſetzung. 

G.., 17. 8 S., Beſchl. v. 11. Juni 1927, 17 W 4407/27.) 


u 4 5 762 BGB. Die ſog. Rennwetten mit dem 
unternehmer des Totaliſators oder dem konzeſſionierten 
uchmacher find Spielverträge, die nach $ 762 BGB. 

an verbindlich ſind, ſoweit nicht das Rennwett⸗ und 
otterieG. vom 8. April 1922 Ausnahmen beſtimmt. 


Kreditierte Wetteinſätze können danach nicht eingeklagt 
werden. 


1 Die Rennwette iſt ein Spielvertrag, der von 8 762 BGB. ge⸗ 
3 wird. Es geht nicht an, ſie als einen Lotterie⸗ oder Ausſpiel⸗ 
ir 8 i. S. des 8 763 BOB. zu behandeln. 8 4 des Rennwett⸗ 

nnd Lotteriegeſ. v. 8. April 1922 ſteht dem entgegen. In dieſer Be⸗ 

er ung wird angeordnet, daß der Unternehmer des Totaliſators und 

We Buchmacher Wettſcheine auszuſtellen oder die Wetten in ein 
ktbuch einzutragen haben, und ſodann vorgeſchrieben: 

puch „Ist der Wettſchein ausgehändigt oder die Wette in das Wett⸗ 

2 eingetragen, ſo iſt die Wette für den Unternehmer des Totali⸗ 


— — 


2) JW. 1908, 677. 


Rechtſprechung 
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ſators und den Buchmacher verbindlich. Ein von dem Wettenden 
gezahlter Einſatz kann nicht unter Berufung auf § 762 BGB. 
zurückverlangt werden. Soweit der Einſatz nicht gezahlt iſt, kann 
er von dem Gewinn abgezogen werden. Im übrigen bleiben die Vor⸗ 
ſchriften des BGB. unberührt.“ 

Hieraus ergibt ſich, daß das Geſetz die im Schrifttume ſtrei⸗ 
tige Frage, ob der mit einem ſtaatlich konzeſſionierten Wettunter⸗ 
nehmer geſchloſſene Vertrag unter 8 763 BGB. fällt, im verneinenden 


Sinue beantwortet, indem es von der Anwendbarkeit des 8 762 BGB. 


ausgeht, die Berufung auf dieſe Beſtimmung aber dem Wettunter⸗ 
nehmer, der den Wettſchein ausgehändigt oder die Wette in das 
Wettbuch eingetragen hat, überhaupt, dem Wettenden dagegen nur 
inſoweit verweigert, als er den von ihm gezahlten Einſatz zurück⸗ 
verlangt oder der Anrechnung des Kreditierten Einſatzes auf den 
gemachten Gewinn widerſpricht. Die Begründung zu dem Entwurf 
des Geſetzes (Verhandlungen des Reichstags I Wahlperiode 1920 
Bd. 369 Druckſ. Nr. 2870) beſtätigt dieſe Auslegung. Denn in der 
Begründung zu 8 4 heißt es: 

„, nach 8 769 BGB. begründen Spiel und Wette keine 
Verbindlichkeit. Der Entwurf weicht in dieſer Beziehung hinſichtlich 
der verſteuerten Wetten und ſolcher Wetten, deren Verſteuerung durch 
Eintragen in das Wettbuch ſichergeſtellt iſt, ab. Dadurch, daß dieſe 
Wetten für den Unternehmer des Totaliſators und den Buchmacher 
verbindlich ſind, ſoll für die Wettenden ein Anreiz geboten werden, 
nur verſteuerte Wetten abzuſchließen und die Winkelbuchmacher zu 
meiden. Die Wetten auch für die Wettenden in jedem 
Falle verbindlich zu machen, erſchien bedenklich. 
Den Wettenden ſoll nicht die Möglichkeit geboten werden, Wetten 
in einem Maße abzuſchließen, das über ihre Verhältniſſe geht. Da⸗ 
durch, daß lediglich beſtimmt ift, daß die gezahlten Einſätze nicht zu⸗ 
rückverlangt werden können, wird erreicht, daß der Buchmacher, 
ſoweit er nicht die Gefahr der Nichtzahlung der Wette tragen will, 
nur Wetten gegen bare Einzahlung des Betrages abſchließen wird. 
Im übrigen ſollen die Vorſchriften des BCB. unberührt bleiben. 
Nach dem bürgerlichen Recht iſt die Wette ein gegenſeitiger Vertrag, 
der jedoch eine geminderte Wirkſamkeit hat ... Selbſtver⸗ 
ſtändlich iſt, daß der Buchmacher, der den Einfaß 
geſtundet hat, kein Klagrecht gegen den Wetten⸗ 
den hat.“ 

(KG., 18. ZS., Urt. v. 27. Okt. 1926, 18 U 6632/26.) 
Mitgeteilt von KR. Voigt, Berlin. 


* 
Dres den. 


5. 83 UnlWöG. Bei einer Ortszeitung, deren Ver⸗ 
breitung regelmäßig durch entgeltliche Lieferung an feſte 
Bezieher erfolgt, liegt in der Angabe der Auflagenzahl 
die Behauptung, daß in der angegebenen Höhe feſte Abon⸗ 
nenten vorhanden ſind, trifft dies nicht zu, ſo iſt ein 
Verſtoß gegen 83 Un [WG. anzunehmen. ) 

Der Kl. gibt ſeit vielen Jahren das Tageblatt „A. Wochen⸗ 
blatt“, der Bekl. ſeit Jan. 1927 den wöchentlich einmal erſcheinen⸗ 
den „E. Hauptanzeiger“ heraus. In dem letzteren befindet ſich von 
der erſten Nummer an auf der erſten Seite links am Kopfe der 
Vermerk „Garantierte Auflage 9000“. Der Kl. behauptet: Dieſer 
Vermerk ſei unwahr und vom Bekl. in Kenntnis der Unwahrheit 
zu dem Zwecke angebracht, die Leſer irrezuführen. Der Durch⸗ 
ſchnittsleſer verſtehe unter der Bezeichnung „Auflage 9000“ die 
Zahl der Stücke, die von Abonnenten gegen Bezahlung bezogen 
würden. Tatſächlich werde aber der größte Teil der Nummern un⸗ 
entgeltlich an Perſonen verteilt, die die Zeitung gar nicht beſtellt 
hätten. Die falſche Angabe ſei geeignet, ſolche Leſer zu beſtimmen, 
die Zeitung feſt zu beſtellen und in ihr Ankündigungen und An⸗ 
zeigen erſcheinen zu laſſen. 

Dem LG. ift darin beizutreten, daß der Ausdruck „Auflage“ 
grundſätzlich die Zahl der Druckſtücke bedeutet, in der eine Druck⸗ 
ſchrift zum Vertriebe fertiggeſtellt wird. Bei Büchern wird auch 
kein Leſer etwas anderes unter der Auflagenziffer verſtehen. Auch 
bei Fachzeitſchriften von der Art des „Maſchinenmarkts“ und der 
„Papierwelt“ wird ein Mißverſtändnis kaum vorkommen. Solche 


Zu 5. Was unter dem Begriff der „garantierten Auflage“ einer 
Zeitung bzw. Zeitſchrift zu verſtehen iſt, war von jeher eine im Zei⸗ 
tungsgewerbe ſtrittige Frage. Das Urt. ſieht mit Recht davon ab, 
den Verſuch zu machen, dieſen Begriff in ſtarrer, für alle Zeitungen 
und Zeitſchriften in gleicher Weiſe gültiger Form feſtzulegen. Als Auf⸗ 
lage ſoll die Zahl von Stücken angeſehen werden dürfen, die in der 
bei der betreffenden Zeitung bzw. Zeitſchrift üblichen Weiſe 
regelmäßig verbreitet werden. Entſcheidend iſt alſo die bei dem 
einzelnen Blatt übliche Verbreitungsweiſe. Bei einer reinen 
Abonnentenzeitung darf als garantierte Auflage nur die Zahl der 
Abonnenten angegeben werden, bei einer gleichzeitig im Straßenhandel 
verbreiteten Zeitung auch die Stücke, welche dem durchſchnittlichen, 
entgeltlichen Abſatz entſprechen, wobei die regelmäßig unverkauft 
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Fachzeitſchriften werden, wie den in Betracht kommenden Leſern 
bekannt iſt, ſehr oft unentgeltlich an die Gewerbetreibenden des 
Fachs⸗ oder Geſchäftszweiges, worüber ſie berichten, zugeſandt; zur 
Deckung der Unkoſten und zur Erzielung eines angemeſſenen Ge⸗ 
winnes dient die Vergütung für die darin veröffentlichten Geſchäfts⸗ 
ankündigungen. 

Auch bei den großen Tageszeitungen und den verſchiedenen 
Illuſtrierten Wochenſchriften wird der Durchſchnittsleſer der An⸗ 
gabe der Auflagenziffer nicht gerade die Bedeutung beilegen, daß 
ſamtliche Stücke regelmäßig abgeſetzt würden. Dieſe Zeitſchriften 
werden, wie faſt jedem Leſer bekannt iſt, nur zu einem Teile an 
feſte Bezieher verſchickt; daneben erfolgt ihre Verbreitung in ſehr 
weſentlichem Umfange durch den Verkauf an Zeitungsſtänden und 
im Bahnhofs⸗ und Straßenhandel. Bei ſolchen Zeitungen rechnet 
das Publikum damit als mit etwas Selbſtverſtändlichem, daß ein 
nicht unerheblicher Teil der Nummern unverkauft bleibt, und daß 
der Verleger gar nicht imſtande iſt, die Zahl der Stücke, die wirk⸗ 
lich gegen Entgelt vertrieben werden, jeweils genau vorher anzu- 
geben. Immerhin würde auch hier jede Angabe zu beanſtanden 
ſein, welche den durchſchnittlichen entgeltlichen Abſatz weſentlich 
überſtiege. Bei einer Zeitung von der Art der des Bekl. aber 
liegen die Verhältniſſe noch weſentlich anders. Die Verbreitung 
ſolcher Zeitungen erfolgt in der Regel nur in der Weiſe, daß die 
Zeitung gegen Entgelt an feſte Bezieher geliefert wird; eine Ver⸗ 
teilung von Stücken ohne Vergütung pflegt daneben, wenn über⸗ 
haupt, nur in ganz geringem Umfange zu geſchehen. Die Abgabe 
im Bahnhofs⸗ und Straßenhandel iſt überhaupt nicht oder nur in 
geringem Umfange üblich. Deshalb wird hier ein ſehr beachtlicher 
und ſpohl ſogar der größte Teil der Durchſchnittsleſer, die ſich 
aus der Bevölkerung von A. und Umgebung zuſammenſetzen und 
den ihnen bekannten Vertrieb der Ortszeitungen durch Lieferung 
an feſte Bezieher auch bei der Zeitung des Bekl. als ſelbſtverſtänd⸗ 
lich vorausſetzen, die Angabe der Auflagezahl dahin verſtehen, daß 
die Zahl der Stücke gemeint ſei, die gegen die übliche Vergütung 
an feſte Bezieher abgegeben werden, mindeſtens aber, daß die 
Zahl der ſtändigen Leſer annähernd fo groß iſt (vgl. auch Roſen⸗ 
thal, Unl WG. 6. Aufl., Noten 23, 31, 91 zu 83). In der mit der 
Klage angegriffenen Faſſung iſt die Behauptung des Bell. ſomit 
unwahr; denn nach der eigenen Darſtellung des Bekl. werden nur 
etwa 1500 Stück, alſo höchſtens etwa der ſechſte Teil der Auf- 
lage (!), gegen Entgelt an feſte Bezieher geliefert. Um ſie als 
wahr erſcheinen zu laſſen, müßte der Bekl. eine Faſſung wählen, 
die beim Durchſchnittsleſer jeden Irrtum ausſchließk. Hierzu würde 
übrigens auch die neugewählte Geſtaltung: „Geſamtauflage der 
Probe⸗ und Abonnenten⸗Exemplare zirka 9000“ nicht genügen. 
Auch aus einem ſolchen Vermerk würde bei der dargelegten Ver⸗ 
breitungsart ein beachtlicher Teil der Leſer folgern, daß von dieſen 
9000 Stück der weitaus größte Teil an feſte Bezieher gegen Ver⸗ 
gütung abgegeben werde. Die Behauptung iſt zu Wettbewerbs⸗ 
zwecken aufgeſtellt; der Bekl. will durch fie feinen Leſerkreis er⸗ 
weitern und Geſchäftsankündigungen für ſeine Zeitung werben. Sie 
iſt auch geeignet, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots 
hervorzurufen. Von den Nummern, die unbeſtellt und unentgelt⸗ 
lich verteilt werden, bleibt erfahrungsgemäß ein erheblicher Teil 
ganz unbeachtet, während die bezahlten Stücke von den hier in 
Betracht kommenden Leſern, die nur eine Ortszeilung zu halten 
pflegen, eingehend durchgeleſen werden. Die Leſer, die unter „Auf⸗ 
lage 9000“ die ungefähre Zahl der Abonnenten berſtehen, nehmen 
an, daß die Zeitung bereits ſehr gut eingeführt ſei und Anküuͤndi⸗ 
gungen in ihr ganz beſonders wirkſam ſeien. Der Unterlafjungs- 
anſpruch des Kl. iſt ſomit aus $3 UnlWG. gerechtfertigt. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 12. Mai 1927, 4 0 110/27.) 


* 


zurückgehende Anzahl von Stücken abzurechnen iſt. Umgekehrt kann 
nach der Entſch. bei einer Zeitung oder Zeitſchrift auch die Zahl der 
unentgeltlich verteilten Stücke in die „garantierte Auflage“ mit ein⸗ 
bezogen werden, wenn, wie dies z. B. bei reinen Anzeigenblättern 
und gewiſſen Fachzeitſchriften vorkommt, unentgeltliche Verſendung zur 
üblichen Verbreitungsweiſe gehört. Man kann dieſer Entſch., die dem 
Geiſt des Wettbewerbrechts entſpricht, ohne den Bedürfniſſen des Zei⸗ 
tungsweſens Abbruch zu tun, nur zuſtimmen Sie entſpricht übrigens, 
ſoweit es ſich um entgeltlich verbreitete Zeitungen handelt, auch der 
einzigen poſttiven geſetzlichen Vorſchrift, die zur Zeit über den Be⸗ 
griff der Auflage exiſtiert, nämlich dem im nordamerikaniſchen Staate 
Kanſas geltenden Ge}. v. 29. Mai 1909 (Laws 1909 Ch. 124 88 1—5). 
Dieſes Geſ., das zum Zweck der Reinhaltung des Anzeigengeſchäfts 
irreführende Angaben über die Höhe einer Zeitungsauflage beſonders 
unter Strafe ſtellt, begrenzt den Begriff der Zeitungsauflage dahin, 
daß ſie die zum regelmäßigen Preis verbreiteten Stücke abzüglich der 
von den Zeitungshändlern und Kommiſſionären zurückgelieferten 
Exemplare umfaſſe. 
Miniſterialrat Dr. Häntzſchel, Berlin. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Hamburg. 

6. 88 922, 924, 103 8 PO. Die in einem Arreſtbefehl 
dem Schuldner auferlegten Koſten ſind nicht feſtzuſetzen, 
wenn gegen den Arreſtbefehl Widerſpruch erhoben iſt. 

8 924, der ausdrücklich beſtimmt, daß durch den Widerſpruch 
die Vollziehung des Arreſtes nicht gehemmt werde, kann aber nur 
auf den Arreſt ſelbſt, d. h. auf die angeordnete Sicherung der Gläu⸗ 
biger, nicht aber auf eine in dem Beſchluſſe daneben enthaltene 
Entſch. über die Koſten bezogen werden. 

(OLG. Hamburg, 2. 38., Beil. v. 7. April 1927, Bs Z 1177/27.) 
Mitgeteilt von RA. M. Flörsheim, Hamburg. 


b) Strafſachen. 
Berlin. I. Materielles Recht. 


7. 88 270, 360 Ziff. 11 StGB. Bei der Strafzumeſ⸗ 
ſung ſind die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Täters zu 
berückſichtigen. 

(KG., 2. StS., Urt. v. 25. Mai 1927, 2 8 246/27.) 
* 


S. 8266 Ziff. 2 StB. Untreue bei Verpfändung 
von Kuxen des neueren preußiſchen Rechts durch Übergabe 
der Kuxſcheine ohne die nach 8 108 ABG. erforderliche 
Schriftform. 

Zur Ausſetzung der Verhandlung und zur Einholung einer 
Auskunft des Grundbuchamts von Amts wegen über die Frage, ob 
die Gewerkſchaften überhaupt beſtehen, d. h. ob mehrere Perſonen 
Miteigentümer verliehener Bergwerke des Namens find (88 22 f., 
94 AB.), war das LG. nicht verpflichtet, weil für das Gericht nicht 
nur keine offenbare Unſicherheit über das Beſtehen der Gewerk⸗ 
ſchaften herrſchte, ſondern der in der Verhandlung vorgebrachte Be⸗ 
weisſtoff nach der Überzeugung des Gerichts zur genügenden Aufklä⸗ 
rung darüber geführt hatte. Das Vorbringen des Angehl. hierzu 
läuft letzten Endes auf nichts weiter als auf eine in dieſem Rechts⸗ 
zuge unſtatthafte Kritik der freien richterlichen Beweiswürdigung hin⸗ 
aus und iſt um ſo ungerechtfertigter, als zwar gewiß iſt, daß nach 
außen hin und Dritten gegenüber die Gewerkſchaft ſo lange vor⸗ 
handen iſt, wie fie als Eigentümerin des Bergwerks im Grund⸗ 
buche vermerkt iſt, aber aus der Nichteintragung im Grundbuche noch 
nicht mit Sicherheit auf deren Nichtbeſtehen geſchloſſen werden darf, 
weil die Tatſache allein, daß mehrere Perſonen Miteigentümer eines 
verliehenen Bergwerks werden, eine Gewerkſchaft ins Leben treten 
läßt (Arndt, 9. Aufl. Vorb. vor 8 94 AG.; Müller⸗Erz⸗ 
bach, Das Bergrecht Preußens, 1917, 238, 88 50 1 und 94 J ABG. 
und Art. 23 AG zH BO. (RGZ. 23, 203; 86, 3411). 

Im übrigen ſind die Tatbeſtandsmerkmale der Bevollmäch⸗ 
tigtenuntreue ausreichend feſtgeſtellt. Insbeſ. macht der Beſchwerde⸗ 
führer zu Unrecht geltend, ſchon nach den den äußeren Tatbeſtand 
der Untreue betr. Feſtſtellungen des RG. ſelbſt liege eine Verfügung 
über ein Vermögensſtück des Auftraggebers H., d. h. über ein als 
ſolches in feinem Aktivvermögen bereit3 vorhandenes und z. 8. der 
Verfügung deſſen Beſtandteil bildendes Einzelobjekt, wie ſie der 
Tatbeſtand des $ 266 Ziff. 2 StGB. verlangt, nicht vor. Die streitigen 
Kurſcheine waren nach dem vom LG. für erwieſen erachteten Sach⸗ 
verhalt vor der am 18. Juni 1925 bewirkten Übergabe an den 
Angel. rechtlich unzweifelhaft Vermögensſtücke des 80 denn nach 
der Feſtſtellung des LG. hatte H. die nach 8 105 1 ABG. zur über⸗ 
tragung der Kuxe allein erforderlichen ſchriftlichen Abtretungserklä⸗ 
rungen ſeiner Rechtsvorgänger und die zwar nicht zur Gültigkeit 
des Eigentumsüberganges, wohl aber gem. 88 105 III, 106 ABG. 
zur Geltendmachung ſeiner Rechte der Gewerkſchaft gegenüber not⸗ 
wendigen Kuxſcheine, deren Übergabe der neue Gewerke auf Grund 
der 58 105 II ABG. und 402 BGB. fordern kann, tatſächlich in 
ſeinen Händen. Hiervon ausgehend muß man die dem Angehl. mit 
dem in der Urkunde v. 18. Juni 1925 niedergelegten Auftrage über⸗ 
gebenen Kuxſcheine trotz der Tatſache, daß der Auftraggeber die in 
ſeinen Händen befindlichen Abtretungserklärungen zurückbehielt, zu 
den Vermögensſtücken des H. rechnen (Leipz Komm. 3. Aufl. Anm. 16 
zu § 266 Stoß B.). Kuxſcheine des neueren preuß. Rechts find nach 
der herrſchenden Lehre (vgl. Arndt a. a. O. Anm. 2 zu 8 103, 
Iſah, AB., Anm. 10 zu 8 103 Bd. 1, 520; Müller⸗Erz⸗ 
bach a. a. O. S. 270) und nach feſter Rechtſprechung des RG. 
(RG. 54, 351; RGSt. 46, 147) unbedenklich den Wertpapieren zu⸗ 
zuzahlen. Wenn danach ein ſolcher Kuxſchein auch nicht Träger 
des Kuxrechtes iſt, ſondern nur einen Nachweis hierfür darſtellt, 
ſo hat er doch ſchon wegen dieſer letzten Eigenſchaft einen ſelb⸗ 
ſtändigen Vermögenswert und iſt an ihm ſelbſtändiger Beſitz und 
Gewahrſam möglich. Kann darum die Übergabe des Kuxſcheines für 
ſich allein auch nicht die Folge haben, daß der Kux auf den Inhaber 
des Scheines übergeht oder daß ein Pfandrecht am Kuxe entſteht, 
jo kann doch über den Kuxſchein als vermögenswerte, beſitfähige be⸗ 


2) JW. 1915, 527. 


56. Jahrg. 1927 Heft 36) 


Rechtſprechung 


wegliche Sache verfügt und demgemäß auch rechtswidrig verfügt wer⸗ 
den. Im Sinne von 8266 Nr. 2 StGB. kann hier ein Rechtsaht, 
der eine Güterverſchiebung unmittelbar hervorruft, nicht gefordert wer⸗ 
den. Es genügt vielmehr infoweit, als der Kuxſchein zunächſt als 
Sache in Frage Kommt, jede Maßregel, die in irgendeiner Weiſe 
eine Veränderung in dem Verhältniſſe des Eigentümers zu der Sache 
herbeiführt. Eine rechtswidrige Verfügung i. S. des § 266 Nr. 2 liegt 
daher vor, wenn, wie die StR. hier rechtlich einwandfrei feſtgeſtellt 
at, der Bevollmächtigte durch Weitergabe der Kurſcheine an einen 
Dritten unter Mißbrauch des Vollmachtsverhältniſſes und abſichtlich 
zum Nachteil des Vollmachtgebers verfährt. Die Anwendung des 8 266 
Nr. 2 ſteht deswegen nicht entgegen, daß bei ſolcher Sachlage der Dritte 
bas erſtrebte Eigentum oder Pfandrecht etwa aus dem Grunde nicht er⸗ 
wirbt, weil dem Erwerbe des Rechts in dem Mangel der ſchriftl. Form 
($ 105 ABG.) oder eines ſchriftl. Vertrages (8 108 ABG.) ein Hinder⸗ 
nis im Wege ſteht; denn jedenfalls tritt doch eine Veränderung der 
Beſitzverhältuiſſe ein (RGGSt. 46, 149). Rechtlich einwandfrei iſt auch 
die Annahme des LG., daß der dem Dritten vom Angekl. einge⸗ 
räumte Beſitz der Kuxſcheine, der im Rechtsverkehr die weſentlichſte 
Rolle ſpielt (vgl. 88 103, 105, 108 AB. ; 88 808, 821 ZRO.; früher 
$ 109 ABG.), dem neuen Beſitzer ein den H. ſchädigendes Zurück⸗ 
behaltungsrecht gab, daß alſo auch eine ihn benachteiligende Ver⸗ 
lügung i. S. des 8 266 Nr. 2 vorlag. Für den hieſigen Fall, daß 
eine Pfandbeſtellung mit dinglicher Wirkung nicht bewirkt werden 
Ronnte, weil die Kuxſcheine zwar übergeben wurden, die nach $ 108 
Ach. erforderliche ſchriftliche Verpfändungserklärung aber fehlte, 
unterliegt die Auffaſſung, daß — von § 369 HGB. abzuſehen — der 
Angekl. dem Dritten vertraglich ein bloßes Zurückbehaltungsrecht 
mit der nur obligatoriſchen Wirkung, daß dem Dritten die Kux⸗ 
ſcheine zu belaſſen waren, bis die Forderung gegen den Angehl. 
bezahlt ſein würde, daß der Dritte die Scheine erſt zurückzugeben 
hatte, wenn er wegen der ihm gegen den Angekl. zuſtehenden Forde⸗ 
rung befriedigt war, als Sicherung eingeräumt hat, keinem recht⸗ 
lichen Bedenken (vgl. RG. 51, 87; 66, 27; 68, 389 2); 107, 336). 

Auch eine der Schriftform ermangelnde und daher nach 88 125 
VER. und 108 Ach. nichtige ſog. Verpfändung des Kuxes läßt ſich 
als Vereinbarung eines Zurückbehaltungsrechts am Kuxſchein nach 
9140 BB. aufrechterhalken (Jſay a. a. O. Anm. 10 zu 8 103 
S. 520 und Anm. 24 zu $108 S. 561). Der vom Angell. gezogene 
Vergleich mit der Begebung eines Schecks ohne Guthaben oder mit 
überzogenen Guthaben (vgl, RG. JW. 1925, 1467) trifft nicht zu; 
denn dort iſt Untreue aus dem Grunde verneint worden, weil in der 
bloßen Begründung einer Verbindlichkeit, alſo in der bloßen Be⸗ 
laſtung des Vermögens im allgemeinen, noch keine Verfügung über 
ein Vermögensſtück zu finden iſt. Um einen ſolchen oder ähnlichen 
Pall handelt es ſich hier aber nicht, wo der Angekl. unter Verletzung 
der ihm als Bevollmächtigten als ſolchen obliegenden Pflichten mit 
dem vom LG. angenommenen Bewußtſein, daß die Handlung ſeinem 
Vollmachtgeber nachteilig ſei, über die Vermögensſtücke des H. z. Z. 
er Tat bereits bildenden Kurſcheine zu deſſen Nachteil verfügt hat. 
(ch., 2. StS., Urt. v. 9. Okt. 1926, 2 8 524/26.) 

Mitgeteilt von KR. Körner, Charlottenburg. 


- * 
9. 8 351 StGB. Begriff des Regiſters. ) 
(KG., 2. StS., Urt. v. 20. Nov. 1926, 2 8 591/26.) 
Urt. abgedr. JW. 1927, 92610. 


* 

10. 8360 Ziff. 11 St. Der grobe Unfug iſt Vor⸗ 

ſatzdelikt. Der Vorſatz des Täters muß den Erfolg mit 
umfaſſen. (A. M. RGSt. 16, 100.) 

Wenn der Vorderrichter die Feſtſtellung, daß die Angehl. bei 
gehöriger Überlegung hätten erkennen müſſen, daß ihre Tat geeig⸗ 
„et war, die Geſellſchaftsordnung in erheblichem Maße zu ſtören, 
Ur ausreichend hält, um darauf die Verurteilung der Angekl. wer 
nn 

2) JW. 1908, 44. 


Zu 9. A. Anm. Prof. Merkel, abgedr. ZW. 1927, 926. 


— B. Die Beſprechung von Merkel (JW. 1927, 92610) über den 
Degriff des Regiſters i. S. des 9 351 StGB. bedarf weniger wegen 
ihrer Form als aus dem Grunde einer Entgegnung, weil ſie von 
nurichtigen tatſächlichen Vorausetzungen ausgeht und neben der Sache 
De Wie Inhalt und überſchrift der Mitteilung Nr. 10 ergeben, 
‚einge fie lediglich einen Ausſchnitt aus einem Urt. Von den um⸗ 
Kngveichen Gründen des die Rev. des u. a. aus 88 348 II, 349, 350, 
—— 954, 73 StGB. verurteilten Angekl. zurückweiſenden Urt. des 
G. war nur der kleine Teil von juriſtiſchem Intereſſe und daher 
Ai Veröffentlichung beſtimmt, der den Begriff des Regiſters feſtlegte 
99 55 ſich gegen die — ja auch von der Beſprechung mißbilligte — 
nt des 28, wandte, daß die loſe zuſammengelegten Empfangs⸗ 
an deinigungen ein Regiſter bildeten. Inſoweit erſchien unter Zu⸗ 
rundelegung der vom LG. für erwieſen erachteten — und für das 
ey. bindenden — Tatſachen die Anwendung des § 351 StGB. als 
vogererhertigt. Ju eine nähere Unterſuchung darüber, ob ſonſtige — 
om LG. nicht feſtgeſtellte — Tatſachen vorlagen, die — aus anderen 
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gen groben Unfugs zu ſtügen, fo folgt er der vom Lpz Komm. in 
Anm 21 zu 8 360 Ziff. 11 StGB. mitgeteilten Rſpr., insbeſ. der 
des NÖ. (vgl. RGSt. 16, 100). Dieſes vertritt den Standpunkt, 
der grobe Uufug ſei zwar ein vorſätzliches Delikt, der Vorſatz 
brauche ſich aber nur auf die Handlung des Täters zu beziehen, 
nicht jedoch den Erfolg der Handlung zu umfaſſen. Dieſer Anſicht 
vermag der Sen. nicht beizutreten, da ſie nach zwei Richtungen un⸗ 
zutreffend erſcheint. Solche vorſätzlichen Handlungen, bei denen ein 
Teil der Tatbeſtandsmerkmale vorſätzlich, ein anderer Teil fahr⸗ 
laſſig herbeigeführt werden kann, kennt das StGB. nicht. Daher 
hätte es im Geſ. zum Ausdruck gebracht werden müſſen, wenn für 
den Tatbeſtand des groben Unfugs eine ſolche Miſchung von Vorſatz 
und Fahrläſſigkeit genügen und gleichwohl der grobe Unfug ſeinen 
Charakter einer vorſätzlichen Handlung nicht einbüßen ſollte. Denn 
der Regel nach wird eine ſtrafbare Handlung, wenn auch nur ein 
Teil der Erfüllung des Tatbeſtandes auf Fahrlaſſigkeit beruht, da⸗ 
durch zum Fahrläſſigkeitsdelikt geſtempelt. Auch der Kraftwagen⸗ 
führer, der unter Nichtbeachtung der polizeilichen Vorſchriften durch 
die Straße fährt und dabei jemanden verletzt, führt die Handlung, 
die den rechtswidrigen Erfolg verurſacht, vorſätzlich aus; nur des⸗ 
halb, weil er dieſen Erfolg nicht gewollt hat, aber hätte voraus⸗ 
ſehen müffen, wird feine Tat als nur fahrläſſig angeſehen. Und ſo 
iſt es bei allen Fahrläſſigkeitshandlungen; bei allen wird das Ver⸗ 
ſchulden des Täters darin erblickt, daß er eine vorſätzlich begangene 
Handlung nicht unterlaſſen hat, obwohl er bei gehöriger überlegung 
hätte erkennen müſſen, daß ſie den eingetretenen rechtswidrigen 
Erfolg herbeiführen konnte. Sodann ſteht die oben bezeichnete An⸗ 
ſicht auch im Widerſpruch zu der herrſchenden, insbeſ. auch vom 
NG. vertretenen Auffaſſung, daß der Tatbeſtand des groben Un⸗ 
fugs nicht vorausſetzt, daß die Tat zu einer Störung der öffent⸗ 
lichen Ordnung geführt hat, er vielmehr ſchon dann gegeben er⸗ 
ſcheint, wenn die Tat geeignet war, eine ſolche Störung hervor⸗ 
zurufen (Lpz Komm. Anm. 18 zu § 360 Ziff. 11 StGB.). Hiernach 
iſt der grobe Unfug gar kein Erfolgsdelikt, und daher läuft die 
Auſicht, der Vorſatz des Täters brauche den Erfolg der Tat nicht 
zu umfaſſen, in Wirklichkeit auf die Meinung hinaus, der Täter 
brauche ſich über eine Eigenſchaft ſeiner Handlung nicht im klaren 
zu ſein, wenn er ſie nur bei gehöriger Überlegung hätte erkennen 
müſſen, eine Meinung, die ebenſowenig geeignet ift, die Vorſtellung 
aufrecht zu erhalten, daß bei einem ſolchen Sachverhalt noch eine 
vorſätzliche ſtrafbare Handlung vorliegt. Hiernach kann man ſich 
der vom pz Komm. wiedergegebenen Auffaſſung des RG. nur an⸗ 
ſchließen, wenn man den groben Unfug als Fahrläſſigkeitsdelikt an⸗ 
ſehen will. Das zu tun lehnt der Sen. ab. 
(Kg, 2. Sts., Urt. v. 2,/9. Juli 1927, 2 8 317/27.) 
Mitgeteilt von KERN. Körner, Charlottenburg. 
* 


II. 8 367 Ziff. 3 StGB.; 8 1 Arzneimittel VO. vom 
22. Okt. 1901/27. März 1925 (RG Bl. S. 330/140) und Ziff. 9 
des Verzeichniſſes A dazu. Künſtliche Mineralquellſalze 
ſind Zuſammenſetzungensverſchiedener chemiſcher Stoffe, 
durch die der Salzgehalt einer natürlichen Mineralquelle 
dargeſtellt wird. Ziff. 9 des Verzeichniſſes A gibt daher 
nicht ſolche Tabletten frei, zu deren Herſtellung nur ein 
einziges Salz verwendet iſt (Tabletten eines biochemiſchen 
Vereins). Feſtſtellungen des Tatrichters für die Auslegung 
von Rechtsbegriffen binden das Revcker. nicht. ) 


Jene Begriffsbeſtimmung könnte nicht aufrechterhalten werden, 
wenn die Feſtſtellung des AG., daß die Emſer Paſtillen nur ein 
Salz (Kochſalz) enthielten, richtig wäre. Dieſe Feſtſtellung iſt für das 
RevGer. nicht bindend. Nur diejenigen Feſtſtellungen des Tatrichters, 
auf die das Strafgeſetz anzuwenden tft, find für das NevGer. bin⸗ 
dend, nicht aber ſolche, die der Tatrichter getroffen hat, um darauf⸗ 


Gründen — die Anwendung des 8 351 rechtfertigten, konnte das KG. 
als Rev. nicht eintreten. Es hatte auch keinerlei Anlaß zur Auf 
hebung, weil keine Feſtſtellungen des Tatrichters vorlagen, die auf 
die Anwendung eines anderen Teils des Tatbeſtandes des 8351 hin⸗ 
gewieſen hätten. Das KG. hat vielmehr, da nach der Sach⸗ und 
Rechtslage es ansgeſchloſſen erſchien, daß die unrichtige Anwendung 
des 8 351 durch das LG. auf die Strafhöhe von Einfluß geweſen 
wäre, die Rev. mit der Maßgabe zurückgewieſen, daß die Verurteilung 
aus 8 351 in Wegfall kam. Damit wird auch der zweite Teil der 
Beſprechung gegenstandslos. Überdies hätte der in den Gründen vom 
KG. vollſtändig gewürdigte Sachverhalt ſchon deswegen keinen Anlaß 
geboten, auf die 88 267 ff. StGB. einzugehen, weil es ſich⸗ bei dem 
„falſchen Ablieferungsſchein“ um eine echte, von einem Empfänger auf 
Bitten des angekl. Poſtſchaffners wegen angeblichen Verluſtes der 
erſten ausgeſtellte zweite Empfangsbeſcheinigung handelte. 
Körner, Charlottenburg. 


Zu 11. Eine in verfahrensrechtlicher Hinſicht intereſſante Ent⸗ 
ſcheidung. Der Gedankengang des RG. iſt folgender: Der Satz: 
„Künſtliche Mineralquellſalze find Zuſammenſezungen verſchiede⸗ 
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hin Anhaltspunkte für die Auslegung von Rechtsbegriffen zu ge⸗ 
winnen. Solche Feſtſtellungen des Tatrichters können für das RevGer. 
unmöglich bindend ſein, da es ſonſt genötigt wäre, ſeine Auslegung 
des Geſetzes im einzelnen Falle dieſen Feſtſtellungen anzupaſſen. 
Das Never. iſt in der Auslegung des Geſetzes frei und deshalb be⸗ 
fugt, wo es zur Auslegung Ermittelungen katſächlicher Art, insbeſ. 
der Mitwirkung von Sachverſtändigen bedarf, dieſe ſelbſtändig vor⸗ 
zunehmen, ohne dabei an die Vorſchriften der StPO. über Beweis⸗ 
erhebung gebunden zu ſein. Da der bisherige Beweisſtoff ihm nicht 
genügt, hat der Senat ein Gutachten darüber eingeholt, ob und 
welche Mineralquellen es gibt, deren durch Eindampfen oder durch 
Kriſtalliſation gewonnenes Produkt 1 — ein — chemiſch reines Salz 
it, ob insbeſ. das aus einer der Emſer Quellen gewonnene Produkt 
ein chemiſch reines Kochſalz iſt. Nach dieſem überzeugenden Gut⸗ 
achten ſind Mineralquellen (Quellwäſſer mit relativ hohem Gehalt 
an gelöſten Stoffen), die nur einen Stoff gelöſt enthalten, die alſo 
beim Eindampfen als Rückſtand ein chemiſch reines Salz liefern, 
kaum irgendwo auf der Erde vorhanden. Auch bei genauer Durchſicht 
des unter Mitwirkung des Reichsgeſundheitsamtes zuſtande gekom⸗ 
menen Deutſchen Bäderbuches, eines großen Werkes, das u. a. die 
Analyſen aller deutſchen Mineralquellen enthält, läßt ſich keine der⸗ 
artige Mineralquelle ermitteln. Die dort aufgeführten Analyſen 
ergeben vielmehr ausnahmslos eine Vielheit von Salzen, von denen 
die Mehrzahl allerdings in quantitativer Hinſicht ſehr zurücktritt. 
Desgleichen bezeichnet es der Sachverſtändige als jedenfalls ganz un⸗ 
wahrſcheinlich, daß es Mineralquellen gibt, deren durch Kriſtalliſation 
gewonnenes Produkt ein chemiſch reines Salz iſt. Ebenſo iſt mit 
dem Sachverſtändigen die Frage zu verneinen, ob das aus einer der 
Emſer Quellen gewonnene Produkt ein chemiſch reines Kochſalz iſt. 
Dieſe Annahme des AG. iſt unrichtig, mag man fie nun auf ſog. 
kKünſtliches Emſer Salz beziehen oder das im Handel befindliche natür⸗ 
liche Emſer Salz im Auge haben, das durch Eindampfen von Emſer 
Waſſer gewonnen wird und vorwiegend aus Natriumbikarbonat 
(doppelkohlenſaurem Natron) und Natriumchlorid (Kochſalz) beiteht 
und außerdem noch geringe, aber dennoch nicht ganz unweſentliche 
Mengen von Kaliumſalzen einerſeits und von ſchwefelſauren Salzen 
anderſeits enthält, während die übrigen Beſtandteile der Menge nach 
ſehr zurücktreten. Es handelt ſich mithin auch beim Emſer Salz, 
wie bei den übrigen natürlichen Mineralquellſalzen um ein Salz⸗ 
gemenge, d. h. um eine Vielheit von Einzelbeſtandtetlen. Der Senat 
hält deshalb an ſeiner oben wiedergegebenen Auslegung feſt, nimmt 
insbeſ. an, daß ein künſtliches Mineralquellſalz nur ein ſolches iſt, 
das aus einer Zuſammenſetzung verſchiedener chemiſcher Stoffe be⸗ 
ſteht. Das Wort „künſtlich“ auf die Herſtellungsweiſe eines zur Be⸗ 
reitung der Paſtillen verwendeten Salzes zu beſchränken, wie es 
Sonnenfeld, Handel mit Drogen u. Giften, 3. Aufl. Anm. 17 
zum Verz. A S. 178 tut, muß der Senat ablehnen, da bei der Her⸗ 
ſtellung des einzelnen Salzes das Ergebnis genau dasſelbe iſt, ob man 
nun das Salz aus Mineralwaſſer, bergmänniſch oder auf chemiſchem 
Wege gewinnt. Ob von einem Rünftlichen Mineralquellſalze nur ge⸗ 
ſprochen werden kann, wenn bei der Herflelfung ein natürliches 
Mineralquellſalz abſichtlich nachgebildet iſt und ob und in wel⸗ 
chem Maße das Miſchungsverhältnis der mehreren chemiſchen Stoffe 
dem des natürlichen Mineralquellſalzes entſprechen muß, braucht hier 
nicht entſchieden zu werden, da bei der hier gebilligten Geſetzesaus⸗ 
legung die von dem Angekl. abgegebenen Tabletten ſchon deshalb 
keine aus künſtlichem Mineralquellſalz bereitete find, weil ſtets nur 
ein Salz zu ihrer Herſtellung verwendet iſt. Aus dieſem Grunde 
braucht auch auf die vom Angekl. angeregte Frage, wie die in der 
ſog. Komplexbiochemie verwendeten Tabletten zu beurteilen ſind, 
nicht eingegangen werden. Die chemiſche Zuſammenſetzung des zur 


ner chemiſcher Stoffe uſw.“, wäre unrichtig wenn es zuträfe, daß 
die Emſer Paſtillen nur ein einziges Salz enthielten. Denn die 
Emſer Paſtillen ſind unzweifelhaft „aus natürlichen Mineralwäſſern 
oder aus künſtlichen Mineralquellſalzen bereitete Paſtillen“. Da aber 
der Tatrichter ſeine Feſtſtellung, daß die Emſer Paſtillen nur ein 
Salz enthielten, lediglich zu dem Zwecke getroffen hat, um mit ihrer 
Hilfe die obige abſtrakte Beſtimmung des Begriffs „künſtliche Mi⸗ 
neralquellſalze“ zu widerlegen, da dieſe Feſtſtellung alſo mit dem 
Konkreten Sachverhalt nichts zu tun hat, fo iſt das RevGer. an 
dieſe Feſtſtellung nicht gebunden. Nur an diejenigen Feſtſtellungen 
iſt das RevGer. gebunden, die den konkreten Sachverhalt, wie er 
ſich auf Grund der Beweisaufnahme darſtellt, betreffen, nicht an 
ſolche, die den Sinn eines Rechtsbegriffs erläutern ſollen. Man 
kann auch ſo formulieren: Es handelt ſich um die Subſumtion des 
betr. biochemiſchen Mittels unter den Begriff „Rünftliches Mineral⸗ 
quellſalz“; dieſe Subſumtion iſt davon abhängig, wie man den Be⸗ 
griff auslegt; die Umgrenzung des Begriffs aber iſt wiederum abhängig 
von den damit verfolgten Zwecken, d. h. davon, welche tatſächlichen 
Lebenserſcheinungen man mit Hilfe dieſes Begriffs meiſtern will. 
Alſo iſt die Feſtſtellung zahlreicher tatſächlicher Vorgänge für die 
Auslegung des Begriffs und für die Ausdehnung, die er erhalten 
ſoll, weſentlich. Bei der Nachprüfung dieſer den abzuurteilenden 
Fall nur mittelbar berührenden Lebenserſcheinungen aber iſt das 
Revber. frei. Ich habe dieſen Gedanken (Beiträge zur Lehre von 
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Herſtellung der Tabletten verwendeten Milchzuckers kann deshalb 
unerörtert bleiben, weil er nur als arzneilich indifferentes Binde⸗ 
mittel verwendet wird, das bei der Herſtellung der Tabletten zur 
Erzielung ihrer Feſtigkeit notwendig und üblich iſt. 
(KG., 2. StS., Urt. v. 20. Nov. 1926, 2 8 534/26.) 
Mitgeteilt von KR. Körner, Charlottenburg. 


x 
Celle. 

12. 8 193 StGB. findet auf Außerungen eines Richters 
Anwendung, wenn dieſe zur ſachgemäßen Erledigung der 
Beweisaufnahme erfolgten. 

Als der Zeuge U. das Sitzungszimmer betrat, rief ihm der 
Angekl. in lautem Tone zu, daß er draußen Zeugen ausgehört habe. 
Auf die Privatklage des U. wurde der Angel. freigeſprochen und 
die Rev. zurückgewieſen, weil dem Angekl. nach Vernehmung des 
Zeugen B. der Verdacht gekommen ſei, daß ſich der Privatkläger noch 
vor ſeiner Vernehmung draußen mit dem Zeugen B. oder dem eben⸗ 
falls ſchon vernommenen Zeugen Bl. über die von beiden gemachten 
Ausſagen unterhalten habe. Wenn die StK. dann in der auf Grund 
dieſes Verdachtes gegenüber dem Privatkläger gemachten Bemerkung 
des Angekl. eine Beleidigung gem. 8 185 StGB. erblickt habe, die 
jedoch nach 8 193 StGB. ſtraflos ſei, fo ließen dieſe Ausführungen 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Der Angehl. hatte als vernehmen⸗ 
der Richter für eine ſachgemäße Erledigung der Beweisaufnahme Sorge 
zu tragen. Dazu gehörte aber die Unterſagung und Rüge einer münd⸗ 
lichen Ausſprache zwiſchen vernommenen und noch zu vernehmenden 
Zeugen. Wenn der Angekl. durch feine tadelnde Außerung feinem 
nach der Sachlage nicht unbegründeten Verdacht Ausdruck verliehen 
habe, ſo ſei dies zur Ausführung von ihm als vernehmenden Richter 
zuſtehenden Rechten geſchehen. Der Angekl. hätte damit nicht, wie 
die Rev. ausführt, die Intereſſen dritter Perſonen wahrgenommen, 
ſondern hätte in Erfüllung der ihm obliegenden Pflichten in Wahr⸗ 
nehmung ſeiner eigenen berechtigten Intereſſen gehandelt, ſo daß die 
Anwendung des 8 193 StB. gerechtfertigt ſei. 

(OLG. Celle, StS., Urt. v. 11. Juli 1927, 3 V 46/7.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Berghaus, Aurich (Oſtfrieslaud). 
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. 13. 8 193 StGB. Der Ausdruck „Notoriſcher Lügner“ 
iſt nicht unter allen Umſtänden beleidigend. Die Straf- 
barkeit hängt von der näheren Auslegung der Worte ab, 
Der Strafſchutz des § 193 StGB. erfordert, daß der Gegen- 
angriff im richtigen Verhältnis zu dem Angriff fteht. 

Das LG. führt aus, der Angell. habe, als er den Privatkl. als 
notoriſchen Lügner bezeichnete, zur Wahrung ſeiner Inter⸗ 
eſſen gehandelt, weil er mit dieſer Kennzeichnung des Privatkl. 
eine ſog. Bewetseinrede i. S. 8 283 ZPO. geltend gemacht habe. Nach 
dem ganzen Zuſammenhang ſeiner Ausführungen will es damit an⸗ 
nehmbar zum Ausdruck bringen, daß der Augehl. die fragliche Auße⸗ 
rung zur Wahrnehmung eines berechtigten Intereſſes 
gebraucht habe. Hier gewinnt es aber den Anſchein, als ob das LG. 
den Begriff „zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen“ i. S. 8193 
Stch B. verkannt habe. Es überſieht, daß die Anwendung dieſer Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift weiter zur notwendigen Vorausſetzung hat, daß die 
Verletzung fremder Ehre als ein durch die Umſtände gebote⸗ 
nes Mittel der Wahrnehmung der Intereſſen des Beleidigers er⸗ 
ſcheint, wenn nämlich dieſem nicht zugemutet werden kann, die 
Wahrnehmung feines Intereſſes mit Rückſicht auf die Ehre eines 
anderen preiszugeben. Angriff und Abwehr müſſen im Falle 8193 
StGB. ebenſo im richtigen Verhältnis zueinander ſtehen, wie im Falle 
8 53 SGB. Wie die Überſchreitung der Notwehr nicht mehr berech⸗ 
tigte Notwehr iſt, ſo liegt auch eine Wahrnehmung berechtigter In⸗ 
tereſſen dann nicht mehr vor, wenn der Gegenangriff im Verhältnis 
zum Angriff das nach Umſtänden erforderliche Maß überſchreitet. 
Das LG. hätte daher näher darlegen müſſen, warum im gegebenen 
Falle die Außerung „notoriſcher Lügner“ das zur Wahrnehmung der 
berechtigten Intereſſen des Angekl. gebotene Mittel war oder doch 
wenigſtens von dem Angehl. als ſolches angeſehen werden konnte, 
und das um fo mehr, als dem Angehkl. ſehr wohl andere, nicht be⸗ 
Dee Hr k 
der Rev. S. 75) fo ausgedrückt: „Jede Subſumtion ift reviſibel und 
ebenſo jede zum Zwecke der Subſumtion vorgenommene Hilfsope⸗ 
ration, wie die Anwendung von Erfahrungsſätzen bei der Subſum⸗ 
tion, während andererſeits die gleiche Tätigkeit — zum Zwecke der 
Beweiswürdigung vorgenommen — irreviſibel iſt.“ 

Übrigens iſt die Behauptung, daß die Emſer Paſtillen nur ein 
Salz enthalten, m. E. gar nicht tatſächlicher Art, ſondern ein aus 
einer Anzahl von Einzelbeobachtungen gewonnener Erfahrungsſatz, 
der beſagt: Paſtillen von dieſer Zuſammenſetzung werden „Emſer 
Paſtillen“ genannt. 

Zum Vergleiche fer ſchließlich noch auf das Urteil des ORG. 
Braunſchweig, ZStW. 47, 295, verwieſen. 

LOR. Priv Doz. Dr. Mannheim, Berlin. 
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leidigende Ausdrücke zur Verfügung ſtanden, mit denen er die Un⸗ 
glaubwürdigkeit des Privatkl. hinreichend kennzeichnen konnte. 
Ves eiteren find auch die Erwägungen, auf Grund deren das 
28. verneint, daß aus der Form der fraglichen Außerung die Be⸗ 
leidigungsabſicht hervorgehe, rechtlich nicht bedenkenfrei. Unzweifelhaft 
gibt es Ausdrücke, die, wie die Schimpfworte, ſo grob und ſcharf in 
er Form gefaßt ſind, daß ihr Gebrauch ohne weiteres den Schluß 
auf das Vorliegen der Beleidigungsabſicht rechtfertigt. Das L. hätte 
daher zunächſt die Außerung „notoriſcher Lügner“, die ſich durch 
eine beſonders ſcharfe Form kennzeichnet, daraufhin prüfen, ihre Be⸗ 
deutung auslegen und dann dartun müſſen, ob oder ob nicht aus 
ihr — trotz ihrer beſonders ſcharfen Form — die Abſicht der Be⸗ 
leidigung hervorgehe. Die Ausführungen des LG., die ſich auf die 
Form der von dem Angekl. gebrauchten Außerung beziehen, enthalten 
aber auch einen Verſtoß gegen das Denkgeſetz; denn, wenn das LG. 
ſagt, daß der Angekl., als er die Außerung tat, gar nicht an die 
Eyre des Privatkl. gedacht habe und daraus folgert, daß er die in dem 
Ausdruck „notoriſcher Lügner“ liegende Übertreibung gerade für 
notig gehalten habe, um ſeine Intereſſen zu wahren, ſo iſt dieſer 
Ausſpruch logiſcherweiſe unvereinbar mit der Annahme des LG., 
daß der Angekl., als er die Außerung gebrauchte, ſich bewußt ge⸗ 
weſen ſei, daß fie die Ehre des Privatkl. verletze. Hat aber der An⸗ 
gekl. dieſes Bewußtſein gehabt, dann iſt auch der von dem LG. aus 
der gegenteiligen Annahme gezogene Schluß in keiner Weiſe ge⸗ 
rechtfertigt, wie ja auch allgemein eine gewollte Übertreibung, alſo eine 
abſichtliche Grenzüberſchreitung in der Form bei § 193 gerade fir 
das Vorliegen der Beleidigungsabſicht in der Rſpr. gedeutet wird. 
(OLG. Dresden, 1. StS., Urt. v. 16. Febr. 1927, 108 4/27.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Weber, Dresden. 


* 


14. 5 193 StB. Der Strafſchutz des § 193 StGB. 
ſezt voraus, daß der Beleidiger berechtigte Intereſſen 
auch wirklich wahrnehmen wollte. Soweit $ 193 eine 
Strafbarkeit begründet, iſt neben der Beleidigungsabſicht 
das Bewußtſein erforderlich, die für die Intereſſenwahr- 
nehmung gebotenen Grenzen überſchritten zu haben. Wer 
lemandem paſſive Beſtechung nachſagt, kann den Straf⸗ 
ſchutz des $ 193 gegebenenfalls beanſpruchen. 

(OLG. Dresden, 2. FerStS., Urt. v. 16. Sept. 1926, 2 OSt 114/26.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Al fr. Weber, Dresden. 
* 


15. 88 16, 17 Abſ. 2 VO. über Kraftfahrzeugverkehr 

b. 5. Dez. 1925. Der Führer eines beim Fahren außer⸗ 

gewöhnlich ſtarken Rauch entwickelnden Kraftwagens kann 

ich nicht damit entſchuldigen, daß der Motor, weil er die 

1 über im Freien geſtanden habe, zu kalt geworden 
i. 


Zwar iſt die Rauchentwicklung die unvermeidliche Folge davon 
geweſen, daß der Motor des über Nacht im Freien ſtehengebliebenen 
Kraftwagens erkaltet und noch nicht wieder richtig in Gang gebracht 
— 


Zu 15 u. 16. Die Anwendung. der Beſtimmungen des 817 Abſ. 2 
10 über Kraftfahrzeugverkehr (VerktBO.) in der Faſſung v. 15. März 
120 über die Entwickelung von Rauch, Geräufc uſw. bot der 
"pr. einige Schwierigkeiten (vgl. Oberländer⸗Bezold, Auto⸗ 
mobilrecht S. 417ff.). Nachdem dieſe im weſentlichen überwunden 
waren ([ Bah boch. v. 13. Jan. 1925: HÖHÄRN. 46, 285; v. 29. Sept. 
1025: JW. 1926, 824), ließ die Abänderung der Vorſchrift durch die 
BD. v. 5. Dez. 1925 (Verk. in der Faſſung v. 5. Dez. 1925) 
neue Zweifel entſtehen. Früher war der Führer eines Kraftfahrzeugs 
verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, daß eine nach der Beſchaffenheit 
es Kraftfahrzeugs vermeidbare Entwickelung von Geräuſch, 
‚ud uſw. in keinem Falle eintritt, jezt ift er dafür verantwortlich, 
vuß eine Beläſtigung von Perſonen oder Gefährdung 
bon Fuhrwerken durch Geräuſch, Rauch uſw. in keinem Falle 
Antritt. Es iſt alſo in der neuen Vorſchrift das Merkmal der Ver⸗ 
„eibbarkeit befeitigt und die Vorausſetzung einer Beläſtigung 
un Perſonen oder Gefährdung von Fuhrwerken ein⸗ 
geführt worden. a 
hi Nach dem heutigen Stande der Technik glaubte der Geſetzgeber, 
— Vernieib barkeit einer Rauchentwickelung in allen Fällen an⸗ 
ahmen zu dürfen. Während er früher in 8 3 Abſ. 1 Verk®d. ver- 
rate, daß das Kraftfahrzeug fo gebaut, eingerichtet und ausgerüſtet 
Ge müffe, daß jede vermeidbare Veläftigung von Perſonen und 
er ährbung von Fuhrwerken durch Rauch uſw. ausgeſchloſſen ſei, hält 
22 jetzt für gerechtfertigt, jede Beläſtigung uſw. zu verbieten, in 
1 Annahme, daß die Technik alle Schwierigkeiten in dieſer Rich⸗ 
Kr überwunden habe ‚und nun imſtande jei, jedes Kraftfahrzeug fo 
ſchl bauen und einzurichten, daß eine ſtörende Rauchentwickelung 
unn hin ausgeſchloſſen ſei. Darum wurde der 8 3 Abſ. 1 Verk VO. 
ſchal ee auch der 817 Abſ 2 Verk. durch die Aus⸗ 
wan d des Merkmals der Vermeidbarkeit geändert. Ob der Geſet⸗ 
geber damit nicht in dem Bestreben, unbegründete Ein⸗ und Aus⸗ 
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war, als der Angelel. die Fahrt begann. Das aber entſchuldigt den 
Angekl. nicht ohne weiteres: Wenn der Angehl. als Kraftwagen⸗ 
führer, wie von ihm zu verlangen iſt, Sachkunde genug beſaß, um 
wiſſen zu können, daß das nächtliche Stehenlaſſen des Kraftwagens im 
Freien eine derartige Folge nach ſich ziehen werde, dann hätte er die 
Fahrt mit dem Kraftwagen gar nicht unternehmen dürfen. Es hat 
in digſem Falle fein Verſchulden ſchon darin beſtanden, daß er mit 
dem Kraftwagen losfuhr, obwohl er bei Aufwendung der erforder⸗ 
lichen Aufmerkſamkeit und Überlegung die unvermeidliche Folge der 
Rauchentwicklung und dadurch bewirkten Beläſtigung von Perſonen 
hätte kommen ſehen können. Wenn die Folge ſich aber erſt zeigte, 
als er mit dem Kraftwagen ſchon unterwegs war, hätte dem Angehl. 
außerdem nach dem unter Art. I Punkt 15 VO. v. 18. Juli 1926 
gemachten Zuſatze zu 8 16 BD. v. 5. Dez. 1925 obgelegen, für 
ſchleunige Abſtellung des hervorgetretenen Mangels dadurch zu ſorgen, 
daß er den Motor anhielt und die Fahrt des Kraftwagens unterbrach. 
Es hat in dieſem Falle ein Verſchulden des Angekl. an der auf 
der Weiterfahrt erfolgten Beläſtigung von Perſonen durch Rauch 
auch noch deshalb vorgelegen, weil er dieſe ihm gebotene Sorg⸗ 
ſamkeit durch unbekümmertes Weiterfahren trotz Rauchentwicklung 
aus den Augen ſetzte. 
(OLG. Dresden, 1. StS., Urt. v. 18. Mai 1927, 1 OSta 26/27.) 


Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 
* 


16. 8 17 KraftfahrzVerk O. v. 5. Dez. 1925. Verurſacht 
ein Motor infolge eines Mangels des Kraftfahrzeuges 
außergewöhnlichen Rauch und Lärm, fo muß der Wagen⸗ 
führer den Mangel an einem Orte, wo durch das Weiter- 
laufen des Motors niemand beläſtigt werden kann, ab⸗ 
zuhelfen ſuchen. +) 

8 17 Abſ. 2 KraftfahrzVo. v. 5. Dez. 1925 macht den Kraft⸗ 
wagenführer nicht für jedes Geräuſch und für jeden Rauch, Dampf 
oder üblen Geruch, die mit dem Betriebe des Kraftwagens verbunden 


ſind, verantwortlich, ſondern tut dies nur inſoweit, als dadurch auf 


öffentl. Wegen eine Beläſtigung von Pexrſonen oder eine Gefährdung 
von Fuhrwerken eintritt. Die Entſch. der Frage, ob eine Beläſtigung 
eingetreten iſt, liegt im weſentlichen auf tatſächlichem Gebiet. In 
dieſer Beziehung hat der AR. feſtgeſtellt, daß dem Auto, das auf 
der Straße ſtand, ſowohl von vorn als auch von hinten Rauch ent⸗ 
ſtrömte, daß das Geräuſch des Motors, den der Angekl. angelaſſen 
hatte, ſo überaus laut und die Rauchentwicklung verbunden mit üblem 
Geruch ſo ſtark war, daß das ſonſt übliche Maß überſchritten wurde, 
daß ferner der Rauch bis in die Höhe eines zweiten Stockwerks zog 
und daß endlich der Zeuge B. durch das Geräuſch und die mit 
üblem Geruch verbundene Rauchentwicklung, die etwa 10 bis 
12 Minuten dauerten, in erheblichſter Weiſe befäftigt wurde! Dieſe 
Feſtſtellungen laſſen keinen Einfluß rechtsirrtümlicher Erwägungen er⸗ 
kennen. Der Vorderrichter hat nicht, wie die Rev. meint, das ſub⸗ 
jektive Empfinden eines außergewöhnlich reizbaren Menſchen, dem 
ſchon eine geringfügige Geräuſch⸗, Rauch⸗ und Geruchentwicklung als 
eine Störung ſeines Wohlbefindens erſcheint, ſondern zutreffend den 


reden ein für allemal abzuſchneiden, zu weit gegangen iſt, darf man 
füglich bezweifeln. Hätte einerſeits die Tatſache nicht unberückſichtigt 
bleiben ſollen, daß doch noch eine große Zahl von Kraftfahrzeugen 
älterer Bauart in Verwendung iſt, die nicht ohne weiteres nach 8 28 
Verk. vom Befahren der öffentlichen Wege ausgeſchloſſen werden 
können, fo läßt ſich andererſeits mit einer gewiſſen Berechtigung die 
Frage aufwerfen, ob nicht die Technik etwas zu viel verſprochen und 
zugeſichert hat. Anerkannte Fachleute, denen man genaueſte Kenntnis 
des Kraftfahrweſens und gründliches Wiſſen auf dieſem Gebiete nicht 
abſprechen wird, ſind nach wie vor der Meinung, daß ſich auch bei 
beſter Konſtruktion der Fahrzeuge die Rauchentwickelung nicht voll⸗ 
kommen wird vermeiden laſſen. Mit den bisherigen Beſtimmungen 
wäre auszukommen geweſen und ſte hatten wenigſtens nicht den 
beachtlichen Widerspruch ernſt zu nehmender Sachkundiger gegen ſich. 
Aber die neue Vorſchrift muß, fie mag den wahren Verhältniſſen und 
den gemachten Erfahrungen enkſprechen oder nicht, nachdem fie ein⸗ 
mal beſteht, angewendet werden, die Nſpr. muß ſich mit ihr abfinden, 
ſo gut es geht. 

Bei der Anwendung wird im einzelnen Falle die Frage nicht 
ungeprüft bleiben dürfen, ob es ſich wirklich um eine beläſtigende 
Rauchentwickelung und nicht nur um eine harmloſe Entwickelung von 
Waſſerdämpfen handelt. Die „Auweiſung über die Prüfung von 
Kraftfahrzeugen“ enthält (in Ziff. III) Anordnungen über die „Ver⸗ 
meidung von üblem Geruch und Rauch“ und beſtimmt: „Die Ver⸗ 
brennung der Gaſe in der Maſchine muß ſo vollkommen und die 
Olzufuhr fo eingerichtet fein, daß ein beläſtigender Rauch nicht ent⸗ 
wickelt wird.“ Damit wird die beläſtigende Rauchentwickelung, die 
nach den 89 3 Abſ. 1, 17 Abſ. 2 VerkBO. unterbleiben muß, auf 
die beiden einzigen Urſachen der unzulänglichen Verbrennung der 
Gaſe und der ungeeigneten Olzufuhr zurückgeführt. Ganz unabhängig 
von der durch die Beſchaffenheit und Gute des verwendeten Betriebs⸗ 
ſtoffes mitbedingten Verbrennung der Gaſe und von der durch die 
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objektiven Maßſtab der im normalen Kraftfahrzeugverkehr ums 
vermeidbaren Nebenerſcheinungen und des Durchſchnittsempfindens 
eines normalen Menſchen ſeiner Beurteilung zugrunde gelegt. Nur 
in der Überjchreitung des hiernach zuläſſigen — des fonft üblichen 
Maßes — und in erheblichſter Beläſtigung hat der AR. den 
Verſtoß gegen 8 17 Abſ. 2 erblickt. . 
Der Angehl. hatte ſich mit feinem Wagen in eine Garage oder 
an einen Ort, wo niemand beläſtigt wurde, begeben müſſen, um dort 
den Mangel des Fahrzeuges abzuſtellen; die öffentliche Straße, auf 
der Verkehr ſtattfand, durfte er dazu nicht benutzen. 
(OLG. Dresden, 2. StS., Urt. v. 24. Mai 1927, 2 O8ta 20/27.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 


* 

17. 8 21 KraftfahrzVerkG. v. 3. Mai 1909. Von Kraft⸗ 
fahrern iſt nicht zu verlangen, daß fie ſich vor ihren 
Ausfahrten über die, ſei es auch nur in ihrem Bezirke, 
Sonntags geſperrten Straßen unterrichten. Eine Fahr- 
läſſigkeit liegt höchſtens dann vor, wenn ſie die auf die 
Sperrung hinweiſenden Warnungstafeln au den Straßen 
nicht leſen. 

(OLG. Dresden, 2. StS., Urt. v. 17. Mai 1927, 2 OStr, 19/27.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 

18. 5 23 KraftfahrzVerkO. v. 15. März 1923 in der 
Faſſuug v. 5. Dez. 1925 (RG Bl. 439) bzw. 28. Juli 1926 
(RED 425). Als Ausf. zur KraftfahrzVerk Vd. (8 23) 


Oleinfüllung und ⸗zuſuhr ſtark beeinflußten Verbrennung des in den 
Kompreſſionsraum der Zylinder gelangten Schmieröles iſt die Ver⸗ 
dampfung von Kondenswaſſer, das ſich zeitweilig in der Auspuff⸗ 
leitung des Fahrzeugs ſammelt. In dieſe während des Fahrens ſtark 
erhitzte Leitung hat die waſſerdampfhaltige atmoſphäriſche Luft Zu⸗ 
tritt, das Waſſer ſchlägt ſich auf und in der Leitung nieder, wird aber 
während der Fahrt durch die Abgaſe ausgeſtoßen; hält aber der 
Wagen und ſteht der Motor ſtill, ſo kondenſiert das Waſſer und 
ſammelt ſich in der Auspuffleitung; geht die Fahrt weiter und wird 
die Auspuffleitung wieder heiß, ſo verdampft das Waſſer und der 
Waſſerdampf wird in ſtärkerer Menge mit den Abgaſen ausgeſtoßen. 
Dieſer natürliche Vorgang läßt ſich nicht verhüten, aber eine be⸗ 
läſtigende Rauchentwickelung bildet er nicht. 

Die neue Vorſchrift hat nicht wie ihre Faſſung vermuten laſſen 
könnte, ein Formaldelikt geſchaffen, bei dem die nackte Gebots⸗ oder 
Verbotsverletzung zur Begründung der Straftat ausreicht und die Ver⸗ 
ſchuldensfrage völlig ausſcheidet, ſie hat auch nicht eine geſetzliche 
Schuldvermutung aufſtellen wollen. Sowohl die Urſächlichkeit eines 
Verhaltens des Kraftfahrzeugführers für den Eintritt der beläſtigenden 
Rauchentwickelung als auch ein Verſchulden des Führers muß im 
Einzelfalle feſtgeſtellt werden; es handelt ſich um die Anwendung des 
8 21 Kraftfahrzc. mit einer dieſes Blankettſtrafgeſetz ausfüllenden 
Vorſchrift und da gehört nach einhelliger Rſpr. der oberen Gerichte 
Vorſatz oder Fahrläſſigkeit des Täters ſtets zum geſetzlichen Tat⸗ 
beſtand. Nur iſt dem Gericht die Feſtſtellung weſentlich er⸗ 
leichtert. Wenn in der Tat, wie der Geſetzgeber angenommen hat und 
auch das Gericht nach $ 3 Abf. 1 Verk VO. annehmen muß, nach dem 
heutigen Stande der Technik jedes Kraftfahrzeug fo gebaut, ein⸗ 
gerichtet und ausgerüſtet werden kann, daß eine beläſtigende Rauch⸗ 
entwickelung unter allen Umſtänden ausgeſchloſſen iſt, ſo darf und 
muß das Gericht, wenn eine ſolche Rauchentwickelung feſtgeſtellt iſt, 
von der tatſächlichen Annahme ausgehen, daß nur ein Fehler 
des Fahrzeugs oder eine Ordnungswidrigkeit in der Benützung die 
verbotene Begleiterſcheinung herbeigeführt hat: entweder iſt das 
Fahrzeug nicht richtig gebaut oder eingerichtet oder es wurde nicht 
richtig inftand gehalten oder aber der Führer hat ungeeigneten Be⸗ 
triebsſtoff verwendet, das Schmieröl nicht ordnungsmäßig zugeführt 
oder ſonſt bei der Benützung und Bedienung des Fahrzeugs unſach⸗ 
gemäß gehandelt. In allen dieſen Fällen liegt zum mindeſten Fahr⸗ 
läſſigkeit des Führers klar zutage, und er ift hierfür nach 8 3 Abſ. 1 
mit 8 16 oder nach 8 17 Abſ. 2 Verk. in Verbindung mit 8 21 
Kraftfahrz®. verantwortlich, ohne daß es des weiteren Nachweiſes 
eines Verſchuldens bedarf. Iſt aber der Ausgangspunkt dieſer Er⸗ 
mwägungen unrichtig und gibt es wirklich eine Rauchentwickelung, die 
auch bei Erfüllung aller Sorgfaltspflichten nicht vermieden werden 
kann, jo würde es gegen den Grundſatz: „Ohne Schuld Reine Strafe“ 
verſtoßen, wenn in Fällen, in denen eine unvermeidbare Rauch⸗ 
entwickelung geltend gemacht oder aus beſonderen Umſtänden zu ent⸗ 
nehmen iſt, eine Verurteilung des Führers ohne Feſtſtellung ſeiner 
Schuld erfolgen ſollte. 

Durch die Abänderung der Vorſchrift iſt es zweifelhaft geworden, 
ob eine Beſtrafung aus 8 17 Abf. 2 vorausſetzt, daß eine Beläſtigung 
von Perſonen eingetreten iſt, oder ob ſchon die Gefahr, d. i. die 
naheliegende Möglichkeit, einer Beläſtigung genügt. Nach der früheren 
Faſſung konnte dieſe Frage nicht auftauchen; der Eintritt einer Be⸗ 
läſtigung war nicht Vorausſetzung (vgl. Oberlander⸗Bezold 
S. 422). Das Och. Stuttgart (Urt. v. 7. Sept. 1926, Tgb. Nr. 495) 
und das BanVbLG. (rk. v. 8. April 1927, Rer Reg. I 57/27) 
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v. 15. März 1923 ergangene Anordnungen oberſter Landes- 
behörden, die für das Befahren gewiſſer Durchgangs- 
ſtrecken eines Stadtgebietes die Höchſtgeſchwindigkeit für 
allen Fuhrwerksverkehr einſchränken, beſtehen für den 
Kraftfahrzeugverkehr auch angeſichts der neuen reichs⸗ 
geſetzlichen Regelung dieſes Verkehrs noch zu Recht. 
(OLG. Dresden, 2. StS., Urt. v. 3. Mai 1927, 2 0 Sta 37/27.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 


* 

19. 8 1 Gef. über Kraftfahrlinien v. 26. Aug. 1925 
(RG Bl. 319). Der Begriff der Kraftfahrlinie erfordert 
nicht die Aufſtellung eines beſtimmten Fahrplans. 

OLG. Dresden, 2. StS., Urt. v. 3. Mai 1927, 2 08t 26/27.) 
Mitgeteilt von OSta. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 
* 


20. 82 VO. z. Schutze d. Funkverkehrs v. 8. März 1924 
(RGB. 273). Verſuch der Errichtung einer Funkanlage 
liegt vor, wenn jemand mit dem hierauf gerichteten Willen 
dort, wo die Anlage in Betrieb genommen werden ſoll, 
Einrichtungen trifft, die allein oder in Verbindung mit 
anderen Vorrichtungen, geeignet find, die Anlage be⸗ 
triebsfähig zu machen. Unbeachtlichkeit des Irrtums 
darüber, daß ſchon für den Errichtungsverſuch behördliche 
Genehmigung nötig iſt. 5) 

Der Angekl. hat ein Nundfunkenpfangsgerät in noch un⸗ 
fertigem Zuſtande in feine Wohnung gebracht, um dort es fertig⸗ 
zuſtellen und mit ihm eine Rundfunkempfangsanlage zu errichten. Das 
Gerät iſt durch die Poſtverwaltung beichlagnahmt worden. Als das 
geſchah, fehlten an dem Apparat noch einige Innenverbindungen und 
die Batterie zum Heizen der Emipfangsröhren; insbef. fehlte der 
Luftleiter. 

Das LG. hat den Angekl. freigeſprochen, weil nicht nur Reine 
Vollendung, ſondern, da mit dem Bau des Luftleiters noch nicht be⸗ 
gonnen worden fei, auch kein Verſuch der Errichtung einer Funk⸗ 
anlage i. S. des 82 VO. zum Schutze des Funkverkehrs v. 8. März 
1924 vorliege. 

Der Verſuch, eine Funkanlage zu errichten, d. h. das zu ihrem 
Betriebe Erforderliche herzurichten und einzurichten, liegt vor, ſobald 
der Täter mit dem hierauf gerichteten Willen dort, wo die Anlage in 


nehmen an, daß nach dem Sinn und Zweck auch der neuen Vor⸗ 
ſchrift der wirkliche Eintritt einer beläſtigenden Folge nicht, wie der 
Wortlaut vermuten laſſen Könnte, erfordert werde. So ganz unum⸗ 
ſtößlich richtig ſcheint dieſe Auffaſſung nicht zu ſein. Man ſollte 
glauben, daß der Geſetzgeber imſtande geweſen wäre, der Vorſchrift, 
wenn ſie einen anderen Sinn und Zweck haben ſollte, auch eine 
entſprechende Faſſung zu geben, zumal die alte Vorſchrift als Muſter 
vorlag. Der Wortlaut des § 17 Abſ. 2 iſt fo klar und eindeutig, daß 
für eine Auslegung ſtreng genommen kein Raum iſt. Und ſicher hat 
auch die Erwägung etwas für ſich, daß die Vorſchrift, die nach der 
einen Seite verſchärft wurde, nach der anderen Seite gemildert wer⸗ 
den ſollte (vgl. Müller, Automobilch. § 17 Anm. 7 VerkV O.). 
Betrachtet man die gegenwärtigen Entſcheidungen von dem dar⸗ 
gelegten Standpunkt aus, fo wird ſich gegen das Urt. v. 24. Mat 
1927 nicht wohl etwas einwenden laſſen. Dagegen dürfte in dem an⸗ 
deren Falle nicht mit voller Gewißheit feftftehen, daß es ſich um eine 
Rauchentwicklung und nicht vielmehr um ein Ausſtrömen von Waſſer⸗ 
dämpfen gehandelt hat. ObL GR. Dr. Bezold, München. 


Zu 20. Die Beurteilung des objektiven und ſubjektiven Tat⸗ 
beſtands durch das OLG. entſpricht der Rechtslage (vgl. auch RG.: 
JW. 1927, 1595 und meine Anm.). Vor allen Dingen iſt es richtig, 
daß ſich der Begriff des „Verſuchs“ der Errichtung einer Funkanlage 
nicht auf den Fall des Beginnes der Herſtellung eines Luftleiters be⸗ 
ſchränkt. Beginn der Herſtellung eines Luftleiters für eine Funltanlage 
ſtellt allerdings den Verſuch der Errichtung einer ſolchen Anlage dar, 
aber er iſt nicht der einzige Fall eines ſolchen Verſuchs (vgl. Neu⸗ 
gebauer, Funkrecht 2. Aufl. S. 140). Audererſeits hat das OLG. 
recht, wenn es ablehnt, darin, daß der Augell. das Funkgerät ge⸗ 
kauft und in feine Wohnung gebracht hat, für ſich allein den Fall 
eines „Verſuchs der Errichtung einer Funkanlage“ zu erblicken. — 
Die rechtliche Bedeutung der Errichtung einer Rundfunkantenne iſt 
neuerdings in ein beſonderes Licht gerückt worden. Es iſt die Frage 
praktiſch geworden, ob es ein ſtrafbarer „Verſuch der Errichtung“ 
einer Funkanlage iſt, wenn Antennen einſchließlich Zuführungen zur 
Wohnung ſowie Erdungsanſchlüſſen bei dem Neubau eines Miet⸗ 
hauſes von vornherein für alle oder verſchiedene Wohnung als deren 
Beſtandteile angelegt werden, ohne Rückſicht darauf, ob ſie von den 
Künftigen Mietern jemals benutzt werden. Die Frage iſt von der 
Deutſchen Reichspoſt ſelbſt verneint worden in der Erwägung, daß es 
hier rechtlich nicht weſentlich anders liegt, als bei der Herſtellung von 
Funkgerät zum Abſatz (vgl. darüber Neugebauer, Funkrecht 


2. Aufl. S. 18). 
Mint. Dr. E. Neugebauer, Berlin. 
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Betrieb genommen werden ſoll, durch eigene oder fremde Tätigkeit 
Einrichtungen trifft, die — allein für ſich oder i. Verb. mit anderen 
Vorrichtungen — geeignet ſind, zur Betriebsfähigkeit der Anlage zu 
führen. Einen Anhalt dafür, dieſe Begriffsbeſtimmung auf den Beginn 
der Herſtellung des Luftleiters oder ſonſtwie einzuschränken, bietet 
weder der Wortlaut noch der Sinn oder der Zweck der VO. v. 
5. März 1924. Die — gegebenenfalls nach 8 27 b zu mildernde — 
Gefängnisstrafe in 8 2 BD. iſt angedroht nicht nur, weil das Schwarz⸗ 
hören durch den Rundfunk und die Verſuchung dazu weit verbreitet 
ſind und die geldlichen Belange der Reichspoſtverwaltung am Funk- 
verkehre durch jenes verletzt und durch dieſe gefährdet werden, ſondern 
ganz beſonders — worauf ſchon die Überſchrift der VO. hinweiſt — 
auch deshalb, weil die poſtbehördlich genehmigten Funkanlagen durch 
das ohne Kenntnis der Reichpoſtverwaltung erfblgende Errichten und 
Betreiben von Funkanlagen der Gefahr ausgeſetzt werden, in ihrem 
Betriebe geſchädigt, in ihrer Leiſtungsfähigkeit und der Ungeſtörtheit 
ihres Betriebes beeinträchtigt zu werden. 

Ob bereits Verſuch oder nur Vorbereitung der Anlageerrichtung 
anzunehmen, iſt Frage des einzelnen Falles. Im vorliegenden Falle 
iſt es zwar nicht ſchon dadurch, daß der Angekl. das Gerät in ſeine 
Wohnung gebracht hat, zum Verſuche gekommen. Zu deſſen An⸗ 
nahme würde aber genügen, wenn der Ungekl. dort mit dem Er⸗ 
richtungswillen durch eigene oder fremde Tätigkeit das Gerät, um es 
zum Rundempfang geeignet zu machen, weiter fertiggeſtellt oder andere 
Vorkehrungen zur Herbeiführung der Betriebsfähigkeit der⸗ Funk⸗ 
anlage getroffen, insbeſ. etwa mit Einrichtung der Luft⸗ oder der 
Erdleitung begonnen hätte. Die Frage, ob es bereits zu derartiger 

ätigkeit gekommen war, hätte der Vorderrichter prüfen müſſen. 

Für die neue Verhandlung iſt — für den Fall der Annahme des 
Errichkungsverſuchs — darauf hinzuweiſen, daß den Angekl. ein 
etwaiger Irrtum über das Erfordernis poſtbehörblicher Genehmigung 
auch ſchon für den Errichtungsverſuch als Strafrechtsirrtum nicht 
ſchützen würde, weil auf die VO. v. 8. März 1924 weder die Irr⸗ 
tums DO. von 1917 noch ihre Erweiterung von 1920 anwendbar iſt. 

(Vgl. zu alledem: DB. 1927, 530; JW. 1927, 1287, 1595, 


1601; 88. 1927, 179; DRZ. 1927 Rſpr. Nr. 64; LG. Hannover, 


Urt. 17 N 108/25 v. 5. Jan. 
2. Aufl. S. 17—19, 35 f., 140.) 
(OG. Dresden, 2. StS., Urt. v. 12. Juli 1927, 2 0St 61/7.) 
Mitgeteilt von OSt A. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 

* 


1926; Neugebauer, Funkrecht 


21. Zur Auslegung der 89 75, 77, 78, 82 &. f) 


Die von dem Vorderrichter getroffenen Feſtſtellungen rechtfertigen 
aber nicht die von ihm bertretene Auffaſſung, daß der Angehl. 
durch das Hinſchieben des Sportwagens an die in der Nähe des Bahn⸗ 
Übergangs befindliche Schranke ſich eines unbefugten Betretens einer 
Bahnſteiganlage ſchuldig gemacht habe. Da er im Befike einer Fahr⸗ 
arte war und dieſe als Erlaubniskarte i. S. von 8 78 Abſ. 2 EBBD. 
anzuſehen iſt, war er an ſich zum Betreten des Bahnſteigs berechtigt. 

Dadurch, daß der Angekl. über die Verbotstafel hinaus den 
Wagen bis zur Schranke geſchoben hat, hat er keinen Teil des 
ahnſteiges betreten, deſſen Betreten verboten war, weil nach dieſer 
Verbotstafel nur der Ausgang verboten war. Dieſem Verbote 
25 der Angekl. aber nicht zuwidergehandelt. Eine Freiſprechung des 
Angekl. Konnte gleichwohl nicht erfolgen, weil in Frage kommen 
kann, ob ſich der Angekl, durch das Hinſchieben des Sportwagens an 
die Schranke um deswillen nach 88 77, 82 J. 0. ſtrafbar gemacht 
hat, weil er hierdurch einer dienſtlichen Anordnung des Bahnpoli⸗ 
zeibeamten zuwidergehandelt hat. 
— 


„ Zu 21. Die Begr. des erſten Teils des Urteils iſt unrichtig. 
Der § 78 C0. handelt von dem Betreten ſolcher Bahnanlagen, 
\e für das Publikum im allgemeinen nicht beſtimmt 
ſind, und die, außer von den dienſtlich berechtigten Perſonen (Beamte, 
Oftztere uſw.), von andern Perſonen nur betreten werden dürfen, 
wenn und ſoweit ihnen eine beſondere Erlaubniskarte ausgeſtellt iſt. 
Im vorl. Falle handelt es ſich um das Betreten eines Bahuſtei ges, 
er jedermann zugängig iſt, vorausgeſetzt, daß er einen Au ss⸗ 
15 (Fahrkarte oder Bahnſteigkarte) beſitzt. Ein ſolcher Ausweis 
88.1216 EVerkd.) iſt etwas ganz anderes, als eine auf Grund des 
8 EO. ausgeſtellte Erlaubniskarte. Die Behauptung in der 
„ee, „daß Fahrkarten und Bahnſteigkarten als Erlaubniskarten 
. a a. g. O. anzuſehen ſeien“, iſt völlig abwegig. 
91 Im zweiten Teil des Urteils iſt richtig, daß die Weigerung, der 
Vertonung zuſtändiger Bahnpolizeibeamten Folge zu leiſten, einen 
erſtoß gegen den 8 77 CBBD. darſtellt. Ob eine ſolche Anordnung 
vorliegt, iſt noch nicht feſtgeſtellt. 


Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. v. der Leyen, Berlin⸗Wilmersdorf. 


Zu 22. In ſtädt. Straßen Verk. findet ſich mehrfach für den 
elgemeinen Fuhrwerksverkehr das Verbot, in det 1 5 
ben mit Perſonenfuhrwerken länger anzuhalten, als zum Ab⸗ 
11 n oder zur Aufnahme von Fahrgäſten notwendig iſt. Die Rechts⸗ 
I tigkeit ſolcher Vorſchriften und ihre Anwendbarkeit auf den Ver⸗ 
ehr mit Kraftfahrzeugen gem. 8 2 Abl. 1 der VO. über Hel. ehrzeug⸗ 
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Der Anſicht des Vorderrichters, daß die ſeitens des Eiſenbahn⸗ 
aſſiſtenten an den Augekl. gerichteten Aufforderungen, ſeine Per⸗ 
ſonalien anzugeben, nicht als „Anordnungen“ i. S. des zweiten 
Halbſatzes des 8 77 anzuſehen ſeien, kann nicht beigetreten werden. 
Ihre Begründung: anordnen könne man nur, daß jemand eine 
Handlung vornimmt oder unterläßt, zur Angabe der Perſonalien 
könne man nur auffordern, geht ſchon deshalb fehl, weil ſie ver⸗ 
kennt, daß die geforderte Angabe der Perſonalien die Vornahme 
einer Handlung des Aufgeforderten, nämlich ſeine Perſonalien an⸗ 
zugeben, enthält. Bei Beurteilung der hier zu entſcheidenden Frage 
iſt der geſetzgeberiſche Zweck der in 8 77 J. 0. getroffenen Beſtim⸗ 
mungen im Auge zu behalten und auf die Eigenart des Bahnver⸗ 
kehrs Rüchſicht zu nehmen. Es iſt hierbei davon auszugehen, daß es 
zur Aufgabe eines Bahnpolizeibeamten gehört, die Befolgung aller 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung im Bahnverkehr von zuſtän⸗ 
diger Seite getroffenen Anordnungen zu überwachen und gegen Zu⸗ 
widerhandelnde einzuſchreiten. Ein Bahnpolizeibeamter iſt deshalb 
berechtigt, bei vermeintlichen Zuwiderhandlungen gegen die Eiſen⸗ 
bahnbau⸗ und =beiriebsD. die Perſönlichkeit des in Frage Rome 
menden Täters feſtzuſtellen. Dem ſteht auch nicht entgegen, daß der 
Bahnpolizeibeamte bei verweigerter Angabe der Perſonalien nach 
875 Abſ. 4 J. c. zur vorläufigen Feſtnahme des Täters befugt iſt. 
Dieſe Maßnahme kaun den betreffenden Beamten unter Umſtänden 
fo lange ſeinem Dieuſt entziehen, daß dadurch leicht eine Gefährdung 
der Sicherheit des Bahnbetriebs eintreten kann. Der geſetzgeberiſche 
Zweck der Beſtimmung des 8 77 J. 0., dieſe Sicherheit zu gewähr⸗ 
leiſten, erfordert es deshalb, die Aufforderung eines Bahnpolizei⸗ 
beamten zur Angabe der Perſonalien als dienſtliche Anordnung 
eines ſolchen anzuerkennen. 

(OLG. Dresden, 2. StS., Urt. v. 11. Jan, 1927, 2 OSta 151/26.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 
Hamburg. 

22. 821g Reichs⸗Kraftverk Vd. v. 5. Dez. 1925 / 28. Juli 
1926. Die für den Kraftfahrzeugverkehr allein maßgebliche 
Reichs VO. kann durch örtliche Polizei. derart ergänzt 
werden, daß dieſe beſtimmt, was „verkehrshindernd“ im 
Sinne des § 21g der Reichs VO. iſt. f) 

Die tatfächliche Feſtſtellung des AG., wonach „der Graskeller 
mit feinem lebhaften Fußgänger⸗, Fahrrad⸗, Straßenbahn», Auto- und 
Laſtverkehr ... eine jener engen Straßen der inneren Stadt“ iſt, 
„welche alle Augenblicke verſtopft ſind“, reicht allein nicht aus, um 
die Anwendung des 8 21g Abſ. 1 Satz 2 KraftfahrzVerkVO. zu 
rechtfertigen. Vielmehr iſt der Rev. darin zu folgen, daß Großſtadt⸗ 
ſtraßen von normaler Breite, deren Paſſierbarkeit nur durch den be⸗ 
ſonders lebhaften Verkehr beeinträchtigt wird, nicht als „enge Stellen“ 
i. S. des Gel. anzuſehen ſind. Dennoch iſt die Entſch. des Vorder⸗ 
richters im Ergebnis zu billigen. 

Eine Begriffsbeſtimmung deſſen, was als „verkehrshindernd“ 
anzuſehen iſt, hat auch bisher im Reichsrechte gefehlt. 8366 Ziff. 9 
StéGB. verbietet allgemein bie Aufſtellung von Gegenſtänden, „durch 
welche der freie Verkehr gehindert wird“. Um den Tatbeſtand dieſer 
Beſtimmung zu erfüllen, iſt nach anerkannter pr. nicht der Eintritt 
einer tatſachlichen Verkehrsbehinderung im Einzelfalle erforderlich. 
Vielmehr genügt die Herbeiführung eines Zuſtandes, der geeignet iſt, 
den Verkehr zu ſtören (vgl. das Urt. dieſes Sen. v. 13. Jau. 1927, 
R III 192/26). In Ermangelung reichsrechtlicher Begriffsbeſtimmung 
geben nach dieſer Richtung die etwa beſtehenden, den allgemeinen 
Verkehr auf öffentlicher Straße regelnden örtlichen Polizeivorſchriften 


verkehr (Verk.) unterlag keinem Bebenken, ſolange die Verk BO. — 
abgeſehen von der nicht enkgegenſtehenden Beſtimmung über das 
Stehenlaſſen von Kraftfahrzeugen auf der Straße in 8 17 Abſ. 1 
Satz 2 (vgl. Bay Obe. v. 19. Febr. 1926, NevRcg. 1521/25 [Samml. 
1926, 44, JW. 1926, 19967) — keine Vorſchrift über das Aufſtellen 
vorübergehend anhaltender Kraftfahrzeuge auf öffentlichen Wegen und 
Plätzen enthielt. Zweifel ſind bez. beider Fragen erſt entſtanden, als 
von den einzelnen Ländern nach Vereinbarung mit dem Reiche die 
neue Straßen Verk. (in Bayern: Oberpol. Vorſchr. über den allgem. 
Verkehr auf öffentl. Wegen v. 8. Mai 1926) und in Anpaſſung 
hieran von der Reichsregierung die neueſte VO. über Kraftfahrzeug⸗ 
verkehr v. 28. Juli 1926, in Kraft ſeit 7. Aug. 1926 (vgl. Gef. über 
d. Verkündung v. Rechtsverorbnungen v. 13. Okt. 1923 [NGRL, 9590), 
erlaſſen wurden. Die Straßen erk O. enthält für den allgemeinen 
Fuhrwerlesverkehr Vorſchriften für die Führer „zum Stillſtand ge⸗ 
langender Fuhrwerle“ in 817, und die VerkVO. erhielt durch die 
VO. v. 28. Juli 1926 den 3 21 g mit gleichlautendem Inhalt. Nach 
883 BayStraßenVerkO. (832 der vereinbarten Muſtervorſchriften) 
können die Polizeibehörden weitergehende (ſchärfere oder ergänzende) 
Vorſchriften für den allgemeinen Fuhrwerksverkehr erlaſſen, und da⸗ 
nach bleiben bereits beſtehende derartige Vorſchriften aufrechterhalten 
(bel. Bay obe. v. 29. Nov. 1926, Revgfeg. II 474/26, v. 10. Dez. 
1926, RevReg. 1610/26, v. 24. Mai 1927, Repgeg. 1220/27). In 
der Verk Vo. war nach ihrem Syſtem und nach dem ihr zugrunde 
liegenden 8 6 KraftfahrzG. für eine ſolche Ermächtigung an die 
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den Maßſtab an. Im übrigen entſcheidet die allgemeine Verkehrs⸗ 
ſitte (vgl. KG. v. 15. Dez. 1925: HöchſtrRſpr. 2, 197). Danach iſt als 
verkehrshindernd anzuſehen, was entweder ſolcher allgemeinen polizei⸗ 
lichen Verkehrsvorſchrift oder der anerkannten, zuläſſigen Verkehrs⸗ 
übung zuwiderläuft. Auch auf die Zeitdauer der an ſich noch 
nicht ohne weiteres verkehrshindernden Aufſtellung ſind die nämlichen 
Grundſatze anzuwenden (vgl. KG. a. a. O.; LpzKomm. Note 8 zu 
9366 IX). An dieſem Rechtszuſtande hat auch die Belt. des 8 21g 
Abſ. 1 KraftfahrzVerkVoO. im weſentlichen nichts geändert. Sie gibt 
zwar einige Beispiele, ſchafft jedoch eine Begriffsbeſtimmung ebenſo⸗ 
wenig wie die Vorſchrift des SGB. Danach beſteht keinerlei An⸗ 
laß — allein von jenen Beiſpielen abgeſehen —, den Begriff ver⸗ 
Rehrshindernder Aufſtellung anders als bisher zu beurteilen. Auch 
gegenüber der neuen reichsrechtlichen Beſtimmung iſt mithin daran 
feſtzuhalten, daß als verkehrshindernd eine Aufſtellung anzuſehen iſt, 
wenn ſie entweder gegen die allgemeinen polizeilichen VBerkehrs- 
vorſchriften oder gegen die zuläſſige Verkehrsſitte verſtößt. Dieſer 
Grundſatz erſtreckt ſich auch fernerhin ſowohl auf Ort als auch auf 
Zeitdauer der Aufſtellung. 
(OSG. Hamburg, StS., Urt. v. 25. April 1927, R III 51/27.) 


* 8 
Jena. — 

23. 817 Kraftfahrz Verk. v. 5. Dez. 1925. 
entwicklung bei Kraftfahrzeugen. 

Der Angekl. iſt wegen Übertretung des 8 3 Abſ. 1 Kraftfahrz⸗ 
VerkBD. v. 5. Dez. 1925 i. Verb. m. § 21 des Gef. v. 3. Mai 1909 
zu Geldſtrafe verurteilt worden. 

Er hat eines Abends im Nov. 1926, gegen 7 Uhr, in S. mit 
feinem Kraftfahrzeug eine etwa 40 m lange Rauchfahne entwickelt. 

Die Prüfung des Verſchuldens des Angekl. fest eine Prüfung 
der Vermeidbarkeit der Rauchentwicklung voraus. Das AG. hätte 
dazu prüfen muſſen, ob ſich bei dem heutigen Stande des Kraft⸗ 
fahrzeugbaues eine ſolch ſtarke Rauchentwicklung nicht überhaupt ver⸗ 
meiden läßt (vgl, jetzt OS. Jena: Arch. f. Nechtspfl. 1927, 307) 


Rauch⸗ 


Polizeibehörden Rein Raum. So mußte dem die Frage entſtehen, ob 
künftighin eine verſchiedene Behandlung des allgemeinen Fuhrwerls⸗ 
verkehrs und des Kraftfahrzeugverkehrs ſoll Platz greifen können oder 
ob etwaige für den erſteren zu erlaſſende oder bereits beſtehende 
weitergehende Vorſchriften nach 8 2 Abſ. 1 Verl VO. finngemäß auch 
für den letzteren gelten. Das Bay Obs G. hat kürzlich erſt in grund⸗ 
legenden Entſch. (v. 24. Mai 1927, Revgteg. 1220/27 und 243/27, 
v. 31. Mai 1927, Revgeg. 1165/27) hinſichtlich der Überholung 
von Straßenbahnen durch Kraftfahrzeuge zu der Frage Stellung 
genommen und die Auffaſſung vertreten, daß nunmehr ausſchließlich 
die Beſtimmungen des § 21 b VerkVBD. hierfür maßgebend find, daß 
aber die Polizeibehörden Verkehrsverbote oder ⸗beſchränkungen nach 
8 23 VerkVO. unter den dort aufgeſtellten Vorausſetzungen anordnen 
und ſo den Überholungsverkehr beeinfluſſen können. Von den Grund⸗ 
gedanken dieſer Entſch. wird auch im vorl. Falle auszugehen fein, 
Nach 8 21g Ui VerkGO. hat der Führer eines zum Still⸗ 
ſtand gelangenden Kraftfahrzeugs dieſes ſo aufzuſtellen, daß es den 
Verkehr nicht behindert. Insbeſ, ift die Aufſtellung an engen Stellen, 
Wegekreuzungen und ſcharfen Wegekrümmungen ſowie an Halteſtellen 
der Straßenbahnen und Kraftomnibuſſe verboten. Damit iſt der 
Rechtsſtoff der Aufſtellung zum Stillſtand gelangender Kraftfahrzeuge 
reichsrechtlich geregelt, und für die Erlaſſung oder Aufrechterhaltung 
von dieſe Frage betreffenden örtlichen Polizeivorſchriften, die ſich 
nur auf den Verkehr mit Kraftfahrzeugen beziehen, be⸗ 
ſteht nach 8 66 KraftfahrzGG. keine Möglichkeit mehr. M. E. gelten 
aber auch ortspolizeiliche Vorſchriften, die für den allgemeinen 
Fuhrwerksverkehr das vorübergehende Aufſtellen von Perſonen⸗ 
fuhrwerken auf öffentlichen Wegen aus dem Geſichtspunkte 
des 821g Verk. heraus behandeln, nicht mehr gem. 8 2 
Abſ. 1 VerkVO. ſinngemäß für den Verkehr mit Kraftfahr⸗ 
zeugen. Denn nach 8 2 Abſ. 1 hat eine ſolche Anwendung zur Vor⸗ 
ausſezung, daß nicht in der VerkVO. oder gem. § 6 Abſ. 3 Kraft⸗ 
fahrzGG. von der oberſten Landesbehörde andere Beſtimmungen ge⸗ 
troffen werden; da in 821 7g Verk Vo. ſolche Beſtimmungen getroffen 
ſind, ſcheiden ortspolizeiliche Vorſchriften aus. / z 
Die vorſtehende Entſch. des OLG. Hamburg will nun der Ham⸗ 
burg. PolVO., die das Anhalten von Perſonenfuhrwerken in be⸗ 
ſtimmten Straßen über eine durch das Ein⸗ und Ausſteigen erforderte 
Zeitdauer hinaus verbietet, die fortdauernde Geltung dadurch ſichern, 
daß ſie in ihr eine Beſtimmung des Begriffs „verkehrshindernd“ er⸗ 
blickt. Nach meiner Auffaſſung iſt dieſer Weg nicht gangbar. Der 
Begriff der Verkehrsbehinderung in 8 21g iſt ein Tatbeſtandsmerk⸗ 
mal dieſes Strafgeſetzes und ausſchließlich von dem Richter zu be⸗ 
ſtimmen, der das Strafgeſetz anzuwenden hat. Der Richter mag bei 
der Auslegung andere Polizeivorſchriften heranziehen, kann aber nicht 
derartig an ſie gebunden ſein, daß ſie ihm ein für allemal vorſchreiben 
dürften, welche Aufſtellung von Fuhrwerken er als verkehrshindernd 


Rechtſprechung 
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und — im Falle der Verneinung — ob ſie fih hier Hätte ver⸗ 
meiden laſſen. 

Die Begründung, daß bei der Örtlichkeit keine ſtarke Steigung 
zu überwinden geweſen wäre, erſchöpft die Möglichkeiten unvermeid⸗ 
barer Rauchentwicklung nicht. Daß fie das AG. nachgeprüft hat, 
ergibt ſich jedoch aus ſeinem Urt. nicht. Deſſen Faſſung läßt viel⸗ 
mehr auf das Gegenteil ſchließen. Die Beſchränkung auf dieſe eine 
Möglichkeit erfolgt ohne zwingenden Grund und ohne, daß ſich der 
Angekl. darauf berufen hätte. Bei feiner polizeilichen Vernehmung 
hat er ſich vielmehr damit verteidigt, daß ſich durch längeres Stehen 
des Kraftwagens Ol im Zylinder angeſammelt habe und! daß dadurch 
beim Anfahren die Rauchentwicklung entſtanden ſei. 

Aus alledem iſt zu ſchließen, daß das AG. andere Möglichkeiten 
der Unvermeidbarkeit nicht genügend ins Auge gefaßt hat. Irrig 
aber war es, die Vermeidbarkeit der Rauchentwicklung anzunehmen, 
wenn das Gericht nur eine Möglichkeit der Unvermeidbarkeit 
ausſchloß. 

Ein ſolcher Denkfehler begründet die Rev. dann, wenn er bei 
Anwendung des Geſetzes auf den Tatbeſtand unterlaufen ift Manns 
heim, Lehre von der Reviſion S. 75, 84 letzter Abs.). Das trifft 
hier zu. Denn dann iſt der Rechtsbegriff der Fahrläſſigkeit verkannt. 
Das Urt. war deshalb aufzuheben. 

Bei erneuter Prüfung wird das AG. zu erörtern haben, ob der 
Angekl. (auch in der Dunkelheit?) bei gehöriger Aufmerkſamkeit die 
Rauchfahne wahrnehmen mußte und ob er irgendwie dafür verant⸗ 
wortlich iſt, daß ſie ſich bildete. Dabei kann ihm nicht zugemutet 
werden, andere Hilfe als den Motor zur Wegſchaffung des Kraft⸗ 
fahrzeugs in Anſpruch zu nehmen, wenn ſich die ohne ſeine Schuld 
gebildete Urſache einer Rauchentwicklung nur mit außergewöhnliche 
Maßnahmen beſeitigen ließ. 

(OLG. Jena, 2. StS, Urt. v. 22. April 1927, 8 55/27.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Zeunert, Jena. 
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zu betrachten habe. Es würde wohl kaum eine Polizeivorſchrift für 
zuläſſig und rechtsgültig angeſehen werden, die z. B. für die An⸗ 
wendung des § 19 Abſ. 1 VerkVO. maßgebend vorſchreiben wollte, 
wo die Sicherheit des Verkehrs die Abgabe von Warnungszeichen er⸗ 
fordert. Warum ſollte dann aber für 8 21 g durch Polizeivorſchrift 
beſtimmt werden können, was verkehrshindernd iſt? Auch der Be⸗ 
griff der Verkehrsbehinderung iſt aus ſich heraus und nach den 
übrigen Vorſchriften der VerkBD. zu beſtimmen und bedarf nicht der 
Feſtlegung durch Verwaltungsvorſchriften. Allerdings wird es nicht 
angehen, ihm ſo enge Grenzen zu ziehen, wie das z. B. in Müller, 
Automobilgeſetz, 2. Aufl., 9 21 8 N. 1 a geſchieht; gegen die ſachliche 
Auslegung in der vorſtehenden Entſch. aber wird nichts ein⸗ 
zuwenden ſein. 

Als Grund für die fortdauernde Geltung der PolVO. kann 
auch nicht angeführt werden, daß ſie nur die Zeitdauer der zu⸗ 
läſſigen Aufſtellung von Fuhrwerken beſtimmt und damit bloß eine 
in 821 gelaſſene Lücke zuläſſigerweiſe ausfülle; denn damit wird 
die Aufſtellung wieder mit der Frage der Verkehrsbehinderung in 
Verbindung gebracht und angenommen, es ſei die Aufſtellung eines 
Fuhrwerlis über ein gewiſſes Zeitmaß hinaus ohne weiteres als ver⸗ 
kehrshindernd zu betrachten. 

Aber ein anderer Weg iſt denkbar, der es den Polizeibehörden 
ermöglicht, die Aufſtellung von Fuhrwerken in beſtimmten Straßen 
zu verbieten. Nach 823 VerkVO. kann von den Polizeibehörden ein 
Verbot oder eine zeitliche Beſchränkung des Verkehrs mit Kraftfahr⸗ 
zeugen auf beſtimmten Wegen alkzeordnet werden, ſoweit der Zuſtand 
(3. B. geringe Breite) der Wege oder anliegender Gebäude oder die 
Eigenart des Verkehrs es erfordern. Auch ein auf dem öffentlichen 
Wege zum Stillſtand gebrachtes Kraftfahrzeug bleibt im Verkehr (vgl, 
d. oben angef. Entſch. des BayOb G. v. 19. Febr. 1926). Das Ver⸗ 
bot, mit einem Fuhrwerk länger anzuhalten, als zum Ein⸗ und Aus⸗ 
ſteigen der Fahrgäſte erforderlich iſt, läßt ſich mehr unter die Ver⸗ 
kehrsregelung nach 8 23 VerkVD. als unter die Vorſchrift des 821g 
Verk. bringen; denn dieſes Anhalten iſt kein „Aufſtellen“ des 
Fahrzeugs i. S. des § 21 g, wie beſonders daraus zu entnehmen iſt, 
daß der 8 21g das vorübergehende Anhalten wegen eines Verkehrs⸗ 
hinderniſſes, z. B. hinter einem haltenden Straßenbahnwagen (f. 821g 
S. 2), nicht als ein „Aufſtellen“ des Fahrzeugs betrachtet. Polizei⸗ 
vorſchriften, die das Stehenlaſſen von Kraftfahrzeugen in beſtimmten 
Straßen aus dem Geſichtspunkte des § 23 VerkVO. verbieten, find 
auch fernerhin trotz der Regelung des § 21 g VerkVO. als rechtsgültig 
und verpflichtend zu erachten (fo im Ergebnis auch BayObeG. v. 
25. März 1927 und 10. Juni 1927, Revgeg. 1109, 239/27). - 

Ein Urt. des KG. v. 29. April 1927, 1 8 265/27, erklärt den 
8 21 g VerkVO. als eine ſubſidiäre Vorſchrift, die nähere Vorſchriften 
nach Maßgabe des örtl. Bedürfniſſes nicht ausſchließe, ſondern nur 


ergänze. 
Obe GR. Dr. Bezold, Münden. 
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Karloruhe. 


. 24. Das Notgeſetz v. 24. Febr. 1923 geht für die Dauer 
ſeiner Geltung dem 8 365 RStG B. vor. Die oberften 
Landesbehörden können die Strafbarkeit überſitzender 
Gäſte an andere Votausſetzungen als jene des 8 365 StGB. 
knüpfen. Nach der Bad O. vom 11. April 1923/1. April 1924 
bedarf es zur Beſtrafung des Gaſtes nicht einer vor⸗ 
gehenden Mahnung durch den Wirt. f) 


Das AG. hat die beiden Angekl. in erſter Linie deshalb frei⸗ 
gesprochen, weil die Aufforderung zum Fortgehen, von der nach 
8 365 StGB. die Beſtrafung der überſitzenden Gäſte abhänge, nicht 
erfolgt ſei. Die Anwendung des 8 365 StGB. durch das AG. beruht 
jedoch auf Rechtsirrtum: 8 365 StGB. iſt allerdings durch Art. I 
Notgeſ. v. 24. Febr. 1923 nicht ausdrücklich aufgehoben worden. Das 
Notgeſ. hat jedoch in ſeinem Art. I 88 2 und 4 die Regelung der 
Polizeiſtunde auf eine ganz neue Grundlage geſtellt. 8 365 StGB. 
kann daher jedenfalls inſoweit, als die Takbeſtände des Notgeſ. und 
der auf Grund desſelben ergangenen AusfBeſt. gegeben ſind, gegen⸗ 
über dieſen Beſtimmungen für deren Dauer keine Geltung bean⸗ 
ſpruchen. Nach Art. I 8 2 hatten die oberſten Landesbehörden Be⸗ 
ſtimmungen über die Feſtſetzung und Handhabung der Polizeiſtunde 
im Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften zu erlaſſen. In 8 4 Abſ. 2 iſt 
für denjenigen, der den auf Grund des 8 2 erlaſſenen Vorſchriften 
vorſätzlich zuwiderhandelt, Gefäugnisſtrafe bis zu 6 Monaten und 
Geldstrafe oder eine dieſer Strafen angedroht, 9 4 Abſ. 3 enthält 
eine Strafandrohung für den Fall der fahrläſſigen Zuwiderhandlung. 
Hiernach kann unmöglich angenommen werden, es ſei lediglich Art 
und Maß der in 8 365 Stéh B. beſtimmten Strafe verſchärft, im 
übrigen aber ſeien die materiellrechtlichen Vorausſetzungen des § 365 
SGB. nicht geändert worden. Wenn die oberſten Landesbehörden 
Vorſchriften über die Feſtſetzung und Handhabung der Polizeiſtunde 
zu treffen hatten, ſo war ihnen damit auch die Befugnis erteilt, die 

orausſetzungen, unter welchen die an einer Überſchreitung der 
Polizeiſtunde möglicherweiſe beteiligten Perſonen beſtraft werden 
ſollten, im einzelnen zu regeln. Es ſtand den oberſten Landes⸗ 
behörden dabei hei die Regelung des $ 365 StGB. ohne weiteres 
zu übernehmen. Sie konnen aber auch abweichende Beſtimmungen 
treffen. Keinesfalls waren ſie an den Inhalt des 8 365 St6B. 
gebunden. Die Freisprechung der Angehl. iſt hiernach jedenfalls 
inſoweit, als ſie darauf beruht, daß die Angekl, nicht gemäß 8 365 
— % ¼v 


„ Zu 24. Über das Verhältnis des 8 365 StGB. zu 89 2, 4 des 
Notgef. b. 24. Febr. 1923 find folgende Anſichten aufgeſtellt worden: 

1. Die materiellrechtlichen Vorausſctzungen der Strafbarkeit 
nach $ 365 StGB. find die gleichen geblieben. Nur die Strafdrohung 
hat ſich verſchärft. So das im vorliegenden Fall angefochtene Urteil 
des Ach. Mannheim. 5 

2. Die Landesbehörden können heine von! dem 8 365 I ab⸗ 
weichende Anordnung an die Gäſte erlaſſen. So OLG, Hamburg, 
VE. 45, 89. 

3. Die Landespolizeibehörden können Vorſchriften erlaſſen, 
welche es den Gäſten zur Pflicht. machen, auch ohne eine beſondere 
aufforderung nach Eintritt der Polizeiſtunde das Lokal zu verlaſſen; 
ie Übertretung dieſer Vorſchriften fällt unter das Notgeſ. $4 So 
Sch GA. 70, 121; OLG. Celle, SW. 45, 488; DRG. Hamburg, 
SM. 46 Beil, 171. 

4. Die zu erlaſſenden landesrechtlichen Vorſchriften Können die 

Regelung des § 365 ohne weiteres übernehmen; fie können 

er auch abweichende Beſtimmungen treffen. So das vorliegende 
Urteil des OLG. Karlsruhe. 

„ 5. Die Landesbehörden haben zwar die Befugnis, die Be⸗ 
fimmungen des § 365 außer Kraft zu ſetzen und zu modifizieren. 
Me derartige Anderung it aber nicht zu vermuten. So OLG. 
Darmſtadt, St. 46 Beil, 417. 

„ 6. Die Strafbarkeit der über die Polizeiſtunde hinaus ver⸗ 
weilenden Gäſte ergibt ſich ohne weiteres aus der Feſtſetzung 
Fa Polizeiſtunde in ar $4 II des Notgeſ.; OLG. 

deeden, 8StW. 46 Beil. 3624 ., 3 StW. 46 Beil. 44. Ebenſo 
wußl Leipzomm. 8 305 vor Anm. 1 (durch Zuſtimmung zu dem 
angeführten Urteil des Kg.). 

2 7. Die von den Landesbehörden erlaſſenen Vorſchriften müſſen 
uch auch auf Gäſte beziehen. Nur wenn ſie ſich ausſchließlich auf 
In Wirt beziehen, 1 $ 365 I noch auf die Gäſte anwendbar. 
rank 17 8 365 Aum. 

111 Von dieſen Anſichten find zunächſt die unter 1 und 2 un⸗ 
ee Das Motgeſ. beſtimmt in § 2, daß die oberſte Landesbe⸗ 
ee Beſtimmungen über die Feſtſetzung und Handhabung der 
Eintzeiſtunde zu erlaſſen hat. Dabei ıft vorzuſchreiben ..., wie bie 
15 haltung zu überwachen iſt. Mit Vergehensſtrafe wird nach 8 4 
ha Notgeſ. belegt, wer den erlaſſenen Vorſchriften zuwider⸗ 

ndelt. 

ibe Die Ermächtigung an die Landesbehörden zu Vorſchriften 
n 9 „Handhabung“ der Polizeiſtunde, über „Überwachen“ der Polizei⸗ 
unde iſt damit nicht auf Wirte beſchränkt. Aber eine Pflicht, 
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SGB. zum Berlaffen der Wirtſchaft aufgefordert worden ſeien, nicht 
haltbar; denn die Anwendung des § 365 StGB. iſt im vorliegenden 
Fall ausgeſchloſſen (AF. v. 17. Okt. 1924, DLS. Hamburg v. 6. Nov. 
1924, DLG. Dresden v. 10. Juli 1925 in Bd. der höchſtrichterlichen 
Rechtſyr, auf dem Gebiete des Strafrechts S. 44, 1 

Das Ac. hat die Freiſprechung aber auch damit begründet, daß 
die auf Grund des Notgef. für das Land Baden getroffene Regelung 
der Polizeiſtunde eine Anderung des früheren Rechtszuſtandes nicht 
gebracht habe, ſich vielmehr mit § 365 StGB. in völliger Über⸗ 
einſtimmung befinde. Auch dieſer Auffaſſung des AGG. konnte ſich 
das RevG. nicht anſchließen. Maßgebend iſt die VO. des Bad Inn Min. 
9. 11. April 1923 (GVOBl. 76) i. d. Faſſ. v. 1. April 1924 (GVOBl. 
72). Während die 88 1—3 und 5 dieſer VO. über Beginn und Ende 
der Poltzeiſtunde ſowie über die Möglichkeit einer allgemeinen Ver⸗ 
längerung oder einer Abkürzung derſelben nähere Beſtimmungen 
treffen, iſt in § 4 im einzelnen genau vorgeſchrieben, wie ſich einer⸗ 
ſeits die Wirte oder deren Stellvertreter und andererſeits die Gäſte 
beim Eintritt der Polizeiſtunde zu verhalten haben. Danach haben 
einerſeits die Wirte oder deren Stellvertreter den Eintritt der Polizei⸗ 
ſtunde anzukündigen, das Wirtſchaften nach Eintritt der Polizeiſtunde 
ſofort einzuſtellen und die Gäſte an die Entfernung zu mahnen. 
Andererſeits haben die Gäſte ſich unverzüglich zu entfernen. Davon, 
daß die Verpflichtung der Gäſte, ſich unverzüglich zu entfernen, davon 
abhängen ſollte, daß der Wirt vorher den Eintritt der Polizeiſtunde 
ankündigt und die Gäſte an die Entfernung mahnt, enthält $ 4 der 
VO. nichts. Es kann daher auch nicht angenommen werden, daß 
die Ankündigung der Polizeiſtunde oder eine Mahnung des Wirts 
an die Gäſte die Vorausſetzung der Strafbarkeit der über die Polizei⸗ 
ſtunde hinaus in der Wirtſchaft verweilenden Gäſte ſei. Insbeſ. 
kann dies nicht daraus gefolgert werden, daß die Verpflichtung der 
Gäſte im Geſ. im unmittelbaren Anſchluß an diejenige des Wirts 
geregelt iſt. Die Pflicht der Gäſte, ſich unverzüglich zu entfernen, 
beſteht unabhängig von einer Ankündigung oder Mahnung ſeitens 
des Wirts und iſt daher auch ſelbſtändig ſtraſbar. Ausgeſchloſſen iſt, 
daß die VO. etwa ſtillſchweigend das Erfordernis der vorherigen 
Mahnung aus dem 8 365 hat herübernehmen und ſo aufrecht er⸗ 
halten wollen. 


(OLG. Karlsruhe, S.S., Urt. v. 13. Jan. 1927, SR 172/26.) 
Mitgeteilt von Sen Präf. Buzengeiger, Karlsruhe. 
* 


die Vorſchriften auch auf die Gäſte zu erſtrecken, iſt den ange⸗ 
führten Veſtimmungen nicht zu entnehmen. Das Reichsnotgeſ. ſagt 
nicht, was im einzelnen zur Handhabung und Überwachung für er⸗ 
forderlich erachtet wird. Die Landesbehörde kann der Anſicht ſein, 
es genüge, wenn man den Wirten die Pflicht auferlege, die Gäſte 
hinauszuweiſen. Damit iſt auch die Anſicht 7 abgelehnt, welche 
glaubt, daß die polizeilichen Beſtimmungen ſich auch auf die Gäſte 
beziehen müſſen. 

Die bloße Feſtſetzung einer Polizeiſtunde durch „die oberſte 
Landesbehörde oder die von ihr beſtimmte Behörde“ (Notgeſ. § 2), 
bedeutet noch keine Abänderung des bisherigen Nechtszuſtandes. Denn. 
daß eine Polizeiſtunde feſtgeſezt wird, iſt gegenüber dem bisherigen 
Zuſtande nichts Neues. Durch dieſe vom Reichsgeſ. nunmehr ver⸗ 
langte Feſtſetzung allein wird alſo die bisherige Vorausſetzung der 
Strafbarkeit nicht beſeitigt, daß der Wirt die Gaſte aufgefordert 
haben muß. Erſt wenn die Landesbehörde neue Überwachungs⸗ oder 
Haudhabungsvorſchriſten wegen der Polizeiſtunde an die Gaſte 
erläßt, machen dieſe ſich durch Zuwiderhandlung gegen die neuen 
Vorſchriften ſchuldig. Damit iſt die Anſicht 6 abgelehnt, welche 
automatiſch jede neue Polizeivorſchrift gegen die Gäſte gerichtet ſein 
läßt, auch wenn ſich die Vorſchrift gar nicht gegen die Gäſte 
richten will. 

Es verbleiben noch die Anſichten 3—5, die an und für ſich 
miteinander logiſch vereinbar find; es fragt ſich nur, ob ihre Auf⸗ 
ſtellungen alle dem Gef. entſprechen. 

Ein durchſchlagendes Bedenken gegen die Anſicht 3, daß die 
Landesbehörde auch unmittelbar den Gäſten Vorſchriften über die 
Handhabung der Polizeiſtunde machen kann, beſteht nicht. Andererſeits 
iſt es auch richtig, daß die Landespolizeibehörde die Befugnis hat, 
die Vorſchriften des 8 365 zu übernehmen (Anſicht 4). Zutreffend 
hat aber das DLG. Karlsruhe zugleich angenommen, daß abweichende 
Beſtimmungen erlaſſen werden können, und daß fie für den Bezirk 
erlaſſen ſind, in dem die Angell. die Polizeiſtunde unbeachtet 
gelaſſen haben. Das Urteil iſt demnach zu Recht ergangen. 

Wie ſteht es aber bei obwaltenden Zweifeln, ob eine Vorſchrift 
des Landesrechtes ſich auch an die Gäſte wendet und damit den 
$ 365 J beſeitigt? Eine Auslegungsregel des Inhalts: „Eine 
Anderung der Veſtimmungen des $ 365 ift nicht zu vermuten, ſondern 
muß ausdrücklich erklärt werden, ſo daß im Zweifelsfalle 8 365 in 
nollem Umfange weiterbeſteht“ (Anſicht 5), geht zu weit, da fie 
ſich aus dem Notgeſ. ſchlechterdings ficht nachweiſen läßt. Es iſt 
vielmehr mit allen Auslegungsmitteln der Sinn der landesrechtlichen 
Vorſchrift zu erforſchen, und es entſcheidet letzten Endes die größere 
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Kiel. 

25. Die Benutzung von Meßgeräten bei Natural- 
entgelt unterliegt den Beſtimmungen der 88 6, 11, 22 Maß⸗ 
u. Gewicht O. v. 30. Mai 1908. ) 


Der Vorderrichter hat feſtgeſtellt, daß bei dem Angekl. eine 
ungeeichte Dezimalwaage mit den dazu gehörigen, ebenfalls nicht ge⸗ 
eichten Gewichten vorgefunden worden iſt. Er verneint aber, daß der 
Angehl. dieſe Geräte im öffentl. Verkehr angewendet oder bereit⸗ 
gehalten hat. Es mag nun dahingeſtellt bleiben, ob das angef. Urt. 
mit ausreichender Deutlichkeit ergibt, daß der Angekl. feine Kar⸗ 
toffelernte nicht bloß nur zentneriveile verkauft, ſondern auch nur 
zentnerweiſe verwiegt; bei dem feſtgeſtellten Sachverhalte iſt die 
Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß er bei Abgabe der Kartoffeln 
dieſe zwar nach Zentnern verkauft, ſie aber nach halben Zentnern ver⸗ 
wiegt. Wenn auch das angef. Urt. dahin zu verſtehen iſt, daß das 
letztere hat ausgeſchloſſen werden ſolleu, iſt die Freiſprechung des 
Angekl. gleichwohl nicht hinreichend begründet. Auch wenn ihm nicht 
nachzuweiſen iſt, daß er die Waage und die beanſtandeten Gewichte 
zum Wägen im öffentl. Verkehr angewendet hat, kann er die Geräte 
doch dazu bereitgehalten haben. Auch das läßt ſich nicht abſchließend 
beurteilen, da es im angef. Urt. an jeglicher Feſtſtellung über Art 
und Umfang des landwirtſchaftlichen Betriebes des Angehl. fehlt. 
Es iſt nicht erſichtlich, ob der Angekl. Knechte, Arbeiter oder ſonſtige 
Angeftellte in ſeinem Betriebe beſchäftigt oder ob er allein tätig iſt. 
Wenn er fremde Kräfte eingeſtellt hat, ſo würde ſich fragen, ob dieſe 
außer Barlöhnung auch Naturalien, ſog. Deputat, bekommen. Be⸗ 
jahendenfalls wäre zu prüfen, ob nicht die Möglichkeit und eine ge⸗ 
wiſſe Wahrſcheinlichkeit beſteht, daß das Deputät vor Abgabe an 
die Bedienſteten auf der ungeeichten Waage verwogen wird. Solange 
das nicht ausgeſchloſſen iſt, kann die Freiſprechung des Angehl. nicht 
aufrechterhalten werden, da die Waage auch in dieſem Falle als zum 
Wägen im öffentl. Verkehr bereitgehalten zu gelten hätte. 

Dahingeſtellt bleiben kann hier, ob der Angekl. die ungeeichten 
Wiegegeräte etwa zu ſog. Kontrollwägungen beim Wiegen von Ge⸗ 
treide vor deſſen Abgabe an den Müller — zwecks Kontrolle der 
zurückgelieferten Mehlmenge — benutzt hat. Im vorl. Falle würde 
die Benützung der ungeeichten bzw. nicht vorſchriftsmäßig nach⸗ 
geeichten Wiegegeräte zu derartigen Kontrollwägungen keinen Ver⸗ 
ſtoß gegen die Beſtimmungen der Maß- u. Gewichts O. enthalten 
haben, weil nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt der Angekl. nur 
Kartoffeln, nicht aber auch Mehl verkauft und demgemäß dieſe Kon⸗ 
trollwägungen nicht in Ausübung eines Gewerbes erfolgt ſein würden. 


Wahrſcheinlichkeit für den einen oder anderen Sinn. Es hat nicht etwa 
die eine Anſicht den Vorſprung, bis ſie durch Gegenbeweiſe beſiegt 
it. Nur das iſt zuzugeben, daß, wie gegenüber allen jüngeren Gej. 
und Rechtsvorſchriften, die ältere Vorſchrift ſo lange fortgilt, als 
nicht ein Aufhebungswille irgendwie erkennbar wird. 

Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 


Zu 25. Der ſchon wiederholt gekennzeichnete Standpunkt des 
NevGer. zum Geſchäftsverkehr des Landwirts mit dem Müller und 
gerade die gleichzeitige Erwähnung des Falles der Deputatentlohnung 
von Hofarbeitern geben Veranlaſſung, zu der Überſchrift, zu welcher 
in den obigen Gründen eine Für⸗ und eine Widerſtellung eingenom⸗ 
men wird, eine einheitliche Klärung zu ſuchen. 

Naturalentgelt des ländlichen Erzeugers kann in ver⸗ 
ſchiedenen Arten von Rechtsgeſchäften vorkommen. 

In IW. 1926, 1042 Anm. zu 2 habe ich in Einzelfällen an⸗ 
geführt, daß in der Rſpr. bei Warentauſch nach Maß oder Gewicht 
die Eichpflicht unwiderſprochen für gegeben erachtet wird. 

Abgeſehen hiervon gleicht der Landwirt aber auch noch gern 
Arbeitsleiſtungen, ſei es von Hand oder von Maſchinen 
durch Naturalien ab. 

Bis auf das OLG. Celle (JW. 1925, 2276) haben niedere und 
höhere Gerichte, wie auch das RevGer. in wiederholter Rſpr., die 
Deputatentlohnung ländlicher Arbeiter nach Maß oder Gewicht als 
eichpflichtigen Verkehr i. S. 88 6, 11, 22 Maß⸗ u. Gewichtsd. bes 
zeichnet. 

Wenig einheitlich iſt die Rſpr. im Falle des Mahlauftrags des 
Landwirts an den Müller. 

In dieſem Geſchäftsverkehr kommen freilich unterſchiedliche 
Fälle vor. 

Bezahlt der Landwirt die Mahlarbeit mit Geld, ſo wird 8 22 
Maß⸗ u. GewichtsO. überhaupt nicht berührt. 

Wünſcht der Landwirt ſein Getreide in eine beſtimmte Menge 
Mehl des Müllers umzutauſchen, ſo fällt das Handelsgeſchäft unter 
den Warentauſch, alſo wie oben geſagt, unter den gewerblichen 
Verkehr des Landwirts i. S. der 88 6, 11, 22 Maß⸗ u. Gewichts O. 
(ſo die einzig hierzu bekannt gewordene Entſch. des AG. Zeitz v. 
3. Mai 1926, 2 E 46/26). 

Entſchädigt aber der Landwirt den Müller für das Mahlen 
durch eine beſtimmte Menge Getreide, ſo liegt Naturalentgelt vor, 
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Anders läge es nur dann, wenn die Waage mit den Gewichten auch 
für Kontrollwägungen beim Kartoffelverkauf in Frage käme. 

(OLG. Kiel, Ste., Urt. v. 5. Jan. 1927, S 218/26.) 
Königsberg. * 

26. 8 2 Abs. 2 StGB. findet auf die vor dem 1. April 
1926, dem Tage des Inkrafttretens des die Weinſteuer 
aufhebenden G. vom 31. März 1926, begangenen Wein⸗ 
ſteuerhinterziehungen nicht Anwendung. F) 

8 2 Abſ. 2 StGB., nach dem bei Verſchiedenheit der Geſetze von 
der Zeit der begangenen Handlung bis zu deren Aburteilung das mil⸗ 
deſte Geſetz anzuwenden iſt, iſt nur dann anwendbar, wenn die Auf⸗ 
hebung des in Betracht kommenden Geſetzes auf geänderter Rechtsauf⸗ 
faſſung beruht. Ein ſolcher Verzichtswille iſt in der Regel nicht anzu⸗ 
nehmen, wenn die Aufhebung erfolgt iſt, weil die tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe, die das Geſetz regeln ſollten, ſich geändert haben, oder wenn 
die Geltungsdauer des Geſetzes von vorneherein für beſtimmte Zeit 
oder bis auf weiteres angeordnet war (jog. temporäres Geſetz). 

Um ein ſolches temporäres Geſetz handelt es ſich bei dem Wein⸗ 
&t®., das in feinen früheren Faſſungen vom 26. Juli 1918, 25. Juni 
1923, 12. Febr. 1924 und 26. Juni 1925 nur für ganz beſtimmte 
Zeit, zuletzt für die Zeit bis zum 31. Aug. 1925 erlaſſen war; wenn 
dann in dem Geſetz b. 10. Aug. 1925 eine beſtimmte Zeitdauer nicht 
mehr feſtgeſetzt iſt, ſo beruht dies lediglich darauf, daß man angeſichts 
der Finanzlage des Reichs einen beſtimmten Zeitpunkt für das Außer⸗ 
krafttreten noch nicht glaubte feſtſetzen zu können. Bei dieſer Sachlage 
war das Geſetz v. 10. Aug. 1925 zwar nicht mehr für beſtimmte 
Zeit erlaſſen, wohl aber muß es, da eine ſpätere Außerkraftſetzung 
von vorneherein in Ausſicht genommen war, als nur bis auf wei⸗ 
teres erlaſſen betrachtet werden. 

Sodann beruht, wenn das Wein Stch. mit Wirkung vom 1. April 
1926 aufgehoben iſt, dies offenbar nicht auf einer geänderten, ge⸗ 
läuterten Rechts anſchauung etwa dahin, daß der Geſetzgeber zu der 
Einſicht gekommen wäre, die Erhebung der Steuer ſei rechtlich unbe⸗ 
gründet und deshalb ſchon immer unberechtigt geweſen, die Beſtrafung 
von Weinſteuerhinterziehungen ſeien in Wahrheit nicht als ſtrafwürdig 
anzuſehen. Vielmehr beruht die Aufhebung zweifellos darauf, daß man, 
zum Teil infolge der Winzerkrawalle, die wirtſchaftliche Lage der Win⸗ 
zer nicht mehr für günſtig genug hielt, von ihnen die Weinſteuer auch 
noch nach dem 1. April 1926 weiter zu erheben, alſo auf Anderung 
der tatſächlichen Verhältniſſe. 

Daß dieſe Auffaſſung richtig iſt, dafür ſpricht auch die Faſſung 
des Geſ. v. 31. März 1926, wonach das WeinStG. für die Zeit 


und es beſteht, grundſätzlich in der Entſchädigungs art kein Unterſchied 
mit dem Falle der Deputatentlohnung. 

Gar nicht berührt kann die Stellung zu unſerer Überſchrift da⸗ 
von werden, ob der Landwirt das zurückerhaltene Mehl an Dritte 
veräußert oder ſelbſt verbraucht. 

Auch darf die Menge des Naturalentgelts im Einzelfalle keine 
Rolle ſpielen; durch die Fruchtfolge im Anbau kann es bei kleinen 
Landgütern freilich vorkommen, daß der Abſatz von Getreide an den 
Müller für das Mahlen einmal geringer in der Menge ausfällt als 
ein anderes Mal, bei Großgütern wird er verhältnismäßig groß ſein, 
ſchließlich wiederholt ſich aber auch dieſer Geſchäftsverkehr jährlich 
nach der Ernte, ſo daß der Begriff des Gewerbes beim Landwirt 
in derartigem Verkehr mit dem Müller wird als erfüllt gelten müſſen. 

Darin iſt die Rſpr. einheitlich, daß auch ſog. Kontrollwägungen 
des Landwirts ſtets dann unter das Eichgeſetz fallen, wenn ſie im 
Zuſammenhang mit einem Abſatz von Erzeugniſſen des Landwirts an 
Dritte ſtehen. Entſchädigt der Landwirt aber den Müller für das 
Mahlen mit Geld, ſo werden des Landwirts Kontrollwägungen zur 
Feſtſtellung der zurückerhaltenen Mehlmenge wohl zum eichpflichtigen 
Verkehr zu rechnen ſein, aber eine Beſtrafung des Landwirts bei 
Benutzung ungeeichter Meßgeräte gem. § 22 Maß⸗ u. Gewichts, iſt 
nicht möglich, da er nicht in Ausübung eines Gewerbes handelt, 
denn er ſetzt bei dieſem Rechtsgeſchäft keine Ware ab. Dies wäre 
übrigens ein Fall, in dem Gebots⸗ und Verbotsvorſchriften des Eich⸗ 
geſetzes ſich nicht decken. 

Nach alledem kann ich zu dem in der Überfchrift gegebenen 
Satze mit dem AG. Quedlinburg (Urt. v. 10. Juni 1926, 2 E 73/26) 
und mit dem Bay ob. (Urt. v. 21. Juli 1925, JW. 1926, 1042) 
gegenüber den Einſtellungen des Revcer. Kiel und des OL. Celle 
(Urt. v. 21. Aug. 1925, 3 8 245/25) nur eine uneingeſchränkt 
bejahende Stellung einnehmen. 

RegRat Dr. Drewitz, Berlin. 


Zu 26. Vom Standpunkt der herrſchenden Praxis mit ihrer 
Sonderbehandlung der fog. temporären Geſetze aus wird ſich gegen 
das Urt. nichts einwenden laſſen. An der Willkürlichkeit und Un⸗ 
ſicherheit der ganzen Abgrenzung und Sonderregelung, die nun 
allerdings nach § 3 Satz 2 des Strafgeſetzentw. von 1927 nicht 
nur interpretativ, ſondern geſetzlich feſtgelegt werden ſoll, ändert 
dies freilich nichts (ſ. Hot. 42, 377ff.). 

Prof. Dr. Edm. Mezger, Marburg. 


56. Johrg. 1927 Heft 36 


v. 1. April 1926 außer Kraft geſetzt iſt; denn dadurch iſt zugleich zum 
Ausdruck gebracht, daß von dieſem Zeitpunkt ab eine Weinſteuer nicht 
mehr zu erheben ſei und damit auch Hinterziehungen wegfielen, daß 
aber für die Zeit bis zum 1. April 1926 erwachſenen Steueranſprüche 
und dementſprechend auch die aus Hinterziehungen entſtandenen Straf⸗ 
anſprüche unberührt bleiben. 
(Os. Königsberg, SiS, Urt. v. 30, Aug. 1926, S 209/26.) 
Mitgeteilt von OLGR. Steloff, Königsberg. 


Berlin. II. Verfahren. 


27. 85 44, 45 SPD. Die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand iſt nicht am Platze, wenn tatſächlich keine 
Friſt verſäumt iſt, das Gericht vielmehr nur irrtümlich 
eine Friſt für verſäumt erachtet hat. A. M. OGer. Danzig: 
JW. 1927, 830. Zurücknahme oder Abänderung der auf 
Grund der irrtümlichen Annahme ergangenen Entſcheidung 
iſt unſtatthaft. A. M. RGSt. 59, 419 und RG. JW. 1927, 395 
ſowie Löwe⸗Roſenberg 17. Aufl., Anm. 7 zu 9 44 StPO. 

Das Geſuch um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen 
die Verſäumung der ordnungsmäßigen Begründung der gegen das 
Urt. der StK. eingelegten Rev. kann auf die zu ſeiner Begründung 
vorgetragene Behauptung, die auf den RA. F. ausgeſtellte Voll⸗ 
machtsurkunde, deren Fehlen in den Alten den Sen. zu ſeinem die 
Rev. verwerfenden Beſchl. v. 30. April 1927 beſtimmt hat, ſei mit 
der Reviſionsbegründungsſchrift des gen. RA. dem Gericht eingereicht 
worden, nicht geſtützt werden; denn, wenn dieſe Behauptung richtig 
iſt, hat der Verurteilte eine Friſt nicht verſäumt; die ihm nachteilige 
Entſch. würde vielmehr darauf allein beruhen, daß der Sen, aus dem 
Fehlen der Vollmachtsurkunde zu Unrecht den Schluß gezogen hatte, 
daß die Vertretungsmacht des RA. nicht innerhalb der Reviſions⸗ 
begründungsfriſt nachgewieſen ſei. Somit ſind die Vorausſetzungen des 
8 44 StPO. hier nicht gegeben. Dieſe Beſtimmung entſprechend hier 
anzuwenden, wie es in einem ähnlichen Fall das Obergericht Danzig 
(JW. 1926, 830) getan hat, hält der Sen. nicht für ftatthaft, da 
eine Analogie ſtets nur da zuläſſig iſt, wo die Annahme begründet 
erſcheint, daß das Gef. feinem Zwecke nach auch den von ihm nicht 
geregelten Fall hat treffen wollen, hier aber kein Anhalt für eine 
ſolche Annahme gegeben iſt. Der Sen. vermag aber auch die Anſicht 
von Löwe⸗Roſenberg (Anm. 7 zu 8 44 StMD.), nach der Entſch., 
die auf einer irrtümlichen Annahme des Gerichts beruhen, einfach 
aufzuheben oder abzuändern ſind, ſoweit es ſich um die in letzter 
Inſtanz ergangenen Entſch. handelt, nicht zu billigen. Die Begrün⸗ 
dungen, mit denen der 1. StS. des R. im Beſchl. v. 13. Nov. 1925 
(RES. 59, 419) und der 2. StS. im Beſchl. v. 11. Okt. 1926 
JW. 1927, 395) dieſem Vorſchlage gefolgt ſind, erſcheinen nicht 

ichhaltig. Der Wunſch, in einem Einzelfall jemanden von dem 
Nachteil zu befreien, der ihm infolge des Verſehens einer Gerichts⸗ 
behörde erwachſen iſt, kann und darf nicht zur Abweichung von dem 
Grundſatz führen, daß die Aufhebung oder Abänderung gerichtlicher 
Entſch. nur in den vom Gef. vorgeſehenen Fällen, nämlich auf 
Rechtsmittel oder Rechtsbehelfe erfolgen darf, einem Grundſatze, der 
allein eine geordnete Rechtspflege gewährleiſtet, zumal da das Be⸗ 
gnadigungsrecht der Staatsregierung die Möglichkeit gibt, in Fällen, 
in denen der durch Irrtum des Gerichts herbeigeführte Verluſt eines 
Rechtsmittels zur Aufrechterhaltung einer ſachlich nicht gerechtfertigten 
Entſch. geführt hat, dieſe zu beſeitigen oder zu mildern. Hiernach 
onnte dem Wiedereinſetzungsgeſuch nicht ſtattgegeben werden. 

Kg., 2. StS., Beſchl. v. 9. Juli 1927, 2 W 317/27.) 
Mitgeteilt von KR. Körner, Charlottenburg. 


3 
k 28. 8359 Ziff. 5 Stb. Die Verletzung des Grund⸗ 

ſatzes ne bis in idem iſt kein Wiederaufnahmegrund. 
Nach der ſtändigen Rſpr. des 1. StS. des KG. (ogl. Beſchl. 
v. 5. März 1903, 1 W 105/06: DAB. 1906, 657 und Beſchl. v. 
24. Sept. 1926, 1 W 110/26) kann das Wiederaufnahmegeſuch auf die 
erlezung des Grundſatzes ne bis in idem nicht geſtützt werden. 
Im Falle des 8359 Ziff. 5 StPO. richtet ſich der Wiederaufnahme⸗ 
antrag gegen die Eutſch. der Schuldfrage. Nach Löwe⸗Roſen⸗ 
berg, 17. Aufl., Anm. 20 zu 8359 SRO. ſind ihr zwar alle Fragen 
gleichzuſtellen, die die Exiſtenz und das Erlöſchen des ſtaatlichen Straf⸗ 
anſpruchs betreffen, alſo insbeſ. auch die Frage der rechtskräftigen 
Aburteilung. Dieſer Anſicht vermag der Sen. aber nicht beizutreten. 
is rechtskräftige Aburteilung hat mit der in dieſem Verfahren allein 
Du &hyuprüfenben Schuldfrage nichts zu tun; fie hat vielmehr nur für 
ie Frage Bedeutung, ob der Strafanſpruch des Staates noch beſteht. 
Eine Prüfung dieſer Frage kann nicht zum Gegenſtande des Wieder⸗ 
aufnahmeverfahrens gemacht werden, weil deſſen Zweck lediglich eine 
neue Prufung der Tatfrage iſt, Verſtöße gegen das ſachliche Recht 
4 prozeß rechtliche Vorſchriften jedoch durch das Wiederaufnahme 
verfahren nicht bejeitigt werden können. Der erk. Sen. trägt deshalb 
en Bedennen, ber Rſpr. des 1. StS. im Ergebnis beizutreten. 

GG., 2. StS., Beichl. v. 22. Jan. 1927, 2 W 693/26.) 
Mitgeteilt von KR. Körner, Charlottenburg. 
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29. 8 259 Ziff. 2, 5 StPO. Jeder Wiederaufnahme- 
antrag, der ſo gedeutet werden muß, daß er ſich auf der 
Behauptung aufbaut, die Grundlage des Urt. ſei durch 
eine Verletzung der Eidespflicht zuſtande gekommen, iſt 
nur aus $ 359 Ziff 2 StPO. zuzulaſſen f) 

Das Vorbringen des Verurteilten läuft auf die Behauptung 
hinaus, der Zeuge H. habe ſich durch ſeine vor dem Schwurgericht 
zuungunſten des Verurteilten abgelegte Ausſage einer vorfäglichen 
Verletzung der Eidespflicht ſchuldig gemacht und ſei dazu von den 
Zeugen M. und N. angeſtiftet worden. Ein Wiederaufnahmeantrag 
aber, deſſen Beſtreben dahin geht, die in einer eidlichen Bekun⸗ 
dung beſtehende Grundlage des Urteils durch die Behauptung aus 
der Welt zu ſchaffen, daß der Urheber dieſer Bekundung ſich durch 
fie einer vorſätzlichen oder fahrläſſigen Eidesverletzung ſchuldig 
gemacht habe, kann nach der feſten Rechtſprechung des erkennenden 
Senats nicht auf 8 359 Ziff, 5, ſondern nur auf 8359 giff. 2 StRO. 
geſtützt werden (vgl. Beſchl. v. 6. Nov. 1926, 2 W 608/26). 

Der Geſetzgeber hat die Zuläſſigkeit eines Antrags aus 8359 
Ziff. 2 Sta O. davon abhängig gemacht, daß wegen der behaupteten 
Eidesverletzung eine rechtskräftige Verurteilung erfolgt iſt oder die 
Einleitung oder Durchführung eines Strafverfahrens wegen dieſer 
Eidesverletzung aus anderen Gründen als wegen Mangels an Be⸗ 
weiſen nicht erfolgen kann. Das hat ſeinen guten Grund. Die Er⸗ 
fahrung lehrt, daß es nicht ſchwer iſt, Zeugen zu finden, die 
bereit ſind, die Glaubwürdigkeit eines anderen Zeugen in Frage 
zu ſtellen, daß die Erſchükterung einer Ausſage durch anders 
lautende Bekundungen um fo eher möglich iſt, je ſpäter die Ver⸗ 
handlung nach dem Ereignis, über das auszuſagen iſt, ſtatt⸗ 
findet, da das Erinnerungsvermögen des Zeugen inzwiſchen ge⸗ 
litten hat und ſeine Ausſage nicht einen ſo ſicheren Eindruch 
machen wird, wie ſie es bald nach dem Ereignis getan haben würde, 
und daß daher in der Regel in einem wiederaufgenommenen Ver- 
jahren die Anfechtung der Glaubwürdigkeit eines Zeugen eher 
Erfolg verſpricht als in dem erſten Verfahren. Unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden würde Anträgen auf Wiederaufnahme des Verfahrens, die 
ſich auf die Behauptung gründen, die Ausſagen, die zur Ver⸗ 
urteilung geführt haben, ſeien unwahr, Tür und Tor geöffnet ſein 
und der grundlegenden Bedeutung, die der eidlichen Ausſage auf 
allen Gebieten der Rechtſprechung zukommt, im weiteſten Maße 
Abbruch getan werden, wenn nicht § 364 SD. die Fälle, in denen 
die Wiederaufnahme des Verfahrens durch die Behauptung einer 
Eidesverletzung erreicht werden kann, einſchränkte. Der Wille des 
Geſetzgebers, Wiederaufnahmeanträgen, die auf Grund der Be⸗ 
hauptung einer ſtrafbaren Handlung geſtellt ſind, einen Riegel vor⸗ 
zuſchieben, wenn die ſtrafbare Handlung nicht durch eine rechts⸗ 
kräftige Verurteilung bewieſen wird, muß zu der Auffaſſung 
führen, daß im 5 359 Ziff. 2 StpO. alle Fälle, in denen die Be⸗ 
hauptung einer Eidesverletzung zur Erſchütterung der Grundlage 
des Urteils führen ſoll, erſchöpfend geregelt find und es nicht dem 
Belieben des Antragſtellers überlaſſen iſt, zu wählen, ob er den 
Antrag auf $359 Ziff. 2 oder 8 359 Ziff. 5 StPO, ſtützen und ob 


Zu 29. Das Urteil läßt die erforderliche Klarheit vermiſſen. 
Es ſpricht auf der einen Seite davon, der 9 359 Ziff. 5 StPO. 
könne keine Anwendung finden, wenn die Begründung des Wieder⸗ 
aufnahmeantrags darauf hinauslaufe, der Zeuge, deſſen Ausſagen 
als unrichtig bezeichnet werden, habe ſich „durch ſeine Ausſage 
einer vorſätzlichen oder fahrläffigen Verletzung der 
Eidespflicht ſchuldig gemacht“ — auf der anderen Seite davon, 
daß dies überhaupt ſtets dann gelte, wenn die „Glaubwürdig⸗ 
keit“ des Zeugen angefochten, wenn behauptet werde, „die Aus⸗ 
ſagen, die zur Verurteilung geführt haben, ſeien unwahr“. 
Beides iſt natürlich nicht dasſelbe. 

Daß es unmöglich fein ſoll, i. S. des § 359 giff. 5 StPO. 
geltend zu machen, die Bekundung eines Zeugen ſei objektiv 
unwahr, ſeine Glaubwürdigkeit unterliege objektiven Be⸗ 
denken, ohne daß dem Zeugen hierwegen der Vorwurf, ſei es der 
vorſätzlichen, ſei es der fahrlässigen ſtrafbaren Eidesverletzung 
(88 359 Ziff. 2, 364 Stpo.) gemacht wird, kann ſchlechterdings 
nicht angenommen werden. Es hieße ohne geſetzlichen Grund in 
einer geſetzwidrigen Weiſe die dem Verurteilten in 8 359 Ziff. 5 
END. gewährten prozeſſualen Rechte beſchneiden, wollte man ihm 
dieſen Nachweis objektiver Unwahrheit und Unzuverläſſigkeit zur 
Erreichung eines günſtigeren Urteils verſagen. Denn 88 359 
Ziff. 2, 364 EBD. en offenſichtljch nur den Fall, in dem es 
ſich von vornherein um eine ſtrafbare Eidesverletzung handelt, 
und ſchließen daher in nichts eine andersartige Regelung des 
onen aus, in dem eine ſolche Verletzung gar nicht in Betracht 
kommt. 

Es wäre nun allerdings ſchwer verſtändlich, warum beim Ver⸗ 
dacht einer ſtrafbaren Eidesunrichtigkeit der Verurteilte 
ſchlechter geſtellt ſein, d. h. auf 88 359 Ziff. 2, 364 GERD. be⸗ 
ſchränkt und von 8359 Ziff. 5 GERD. ausgeſchloſſen ſein ſollte. 
Das iſt auch gar nicht der Wille des Geſetzes: beide Rechtsbehelfe 
ſollen dem Verurteilten auch hier wahlweiſe zu Gebote ſtehen. 
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er damit die Beſtimmung des $364 StPO. umgehen will. Der von 
Loewe-Roſenberg, SMD., 17. Aufl. Anm. 1 zu 8 364 aus⸗ 
geſprochenen Anſicht, daß ein Antrag auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens, der zwar das Vorliegen einer Eidesverletzung behaupte, 
ſich aber nicht darauf gründe, aus § 359 Ziff. 5 StPO. hergeleitet 
werden könne, kann hiernach nicht beigepflichtet werden; vielmehr 
iſt jeder Antrag, der dahin gedeutet werden muß, daß er ſich auf 
der Behauptung aufbaut, die Grundlage des Urteils ſei durch eine 
vorſätzliche oder fahrläſſige Verletzung der Eidespflicht zuſtande 
gekommen, nur aus dem Geſichtspunkt des 8359 Ziff. 2 SPD. 
zuzulaſſen. Der Zulaſſung des vorliegenden Antrags ſteht inſoweit, 
als er ſich auf Eidesverletzung ſtützt, der Umſtand entgegen, daß die 
Vorausſetzungen des § 364 EMD,. nicht gegeben find. 

(AG., 2. StS., Veſchl. v. 5. Febr. 1927, 2 W 36/27.) 

Mitgeteilt von KGR. Körner, Charlottenburg. 
* 

Celle. 

30. 88 25, 28 GVG. Nachdem die Anklage vor In⸗ 
krafttreten der VO. v. 4. Jan. 1924 erhoben und nach dieſem 
Zeitpunkt von der Staatsanwaltſchaft ein Antrag gem. 825 
Ziff. 20 GVG. 8 42 gen. VO. auf Verhandlung vor dem 
Einzelrichter nicht geſtellt worden war, war für die Ver⸗ 
handlung über den Angekl. zur Laſt gelegte, mit einer 
höheren als ſechsmonatigen Gefängnisſtrafe bedrohte 
Vergehen der Hehlerei nach 88 25, 28 GVG. in erſter In⸗ 
ſtanz das Schöffengericht und folglich in zweiter Inſtanz 
die große StK. zuſtändig. f) 

(OLG. Celle, StS., Beſchl. v. 14. Jan. 1927, 3 8 382/26.) 
Mitgeteilt von RA. Falkenfeld, Frankfurt a. d. O. 
* 
Dresden. 

31. 8 159 GG.; 88 230 Abſ. 2, 233, 236 StPO. Ein vom 
Erſcheinen in der Hauptverhandlung entbundener Angekl., 
der vor dem erſuchten Richter nicht zur Vernehmung er⸗ 
ſcheint, kann auf Verlangen des Prozeßgerichts feitge> 
nommen und dem erſuchten Richter vorgeführt werden. 1) 

Angekf. bat jedesmal faſt mit den gleichen Worten, neuen Ter⸗ 
min für Später anzuſetzen oder doch feine Vernehmung vor dem 
Gericht ſeines Wohnſitzes (Dresden) zu beſt immen. Das 
erſuchende Gericht faßte dieſe Bitte als Antrag um Entbindung von 
der Verpflichtung zum Erſcheinen in der Hauptverhandlung auf und 
ließ den entſprechenden Beſchluß dem Angekl. durch das erſuchte Ge⸗ 


Es kann inſoweit auf die überzeugenden Ausführungen bei 
Löwe a. a. O. 8364 Nr. 1 und die dort genauer angegebene 
Literatur und Judikatur verwieſen werden: die Anſicht von Weſt 
(8StW. 16, 247 ff.; GerS. 56, 180; „61, 147; Recht XII, 574; 
Dig. VII, 197), der ſich das KG. angeſchloſſen hat, es genüge 
auch die „indirekte“ Behauptung einer Eidesverletzung, kann nicht 
gebilligt werden. Die richtige Anſicht vertreten z. B. Köln, Celle, 
BayoSb sch. u. a. Sie wird ſchon durch den Wortlaut des 8 364 
SPD. beſtätigt, der nicht nur verlangt, daß eine ſtrafbare Eides⸗ 
verletzung behauptet, ſondern daß der Antrag auf dieſe Behauptung 
„gegründet“ wird. 

Das vorliegende Urteil verdient daher keine Zuſtimmung. 

Prof. Dr. Edmund Mezger, Marburg. 


Zu 30. Rechtsirrtümlich hält das Urt. die zutreffend als vor⸗ 
liegend erachtete ſachliche Unzuſtändigkeit des erk. Gerichts 
für einen Mangel einer Prozeßvorausſetzung. Der Begriff der 
Prozeßvorausſetzung iſt beſtritten. In der SPD. und ZPO. findet 
er ſich nicht. Aber ſchon der Wortbegriff läßt erkennen, daß es ſich 
dabei um Tatſachen handelt, die vorliegen müffen, damit überhaupt 
ein Strafprozeß geführt werden darf. Demgemäß definiert Roſen⸗ 
berg: ZStW. 36, 523. ,Prozaßvorausſetzungen als diejenigen Tat⸗ 
ſachen, von deren Exiſtenz Einleitung und Fortſetzung eines Straf⸗ 
verfahrens abhängig iſt und die ſomit vorliegen müſſen, wenn der 
erhobene Anſpruch zur Prüfung und Entſch. zugelaſſen werden ſoll“. 
Läge eine ſolche Prozeßvorausſetzung vor, ſo wäre ſie allerdings von 
Amts wegen ohne Rückſicht auf eine dahin zielende Prozeßrüge zu 
berückſichtigen geweſen, weil ſie, ſobald ihr Vorliegen vom Strafrichter 
erkannt wird, in jeder Lage des Verfahrens zu ſeiner Einſtellung 
führen muß (vgl. RGSt. 17, 51; 41, 152; 45, 281; auch 
Löwe⸗Roſenberg, Vorbem. 3. Buch 2 Abſ. 1, IV). Daß die 
ſachliche Unzuſtändigkeit eines an ſich zur Aburteilung von Steaf⸗ 
ſachen berufenen ordentlichen Gerichts einen Mangel einer Prozeß⸗ 
vorausſetzung nicht darſtellt, bedarf nach Vorſtehendem keiner weiteren 
Begründung. Zudem ergibt $ 338 Nr. 4 SHMD., daß die fachliche 
Unzuſtändigkeit ein abſoluter Prozeßverſtoß iſt, der gem. § 352 Abſ. 1 
SPD. zur Aufhebung eines angefochtenen Urt. nur führt, wenn dieſer 
Mangel vom Beſchwerdeführer form⸗ und friſtgerecht gerügt worden 
iſt. Dies war vorliegend nicht geſchehen, und es iſt daher das obige 
Urt. mit den Beſtimmungen der StPD. unvereinbar. 

IR. Dr. Siegfr. Löwenſtein, Berlin. 
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richt, das gleichzeitig um kommiſſariſche Vernehmung des Angekl. zur 
Anklage erſucht wurde, eröffnen. In den Terminen vor dem er⸗ 
ſuchten Richter erklärte der Angekf. wiederholt, er wolle nicht vom Er⸗ 
ſcheinen in der Hauptverhandlung entbunden werden. In dem vom 
erſuchten Gericht zuletzt anberaumten Termin iſt er ſchließlich über⸗ 
haupt nicht mehr erſchienen, worauf das erſuchte Gericht die Alten 
unerledigt zurückgab. Nachdem das AG. O. als erſuchendes Gericht 
nochmals das förmliche Erſuchen um kommiſſariſche Vernehmung des 
Angekl., gegebenenfalls unter Anwendung von Zwangsmitteln, an 
das AG. D. als erſuchtes Gericht geſtellt hatte, hat dieſes das Erſuchen 
abgelehnt mit der Begründung, daß es der geſetzlichen Grundlage für 
die begehrte Amtshandlung eutbehre. 

Das erſuchende Gericht hat nunmehr vom OLG. eine Entſchei⸗ 
dung gemäß 8 159 GVG. begehrt und u.a. geltend gemacht: Das 
Prozeßgericht iſt, auch wenn der Angekl. von der Verpflichtung zum 
Erſcheinen in der Hauptverhandlung entbunden iſt, ſtets befugt, gegen 
den nicht erſchienenen oder nicht erſcheinenwollenden Angekl. Vor⸗ 
führungsbefehl oder Haftbefehl zu erlaſſen. 

Der erſuchte Richter legte in ſeinem Ablehnungsbeſchluß beſon⸗ 
deren Nachdruck darauf, daß die 88 230 und 236 SPD. in der StPO. 
unter dem Titel „Hauptverhandlung“ ſtehen. Er ſchließt daraus, daß 
die Anwendung dieſer Beſtimmungen nur im Rahmen einer Haupt⸗ 
verhandlung möglich ſei. 

In dieſem 6. Abſchnitt „Hauptverhandlung“ findet ſich aber auch 
der 8 233 StPO. In Abſ. 2 und 3 dieſer Beſtimmung heißt es: 
„Wird der Angeklagte von der Verpflichtung zum Erſcheinen in der 
Hauptverhandlung entbunden, fo muß er ... durch einen erſuchten 
Richter über die Anklage vernommen werden.“ 

Dieſe Beſtimmung iſt ein Analogon zur kommiſſariſchen Beweis⸗ 
aufnahme gemäß 8 223 StPO. Es beſtehen keine Zweifel, daß der 
erſuchte Richter einen nicht erſchienenen Zeugen mit Zwangsmitteln 
zum Erſcheinen veranlaſſen kann. Wenn die Anſicht des erſuchten 
Richters über die Unmöglichkeit der Zwangsgeſtellung eines Angekl. 
mit dem Geſetz in Einklang zu bringen wäre, jo könnte 8 233 SPD. 
nur dann zur Anwendung kommen, wenn der Angel. freiwillig 
vor dem erſuchten Richter erſcheint. 

Der Hinweis des erſuchten Richters, daß das Prozeßgericht den 
Angekl. gemäß § 236 SPD. von D. nach O. holen könne, wenn er 
vor dem Richterkommiſſar freiwillig nicht erſcheine, iſt nicht ſtichhaltig. 
Durch die VO. vom 4. Jan. 1924 iſt das Anwendungsgebiet des ehe⸗ 
maligen 8 232 StPO. erweitert worden. War früher Vorausſetzung 
große Entfernung und ein beſtimmtes Höchſtmaß der zu erwartenden 
Strafe, fo hat man jetzt dieſe Erſchwerung fallen gelaſſen und dem Ge⸗ 


Zu 31. Der Gedankengang, daß die Vernehmung eines, vom 
Erſcheinen in der Hauptverhandlung entbundenen, Angekl. vor dem 
erſuchten Richter als ein „vorweggenommener Teil der Hautverhand⸗ 
lung“ anzuſehen, der erſuchte Richter daher beim Ausbleiben des ord⸗ 
nungsgemäß geladenen Angekl. auch zur Anordnung der Zwangsmaß⸗ 
nahmen des § 230 Abſ. 2 StPO. befugt iſt, erſcheint an und für ſich 
durchaus ſchlüſſig, die Begründung der Weigerung des erſuchten 
Richters daher unzutreffend. Bei der Entſcheidung der Frage aber, ob 
ſeine Weigerung im konkreten Falle nicht dennoch berechtigt war, 
ſind zwei Bedenken überſehen worden. Erſtens: Nur „auf ſeinen 
Antrag“ kann der Angekl. nach 8 233 vom Erſcheinen in der Haupt⸗ 
verhaudlung entbunden werden. Ein folder Antrag iſt hier nicht 
geſtellt worden und kann m. E. mit dem Erſuchen des Angeklagten, 
einen ſpäteren Termin anzuberaumen oder „doch ſeine Vernehmung 
am Gericht ſeines Wohnortes zu beſtimmen“ um ſo weniger identifi⸗ 
ziert werden, als der Angekl. demnächſt vor dem erſuchten Richter 
ſeinen Antrag gewiſſermaßen authentiſch dahin interpretierte, daß er 
vom Erſcheinen in der Hauptverhandlung nicht entbunden zu ſein 
wünſchte. Bedeutet ja doch ein diesbezüglicher Antrag das Einverſtänd⸗ 
nis des Angekl. nicht nur mit der Verhandlung in feiner Abweſenheit, 
ſondern auch mit der Aburteilung nach einem von dem Eröffnungs⸗ 
beſchluß abweichenden anderen rechtlichen Geſichtspunkt. Denn aller⸗ 
dings muß m. E. angenommen werden, daß der Angekl. damit, ebenſo 
wie auf die Beiwohnung bei den übrigen prozeſſualen Vorgängen, ins⸗ 
beſondere bei der Beweisaufnahme und auf die Frageſtellung an die 
Zeugen, auch auf die Anhörung des Hinweiſes aus 8 265 und die 
Stellungnahme hierzu verzichtet. Der bei Löwe⸗Roſenberg 
(17. Aufl. Anm. 6 zu 8 233) vorgeſchlagene Ausweg, daß eintretenden⸗ 
falls eine neue kommiſſariſche Vernehmung beſchloſfen werden muß, 
findet in der derzeitigen StPO. keine Stütze. Der beſte Beweis dafür 
iſt, daß die Entwürfe zu einer neuen StPO. von 1908, 1909 und 
1919 die Aufnahme einer ausdrücklichen diesbezüglichen Vorſchrift für 
notwendig erachteten. Zweitens muß aber auch bezweifelt werden, 
daß von einem die Anwendung der Maßnahmen des 8 230 Abſ. 2 
rechtfertigenden „Ausbleiben“ des Angekl. bei dem erſuchten Richter 
geſprochen werden kann, da er ja auf deſſen Ladung wiederholt er⸗ 
ſchienen iſt und immer erklärt hat, er wolle vom Erſcheinen in der 
Hauptverhandlung nicht entbunden ſein. . - 

Es mag jein, daß in einem Fall wie dem vorliegenden auch 
Eigenfinn und Renitenz des Angekl. eine Rolle jpielen hann, 
obgleich man ſich auch vorſtellen kann, daß der Angeklagte aus berech⸗ 
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richt geſtattet, in allen Fällen bei einem Verfahren vor dem AR. oder 
dem Schch. den Angel. auf Antrag von feiner Erſcheinungspflicht zu 
entbinden. Dieſe Anderung iſt geſchehen ſowohl im Intereſſe des 
Angekl. wie im Intereſſe der Rechtspflege. Es ſoll insbeſondere dem 
Staat nicht zugemutet werden, für einen unvermögenden Angeli. 
Transport und Verpflegungskoſten in einem Maße aufzuwenden, das 
mit einer vernünftigen Strafrechtspflege und einer ſparſamen Staats⸗ 
wirtſchaft nicht in Einklang gebracht werden kann. 


, Im Schrifttum herrſcht Einigkeit darüber, daß die Vernehmung 
des Angekl. durch den erſuchten Richter die mündliche Vernehmung des 
Angekl. in der Hauptverhandlung erſetzen fol. Der gleichen Auf⸗ 
faſſung iſt die Rechtſprechung des RG. Die kommiſſariſche Verneh⸗ 
mung des Angekl. erſcheint als vorweggenommene Gewährung des 
rechtlichen Gehörs und vertritt ein mefentliches Stück der Hauptver⸗ 
handlung. Wenn das NG. der Meinung iſt, daß die vorgeſchriebene 
Vernehmung des Angekl. ein Erſatz der ſonſt in der Hauptverhandlung 
zu bewirkenden mündlichen Vernehmung iſt (RGSt. 27, 273), die 
etwaigen bei ihr geſtellten Anträge des Angel. als an das erkennende 
Gericht gebracht und als in der Hauptverhandlung ſelbſt geſtellt zu 
erachten ſind (NGSt. 10, 135), fo wird dieſer vom RG. gezogene 
Rahmen nicht überſchritten, wenn man feſtſtellt, daß die nach 8 233 
Abs. 2 SPD. notwendige Vernehmung durch einen erſuchten 
Richter ſelbſt ein notwendiges Stück der Hauptverhandlung iſt, und 
dies um ſo mehr, als das Vernehmungsprotokoll in der Hauptver⸗ 
handlung vor dem Prozeßgericht verleſen werden muß. Der erſuchte 
Richter iſt kraft des Erſuchens Prozeßrichter, er hat den Angekl. über 
die Anklage zu vernehmen (8233 Abſ. 2 StRO.), d. h. ebenſo zu 
handeln, als wenn er als Vorſitzender in der Hauptverhandlung ſelbſt 
den Angelil. zu vernehmen hätte ($ 238 StPO). Wenn aber die Ver⸗ 
nehmung des Ungekl. durch den erſuchten Richter ein notwendiges 
Stück der Hauptverhandlung iſt, und wenn der erſuchte Richter bei 
der Vernehmung des Angekl. wie der Amtsrichter des Prozeßgerichts 
zu handeln hat, fo ſteht der Anwendung des 8236 SPD. auch durch 
den erſuchten Richter nichts im Wege. 0 


Es erſcheint ſogar § 230 Abſ. 2 ABO. durchaus anwendbar. 
Wenn die Vernehmung des Angekl. durch den erſuchten Richter nach 
9 233 StPO. für das Verfahren unbedingt notwendig iſt, die kommiſ⸗ 
ſariſche Vernehmung in dieſem Falle von der Hauptverhandlung ein 
notwendiger Teil iſt, in welchem der Angel. von feiner Verpflichtung 
zum Erſcheinen weder entbunden iſt noch entbunden werden kann, 
alſo ein Teil der Hauptverhandlung iſt, wo ſein Erſcheinen kraft Ge⸗ 
[es notwendig iſt, ſo iſt der Normalfall des § 230 Abſ. 2 StRO. 
gegeben. 


Die hier angeführten Gründe dafür, daß das Rechtshilfeerſuchen 
zuläſſig iſt, werden noch geſtützt durch die von dem erſuchten Gericht 
die Unrecht angegriffenen Entſcheidungen des RG. In 29.1915, 1342 
tellt das KG. feit, doß die Vernehmung vor dem Richterkommiſſar ein 
vorweggenommener Teil der Hauptverhandlung iſt, zu welchem das 
Erſcheinen des Angekl. unter Umſtänden durch die geſetzlichen Mittel 
des Vorführungs⸗ oder Haftbefehls erzwungen werden kann. Auch die 
in Goltd Arch. 59, 473 abgedruckte Entſch. beruht durchaus nicht auf 
einem Trugſchluß. 


Os. Dresden, 2. StS, Beſchl. v. 17. Dez. 1926, 2 O8t 442/26.) 
Mitgeteilt von DEIN. Dr. Alfred Weber, Dresden, 
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32. 88244, 245 StPO. Die Ausnahme vorſchrift in 8245 
Abſ 2 StPO, wonach der Amtsrichter, das Schöffen ⸗ und 
das Landgericht in Verhandlungen, die eine Übertretung 
betreffen oder auf Privatklage erfolgen, den Umfang der 

eweisaufnahme frei 'beſtimmen kann, bezieht ſich nur 


tigten Erwägungen der Aburteilung vor einem, erſt durch eine Koft- 
ſpielige weite Reiſe erreichbaren, Gericht widerſtrebt. Keinesfalls wird 
aber dadurch die Rechtsverfolgung lahmgelegt. Denn ſicherlich dürfte 
dorkommendenfalls im Wege der Verſtandigung mit Staatsanwalt⸗ 
Halt und Gericht am Wohnorte des Angekl. die Übernahme der Sache 
borthin erreichbar fein, ohne daß 812 StP. O entgegenſteht. 

IR. Dr. Mamroth, Breslau. 


-. Zu 32. Ob aus dem Schlußſatz der Ann. 9 zu § 245 bei 
Löwe⸗Roſenberg: „Die in Abf. 2 enthaltene Abweichung von 
dem Grundſatz des Abs. 1 beruht auf der Zuläſſigkeit der Berufung 
gegen die Urt. der Schöffengerichte“ auch die Stellungnahme zu der 
in obigem Urt. erörterten Frage des Verhältniſſes des § 245 Abſ. 2 
sus 244 gefolgert werden darf, erſcheint mir zweifelhaft, aber jeden⸗ 
falls pilichte ich der Entſch. bei. Beſchränkungen der Beweisaufnahme 
bn zm Intereſſe der objektiven Wahrheitsermittlung, aber auch um 
eswillen möglichſt ftrikt zu interpretieren, weil das Vertrauen in die 
Juſtiz durch nichts ſo arg gefährdet wird, als wenn die Beteiligten 
glauben, es ſei ihnen zu Unrecht die Erhebung der von ihnen an⸗ 
getretenen Beyveile abgeſchnitten worden. Deshalb iſt auch zu billigen, 


Rechtſprechung 


auf die Regelvorſchrift des § 245 Abſ. 1 und läßt die 
Vorſchrift des 8 244 Abſ. 2 unberührt. ) 

In der Verufungsverhandlung hat der Privatkl. die Beweis⸗ 
anträge wiederholt, die er während des vorangegangenen Verfahrens 
ohne Erfolg geſtellt hatte. In dem Protokoll find allerdings der Vor⸗ 
ſchrift des 8 273 StcpO. zuwider die Beweisanträge ſelbſt nicht an⸗ 
geführt, indem unterlaſſen worden ift, die zu beweiſenden Tatſachen 
und die dafür vorgeſchlagenen Beweismittel in die Protokollnieder⸗ 
ſchrift aufzunehmen. Doch kann über den hierkn liegenden weiteren 
Verfahrensmangel hinweggegangen werden. Auf die Beweisanträge 
iſt der Beſchluß des BG. ergangen, daß fie als unerheblich abgelehnt 
würden, da der Sachverhalt als genügend geklärt erſcheine. 

Dieſe Verfahrensweiſe entſpricht dem Geſetze nicht. 

Die StPO. — fußend auf dem Grundſatz der Pflicht des Rich⸗ 
ters zur Wahrheitsermittelung, vgl. 8 155 Abſ. 2, § 384 Abſ. 1 
StpO. — ſtellt in ihrem 8 244 Abſ. 2 und in ihrem § 245 Abſ. 1 
zwei ſehr wichtige und untereinander verſchiedene Hauptregeln in Ge⸗ 
ſtalt von Rechtsgarantien für den Mindeſtumfang der Beweisaufnahme 
zugunſten der am Verfahren Beteiligten, in Privatklageſachen alſo 
für Privatkl. und Angell., auf, nämlich in § 244 Abſ. 2 das Recht, 
zu verlangen, daß bei Ablehnung eines in der Hauptverhandlung ge⸗ 
ſtellten Beweisantrags ein Gerichtsbeſchluß ergehe, der die Gründe 
für die Ablehnung inhaltlich darlegt, und in $ 245 Abſ. 1 das 
davon unabhängige formelle Recht zu fordern, daß die Beweis⸗ 
aufnahme — außer bei allſeitigem Verzicht oder neuerdings bei Ver⸗ 
ſchleppungsabſicht — auf die ſämtlichen Zeugen und Sachverſtändigen, 
die vorgeladen und erſchienen ſind, und auf die übrigen herbei⸗ 
geſchafften Beweismittel erſtreckt werde, und zwar ganz ohne Rück⸗ 
ſicht auf ihre Erheblichkeit, lediglich um deswillen, weil ſie geladen 
und erſchienen ſind. Hiervon macht die StPO. zwar wieder eine Aus⸗ 
nahme, inſofern in 8 245 AB}. 2 vorgeſchrieben wird, daß in den vor 
dem AR., den Schöffen⸗ und LG. ſtattfindenden Verhandlungen, die eine 
Übertretung betreffen oder auf erhobene Privatklage erfolgen, das Gericht 
ohne Bindung an Anträge, Verzichte oder frühere Beſchlüſſe den Um⸗ 
fang der Beweisaufnahme beſtimmt. Dieſe Ausnahme erſtreckt ſich je⸗ 
doch ausſchließlich auf die Regelvorſchrift des 8 245 Abſ. 1 und läßt 
die Vorſchrift des 8 244 Abſ. 2 völlig unberührt. Subſtanttierte Be⸗ 
weisanträge, die in der Hauptverhandlung geſtellt werden, müſſen da⸗ 
her in jedem Falle, wenn ihnen nicht ſtattgegeben wird, nach 8 244 
Abs. 2 StpO. behandelt, alſo durch begründeten Gerichtsbeſchluß er⸗ 
ledigt werden, auch wenn darin auf geladene und erſchienene Zeugen 
oder Sachverſtändige als Beweismittel zugekommen wird. An dieſer 
Rechtsauffaſſung hält der Sen. nach wie vor feſt. Die Rechtsauffaſſung 
des Sen. deckt ſich auch mit der Anſicht von Löwe⸗Roſenberg, 
Komm. in Note 9 zu $ 245 StßpO., worin am Schluſſe ausdrücklich 
geſagt iſt, daß es ſich bei Abſ. 2 um eine Abweichung vom Grund» 
ſatze des Abſ. 1 dieſer Geſetzesſtelle handele. Vgl. auch Kohlrauſch, 
SPD. S. 250 A, B. 

(OLG. Dresden, 1. StS., Urt. v. 30. März 1927, 10 St 33/27.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 
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33. 8245 Abſ. 2 StPO. 8 245 Abſ. 2 ſtellt nicht nur 
eine Ausnahme gegenüber der in $ 245 Abſ. 1 StPO. ents 
haltenen Vorſchrift dar, ſondern hat eine ſelbſtändige 
Bedeutung. Die durch $ 245 Abſ. 2 den Gerichten gewährte 
Ermächtigung, den Umfang der Beweisaufnahme zu ber 
ſtimmen, bezieht ſich daher nicht nur auf die vorgeladenen 
b w. herbeigeſchafften Beweis mittel, ſondern auch auf die 
Benutzung noch nicht zur Verfügung ſtehender Beweis- 
mittel. f) 

Der BeſchwF. überſieht, daß ins vorl. Falle das Gericht gem. 
8 245 Abſ. 2 StPO. den Umfang der Beweisaufnahme beſtimmte, 
ohne hierbei durch Anträge, Verzichte oder frühere Beſchlüſſe gebunden 


daß die Entfch. ſich implizite auf den, vom NG, oft betonten, Stand» 
punkt der Unzulänglichkeit der Ablehnung einer Beweiserhebung mit 
der Begründung der „Unerheblichkeit“ oder der „bereits genügenden 
Klärung der Sachlage“ ſtellt, und vielmehr eine Begründung verlangt, 
aus der hervorgehen muß, ob das Gericht den Antrag in rechtlicher 
oder tatjächlicher Beziehung für unzuläſſig oder unerheblich erachtet, 
und die auch die erforderliche Unterlage für die Nachprüfung der 
etwaigen Rechtsgründe durch den Richter höherer Inſtanz bietet (vgl. 
die zahlreichen Entſch. des RG. bei Löwe-Roſenberg, Anm. 11 
zu $ 244). 
JR. Dr. Mamroth, Breslau. 


Zu 33. Das Urt. des 1. StS. des SächſOs., mit dem ſich die 
obige Entſch. des 2. StS. des gleichen Gerichts ausgeſprochenermaßen 
in direkten Widerſpruch ſetzt, iſt in JW. 1927, 930 abgedruckt worden. 
Ich habe dort in einer Anm. ziemlich ausführlich meine Bedenken 
gegen dieſe Entſch. ausgeſprochen und darf mit Befriedigung feſt⸗ 
ſtellen, daß dieſe nicht nur im Reſultat, ſondern auch im weſentlichſten 
Punkt der Begründung in der jetzigen Entſch. geteilt werden. Was 
wird aber nun in Zukunft am Sächſ OLG. Rechtens fein? Unleug⸗ 
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zu fein. Denn es handelte ſich um eine Verhandlung vor dem AG., 
die lediglich eine Übertretung betraf. Der Anſicht des 1. StS. des 
OLG. Dresden (vgl. Urt. 10 St 145/26: JW. 1927, 930 und Urt. 
10 St 33/27) ), daß das Gericht nur in Anſehung der ſämtlichen vor⸗ 
geladenen Zeugen und Sachverſtändigen ſowie der anderen her⸗ 
beigeſchafften Beweismittel den Umfang der Beweisaufnahme be⸗ 
ſtimme, hinſichtlich der erſt in der Hauptverhandlung geſtellten 
Beweisanträge aber durch die Regelvorſchrift des §S 244 Abſ. 2 StPO. 
(Ablehnung durch eingehend begründeten Gerichtsbeſchluß) gebunden 
ſei, kann der erk. Sen. nicht folgen. Die Richtigkeit dieſer Anſicht 
würde zu dem unaunehmbaren, vom Geſeßgeber zweifellos nicht ger 
wollten Ergebnis führen, daß der AR. z. B. in den Fällen, in denen 
er den geſtellten Beweisantrag für unerheblich erachtet, weil der 
Sachverhalt ſeiner Überzeugung nach genügend geklärt iſt, gezwungen 
wäre — da dieſer Grund zur Ablehnung des Beweisantrags nicht 
genügen würde (vgl. Löwe, SPD. 17. Aufl., 8244 Note 11) —, 
die Hauptverhandlung zwecks Ladung eines Zeugen zu vermgen, daß 
er aber in der neuen Verhandlung befugt ſein würde, die Vernehmung 
dieſes „vorgeladenen“ Zeugen aus dem angegebenen Grunde unter Be⸗ 
rufung auf § 245 Abſ. 2 StPO. abzulehnen. Der Auslegung, daß 
der Abſ. 2 des 8245 StPO. keine ſelbſtändige Bedeutung habe, 
ſondern ſeiner räumlichen Anordnung gemäß nur im Zuſammenhalt 
mit Abf. 1 zu verſtehen ſei und nur eine Ausnahme der dort auf⸗ 
geſtellten Vorſchrift enthalte, ſteht auch entgegen, daß das Geſetz im 
Abf. 2 ſchlechthin vom „Umfang der Beweisaufnahme“ ſpricht. Die 
Beſtimmung des Umfangs der Beweisaufnahme enthält der Natur der 
Sache nach nicht nur die Entſchließung über die zur Stelle befind⸗ 
lichen, ſondern auch über die erſt in der Hauptverhandlung an⸗ 
gebotenen Beweiſe. Etwas Gegenteiliges ergibt ſich auch nicht aus 
Löwe, Komm. z. SPD. Dort heißt es zwar in Note 9 zu 8245, 
daß es ſich beim Abſ. 2 um eine Ausnahme vom Grundſatz des 
Abſ. 1 handele; hieraus geht aber noch nicht hervor, daß ſich dieſe 
Ausnahme auf den Abſ. 1 beſchränkt und nicht auch, wie die Mei⸗ 
nung des erk. Sen. iſt, auf 8 244 StPO. zurückwirkt. Überdies iſt 
in der erwähnten Note ausdrücklich geſagt, daß in den im Abf. 2 
bezeichneten Fällen über die Erheblichkeit der Beweiſe, gleichviel 
ob dieſe herbeigeſchafft find oder nicht, das Gericht ent» 
ſcheidet. Der Zufah „nach Maßgabe des $ 244“ kann hierbei lediglich 
bedeuten, daß es zur Ablehnung eines Beweisantrags auch im Falle 
des § 245 Abſ. 2 eines Gerichtsbeſchluſſes bedarf, nicht aber, daß in 
dieſem Falle das pflichtmäßige Ermeſſen des Gerichts kein genügen⸗ 
der Grund zur Ablehnung ſei. 
(Ou. Dresden, 2. StS., Urt. v. 28. Juni 1927, 2 OSta 62/27.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
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34. 88 303, 305, 336 StPO. Hat das Berufungsgericht 
überſehen, daß die von der Staatsanwaltſchaft in der Be⸗ 
rufungsverhandlung erklärte Zurücknahme ihrer Berufung 
— mangels Zuſtimmung des Angekl. — rechtlich wirkungs⸗ 
los war und das Verfahren inſoweit durch Beſchluß ein- 
geſtellt, darauf aber über die gleichzeitig zur Verhandlung 
ſtehende Berufung des Angekl. durch Urteil entſchieden, 
ſo kann die StA. den ergangenen Einſtellungsbeſchluß 
nicht mit Beſchwerde anfechten. f) 

Gegen das Urt. des AR., durch das der Angekl. wegen Ver⸗ 
gehens nach 8184 Ziff. 1 StGB. verurteilt worden iſt, hatten ſowohl 
der Angekl. als auch die StA. Berufung eingelegt. In der BerHaupt⸗ 
verhandlung hat die Sta. nach Schluß der Beweisaufnahme in ihrem 
Schlußvortrag ohne Stellungnahme zu der von ihr eingelegten Be⸗ 
rufung lediglich die Verwerfung der Berufung des Ungekl. beantragt. 
Nachdem hierauf der Verteidiger ebenfalls ohne Stellungnahme zu der 
Berufung der StA. Freiſprechung des Angehl. beantragt hatte, er⸗ 
klärte die StA., daß ſie die von ihr eingelegte Berufung zurückziehe. 
Darauf wurde der Gerichtsbeſchl. verkündet: 

„Das Berufungs verfahren wird inſoweit eingeſtellt. 
Die durch die Berufung der StA. entſtandenen Koſten werden 
der Staatskaſſe auferlegt.“ 


bar iſt eine ſolche Divergenz in der Rſpr. zweier Sen. des gleichen 
Gerichts mißlich, und man möchte wünſchen, daß eine Beſtimmung wie 
die, zur Sicherung der Konformität der Rſpr. des RG. in 8 136 GVG. 
getroffene, auch für die OL G., inſoweit ſie Nev®. find, exiſtierte. 
IR. Dr. Mamroth, Breslau. 
1) S. oben S. 2075 Nr. 32. 


Zu 34. Die Entſch. widerſpricht der herrſch. und richtigen Lehre 
und Praxis (vgl. die Zitate bei Löwe⸗Roſenberg, 4 zu 8305 
und OLG. Karlruhe JW. 1927, 533 19). Ihre Gründe find nicht 
durchſchlagend. Gerade der von ihr betonte enge Zuſammenhang 
zwiſchen den 88 305 u. 336 StPO. läßt eine einjchränkende Aus⸗ 
legung des $ 305 als notwendig erſcheinen. Denn § 336 begnügt ſich 
eben nicht mit bloß zeitlichem Vorausgehen, ſondern verlangt ein 
Beruhen, alſo Kauſalzuſammenſetzung zur Zulaſſung der Rev. Wenn 
alſo alle zeitlich dem Urteil vorausgehenden Entſch. der Beſchw. 
entzogen wären, ſo beſtände für diejenigen zeitlich vorausgehenden 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Nach Gehör des Angehl. ſelbſt iſt ſodann Urteil dahin ver» 
kündet worden, daß die Berufung des Angekl. verworfen werde. 

Dieſes Urteil iſt von dem Angekl. und von der StA. mit der 
Neviſion angefochten worden. 

Später hat die StA. die Zurücknahme ihrer Reviſion erklärt 
und die StͤK. darauf durch Beſchl. das Rev Verfahren inſoweit für 
erledigt erklärt. 

Am 26. Okt. 1926 hat nunmehr die StA. gegen den in der Ber⸗ 
Hauptverhandlung erlaſſenen Beſchl. der Sta., durch den das Ver⸗ 
fahren auf die Berufung der StA. nach Zurücknahme dieſes Rechts⸗ 
mittels eingeſtellt worden iſt, Beſchwerde eingelegt mit der Begrün⸗ 
dung, daß die StR. dieſen Beſchl. nicht hätte erlaſſen dürfen, viel⸗ 
mehr auch über die Berufung der StA. fachlich durch Urteil hätte 
entſcheiden müſſen, weil die von der StA. erklärte Zurücknahme 
ihrer Berufung mangels Zuſtimmung des Angekl. wirkungslos ge⸗ 
weſen ſei. Mit der Beſchwerde erſtrebt die StA. die Aufhebung des 
angefochtenen Beſchluſſes offenſichtlich, um nach Beſeitigung dieſes 
der fachlichen Erledigung der ſtaatsanwaltſchaftl. Berufung entgegen⸗ 
ſtehenden Hinderniſſes jetzt noch mit Hilfe der Reviſion des Angekl. 
in der künftigen Rephauptverhandlung die Aufhebung des BU. ſowie 
die Zurückverweiſung der Sache zur Nachholung der Verhandlung 
und Entſcheidung über die dann noch unerledigte ſtaatsanwaltſchaftl. 
Berufung zu erreichen. 

Die Beſchwerde kann nicht für zuläſſig erachtet werden. 

Richtig iſt allerdings, daß das Verfahren der StK. gegen das 
Geſetz verſtößt. Denn nach 8 303 StPO. konnte die Sta., da die 
Ber Hauptverhandlung bereits begonnen hatte, die von ihr gegen das 
erſtinſtanzliche Urteil eingelegte Berufung nur mit Zuſtimmung des 
Angekl. zurücknehmen. H 

Ob eine Heilung dieſes Verſtoßes jetzt noch, nachdem die StA. 
ihre Reviſion gegen das Berlirt. zurückgenommen hat, mit Hilfe der 
z. Z. allein noch ſtehenden, lediglich auf Verletzung der Verfahrens⸗ 
vorſchrift in 8 331 StPO. geſtützten Reviſion des Angekl. erreich⸗ 
bar iſt, iſt hier nicht zu erörtern. 

Der von der StA. zur Erreichung dieſes von ihr erſtrebten 
Zieles eingeſchlagene Weg iſt nicht gangbar. 

Nach der Vorſchrift in 8305 StPO. ſind Entſch. der erk. Ge⸗ 
richte, die der Urteilsfällung vorausgehen, von der Aufechtung mit 
der Beſchwerde ausgeſchloſſen und nach § 336 dieſes Gef. unterliegen 
der Beurteilung des RevGer. auch die Entſch., die dem Urteil vor» 
ausgegangen ſind, ſofern es auf ihnen beruht. Beide Vorſchriften 
ſtehen im engen Zuſammenhang. Ihr Sinn iſt der, daß Entſch. der 
erk. Gerichte, die der Urteilsfällung vorausgehen, vor der Fallung 
des Urteils überhaupt nicht, nach der Urteilsfällung aber nur mit 
dem gegen das Urt ſelbſt zuläſſigen Rechtsmittel anfechtbar ſein 
ſollen. Die Vorſchrift in 8 336 iſt allerdings nicht nur auf die Entſch. 
der erk. Gerichte beſchränkt, ſondern auch auf die im Vorverfahren 
erlaſſenen anwendbar. Mit der Vorſchrift in § 305 a. a. O. hat der 
Geſetzgeber offenſichtlich verhindern wollen, daß Strafverfahren 
durch Beſchwerden gegen ſolche Entſch. aufgehalten werden, aus 
deren Fehlerhaftigkeit gemäß § 336 ein Grund zur Aufechtung des 
Urteils entnommen werden kann, die alſo mit dem gegen das Urteil 
ſelbſt zuläſſigen Rechtsmittel angefochten werden können. Bei Zu⸗ 
laſſung der Beſchwerde gegen ſolche Entſch. würde das erk. Gericht 
u. U. gezwungen ſein, die Hauptverhandlung zu vertagen, um die 
zunächſt erforderliche Entſch. des Beſchwcher. herbeizuführen, und es 
würde dann weiter die Möglichkeit gegeben ſein, aus der Fehler⸗ 
haftigkeit der Entſch. des BeſchwGer. nochmals einen Grund zur 
Anfechtung des demnächſt ergehenden Urteils mit dem gegen dieſes 
zuläſſigen Rechtsmittel zu entnehmen. Endlich würde der Erfolg der 
beiden Rechtsmittel ein ganz verſchiedener fein können, insbeſ. etwa 
dann, wenn über jedes Rechtsmittel ein anderes Gericht zu ent⸗ 
ſcheiden hätte. Denn die Entſch. des BeſchwGer. würde das erk. 
Gericht nicht binden. Dieſes Ergebnis hat der Geſetzgeber offenſicht⸗ 
lich vermeiden wollen. 

Nach 8305 find allerdings nicht alle, ſondern — abgeſehen 
von den hier nicht in Frage kommenden Ausnahmefällen in ihrem 
2. Sage — nur diejenigen Entſcheidungen der erkennenden Ge⸗ 


Entſch., auf denen das Urteil nicht beruht, überhaupt keine An⸗ 
fechtungsmöglichkeit. Immerhin läßt ſich angeſichts des Wortlauts 
des 8305 über die Auslegung natürlich ſtreiten. Nun meint das 
OLG. aber weiter, der — von ihm nicht für erforderlich gehaltene 
— innere Zuſammenhang zwiſchen der mit der Beſchw. angefochtenen 
Entſch. und dem Urt. beſtehe im vorl. Falle; denn „der Beſchluß 
iſt die Begründung dafür, daß das ergangene Urteil ſachlich nur 
auf die Berufung der Angehl. und nicht zugleich auch auf die for⸗ 
mell zur Erledigung gebrachte Ber. der StA. entſcheidet“. Der Be⸗ 
ſchluß habe lediglich die Durchführung der Ber. der St A., nicht 
die des Verfahrens überhaupt verhindert. Und ſchließlich weiſt das 
OLG. darauf hin, daß bei entgegengeſetzter Auffaſſung, alſo bei 
Verneinung eines inneren Zuſammenhanges die Rev. gegenüber dem 
Urteil nicht auf die Unzuläſſigkeit der Einſtellung geſtützt werden 
könne. Dieſer letztere Hinweis mag richtig ſein, beweiſt aber nichts. 
Es wäre in der Tat gekünſtelt, zu ſagen, das auf die Ber. des 
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richte der Anfechtung mit der Beſchwerde entzogen, die der Ur⸗ 
teilsfällung vorausgehen. 

Daß es ſich bei dem von der StA. angefochtenen, in der Ber⸗ 
Hauptverhandlung erlaſſenen Beſchluß um eine Entſch. des erk. Ge⸗ 
richts i. S. des § 305 handelt, kann keinem Zweifel unterliegen. 

Fraglich kann nur ſein, ob dieſem Beſchluß die Eigenſchaft einer 
der Urteusfällung vorausgehenden Entſch. zukam und ob ihm jetzt die 
Eigenſchaft einer der Urteilsfällung vorausgegangenen Entſch. zu⸗ 
kommt, m. a. W. ob das Urteil, das in derſelben BerHauptver⸗ 
handlung auf die Berufung des Augekl. ergangen iſt, als ein ſolches 
anzuſehen iſt, dem der angefochtene Beſchluß vorausging, ehe es ge⸗ 
fällt wurde, und dem er nunmehr, nachdem dieſes Urt. gefällt worden 
iſt, vorausgegangen iſt. Dieſe Frage, die die StA. offenbar verneint, 
it nach der Anſicht des BeſchwGger. zu bejahen. 

Unter den der Urteilsfällung vorausgehenden Entſch. i. S. des 
8305 StppO. find alle diejenigen Entſch. zu verſtehen, die kein Hin⸗ 
dernis für die Durchführung des Verfahrens bis zum Urteil bilden. 
Die in der Rechtslehre und in der Rechtſprechung vertretene Auf⸗ 
faſſung, daß dieſe Eigenſchaft nur denjenigen Entſch. zukomme, die 
im Einzelfalle nachweislich in einem inneren Zuſammen⸗ 
hange mit der folgenden Urteilsfällung ſtehen und lediglich 
zu deren Vorbereitung dienen (vgl. Löwe⸗Roſenberg, 
Komm. z. StGB., 16. Aufl. Anm. 4 zu § 305, und die dort angef. 
Rechtſpr.), findet weder in den Motiven (S. 210), nach denen die 
von der Beſchwerde auszuſchließenden Entſch. nur „regelmäßig“ jene 
Eigenſchaft haben, eine ausreichende Stütze, noch iſt ſie in dem 
Geſetz zum Ausdruck gelangt (vgl. RGSt. 43, 179 [182]). Es kann 
deshalb daraus, daß die neuen Entwürfe einer StPO. ſich dieſe Auf⸗ 
faſſung zu eigen gemacht haben, indem ſie die Beſchwerde nur gegen 
ſolche Entſch. ausſchließen wollen, die nach der Eröffnung des 
Hauptverfahrens zur Vorbereitung des Urteils erlaſſen werden, kein 
Schluß darauf gezogen werden, daß der Geſetzgeber bereits in der 
Vorſchrift des 8 305 StPO. dieſes Erfordernis aufgeſtellt habe. Im 
vorl. Falle ſteht aber überdies der angefochtene Beſchluß in einem 
inneren Zuſammenhang mit der Fällung des Urteils auf die Be⸗ 
rufung des Angel. Denn der Beſchluß iſt die Begründung dafür, 
daß das ergangene Urteil ſachlich nur auf die Berufung der Angehl. 
und nicht zugleich auch auf die formell zur Erledigung gebrachte Be⸗ 
rufung der StA. entſcheidet 

Mit der Beſchwerde anfechtbar find hiernach gemäß $ 305 nur 
ſolche Entſch. der erle. Gerichte, die, wie z. B. diejenigen, die die 
vorläufige Einſtellung des Verfahrens verfügen, die Durchführung des 
ganzen weiteren Verfahrens bis zum Urteil verhindern und der Er⸗ 


laſſung eines Urteils hemmend im Wege ſtehen (vgl. RGSt. 43, 


179, 181). Eine derartige Wirkung hatte aber im vorl. Falle der 
angefochtene Beſchluß nicht. Die durch ihn verfügte Einſtellung des 
ſtaatsanwaltſchaftl. Ber Verfahrens hat lediglich die Durchführung 
dieſes Verfahrens bis zum Urteile, nicht aber die Durchführung des 
Verfahrens überhaupt verhindert. Denn das zunächſt auf die Berufung 
ſowohl der StA. als auch des Angekl. gegen dieſen fortgeſtellte Ver⸗ 
fahren iſt nach Ertaß des angefochtenen, die Einſtellung des ſtaats⸗ 
anwaltſchaftl. Ber Verfahrens verfügenden Beſchluſſes, wennſchon nun⸗ 
mehr allein noch auf die Berufung des Angekl., bis zum Urteil 
durchgeführt worden. Der angefochtene Beſchluß, durch den die StR. 
ihre rechtsirrige Auffaſſung, daß die StA. ihre Berufung rechts⸗ 
wirkſam zurückgenommen habe, zum Ausdruck brachte, hat lediglich 
den Umfang und den Inhalt des Urteils, das an ſich zu fällen ge⸗ 
weſen wäre, beeinflußt, dieſes Urteil ſeinem Umfang und Inhalt 
nach beſchränkt, den Erlaß eines Urteils aber nicht verhindert. Ein 
auf Rechtsmittel ſowohl der StA. als auch des Angekl. fortgeſtelltes 
Verfahren iſt ein einheitliches, das, falls ſich das Verfahren auf 
das eine oder das andere Rechtsmittel nicht vorher erledigt, nur 
einheitlich bis zum Urteile durchgeführt werden kann. Über die 
durchgeführten beiden Rechtsmittel kann ſachlich nicht durch zwei 
getrennte Urteile, ſondern nur durch ein einziges Urteil entſchieden 
werden. Die Richtigkeit der Auffaſſung, daß dem angefochtenen 
Beſchluſſe die Eigenſchaft einer dem Urteil vorausgehenden Entſch. 
nicht zugekommen ſei, weil er die Durchführung der ſtaatsanwalt⸗ 
ſchaftlichen Berufung bis zum Urteil verhindert und dem Erlaß 
eines Urteils auf dieſe Berufung hemmend entgegengeſtanden habe, 
würde übrigens zu dem Ergebnis führen, daß aus der Fehlerhaftig⸗ 
595 dieſes Beſchluſſes auch kein Grund zur Anfechtung des auf die 
Berufung des Angel. ergangenen Urteils mit der Reviſion hätte 
entnommen werden können. Denn ſpricht man aus dieſem Grunde 
dem angefochtenen Beſchluſſe die Eigenſchaft einer der Urteilsfällung 
vorausgehenden Entſch. i. S. § 305 StPO. ab, fo muß man ihm 


Angekl. ergangene Urteil beruhe auf dem Beſchluß, der die Ber. 
der Stel. verworfen hat. Nur der Umſtand, daß das Urteil ſich über 
die Ber, der StA. nicht ausſpricht, iſt auf jenen Beſchluß zu⸗ 
rückzuführen. 
formulieren iſt, aber doch nicht überſehen werden kann. Jedenfalls 
gegt es viel näher, einen derartigen — übrigens ganz unnötigen 
Eo we⸗Roſenberg, 11 zu 8 302) — Beſchluß mit der Beſchw. 
als mit der Rev. . 
gt. Priv Doz. Dr. Mannheim, Berlin. 


Rechtſprechung 


Hier beſteht ein Unterſchied, der nicht ganz leicht zu 
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folgerichtig aus demſelben Grunde auch die Eigenſchaft einer dem 
geſällten Urteil vorausgegangenen Entſch. i. S. § 336 StPO. ab⸗ 
ſprechen. 

Wie ſich der Fortgang des Verfahrens in der Lage, in der 
es ſich zur Zeit befindet, geſtalten würde, wenn der angefochtene 
Beſchluß überhaupt nicht erlaſſen worden wäre und die StR. ihre 
rechtsirrige Auffaſſung, daß die Zurücknahme der Berufung der 
StA. rechtswirkſam ſei, lediglich durch das allein über die Berufung 
des Angekl. erk. Urteil zum Ausdrucke gebracht hätte, braucht hier 
nicht unterſucht zu wesen. 

(OLG. Dresden, 2. StS., Beſchl. v. 30. Nov. 1926, 208t Reg 406/26.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 
* 


35. 8313 StPO.; 8 33 VO. v. 4. Jan. 1924. Für die 
Frage, ob bei einer Verurteilung wegen Übertretung zu 
Geldſtrafe das Urteil eine Übertretung „zum Gegenſtand 
hat“ und demgemäß nur mit ber Revifion angefochten 
werden kann, iſt der Inhalt ber Anklage, nicht der Richter⸗ 
ſpruch entſcheidend. Berufung iſt alſo zuläſſig, wenn — 
im Gegenſatze zum ſpäteren Richterſpruch — die Anklage 
bzw. der Eröffnungsbeſchluß ſich auf ein Vergehen bezog. f) 

In der Rechtſprechung iſt ſtreitig, ob, wenn der Amtsrich⸗ 
ter in feinem Urt. die als Vergehen zum Hauptver- 
fahren geftellte Tat lediglich als Übertretung auf⸗ 
gefaßt und nur Geldſtrafe dafür feſtgeſetzt hat, zufolge 
1313 Sto. die Berufung gegen das ct, ag eh han 
ſen und nur die Reviſion zuläſſig ſei. Dafür, daß in einem ſolchen 
Falle das Vergehen, über deſſen Vorliegen oder Nichtvorliegen der 
Amtsrichter nach dem Stande der Anklage (dem Mhalte des Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes, Strafbefehls uſw.) zu entſcheiden hatte, als 
Gegenſtand des Urt. i. S. des 8313 StPO. anzufehen fei, mithin 
nicht lediglich eine übertretung den Gegenſtand des Urt. bilde, 
haben ſich insbeſ. ausgeſprochen OLG. Roſtock, Königsberg und 
Frankfurt a. M. (Ztſchr. f. d. gef. Str. Bd. 46 Rechtſpr. S. 26; JW. 
1924, 2058; Dig. 1926, 1789) und das Bay Obe. (JW. 1925, 1015). 

Dagegen hat das KG., Urt. v. 13. Juli 1925: Goltd Arch. 70, 143 
ausgeführt, i. S. 8313 StPO. wie auch der vorausgegangenen Faſſ. 
dieſer Beſt. in 833 GVerf BO. v. 4. Jan. 1924 (RG Bl. 15) müſſe die 
Tat, derentwegen freigeſprochen oder ausſchließlich auf Geld⸗ 
ſtraf e erkannt worden ſei, eine Übertretung ſein; der Richter⸗ 
ſpruch, nicht die Urteils findung, müſſe eine Übertrekung 
betreffen; welche ſtrafbare Handlung früher vorliegend erachtet 
worden ſei, ſei unerheblich, es komme vielmehr lediglich darauf 
an, wie die Tat von dem erkennenden Gericht auf 
Grund des Ergebniſſes der Hauptverhandlung (8 264 SPD.) be⸗ 
urteilt worden ſei. Dieſe Darlegungen kann der Sen. nicht als 
zutreffend anſehen. 

Bei der Auslegung des 8 313 St pd. iſt von 833 der 
O. v. 4. Jan. 1924 auszugehen, der ſeinem Inhalte nach Kraft 
9 43 derſelben VO. unverändert in die Strafprozeßordnung über⸗ 
nommen werden mußte und nach Anſicht des Senats auch fo 
übernommen worden iſt. In 833 heißt es: „Bei Übertretun⸗ 
gen... iſt die Berufung ausgeſchloſſen, wenn wegen der Tat frei⸗ 
geſprochen oder ausſchließlich auf Geldſtrafe erkannt worden iſt“ 
des ſoll hier der Einfachheit halber fo gehalten werden, als ob 
die in 333 urſprünglich mitaufgeführten, durch Gef. v. 27. Dez. 
1925 [RG Bl. 475] geſtrichenen Privatklagevergehen von Anfang 
an nicht mit Be, worden wären; die hier vorzunehmende 
Geſetzesauslegung wird dadurch nicht beeinflußt, weil die bezeich⸗ 
neten Privatklagevergehen beim Erlaſſe der VO. gleich den Über⸗ 
tretungen als geringfügige Straftaten angeſehen worden ſind). Die 
Wendung „Bei Übertretungen“ kann nach dem Geſamtinhalte der 
RD. und nach dem deutſchen Strafprozeßrechte nicht anders ver⸗ 
ſtanden werden als dahin: „Wenn Übertretungen den alleinigen 
Gegenſtand des Verfahrens bilden.“ Die Wendung findet ſich auch 
in 8 7 O.: „Bei Übertretungen entſcheidet der Amtsrichter allein“; 
auch hier hat ſie offenbar die angegebene Bedeutung. Der Gegen⸗ 
ſtand des Verfahrens, die vom Beſchuldigten begangene Straftat, 
wird ſehr ſelten nach ihrem tatſächlichen Inhalt und ihrer recht⸗ 
lichen Einordnung von vornherein feſtſtehen, vielmehr iſt die mög⸗ 
lichſt zuverläſſige Ermittelung dieſes Inhalts und dieſer Einord⸗ 
nung gerade der Zweck und die Aufgabe des Strafverfahrens. 
Die Straftat kommt alſo für das Verfahren nur in Betracht als 
Beſchuldigung oder Anklage, die aus der Angabe der 


Zu 35. Dem Urt. iſt beizutreten. Es iſt etwas völlig Verſchie⸗ 
denes, ob in einem Strafverfahren dem Angekl. nie etwas an⸗ 
deres zur Laſt gelegt wurde, als eine Übertretung oder ob die An⸗ 
klage bzw. der Eröffnungsbeſchluß ein Vergehen bzw. ein Ver⸗ 
brechen annahm und daher die Frage, was für eine ſtrafbare 
Handlung vorliege, Gegenſtand der Verhandlung war. So hat denn 
auch die bisherige Rechtſpr. überwiegend in dem letzteren Fall die 
Berufung für zuläſſig erklärt (außer den im Urt. zitierten: KG. 
11. Sen.] HöchſtRR. 2, 208, vgl. Dörr, Goldt Arch. 69, 220). Nur 
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beanzeigten Tatbeſtandsmerkmale und des anzuwendenden Straf⸗ 
geſetzes beſteht. Es iſt ein aus den einzelnen Beſtimmungen und 
dem Zuſammenhange der StcßO. hervorgehender Rechtsgrundſatz, 
daß dieſe Beſchuldigung im Verfahren in förmlicher Weiſe kund⸗ 
gegeben werden muß, um als Richtſchnur für den Gang des Ver⸗ 
fahrens zu dienen. Dies geſchieht in der Regel durch den Eröff⸗ 
nungsbeſchluß (88 203, 243 Abſ. 2 StpO.), ſonſt auch durch Straf⸗ 
befehl, Strafverfügung, Strafbeſcheid ſowie nach 8 212 oder 266 
ED. Auf eine vom Gericht für das Urt. in Ausſicht genommene 
Veränderung des rechtlichen Geſichtspunkts muß der Angekl. nach 
8265 SPD. unter Gewährung von Verteidigungsgelegenheit be⸗ 
ſonders hingewieſen werden. Die Straftat des Angekl. in Geſtalt 
der in mannigfacher Weiſe kundgegebenen Anklage bildet den 
Gegenſtand des Verfahrens und demgemäß auch der Urteilsfindung, 
d. h. das Gericht muß prüfen, inwieweit die Anklage nach dem 
Ergebnis der Hauptverhandlung aufrechtzuerhalten it oder nicht. 
Obgleich nun das Gericht den ihm ſo vom Geſetze zur Verarbei⸗ 
tung dargebotenen Gegenſtand für den Urteils ſpruch nach dem 
Ergebniſſe der Hauptverhandlung verändern kann und muß (68 264 
StcßO.), jo bleibt es doch richtig, daß die Anklage in der alten 
Geſtalt den Gegenſtand der vom Gericht in dem geſamten Ur⸗ 
teile niedergelegten Tätigkeit, alſo den Gegenſtand des Urt. in 
feiner Geſamtheit bildet. Lautet die Anklage auf ein Vergehen, 
ſo muß das Gericht ſeine urteilende Tätigkeit auch auf die Frage 
richten, ob deſſen Vorausſetzungen verwirklicht ſind; das Vergehen 
iſt damit Gegenſtand ſeines Urt. Das Gericht kann in dieſem Sinne 
den Urreilsgegenſtand, d. h. den Gegenſtand der ihm geſtellten Auf⸗ 
gabe, nicht beiſeiteſchieben. Dies erhellt insbeſ. daraus, daß, wenn 
zuläſſige Berufung gegen das Urt. in deſſen vollem Umfange ein⸗ 
gelegt wird, die Anklage in ihrer alten Geſtalt wiederum den 
Gegenſtand des Verfahrens bildet. Ein Vergehensverfahren wird 
dadurch, daß das Gericht nur wegen Übertretung verurteilt, nicht 
gu einem Übertretungsverfahren, wenn auch zuzugeben ift, daß 
ie Anklage durch das Urt. — ebenſo wie durch den Hinweis nach 
8 265 EBD. — einen Zuſatz erhält, der fortan neben der Anklage 
mit zu berückfichtigen iſt. 

Mit dieſen Ausführungen ſteht es im Einklange, daß es in 
833 VO. v. 4. Jan. 1924 heißt: „Bei Übertretungen... 
iſt die Berufung ausgeſchloſſen, wenn wegen der Tat freige⸗ 
geſprochen oder ausſchließlich auf Geldſtrafe erkannt worden iſt.“ 
Das Wort „Tat“ kann nur auf das Wort Übertretungen bezogen 
werden; die Vorſchrift ſetzt alſo voraus, daß es ſich ſowohl beim 
Verfahren im allgemeinen wie auch beim Urt. nur um Übertketuns 
gen handelt. Ferner wird hinſichtlich der Beziehung auf die „Tat“ 
die Verurteilung in gleiche Linie mit der Freiſprechung geſtellt; 
bei Freiſprechung kann aber als „Tat“ nur die bisherige An⸗ 
klage in Betracht kommen, der Geſetzgeber hat alſo offenbar 
auch hinſichtlich der Verurteilung nur die Anklage im Auge ge⸗ 
habt, immer in der Vorausſetzung, daß es ſich in allen Verfahrens⸗ 
teilen gleichermaßen nur um Übertretungen handelt. Auch in 8313 
StpO. ift der Fall der Verurteilung mit dem der Freiſprechung in 
gleiche Linie geſtellt. 

Angeſichts aller dieſer Erwägungen muß feſtgeſtellt werden, 
daß die Neufaſſung des 833 VO. v. 4. Jan. 1924 in 8 313 StqßO., 
die freilich, für ſich allein betrachtet, mißverſtändlich iſt, ſachlich 
nicht von der urſprünglichen Faſſung abweicht. Auch § 313 SPD. 
faßt wie $33 VO. nur den regelmäßigen Fall ins Auge, daß das 
Verfahren von vornherein lediglich wegen Übertretungen geführt 
wird. Dies ergibt ſich deutlich daraus, daß in 8 313, obwohl un⸗ 


zwei Entſch. (die im Urt. zit. Entſch. des NG. [3. Sen.], ſowie 
OG. Jena [Goltd Arch. 69, 430] und die Komm. [Loewe⸗Roſen⸗ 
berg, 17. Aufl., 83132 Anm. 2; Feiſenberger? Anm. 3; Kie⸗ 
ſow? Anm. 3; Kohlrauſch? Aum. 3; Schäfer⸗ Hartung? 
Anm. 5 u. 7]) haben auch in dieſem Falle die Anwendbarkeit des 8313 
bejaht, jedoch ohne ausreichend Begründung. Die Wortinterpreta⸗ 
tion iſt immer mißlich, um wieviel mehr bei einem Geſetz, das im 
Verordnungswege geſchaffen wurde und bei deſſen Veröffentlichung 
der damit betraute Reſſortminiſter nochmals den Text der VO. 
nicht unweſentlich abänderte! Aber auch die jetzige Faſſung, im 
Wortſinn genommen, läßt ſich mit der hier vertretenen Meinung 
durchaus vereinbaren. Stellt man freilich nur auf den Tenor des 
Urt. ab, ſo kann es nicht darauf ankommen, was Gegenſtand der 
Verhandlung war. Verſteht man dagegen das Urt. als Ganzes mit 
ſeinen Gründen, ſo wird man in Fällen der vorliegenden Art den 
$313 nicht zur Anwendung bringen können. Denn war Anklage 
wegen eines Vergehens erhoben und auch deswegen eröffnet, ſo 
muß ſich die Urteilsbegründung unter allen Umſtänden mit der 
Frage auseinanderſetzen, welche ſtrafbare Handlung vorliegt und, 
falls auf eine Übertretung erkannt wird, weshalb ein Vergehen 
oder ein Verbrechen nicht in Frage kommt: ſomit hat das Urt. 
nicht nur eine Übertretung zum Gegenſtand. Entſcheidend dürfte 
aber die auch in dem vorliegenden Urt. angeſtellte Erwägung 
ſein, daß bei der gegenteiligen Interpretation wichtige Rechts⸗ 
pflegeintereſſen beeinträchtigt würden — wenn die Rechtsauſſaſſung 
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mittelbar vorher in 8312 von Berufung gegen Urt. des Amts» 
richters und des Schöffengerichts die Rede iſt, die Beru⸗ 
fung nur gegen Urt. des Amtsrichters ausgeſchloſſen wird. Es 
wird eben davon ausgegangen, daß angeſichts der Faſſung des 8 33 
VO. in Fällen, die durch die Worte „Bei Übertretungen“ gekenn⸗ 
zeichnet find, nach $7 VO. (= 825 Abſ. 1 Nr. 1 GVG.) nur der 
Amtsrichter allein als zuſtändig in Betracht kommt. Dieſe Auf⸗ 
faſſung aber iſt nur möglich, wenn man durch die Worte „Bei 
Übertretungen“ nur ſolche Verfahren als gemeint anfieht, in denen 
ſchon die Anklage lediglich auf Übertretungen geht. Wollte man 
in den Worten „Bei Übertretungen“ nur die Bezugnahme auf den 
Gegenſtand der Verurteilung finden, fo hätten in 8313 
SPD. auch die Urt. des Schöffengerichts miterwähnt wer⸗ 
den müſſen, denn auch bei dleſen iſt es möglich, daß ſie lediglich 
auf Verurteilung wegen Übertretung zu Geldſtrafe lauten. 

Das bisher gewonnene Ergebnis wird weſentlich geſtützt durch 
die großen Bedenken, die der hier bekämpften Rechtsanſicht wegen 
deren Tragweite entgegenſtehen. Wenn jene Rechtsanſicht rich⸗ 
tig wäre, ſo würde der Geſetzgeber den Rechtsmittelzug tatſächlich 
nicht nur hinſichtlich der Übertretungen, alſo der leichteſten Straf⸗ 
fälle, beſchränkt haben, ſondern auch hinſichtlich der zur geſamten 
Zuſtändigkeit des Amtsrichters (88 25 und 26 GVG.) gehörigen 
Vergehen und Verbrechen, und zwar derart, daß dies einen ſchwe⸗ 
ren Eingriff in wichtige Rechtspflegeintereſſen bedeuten würde. Es 
handelt ſich hier nicht nur um die Intereſſen des Angeklag⸗ 
ten, dem allerdings, wenn ſtatt des den Gegenſtand des Verfah⸗ 
rens bildenden Vergehens oder Verbrechens nur eine Übertretung 
zum Gegenſtand der Verurteilung, und zwar zu Geldſtrafe, gemacht 
wird, das Rechtsmittel der Berufung in der Regel mit ebenſoviel 
Recht verſagt werden könnte, wie wenn von vornherein lediglich 
die Übertretung den Gegenſtand des Verfahrens gebildet hätte. 
Vielmehr kommen hier auch die Intereſſen der Strafverfol⸗ 

ung, und zwar die allgemeinen der menſchlichen Geſell⸗ 
ſcha f ſowie die beſonderen der Verletzten und der Neben⸗ 
klageberechtigten in Betracht. Dieſe unter Umſtänden ſehr 
wichtigen Intereſſen würden dadurch, daß ſich der Amtsrichter in 
der tatſächlichen Beurteilung des Straffalls vergreift und deshalb 
ſtatt des den Gegenſtand des Verfahrens bildenden Vergehens oder 
Verbrechens nur eine Übertretung als gegeben annimmt, auf das 
ſchwerſte verletzt werden, wenn gegen das Urt. nur das Rechts⸗ 
mittel der Reviſion zuläſſig wäre. Eine derartige Rechtsmittelbe⸗ 
ſchränkung würde ſich nicht rechtfertigen laſſen und es würde im 
Hinblick auf die bezeichneten wichtigen Intereſſen beſonders unan⸗ 
gemeſſen ſein, wenn in einem Vergehen⸗ oder Verbrechensverfah⸗ 
ren der Amtsrichter dadurch, daß er ſich auf tatſächlichem Gebiete 
irrt, den Ausſchluß desjenigen Rechtsmittels herbeiführen könnte, 
das gerade zur Berichtigung irriger Tatſachenannahmen be⸗ 
ſtimmt iſt. * 

Die vom RG. angenommene Regelung würde wegen ihrer 
einſchneidenden Wirkung und weil ſie eine Ausnahme von der Re⸗ 
gel des Reichsſtrafprozeßrechts übez die Maßgeblichkeit der An⸗ 
klage für das Verfahren aufſtellt, in jedem Falle eines klaren 
Ausdrucks im Geſetze bedurft haben. An einem ſolchen fehlt es 
aber durchaus. ; 

(OG. Dresden, 2. StS., Beſchl. v. 4. Febr. 1927, 2 O St Reg. 33/27.) 


Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 
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des Richters von der der Anklagebehörde abweicht, beſteht unter 
Umſtänden ein dringendes Intereſſe an einer Nachprüfung durch 
eine zweite Tatinſtanz — ſowie die weitere Überlegung, daß die 
Abſicht des Geſetzgebers bei Schaffung dieſer Berufungsbeſchrän⸗ 
kung ohne Zweifel dahin ging, in Bagatellſachen die zweite Tat⸗ 
inſtanz auszuſchalten, die dort nur eine unnötige Belaſtung der 
Rechtspflegeorgane bedeutet: Vagatellſachen ſind aber ſolche Ver⸗ 
fahren nicht, in denen eine weſentlich ſchwerere Qualifizierung der 
Tat Gegenſtand der Verhandlung war. Von den beiden Voraus⸗ 
ſetzungen, die 8 313 aufſtellt, iſt eine im Intereſſe des Angehl. 
geſetzt: die Strafe darf nicht empfindlich ſein; die andere aber 
zweifellos im Intereſſe der Anklagebehörde reſp. des Staates als 
Inhaber des Strafklagerechts: es darf ſich nicht um eine erhebliche 
Rechtsverletzung handeln. ZW eine dieſer Vorausſetzungen zweifel⸗ 
haft, fo iſt eine ſolche Ausnahmevorſchrift, wie fie der $313 dar⸗ 
ſtellt, einſchränkend zu interpretieren (ſo faſt ausnahmslos die 
bisherige Rechtſpr., wenn es ſich um die erſte Vorausſetzung, die 
Art und Höhe der Strafe handelt; z. B. ſchließen nach überwie⸗ 
gender Anſicht Nebenſtrafen die Anwendung des 8 313 aus, vgl. 
Feiſenberger A. 1 u. dort Zit.), Billigt man dieſe grundſätz⸗ 
liche Erwägung, ſo muß man die Berufung auch dann für zuläſſig 
halten, wenn die Frage, ob es ſich um eine bloße Übertretung 
handelt, nach der Anklage bzw. dem Erxöffnungsbeſchluß zweifel⸗ 


haft iſt. 
NA. Dr. Hugo Stern, Frankfurt g. M. 
LE 
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36. 5 326 StPO. In ein und derſelben Anklageſache 
können gegen einen und denſelben Angekl. dann zwei ver⸗ 
ſchiedene Berufungs urteile ergehen, wenn die eine Be» 
rufung, nämlich diejenige des Angekl. gemäß 8 329 StPO. 
verworfen und für die gleichzeitig vorliegende Berufung 
der Staatsanwaltſchaft die Vertagung der Verhandlung 
beſchloſſen wurde. }) - 


Das BG. Hat »die Berufung des Angekl. gemäß $ 239 
SPD. ſofort durch Urt. verworfen, nach Verkündung dieſes Urt. 
aber dem Antrage der Staatsanwaltſchaft entſprechend, zumal eine 
Anzahl der geladenen Zeugen gleichfalls ausgeblieben war, die 
Vertagung der Verhandlung über die ſtaatsanwaltſchaftliche Be⸗ 
rufung beſchloſſen. 

Die von der Reviſion erhobenen verfahrensrechtlichen Be⸗ 
ſchwerden ſind nicht begründet. Es liegt keine Verletzung der 
88 329, 233, 33, 34 StPO. vor. 

Das Verfahren der Strafkammer wird von der Verteidigung 
aus dem Grunde bemängelt, weil das Gericht über die Berufung 
der Staatsanwaltſchaft nicht verhandelt, ſondern die Vertagung 
der Verhandlung beſchloſſen und dadurch — für den Fall, daß das 
Rechtsmittel noch zurückgenommen wurde — den Angekl. der 
Möglichkeit, eine Abänderung des erſtinſtanzlichen Urt. zu ſeinen 
Gunſten zu erwirken (8 301 StPD.), beraubt habe. Dieſer Angriff 
geht fehl. Die Entſchließung darüber, ob in die Verhandlung ein⸗ 
zutreten oder ob die Vorführung oder Verhaftung des Angekl. 
anzuordnen oder ob nur dem von der Staatsanwaltſchaft geſtellten 
Antrage auf Vertagung ſtattzugeben war, ſtand im freien pflicht⸗ 


Zu 36. 1. Es iſt im Schrifttum ſtreitig, ob, wenn ſowohl 
Staatsanwaltſchaft als auch Angekl. Berufung eingelegt haben und 
der Angekl. nicht erſcheint, vor Verhandlung über die Berufung 
der Staatsanwaltſchaft die Berufung des Angekl. zu verwerfen iſt, 
oder ob zunächſt über die Berufung der, Staatsanwaltſchaft zu ver⸗ 
handeln und gleichzeitig über die Berufung des Angekl. und 
die der Staatsanwaltſchaft zu entſcheiden iſt. Als herrſchend kann 
gegenwärtig die Auffaſſung angeſehen werden, daß die ſofor⸗ 
tige Verwerfung der Berufung des Angekl. vor Verhand⸗ 
lung über die Berufung der Staatsanwaltſchaft zuläſſig jei- Der 
laquis: JW. 1918, 6241 iſt der Auffaſſung, daß, da das Ge⸗ 
ſetz zur Entſch. der Frage keine Handhabe gebe, die Stellungnahme, 
von Erwägungen der nen abhängig zu machen 
fei. Er meint, daß, wenn der Angekl. im vollen Anfange die 
Staatsanwaltſchaft aber nur wegen des Strafmaßes Berufung ein⸗ 
gelegt habe, zweckmäßigerweiſe bereits vor Eintritt in die Sach⸗ 
verhandlung die Berufung des Angekl. zu verwerfen ſein werde, 
damit die Verhandlung ſich lediglich auf das Strafmaß 0 be⸗ 
ſchränken brauche. Wenn jedoch Angekl. und Staatsanwaltſchaft in 
gleichem Umfange Berufung eingelegt hätten, ſo werde zweckmäßi⸗ 
gerweiſe mit der Verwerfung der Berufung bis zum Schluß der 
Verhandlung zu warten ſein, weil ja ſowieſo der Sachverhalt in 
gleichem Umfange bei der Verhandlung über die Berufung der 
Staatsanwaltſchaft erörtert werden müſſe. Ebenſo: Stenglein, 
SPD. 1898, Note 3 zu 8370 SPD. a. F.; BayDb266t. 17, 119 
= 3%. 1918, 624 = Alsberg, DLGE. StProz. II, S. 252 und 
Roſenberg bei Löwe, Note 1 zu 8329 SID. 

Im Gegenſatz hierzu wird die m. E. richtige Auffaſſung von 
den früheren Aufl. des Löwe ſchen Komm. (ogl. Löwer ell ⸗ 
wig, Note 1 zu § 370 StPO a. F.) und v. Keller, Note 3 zu 
8370 SPD. a. F. vertreten. 

Im Geſetz iſt nichts Ausdrückliches über die Streitfrage ent⸗ 
halten. Auszugehen iſt aber davon, daß eine ſtrafbare Handlung 
nur einheitlich beurteilt werden kann, ſo daß zwei verſchiedene Urt. 
über dieſelbe ſtrafbare Handlung widerſinnig ſind. Zu dieſem wider⸗ 
ſinnigen Ergebnis führt aber die Auffaſſung, die in der vorliegen⸗ 
den Entſch. vertreten wird. Es ift dieſer zwar zuzugeben, daß das 
die Berufung des Ungekl. verwerfende Urt. kein Sachurteil, ſon⸗ 
dern ein Prozeßurteil ift. Es iſt auch richtig, daß es unmittel⸗ 
bar eine Sachentſcheidung über die Schuldfrage und über die Straf⸗ 
frage nicht ausſpricht. Seine Wirkung erſchöpft ſich aber nicht 
darin, daß es die Verſäumnisfolge ausſpricht und das Rechtsmittel 
des Angekl. beſeitigt, ebenſo als wenn dieſer es zuläſſig zurück⸗ 
genommen hätte. Vielmehr iſt mittelbar doch in dem Prozeßurteil 
eine Sachentſcheidung enthalten, da es das erſtinſtanzliche Urt., in 
welchem über Schuld⸗ und Straffrage entſchieden iſt, beftätigt. 
Daß die in der Entſch. vertretene Auffaſſung zu zwei verſchiedenen 
Sachurteilen führen kann, tritt klar zutage, wenn man ſich etwa 
folgenden Fall vergegenwärtigt: Der Angekl. iſt in erſter Inſtanz 
wegen Diebſtahls zu einem Jahr Gefängnis verurteilt worden. 
Gegen dieſes Urt. hat die Staatsanwaltſchaft unter Beſchränkung 
auf das Strafmaß, der Angekl. in vollem Umfange Berufung ein⸗ 
gelegt. In der Berufungsverhandlung bleibt der Angekl. aus. Nun 
wird nach der vom DLS. Dresden vertretenen Anſchauung zunächſt 
die Berufung des Angekl. verworfen und alsdann über die Beru⸗ 
fung der Staatsanwaltſchaft verhandelt. Auf die Berufung der 
Staatsanwaltſchaft wird das erſtinſtanzliche Urt. bez. der Straſhöhe 


Rechtſprechung 


2079 


mäßigen Ermeſſen des Berufungsgerichts. Die inſoweit getroffene 
Entſch. unterlag nicht der Beſchwerde, ſondern wäre vom Angehl. 
nur mit der Reviſion gegen das die ſtaatsanwaltſchaft⸗ 
liche Berufung betr. Urt. anzufechten geweſen (8305 StPD.). 
Wenn es zum Erlaſſe eines ſolchen Urt. infolge Rücknahme der 
Berufung nicht gekommen iſt, ſo kann keine Rede davon ſein, daß 
nunmehr der gerügte Vertagungsbeſchluß zur Begründung der An⸗ 
fechtung des die Berufung des Ange kl. verwerfenden Urt. noch 
benutzt werden könnte. Die Reviſion auf eine Entſch. zu ſtützen, 
die erſt nach Erlaß des angefochtenen Urt. ergangen iſt, erſcheint 
ausgeſchloſſen. Die Verteidigung überſieht, daß die ſeitens des 
Angekl. eingelegte Berufung im Falle des unentſchuldigten oder 
nicht genügend entſchuldigten Ausbleibens ohne weitere Verhand⸗ 
lung zur Sache ſelbſt als zurückgenommen gilt und des⸗ 
halb ſofort zu verwerfen iſt. 

Die Behauptung der Unzuläſſigkeit des berufungsgerichtlichen 
Verfahrens kann auch nicht durch den Hinweis darauf geſtützt wer⸗ 
den, daß durch dieſes Verfahren die Fällung zweier Urt. des Be⸗ 
rufungsgerichts in derſelben Sache ermöglicht worden wäre, falls 
nämlich die ſtaatsanwaltſchaftliche Berufung nicht nochmals zurück⸗ 
genommen worden wäre. Gewiß iſt es richtig, daß über die beiden 
Berufungen der verſchiedenen Prozeßparteien grundſätzlich in einem 
und demſelben Sachurteil zu entſcheiden iſt; vorliegendenfalls aber 
iſt dieſer Grundſatz auch nicht verletzt. M. E. müßte das OLG. den 
Umſtand, daß die zweite Inſtanz nicht erſchöpfend erledigt worden 
war (denn die Berufung der Staatsanwaltſchaft ſtand noch), als Ur⸗ 
teilsvorausſetzung von Amts wegen berückſichtigen. Denn das die 


aufgehoben und der Angekl. zu zwei Jahren Gefängnis verurteilt, 
wobei — der größeren Deutlichkeit halber — unterſtellt werden 
mag, daß die Urteilsverkündung nicht am Tage des Beginnes der 
Hauptverhandlung, ſondern am nächſten oder einem ſpäteren Tage 
erfolgte. Dann beſtehen zwei verſchiedene Urt., von denen jedes 
ſelbſtändig anfechtbar iſt, was grundſätzlich auch vom 
BayObLG. a. a. O. anerkannt worden iſt. Der Angekl. legt nun⸗ 
mehr sogen das Urt., durch welches feine Berufung verworfen 
wurde, Reviſion ein, indem er rügt, daß er nicht ordnungsmäßig 
geladen worden ſei. Das Urt., welches auf die Berufung der Staats⸗ 
anwaltſchaft ergangen iſt, läßt er aus Unkenntnis unangefochten. 
In der Reviſionsinſtanz wird feſtgeſtellt, daß die Ladung des 
Angehl. nicht vorſchriftsmäßig erfolgt iſt, feine Berufung daher 
nicht hätte verworfen werden dürfen. Das von ihm En 
Urt. wird daher aufgehoben und die Sache zur Verhandlung über 
ſeine Berufung zurückverwieſen, ſo daß über die Berufung des 
Angekl. nunmehr durch ein Sachurteil entſchieden werden muß. 
Dann iſt inzwiſchen das auf die Berufung der Staatsanwaltſchaft 
ergangene Urt. rechtskräftig geworden, aber auf die Berufung des 
Angekl. durch ein neues Sachurteil zu entſcheiden, jo daß es zu 
zwei rechtskräftigen Sachurteilen kommen müßte. Hierbei könnte 
das eine Sachurteil auf Verurteilung, das zweite auf Freiſprechung 
lauten. Mit dieſem Ergebnis dürfte die hier bekämpfte Auffaſſung 
ad absurdum geführt ſein. ‚ 

In der SMO. a. F. konnte dies widerſinnige Ergebnis nicht 
ſo zutage treten, weil die Reviſion gegen Urt. in der Berufungs⸗ 
inſtanz nicht auf Verletzung verfahrensrechtlicher Normen, ſondern 
nur auf die Verletzung materiellrechtlicher Normen geſtützt werden 
konnte. Eine unzuläſſige Verwerfung der Berufung wegen Aus⸗ 
bleibens des Angekl. konnte aber nicht auf Verletzung materiell 
rechtlicher Normen, ſondern nur auf der Verletzung verfahrens⸗ 
rechtlicher Vorſchriften beruhen. Deren Verletzung konnte aber 
nicht gerügt werden, fo daß Reviſionsangriffe gegen die Verwer⸗ 
fung der Berufung wegen Ausbleibens des Angekl. erfolglos blei⸗ 
ben mußten. 

2. Die weiter in der vorliegenden Entſch. vertretene Auf⸗ 
faſſung, daß die Staatsanwaltſchaft nach Beginn der erſten, aber 
vertagten Hauptverhandlung und vor Beginn der erneuerten 
Hauptverhandlung die Berufung ohne Zuſtimmung des Angehl. 
zurücknehmen könne, iſt unrichtig. Ich habe dieſe Auffaſſung be⸗ 
reits eingehend JW. 1925, 2748 bekämpft. ö 

Die Gründe, die von den Anhängern der in der obigen Entſch. 
vertretenen Auffaſſung geltend gemacht werden, find nicht ſtichhal⸗ 
tig. Sie gehen von dem Gedanken aus, daß bei der durch die Ver⸗ 
tagung notwendig werdenden Erneuerung der Hauptverhandlung 
die erſte Hauptverhandlung nicht mehr als exiſtent zu betrachten 
ſei. Dieſe Vorausſetzung findet jedoch in dem Geſetz ſelbſt keine 
Stütze. Die Erneuerung der Hauptverhandlung (§ 229 StRD.) zielt 
lediglich darauf ab, den Grundſatz der Mündlichkeit durchzuführen 
und zu ſichern, daß das Urt. unter dem noch friſchen Eindruck der 
Hauptverhandlung gefällt werde. Eine Fiktion der völligen Aus⸗ 
löſchung der Hauptverhandlung als prozeſſualen Ereigniſſes iſt nir⸗ 
gends vorgeſchrieben. Dies zeigt ſich in verſchiedenen Vorſchriften 
der StPO. (Vgl. meinen angeführten Aufſatz.) 

Wenn nun 8 303 Sts O. anordnet, daß nach Beginn der 
Hauptverhandlung ein Rechtsmittel nicht ohne Zuſtimmung des 
Gegners zurückgenommen werden kann, fo ſoll damit verhindert 
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Berufung des Angekl. wegen deſſen Ausbleibens gemäß 8 329 
StPO. verwerfende Urt. iſt kein Sachurteil, ſondern ein Prozeß⸗ 
urteil, welches als ſolches eine Sachentſcheidung über Schuld oder 
Strafe nicht trifft, ſondern nur die Verſäumnisfolge ausſpricht und 
damit das Rechtsmittel des Angekl. beſeitigt, ebenſo als wenn 
dieſer es zuläſſigerweiſe zurückgenommen hätte. Daß die Staats⸗ 
anwaltſchaft ihre Berufung nach vertagter Hauptverhandlung vor 
der neuen Hauptverhandlung ohne eingeholte Zuſtimmung des 
Angekl. zurücknehmen konnte, iſt durchaus zweifellos; ein Ver⸗ 
ſtoß gegen 8303 StPO. iſt nicht gegeben. (Vgl. Löwe-Nofen- 
berg, Komm. 9 303 Note 8.) 
OLG. Dresden, 1. StrSen., Urt. v. 5. Jan. 1927, 108t 110/26. 
Mitgeteilt von OSt A. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 
* 


37. 8 331 StPO. Eine reformatio in pejus liegt 
vor, wenn eine Strafe von 2 Wochen Gefängnis von der 
höheren Inſtanz umgewandelt wird in 500 ,, erſatzweiſe 
1 Tag Gefängnis für je 10.4. Die Erſatzfreiheitsſtrafe 
iſt in ihrer Dauer auf die in der früheren Inſtanz erkannte 
Freiheitsſtrafe zu beſchränken. f) 

Der Beſchwerdeführer war durch das Urt. des AG. aus 8184 
Abſ. 1 Ziff. 1 SGB. zu zwei Wochen Gefängnis verurteilt worden. 
Auf Berufung des Angekl. hin wurde in zweiter Inſtanz an Stelle 
der vom AG. erkannten zweiwöchigen Gefängnisſtrafe wegen desſelben 
Vergehens auf 500 AN Geldſtrafe, erſatzweiſe einen Tag Gefäng⸗ 
nis für je 10 % Geldſtrafe, erkannt. 

Die lediglich auf Verletzung des Verbots der rekormatio in 
pejus geſtützte Reviſion des Angekl. erſcheint begründet. 

Die Feſtſetzung einer Erſatzfreiheitsſtrafe von 50 Tagen — 
alſo von mehr als zwet Wochen — Gefängnis verſtößt gegen das 
Verbot der reformatio in pejus des 8 331 StPO. Denn der Angehl. 
hat im Falle der Uneinbringlichkeit der an erſter Stelle gegen ihn 
erkannten Geldſtrafe eine höhere Freiheitsſtrafe zu verbüßen als 
fie ihm im erſtinſtanzlichen Urt. als Hauptſtrafe auferlegt war. Die 
Strafkammer durfte deshalb gegen den Angekl. keine höhere Er⸗ 
ſatzfreiheitsſtrafe als die im erſtinſtanzlichen Urt. gegen ihn ver⸗ 
hängte Freiheitsſtrafe feſtſetzen. 

(OLG. Dresden, 2. StS., Urt. v. 1. März 1927, 2 0 St 7/27.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 


werden, daß der Staatsanwalt (Nebenkl., Privatkl.) fein Rechts⸗ 
mittel zurücknimmt, wenn der Verlauf des Verfahrens eine 
dem Angekl. günſtige Beurteilung erkennen läßt. Der hierfür 
maßgebliche Zeitpunkt it der Beginn dert Hauptverhandlung, 
weil ſich ja gerade im Laufe der Hauptverhandlung am beſten be⸗ 
urteilen läßt, ob das Verfahren ein für den Angekl. günſtiges Er⸗ 
gebnis bringen wird. Daß der Geſetzgeber die Möglichkeit der 
Verhinderung eines milderen Urt. durch Zurücknahme der Beru⸗ 
fung bei einer dem Angekl. günſtigen Wendung ins Auge gefaßt 
hat, ergibt bie Einführung der Vorſchrift. Wenn Roſenberg 
(bei Löwe 1927 Anm. 3 zu 8803) die von mir hervorgehobene 
Gefahr, daß die Staatsanwaltſchaft durch Stellung eines formell 
begründeten Beweisantrages das Gericht zur Vertagung zwingen 
kann, als „graue Theorie“ abtun will, zumal jedenfalls ein ſolches 
Verfahren mit den Amtspflichten eines Staatsanwalts nicht zu ver⸗ 
einbaren fei, fo überſieht er hierbei, daß das gleiche auch für den 
Nebenkl. und den Privatkl. gilt. OLG. Hamburg (Lg. 1910, 709 
= 963.3, 185), auf welches er ſich beruft, hatte ſich ja gerade 
mit einem Fall zu befaſſen, in welchem der Privatkl. Berufung 
eingelegt hatte. Er überſieht ferner, daß das KG. ſich meiner „grauen 
Theorie“ angeſchloſſen hat. Vgl. Beſchl. v. 22. Aug. 1925 (2 W 511/25): 
„Die von der Staatsanwaltſchaft ausgeſprochene Zurück⸗ 
nahme der Berufung war wirkungslos, da ſie nach Beginn der 
Hauptverhandlung gegen den Willen des Angekl. erfolgte. Der 
Umſtand, daß die Zurücknahme erſt nach dem Vertagungsbeſchluß 
erklärt wurde, iſt bedeutungslos. Das LG. hat daher der Beru⸗ 
fung der Staatsanwaltſchaft Fortgang zu geben.“ 
In ähnlichem Sinne LG. Fürth: JW. 1925, 1049. 
RA. Dr. Arthur Brandt, Berlin. 


Zu 37. Die Entſch. entſpricht der bisherigen Rechtſprechung. 
Sie erklärt die Geldſtrafe als der Art nach mildere Strafe gegen⸗ 
über einer in erſter Juſtanz erkannten Freiheitsſtrafe in zweiter 
Inſtanz für unbegrenzt zuläſſig (RG. 2, 205), läßt jedoch die im 
zweiten xt. ausgeſprochene Erſatzfreiheitsſtrafe in der in erſter 
Inſtanz unbedingt erkannten Freiheitsſtrafe ihre Höchſtgrenze fin⸗ 
den, jo daß hier die Vorſchrift des $29 StB. der des 8 331 
StPO. weichen muß (Os. Kolmar GoldtArch. 51, 205; NS. 
Goldt Arch. 50, 288; OL ch. Naumburg Goldt Arch. 64, 175; KG. 
DStR. 8, 248; OLG. Hamburg, 8 StW. 44, 636). Die Begrün⸗ 
dung iſt darin zu finden, daß der Eintritt der Erſatzfreiheitsſtrafe 
ein — regelmäßig — nicht von der freien Entſchließung des Ver⸗ 
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38. 58 329 Abſ 1, 358 Abſ. 2 StPO. Gegenüber einem 
nach § 32% Abſ. 1 StPO. erlaſſenen Urteil kommt die Bor» 
ſchrift in 8 358 Abf. 2 nicht in Betracht. f) 

Der Angekl. hatte vom AG. eine Strafe von „insgeſamt zwei 
Monaten Gefängnis“ wegen eines vollendeten und eines verſuchten 
Betrugs erhalten. Auf ſeiue Berufung hin hob das LG. das amts⸗ 
gerichtl. Urt. im Strafausſpruch auf und erkaunte auf 800 %, hilſs⸗ 
weiſe acht Wochen Gefängnis. Die hiergegen vom Angekl. eingelegte 
Reviſion hatte zur Folge, daß das OLG. das landgerichtl. Urt. 
wiederum im Strafausſpruch mit den hierzu getroffenen Feſtſtel⸗ 
lungen aufhob und in dieſem Rahmen die Sache zur nochmaligen 
Verhandlung und Entſch. zurückverwies, da nach § 78 StB. wegen 
jeder der beiden abgeurteilten Straftaten auf geſonderte Geld⸗ bzw. 
Erſatzſtrafe erkannt werden müßte. In dem neuen Termin iſt der 
Angetkl. unentſchuldigt ausgeblieben und daher feine Berufung nach 
8 339 StPO. verworfen worden, und zwar mit der Maßgabe, daß 
der Angekl. wegen Betrugs zu 500 %, erſatzweiſe fünf Wochen Ge⸗ 
fängnis, und wegen Betrugverſuchs zu 300 %, erſatzweiſe drei Wochen 
Gefängnis, verurteilt wurde. Gegen dieſes Urt. hat der StA. Re⸗ 
viſion eingelegt mit der Begründung, 8 358 Abſ. 2 StPO. ſei ver⸗ 
kannt worden. Die Berufung des Angekl. habe, da er nicht erſchienen 
ſei, in vollem Umfange verworfen werden müfjen. Das erſte BU. 
ſtehe nicht entgegen, da dieſes gerade im Strafausſpruch vom Rev. 
aufgehoben worden ſei. 

a Das OLG. hat der Rev. unter folgender Begründung ſtattge⸗ 
geben: 

Die Vorſchrift des § 358 Abſ. 2 StPD., wonach dann, wenn 
auf Rev. des Angekl. ein Urt. aufgehoben worden iſt, das neue Urt. 
eine härtere Strafe, als die im erſteren, nicht verhängen darf, hat 
im gegebenen Falle keine Anwendung leiden können; denn vor die 
Notwendigkeit und auch nur die Möglichkeit, über die Beſtrafung 
des Angekl. anderweit zu befinden, iſt das Bercher. in der erneuten 
Hauptverhandlung gar nicht geſtellt geweſen, weil der Angelhl. bei 
deren Beginnen nicht erſchienen, und deshalb gem. 8329 Abſ. 1 
StPO. ſeine Berufung ſofort, d. h. ohne Eingehen auf die an ſich 
noch zur Verhandlung und Entſch. ſteheude Straffrage, zu verwerfen 
war. Es hat ſich hier nur um den Ausſpruch einer geſetzl. Ungehor⸗ 
ſamsfolge, um die Erlaſſung eines reinen ProzUrt. gehandelt, dem⸗ 
gegenüber die Vorſchrift § 358 Abſ. 2 StPO. überhaupt nicht in 
Betracht kommt. 

Das angef. Urt. unterlag daher, weil dieſe Verfahrensvorſchrift 
rechtsirrtümlicherweiſe vom BerGer. angewendet worden iſt, und 


urteilten abhängiger Umſtand iſt. Wenn der Verurteilte die Geld⸗ 
mittel zur Bezahlung der Strafe nicht aufbringen kann, jo tritt 
die Freiheitsſtrafe in Kraft, falls das Gericht nicht eine Anordnung 
gemäß § 29 Abſ. 6 StGB. trifft, was in fein freies Ermeſſen ge⸗ 
ſtellt iſt. Da die durch Verwandlung der unbedingten Freiheits- 
ſtrafe in Geldſtrafe und damit bedingte Freiheitsſtrafe gewährte 
Vergünſtigung in dieſem Fall zu einer Verſchlechterung der Rechts⸗ 
lage des Angeklagten führen würde, bedeutet die höhere Erſatz⸗ 
freiheitsſtrafe zweifellos eine rekormatio in pejus. 
RU. Dr. Hugo Stern, Frankfurt a. M. 


Zu 38. Die Entſch. iſt nicht nur unbefriedigend — wie jede 
Entſch., durch die materielles Recht aus formaliſtiſchen Gründen ver⸗ 
eitelt wird —, ſondern auch rechtlich ſehr bedenklich, 

1. weil keiner der Fälle des $ 354 Abſ. 1 StPO. vorlag, der 
dem Revc̃. das Recht, in der Sache ſelbſt zu entſcheiden, nur daun 
einräumt, wenn „ohne weitere tatſächliche Erörterungen nur auf Frei⸗ 
ſprechung oder auf Einſtellung oder auf eine abſolut beſtimmte Strafe 
zu erkennen iſt, oder das RevG. in Übereinſtimmung mit dem An⸗ 
trag der Staatsanwaltſchaft die geſetzlich niedrigſte Strafe für an⸗ 
gemeſſen erachtet“; 

2. weil gegenüber dieſen ſcharf formulierten Ausnahmefällen von 
der begrenzten Entſcheidungsmacht des Nev®. eine „entſprechende An⸗ 
wendung“ — in Wahrheit eine Ausdehnung der dem Rev. ge- 
zogenen Grenzen — überhaupt nicht zuläſſig war, vor einer ſolchen 
aber auch deshalb Hätte zurückgeſcheut werden müſſen, weil das Rev. 
nicht etwa davon ausgehen konnte, daß es nur diejenige Entſch. fällte, 
die die St. bei der gebotenen Zurückweiſung gemäß § 353 StPO. 
zwangsläufig hätte fällen müſſen. Es konnte ja vielmehr auch der 
Fall eintreten, daß in der neuen Hauptverhandlung der in der früheren 
Verhandlung ausgebliebene Ungekl. erſchien; 

3. weil, auch wenn der Angebl. nicht ausgeblieben, über feine 
Ber. verhandelt worden und auf deren Zurückweiſung erkannt wor⸗ 
den wäre, nichts entgegenſtand, auf Zuruckweiſung mit der Maß⸗ 
gabe zu erkennen, daß, entſprechend der Direktive des erſten ober⸗ 
landesgerichtl. Urt. ſtatt auf die 800 % auf die 500 und 300 % 
und die entſprechenden Erſatzſtrafen geſondert erkannt wurde; 

4. weil das Verbot der reformatio in pejus des 8 353 Abſ. 1 
StPO. obgleich die Rev. nur von der Staatsanwaltſchaft eingelegt 
war, gem. § 301 SPD. auch für den vorl. Fall galt und einen, das 
Verfahren fo gebieteriſch beherrſchenden und dem Rechtsbewußtſein fo 
ſtark entſprechenden, Grundſatz darſtellt, daß es nicht zu ungunſten 
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das Urt. ſomit auf einem Verfahrensfehler beruht, an ſich der Auf⸗ 
hebung nach 8353 StPO., und die Sache der Zurüchverweiſung an 
die Vorinſtanz nach § 354 Abſ. 2 SPD. Das Never. erachtete 
es jedoch für unbedenklich, ſtatt deſſen in entſpr. Anwendung des 
8 354 Abſ. 1 StPO. die an Stelle der ergangenen zu ſetzende Entſch. 
ſelbſt zu treffen, indem es das angef. Urt. dahin änderte, daß die 
Berufung gegen das Urt. des AG. auf des Angekl. Koſten verworfen 
kan und dem Angehl. die Koſten des erſten RevVerfahrens auferlegt 
werden. 
(OLG. Dresden, 1. StS., Urt. v. 4. Mai 1927, 10 St 67/27.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 


** 

39. 8 540 StPO. in ber Faſſung v. 27. Dez. 1926 
(RGBl. 529). In den Fällen des 8 334 StPO. können Ver⸗ 
fahrensmängel nur dann wirkſam gerügt werden, wenn 
zur Zeit des Inkrafttretens des Geſ. v. 27. Dez. 1926, dem 
13. Jan. 1927, die Reviſionsgründungsfriſt noch lief. +} 

Die erhobene Verfahrensrüge iſt nach $ 340 EBD. unzu⸗ 
läſſig. Hieran ändert auch die durch das RGeſ. v. 27. Dez. 1926 
getroffene Abänderung des § 340 StPO. nichts, weil dieſes Geſ. 
3: 8. der Reviſionsbegründung noch nicht in Kraft war und 8 2 
Abf. 2 StGB. nur auf das ſachliche Recht, nicht auch auf prozeß⸗ 
rechtliche Beſtimmungen Anwendung findet. 

(OLG. Dresden, 2. St©., Urt. v. 26. Jan. 1927, 2 08t a 133/26.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 
* 


Frankfurt a. M. 

40. 88 395, 403 StPO. Zuläſſigkeit ber Nebenklage. 1 

Bei Zulaſſung der Nebenklage kommt es nur darauf an, ob 
die rechtliche Möglichkeit beſteht, daß die den Gegenſtand der 
Anhlage bildende Tat unter demjenigen Geſichtspunkte abgeurteilt 
wird, auf den die Nebenklage geſtützt iſt. Die erſte Inſtanz hat 
80 Möglichkeit bejaht, und zwar auf Grund der Prozeßlage, die 
3. Z. der Zulaſſung beſtand. Durch dieſe rechtmäßige Zulaſſung hat 


des Angekl. mit der Wirkung der Aufrechterhaltung einer erſtinſtanz⸗ 
lich erkannten Gefängnisſtrafe ignoriert werden durfte, nachdem die 
BerInſt. zweimal erklärt hatte, daß eine Geldſtrafe genüge. 

IR. Dr. Mamroth, Breslau. 


Zu 39. Das Anwendungsgebiet des 8340 StPD., durch den 
die Reviſion aus prozeſſualen Gründen ausgeſchloſſen wird, iſt er⸗ 
freulicherweiſe immer mehr eingeſchränkt und zurückgedrängt wor⸗ 
den: urſprünglich nach der Novelle von 1924 bezog ſich die Be⸗ 
ſtimmung auf die Revisio per saltum voluntaria ($ 335 StPO.) 
und necessaria (5 334 SPD.) und es kam ihr deshalb eine 
ſehr weitreichende Bedeutung bei, weil letztere (die geſetzliche 
Sprungreviſion) nicht nur für Übertretungen, ſondern auch für 

lagen galt (8 313 SPD.) Dieſe unerhörte Bagatelliſierung 
des Ehrenſchutzes iſt durch das Geſ. v. 22. Dez. 1925 glücklicher⸗ 
weiſe wieder beſeitigt worden, indem die Privatklagevergehen aus 
8313 und damit aus 88 334, 340 StPO. entfernt wurden. Die 
Haftnovelle v. 27. Dez. 1926 iſt noch einen Schritt weiter gegangen: 
ſte hat in 8 340 StPO. unmittelbar die Revisio per saltum ne- 
cessaria im ganzen geſtrichen (nämlich die Worte: „an Stelle der 
Berufung ſtattfindet [8 334] oder“), fo daß nunmehr ein Aus⸗ 
ſchluß prozeſſualer Reviſion nur ſtattfindet, wenn es die Parteien 
des Strafprozeſſes ſelbſt wollen (8 335). 

Das vorliegende Urt. erklärt gleichwohl eine Prozeßrüge bei 

gelesliger Sprungreviſion für unzuläſſig, weil das 

eichsgeſetz v. 27. Dez. 1926 (Haftnovelle) „zur Zeit der Reviſions⸗ 
begründung noch nicht in Kraft war“. Ob damit gemeint iſt: z. Z. 
der tatſächlichen Rebiſionsbegvündung, oder: z. Z. des Ablaufs 
der Reviſions⸗ oder Rechtfertigungsfriſt ($ 345 St.), iſt nicht 
klar erſichtlich. 

Begründet wird dieſer Standpunkt damit, daß „§ 2 Abſ. 2 
SGB. nur auf das ſachliche Recht, nicht auch auf prozeßrechtliche 
Beſtimmungen Anwendung findet“. An der Richtigkeit dieſer Ab⸗ 
grenzung des § 2 SGB. iſt nicht zu zweifeln; aber die Bezug⸗ 
nahme auf ihn trifft nicht den Kern der Sache. Gefragt iſt viel⸗ 
mehr: ob die Neugewähr prozeſſualer Befugniſſe — hier alſo der 
Befugnis, die Revisio per saltum necessaria nunmehr auch auf 
prozeſſuale Rügen zu ſtützen — ſofort und in jeder Be⸗ 
ziehung für jeden anhängigen Prozeß gilt. Dieſe Frage iſt 

bundſätzlich zu bejahen: nicht durch Bezugnahme auf 
2 Abſ. 2 Steh B., ſondern durch allgemeine Erwägungen über 
das Inkrafttreten von Geſetzen. 

Die Haftnovelle — Gef. 
27. Dez. 1926 (MOB. 529) — iſt am 13. Jau. 1927 in Kraft 
getreten. Der Beſchwerdeführer hatte offenbar vor dieſem Zeit⸗ 
er die Prozeßrüge bereits erhoben; fie war in dieſem früh e⸗ 
es geitpumkt geſetzlich unzuläſſig. Lief die Rechtfertigungsfriſt 
1 45 SED.) am 13. Jan. 1927 noch, fo iſt kein Grund erſicht⸗ 
ch, warum die nunmehr zuläſſige Prozeßrüge nicht hätte 
machgeholt werden können; es würde aber einen dem Willen 
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der Nebenkläger beſtimmte prozeßrechtliche Befugniſſe erworben. 
Dieſe Beſugniſſe können ihm nicht beliebig wieder entzogen wer⸗ 
den. Ihre Beſeitigung iſt nur dadurch möglich, daß der Beſchluß, 
auf dem ſie beruhen, mit dem geſetzlich zuläſſigen Rechtsmittel der 
Beſchwerde angefochten wird (RGSSt. 51, 1300 Der Rechtsmittel⸗ 
inſtanz iſt eine Prüfung des Fortbeſtehens der Nebenklage- 
vorausſetzungen verwehrt. Eine Anderung des rechtlichen Geſichts⸗ 
punktes und ein auf Grund der Hauptverhandlung in bezug auf 
die Qualifikation der Straftat erzieltes anderes Ergebnis beſeiti⸗ 
gen die Rechte des Nebenklägers nicht. Denn welche Strafbeſtim⸗ 
mungen einſchlagen, iſt erſt durch Sachentſcheidung feſtzuſtellen, von 
dem Inhalt der Sachentſcheidung hängt aber die prozeſſuale Frage 
der Legitimation des Nebenklägers nicht ab (Löwe, Anm. 1 zu 
§ 395 und Anm. 4 zu § 396; RGSt. 59, 102 und 54, 307). 

Die Legitimation des Nebenklägers nach 8403 SPD. iſt auch 
nicht dadurch verlorengegangen, daß er in der erſten Inſtanz einen 
Antrag auf Zuerkennung einer Buße nicht geſtellt hat und daß 
nach § 404 Abſ. 1 StPO. in zweiter Inſtanz eine Buße nicht mehr 
verlangt werden kann. Der Zulaſſungsbeſchluß hat eine von der 
Ausübung dieſes Antragsrechtes unabhängig konſtitutive Wirkung 
(RGSt. 41, 176 und JW. 1926, 2738 Fußnote Prof. v. Ber 
ling, ferner JW. 1927, 132 Fußnote Dr. Weber). 

(SLH. Frankfurt a. M., StS., Urt. v. 8. Febr. 1927, 8 9/27.) 
* 
Hamburg. 

41. 8 413 StPO. Eine polizeiliche Strafverfügung, 
in der die Beweismittel nicht genügend bezeichnet ſind, 
vermag die Verjährung nicht zu unterbrechen, iſt aber nicht 
völlig nichtig; mangelnde Prozeß- oder Urteilsvoraus⸗ 
ſetzung iſt deshalb nicht anzunehmen. +) 

Nicht zutreffend iſt die Anſicht, daß die poliz. Strafverf. nichtig 
ift, wenn in ihr die Bezeichnung der Beweismittel (8 413 Abſ. 3 
SPD.) nur mit den Worten: „Zeugnis der betreffenden Polizeibe⸗ 
amten“ geſchehen iſt. 


des Geſetzgebers gewiß nicht entſprechenden Formalismus bedeu⸗ 
ten, wollte man eine ſolche ausdrückliche Nachholung fordern und 
nicht vielmehr die bereits erfolgte Rüge nunmehr ohne weiteres 
wirkſam werden laſſen. Fraglich kann nur der Fall ſein, wenn 
die Rechtfertigungsfriſt am 13. Jan. 1927 bereits abgelau⸗ 
fen war. Man könnte argumentieren: die erhobene Prozeß⸗ 
rüge war im früheren Zeitpunkt unwirkſam; eine rechtzei⸗ 
tige Wiederholung in wirkſamer Weiſe iſt nicht erfolgt und 
konnte nicht erfolgen, ein nachträgliches Vorbringen iſt nicht 
mehr möglich (Lö we, SD. § 345 N. 5b), das ange⸗ 
fochtene Urt. iſt alfo inſoweit unanfechtbar geworden (8 343 
StcpO.). Aber auch dieſe Argumentation würde einen unzuläſſigen 
Formalismus bedeuten. Man nehme folgenden Fall: der Beſchwerde⸗ 
führer hat nach Ausgabe des neuen Geſetzes (30. Dez. 1926), 
während ſeine Rechtfertigungsfriſt noch lief, im Blick auf das ſchon 
ſichere Inkrafttreten des Geſetzes am 13. Jan. 1927 die pro⸗ 
zeſſuale Rüge erhoben. Warum ſoll ihm dies nicht zugute kom⸗ 
men? Elwa deshalb, weil das Gericht ihm dieſe Rüge durch eine 
Verhandlung der Sache noch vor dem 13. Jan. 1927 wieder ab⸗ 
De könnte? Man darf nicht eine ſolche ſchikanöſe Prozeß⸗ 
ührung als Norm zugrunde legen. Recht und Billigkeit entſpricht 
es, die dem Beſchwerdeführer günſtige prozeſſuale Lage, auf die 
ſchon eine begründete Anwartſchaft beſteht, nach Möglichkeit 
auch zur Auswirkung gelangen zu laſſen. Findet demnach die 
Hauptverhandlung, wie hier, erſt nach Inkrafttreten des gün⸗ 
ſtigeren Geſetzes ſtatt (25. Jan. 1927: die Bezeichnung des Urt. 
mit „25. Jan. 1926“ iſt offenſichtlich ein Schreibfehler, ſo iſt es 
geboten, die erhobene prozeſſuale Rüge als nunmehr zu⸗ 
läſſig geworden zu behandeln. Daß es mitunter von Zufäl« 
ligkeiten abhängt, ob die Prozeßhandlung früher vorgenommen 
worden iſt oder nicht, muß in Kauf genommen werden. 

Nicht aus § 2 Abſ. 2 StGB., wohl aber aus Erwägungen 
über das Inkrafttreten neuen Rechts überhaupt, iſt alſo der Rechts⸗ 
ſatz abzuleiten: iſt die Ausübung prozeſſualer Befugniffe durch das 
im Augenblick der Hauptverhandlung geltende Geſetz gerechtfertigt, 
ſo kann dem frühere Unzuläſſigkeit nicht entgegengehalten ters 
den. Die Verbeſſerung des Prozeßgeſetzes kommt dem Prozeßbetei⸗ 
ligten zuſtatten. Die Umkehrung des Satzes, daß die früher zu⸗ 
läſſige Prozeßhandlung durch das neue Geſetz rückwirkend unzu⸗ 
läſſig werde, iſt damit nicht ausgeſprochen. 

Prof. Dr. Edm. Mezger, Marburg. 


Zu 40. Vgl. Hirſch und v. Beling: JW. 1926, 2737/88; 
Weber: IW. 1927, 132 ff. und neueſtens SRZ. Heft 5 v. 15. Mai 
1927, Ripr. 1927 Nr. 430 (G., 2. StS., 2 0 164/27 v. 31. März 
1927) und Nr. 450 (OLG. Dresden, 2. StS., 2 0 8t 98/27 vom 
15. März 1927). RA. Dr. E. Hirſch, Wiesbaden. 


Zu 41. Man wird dem Standpunkt des DLG. Hamburg, 
daß es behebbare Mängel der polizeilichen Strafverfügung gibt, 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Eine polizeiliche Strafverfügung kann dreierlei Funktionen er⸗ 
füllen: Einmal wirkt ſie, wenn ſie unangefochten bleibt, wie ein 
rechtskräftiges Urteil mit gewiſſen hier nicht in Frage kommenden 
Einſchränkungen. Sodann wirkt ſie nach $ 413 Abſ. 4 StPO. in be 
treff der Unterbrechung der Verjährung wie eine richterliche Hand⸗ 
lung. Drittens endlich erfüllt ſie, wenn rechtzeitig auf gerichtliche 
Entſcheidung angetragen wird, die Funktionen der Anklageſchrift und 
des Eröffnungsbeſchluſſes, indem nunmehr ($ 416 StPO.) ohne wei⸗ 
teres zur Hauptverhandlung geſchritten wird. In ihren erſtgenann⸗ 
ten beiden Funktionen iſt die Strafverfügung ein Staatsgkt, der die 
Rechtsſtellung des Beſchuldigten weſentlich und unmittelbar berührt. 
Es iſt daher zu verlangen, daß inſofern die vom Geſetz ſtreng vor⸗ 
geſchriebene Form („muß ... bezeichnen“) voll erfüllt wird. Sit 
dies nicht geſchehen, ſo muß der Strafverfügung inſoweit die Wirk⸗ 
ſamkeit abgeſprochen werden, wie bereits in den Urteilen v. 11. Nov. 
1926 und v. 6. Dez. 1926 (R III 154/26 und 172/26) hinſichtlich der 
Verjährungsunterbrechung erkannt iſt. Die Frage, ob die Vollſtrek⸗ 
Kung einer in dieſer oder anderer Hinſicht mangelhaften polizeilichen 
Strafverfügung zuläſſig iſt, wenn ſie unangefochten bleibt, bedarf 
hier keiner eingehenden Prüfung, zumal da die Entſcheidungs dieſer 
Frage zur Zuftändigkeit der Verwaltungsgerichte gehören würde. 

Anders liegt es in betreff der dritten Funktion der Strafver⸗ 
fügung. Mängel der Anklageſchrift find im allgemeinen überhaupt 
nicht von Erheblichkeit, da das Urteil nicht auf ihnen beruht (Lö we, 
7. Aufl. S. 463, 475; RG. 31, 100), Mängel des Eröffnungsbe⸗ 
ſchluſſes dann nicht, wenn durch Ergänzung und Hinweis in der 
Hauptverhandlung bewirkt werden kann und bewirkt wird, daß der 
Angekl. in feinen Rechten nicht beeinträchtigt wird (vgl. RG. 24, 64; 
31, 104; 54, 294), während allerdings, wenn der Eröffnungsbe⸗ 
ſchluß nicht ordnungsmäßig unterſchrieben iſt, oder wenn ein ausge⸗ 
ſchloſſener Richter mitgewirkt hat, der Mangel einer Prozeßvoraus⸗ 
ſetzung vorliegt (RG. 43, 218; 55, 113). Die Hauptverhandfung mit 
ihren Garantien für die Verteidigung des Angekl. iſt jo ſehr Kern und 
Hauptſtück des Strafverfahrens, daß Anklageſchrift und Eröffnungs⸗ 
beſchluß ihr gegenüber zurücktreten, wenn ſie nur ſolche Mängel auf⸗ 
weiſen, die ohne Nachteil für den Angekl. behoben werden können 
und behoben werden. Im abgekürzten Verfahren des § 212 StPO. 
kann ſogar ohne Anklageſchrift und Eröffnungsbeſchluß verhandelt 
werden, aber auch für das regelmäßige Verfahren gilt, daß Anklage 
und Eröffnungsbeſchluß nur eine untergeordnete Bedeutung haben, 
wenn es zur Hauptverhandlung kommt. 

Die Vorſchrift, daß die Strafverfügung die Beweismittel be⸗ 
zeichnen ſoll, entſpricht der gleichen Vorſchrift für die Anklageſchrift 
(8 200 StPO.). Der Angel. ſoll nicht durch Beweismittel, die ihm 
nicht bekannt ſind, überraſcht werden. Macht er in der Hauptverhand⸗ 
lung von dem Recht auf Ausſetzung der Verhandlung, wenn ihm 
Beweismittel nicht rechtzeitig namhaft gemacht ſind (8 246 Abſ. 2), 
keinen Gebrauch, ſo kann er nicht nachträglich in der Reviſionsin⸗ 
ſtanz geltend machen, es habe ein Mangel der Auklageſchrift vor⸗ 
gelegen und ebenſowenig, es fehle an einer wirkſamen Strafverfü⸗ 
gung. Jener Mangel iſt damit gegenſtandslos geworden (vgl. auch 
Ztſchr. f. d. gef. StrRW. 43, 629, wonach das RG. früher in ſtäu⸗ 
diger Rechtſprechung auf dem gleichen oder einem ähnlichen Stand⸗ 
punkt geſtanden hat, den es neuerdings freilich verlaſſen hat, indem 
es bei mangelnder Bezeichnung der Beweismittel abjolute Nichtigkeit 
der Strafverfügung anzunehmen ſcheint, vgl. JW. 1926, 2781) 

Die polizeiliche Strafverfügung iſt alſo eine Prozeß- oder Ur⸗ 
teilsvorausſetzung nur in dem entſprechenden Maße, wie es An⸗ 
klage und Eröffnungsbeſchluß ſind. Würde es ihr — wie es der 
Beſchwerdeführer als Beiſpiel anführt — völlig an der Bezeichnung 
einer Tat fehlen, ſo würde allerdings fraglich ſein, ob eine genügende 
Grundlage für ein Strafverfahren vorhanden wäre, es ſei denn, daß 
dieſer Mangel etwa durch Zuſtimmung des Beſchuldigten gegenſtands⸗ 
los würde, denn auch dem Beſchuldigten ſteht in feinem eigenen In⸗ 
tereſſe in gewiſſem Umfange (vgl. 88 212, 266 Abſ. 1 SPD.) das 
Recht zu, auf die vorgeſchriebenen Formen zu verzichten. 


beitreten können. Schon vor Erlaß des Hamburger Urteils hat ſich 
ein Urt. des III. StS. des KGG. v. 10. Jan. 1927, 3 8 343/26, mit 
der Frage beſchäftigt, welchen Einfluß ein untergeordneter Mangel 
der polizeilichen Strafverfügung auf das gerichtliche Verfahren hat; 
es gelangt demnächſt in Goltd Arch. zum Abdruck. Dort handelt es 
ſich um einen andern Mangel der Strafverfügung: das Strafgeſetz, 
deſſen Bezeichnung von 8413 StPO. vorgeſchrieben iſt, war in ihm 
nur unvollkommen wiedergegeben. Das Urt. des KG. geht auf die 
Frage, ob der Mangel reviſibel iſt, nicht naher ein, lehnt aber die 
Auffaſſung ab, daß es ſich hierbei um das von Amts wegen 
zu berückſichtigende und zur Einſtellung des Verfahrens füh⸗ 
rende Fehlen einer Prozeßvorausſetzung handle. Die erforder⸗ 
liche Prozeßvorausſetzung ſei ſchon erfüllt, wenn die Strafverfügung 
von dem zum Erlaſſe einer polizeil. Strafverfügung berufenen Be⸗ 
amten erlaſſen ſei und eine Urkunde vorliege, die äußerlich erkennen 
laſſe, daß ſie eine polizeil. Strafverfügung darſtellen ſolle, und die 
wegen einer darin bezeichneten Handlung eine Strafe feſtſetze. Es 
wird daran feſtzuhalten ſein, daß, wenn der Mangel ein weſentlicher 


Die Unwirkſamkeit der mangelhaften polizeilichen Strafver⸗ 
fügung iſt alſo nicht abſolut, ſie iſt, auch wenn ſie der Vorſchrift 
nicht entſpricht, nicht völlig nichtig, ſondern nur relativ unwirkſam; 
ein Strafverfahren kann, wenn die Mängel unweſentlich find oder 
behoben werden können, auf ihrer Grundlage eingeleitet werden. 
Gegen dieſe Relativität der Wirkfamkeit der fehlerhaften polizeilichen 
Strafverfügung beſtehen theoretiſche Bedenken nicht (vgl. Jellinek, 
Der fehlerhafte Staatsakt, S. 46, 120 uſw.). 

(OLG. Hamburg, StS., Urt. v. 24. Jan. 1927, R III 197/26.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Dr. Griſebach, Hamburg. 
* 
Jena. 

42. 88 24, 25 G VG.; 88 264, 270, 328 StPO. Der Amts⸗ 
richter iſt für die Frage der Zuſtändigkeit nicht dasſelbe 
Gericht wie das Schöffengericht Die Zuſtändigkeit des 
Amtsrichters bleibt beſtehen, wenn ſich die Tat nach dem 
Antrage des Amtsanwals, vorm Amtsrichter zu ver⸗ 
handeln, als ſchwereres Vergehen erweiſt. 

Vom ſtgatsrechtlichen Standpunkte der Behördenorganiſation 
bildet allerdings das AG. eine Einheit, damit wird aber nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß es mehrere Strafgerichte, den Amtsrichter und das 
Schöffengericht umfaßt, deren Zuftändigkeit geſetzlich, nicht richterlich, 
beſonders geordnet iſt. Vom Standpunkte der Zuſtändigkeit bilden 
dieſe Gerichte i. S. der StPO. und des GVG. beſoudere Organe 
der Strafgerichtsbarkeit mit ſelbſtändigem fachlichen Wirkungskreiſe. 
Dafür ſpricht vor allem der Zweck der Abgrenzung, wonach, weil das 
ſtärker beſetzte Gericht größere Gewähr für richtige Rſpr⸗ bietet als 
das ſchwächer beſetzte, dem ſtärker beſetzten Gerichte die Erledigung 
wichtigerer Fälle anvertraut iſt. Dabei handelt es ſich nicht um Ver⸗ 
teilung verſchiedener Tätigkeiten innerhalb desſelben Geſchäftsbereichs 
(funktionelle Zuſtändigkeit), ſondern um dieſelbe richterliche Verhand⸗ 
lung und Entſcheidung. Auch eine bloße verſchiedene Beſetzung des⸗ 
ſelben Gerichts (8 122 GVG.) kommt nicht in Frage, ſondern Amts⸗ 
richter und Schöffengerichte bedeuten andere ſelbſtändige Organe der 
Strafgerichtsbarkeit. Den Schöffengerichten widmet das GVG. einen 
beſonderen Titel neben dem, der von den AG. handelt, ebenſo trennt 
es in 88 73, 74, 76 GVG. Amtsrichter und Schöffengericht. Ent⸗ 
ſprechend iſt auch früher das Schwurgericht vom Standpunkte der Zu⸗ 
ſtändigkeit aus nicht als dasſelbe Gericht wie die damals noch im 
erſten Rechtsgange erkennende StR. angeſehen worden (vgl. Ull⸗ 
mann, SPD. S. 115). 

So iſt das Schöffengericht für die Frage der Yuftänvigkeit 
höheres Gericht gegenüber dem Amtsrichter i. S. des 82 StPO.; es 
muß i. S. des 8270 StPO. die Verweiſung an das zuſtändige 
Schöffengericht oder den Amtsrichter, nicht an das AG. erfolgen. 
Gegen die Gleichbehandlung von Amtsrichter und Schöffengericht 
ſpricht auch, daß ſonſt eine Verweiſung vom Amtsrichter an das 
Schöffengericht überhaupt nicht möglich wäre (vgl. Löwe⸗Roſen⸗ 
berg, § 328 12 StPO.; Os. Dresden: JW. 1925, 2811; OLG. 
Roſtock bei Alsberg, Strafproz. Entſch. Bd. II Nr. 208; Klee⸗ 
fiſch: JW. 1926, 2236; a. M. OLG. Roſtock bei Alsberg, Straf⸗ 
proz. Entſch. Bd. II Nr. 209; LG. Altona: ZW. 1926, 2236). 

(OLG. Jena, Urt. v. 3. Juni 1927, 8 91/27.) 
Mitgeteilt von OL OR. Dr. Zeunert. Jena. 
* 
Karlsruhe. 

43. 8 114d StPO. Iſt eine Haftbeſchwekdeentſchei⸗ 
dung der StK. durch eine auf Grund mündl. Verhandlung 
vom Unterſuchungsrichter verfügte Aufrechterhaltung des 
Haftbefehls überholt, dann iſt die Beſchwerde hiergegen 
ans Landgericht, nicht die weitere Beſchwerde gegen den 
Strafkammerbeſchluß ans OLG. möglich. 

Die Verhaftung des Angeſchuldigten, die Einlegung der Be⸗ 
ſchmerde gegen den Haftbefehl und die Eutſch. über die Beſchwerde 
ſind vor Inkrafttreten der ſog. Haftnovelle (13. Jan. 1917) erfolgt. 


iſt, z. B. ein unzuſtändiger Beamter die Strafverfügung erlaſſen hat 
oder die Bezeichnung einer Tat oder die Straffeſtſetzung ganz fehlt, 
ein von Amts wegen zu berückſichtigeunder Mangel einer Prozeßvor⸗ 
ausſetzung gegeben iſt, die zur Einſtellung des der ordnungsmäßigen 
Grundlage entbehrenden Verfahrens führen muß. Hier wird man 
den vom OLG. Hamburg eröffneten Ausweg eines Verzichts des 
Angekl. und dadurch bewirkte Heilung nicht gelten laſſen können. 

Iſt der Mangel aber unweſentlich, ſo wird man die Reviſions⸗ 
rüge wegen Verfahreusmangels (8 340 SPD.) zuzulaſſen, fie aber 
für unbegründet zu erachten haben, wenn der Angekl. durch fein 
früheres Verhalten gezeigt hat, daß er auf die Einhaltung der Form⸗ 
vorſchrift Rein Gewicht legt. 

Der I. StS. des RG. hat bisher (vgl. noch Goltd Arch. 71, 46) 
einen ſtrengeren Standpunkt eingenommen und das Verfahren man⸗ 
gels einer Prozeßvorausſetzung z. B. ſchon dann eingeſtellt, wenn in 
der Strafverfügung als Beweismittel die „amtliche Anzeige“, alſo 
kein Beweismittel i. S. der StPO., angeführt war. 

KON. Prof. Dr. Klee, Berlin. 
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Da die Novelle auf dieſes ſchwebende Verfahren fofort Anwendung 
fand (vgl. 88 Einf StPO.), war trotz des durchgeführten Beſchwerde⸗ 
verfahrens auf Antrag des Angeſchuldigten nach mündlicher Verhand⸗ 
lung darüber zu entſcheiden, ob der Haftbefehl aufrechtzuerhalten ſei 
oder nicht (8 114d StpO.). Nachdem aber auf Grund der mündlichen 
Verhandlung v. 29. Jan. 1927 von dem zuſtändigen Unterſuchungs⸗ 
richter die Aufrechterhaltung des Haftbefehls beſchloſſen wurde, ſind 
die früheren gerichtlichen Entſch. über die Haft des Angeſchuldigten 
überholt. Seine Inhaftierung beruht auf dieſer jüngſten Entſch. des 
Unterſuchungsrichters, gegen die dem Angeſchuldigten nur die Be⸗ 
ſchwerde an das LG. zufteht. Die weitere Beſchwerde gegen den älteren 
Beſchl. der St., die trotz Hinweiſes ausdrücklich aufrechterhalten 
wurde, iſt gegenſtandslos und daher unzulaſſig. 
(OLG. Karlsruhe, S1 S., Beſchl. v. 23. Marz 1927, 8B 34/27.) 

Mitgeteilt von SenPraſ. Buzengeiger, Karlsruhe. 


* 
Kaſſel. 

44. 5 300 StPO. Eine nicht rechtzeitig begründete 
Reviſron gegen ein Amtsgerichtsurtei!l kann als Berufung 
angeſehen werden. f) 

Nach 8 300 StppO. iſt ein Irrtum in der Bezeichnung des 
Rechtsmittels unſchädlich. Weiter muß davon ausgegangen werden, 
daß in der Regel der BeſchwFührer das zunächſt gegebene Rechts- 
mittel einlegen will. Es müffen alſo beſondere Umſtände vorliegen, 
wenn man dieſen nächſtliegenden Schluß ausſcheiden will. Wenn nun 
hier das LG. ausführt, der Angehl. beſtreite die der Verurteilung 
zugrunde gelegten Tatſachen nicht, ſo läßt dieſer Umſtand allein ſich 


Zu 44. Die ſtreitige Frage, ob 8 300 StPO. auch in den Fällen 
Anwendung findet, in denen ein Urt. ſowohl mit der Berufung wie 
mit der Reviſion angegriffen werden kann (8 335 StcpO.), wird vor⸗ 
liegend — in Übereinſtimmung mit OLG. Franlefurt a. M.: IW. 
1926, 1250; BayobeG.: JW. 1925, 1015 , 15175 u. 15199; OLG. 
Darmſtadt: JW. 1925, 15273 — bejaht. Die gegenteilige Anſicht 
— daß nämlich im Falle des 8 335 SPD. für eine Anwendung des 
5300 StPO. kein Raum ſei — wird vom KG.: JW. 1925, 1032 14; 
OLG. Königsberg: JW. 1925, 1545 12; Goldſchmidt: JW. 1925, 
1032 Anm. zu Nr. 14 und 1519 Anm. zu Nr. 9, ſowie Beling: 
JW. 1925, 1518 Anm. zu Nr. 5 vertreten. 

Obwohl eigentlich die Entſtehungsgeſchichte des 8 300 — des 
früheren 8 342 — StPO., wie Goldſchmidt (JW. 1925, 1032) 
mit Recht hervorhebt, dieſe Vorſchrift auf die erſt durch die Nov. 
v. 4. Jan. 1924 geſchaffene Rechtslage des 8 335 StPO. als unan⸗ 
wendbar erſcheinen läßt, iſt doch die erweiterte Auslegung des 8 300 
SLRO. in Fällen der vorl. Art nur zu begrüßen. Die für den Laien 
häufig ſchwierige Entſch., welches Rechtsmittel im Einzelfall einzu⸗ 
legen iſt — vgl. z. B. die widerſprechenden Uet. d. KG.: JW. 1925, 
2278 und d. BayobL®.: JW. 1925, 1915 —, erfordert als Aus⸗ 
gleich eine in dieſen Fragen mögticft großzügige, von einengender 
Auffaſſung befreite Geſetzesanwendung (vgl. Mannheim: JW. 
1926, 1250 Anm. zu Nr. 8 a. E.). 

Da 8 300 StßßO. nur die irrtümliche Bezeichnung des 
Rechtsmittels für unſchädlich erklärt, iſt klargeſtellt, daß die irrtüm⸗ 
liche Wahl des Rechtsmittels ohne Bedeutung und wie jede andere 
irrtümlich abgegebene Prozeßerklärung zu behandeln iſt. 

In Fällen, in denen der Remedent zwiſchen mehreren Rechts⸗ 
mittelarten wählt, d. h. im Bewußtſein der verſchiedenen Möglich⸗ 
keiten ſich für ein Rechtsmittel entſcheidet, liegt eine irrtümliche Be⸗ 
zeichnung (8300 StpO.) nur dann vor, wenn er die geſetzestech⸗ 
niſcheu Ausdrücke — Beſchwerde, Berufung, Reviſion — verwechſelt 
hat. Dies muß bei einem Anwalt im Intereſſe eines geordneten Ver⸗ 
fahrens als durch eine unwiderlegbare Vermutung ausgeſchloſſen er⸗ 
achtet werden; deshalb find m. E. die Entſch. JWe 1925, 1015 6, 
15175, 15273 u. JW. 1926, 12508, welche die von Verteidigern ein⸗ 
gelegten Rechtsmittel umdeuten, unrichtig. Die irrige Annahme, daß 
ein anderes als das eingelegte Rechtsmittel nicht zuläſſig ſei, ſtellt 
lediglich einen unbeachtlichen Irrtum im Beweggrunde dar (vgl. OLG. 
Königsberg a. a. O.; Löwenſtein: JW. 1925, 1015 Anm. zu 
Nr. 6). In den Fällen § 335 StßO. kommt es ſomit allein darauf 
an, welches Rechtsmittel der — nicht rechtskundige — BeſchwFührer 
gewollt hat. Die Rechtsmittelerklärung iſt nach allgemeinen Grund⸗ 
lügen auszulegen, wobei auf die geringe Kenntnis des Publikums 
don prozeſſualen Begriffen Rückſicht zu nehmen iſt. Im allgemeinen 
wird aus der Prozeßlage und aus dem Inhalt der Rechtsmittelſchrift 
der wahre Wille des BeſchwFührers erkennbar fein (vgl. RG.: 
Da. 1926, Rſpr. Nr. 888); ſoweit dies nicht der Fall iſt, muß durch 
Sefragung Aufklärung geſchaffen werden (vgl. Schwarze in 
Holtzend. Hdb. d. Diſch. StrafßrozR, § 342 Stßo. Anm. 1). In 
oieſem Zuſammenhange ſei erwähnt, daß nach d. Allg. Verf. d. Pr. Juſt⸗ 
Min. v. 9. Sept. 1925 (JMBl. 337) der Angekl., der eine unzu⸗ 
zaſſige Berufung eingelegt hat, bei Zuſtellung des Urt. in folgender 
Weiſe zu belehren iſt: 

„Das ergangene Urt. kann mit der Berufung nicht an⸗ 
gefochten werden. Zuläſſig iſt nur die Reviſion (8 313, 334 
SPD.) Falls Sie nicht binnen fünf Tagen unter Angabe 
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bei einem Laien nicht ohne weiteres dahin auslegen, daß er unter 
Übergehung einer Inſtanz unmittelbar die 3. Inſtanz habe anrufen 
wollen. Daß dem Angehl. aber eingehendere Kenntniſſe des Ver⸗ 
ſahrensrechts fehlen, geht ſchon daraus hervor, daß er in feinem 
Schreiben v. 19. Juli 1926 erklärt, er lege Reviſion beim KG. ein, 
und daß er es verſäumt hat, die Reviſionsanträge zu ſtellen und die 
Reviſion zu begründen. Auch die Erklärung v. 26. Aug. 1926 läßt 
keinen zweifelsfreien Schluß dahin zu, daß der Angekl. nicht hat 
Berufung einlegen wollen. Es bleibt ſomit das Schreiben des 
Angekl. v. 6. Sept. 1926, worin er ausdrücklich erklärt, daß er 
mit ſeinem Schreiben v. 19. Juli 1926 Berufung habe einlegen 
wollen. Dieſe Erklärung läßt ſich nicht widerlegen. Es muß daher 
zugunſten des Angekl. die Berufung durch den Schriftſatz v. 19. Juli 
1926 als eingelegt und damit als rechtzeitig eingelegt ange⸗ 
ſehen werden. 
(OG. Kaſſel, StS., Beſchl. v. 26. Okt. 1926, 3 W 144/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Martin Iſaac, Berlin. 


* 
Königsberg. 

45. Wegen Zuwiderhandelns gegen 8 77 der Bekannt- 
machung über die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des 
Konkurſes vom 4. Dez. 1916 kann ein Geſchäftsführer einer 
Gmb. nicht beſtraft werden, wenn auch feine Stamm- 
einlage einen erheblichen Teil des Stammkapitals bildet. f) 

Der Angekl. hat in feiner Eigenſchaft als Geſchäftsführer einer 
Gmbh., bei der ſeine Stammeinlage / des geſamten Stammkapitals 
betrug, in dem über eine Firma eingeleiteten Geſchäftsaufſichtsver⸗ 


des Aktenzeichens mitteilen, daß Sie Reviſion nicht einlegen 
wollen, wird ihre Berufung als Reviſion behandelt werden.“ 
Mit der Aufſtellung eines Rechtsgrundſatzes, daß eine Rechts⸗ 
mitteleinlegung immer als Einlegung des nach der beſonderen Pro⸗ 
zeßlage gerade zuläſſigen und den Belangen des BeſchwFührers dien⸗ 
lichen Rechtsmittels anzuſehen und zu würdigen iſt (vgl. BayobsG. 
StS. 10,57; JW. 1925, 10156; Löwe⸗Roſenberg, Anm. 2 zu 
9300; Stenglein, Anm. zu 8 342 StPO.), läßt ſich in ſolchen 
Fällen nicht viel beginnen, in denen, wie vorliegend, ſowohl Be⸗ 
rufung wie Reviſion zuläſſig iſt. Da abgeſehen hiervon die Frage, 
welches der beiden zuläſſigen Rechtsmittel den Intereſſen des Beſchw⸗ 
Führers dienlich iſt, allein ex post, jedenfalls aber nur ſubjektiv 
vom perſönlichen Standpunkt des BeſchwFührers aus zu beantworten 
iſt, fehlt dem zur Auslegung der Rechtsmittelerklärung berufenen 
Ger. die Möglichkeit, aus den vorbezeichneten Kriterien eine Entſch. 
zu fällen. Nach allgemeiner Erfahrung iſt aber in Übereinſtimmung 
mit dem vorſtehenden Beſchl. anzunehmen, daß der mit einer Entſch. 
unzufriedene Laie in möglichſter Erſchöpfung des Rechtsmittelzuges 
nicht ſogleich die höchſte, ſondern zunächſt die höhere Inſtanz an⸗ 
rufen will, in der er die ihm nicht zuſagende Entſch. nicht nur in 
rechtlicher, ſondern auch in tatſächlicher Beziehung angreifen kann. 
Mit Recht legt das OLG. Kaſſel bei der Auslegung der Rechtsmittel⸗ 
erklärung des Angekl. auf den Umſtand kein Gewicht, daß er die der 
Verurteilung zugrunde gelegten Tatſachen nicht beſtreitet. Abgeſehen 
davon, daß eine Kenntnis ſpezieller ſtrafprozeſſualer Vorſchriften, wie 
der des 8 337 S:PD., bei einem Laien nicht zu erwarten ift, kann 
der BeſchwFührer ſowohl eine rechtliche Nachprüfung der Entſch. in 
der Berufungsinſtanz als auch eine Herabſetzung der Strafe be⸗ 
abſichtigt oder ein neues tatſächliches Vorbringen aus beſonderen 
Gründen ſich für die Hauptverhandlung in der höheren (Tatſachen⸗) 
Inſtanz vorbehalten haben. Die oben erörterte allgemeine Erfahrung 
in Verbindung mit der unwiderlegbaren Erklärung des Angekl. im 
Schreiben v. 6. Sept. 1926 rechtfertigt mithin die vorſtehende Entſch. 
Völlig verſchieden von dieſer Rechtslage ſind die Fälle, in denen 
der BeſchwFührer nach Abgabe der Rechtsmittelerklärung feinen 
Willen ändert und an Stelle des eingelegten Rechtsmittels ein an⸗ 
deres, gemäß 8 335 StpO. auch zuläſſiges Rechtsmittel wählt. So⸗ 
weit dieſe Anderung der Wahl des Rechtsmittels innerhalb der Rechts⸗ 
mittelfriſt geſchieht, iſt fie. als wirkſam anzuerkennen (vgl. R.: 
DRZ. 1926, Rſpr. Nr. 887). Dagegen iſt nach Ablauf der Friſt die 
eine Anderung des Rechtsmittels bezweckende Erklärung mit der 
offentlich⸗rechtl. Natur des Prozeſſes und der Sicherheit des Ver⸗ 
fahrens als unvereinbar und für ebenſo unzuläſſig zu erachten wie der 
Widerruf oder die Anfechtung rechtsförmlich abgegebener prozeſſualer 
Willenserklärungen (vgl. RSSt. 32, 280; 40, 135; 57, 83 NE.: 
JW. 1926, 2448 5; RG.: DNZ.1926, Rſpr. Nr. 757 u. 1095; Bay⸗ 
DILG. StS. 2, 24; BayobsG.: JW. 1925, 10158 und 1926, 27701; 
DLO. Frankfurt a. M.: JW. 1927, 98222; OLG. Königsberg: JW. 
1925, 154512: Löwe⸗Roſenberg, 17. Aufl., Anm. 1 zu 8300; 
vgl. ferner RG. 81, 177; Stein⸗Jonas, 12. Aufl., Vorbem. 3, 6 
vor § 128). AGR. Dr. Un ges Berlin. 


Zu 45. Nur die 88 244 KO. und 83 GmbHG. bedingen die 
Strafbarkeit der Geſellſchaftsorgane (RGSt. 13, 240). Strafrechtl. 
kann nur auf Grund ausdrücklicher Geſetzesvorſchr. die Eigenſchaft 
des Täters bejaht werden: Nulla poena sine lege. Die Entſch. be⸗ 
merkt daher mit Recht, daß die Erweiterung des 8 83 a. a. O. ſich 
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fahren ſich beſondere Vorteile für die Abſtimmung über den Ver⸗ 
gleichsvorſchlag verſprechen laſſen und iſt wegen Vergehens gegen 
§ 77 der Bekanntmachung über die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung 
des Konkurſes v. 4. Dez. 1916 verurteilt. Auf ſeine Reviſion iſt er 
freigeſprochen, weil er nicht Gläubiger i. S. dieſer Beſtim⸗ 
mung iſt. 

Die StR. bejaht die Gläubigereigenſchaft des Angekl. mit der 
Begründung, er feı zu einem Drittel des geſamten Stammkapitals 
Mitgeſellſchafter der GmbH. und infolgedeſſen wirtſchaftlich und 
mittelbar auch Glaubiger. Das iſt rechtsirrig. Es geht nicht an, 
den Begriff „Gläubiger“ im Wege der juriſtiſchen Auslegung ſoweit 
zu dehnen, daß der Täter lediglich auf. Grund ſeiner wirtſchaftlichen 
Stellung zu der von ihm vertretenen Gmbch. zum Gläubiger ge⸗ 
macht wird, trotzdem er rechtlich nicht Gläubiger iſt. Derartiges wider⸗ 
ſpricht dem Weſen des Strafrechts. Die GmbY. iſt eine juriſtiſche 
Perſon, alſo nur ein fingiertes Rechtsſubjekt ohne natürliche Hand⸗ 
lungsfähigkeit und demnach auch ohne ſtrafrechtliche Verantwortlich⸗ 
keit. Strafbar können ſich deshalb durch ihre Handlungen nur die 
Vertreter der juriſtiſchen Perſonen machen. Denn Strafbarkeit ſetzt 
eben voraus, daß in ihrer Perſon und in demjenigen, was ſie tun, 
der geſamte Tatbeſtand der von dem Geſetz mit Strafe bedrohten 
Handlung ſich erfüllt (RG. 16, 123 f.). Dieſe Vorausſetzung trifft 
hier nicht zu. Der geſamte Tatbeſtand des 8 77 verwirklicht ſich in⸗ 
ſofern nicht in der Perſon des Angehl., als er nicht Gläubiger iſt. 
Wohl beſtehen geſetzliche Beſtimmungen, wonach das Organ an Stelle 
der juriſtiſchen Perſon ſtrafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen iſt, 
wie in $ 83 Gmb. und in 8 244 KonkdO.; hier iſt der Kreis der 
Perſonen, auf die die Strafbeſtimmungen der 88 239—241 KonkO. 
Anwendung finden, ausdrücklich erweitert. Dieſe Erweiterung er⸗ 
ſtreckt ſich aber nicht auf den 8 243 Ronkd. und den rechtlich 
gleichliegenden 8 77 der VO. v. 14. Dez. 1916. Auch ſonſt findet ſich 
nirgends eine ſolche Erweiterung für die Strafbeſtimmung des $ 77. 

(OLG Königsberg, Urt. v. 17. März 1927, 6 8 54 27.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 
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46. 8 329 StPO. Wenn ſich der bei Beginn der 
Hauptverhandlung nicht erſchienene Angeklagte noch vor 
der Verkündung des Urteils meldet, darf ein feine Be- 
rufung wegen unentſchuldigten Ausbleibens verwerfen- 
des Urteil nicht mehr erlaffen werden. f) 

Der Angekl. iſt in dem Terminzimmer erſt erſchienen, nach⸗ 
dem ſich die Strafkammer zur Beratung in feiner Sache zurüch⸗ 
gezogen hatte. Demnächſt iſt nach dem Sitzungsprotokoll von dem 
Gericht mit ihm darüber verhandelt, ob ſein nichtpünktliches Er⸗ 
ſcheinen genügend entſchuldigt ſei, und dann, weil dies verneint 
wurde, feine Berufung in feiner Gegenwart auf Grund des § 329 
EBD. verworfen. Die nachgeſuchte Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand iſt durch den angefochtenen Beſchluß abgelehnt, weil ein 
unabwendbarer Zufall nicht vorliegt. 

Die ſofortige Beſchwerde iſt begründet. Es fragt ſich vor 
allem, ob nach $ 329 SPD. wegen nicht genügend entfchuldigten, 


nicht auf den konkursrechtl. Stimmenkauf des 8 243 KO. bezieht. 
Dieſe Unterſuchung wäre jedoch entbehrlich geweſen. Wenn nämlich 
ſelbſt $ 243 KO. einbegriffen wäre, jo bildet die Tatſache, daß $ 77 
GAV. rechtlich gleich liegt, keine Brücke dafür, daß der ſtimmen⸗ 
kaufende GeſchAufſcäläubiger beſtraft werden kann, wie der ſtim⸗ 
menkaufende KonkGläubiger. So ſehr Geſetzesanalogie für die zivil⸗ 
rechtl. Normen der GAV O. ſtändig auf die KO. zurückgreifen läßt, 
ſo wenig darf die rechtliche Verwandtſchaft der Inſtitute Konkurs und 
GeſchAufſ. zur Verletzung des ſtrafrechtl. Grundſatzes führen, daß 
Analogie für das Strafrecht außer Betracht bleibt. 

übrigens hat der Geſetzgeber offenſichtlich die Strafbeſtimmung 
des Stimmenkaufs nicht auf die Geſellſchaftsorgane ausdehnen wol⸗ 
len; ſonſt hätte 8 244 KO. außer den 88 239 bis 241 auch den 8 243 
aufgeführt. 

Vorſtehende Anſicht, daß im GeſchAufſVerfahren nur der eine 
877 Strafbeſtimmungen bringt, daß indes die übrigen Strafbeſtim⸗ 
mungen der KO. durch den 8 77 ausgeſchaltet find, vertrat ich ſchon 
in meinem Hauptkomm. S. 323. Dort ſetzte ich mich mit Wein⸗ 
berg auseinander, der S. 114 ſeines Komm. äußerte, mit 8 77 
ſeien die übrigen Strafbeſtinmungen der KO. nicht weggefallen. 


GehJR. Prof. Dr. Hugo Cahn I, Nürnberg. 


Zu 46. Der Entſch. ift beizuſtimmen. 8329 (früher 370) StPO. 
hat in der Praxis zu großen Härten geführt. Verſucht man den 
geſetzgeberiſchen Gedanken der Beſtimmung herauszuſchälen, ſo 
bleiben zunächſt die Motive unergiebig, da der ganze Abſchnitt über 
die Berufung erſt bei der Beratung des Entwurfes in der Reichs⸗ 
tagskommiſſion durch einen Initiativantrag eingefügt worden iſt. 
Nur ein einziges Mal hat eine ſehr kurze Debatte über die Be⸗ 
rechtigung dieſes Verſäumnisverfahrens ſtattgefunden (Prot. 579, 
Hahn, Mat. I, 1026). Hierbei wurde gegenüber den Angriffen 


Ausbleibens noch verworfen werden konnte, obwohl der Angekl. 
vor der Urteilsverkündung erſchienen war. Dieſe Frage war zu 
verneinen. Die erwähnte Geſetzesbeſtimmung enthält keine Strafe 
für Nicht⸗ oder unpünktliches Erſcheinen, ſondern ſie beruht auf 
der Erwägung, daß der Angehl., der Berufung eingelegt hat, aber 
1190 genügende Entſchuldigung im Hauptverhandlungstermin aus⸗ 
bleibt, dadurch zu erkennen gibt, daß er ſeine Berufung nicht 
aufrechterhalten wolle und daß bei einer derartigen Sachlage kein 
Grund vorliege, auf feine Berufung die erſtinſtanzliche Entſch, ſach⸗ 
lich nachzuprüfen, vielmehr die Berufung ohne weiteres zu ver⸗ 
werfen iſt. Dieſe Erwägung trifft nicht mehr zu, wenn der Angel. 
zwar nicht beim Aufruf der Sache, aber immerhin ſo rechtzeitig 
erſcheint, daß eine Durchführung der Verhandlung noch ohne Ver⸗ 
kürzung möglich iſt. Der Sinn des 8 329 StPO. kann deshalb nur 
dahin gehen, daß in einem ſolchen Falle zu verhandeln und eine 
Verwerfung der Berufung lediglich wegen unentſchuldigten Aus⸗ 
bleibens des Angekl. nicht ſtatthaft iſt. Der Wortlaut des Geſetzes 
ſteht dieſer Auffaſſung nicht entgegen. Denn die Worte „Iſt der 
Angekl. zu Beginn der Hauptverhandlung nicht zugegen“, bejagen 
nur, daß in dieſem Falle nicht weiter auf den Angel. gewartet 
zu werden braucht, ſondern ſofortige Verwerfung der Berufung zu 
erfolgen hat; ſie ergeben aber nichts für die Frage, ob die Ver⸗ 
werfung auch noch erfolgen muß oder auch nur darf, wenn der 
Angekl. noch vor Verkündung des Urt. erſcheint. Eine andere 
Auslegung wäre nicht nur den Intereſſen des Angekl. abträglich, 
ſondern auch durch die Intereſſen der Rechtspflege keineswegs 
geboten; fie kann daher nicht i. S. des Gef. liegen. Ob von 
einer Verwerfung der Berufung ohne ſachliche Prüfung auch dann 
abzuſehen wäre, wenn der Angekl. vor Verkündung des Urt., aber 
nach Entlaſſung der geladenen Zeugen erſcheint, kann dahingeſtellt 
bleiben, da ein derartiger Fall nicht' vorliegt. 
(OLG. Königsberg, Beſchl. v. 12. Mai 1927, 6 W 185/27.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 
g * 

47. Ne bis in idem. Einſtellung des Verfahrens 
wegen einer Handlung, bezüglich deren die Strafkammer 
im Gegenſatz zum Schöffengericht Tateinheit mit einer 
durch Zurücknahme der Berufung oder Freiſpruch rechts- 
kräftig abgeurteilten Handlung angenommen hat. 

Das Schöffengericht hat beide Angekl. wegen unlauteren 
Wettbewerbes und den Angekl. A. wegen Betruges durch eine 
zweite ſelbſtändige Handlung verurteilt, den Angekl. B. von ber 
Beihilfe zum Betruge freigeſprochen. Beide Angekl. haben im vollen 
Umfange Berufung eingelegt. In der Hauptverhandlung vor der 
Strafkammer nahm der Angekl. A. im Einverſtändnis mit der 
Staatsanwaltſchaft die Berufung wegen Betruges zurück. A. iſt 
dann wegen Betruges in Tateinheit mit unlauterem Wettbewerb 
zu derſelben Strafe verurteilt, auf die das Schöffengericht wegen 
Betruges allein erkannt hatte; die Berufung des B. iſt verworfen. 
Mit der Reviſion erſtreben beide Angekl. lediglich ihre Freiſprechung 
von der Anklage des unlauteren Wettbewerbes; ſie haben die Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens wegen dieſes Vergehens erreicht. 
verſchiedener oppoſitioneller Abgeordneter die Beſtimmung ledig⸗ 
lich mit dem Hinweis auf den in dem Nichterſcheinen zu erblicken⸗ 
den Verzicht des Angekl. auf das Rechtsmittel gerechtfertigt. Es 
iſt alſo zweifellos richtig, wenn die Entſch. davon ausgeht, daß die 
Verwerfung der Berufung bei Verſäumnis der Hauptverhandlung 
nicht als Strafe für den Angekl. gedacht iſt, ſondern nur eine glatte 
Abwicklung des Verfahrens ſichern will. Dann wird man aber auch 
zu dem Ergebnis kommen müſſen, daß ein Erſcheinen des Angehl. 
vor Erlaß des die Berufung verwerfenden Urt. klar und eindeutig 
ſeinen Willen zum Ausdruck bringt, auf die Berufung nicht zu 
verzichten. Dem ſteht der Wortlaut des Geſetzes: „bei dem Beginne 
der Hauptverhandlung“ nicht entgegen: denn er will nur dieſe 
Gruppe von Fällen von denjenigen ſcheiden, in denen die Haupt⸗ 


verhandlung bereits begonnen hat und während des Ganges der 


Verhandlung der Angekl. ſich entfernt (8 231 SMD.). Solange 
daher die Vernehmung des Angekl. zur Perſon nicht erfolgt iſt, hat 
auch die Hauptverhandlung i. S. des § 329 noch nicht EN 

Das Urt. läßt es dahingeſtellt, ob in gleicher Weiſe zu ent⸗ 
ſcheiden iſt, wenn die geladenen Zeugen bei dem Erſcheinen des 
Angekl. bereits entlaſſen find. M. E. kann in dieſem Falle die 
Entſch. nicht anders lauten. Erſcheint der Angekl. vor der Verkün⸗ 
dung, ſo hat er eben auf die Berufung nicht verzichtet, und es iſt 
eigentlich nur ſelbſtverſtändlich, daß irgendwelche Maßnahmen, die 
das Gericht in der Zwiſchenzeit getroffen hat, auf dieſe Feſt⸗ 
ſtellung nicht von Einfluß ſein können, vielmehr muß, wenn die 
Zeugen zur Durchführung der Verhandlung unbedingt erforderlich 
find, Vertagung des Termins erfolgen. Die Koſten treffen ja den 
Angekl., falls ſeine Verſpätung nicht genügend entſchuldigt iſt 
(8 467 StßßO.). Im übrigen dürfte dieſer Fall kaum praktiſch 
werden, da mit der Eutlaſſung der Zeugen zweckmäßig bis zum Er⸗ 
laß des die Berufung verwerfenden Urt. gewartet wird. 

j RA Dr. Hugo Stern, Frankfurt a. M. 


56. Jahrg. 1927 Heit 36] 


Auszugehen iſt davon, daß die Beſchränkung der Reviſion des 
A. auf die Verurteilung wegen unlauteren Wettbewerbes unzu⸗ 
läſſig war, da das angefochtene Urt. das Vergehen nicht mehr als 
ſelbſtändige Handlung behandelt, ſondern Tateinheit zwiſchen ihm 
und dem Betruge annimmt. Innerhalb derſelben Schuldfrage, die 
für die Reviſionsinſtanz beide Vergehen umfaßt, iſt aber eine Be⸗ 
ſchrankung der Reviſion auf einzelne Rechtsfragen unzuläſſig. In⸗ 
folgedeſſen gilt auch die Verurteilung des A. wegen Betruges als 
mit der Reviſion angefochten. Dieſer Angriff ſcheitert aber daran, 
daß die Verurteilung des A. wegen Betruges mit dem Augenblick 
der Zurücknahme ſeiner Berufung in der Hauptverhandlung vor 
der Strafkammer rechtskräftig geworden war. Denn die Zurück⸗ 
nahme war noch zuläſſig, da das Schöffengericht in dem Betruge 
eine ſelbſtändige Handlung neben dem unlauteren Wettbewerb er⸗ 
blickt hatte und die Feſtſtellung der Tateinheit zwiſchen dieſen bei⸗ 
den Vergehen erſt durch das am Ende der Verhandlung ergehende 
Urt. der Strafkammer erfolgt iſt. In dieſem Augenblick war aber 
durch den Eintritt der Rechtskraft der Verurteilung wegen Betru⸗ 
ges die Strafklage wegen des geſchichtlichen Vorganges, der den 
Gegenſtand dieſer Straftat gebildet hat, völlig, alſo auch unter dem 
Geſichtspunkt eines ideell konkurrierenden Vergehens verbraucht. 
Der nachträglichen Aburteilung des Vergehens wegen unlauteren 
Wettbewerbes ſteht deshalb der Grundſatz, ne bis in idem ent⸗ 
gegen (Olshauſen, Anm. 38 zu § 73 StGB.; Löwe⸗Roſen⸗ 
berg, 17. Aufl., S. 374 letzter Abſ. vor b). 

Das Fehlen einer ausdrücklichen Rüge der Verletzung dieſes 
Grundſatzes iſt unerheblich, da er auch dem ſachlichen Recht an⸗ 
gehört (Feiſenberger, Stßo. Anm. 3 zu 8 340). 

Aus demſelben Grunde Konnte auch die Verurteilung des 
Angekl. B. wegen unlauteren Wettbewerbs nicht aufrechterhalten 
werden, nachdem er von dem Schöffengericht von der Anklage der 
Beihilfe zum Betrug freigeſprochen war. Denn nach den Feſtſtel⸗ 
lungen der Strafkammer würde die Verurteilung wegen unlau⸗ 
teren Wettbewerbes auch den Tatbeſtand der Beihilfe umfaſſen. 
Ebenſowenig die Strafkammer aber noch eine Beſtrafung wegen 
Beihilfe zum Betrug ausſprechen durfte, kann ſie das nach ihren 
Feſtſtellungen nur in Tateinheit mit dieſen Vergehen begangenen 
Vergehen des unlauteren Wettbewerbes zur Aburteilung bringen. 

(OLG. Königsberg, Urt. v. 15. Juni 1927, 68 142/27.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


Landgerichte. 


Arnsberg. a) Zivilſachen. 

1. 8270 PrStG B.; 8 134 BGB. Ein Vertrag, durch 
den verſchiedene Unternehmer einander verſprechen, bei 
einer öffentl. Ausſchreibung Gebote in gewiſſer Höhe 
abzugeben, ift nichtig. f) 

Die Kl. leiten ihren Schadenserſatzanſpruch aus einer gemein⸗ 
ſam mit dem Bekl. aus Anlaß der öffentlichen Ausſchreibung von 
Dachdeckerarbeiten für einen Rektoratsſchulneubau durch die Stadt 
Sch. getroffenen Vereinbarung her, nach welcher jeder einzelne von 
ihnen ein Angebot in vorher beſtimmter Höhe machen und der den 
Zuſchlag Erhaltende die übrigen gleichmäßig unter den Verhält⸗ 
niſſen des Angebots beteiligen ſollte. Bekl., welcher hiernach das 
höchſte Angebot zu machen hatte, hat ſtatt deſſen jedoch das nie⸗ 
drigſte Angebot unterboten, den Zuſchlag erhalten und weigert 
nun den anderen die Beteiligung. 

Mit Recht hat zwar das AG. die Anwendbarkeit des § 152 
Gewd. abgelehnt, weil es ſich hier nicht um Lohn⸗ und Arbeits⸗ 


Zu 1. Der Entſch. iſt im Ergebnis, jedoch nicht in der Be 

gründung zuzuſtimmen. 
Die fragliche Submiſſionsvereinbarung iſt ein Kartell, 

zwar nicht im wirtſchaftlichen Sinne, wohl aber i. S. des 8 1 
KartVo., und hätte daher zu ihrer Gültigkeit der Schriftform be⸗ 
durft. Das LG. vermißt das Moment der Dauer. Doch iſt das 
Schrifttum nahezu einmütig der Auffaſſung, daß zwiſchen vorüber⸗ 
gehenden „Ringen“ oder „Schwänzen“ und dauernden Kartellver⸗ 
trägen für die Anwendung der KartVO. kein Unterſchied zu machen 
iſt (vgl. Friedländer S. 58: Iſay⸗Tſchierſchky S. 126; 
Haußmann ⸗ Holländer S. 20; Staffel S. 1). 
„2. Bedenklich iſt dagegen die Anwendung des $ 270 preuß. 
SGB. Die fragliche Ausſchreibung iſt m. E. nicht als eine „Ver⸗ 
ſteigerung“ anzuſehen. Das RG. (NS. 35, 395) verlangt hier⸗ 
für eine rechtliche oder tatſächliche Notwendigkeit, für das er⸗ 
zielte Meiſt⸗ oder Mindeſtgebot den Zuſchlag zu erteilen. Daran 
fehlt es regelmäßig bei ſolchen Ausſchreibungen. Sehr oft erhält 
nicht der Mindeſtbietende den Zuſchlag, ſondern eine Perſönlichkeit, 
die, ſei es als beſonders zuverläſſig bekannt iſt, ſei es als orts⸗ 
anfällig oder aus 1 Gründen bevorzugt wird. 
. Davon abgeſehen iſt es ſeit der Entſch. der VergS.: RE. 60, 
2/4 anerkannten Rechtens, daß ſich § 270 preuß. StGB. nicht 
gegen das Rechtsgeſchäft richtet, durch welches der eine gegen Zu⸗ 
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bedingungen im Verhältnis von Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
handelt, welche dieſe Geſetzesbeſtimmung allein im Auge hat. Auch 
die Anwendbarkeit des § 1 KartVO. v. 2. Nov. 1923 (RGBl. 
1067), wonach Verträge und Beſchlüſſe u. a. über die Forderung 
von Preiſen der Schriftform bedürfen, unterliegt Bedenken, weil 
dieſe Beſtimmung, wie die angeführten Beiſpiele „Syndikate, Kar⸗ 
telle, Konventionen“ ergeben, mit dem Begriffe „und ähnliche 
Abmachungen“ doch wohl nur ſolche Vereinbarungen hat treffen 
wollen, welche beſtimmt ſind, einen dauernden Einfluß auf 
die Preisgeſtaltung auszuüben, nicht aber auch eine, wie hier, für 
einen ganz beſtimmten, einzelnen Fall getroffene Vereinbarung. 

Dagegen mußte die Vereinbarung jedenfalls dann als gegen 
die guten Sitten verſtoßend bezeichnet werden ($ 138 BGB.), 
wenn ſämtliche in Betracht kommenden Dachdecker des Ortes an 
ihr beteiligt waren. Gewiß iſt es das gute Recht der Handwerker, 
Gegenmaßnahmen gegen eine Überſpannung des ihnen ſehr nach⸗ 
tekligen Submiſſionsweſens zu treffen. Dem allgemeinen ſittlichen 
Empfinden widerſtrebt es aber, wenn ſie hierzu das Mittel einer 
verabredeten bewußten Täuſchung wählen, indem ſie nämlich in dem 
Ausſchreibenden den Glauben erwecken, daß er es mit im freien 
Wettbewerb geforderten Preiſen zu tun habe, für die eine gewiſſe 
Gewähr der Angemeſſenheit gegeben iſt, während er ſich tatfächlich 
einem abgekarteten Spiel gegenüber befindet, und die Preisfeſt⸗ 
ſetzung lediglich nach gemeinſchaftlichem Gutdünken erfolgt iſt. Da⸗ 
bei iſt es ganz unerheblich, ob ſich die Preiſe im gegebenen Falle 
noch in dem weiten Rahmen der Angemeſſenheit bewegt haben, da 
immer eine falſche Art der Preisbildung vorgetäuſcht iſt. Der freie 
Wettbewerb bleibt auch nicht ſchon dadurch gewahrt, daß auch An⸗ 
gebote auswärtiger Handwerker gemacht werden können, und die 
einheimiſchen immer darauf Rückſicht nehmen müßten. Denn eine 
ſolche Rückſichtnahme bindet ſie nur in weiten Grenzen, weil die 
anſäſſigen Handwerker unter weſentlich günſtigeren Bedingungen 
arbeiten und ſeitens der Stadtverwaltung immer bevorzugt werden. 
Anders wäre die Sachlage vielleicht zu beurteilen, wenn nicht alle 
einheimiſchen Dachdecker beteiligt waren und durch Außenſeiter die 
regulierende Wirkung des freien Wettbewerbs trotz Abmachungen 
einzelner geſichert blieb. Unter den von der Stadt Sch. mitgeteilten 
Bewerbern befindet ſich auch ein F. B., welcher nicht unter den 
Kl. iſt, und es iſt nicht geklärt, ob dieſer nicht an dem Abkommen 
beteiligt geweſen iſt. Es konnte aber dahingeſtellt bleiben, ob dem 
jo iſt und ob hierdurch wirklich die Unfittlijkeit der Vereinbarung 
beſeitigt wäre, weil dieſe aus einem anderen Grunde jedenfalls 
nichtig iſt. 

Der noch in Geltung befindliche $ 270 preuß. StGB. bedroht 
den mit Strafe, welcher „andere vom Mitbieten oder Weiterbieten 
bei den von öffentlichen Behörden oder Beamten vorgenommenen 
Verſteigerungen, dieſelben mögen Verkäufe, Verpachtungen, Lie⸗ 
ferungen, Unternehmungen oder Geſchäfte irgendwelcher Art be⸗ 
treffen, durch Gewalt oder Drohung oder durch Zuſicherung oder 
Gewährung eines Vorteils abhält“. Ein ſolches Abhalten vom 
Mitbieten liegt auch darin, wenn jemand von einem Gebot mit 
geringeren Forderungen abgehalten worden iſt. Daß hier die Be⸗ 
teiligten ohne das Abkommen geringere Forderungen geſtellt haben 
würden, ergibt ſich einwandfrei daraus, daß ſie vorher bereits 
ſämtlich ein Gebot mit geringeren Forderungen gemacht hatten. 

Nun hat das RG. zwar in einer Plenarentſcheidung 60, 273 
entſchieden, daß ſolche Geſchäfte trotz des Verſtoßes gegen ein ge⸗ 
ſetzliches Gebot nicht der Nichtigkeit gemäß 8 134 BGB. verfielen, 
weil nur der Abhaltende, nicht aber auch der Abgehaltene ſich des 
Verſtoßes ſchuldig gemacht habe. Hier iſt die Sachlage jedoch die, 
daß die Beteiligten ſich ſämtlich gegenſeitig unter Verſprechung von 


ſicherung eines beſtimmten Vorteils den andern vom Bieten ab» 
hält. Das LG. bekämpft nicht dieſe Rechtsanſchauung, ſondern macht 
nur eine Ausnahme für den Fall, daß „die Beteiligten ſich ſamt⸗ 
lich gegenſeitig vom Bieten abgehalten haben“. Wie ſo etwas mög⸗ 
lich iſt, iſt allerdings nicht ganz klar. Derartige Abmachungen 
laufen ſtets darauf hinaus, daß einer bietet und dafür den an⸗ 
deren eine Vergütung zahlt. Derjenige, der den Auftrag bekommt 
und die Vergütung zahlen ſoll, iſt alſo nicht vom Bieten abgehal⸗ 
ten worden. Seine Verpflichtung mis alſo auch nach der Theorie 
des LG. gültig ſein. Indeſſen erſcheint die ganze Argumentation 
etwas ſcholaſtiſch. Entſcheidend iſt der Gedauke, daß 8270 den 
Veranſtalter der Verſteigerung ſchützen ſoll, nicht aber 
die Aufgabe hat, den Nutznießer eines Bietungsab kommens von 
ſeiner Gegenleiſtung zu befreien. Weil das LG. dies ver⸗ 
kannt hat, kommt es zu dem ihm ſelbſt ſo unerfreulichen Reſultat. 

3. Aus dem gleichen Grunde liegt auch keine Unſittlichkeit 
des Vertrages vor. Es mag ſein, daß unter gewiſſen Umſtänden im 
Einzelfall der Veranſtalter der Verſteigerung ſich über ſittenwidrige 
Schädigung beklagen kann (vgl. RG. v. 26. Jan. 1926: JW. 1926, 
1549 4). Aber im Innenverhältnis der Vertragspar⸗ 
teien iſt das Abkommen grundſätzlich nicht wegen Sittenwidrigkeit 
zu beanſtanden (RG. 18, 222). 

RA. Dr. Rudolf Iſay, Berlin. 
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Vorteilen abgehalten haben. Wenn das AG. dieſe Gegenſeitigkeit 
als rein zufällig und ohne Bedeutung für die Frage der Nichtig⸗ 
keit bezeichnet, ſo kann dem nicht beigetreten werden. Denn es 
entſpräche nicht dem wahren Sachverhalt, wollte man die Verein⸗ 
barung, wie ſie einheitlich zwiſchen den Beteiligten getroffen iſt, 
nun in lauter einzelne ſelbſtändige Vereinbarungen auflöfen, in⸗ 
halts deren immer einer von ſämtlichen anderen verpflichtet wurde. 
Die Vereinbarung ſtellt vielmehr einen einheitlichen Akt dar, in 
welchem ſich die Beteiligten ſämtlich gegenſeitig in ſtrafbarer Weiſe 
vom Bieten abgehalten haben und zugleich ſich auch ſelbſt haben 
abhalten laſſen. Da alſo die Strafbarkeit nicht allein auf einer 
Seite vorliegt, jo trifft die angeführte Entſch. des NG. dieſen 
Fall nicht. Das Geſchäft iſt nach $ 134 StGB. nichtig, und Rechte 
können daraus nicht hergeleitet werden. Wenn demnach auch 
das ſpätere Verhalten des Bekl. den Kl. gegen⸗ 
über die Mißbilligung jedes rechtlich denkenden 
Menſchen finden wird, jo vermag„diefer Umſtand doch daran 
nichts zu ändern, daß der Rechtsgrund, auf den die Kl. ihre An⸗ 
ſprüche ſtüzen, von Anfang an wegen Verbotswidrigkeit nichtig 
geweſen iſt. 
(LG. Arnsberg, 1. K., Urt. v. 9. Nov. 1926; 3 8 198/26.) 
Mitgeteilt von RA. Wurm, Altenhunden. 


* 
Mainz. 

2. 8 826 BGB. Eine Benutzung eines eigenartigen 
und bekanntgewordenen Warenzeichens für andere Waren 
als die, für welche das Warenzeichen geſchützt iſt, verſtößt 
wider die guten Sitten. f) 

(LG. Mainz, Urt. v. 3. Febr. 1926, HO 192/25.) 

Abgedr. IW. 1927, 1602 f. 


Berlin. b) Strafſachen. 


3. 88 23, 24, 27 Abſ. 3 des Kirchengeſetzes betr. die 
Dienſtvergehen der kirchlichen Beamten vom 16. Juli 
1886 (Kirchl. Geſ.⸗ u. VO Bl. S. 81). Rechte des Unter- 
ſuchungskommiſſars, des Anklagevertreters und des Ver⸗ 
teidigers in der Vorunterſuchung des kirchlichen Diſzi⸗ 
plinarverfahrens. }) 5 

Der § 193 SPD. wird dadurch bedingt, daß nach 89 250 ff. 
SPD. die Zeugen in einem Strafverfahren grundſätzlich in der 
Hauptverhandlung vernommen werden ſollen und nur ausnahms⸗ 
weiſe (§ 251) das Protokoll über ihre frühere richterliche Verneh⸗ 
mung verleſen werden kann. Von dieſem Grundſatz ausgehend be⸗ 
ſtimmt § 193, daß, wenn ein Zeuge außerhalb der Haußtverhand⸗ 
lung vernommen wird, den Beteiligten ermöglicht werden ſoll, eine 
erſchöpfende Aufklärung herbeizuführen, und ihnen deshalb die An⸗ 


Zu 2. Das gut begründete Urt. ſteht in Übereinſtimmung mit 
einer jetzt bereits feſten gerichtlichen Praxis (vgl. LG. Chemnitz: 
JW. 1924, 722: das Zeichen „4711“ angewandt auf Strumpfwaren; 
LG. Elberfeld: JW. 1925, 502: „Odol“ für Stahlwaren; OLG. 
Dresden: MuW. 26, 220: „Elida“ für Schuhwaren; vgl. auch LG. 
Köln: JW. 1925, 1668). Das RG. hatte in früheren Entſch. Gewicht 
darauf gelegt, daß der Geſetzgeber den Schutz des Warenzeichens nur 
für gleichartige Waren verliehen und damit „überlegtermaßen“ das 
Zeichen den übrigen Gewerbetreibenden für andere Waren freigegeben 
habe (vgl. RG. 87, 89 = JW. 1915, 923; RG. 87, 274 = JW. 1916, 
194). Aber gegen dieſe Entſch. waren ſchon von der Rechtslehre Be⸗ 
denken erhoben (vgl. Kohler in der Anm. zu JW. 1916, 194), und 
namentlich Roſenthal (23.1915, 612) und Lobe (Mu W. 16, 129) 
hatten im Anſchluſſe an RG. 73, 294 und 83, 384 — JW. 1914, 250 
darauf hingewieſen, daß — abgeſehen von einer Irreführung des 
Publikums — ſchon in der illoyhalen Benutzung fremder Arbeitsergeb⸗ 
niſſe zu Wettbewerbszwecken ein Verſtoß gegen die guten Sitten zu 
finden ſei, daß es unſittlich ſei, die unter Aufwand von Koſten und 
Mühe erzielten Reklameergebniſſe einer anderen Firma für eigene 
geſchäftliche Zwecke ſich anzueignen und Reklameſchlagworte, die eine 
andere Firma zu Geltung und Anſehen gebracht habe, für ſich aus⸗ 
zunutzen, kurz geſagt, wie Lobe es bildlich, aber treffend ausdrückt, 
beim Wettbewerb „mit fremdem Kalbe zu pflügen“. Dieſer Gedanke hat 
in der reichsgerichtlichen Rſpr. zunächſt in der Anwendung auf die Ent⸗ 
lehnung ſchlagwortartiger Bezeichnungen fremder Geſchäftsunternehmun⸗ 
gen, ſodann auch in bezug auf Warenzeichenreklameworte wiederholt An⸗ 
erkennung gefunden (vgl. die Nachweiſe bei Roſenthal, UnlWG., 
Anm. 49ff., 56, 59 ff. zu 81; Hagen, WIR. S. 171; vgl. ferner JW. 
1926, 48, dazu Molitor, ebenda, und das neueſte „Salamander“ 
Urteil: RG. 115, 401 = JW. 1927, 1585, das den Standpunkt der älteren 
Entſch. RG. 87,89 = ZW. 1915, 923 und 87,274 JW. 1916, 194 — 
auch ein „Salamander“ -Urteil! — ausdrücklich aufgibt). Neuer⸗ 
dings hat Kirchberger: GewRsSch. 1927, 89 in Zweifel gezogen, ob 
es zutreffend ſei, mit Lobe von dem Geſichtspunkt der Irreführung 
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weſenheit bei der Vernehmung zu geſtatten iſt. Dieſer Grundſatz des 
allgemeinen Strafverfahrens wird aber im Diſziplinarverfahren, be⸗ 
ſonders auch im hirchlichen (Kirchengeſetz betr. die Dienſtvergehen 
der Kirchenbeamten und die unfreiwillige Verſetzung derſelben in 
den Ruheſtand v. 16. Juli 1886, S. 81 ff. des Kirchl. Geſetz⸗ u. 
VOBl., 88 27ff.) nicht befolgt, denn es werden in der Haupt- 
verhandlung grundſätzlich die Protokolle über die Ausſagen der 
Zeugen verleſen. Daraus, daß die Hauptverhandlung in beiden 
Verfahren verſchieden geſtaltet iſt, ergibt ſich alſo, daß die Vor⸗ 
ſchriften der SPD. im vorliegenden Fall überhaupt nicht ange⸗ 
wendet werden können. 

Die Befugniſſe des Unterſuchungskommiſſars im Diſziplinar⸗ 
verfahren find in den §8 23, 24 des Kirchengeſetzes feſtgelegt, 
wonach ihm die Vernehmung des Angeſchuldigten und die Be⸗ 
weisaufnahme obliegen. Erſucht er aber wie im vorliegenden Falle 
ein auswärtiges AGG. um Rechtshilfe durch Vernehmung einer 
Zeugin, fo ſchaltet er ſich ſelbſt aus und begibt fi) feiner, Mit⸗ 
wirkung, das erſuchte Gericht tritt an ſeine Stelle, und er kann 
auch durch einen Vertreter nicht bei einer ſolchen Verhandlung 
tätig werden. 

Ebenſo verhält es ſich mit dem Vertreter der Anklage. Seine Be⸗ 
fugniſſe find in den 88 24, 25 des kirchlichen Difziplinargefeges nie⸗ 
dergelegt, und nur das Recht, von dem Stande der Vorunterſuchung 
durch Einſicht der Akten Kenntnis zu nehmen und die ſachdien⸗ 
lichen Anträge zu ſtellen, wird ihm zugeſprochen. Sonſt wird er 
während der Vorunterſuchung überhaupt nicht tätig, ſondern erſt 
nach ihrem Abſchluß (5 25 4. a. O.). Ein Recht auf Anweſenheit 
bei Unterſuchungshandlungen ſteht ihm daher überhaupt nicht zu. 

Dasſelbe gilt aber auch für den Angeſchuldigten und feinen 
Verteidiger. Er iſt nach § 23 a. a. O. in der Vorunterſuchung vor⸗ 
geladen und, wenn er erſcheint, zu hören, aber ein Recht darauf, 
bei der Vernehmung von Zeugen oder Sachverſtändigen in dieſer 
Lage des Verfahrens zugegen zu ſein, hat er nicht, wohl aber in 
der Hauptverhandlung (827 Abſ. 3 a. g. O.). Im übrigen ſteht 
weder ihm noch dem Verteidiger das Recht auf Akteneinficht, nicht 
einmal während der Vorunterſuchung, ſondern nur dem Verteidi⸗ 
ger nach Erhebung der Anklage zu. 

Hieraus folgt nach allgemeiner Anſicht ((Goßner, Kirchen⸗ 
recht 2. Aufl. 1914, J, S. 535 Anm. 56; Schön, Ev. Kirchenrecht 
1910, II, S. 279; Frank, Die neuen Difziplinargeſetze der deut⸗ 
ſchen evangeliſchen Landeskirchen 1890, S. 24, 29—31, 33), daß 
die Beweisaufnahme in der Vorunterſuchung des kirchlichen Diſzi⸗ 
plinarverfahrens im Gebiete des Kirchengeſetzes v. 16. Juli 1886 
in Abweſenheit des Anklagevertreters, des Unterſuchungskommiſ⸗ 
ſars, des Angeſchuldigten und ſeines Verteidigers vor ſich gehen muß. 

(LG. III Berlin, Beſchl. v. 24. März 1927, 13 aQ 65/27.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Günther Alexander⸗Katz, Berlin. 


des Publikums in dieſer Frage abzuſehen. Tatſächlich dürfte in den 
meiſten Fällen zugleich eine Irreführung des Publikums inſofern vor⸗ 
liegen, als im Publikum der Eindruck erweckt werden ſoll, daß min⸗ 
deſtens gewiſſe geſchäftliche Verbindungen oder Beziehungen zwiſchen 
dem Unternehmen des Entlehners und demjenigen des anderen Ge⸗ 
werbetreibenden beſtehen, und Magnus hat in der Sitzung des 
Deutſchen Vereins für den Schutz des gewerblichen Eigentums im 
Nov. 1925 mit Recht darauf hingewieſen, daß durch die zahlreichen 
Umſtellungen in der Induſtrie derartige Irrtümer noch weſentlich 
genährt werden (vgl. Gewei Sch. 1926, 77). Auf die Ausnußung dieſes 
Irrtums wird der unlautere Wettbewerb regelmäßig abzielen. Aber 
es bleibt m. E. doch zutreffend, daß auch in den Fällen, wo eine ſolche 
Irrtumserregung nicht in Frage kommen ſollte, doch die Ausbeutung 
fremder Arbeitsergebniſſe für den eigenen Vorteil im Weltbewerb 
ſchon an ſich unſittlich iſt. 
Vizepräſident Dr. Matthieſſen, Kiel. 


Zu 3. In dieſer Entich. werden zwei verſchiedene Probleme 
einigermaßen miteinander vermengt, aber richtig beurteilt. 1. Die an⸗ 
gezogenen Vorſchriften des mit einigen Anderungen (vgl. VerfUrk. f. 
die ev. Kirche der altpreuß. Union v. 29. Sept. 1922, Art. 159 Abſ. 2) 
fortgeltenden DiſziplG. von 1886 laſſen eine andere Auslegung wohl 
nicht zu, dagegen eine anderweitige Regelung de lege ferenda wün⸗ 
ſchenswert erſcheinen. 2. Das auf Rechtshilfeerſuchen hin tätig wer⸗ 
dende ſtaatliche Gericht (Verpflichtung dazu gemäß dem Stch. betr. 
die Kirchenverfaſſungen der ev. Landeskirchen v. 8. April 1924, 
Art. 14 Nr. 2) hat die Grundſätze und Vorſchriften nicht des ſtaat⸗ 
lichen Strafprozeßrechts, ſondern des kirchlichen Diſziplinarverfahrens⸗ 
rechts anzuwenden; die Gewährung des bracchium saeculare iſt nicht 
Beſtandteil eines weltlichen Strafprozeſſes, ſondern eines kirchlichen 
Dienſtſtrafprozeſſes, muß ſich alſo nach den für letzteren gegebenen 
Normen abſpielen; insbeſ. kommt eine analoge Anwendung des 8193 
StPO. nicht in Betracht. 5 

Konſiſtorialrat Prof. Dr. Gieſe, Frankfurt a. M. 
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Breslau. Amtsgericht. 


1. Gem. 8 19 Ziff. 7a find Vollmachten in allen durch 
die StPO. und ZPO. geregelten Angelegenheiten von der 
Stempelabgabe befreit. Die Bevollmächtigung zur Emp⸗ 
fangnahme von Zuſtellungen auch im Strafprozeß fällt 
unter die Befreiungsvorſchrift. 

(AG. Breslau, Beſchl. v. 29. Juni 1927, I M 695/27.) 
Mitgeteilt von RA. Foerder, Breslau. 


Ausland. 


Obertribunal Kaunas. 


1. 848 StB. Eine Anſtiftung zur Beihilfe an der 
eigenen Tat fällt nicht unter 848 StGB., weil fie mittel⸗ 
bar eine Teilnahme an der eignen Tat enthalten würde, 
während 8 48 eine von einem Anderen begangene Straf⸗ 
tat erfordert. Folgeweiſe kann auch eine Beihilfe zu einer 
ſolchen Anſtiftung unter dieſem rechtlichen Geſichtspunkt 
a ftrafbar fein, ſondern nur als Beihilfe zur Haupttat 
ſelbſt. 

(Obertribunal Kaunas, Urt. v. 21. Sept. 1926, 8 29/26.) 
* 


2. 863 StGB. Der Strafantrag wirkt unter Um⸗ 
ſtänden auch gegen den Anzeigenden ſelbſt. f) 

Wenn auch die Abſicht des Anzeigenden nur die geweſen ſein 
mag, die Einleitung eines Strafverfahrens gegen einen Dritten zu 


Zu 2. Der Fall, auf den ſich obige Entſch. bezieht, lag, wie 
mir mitgeteilt wird, folgendermaßen: 

Albert K. veranſtaltet eine Jagd, an der außer ihm fein Sohn 
Paul X. ſowie Y. und Z. teilnahmen. In einer Jagdpauſe ſetzt 
ſich Y. mit ſeinem nicht entladenen Gewehr auf einen Schlitten. 
Albert k. und Z. verſuchen ihn im Scherz herabzuzerren. Hierbei 
entlädt ſich das Gewehr des Y., und Paul K. wird durch den Schuß 
verletzt. Albert X. ſtellt Strafantrag gegen Y. Letzterer wird rechts⸗ 
kräftig wegen fahrläſſiger Körperverletzung verurteilt. Nunmehr aber 
erhebt die Staatsanwaltſchaft auf Grund des Strafantrags des Albert 
K. auch gegen dieſen ſelbſt und gegen Z. als an der Tat Mitbetei⸗ 
ligte die Anklage. 

Dieſer Anklage liegt die Auffaſſung zugrunde, daß 8 63 StGB. 
(Grundſatz der Unteilbarkeit dez Strafantrags), indem er den Straf⸗ 
antrag gegen „fämtliche an der Handlung Beteiligten“ wirken 
läßt, mit logiſcher Konſequenz dazu führe, daß ſich der Antragſteller, 
5 er an der Tat mitbeteiligt ift, auch ſelbſt der Strafverfolgung 
ausſetzt. 

Dieſer in obigem Urt. gebilligten Auffaſſung kann nicht bei⸗ 
getreten werden. 

J. Bevor auf 8 63 StGB. eingegangen wird, empfiehlt es ſich, 
zunächſt den Fall ins Auge zu faſſen, daß der für die Strafantrag⸗ 
ſtellung in Frage Kommende der alleinige Täter iſt, alſo z. B. 
der Vater allein fein Kind gemißhandelt hat (8 651 Satz 2 und II 
SGB.) oder der amtliche Vorgeſetzte den Untergebenen beleidigt hat 
(8 196 StGB.). 

Würde in dieſen Fällen der Täter ein Strafverfahren gegen ſich 
ſelbſt, beantragen, jo iſt klar, daß dieſer „Antrag“ keinen Straf⸗ 
antrag im techniſchen Sinne darſtellen würde. Es iſt bisher noch 
nie bezweifelt worden, daß bei den Antragsdelikten unter einem Straf⸗ 
antrag ein von dritter Seite gegen den Beſchuldigten geſtellter An⸗ 
trag zu verſtehen iſt. Ergreift der Täter ſelbſt die Initiative, um 
die Erhebung der Klage gegen ſich zu veranlaſſen, fo iſt dies eine 
Selbſtanzeige, eine Selbſtbezichtigung, ein Geſtändnis u. dgl., wie ſie 
zu der „Beſchuldigten“⸗Rolle paſſen, dagegen haben ſolche Erklärungen 
nichts zu tun mit dem Grundgedanken des Inſtituts des Straf⸗ 
antrags, der dahin geht, daß der Täter unbehelligt zu laſſen ſei, 
ſofern nicht Intereſſen Dritter an der Strafverfolgung zum Ausdruck 
gebracht werden. Sonſt würde man dem Täter gewiſſermaßen ein 
Recht auf Prozeß gegen ihn zuſchreiben, während ihm die SPD. 
ausſchließlich die Rolle eines ſolchen zugedacht hat, der verpflichtet 
iſt, die Strafverfolgung über ſich ergehen zu laſſen. Zu dieſem Re⸗ 
ſultat (daß ein von dem Beſchuldigten gegen ſich geſtellter „Straf⸗ 
antrag“ juriſtiſch Rein Strafantrag iſt) führt auch ein Rückſchluß 
aus 8 374 II u. III SPD. Wie allgemein anerkannt iſt, kann nie⸗ 
mand eine Strafklage gegen ſich ſelbſt erheben (weder im eigenen 
Namen noch als Vertreter des Kl.). Wollte man nun einen „Straf⸗ 
antrag contra se ipsum“ zulaſſen, ſo würde ſich an Hand des 
EL II, III auch eine Privatklage contra se ipsum als ftatthaft 

en. 

„Dabei begründet es auch keinen Unterſchied, ob es ſich um einen 
ſolchen Strafantrag handelt, bei dem der Erklärende im eigenen 
Namen (vgl. 8651 Satz 1, J 182 II, 8 196 St B.), oder um einen 
ſolchen, bei dem er kraft Vertretungsmacht (vgl. § 65 II StGB.) 
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veranlaſſen, fo ſteht dieſer Umſtand feiner eigenen ſtrafrechtlichen Ver⸗ 
folgung nicht entgegen, ſofern er als Mittäter in Betracht kommt 
und ſeine Eingabe überhaupt als rechtswirkſamer Strafantrag an⸗ 
zuſehen iſt. Dies folgt aus der Vorſchrift des 863 St B., wonach 
der Antrag nicht geteilt werden kann und das Verfahren gegen 
ſamtliche an der Handlung Beteiligte (Täter und Teilnehmer) 
ſtattfindet, auch wenn nur gegen eine dieſer Perſonen auf Be⸗ 
ſtrafung angetragen worden iſt. 
(Obertribunal Kaunas, Entſch. v. 3. Aug. 1926, 8 22/26.) 
Mitgeteilt von Obertribunalrichter Plümicke, Memel. 


Berichtigung. 

In der Entſch. Rd.: JW. 1927, 1750 wird Folgendes rich⸗ 
tiggeſtellt: 

In Zeile 14 des Textes muß es ſtatt „Die Vorinſtanzen haben 
die Klage abgewieſen“ heißen: „Das LG. hat die Klage zurück⸗ 
gewieſen, das OLG. hat dem Klageantrag ſtattgegeben, die Rev. 
iſt zurückgewieſen worden.“ D. S 


Die Seilerfchen Umwertungszahlen. 


1 15 Gelbwertzahlen en Wie 
April 1,464 Bil. 67,5% 988 Mild. 
Mai 1,465 „ 68,0 % 9968 „ 
Juni 1477 „ 68,5 % 1012 „ 
Juli 1,500 „ 69,0 % 1035 „ 


auftritt. In beiden Fällen ſcheitert das „Strafantrags“⸗Begehren an 
der Perſonenidentität. Die rechtliche Möglichkeit, einen wirkſamen 
Strafantrag zu ſtellen, eröffnet ſich in den Fällen, in denen der 
geſetzliche Vertreter, der Vorgeſetzte uſw. ſelber der alleinige Täter 
iſt, ſomit nur für andere (evtl. ad hoc beſtellte) geſetzliche Ver⸗ 
treter uſw. 

II. Dieſe Rechtsſtellung des Täters, inhalts deren er nicht im⸗ 
ſtande iſt, einen wirkſamen Strafantrag gegen ſich ſelbſt zu ſtellen, 
ändert ſich dadurch nicht, daß er einer von mehreren an der 
Tat Beteiligten iſt. Er kann in dieſem Falle wohl einen Straf⸗ 
antrag gegen die Mitbeteiligten ſtellen; aber dieſer berührt ihn als 
Täter nicht. Seine Erklärung kann in der Richtung gegen ihn 
juriſtiſch überhaupt keinen Strafantrag darſtellen. Bei anderer Auf⸗ 
faſſung würde ſich das abſurde Ergebnis einſtellen, daß eine Rechts⸗ 
folge, die das Geſetz nicht einmal der ausdrücklichen Willenserklärung 
(dem Strafantrag contra se ipsum) zuſpricht, dem Fehlen einer 
ſolchen Willenserklärung (und in der Regel der Fälle ſogar eines 
Willens) zukäme. Ferner würde ein Täter, der (vielleicht aus ſehr 
üblen Motiven!) eine Strafverfolgung gegen ſich herbeiführen will, 
und der dies nach den Darlegungen unter I nicht auf geradem Wege 
erreichen kann, ſein Ziel dadurch auf Umwegen erreichen können, 
daß er den Strafantrag gegen den Mitbeteiligten richtet, was gewiß 
unannehmbar iſt. 

III. Hiernach ergibt ſich auch die richtige Auslegung des 8 63 
StGB. Die „ſamtlichen“ Beteiligten, die nach ihm der Strafankrag 
unteilbar ergreift, find nur die mit dem Antragſteller nicht iden⸗ 
tiſchen. Dieſer ſelbſt bleibt dabei völlig ausgeſchaltet. Dieſe Aus⸗ 
legung entſpricht auch der ratio des Grundſatzes der Unteilbarkeit, 
die ja erſt den mit dem Geſetzeswortlaut zu verbindenden Sinn er⸗ 
gibt. Denn dieſer Grundſatz iſt dem Gedanken entſprungen, daß die 
unterſchiedliche Behandlung der Gegner durch den Antragſteller auf 
parteiiſche Einftellung, auf Gunſt oder Abneigung, auf Laune zurück⸗ 
gehen kann, und daß der Antragsberechtigte ſich den Strafantrag von 
den einzelnen „abkaufen“ laſſen könnte. Das paßt aber nur für 
das Verhaltnis des Antragſtellers zu anderen. Daran, dem An⸗ 
tragsberechtigten zuzumuten, entweder über ſich ſelbſt mit ein Straf⸗ 
verfahren heraufzubeſchwören oder auf die Verfolgung der übrigen zu 
verzichten, hat das Geſetz ſicher nicht gedacht. Es läge darin auch 
eine verkappte Preisgabe des Satzes „Nemo se ipsum prodere 
tenetur.“ Der moderne Strafprozeß verpflichtet den Beſchuldigten nur 
zum Dulden, nicht zu aktiver Tätigkeit, durch die er ſich ſelbſt der 
Juſtiz in die Hände liefert. Es wäre merkwürdig, wenn 863 StGB. 
auf ihn einen pſychologiſchen Druck dahin ausüben wollte, die Juſtiz 
gegen ſich anzurufen, wofern er an der Beſtrafung anderer intereſſiert 
ſei. Schließlich würde § 63 bei der Deutung, daß der Antragſteller 
ſelber mit zu den „ſämtlichen“ Beteiligten gehöre, zu einer regel⸗ 
rechten „Menſchenfalle“ werden können. Denn wenn ein Mitbetei⸗ 
ligter gegen die anderen Beteiligten Strafantrag ſtellt, ſo wird er 
in aller Regel nicht entfernt ahnen, daß er daraufhin plötzlich ſelber 
zum Angeklagten gemacht werde. Er würde, wenn er das geahnt 
hatte, meiſt von der Antragſtellung Abſtand genommen haben. Es 
hieße gewiß dem Geſetzgeber zu nahe treten, wenn man annehmen 
wollte, daß er eine ſolche Falle habe aufſtellen wollen! 

x Prof. Dr. E. v. Beling, München. 
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Dem Reichstage und dem Landtage vorliegende Geſetzesentwürfe. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Verlin. 


1. Wiederholt iſt im RT. in den letzten Jahren die reichs⸗ 
geſetzliche Regelung des Auslieferungsweſens gefor⸗ 
dert worden. Dabei wurde insbeſ. befürwortet, daß durch das 
Auslieferungsgeſetz die ordentlichen Gerichte zur Mitwirkung bei 
der Prüfung der Auslieferungserſuchen berufen werden möchten. 
Dieſen Wünſchen wird jetzt durch die Vorlage des Entw. 
eines deutſchen Auslieferungsgeſetzes entſprochen. 
Der Entw., der 54 Paragraphen umfaßt, behandelt im erſten Ab⸗ 
ſchnitt die Rechtshilfe durch Auslieferung und Durchlieferung, im 
zweiten die Rechtshilfe durch Herausgabe von Gegenſtänden und 
im dritten die ſonſtige Rechtshilfe in Strafſachen. Für jede Art 
der Rechtshilfe iſt beſtimmt, unter welchen Vorausſetzungen ſie ge⸗ 
währt werden kann und in welchem Verfahren ſie ſich vollzieht. Am 
wichtigſten ſind die Beſtimmungen über die Ausliefe⸗ 
rung. Der Entw. geht von der herrſchenden Auffaſſung aus, daß 
die Auslieferung lediglich Zwecken der Strafrechts⸗ 
pflege dient. Ein Ausländer, der von der Behörde eines aus⸗ 
ländiſchen Staates wegen einer ſtrafbaren Handlung verfolgt wird 
oder verurteilt worden iſt, kann der Regierung dieſes Staates 
auf Erſuchen einer zuſtändigen Behörde zur Strafverfolgung oder 
Strafvollſtreckung ausgeliefert werden. Vorausſetzung der Auslie⸗ 
ferung iſt, daß der Verfolgte wegen einer Straftat im eigentlichen 
Sinne zur Unterſuchung gezogen oder verurteilt worden iſt; es 
wird daher die Auslieferung wegen rein militäriſcher Straftaten, 
die einen dem allgemeinen Strafrecht unbekannten, lediglich den 
beſonderen militäriſchen Verhältniſſen entnommenen Tatbeſtand 
enthalten, unterſagt (88 1, 2). Der § 3 ſichert das von allen 
Kulturſtaaten anerkannte und hochgehaltene ſogenannte poli⸗ 
tiſche Aſyl; die Auslieferung iſt hiernach nicht zuläſſig 
bei politiſchen Taten. Zu den geſetzlichen Vorausſetzungen der 
Auslieferung gehört nicht der Nachweis, daß der Verfolgte der ihm 
zur Laſt gelegten Tat in einem beſtimmten Grade verdächtig oder 
überführt iſt. Die Auslieferung ſetzt nach dieſer Richtung nur vor⸗ 
aus, daß ein Haftbefehl oder das vollſtreckbare Straferkenntnis 
einer zuſtändigen Behörde des ausländiſchen Staates wegen der 
Tat vorgelegt wird ($ 5). Durch § 6 wird die ſog. Spezialität 
der Auslieferung geſichert; die Auslieferung ſetzt hiernach 
voraus, daß die erſuchende Regierung in rechtsverbindlicher Weiſe zu⸗ 
geſagt hat, eine Strafverfolgung gegen den Ausgelieferten nur 
wegen der Taten vorzunehmen, für die ihr die Auslieferung be⸗ 
willigt iſt. Beſonderer Regelung bedurfte Art und Maß der Mit⸗ 
wirkung der Gerichtsbehörden bei Prüfung der Zuläſſigkeit der 
Auslieferung. Es wird für die Zuläſſigkeit der Auslieferung ein 
Gerichtsbeſchluß für erforderlich erachtet, wenn ſich der 
Verfolgte nicht zu Protokoll eines Richters mit der Auslieferung 
einverſtanden erklärt hat. Eine freie Entſchließung über die Aus⸗ 
lieferung kommt nur dann in Betracht, wenn entweder der Ver⸗ 
folgte der Auslieferung zugeſtimmt oder der Gerichtsbeſchluß die 
Auslieferung für zuläſſig erklärt hat. Verneint das Gericht die 
Zuläſſigkeit der Auslieferung, ſo muß der Verfolgte alsbald aus 
der Auslieferungshaft entlaſſen und die erſuchende Regierung ab⸗ 
lehnend beſchieden werden (vgl. 88 7, 17). In den 88 8 und 9 iſt 
die ſachliche und örtliche Zuſtändigkeit der Gerichts⸗ 
behörden für die Bearbeitung der Auslieferungsfälle geregelt. 
Es werden die Strafſenate der Oberlandesgerichte 
für zuſtändig erklärt. Zur Sicherung der Einheitlichkeit der 
deutſchen Rechtſprechung in Auslieferungsangelegenheiten iſt be⸗ 
ſtimmt, daß das mit der Sache befaßte OLG. ſich der Entſch. zu⸗ 
gunſten des RG. enthalten kann, wenn es ſich um eine Rechtsfrage 
von grundſätzlicher Bedeutung handelt, und daß es ſich der eigenen 
Entſch. enthalten muß, wenn es von der reichsgerichtlichen Beur⸗ 


teilung einer Rechtsfrage in Auslieferungsſachen abweichen will. 
Von den übrigen Beſtimmungen kann nur einiges noch hervor⸗ 
gehoben werden. Der Verfolgte kann in jeder Lage des Verfah⸗ 
rens einen Rechtsbeiſtand zuziehen. In Fällen eines 
beſonderen Bedürfniſſes kann ihm ein Rechtsanwalt beigeordnet 
werden. Ein Rechtsanwalt muß beigeordnet werden, 
wenn der Verfolgte keinen Rechtsbeiſtand gewählt hat und das Ge⸗ 
richt in Abweſenheit des Verfolgten in mündlicher Verhandlung 
die Zuläſſigkeit der Auslieferung erörtert. Der Rechtsbeiſtand 
kann die dem Gericht vorliegenden Akten über das Auslieferungs⸗ 
verfahren einſehen. Ihm iſt ſchriftlicher und mündlicher Verkehr 
mit dem verhafteten Verfolgten geſtattet. Der beigeordnete Rechts⸗ 
anwalt iſt verpflichtet, die Beiſtandsleiſtung zu übernehmen (nähe⸗ 
res vgl. § 32). Er erhält die Gebühren nach Maßgabe der Gebo. 
aus der Staatskaſſe. Wegen der Schwierigkeit ſeiner 
Aufgabe find die Höchſtſätze der RA Geb O. in Ausſicht 
genommen, fo z. B. für die Beiſtandsleiſtung bei einer mind» 
lichen Verhandlung der Betrag von 80 RN; erſtreckt ſich die Ver⸗ 
handlung auf mehrere Tage, ſo erhoht ſich die Gebühr für jeden 
weiteren Tag um 15 Teile (näheres vgl. 8 50 des Entw., der 
hinter $ 75 RAcgebO. vier neue Vorſchriften einfügt). — Nach 
den Gepflogenheiten des deutſchen Auslieferungsverkehrs kommt 
eine Auslieferung an eine ausländiſche Regierung 
grundſätzlich erſt dann in Frage, wenn der Verfolgte 
der deutſchen Strafrechtspflege Genüge getan 
hat. In Ausnahmefällen wird es jedoch mit den Intereſſen der 
inländiſchen Rechtspflege vereinbar fein, von der Strafverfol⸗ 
gung oder der Straſpollſtreckung abzuſehen, um die alsbaldige 
Auslieferung des ausländiſchen Beſchuldigten oder Verurteilten zu 
ermöglichen. Der Entw. ſieht deshalb eine Anderung der EtPd. 
dahin vor, daß von der Erhebung der öffentlichen Klage abgeſehen 
werden kann, wenn der Beſchuldigte wegen der Tat einer auslän⸗ 
diſchen Regierung ausgeliefert wird. Das gleiche gilt, wenn er 
wegen anderer Taten einer ausländiſchen Regierung ausgeliefert 
wird und die Strafe, zu der die inländiſche Verfolgung führen 
kann, neben der Strafe, zu der er im Auslande rechtskräftig ver⸗ 
urteilt worden iſt oder die er im Auslande zu erwarten hat, nicht 
ins Gewicht fällt (vgl. 8 49 des Entw., der in die SPD. einen. 
neuen § 154 a einfügt). Eutſprechend beſtimmt ein neuer $ 456 a 
SPD., daß von der Vollſtreckung der Freiheitsſtrafe abgeſehen 
werden kann, wenn der Verurteilte wegen einer anderen Tat einer 
ausländiſchen Regierung ausgeliefert wird. 


2. Zugegangen iſt dem RT. ferner der Entw. eines Gef. über 
das Luftverkehrsabkommen zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Italien, das den Zivilluftverkehr zwiſchen den 
beiden Staaten i. S. möglichſter Förderung des Luftverkehrs re⸗ 
geln und dabei die Intereſſen der öffentlichen Sicherheit, des Pri⸗ 
vateigentums und der einheimiſchen Luftverkehrsunternehmen wah⸗ 
ren will. Für den Einzelverkehr von Luftfahrzeugen des einen 
Vertragsſtaates in den anderen iſt völlige Freiheit vorgeſehen; der 
Betrieb von regelmäßigen Luftlinien eines Luftfahrtunternehmens 
des einen Staates in bas Gebiet des anderen unterliegt dagegen 
noch einer Sondervereinbarung. 


3. Die dem Reichstag vorliegenden Geſetzesentwürfe betr. 
Übereinkommen und Statut über die interna⸗ 
tionale Rechtsordnung der Eiſenbahnen und die 
internationale Rechtsordnung der Seehäfen ent⸗ 
halten Abkommen, die auf der vom Völkerbund einberufenen, von 
40 Staaten beſchickten 2. Allgemeinen Verkehrskonferenz in Genf 
abgeſchloſſen worden ſind. 


Die Aberſicht der Rechtſprechung dieſes Heftes gelangt aus techniſchen Gründen im nächſten Hefte zum Aboͤruck. 
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